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Umfemg  der  nachfolgenden  Darstellung,  8.  171. 

I.  Die  yerschiedenen  logisch-folgerichtigen  Ord- 
nungen desVerh&ltnisses  des  Staates  zurKirche. 
Der  menschliche  Trieb  zur  religiösen  Vereinigung  und 
Glaube  an  Lehren  Dritter,  8.  172.  —  Die  hieraus  sich 
gebenden  Ordnungen  zwischen  8taat  und  Kirche.  1.  Voll- 
ständige Einheit  zwischen  beiden,  8.  175.  —  2.  Neben- 
einanderbestehen beider  als  Dualismus,  176.  —  Ueber- 
gewicht  eines  Theiles,  8.  176.  —  Freiheit  der  Kirche  in 
ihrem  Privatleben  das.  —  Prüfung  des  Systemes  des  Dua- 
lismus ,  8.  178,  —  des  principiellen  Vorherrschens  der 
Staatsgewalt,  S.  181,  —  der  Kirche  162,  —  der  vollständigen 
Drängung  der  Kirche  in  die  Stellung  von  Privatkörper- 
schaften, 8.  188. 

n.  Die  gemischten  Systeme. 

Allgemeine  Grundsätze,  8.  186,  —  deren  Anwendung  auf 
den  Fall  eines  paritätischen  constitutionellen  Landes  mit 
Rücksicht  auf  die  logische  Ordnung,  —  8.  188,  —  der 
praktisch  richtige  u.  ausführbare  Standpunkt,  S.  190. 
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Stellung  der  kirchlichen  Vereine  zu  den  Staatsgesetzen, 
8.  216.  —  6.  Die  Besetzung  der  Kirchenämter  durch  die 
Kirchen,  Forderungen  des  Staats,   8.  219.  —  6.  Die  reli- 
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massregeln  a.  beim  Erwerbungsrecht.  Schenkongen,  S.  288.  — 
b.  Art  und  Grösse  des  kirchl.  Vermögens,  S.  241,  —  c.  bei 
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1. 

Politische  Aphorismen 

abgeleitet  aus  der  Zeitgeschichte. 

Geschichtliche  Thatsachen  dienen  der  theoretischen  Staatskanst  auf 
zweierlei  Weise.  Einmal  als  Belege  der  Wahrheit  bereits  festgestellter 
Grandsätze;  sodann  aber  auch  als  Stoff,  aus  welchem  neue'  allgemeine 
Regeln  entwickelt  werden.  Der  vortreffliche  Gebrauch,  welchen  die  Meister 
des  Faches  in  beiden  Beziehungen  zu  machen  gewusst  haben,  ist  freilich  fftr 
sdiwächere  Kräfte  weit  mehr  entmuthigend  als  aufmunternd;  dennoch  kann 
die  Wissenschaft  auch  hier  nicht  stille  stehen.  Die  ununterbrochenen  Ver- 
änderungen der  Lebensgestaltungen  bringen  immer  wieder  neue  Beispiele, 
welche  zu  Belegen  dienen,  so  wie  früher  nicht  vorhanden  gewesene  That- 
sachen, welche  unter  einen  der  bereits  ausgebildeten  Grundsätze  nicht  ge- 
bracht werden  können.  Es  ist  aber  gerade  neuer  geschichtlicher  Stoff  von 
besonderer  Wichtigkeit,  weil  er  die  für  die  *  Gegenwart  und  die  nächste 
Zukunft  passenden  Regeln  am  sichersten  und  leichtesten  liefert. 

Ein  solcher  Versuch,  Erscheinungen  der  Tagesgeschichte  zur  Gewinnung 
theoretischer  Sätze  zu  bentltzen,  wird  im  Nachstehenden  gemacht.  Man 
würde  dem  Verfasser  Unrecht  thun,  wenn  man  seine  Versicherung,  er 
erachte  den  Versuch  selbst  fttr  einen  schwachen,  als  Ziererei  nehmen 
wollte.  Er  ist  aber  immer  der  Meinung  gewesen,  ein  gänzliches  Unterlassen, 
aus  Furcht  das  Vollkonmiene  nicht  zu  erreichen,  sei  der  Wahrheit  und  dem 
Fortschritte  am  wenigsten  dienlich. 

Die  im  Folgenden  vorgelegten  Bemerkungen  machen,  wie  der  erste 
Blick  zeigt,  keinerlei  Anspruch  auf  eine  Berücksichtigung  sämmtlicher  Theile 
des  Staatslebens  oder  auf  s^rstematisdie  Ordnung;  sie  sind  jedoch  zur  leichtem 
Uebersidit  stofflich  zusammengestellt. 


PoliÜBche  Aphorismen. 


Ton  poUtifolien  Parteien  und  Elementen. 

1. 
Wichtigkeit   einer  Partei-Benennung. 

Da  die  meisten  Menschen  zu  träge  sind  zum  eigenen  Denken,  zu  stumpf, 
um  das  wahre  Wesen  der  Dinge  aufzufassen,  sie  sich  vielmehr  mit  Worten 
und  fertigen  Eedeweisen  zufrieden  stellen  lassen  und  selbst  zufrieden  stellen: 
so  ist  es  keineswegs  gleichgültig,  welche  Benennung  einer  politischen 
Partei,  einem  Plane,  einer  Verfia-hrensweise  gegeben  wird.  Der  grosse  Haufe 
wird,  wenigstens  zun^U^hst,  sich  an  den  Schall  halten,  und  danach  Zustim- 
mung oder  Abneigung  eintreten  lassen. 

So  war  es  in  den  20ger  Jahren  sehr  von  Einfluss  auf  die  numerische 
Stärke  der  Parteien,  dass  die  eine  die  «liberale»,  die  andere  die  «servile» 
genannt  wurde.  Wer  hätte  nicht  «liberal»  sein,  wer  es  sich  nachsagen 
lassen  oder  gar  sich  selbst  dazu  bekennen  wollen,  dass  er  servil  sei?  — 
Es  war  sehr  folgereich  in  den  Jahren  1848  und  49,  dass  die  demokratische 
Partei  als  die  «Yolkspartei»  bezeichnet  wurde,  die  unteren  Schichten  der 
Gesellschaft  ausschliesslich  das  «Volk»  Messen.  Ein  Volksfeind  genannt  zu 
werden,  erschien  in  und  ausser  den  Versammlungen  gar  Vielen  höchst  be- 
denklich, mehr  als  durchschnittlich  Schwachköpfigen  sogar  ganz  unerlaubt. 
Die  Forderungen  der  unteren  Klassen  klangen  weit  emphatischer  und  ge- 
rechter, weil  sie  filr  die  des  «Volkes»  erklärt  waren.  Die  Anhänglichkeit 
der  Massen  an  die  lauten  Redner  fOr  die  «Volksrechte»  war  um  so  grösser, 
weil  sie  sich  insbesondere  als  Volk  dachten.  —  Die  Bezeichnung  «gross- 
deutsch» und  «kleindeutsch»  sind  gar  nicht  übel  gewählt  von  Denen,  welche 
keinen  Bundesstaat  mit  Ausschluss  von  Oesterreidi  zulassen  wollen;  es 
macht  das  Wort  einen  Eindruck.  Desshalb  heisst  es  denn  auch  nur  ein 
Paroli  biegen,  wenn  sich  die  Eleindeutschen  seit  ihrer  Neubelebung  im  J.  1859 
als  «Nationalpartei»  geltend  zu  machen  suchen. 

Man  wende  nicht  ein,  dass  ein  solcher  Worterfolg  gegen  Erfahrung 
und  Belehrung  nicht  Stand  halte.  Theils  doch,  der  Gedankenlosigkeit  so 
Vieler  wegen.  Theils  wird  jeden  Falles  dadurch  Zeit  gewonnen,  weil  die 
Unrichtigkeit  eines  allgemein  angenommenen  Wortes  nicht  sogleich  klar 
zu  machen  ist.  Theils  endlich  ist  das  Gewicht  der  Masse  ein  immer 
in  Betracht  zu  ziehender  politischer  Factor,  auch  wenn  diese  Art  von  öffent- 
licher Meinung  auf  keinem  vernünftigen  Gedanken  und  Willen  beruht. 
Man  denke  nur  an  so  manche  theologische  Streitigkeit,  wo  von  Sinn  und 
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Yeratändniss  fibr  die  Menge  gar  keine  Bede  war,  Sdilagworte  aber  ganze 
BeTölkemngen  fesselten  and  bis  znr  Raserei  aufregten. 

Es  ist  daher  nicht  blos  Spielerei  oder  Eitelkeit,  wenn  man  einer  Partei 
oder  Sache  einen  gatklingenden  und  Yolksthümlichen  Namen  zu  geben  su<^t, 
und  kein  unbeachtenswerthes  ParteimanöTer,  auf  einen  Gegner  sdhon  durch 
die  Art  seiner  CoUectivbezeichnung  einen  Schein  von  LAdieriicfaem  oder 
Yerftchtlicfaem  zu  werfen.  Jeden  Falles  muss  man  auf  der  Hut  sein,  sich 
nicht  zuYorkommen  oder  eine  schädliche  Benennung  Boden  fiissen  zu 
lassen.  Spottgedichte  und  Karrikaturen  sind  hiebei  ebenso  gut  Angriüs- 
alsYertheidigungsmittel;  und  nicht  leicht  wird  es  einer  Partei  an  den  hierzu 
geschickten  Genossen  fehlen.  Bei  jedem  Heere  gibt  es  ja  Kumpane,  welche 
lieber  im  Markedenterzelte  sitzen,  als  in  die  Schlacht  rOcken.  Und  will  es 
etwa  nicht  gelingen,  einen  positiv  förderlichen  Namen  in  Umlauf  zu  setzen, 
so  ist  ein  nichtssagender  immer  noch  ein  erträglicher  Ausweg.  Bezeich- 
nungen, wie  Whig  und  T017,  Hut  und  Mfltze,  werden  zwar  nichts  nützen 
aber  audi  nidits  schaden. 

2. 
Die  Arten  der  Führer  und  ihre  Verwendung. 

Es  lassen  sich  dreierlei  Arten  von  Parteihäuptern  unterscheiden: 
Zuerst  Theoretiker,  die  Doctrinäre  der  Partei.  Sie  bestimmen  nach 
allgemeinen  Weltanschauungen  und  theoretischen  Ueberzeugungen  die  Lehre 
und  allgemeine  Aufgabe,  formuliren  die  Glaubenssätze.  Natürlich  kann 
dies  nicht  willkürlidi  und  nach  dem  nächsten  besten  philosophischen  Sy- 
steme gesdiehen;  vielmehr  muss  die  Lehre  mit  einem  weitverbreiteten 
Bedürfnisse  und  mit  einer  concreten  Bildungsstufe  in  genauem  Zusammen- 
hange stehen,  weil  sich  sonst  kein  allgemeinerer  Anklang  finden  würde; 
allein  der  bewusste  Zweck  und  der  klare  Ausdrude  der  gemeinschaftlichen 
Forderungen  wird  durdi  diese  Denker  gegeben,  und  sie  dringen  auf  strenge 
Folgeriditigkeit  in  der  Ausbildung  der  einzelnen  Forderungen.  Es  sind  in 
der  Regel  Schriftsteller,  oft  Hochlehrer,  welche  diese  Dienste  für  die  Par- 
teien übernehmen;  und  nicht  selten  Männer,  welche  dem  thätigen  staat- 
lichen Leben  ganz  ferne  stehen,  audi  für  dasselbe  wenig  geeignet  wären. 
Höchstens  treten  sie  bei  parlamentarisdier  Verfassung  in  den  Kammern  als 
Redner  auf.  —  Soldie  Parteiführer  waren  oder  sind  z.  B.  für  die  englischen 
Whigs  Burke,  fOr  die  Radicalen  J.  Bentham,  für  die  französichen  Liberalen 
Si^jes,  B.  Constant,  Rossi,  für  die  Deutschen  Rotteck  undWelcker,  fOr  die 
preussisdien  Juncker  Jarcke,  Stahl  und  Haller,  fOr  die  Ultramontanen  Görres 
und  Philipps. 

Eine  zweite  Gattung  sind  praktische  Staatsmänner,  welche,  nidit 
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sowohl  ans  theoretischen  Gründen  als  nadi  Lage  der  concreten  Verhältnisse, 
die  Ueberzeugung  haben,  dass  die  öffentlichen  Angelegenheiten  in  einer  be- 
stimmten Richtung  zu  fassen  seien,  und  welche  sich  zu  dem  Ende  derjenigen 
Partei  anscUiessen,  die  ihren  Ansichten  und  Absichten  am  meisten  entspricht, 
um  durch  dieselbe  zu  wirken  und  eine  Stütze  in  ihr  zu  erhalten.  Solchen  ist 
es  denn  weniger  um  die  folgerichtige  Durchführung  des  Glaubensbekenntnisses 
der  Partei  zu  thun,  als  um  die  Erreichung  des  im  einzelnen  Falle  Mög- 
lichen und  Nützlichen.  Sie  verstehen  sich  wohl  auch,  wenn  es  ihrem  allge- 
meinen Zwecke  frommt,  zu  einer  halben  Massregel  und  zu  Ausgleichungen 
mit  Gegnern  und  mit  der  Krone.  Nicht  selten  wird  ihnen  das  Parteipro- 
gramm unbequem,  namentlich  die  starre  Consequenz  der  Doctrinäre,  und 
sie  haben  auch  nicht  immer  das  volle  Vertrauen  der  Parteimasse.  Allein 
theils  sind  sie  doch  derselben  unentbehrlich,  weil  nur  sie  die  grössere  Auf- 
fEMsung  der  jemaligen  Verhältnisse  haben  und  also  doch  schliesslich  nur 
durch  sie  irgend  etwas  errungen  wird;  theils  müssen  sie  zuweilen  wenig- 
stens, um  ihre  Anhänger  in  guter  Laune  zu  erhalten,  einen  tüchtigen  Zug 
in  deren  Sinne  thun.  —  Es  sind  Männer,  wie  die  beiden  Pitt,  Fox,  Peel, 
Palmerston,  Gobdea;  oder  wie  Mirabeau,  Guizot,  Villfele,  Foy,  C.  Perrier, 
Thiers;  wie  H.  Gagem,  Gerlach,  Stüve,  Römer,  Radowitz;  wie  A.  Hamilton, 
Jefferson,  Calhoun,  Webster,  Clay. 

Endlich  sind  aber  auch  noch  die  lauten  Stimmftthrer  vorhanden, 
welche  die  von  Anderen  gefundenen  Gedanken  und  formulirten  Sätze  oder 
die  ohne  sie  gefassten  Plane  tüchtig  ausbeuten,  sei  es  aus  Eitelkeit,  sei  es 
aus  Lust  nach  Einfluss,  Geld  und  Genuss.  Sie  stehen  den  Doctrinäreu  an 
Wissen  und  tiefem  Denken,  den  Staatsmännern  an  Begreifen  und  grossen 
Absichten  nach;  allein  sie  sind  unermüdlich  thätig,  wirken  auf  die  Massen, 
bemächtigen  sich  jedes  einzelnen  Umstandes  zu  den  Zwecken  der  Partei 
und  zu  den  ihrigen.  So  bringen  sie  sehr  viel  zu  Stande;  schaden  aber 
auch  dem  wahren  Wohle  häufig  und  stark,  richten  vielleicht  durch  üeber- 
treibungen  und  schlechte  Mittel  die  eigene  Partei  zu  Grunde.  Oft,  oder 
vielmehr  naturgemäss,  besteht  zwischen  ihnen  und  den  staatsmännischen 
Führern  eine  Abneigung;  die  Doctrinäre  aber  werden  von  ihnen  gebraucht 
und  verlacht.  Unter  dieser  Classe  befinden  sich  die  am  wenigsten  ehren- 
werthen  Mitglieder  der  Parteien,  obgleich  es  sehr  übertrieben  und  also  un- 
geredit  wäre,  dieses  Urtheil  über  die  Gesanuntheit  auszudehnen.  Gelegent- 
lich gelingt  es  wohl  einem  besonders  Begabten  oder  durch  Glück  begünstigten 
FfÜirer  dieser  Art,  zu  einer  grossen  staatlichen  Stellung  zu  gelangen.  Sel- 
ten jedoch  vermögen  sie  dieselbe  auf  die  Dauer  zu  behaupten,  da  es  an 
solider  Grundlage  des  eigenen  Wesens  und  der  Parteistellung  fehlt.  —  Im 
üebrigen  lassen  sich  auch  hier  wieder  Unterabtheilungen  unterscheiden: 
Redner  in  den  vertretenden  Versammlungen;  Journalisten;. Clubredner  und 


Pofitiflche  Aphorismen.  7 

Vorstände  von  Vereinen.  Die  Gesammtzabl  ist,  da  zu  Erreidiong  einer 
soldien  Stelle  nor  gewöhnliche  geistige  AnsrOstang  and  ein  kecker  £nt- 
schlnss  gehört,  eine  sehr  bedeutende;  und  die  Bedeutung  des  Einzelnen  ist 
sehr  yersdueden,  Ton  einem  Robespierre,  Danton,  0.  Barrot,  Manuel,  Garrel ; 
von  einem  B.  Blum,  H.  Simon,  Vogt,  Wallerstein ;  einem  Dlsraeli,  O'Connell 
herab  Ins  zu  .  .  .  zahlreichen,  ungenannten  oder  bald  wieder  vergessenen 
Tagesfiiegen. 

Jede  Partei  bedarf  zu  ihrem  Gedeihen  Häupter  von  allen  drei  Arten. 
Die  Theoretiker  und  die  WortfOhrer  finden  sich  von  selbst,  wo  eine  wirk- 
liche Grundlage  und  ein  praktisdies  BedOrfhiss  vorhanden  ist;  Staatsmänner 
sind  seltener  und  von  grösster  Bedeutung.  Hat  also  eine  Partei  das  Glück, 
einen  tüchtigen  Mann  dieser  Art  zu  besitzen,  so  muss  sie  sich  denselben 
um  jeden  Preis  zu  erhalten  suchen,  damit  nicht  ihr  Streben  in  theoretisdbe 
Spitzfindigkeiten  und  ihre  Kraft  in  hohles  Wortgepränge  verlaufe.  Getreue 
und  folgsame  Unterstützung  und  kluges  Fügen  in  die  Eigenthümlichkeit 
sind,  aber  die  Mittel  zur  Erhaltung  und  Nutzbarmachung  eines  staats- 
männischen  Führers.  Er  wird  ehrgeizig  seyn ;  dem  muss  Rechnung  getragen 
werden. 

3. 
Die  liberale  Partei.  —  Ihre  Mängel:  a)  Tadelsucht. 

Die  gemässigt-liberale  Partei  hatte  nach  langjährigen,  unverdrossenen 
und  mit  Geschick  geführten  Kämpfen  in  den  gesittigten  Staaten  des  Fest- 
landes allmählig,  hier  früher  dort  etwas  später,  entschieden  den  Sieg  errun- 
gen. Dieser  wurde  ihr  aber,  und  zwar  in  kürzester  Zeit  und  ohne  grosse 
Mühe,  wieder  entrissen.  Daran  war  aber  nicht  ein  unglücklicher  Zu&ll 
oder  eine  unwiderstehliche  Macht  des  Gegners  Schuld,  sondern  die  eigene. 
Mangelhaftigkeit. 

Die  Erfahrung  zeigt,  dass  die  liberale  Partei  an  drei  wesentlichen 
Fehlem  krankt:  Tadelsucht,  Ungrossmüthigkeit  in  Geldsachen  und  Unent- 
sdüossenheit;  eine  genauere  Untersudiung  aber  weist  nach,  dass  diese  Ge- 
brechen tief  in  ihrem  Wesen  sitzen. 

Vorerst  ist  es  psychologisch  leicht  begreiflich,  dass  die  nüchterne  Verstan- 
des- und  Nützlidikeits-Auffassung  von  Leben  und  Staat,  welche  der  Grund- 
zug des  Liberalismus  ist,  ein  wesentlich  kritisches  Verhalten  des 
Einzelnen  und  der  gesammten  Partei  zu  allen  Öffentlichen  Angelegenheiten 
und  Männern  erzeugt.  Bei  Halbgebildeten,  aus  welchen  der  grosse  Haufe 
der  Partei  besteht,  nimmt  diese  natürliche  Richtung  leicht  den  Charakter 
einer  närgelnden  Bekrittelung,  einer  unbegründeten  Ueberklugheit  und  eines 
Miflstranens  gegen  Alles  an,  was  besteht,  nidit  weil  es  schlecht  ist,  sondern 
eben  weil  es  da  ist.    Und  diese  Art  zu  denken  und  zu  sein,  wird  denn 
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aach  gegen  die  eigene  Partei  and  deren  Führer  angewendet,  und  so  der 
Mangel  an  gemüthlidier  Anhänglichkeit  an  Personen  and  Einrichtangen, 
welcher  die  liberale  Partei  allerdings  überhaapt  möglich  macht,  aadi 
wieder  zam  eigenen  innem  Feinde.  Keine  Partei  ist  so  schwer  za  disd- 
pliniren  and  zasammenzahalten,  als  die  liberale,  weil  jedes  Mitglied  sein 
eigenes  Urtheil  in  Ansprach  nimmt,  ein  selbststftndiger  freier  Mann  sein  will, 
der  sich  nicht  imponiren  Iftsst,  and  der  nicht  desshalb  in  der  Opposition  ist, 
am  sich  blind  regieren  za  lassen. 

Za  dieser  Untngend  kam  bei  der  Bewegang  von  1848  in  Deatschland 
noch  ein  besonderer  Uebelstand.  Die  Liberalen  waren  seit  einem  Menschen- 
alter in  der  Opposition  gewesen,  and  nar  in  dieser.  Dadarch  hatten  sie 
sich  gewöhnt,  Alles,  was  za  einer  Begierang  gehörte,  als  feindselig  and  als 
servil  za  betrachten,  so  dass  eine  Bekfimpfang  selbstverständliche  Pflicht 
schien.  Von  dieser  langen  Gewohnheit  konnte  sich  nnn  wenigstens  die 
grosse  Masse  der  Partei  nicht  losreissen,  als  im  März  1848  plötzlich  ihre 
langjährigen  Stimmf&hrer  die  Begierang  za  ttbemehmen  hatten.  Den 
Liberalen  von  der  strictesten  Observanz  erschien  dieser  Eintritt  in  die  Mi- 
nisterien fast  als  ein  Abfall ;  die  Menge  aber  warde,  nachdem  das  erste  Er- 
stannen  and  der  nnwillkflrliche  Jabel  über  das  Unerwartete  and  beinahe 
Unmögliche  verraascht  war,  wenigstens  kühl  and  krittlich.  Bald  fingen  Ein- 
zelne an,  gegen  die  bisherigen  Leiter  Opposition  za  machen,  idcht  weil  sie 
mit  dem,  was  geschah,  anznfrieden,  sondern  weil  Jene  jetzt  Minister  waren, 
ein  ächter  Liberaler  aber  in  die  Opposition  gehörte.  Dies  trag  denn  natür- 
lich nicht  bei  znr  Befestigang  der  neaen  Minister,  das  heisst  zar  Herrsdiaft 
der  eigenen  Ansicht.  Die  staatsmännisch  Gebildeteren  der  Partei  begingen 
freilich  diese  Thorheit  nicht;  and  es  war  namentlich  im  Frankfurter  Parla- 
ment über  eine  geheime  oder  offene  Opposition  der  grossen  liberalen  Mittel- 
partei gegen  das  Ministerinm  nicht  za  klagen:  allein  es  half  dies  nicht  viel, 
da  die  Mitglieder  selbst  einzeln  in  ihrer  Heimath  in  der  bezeichneten  fal- 
schen Lage  waren. 

4. 
b)  Geiz. 

«Les  lib^raax  sont  essenüellement  non-donnant»  sagte  schon  vor 
Jahren  einer  der  früheren  Führer  der  belgischen  Bewegang  gegen  HoUand; 
and  nichts  ist  richtiger.  Von  allen  Parteien  ist  die  liberale  Partei  des 
Mittelstandes  am  wenigsten  opferbereit,  im  Verhältnisse  za  ihren 
Mitteln.  Man  kann  nicht  läagnen,  dass  die  Aristokraten  bedeatende  Sam- 
men  and  mit  einer  gevirissen  grossen  Art  geben,  nicht  nar  zar  Förderang 
ihrer  Zwecke,  sondern  aach  zar  Belohnang.  So  z.  B.  zur  Gründang  and 
Unterhaitang  von  Parteiblättem,  zar  Verherrlichang  von  Festen  für  eitle 
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und  romantische  Fürsten,  an  die  Kirche,  znr  Ansstattong  von  Rednern:  so 
z.  B.  das  Geschenk  eines  Landgutes  an  Wagener.  Auch  die  Demokraten 
sind,  trotz  der  dnrdischnittlichen  Bescfarflnktheit  ihrer  llDttel,  opferbereiter. 
Zum  Belege :  die  Anlehen  wn  Mazzini,  von  Kossnth,  die  Sendungen  an  die 
Flflchtlinge  in  der  Schweiz.  Wie  schwer  dagegen  hfilt  die  Aufbringung  von 
Beiträgen  und  die  Bestimmung  zu  persönlidben  Opfern  bei  den  Liberalen! 
Wenn  sie  auch  einmal  einen  kleinen  Anlauf  nehmen,  so  ermftden  sie  gar 
bald  und  fiemgen  an  zu  knausern.  Man  denke  an  die  geringen  und  vor 
Ende  der  Noth  immer  kleiner  werdenden  Beitrflge  fdr  die  Schleswig-Hol- 
steiner, an  die  laue  Unterstfltzung  der  stimmftQirenden  Zeitungen,  z.B.  der 
deutschen,  der  Reichszeitung  u.  s.  w.  Und  die  noch  &llenden  Beitrftge 
waren  flberdies  nicht  von  den  reicheren  Classen  der  Partei,  sondern  von 
den  unbemittelteren  Gelehrten  u.  dgl.  Jede  Einsammlungsliste  für  einen  po- 
litisdien  oder  halbpolitischen  Zweck  zeigt,  wie  unglaublich  wenig  z.  B.  reiche 
Kaufleute  geben,  lieber  einen  silbernen  Bedber,  zu  welchem  etwa  ein 
Goldschmid  den  ersten  Anstoss  gab,  hat  sich  die  Anerkennung  der  Partei 
sehr  selten  erhoben.  Die  Sammlung  filr  Foy's  Familie  und  das  Geschenk 
an  Cobden  sind  wohl  die  einzigen  Beispiele  von  einer  grossen  Leistung, 
und  beide  dOrfen  der  Partei  keineswegs  ausschliesslich  zugeschrieben  werden. 

Wie  höchst  nachtheilig  dieses  Geizen  mit  den' materiellen  Mitteln  für 
das  Ansehen  und  fOr  die  Wirksamkeit  der  Partei  ist,  bedarf  nicht  erst  einer 
Ausführung.  Dieselbe  macht  nicht  nur  keinen  grossen  Eindruck  durch  Ein- 
mflthigkeit  und  Vorzeigung  mächtiger  Mittel,  sondern  erscheint  im  Ge- 
gentheil  schwächer^  als  sie  wirklich  ist.  Sie  entsagt  allen  Siegen,  welche 
ein  Opfer  gekostet  hatten.  Sie  kann  nicht  darauf  rechnen,  dass  von  ihren 
Genossen  Wagnisse  unternommen  und  Existenzen  darangesetzt  werden. 
Wer  Wahrscheinlichkeit  zu  berechnen  versteht,  verlässt  sidi  nidit  auf  einen 
Rftckhalt  an  ihr,  sondern  sieht  sich  vorsichtig  selbst  vor. 

Es  ist  nicht  schwer,  die  Erklärung  dieses  Charakterzuges  zu  finden; 
und  es  wirken  wohl  mehrere  Gründe  zusammen.  Zunächst  allerdings  der 
banausische  Geist  der  grossen  gewerbtreibenden  Klasse.  Es  fehlt  ihnen  an 
Sinn  für  Höheres  und  Ideales;  und  so  sehen  sie  am  wenigsten  eine  Noth- 
wendigkeit,  mit  eigenen  Opfern  so  Närrisches  und  Unpraktisches  zu  f5rdem. 
Sodann  aber  macht  die  Stellung  eines  Jeden  auf  sich  selbst,  so  wie  die  Lebens- 
gewohnheit und  äussere  Nothwendigkeit,  durch  eigene  Arbeit  fär  sich  zu 
sorgen  und  zu  erwerben,  abgeneigt  zum  Eintreten  für  Andere.  Die  mögen 
audi  zusehen  wie  sie  durchkommen;  ein  Jeder  für  sich,  Gott  für  Alle;  oder 
aide-toi  et  Dieu  t'aidera,  in  selbstischem  Sinne  genommen.  Endlich  trägt 
auch  nodi  die  bereits  erwähnte  subjective  kritische  Wohlweisheit  und  Eigen- 
brödelei,  welche  der  Partei  schon  sonst  so  schädlich  ist,  zur  Weigerung 
eines  Antheils  an  einem  gemeinschaftlichen  Zwecke  bei.    Jeder  hat  an  der 
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vorgeschlagenen  Sache  oder  an  dem  fraglichen-  Manne,  oder  an  dem  ge- 
wählten Mittel  etwas  auszusetzen;  Jeder  weiss  es  besser  und  zeigt  seinen 
ünabhängigkeitssinn  durch  Tadel  und  Zurückhalten:  dann  findet  er  aber 
auch  leicht,  dass  er  sich  selbst  und  seiner  bessern  Einsicht  sdbuldig  sei, 
nichts  zu  geben. 

5. 
c)  Unentschlossenheit. 

Eine  unläugbare  und  höchst  verderbliche  Eigenschaft  der  liberalen 
.  Partei  ist  endlich  ihr  Mangel  an  Muth  und  an  kecker  Entschlossen- 
heit. Weder  wagt  sie  es,  wenn  eine  von  ihr  beinahe  unterworfene  Regie- 
rung sich  aufrafft  und  um  die  Erhaltung  ihrer  unbeschränkten  Gewalt  den 
Kampf  unternimmt,  durch  eine  drohende  Haltung  und  durch  entschiedene 
Schritte  den  Widerstand  ki*aftig  und  nun  zum  letztenmale  niederzuschlagen; 
noch  weniger  wirft  sie  die,  sich  gewöhnlich  bald  nach  dem  gemeinschaft- 
lichen Siege  gegen  sie  selbst  wendenden,  demokratischen  und  anarchischen 
Parteien  durch  einige  zu  rechter  Zeit  angebrachte  tüchtige  Streiche  nieder. 
Daher  wird  sie  entweder  von  den  eigenen  roheren  oder  muthigeren  Bundes- 
genossen  überflügelt,  und  dann  wohl  sogar  von  denselben  grausam  miss- 
handelt; oder  sie  verliert  gegen  die  Regierung,  deren  innere  Schwäche  sie 
doch  so  eben  kennen  lernte.  Schritt  für  Schritt  wieder  Boden  und  wird 
wieder  in  härtere  Fesseln  geschlagen,  als  vor  der  Erhebung  auferlegt  ge- 
wesen waren.  Ersteres  z.  B.  in  Frankreidb  in  der  ersten  Revolution  und 
im  J.  1847,  in  Deutschland  im  J.  1848  und  1849;  Letzteres  in  Preussen, 
in  Hannover,  in  Sachsen  u.  s.  w.  nach  1850. 

Es  lassen  sich  aber  drei  Ursachen  dieses  Mangels  an  Thatkraft  und  an 
Keckheit  entdecken.  —  Einmal  steht,  und  zwar  bei  dem  Kerne  der  Partei, 
nämlich  bei  den  Städtebürgem  und  den  Gewerbenden,  die  Beschränktheit 
und  Unsicherheit  der  Yermögensverhältnisse  einer  Haltung  entgegen,  welche 
auch  zur  Störung  der  Ordnung  und  des  Verkehrs  führen  könnte.  —  Sodann 
werden  die  Führer,  die  Gebildeten  verschiedener  Art,  (abgesehen  von  der 
auch  bei  ihnen  grossen  Theils  bestehenden  Abhängigkeit  von  legalen  Zu- 
ständen,) eben  durch  ihre  höhere  humane  Bildung  abgeschreckt  von  harten 
Massregeln.  Anwendung  von  Waffengewalt,  Verbannungen  und  Confiscationen, 
gar  Hinrichtungen,  sind  ihnen  eine  sittliche  Unmöglichkeit.  Sie  scheuen 
sich,  den- Feind  zu  tödten.  —  Drittens  endlich  ist  wenige  lieidenschaft  in 
der  ganzen  Lebensansicht,  aus  welcher  der  Liberalismus  hervorgeht.  Kritik, 
Besserungswünsche,  persönliche  Eitelkeit  regen  wohl  zu  einem  Angriffe  an, 
aber  nicht  zu  einem  Vemichtungskampfe,  in  welchem  man  selbst  Alles  an 
Alles  setzte. 

Unter  diesen  Umständen  ist  dann  geringe  Aussicht  für  eine  Bejahung 
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der  Frage,  ob  die  liberale  Partei  auf  deni  Festknde  und  namentlicb  in 
Deutschland  im  Stande  sei,  Verbesserungen  in  ihrem  Bestände  zu  machen, 
welche  sie  zur  bleibenden  Erlangung  des  Sieges  befthigen  wurde?  Un« 
zweifelhaft  kann  sie  sich,  unter  gflnstigen  äusseren  Verhältnissen  und 
namentlidi  untersttktzt  ^  durch  die  grossen  und  vielen  Fehler  des  herr- 
schenden Regiemngsprindpes,  wieder  zu  einer  mächtigen  Opposition  empor- 
arbeiten. Allein  damit  hat  sie  noch  keine  positive  Regierungsfthigkeit. 
Eine  solche  ist  bedingt  durch  eine  Veränderung  ihres  ganzen  Wesens,  und 
namentlich  durch  Beseitigung  der  oben  bezeichneten  Fehler.  Zu  solcher 
aber  sind  die  Verhältnisse  wenig  angethan.  Dass  Erfahrung  und  Nachdenken 
allein  eine  genügende  Umwandlung  in  der  Masse  der  Partei  hervorbringen 
werden,  um  ihr  mehr  Entschlossenheit,  mehr  Opferbereitwilligkeit  und  mehr 
Glauben  einzuflössen,  ist  sehr  zweifelhaft.  Theils  ist  eine  solche  Selbster- 
kenntniss  überhaupt  schwer,  und  ist  noch  kein  Anfang  derselben  zu  bemer- 
ken; theils  giebt  Einsicht  noch  keinen  Character.  Es  müssten  also  äussere 
Umstände  die  Umwandlung  bewürken.  Als  hiezu  geeignet  und  mächtig  ge- 
nug erscheinen  nur  eine  grosse  Steigerung  des  Wohlstandes  unter  den 
Mittelklassen ,  und  die  Einführung  der  parlamentarischen  Regierungsweise. 
Erstere,  weil  sie  mehr  Unabhängigkeit  gewährt;  diese,  weil  sie  zu  einem 
positiven  Pix>gramme  nOthigen  und  an  die  Führung  der  Regierung  gewöhnen 
würde.  Aber  auch  in  diesen  beiden  Beziehungen  ist,  wenigstens  zunächst, 
nicht  viel  zu  erwarten.  Zwar  ist  eine  Steigerung  des  Reichthums  wahr- 
scheinlich, besonders  durch  das  Aufblühen  der  Grossgewerbe;  aber  nicht  nur 
geht  dies  an  sich  langsam,  sondern  noch  weit  länger  wird  es  dauern,  bis 
die  zu  einer  staatlichen  Thätigkeit  hauptsächlich  Berufenen,  die  höher  Ge- 
bildeten der  Mittelklasse,  einen  Antheil  daran  erlangen.  Zunächst  werden 
sie  sogar  noch  vergleichungsweise  ärmer.  Eine  parlamentarische  Regierung 
aber  setzt  den  Sieg  einer  constitutionellen  Opposition  und  den>  massigen 
(rebrauch  desselben  voraus.  Dass  sich  nun  aber  die  Einsicht  und  die  Stel- 
lung der  itzt  mächtigsten  Partei  je  in  dieser  Weise  gestalten  werde,  ist 
kaum  glaublich. 

Wenn  es  je  eines  Beides  zu  diesen  Sätzen  bedurft  hätte,  so  würde 
ihn  die  Haltung  der  preussischen  Liberalen  seit  dem  Eintritte  der  Regent- 
schaft im  Jahre  1858  liefern. 

6. 
Die  künftige  Aufgabe  der  liberalen  Partei. 

Die  liberale  Partei  begeht  darin  einen  grossen  Fehler,  dass  sie  der 
EntWickelung  der  gesellschaftlichen  Zustände  und  Begriffe  .nicht  folgt,  son- 
dern sich  ganz  gegen  ihr  eigenes  Wesen  in  einen  geschichtlidb  gewordenen 
Zustand  einschliesst.   Ihre  Macht  besteht  darin ,  dass  sie  die  Verwirklichung 
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von  Gedanken  verlangt,  welche  in  dem  bestehenden  Staate  noch  keine 
Geltung  haben,  obgleich  sie  bereits  die  geistige  Atmosphäre  erfüllen.  Sie 
mnss  voran  sein,  die  widerstrebenden  und  zum  Beharren  geneigten  Be- 
standtheile  des  Staates  nach  sich  zn  ziehen  suchen;  denn  nur  so  kann  sie 
das  Ansehen  der  grösseren  Einsicht  and  des  besseren  Willens  behaupten. 

In  dieser  Stellung  waren  die  Liberalen  so  knge,  als  sie  das  constitutio- 
nelle  System  verlangten,  und  als  sie,  nachdem  dasselbe  im  Grundsatze  er- 
reicht war,  auf  dessen  folgerichtige  Durchführung  und  Handhabiuig  drangen. 
Allein  sie  sind  nicht  mehr  in  solcher  Stellung,  weil  sie  ganz  einfach  im 
Gedankenkreise  dieses  Constitutionalismus  stehen  geblieben  sind.  Der  Streit 
ftber  Einzelheiten  und  die  Bekämpfung  etwaiger  reactionärer  Handlungen 
und  Gelüste  reidit  nicht  aus,  um  ihnen  in  den  Augen  der  Menge  eine 
mächtige  Zugkraft  zu  geben.  Da  sie  natürlich  nidit  immer  den  Sieg  davon- 
tragen, so  erscheinen  sie  von  untergeordneter  Bedeutung,  wo  nicht  ganz 
verkommen.  Wenn  sie  in  bestimmten  Fällen,  z.  B.  in  Preussen  nach  dem 
Regierungsantritte  des  Prinz-Regenten  und  in  Bayern  bei  den  Angriffen  auf 
das  Ministerium  Pforten,  von  grösserer  Bedeutung  erschienen  sind,  so  waren 
rein  örtliche  Verhältnisse  die  Veranlassung,  nicht  die  Parteigrundsätze  an  sich. 

Weldie  Fahne  die  liberale  Partei  aufzustecken  habe,  um  ihr  Ansehen 
wieder  zu  heben,  ist  freilich  Gegenstand  möglichen  Streites.  Am  richtigsten 
scheint  jedoch  zu  sein,  wenn  sie  zunächst  die  Durchführung  des  parlamen- 
tarischen Systemes  vMangte.  Später  dürfte  aber  auch  dieses  Ziel  nicht 
genügen,  sondern  eine  Ordnung  des  Staates,  und  namentlidi  der  Volksver- 
tretung, nach  den  Lehren  richtiger  Gesellsdiaftswissenschaft  und  eine  Um- 
gestaltung unserer  wirthschaftlichen  Zustände  im  Sinne  einer  gegründeten 
Kritik  der  Fehler  des  Systemes  der  freien  Goncurrenz  ihre  Angabe  sein 
müssen. 

7. 
Die  demokratische  Partei.  —  a)  Bohheit  derselben. 

Ein  ernstliches  Hindemiss  für  die  deutsche  demokratische  Partei  war 
die  Rohheit  der  äusseren  Erscheinung  und  des  Betragens,  wel- 
cher sich  nicht  etwa  blos  Einzelne,  sondern  grosse  Theile  der  Partei  schuldig 
machten.  Schon  die  abgeschmackt  vrilde  Erscheinung  in  Tracht  und  Haltung 
war  widerwärtig.  Allein  noch  mehr  stiess  zurück  das  ungebärdige,  jedem 
Anstände  Hohn  sprechende  Benehmen  in  den  öffentlichen  Versammlungen, 
die  beleidigende  Redeweise  vieler  Sprecher  und  der  Presse,  die  absichtliche 
Entgegensetzang  wider  alle  Formen  und  Gewohnheiten  der  höheren  Classen 
und  der  feineren^Bildung.  Ungezogenheit  des  Betragens  und  Anhänglichkeit 
an  die  Volksrechte  schienen  einem  nur  allzu  grossen  Theile  der  Partei  völlig 
gleichbedeutende  Begriffe. 
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Wenn  man  nun  andi  einer  mimosenartigen  Empfindlichkeit  in  öffent- 
lichen Angelegenheiten  und  einer  überfeinen  Zierlichkeit  das  Wort  nicht 
reden  kann  in  einem  freien  Staatsleben ;  und  wenngleidi  höfische  Gl&tte  nicht 
die  bezeidmende  and  wflnschenswerthe  Tagend  eines  Staatsmannes  and 
mannhaften  Btirgers  ist:  so  war  es  doch  nidit  nar  begreiflich  and  yerzeihlich 
sondern  sogar  löbli(^,  dass  sich  vor  einem  solchen  rohen  Benehmen  die 
grosse  Mehrzahl  der  Gebildeten  and  Feineren  sehen  zarackzog.  Einzelne 
&8sten  wegen  persönlicher  Beleidigangen  einen  grOndlichen  Hass,  and  es 
begab  sidi  bald,  dass  man  demokratisdie  Richtnng  im  Staatsleben  and  aner- 
trflgliche  Pöbelhaftigkeit  der  Art  and  der  Gesinnang  zasammenwarf. 

*  Der  Nachtheil  fOr  die  demokratische  Partei  war  sehr  gross.  Allerdings 
sachte  sie  ihre  Stützen  nicht  in  den  höheren  Classen,  sondern  in  den  Massen; 
and  sie  glaabte  sich  Aber  die  Yerachtang  and  den  Hass  Jener  wegsetzen  za 
können.  Dies  war  aber  ein  grosser  Irrtham;  and  der  Schaden  sowohl  ein 
positiver,  als  ein  negativer.  Negativ,  insofern  sich  ein  Theil  der  Intelligenz, 
welcher  vielleicht  sonst  sidi  der  demokratisdien  Seite  zugeneigt  h&tte,  abge- 
schreckt worde.  Positiv  aber,  weil  die  vereinte  Feindschaft  der  aristokrati- 
sdien  and  der  gebildeten  liberalen  Theile  der  Gesellsdbaft  ein  anflberwind- 
liches  Hindemiss  ftlr  die  Anerkennang  and  DarchfUurang  der  demokratischen 
Plane  bildete. 

Diese  Gesinnangs-  and  (Jesittigangsart  ist  nnn  aber  keineswegs  eine 
nothwendige,  and  somit  vielleicht  za  beklagende  aber  nicht  za  ändernde, 
Eigenschaft  jeder  Demokratie.  Anerkennang  des  Bechtes  Aller  zar  Theil- 
nahme  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten,  eine  Verwerfdng  der  Begierang 
Einzelner  oder  einer  privüegirten  Kaste,  die  Leitang  der  Dinge  im  Interesse 
der  grossen  Menge,  ist  wohl  vereinbar  mit  eigener  feiner  Sitte  and  mit  ge- 
bildeten Formen  and  Bedürfiüssen.  Nicht  nur  zeigen  diess  die  Hellenen; 
sondern  aach  die  amerikanische  Demokratie,  welche  Fehler  sie  immer  haben 
mag,  sadit  nicht  mit  Boheit  za  renommiren.  Wenn  sich  solche  im  Lande 
viel&di  zeigt,  so  rflhrt  sie  von  den  An&ngszast&nden  des  bttrgerlichen  and 
tftgUchen  Lebens  her,  nidbt  von  der  Aoffiassang  der  Staatssachen.  Und  wie 
weit  war  gar  die  Demokratie  der  Washington,  Jefferson  und  Hamilton  von 
Boheit  entfernt!  Der  Grand  des  deutschen  Zustandes  —  dem  allerdings  und 
aus  denselben  Ursachen  das  Verhalten  der  Demokratie  in  den  übrigen  euro- 
päischen Staaten  gleicht  —  ist  offenbar,  dass  die  demokratische  Partei,  mit 
geringen  Ausnahmen,  den  gesammten  höheren  und  gebildeten  Classen  fremd 
ist.  Die  Aristokratie  der  Geburt  ist  reactionftr,  der  Mittelstand  liberal;  so 
bleiben  der  Demokratie  wesentlich  nur  die  unteren  Schichten  des  Volkes,  und 
selbst  ihre  StimmfOhrer  gehören,  in  Ermangelung  Gebildeterer,  häufig  jenen 
Classen  an.  Daher  denn  auch  der  ungeschlachte  Ton  und  die  gemeine  Auf- 
fiissung.    Die,  verhflltnissmässig  wenigen,  gebildeten  Mitglieder  der  Partei 
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and  Zatbnn  Yortheile  zieht,  so  hier  aus  denselben  einen  anabwendbaren 
Nachtheil,  welcher  hoch  anzuschlagen  ist  bei  der  Berechnung  des  wahr- 
scheinlichen Verlaufes  der  Dinge  im  grossen  Ganzen. 

9. 
Die  katholische  Partei. 

Eine  neue  Erscheinung  im  constitutionellen  Leben  ist  das  Vorhanden- 
sein vonParteien,  welche  nicht  auf  staatlicher,  sondern  auf  religiöser 
Grundlage  beruhen.  Zuerst  trat  dies  in  den  Niederlanden  hervor,  wo  die 
belgische  katholische  Partei  sich  mit  den  Liberalen  gegen  die  holl&ndisdbe 
Regierung  verband,  und  schliesslich  auch  die  Trennung  des  Staates  bewerk- 
stelligte; sodann  in  England,  seitdem  Katholiken  in's  Parlament  gewählt 
werden  können.  Li  diesen  beiden  Fällen  war  jedoch  das  kirchliche  Element 
und  Ferment  nicht  g$uiz  rein,  sondern  mit  sehr  entschieden  nationalen  und 
geschiditlichen  Verhältnissen  und  Leidenschaften  verquickt.  Li  Mand  mit 
dem  ganzen  Hasse  der  unterdrückten  und  seit  Jahrhunderten  misshandelten 
Kelten;  in  den  Niederlanden  mit  der  Abneigung  der  ehemaligen  spanischen 
Provinzen  und  der  französischen  Cultur  gegen  die  Holländer.  Erst  in 
Preussen  ist  itzt  eine  rein  auf  kirchlicher  Grundlage  ruhende  Partei  in  den 
Ständen  zum  Vorschein  gekommen.  Die  Westphalen  und  Rheinländer  haben 
keine  verschiedene  Nationalität,  wünschen  nicht  von  Preussen  getrennt  zu 
sein,  wollen  kein  altes  Unrecht  rächen;  aber  sie  verhalten  sich  zu  der  pro- 
testantischen Regierung,  als  solcher,  oppositionell.  Analoge,  wenn  schon  aus 
verschiedenen  Ursachen  abgeschwächte,  Verhältnisse  zeigen  sich  auch  in 
Württemberg  und  in  Baden.  Li  rein  politischen  Dingen  passen  alle  diese 
katholischen  Parteien  nicht  in  eine  der  herkömmlichen  Kategorieen;  sie  sind 
weder  entschieden  liberal,  noch  grundsätzlich  reactionär;  sondern  sie  fassen 
die  einzelnen  Vorfälle  und  Regierungsplane  aus  dem  Gesichtspunkte  auf,  ob 
dieselben  ihrer  völligen  kirchlichen  Unabhängigkeit  tauglich  sind,  oder  nicht. 
Allerdings  werden  sie,  theils  durch  ihr  allgemeines  Misstrauen  gegen  ein 
protestantisches  Ministerium,  theils  schon  durch  die  Gewohnheit  in  Einer 
Beziehung  Oppositibn  zu  machen,  eher  gegen  die  liberale  Seite  hingetrieben; 
allein  dies  ist  nicht  durchgreifend,  und  in  wichtigen  Punkten  können  sie  die 
Grundsätze  der  Liberalen  nicht  theilen. 

Diese  Erscheinung  von  kirchlichen  Parteien  in  staatlichen  Listitutionep 
ist  unbehaglich  und  selbst  bedenklich.  —  Unbehaglich,  weil  jeder  logisch 
unklare  Zustand  es  ist.  Logisch  unklar  aber  ist  eine  solche  Partei,  weil  sie 
die  staatliehen  Fragen  aus  einem  denselben  fremden  Gesichtspunkte  auffasst 
und  auf  den  Staat  zu  einem  nicht  in  demselben  liegenden  Zwecke  einwirkt. 
Sie  ist  eine  irrationale  Grösse  in  einer  Ständeversammlung.  —  Bedenklich 
aber  ist  die  spedfisch  katholische  Partei,  weil  sie,  aus  dem  oben  angeführten 
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Grunde,  nicht  berechenbar  ist  in  ihren  Fordemngen  und  Handinngen,  und 
sowohl  den  Mechanismus  als  den  Geist  der  Staatsverwaltung  durchkreuzt; 
namentlidi  aber,  weil  sie  ihren  Stutzpunkt  in  einer  ausserhalb  des  Staates 
befindlichen  und  diesem,  sofern  er  wesentlich  protestantisch  ist,  feindseligen 
Macht  hat,  von  dieser  auch  in  letzter  Instanz  ihre  Richtung  erhftlt. 

Es  ist  unmöglich  jetzt  schon  zu  sagen,  welche  bleibende  Folgen  filr 
dais  constitutionelle  Wesen  dieses  neue  Element  desselben  haben  wird. 
Nur  ist  wohl  so  viel  gewiss,  dass  durch  dasselbe  eine  weitere  bedeutende 
Yerscfaiedenheit  zwisdien  dem  deutschen  und  dem  firflheren  englischen  Yer- 
&ssungswesen  entstanden  ist,  und  dass  man  inuner  weniger  unsere  constitu- 
üoneUen  Zust&nde  nach  den  herkömmlichen  Ueberlieferungen  auffiussen  darf. 

Im  Uebrigen  ist  einleuchtend,  dass  diese  Bedeutung  und  Anomalie  nur 
bei  einer  katholischen  Partei  in  einem  wesentlich  protestantischen 
Staate  eintritt.  In  einem  katholischen  Staate  mag  sidi  allerdings  auch  eine 
protestantische  Partei  bilden  und  Opposition  gegen  Bescfarflnkungs-  und  Yer- 
folgungs-Yersuche  machen;  allein  eine  solche  Opposition  hat  nichts  wesent- 
lidi  Yerschiedenes  von  einer  gewOhnlidien  liberalen,  indem  sie  nur  negative 
Freiheitsrechte  schützen,  nicht  aber  Regierungsrechte  zu  Gunsten  einer 
ansserstaaüichen  organisirten  Macht  schwächen  will;  und  weil  sie  jedenfiills 
national  ist,  da  eine  protestantische  Kirdie  mit  der  Staatsgrftnze  abschliesst  und 
keinen  Mittelpunkt  oder  bestimmende  Gewalt  auswftrts  hat.  Daher  wird 
denn  auch  in  Bayern  die  protestantische  Partei  immer  viel  weniger  bedeu- 
tend ftbr  die  Regierung  und  viel  weniger  eigenthümlidi  in  der  St&ndever- 
sammlung  sein,  als  die  katholische  es  in  Preussen  ist. 

10. 
Die  Juden. 

Bei  einer  politischen  Bewegung  in  Deutschland  sind  die  Juden  ein 
gar  wohl  in  Anschlag  zu  bringender  Factor. 

Die  grosse  Menge  derselben  wird  allerdings  an  einer  allgemeinen  Be- 
wegung, welcher  Richtung  und  Art  sie  auch  sei,  keinen  aufrichtigen  Antheü 
nehmen,  weil  sie  sich  nicht  als  Borger  fOhlen;  und  sie  wird  vielmehr,  aus 
Furdit,  derselben  im  innersten  Herzen  und  Wünschen  abgeneigt  sein.  Die 
reichen  Börsenmftnner,  ^eil  sie  fOr  den  Curs  besorgt  sind,  wo  nicht  gar 
eine  allgemeine  Theilung  drohen  sehen ;  die  Schacherer,  weil  sie,  erfohrungs- 
gemäss,  bei  der  Lösung  der  öffentlichen  Ordnung  persönlidben  Misshand- 
lungen ausgesetzt  sind.  Beide  aber,  zusammen  die  Masse  der  Juden  aus- 
machend, werden  auch  nicht  mit  offener  Stime  der  Bewegung  entgegentreten, 
vielmehr  sich  ftnsserUdi  und  vielleicht  mit  EEast  anschliessen,  oder  sich  we- 
nigstens ganz  vergessen  zu  machen  suchen.  Die  Zahl  und  das  Yermögen 
derselben  ist  aber  gross  genug,  um  in  die  Waagschale  zu  Men. 

T.  Hohl,  Staatireoht    Bd.  U.  2 
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Von  weit  grösserer  Bedeatung  noch  ist  die  beträchtliche  Auzahl  der 
jüdischen  Literaten,  welche  fast  ohne  Ausnahme  —  in  Zeitungen,  Flug- 
schriften und,  wenn  sie  können,  in  Reden  —  sich  auf  die  extremste  und  den 
bestehenden  Verhältnissen  so  wie  den  höheren  Klassen  überhaupt  feindseligste 
Seite  wer^n,  hier  mit  ebenso  grosser  Begabung  als  Bosheit,  mit  Zähigkeit 
sowohl  als  mit  erschreckender  Frediheit  schüren  und  vergiften.  Dies  ist  aber 
ganz  natürUdi,  und  wir  gemessen  in  dieser  Feindschaft  gegen  eine  gemässigte 
und  gebildete  Verbesserung  unserer  Zustände  nur  die  Frucht  unserer  eigenen 
Schuld.  Mit  Ungerechtigkeit  und  Kurzsichtigkeit  werden  die  Juden  in 
der  Regel  ausgeschlossen  von  jeder  anständigen,  einträglichen  und  einfluss- 
reichen Stellung  im  öffentlichen  Dienste.  Nicht  einmal  zur  Advocatur  und 
zum  Lehramte  werden  sie  häufig  zugelassen.  Wer  von  ihnen  also  nicht 
Schacherer  höherer  oder  geringerer  Art  werden  will,  kann  seinen  Ehrgeiz, 
seine  Fähigkeiten  und  seine  Kenntnisse  nur  in  der  Heilkunde  oder  im  Li- 
teratenthum  unterbringen;  und  so  ist  denn  namentlich  die  Journalistik  mit 
Juden  überfüllt.  Diese  aber  müssten  in  der  That  keine  Menschen  sein, 
wenn  sie  nicht  vom  tiefsten  Hass  nicht  blos  gegen  die  Unterdrückung,  son- 
dern auch  gegen  die  Unterdrücker  und  ihre  ganze  Qesittigungsart  erfüllt 
wären.  Welche  schöne  Gelegenheit  also  bei  einer  revolutionäi*en  Bewegung 
durch  Förderung  aller  Umsturzgedanken  und  durch  giftige  Verdächtigung 
aller  höheren  Stellungen  den  Hasa  zu  beMedigen  und  Uebel  mit  Uebel  zu 
V ergelten  1  )Vas  aber  der  Jude  will,  will  er  stark  und  zähe,  und  in  den 
Mitteln  ist  er  auch  nicht  wählerisch.  Daher  denn  in  den  Jahren  1848  und 
49  der  plötzlich  und  überall  in  den  Zeitungen  aufflammende  giftig-bittere 
Ton,  die  eigenthümliche  Frechheit  der  Angriffe  auf  Personen  und  Zustände; 
der  mit  Fug  erschreckende  Ingrimm  gegen  die  ganze  Vergangenheit. 

Diese  unvermeidliche  und  psychologisch  durchaus  folgerichtige  Stel- 
lung der  Juden  durch  noch  weitere  Verschärfung  der  ausschliessenden  Mass- 
regeln und  durch  rohes  Hervoi'treten  der  Verachtung  bestrafen  zu  woUeu, 
ist  Widersinn.  Solche  Massregeln  können  das  Uebel  nur  verschlimmem  und 
den  Dampf  noch  höher  spannen  bis  zur  nächsten  Explosion.  Die  einzige  Mög- 
lichkeit einer  Abhülfe  gegen  den,  wahrlich  nicht  unbedeutenden  und  gering 
zu  achtenden,  Uebelstand  ist  die  Zulassung  der  wissenschaftlich  gebildeten 
Juden  zu  allen  Beschäftigungen  und  Stellen,  deren  allgemeine  gesetzlicbe 
Bedingungen  sie  erfüllen  können.  Auf  diese  Weise  würde  sich  der  Hass 
legen  und  die  Zahl  der  zum  blossen  Literatenthum  Verurtheilten  vermindern. 
Dass  hierbei,  wenigstens  Anfangs,  noch  Ausnahmen  stattfinden  müssten,  z.  B. 
hinsichtlich  der  Bezirksbehörden  namentlich  der  Richterstellen,  mag  zuge- 
geben werden.    Die  Hauptsache  ist  das  Prindp  als  Sicherheitsklappe. 
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11. 
Die  Schalmeister. 

Ein  nidit  unbedeutendes  Element  der  Bewegung  in  den  Jahren  1848 
und  1849  waren  die  Schulmeister.  Sie  hatten  ihren  Thätigkeitskreis 
wesentlich  auf  dem  flachen  Lande,  wo  sie  als  die  Höhergebildeten,  Wirths- 
hausredner  und  Schriftführer  demokratischer  Vereine  wühlten;  und  es  ist 
durch  sie  die  Revolution  tiefer  in  das  Landvolk  gedrungen,  als  sonst  wohl 
der  Fall  gewesen  wäre.  Doch  sind  sie  auch  zuweilen  in  Städten  durch 
Redaction  demokratischer  Blätter  der  untersten  Art  bemerklichlich  gewesen. 
Einige  der  venUcktesten  und  schädlichsten  Zeitungen  jener  Zeit  sind  von 
Sdiulmeistem  geschrieben  worden,  namentlich  in  Baden. 

Diese  Erscheinung  ist  in  politischer  Beziehung  keineswegs  ohne  Be- 
deutung. Ohne  allen  Zweifel  würden  dieselben  Kräfte  sich  bei  neuen  poli- 
tischen Bewegungen  ebenfalls  wieder  und  in  derselben  Weise  geltend  machen. 
Es  ist  also  nicht  blos  des  Verständnisses  der  Vergangenheit  wegen,  sondern 
auch  zur  Abwehr  für  die  Zukunft  nöthig,  Thatsache  und  Ursache  scharf 
ins  Auge  aufzufassen. 

Die  Ursache  der  neuen  Feindseligkeit  gegen  das  Bestehende  und 
gegen  die  in  denselben  sich  besser  befindenden  Klassen  der  Gesellschaft 
liegt  am  Tage.  Sie  ist  nämlich  keine  andere,  als  der  Besitz  einer  geistigen 
Bildung,  welche  sich  zu  Ansprüchen  berechtigt  glaubt,  in  der  jetzigen  Ord- 
nung des  Staates  dieselben  jedoch  nicht  befriedigen  kann.  Die  Schulmeister 
sind  durch  Forderungen  der  Pädagogen  und  der  Regierungen  zur  Erwerbung 
vielseitigerer  und  höherer  Kenntnisse  gezwungen  worden,  als  sie  früher  zu 
besitzen  brauchten,  und  als  sie  in  der  That  wohl  bedürfen.  Man  hat  eigene 
Seminarien  mit  immer  steigenden  Leistungen  errichtet,  Preise  für  die  spätere 
Fortbildung  gestiftet,  Zeitschriften  zu  mancherlei  Aufklärung  gegründet; 
auf  diese  Weise  aber  eine  sehr  zahlreiche  Klasse  von  Halbgelehrten  gezogen, 
deren  Ansprüche  und  Gesichtskreise  mit  ihrer  äussern  Stellung  in  keinem 
Veiyutnisse  mehr  stehen.  Die  Beschäftigung  mit  dem  Elementarunterrichte 
roher  Kinder  ist  die  gleiche  geblieben;  das  schmale  Einkommen  dasselbe; 
die  fast  knechtische  Unterordnung  unter  den  Pfarrer  die  nämliche.  Nichts 
ist  geändert,  als  dass  einerseits  das  Gefühl  des  ärmlichen  Lebensberufes 
geschärft,  andererseits  Eitelkeit  und  Selbstüberschätzung  durch  übertriebene 
Hodistellung  des  Werthes  der  Volkssdiule  und  ihrer  Lehrer  gesteigert  wur- 
den. Ist  es  da  ein  Wunder,  wenn  ein  bitterer  Groll  gegen  die  Ungeredi- 
tigkeit  der  Gesellsdiaft,  eine  Verzweiflung  über  die  unerträgliche  und  doch 
im  gesetzlichen  Stande  der  Dinge  nicht  wesentlich  zu  bessernde  Lage  ent- 
steht, und  wenn  nur  die  angedrungene  Bildung,  und  was  noch  weit  schlimmer 
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ist  die  aulgedrangene  halbe  Bildung,  gegen  den  onvonichtigen  and  grau- 
samen Staat  selbst  gewendet  wird? 

Dies  ist  ein  widersinniger  und  ein  harter  Zustand,  welcher  aus  Klug- 
heit  und  aus  Menschlichkeit  geändert  werden  muss. 

Bisher  sind  zweierlei  Mittel  als  möglich  erachtet  worden:  entweder  ein 
Herabstimmen  der  ganzen  geistigen  Bildung  der  Schullehrer  auf  ein  nie- 
deres Mass,  so  dass  sie  aus  einer  tiefer  stehenden  und  mit  dem  ihnen  zu 
gebenden  Brode  zufriedenen  Schichte  der  Gesellschaft  gewonnen  werden 
könnten;  oder  aber  eine  solche  Verbesserung  der  Lage  und  Stellung,  dass 
auch  bei  Erhaltung  ihrer  jetzigen  Bildungsstufe  das  Missverhältniss  zwischen 
den  innerlich  begrOndeten  Ansprüchen  und  den  bestehenden  Yerh&ltnissen 
wegfiele. 

Beide  Mittel  sind  auch  schon  versucht  worden,  allein  ohne  wesentlichen 
Erfolg.  —  Keck  wurde  die  Verbesserung  von  der  demokratischen  Partei 
ange&sst;  allein  sie  hat  das  Ziel,  in  ihrer  Art,  weit  tlberschossen.  Sie  ver- 
langte vöUige  Trennung  der  Schule  von  der  Kirche,  also  practisch  gesprochen 
Gleichstellung  des  Schulmeisters  mit  dem  Pfarrer,  und  eine  dieser  neuen 
Stellung  entsprechende  Bezahlung.  Hieraus  ist  denn,  glücklicherweise,  nichts 
geworden.  Die  Regierungen  dagegen  suchten  schon  längst  durch  kleine 
Verbesseinrngen  der  Gehalte,  theils  aus  eigener  Kasse,  theils  aus  dem  Beutel 
der  Gemeinden,  zu  helfen.  Allein  es  geschah  dies  in  so  kleinem  Massstabe, 
dass  der  Zweck  einer  Zufriedenstellung  ganz  verfehlt  ward.  —  Eine  Wieder- 
herabdrückung  der  Bildung  und  damit  der  Ansprüche  ist  ein  Lieblings- 
gedanke der  reactionären  Partei;  allein  mit  Ausnahme  einiger  kleiner  Ver- 
suche in  Preussen  und  in  Württemberg  und  der,  etwas  weiter  verbreiteten 
Absicht,  Frauen  zum  Unterrichte  zuzulassen,  ist  es  doch  hauptsächlich  nur 
bei  Worten  geblieben.  Es  widerspricht  unserer  ganzen  auf  Wissen  ge- 
stellten Gesittungsart  allzu  sehr,  absichtlich  weniger  lernen  zu  lassen,  als 
man  könnte,  ja  als  man  schon  gelernt  hat;  mit  Bewusstsein  zu  grösserer 
Unwissenheit  zurückzukehren.  —  So  ist  denn  im  Wesentlichen  der  für  seine 
Ajntsaufgabe  überflüssig  gelehrte,  schlecht  bezahlte  und  daher  gründlich 
missvergnügte  Schulmeister  immer  noch  vorhanden,  er  aber  auch  ohne 
Zweifel,  ist  die  Zeit  wieder  dazu  angethan,  zu  neuen  politischen  Unruhen 
geneigt.  Die  Sache  muss  also  offenbar  anders  betrieben  werden. 

Der  einzig  richtige  Weg  ist,  den  geistigen  und  wirthschaftlichen  Zu- 
stand des  Volksschullehrers  wieder  gesunder  zu  machen.  Hierzu  gehört 
aber  Dreierlei.  Einmal  Vemünfügmachung  der  Bildung  in  den  Seminarien. 
An  die  Stelle  der  untauglichen  und  verkehrt  machenden  Halbgelehrsamkeit 
eine  tüchtige  Kenntniss  und  Uebung  des  Nothwendigen,  und  nichts  weiter. 
Zweitens  die  Unterschiebung  eines  iinschädlichen  und  selbst  nützlichen  Inter- 
esses, welches  den  Schulmeister  geistig  befriedigen  und  ihm  eine  hervor- 
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ragende  SteUimg  unter  seinen  Umgebungen  eibalten  kann.  Drittens  eine 
aasreichende  wirthsdiaftliche  Verbesserang.  —  Alle  drei  Absichten  können 
nnn  aber  dadurch  erreicht  werden,  dass  die  Schulmeister  in  den  Seminarien 
nebenbei  zu  rationellen  Landwirthen  gebildet  und  dass  die  Schulstellen  mit 
entsprediendem  Grundbesitz  dotirt  werden.  So  werden  sie  in  bessere  Lage 
kommen ;  den  natürlichen  Wunsch,  eine  höhere  geistige  Bildung  zu  beweisen^ 
mit  Nutzen  für  sich,  ihre  Umgebung  und  die  Gesammtheit  erfüllen  können; 
auf  dem  Lande  lebend  Landwirthe  sein,  also  den  Bauern  gegenüber  weder 
als  Hungerleider  erscheinen  noch  zur  Vermeidung  dessen  halbe  Gelehrsam- 
keit auskramen  mflssen.  Zufriedenheit  und  richtige  Beschäftigung  wird  sie 
dann  schon  von  selbst  Tom  x>olitischen  Wühlen  abhalten. 


S. 
Ton  BtfadevenMtmmlungen. 

12.  • 

Das  allgemeine  Stimmrechte 

Die  in  Frankreich  gemachten  Erfeihrungen  müssen  selbst  Jedem  zum 
Denken  nicht  ganz  unfähigen  Demokraten  von  der  Vergötterung  des  all- 
gemeinen Wahlrechtes  geheilt  haben.  Durch  jene  Vorgänge  ist  ausser 
allen  Streit  gesetzt  worden,  dass  Millionen  zur  Aufgebung  aller  Freiheits- 
rechte ihre  freiwillige  Zustimmung  geben  können,  wenn  nur  die  Zeitströmung 
in  dieser  Richtung  geht.  Nicht  blos  Einzelne  sondern  ganze  Bevölkerungen 
können  «ruere  in  servitium»,  sei  es  aus  Furcht,  sei  es  aus  Verblendung.  Eine 
staatsmännische  Prüfung  hat  dieses  Recht  %  ohnedem  nie  aushalten  können, 
da  es  geradezu  im  Widerspruche  ist  mit  zwei  gleich  wichtigen  Grundbedin- 
gungen eines  richtigen  Systemes  der  Vertretung.  Einmal  fasst  es  die  Vor- 
nahme der  Wahlen  vom  Standpunkte  eines  angeborenen  und  Allen  gleich- 
massig  zustehenden  Rechtes  auf,  anstatt  yon  dem  eines  Auftrages,  welcher 
lediglich  den  dazu  Tauglichen  im  allgemeinen  Interesse  zuzutheilen  ist. 
Zweitens  setzt  es  eine  Bildung  der  Vertretung  nach  atomistischer  Auffassung 
Yoraus,  und  macht  also  eine  organische  Zusammensetzung  nadi  der  Gestal- 
tung und  nadi  dem  Bedürfhisse  der  Gesellsdiaft  unmöglich.  Hiermit  ist 
aber  Verzicht  geleistet  auf  verständige,  mit  Eenntniss  der  Personen  und 
Verhältnisse  vorgenomfoene  Ernennungen;  und  werden  besten  Falles  die 
ganz  allgemeinen  Interessen  und  Rechte  eine  Vertretung  finden,  nidit  aber 
auch  die  mindestens  ebenso  wichtigen  der  einzelnen  gesellschaftlichen  Kreise. 
Davon  gar  nicht  zu  reden,  dass  die  bei  allgemeinen  Wahlen  unvermeidlichen 
Berührungen  mit  den  untersten  Bildungsschichten  gar  manchen  feiner  besaiteten   , 


22  PolitiBche  AphoriBmen. 

Mann  yon  der  Bewerbung  znrttckhält  und  das  Gelingen  Ifinnender  und  ge- 
meiner Demagogen  wahrscheinUclier  macht. 

Die  im  Ganzen  guten  Wahlen  für  das  Frankfurter  Parlameift  können 
nidit  als  Gegengrund  geltend  gemacht  werden.  Vor  Allem  ist  zu  bedenken, 
dass  der  ganze  Gedanke,  Deutschland  eine  einheitliche  Macht  und  Freiheit 
zu  geben,  in  den  höchsten  Bildungsschichten  entstand,  allgemein  sehr  ideell 
aufge&sst  und  besprochen,  daher  auch  von  den  sittlich  und  geistig  tiefer 
Stehenden  nidit  aus  ihrem  gewöhnlichen  Gesichtspunkte  betrachtet  wurde. 
Sodann  war  auch  da,  wo  nach  allgemeinem  Stimmredite  gewfihlt  wurde,  die 
Aufforderung,  zur  Lösung  einer  nebelhalten.  Jedem  als  sehr  gross  und 
schwierig  erscheinenden  Aufgabe  mitzuwirken,  so  plötzlich  hereingebrochen, 
dass  gemeinen  Schreiern  und  Umtreibem  keine  Zeit  geblieben  war  sich 
geltend  zu  machen.  Es  war  psychologisdi  kaum  eine  andere  Möglichkeit, 
als  solche  Männer  zu  wählen,  welche  bereits  durch  irgend  weldie  Leistungen 
sidi  staatsmännisch  ausgezeichnet  hatten,  oder  wenigstens  bereits  allge- 
mein bekannt  waren  und  dem  grossen  unklaren  Werke  geistig  gewachsen 
schienen.  J)aher  denn  die  Wahlen  der  liberalen  StimmfUhrer  in  den  Landes- 
versammlungen  und  so  vieler  Professoren.  Jene  hatten  Beweise  des  Willens, 
diese  von  Einsicht  gegeben.  Ob  aber  spätere  allgemeine  Wahlen  zu  dem- 
selben Zweck  oder  zur  Ausführung  des  Beschlossenen  gleidi  gute  Ergebnisse 
geliefert  haben  würden,  darf  mit  Fug  bezweifelt  werden.  Indessen  hatten 
die  Winkeladvokaten  und  die  Clubredner  Frist  gehabt,  sich  als  die  besseren 
Yolksfreunde  zu  empfehlen,  und  war  der  Nimbus  von  dem  ganzen  Unter- 
nehmen theilweise  gewichen.  Das,  allerdings  in  schon  sehr  schlediter  Zeit, 
von  der  frankfurter  Versammlung  beschlossene  Wahlgesetz  war  einer  ihrer 
grössten  Fehlgriffe. 

13. 

Wahl  von  Beamten  im  Amtsbezirke. 

Eine  der  nützlichsten  Folgen  der  richtigen  Auffassung  der  activen 
Wahlthätigkeit  und  der  daraus  folgenden  Beschränkung  der  WaMberediti- 
gung  auf  genugsam  Einsichtsvolle  und  hinreichend  Interessirte  ist  die  Mög- 
lidikeit,  die  gesetzlichen  Beschränkungen  der  passiven  Ws^üfähigkeit  sehr 
zu  vermindern.  Diese  Beschränkungen  haben  lediglich  den  Zweck,  einer  in 
ihrer  Masse  nrtheilslosen  Wählerschaft  die  Begehung  allzu  grober  Missgriffe 
unmöglich  zu  machen;  und  sie  sind  auch  in  der  That  unentbehrlich  bei  ge- 
gründeter Voraussetzung  einer  Unfähigkeit  der  Berechtigten.  Allein  natür- 
lich wirken  solche  mechanische  Bestimmungen  audi  in  vielen  Fällen  nadi- 
theilig,  indem  sie  allgemeine  Präsumtionen  an  die  Stelle  der  besonderen 
Wirklichkeit  setzen,  dadurch  aber  leicht  Männer  von  der  Vertretung  aus- 
schliessen,  welchen  zwar  zufällig  eine  der  vom  Gesetze  im  Allgemeinen  als 
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nöthig  erachteten  Eigenschaften  abgeht,  die  aber  sonst  in  allen  Beziehungen 
taoglidi  und  wünschenswerth  wären.    Ein  um  so  grösserer  Schaden,  als  die 
Zahl  der  zu  Abgeordneten  yollkommen  Tanglichen  ohnedem  immer  kleiner 
ist  als  das  Bedflrfoiss.    Wenn  also  einsichtsvolleren  W&hlem  dne  freiere 
Wahl  gestattet  werden  mag,  weil  bei  ihnen  auch  auf  ein  richtiges  Urtheil 
aber  die  tauglichen  Persönlichkeiten  zu  rechnen  ist,  so  wächst  die  Wahrschein- 
lichkeit einer  guten  Zusammensetzung  der  Vertretung.  —  Unzweideutigste 
Erfahrungen  haben  jedoch  nachgewiesen,  dass  die  Ausdehnung  der  passiven 
Wahlfähigkeit  nie  bis  zu  der  Wahlfähigkeit  der  örtlichen  und  der  Bezirks- 
Beamten  des  Staates  in  ihren  eigenen  Amtskreisen  gehen  darf.   Die  70  Land- 
räthe  in  dem  preussischen  Hause  der  Abgeordneten  von  1855  müssen  fftr 
alle  Zeit  ein  Wamungszeichen  sein.    Das  bei  schlechten  Wahlen  gefährdete 
Interesse  der  Wähler  ist  kein  genfigender  Grund  zu  Standhaftigkeit  und 
Bürgertugend.     Auch   einsichtsvollere    und  im  Wesentlichen    unabhängige 
Wähler  werden  oft  genug  geneigt  sein,   die  Folgen  einer  Gunst  oder  Un- 
gunst des  nächsten  Vorgesetzten  hoch  anzuschlagen.    Der  aus  einer  Feind- 
schaft des  Beamten  folgende  unmittelbare   und  ziemlich  sicher  in  Aussicht 
stehende  Schaden  wird  schlimmer  scheinen,   als  der  durch  eine  schlechte 
Wahl  dem  Ganzen  zugehende,  also  theils  nur  mittelbare,  theils  ungewisser 
und  schwerer  berechenbare  Nachtheil.  Feigheit  und  Selbstsucht  aber  können 
sich  dann  leicht  hinter  heuchlerische  Beschönigungen  und  feJsche  Gründe 
verstecken.    Hier  kann  offenbar  nichts  helfen  als  unbedingte  Versagung  der 
Wählbarkeit  des  Beamten   in   seinem  Bezirke.     Diese  Beschränkung  wird 
eine  grössere  Sicherstellung  für  die  Wirksamkeit  der  Volksvertretung  haben, 
als  viele  andere,  weit  bedeutender  und  kecker  scheinende  Bestimmungen. 
Die  Wahrscheinlichkeit  zahlreicher  Bewerbungen  von  sofchen  Beamten  ist 
nämlich  sehr  gross,  sobald  sie  gestattet  sind.    Der  Wunsch  zur  Bekannt- 
madiung  des  Namens  in  den  höchsten  Schichten  und  zu  Erwerbung  eines 
ausserordentlichen  Ansprudies  auf  Beförderung  aus  der  Anfangsstellung  ist 
sehr  natürlich.    Die  Lust  längeren  behaglichen  Aufenthaltes  in  der  Haupt- 
stadt kommt  auch  für  Viele  in  Betracht.    Endlich  wird  oft  an  einen  aus 
eigenem  Antriebe  nicht  Geneigten  ein  Befehl  zur  Candidatur  erfolgen.    So 
wird   die  Ständeversanmüung  mit  Werkzeugen  jeglicher  Begierungspolitik 
angefüllt  und  geht  der  ganze  Nutzen  der  Volksvertretung  verloren. 

U. 

Advokaten  und  Professoren  in  Ständeversammlungen. 

Ein  althergebrachter  Bestandtheil  repräsentativer  Versammlungen  sind 
Advokaten,  und  es  ist  über  deren  Befähigung  für  Gesetzgebung  und  für 
politische  und  parlamentarisdie  Geschäfte  schon  seit  Langem  gesprochen  und 
gestritten  worden.    Im  Ganzen  ist  das  Urtheil  nicht  günstig.     Man  wirft 
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ihnen  Sophistik,  Unkenntniss  der  Staatsverhftltnisse  und  kleinliche  Streitsacht 
Yor;  und  in  England  steht  es  so  ziemlich  fest,  dass  die  Laufbahn  eines 
wirklich  beschäftigten  Advokaten  wenig  vorbereite  filr  eine  einflnssreiche 
Stellung  im  t^arliamente.  —  Neu  war  im  Frankfurter  Beidistage  die  Er- 
scheinung einer  grossen  Anzahl  von  Professoren  auf  dem  parlamentarischen 
Schauplätze;  sehr  schnell  aber  hat  sich  ein,  ebenfalls  fast  durchaus  ungttn- 
stiges,  Urtheil  über  ihre  Tauglichkeit  gebildet.  Wird  ihnen  doch  von  zwei 
entgegengesetzien  Seiten  das  Scheitern  der  deutschen  Einheitsbestrebung 
hauptsächlich  zugeschrieben.  Von  den  Demokraten,  weil  sie  den  Muth  nicht 
gehabt  hätten,  die  praktischen  Schlüsse  aus  ihren  Lehrsätzen  zu  ziehen, 
und  überhaupt  das  Leben  zu  behandeln  nicht  verstanden  hätten.  Yon  Seiten 
der  Conservativen  aber,  weil  sie  übertriebene,  rein  theoretische  Forderungen 
gestellt,  den  Thatsachen  und  den  wirklichen  Kräften  keine  Rechnung  ge- 
tragen hätten,  kurz  unpraktische  Doctrinäre  gewesen  seien.  « 

Es  ist  doch  der  Mühe  werth,  das  Urtheil  über  die  parlamentarischen 
Eigenschaften  beider  Gattungen  von  Mitgliedern  leidenschaftlos  zu  formuliren. 

In  jedem  oonsütutionellen  Staate  wird  regelmfissig  eine  veihältmss- 
mässig  grosse  Anzahl  von  Advokaten  in  den  Abgeordnetenkammern  sitzen. 
Ihre  Stellung  ist  sehr  gtlnstig  für  die  Erlangung  einer  Wahl  und  sie  mögen 
auch  eine  solche  leichter  als  viele  Andere  annehmen.  Advokaten  sind  un- 
abhängig von  der  Regierung;  in  weitem  Kreise  persönlich  bekannt;  in  der 
Regel  in  der  Opposition;  mehr  oder  weniger  im  Reden  geübt.  Eine  Ent- 
fernung von  Hause  ist  ihnen  leichter  möglich,  da  sie  viele  ihrer  Geschäfte 
auch  auswärts  und  neben  den  Sitzungen  betreiben  können;  und  der  in  der 
Versammlung  erworbene  Name  trägt  zu  einem  spätem  grossem  Zulaufe  bei. 
Dies  ist  aber  von  um  so  grösserer  Bedeutung,  als  die  aus  der  Natur  des 
Standes  sich  entwickelnden,  und  somit  als  Regel  bei  den  einzelnen  Mitglie- 
dern anzunehmenden,  Eigenschaften  nur  theilweise  erspriesslich  für  parla- 
mentarische, legislative  und  politische  Geschäfte  sind.  Für  erstere  taugt 
allerdings  die  Uebung  in  der  Rede,  namentlich  in  schlagfertiger  Widerrede, 
und  die  Gewohnheit  den  Rechtspunkt  in  einem  streitigen  Falle  herauszu- 
finden; dagegen  ist  auch  Rechthaberei  in  Kleinigkeiten,  Sophistik  und  ein 
unhöflicher  Ton  leicht  eine  Folge  der  gewöhnlichen  Beschäftigung.  Für 
legislative  Arbeiten  ist  der  Advokat  einer  Seits  befähigt  durch  eine  grössere 
oder  geringere,  Kenntniss  des  bestehenden  Rechtes,  durch  vielfache  Erfah- 
mng  über  die  drückenden  und  beschwerenden  Zustände  des  staatlichen  Le- 
bens und  über  die  täglichen  Bedürfnisse  und  Wünsche  der  verschiedenen 
Klassen  der  Gesellschaft,  durch  seine  Uebung  in  der  Folgerang  aus  allge- 
meinen Sätzen;  anderer  Seits  aber  ist  von  dem  gewöhnlichen  Schlage  der 
Advokaten  eine  allgemeine  und  höhere  Auffassung  der  Aufgabe,  eine  Kennt- 
niss  von  der  entsprechenden  Gesetzgebung  od,er  von  den  wissensdiaftlicheu 
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Erörterungen  der  Dinge,  namentlich  in  ansl&ndischer  Literatur,  nidit  zn  er- 
warten. In  politischen  Dingen  endlidi  zeigt  die  Er&hmng,  dass  zwar  die 
Unabhängigkeit  der  Stellung  und  die  oppositionelle  Neigung  gute  Dienste 
leisten;  aber  dass  andi  eine  kleinliche  juristische  AufiEassung  aller  Fragen, 
ein  Mangel  an  Sinn  für  die  positiven  Aufgaben  des  Staates  und  eine  Abnei- 
gung gegen  Einräumung  der  nothwendigen  Regierungsg^walt  und  Bewe- 
gungsfireiheit  schadet,  üeberhaupt  ist  bei  ihnen  einer  freieren  AufEetssung 
der  staatlichen  Dinge  die  den  Rechtsgelehrten  überhaupt  unbewusst  Aber- 
schleichende  Neigung,  das  bestehende  positive  Recht  als  eine  unfehlbare 
und  unveränderliche  Thatsache  höherer  Ordnung  zn  betrachten  und  es  ohne 
weiteres  Nachdenken  Aber  Grund  und  Wirkung  zu  achten,  im  Wege.  — 
Mit  Einem  Worte:  einer  jeden  repräsentativen  Versammlung  steht  eine 
.Anzahl  taditiger  Advokaten  sehr  wohl  an  zum  täglichen  Rechts*  und  Wort- 
gefechte, zu  rttcksiditsloser  Opposition  und  zur  kleineren  Durcharbeitung 
der  Gesetze,  namentlich  der  Reditsgesetze;  allein  eine  ttberwiegende  Zahl 
oder  ein  beherrschender  Einfluss  ist  nidit  gut,  weil  grössere  Ideen  sowie 
die  ganze  politische  Haltung  und  das  kraftvolle  Auftreten  der  Regierung 
von  ihnen  närgelnden  Widerspruch,  'beschränkte  juristische  Au&ssung  und 
schiefe  Beurtheilung  von  Unten  nach  Oben  zu  erwarten  haben. 

Professoren  waren  zwar  auch  immer  in  einzelnen  Fällen  Mitglieder  der 
repräsentativen  Versammlungen  gewesen  und  hatten  zum  Theil  eine  sehr 
hervorragende  Stellung  eingenommen,  wie  in  Frankreich  z.  B.  Guizot,  Cou- 
sin, in  Deutschland  Rotteck,  Welcker,  Jordan;  allein  es  war  doch  eine  grosse 
Auffliahme,  und  von  einem  massenhaften  Einflüsse  derselben  konnte  keine 
Rede  sein.  Zu  häufigeren  Wahlen  ist  auch  in  der  That  in  gewöhnlichen 
Zeiten  ihre  Stellung  nicht  angethan.  Obgleich  verhältnissmässig  unabhängig, 
sind  sie  doch  immer  im  Staatsdienste;  und  wenn  ihnen  auch  die  Ung^nst 
der  Regierung  weniger  positiv  schaden  kann,  so  mag  Gunst  ihnen  doch 
nfltzen.  Sie  sind,  mit  seltenen  Ausnahmen,  der  Menge  der  Wähler  nicht 
bekannt,  da  sich  ihre  Thätigkeit  und  ihr  Ruf  in  einer  hohem  Schidite  der 
geistigen  Atmosphäre  bewegt.  Dazu  kommt  noch,  dass  sie  selbst  die  Wahl 
in  der  Regel  nicht  wünschen.  Eine  lange  Unterbrechung  der  Vorlesungen 
ist  für  sie  von  unmittelbarem  Schaden  und  gereicht  leicht  zu  bleibendem 
Nachtheile.  Es  bedurfte  der  tiefen  und  allgemeinen  Anfreguiig  des  Jahres 
1848,  um  eine  so  grosse  Menge  ypn  Professoren  aus  ihren  Studirzimmem 
zu  locken;  und  es  war  die  ganze  nebelhaft  grosse  Aufgabe,^  deren  Lösung 
die  hockten  geistigen  Kräfte  der  Nation  und  ungewöhnliche  Kenntnisse  zu 
erfordern  schien,  nöthig,  um  die  Augen  der  Massen  so  vielfach  auf  sie,  als 
oof  passende  Abgeordnete,  zu  lenken.  —  Ob  die  gewöhnlich  seltene  Theil- 
nähme  zu  bedauern  steht,  ist  zweifelhaft.  Zwar  ist  der  akademische  Lehrer 
geübt   im   öffentlich  reden,   und  kann  bei  ihm  höhere  Kenntniss   der   in 
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sein  Fach  einschlagenden  Gegenstände,  so  wie  Empftnglichkeit  Air  grosse 
Gedanken  nnd  Begreifen  neuer  Systeme  vorausgesetzt  werden:  allein  auf 
der  andern  Seite  ist  er  selten  ein  guter  Debater,  da  er  an  Widerrede  gegen 
seine  Aufstellungen  nidit  gewöhnt  ist,  und  einen  Widerspruch,  namentlidi 
von  einem  üngelehrteren,  leicht  Obel  nimmt;  ja  er  ist  nicht  selten  sogar 
ein  ermfldender  und  wenig  Eindruck  machender  Redner,  weil  er  zu  streng 
formell  ist,  keinen  Grund  schenkt,  sich  nicht  an  das  Gtemüth  wendet;  er 
kennt  häufig  das  Leben  nicht;  und  er  fosst  bei  der  Frage  über  die  Durcfa- 
fUhrbarkeit  eines  Gedankens  niA*  die  logische  Richtigkeit  der  Folgerungen, 
nidit  aber  die  materiellen  Schwierigkeiten  ins  Auge.  Mit  Einem  Worte,  er 
ist  Doctrinär  von  Haus  aps.  Auch  wird  kein  Menschenkenner  behaupten, 
dass ,  eine  vorzugsweise  ausgebildete  Intelligenz  eine  besondere  Gewährlei- 
stung fur  eine  entsprechende  Festigkeit  oder  Höhe  des  Charakters  ist. 
Wenn  daher  auch  eine  Beimisdiung  von  bedeutenden  Professoren  einer  Ver- 
sammlung wohl  ansteht,  weil  sie  die  Verhandlungen  auf  die  Höhe  der  Frage 
heben  und  die  Möglichkeit  zu  gründlichen  und  gut  geschriebenen  Commis- 
sionsberichten  geben:  so  ist  docb  hiermit  noch  nicht  darflber  entschieden, 
ob  eine  grössere  Anzahl  und  ein  flberwiegender  Eünfluss  taugt.  Die  Frank- 
furter Ergebnisse  sind  die  einzigen  grossen  Er&hrungen  in  diesem  Punkte; 
und  sie  müssen  sehr  zweifelhaft  machen.  Das  Missglflcken  der  Einheitsbe- 
strebungen den  Professoren  zuzuschreiben,  ist  freilidi  stupider  Unsinn ;  allein 
ii^  zwei  wichtigen  Beziehungen  kann  man  ihnen  doch  einen  ernsten  Vorwurf 
nicht  ersparen.  Einmal  sind  sie,  wenn  auch  nicht  allein  so  doch  vor  Allen» 
an  der  unseligen  Breite  der  Abfassung  und  der  Berathung  der  Grundrechte 
Sdiuld  gewesen;  schon  im  Verfossungsausschusse,  dann  aber  auch  in  der 
Versammlung.  Ausserdem  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  sie  vorzüglich  die  Ver- 
sammlung in  die  Bahn  brachten,  auf  die  theoretisch  richtige  Zusammeur 
fügung  einer  Bundesstaatsverfiissung  das  Hauptgewicht  zu  legen,  ohne  der 
Ausführungsmöglichkeit  zu  gedenken  und  vor  Allem  den  vorauszusehenden 
Hindernissen  kräftig  entgegen  zu  treten.  Sie  waren  zufrieden  mit  der  theo- 
retischen Folgerichtigkeit  und  Wahrheit  des  Werkes,  und  erwarteten  nun 
von  der  inneren  Güte  desselben  audi  den  Sieg.  Dieses  in  der  Wissenschaft 
vollkommen  richtige  Verfahren  ist  aber  von  kindlicher  Naivität  im  wirklichen 
Leben.  Praktische  staatsmännische  Eigenschaften  haben  also  allerdings  die 
Professoren  in  Frankfurt  nicht  erwiesen. 

Natürlich  ist  die  Moral  der  Fabel  nicht,  dass  irgendwelche  gesetzliche 
Bestinmiungen  zur  Beschränkung  der  Zahl  der  Advokaten  und  Professoren 
in  repräsentativen  Versammlungen  zu  erlassen  seien.  Allein  nöthig  ist  es, 
dass  die  Ueberzeugung,  es  könne  des  Guten  hier  zu  viel  geschehen,  in  das 
allgemeine  Bewusstsein  dringt  und  Berechnung  und  Zügel  gibt. 
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15. 
Erste  Kammern  in  kleinen  Staaten. 

Fttr  eine  tüchtige  erste  Kammer  lässt  sidi  Vieles  sagej^,  auch  abge- 
sehen Yon  den  Yortheilen  jeder  zweimaligen  Berathnng  widitiger  Angelegen- 
heiten. Einmal  werden  hier  die  staatlichen  Fragen  von  einem  anderen 
Standponkte  ans  betrachtet,  als  von  dem  der  Mehrheit  in  der  zweiten  Kam- 
mer, und  andi  wohl  dem  der  Regierung;  ein  solcher  aber  hat  immer  eine 
Berechtigung,  schon  weil  er  thatsächlich  im  Staate  besteht.  Sodann  ist  die 
grossere  Unabhängigkeit  von  bloss  örtlichen  und  augenblicklichen  Einflüssen 
unter  Umständen  sehr  viel  werth.  Die  Mitglieder  haben  keine  Rflcksicfat 
auf  Wähler  zu  nehmen,  oder  wenigstens  nur  auf  Wahler  ihrer  Art.  Dass 
die  fehlende  Nothwendigkeit,  der  öffentlichen  Meinung  Rechnung  zu  tragen, 
ihre  üble  Seite  hat,  soll  nicht  geläugnet  sein;  allein  es  gibt  audi  gar  manche 
Fälle,  in  weldien  es  für  das  wahre  Staatswohl  hödist  erwünscht  ist,  wenn 
die  Mitglieder  einer  entscheidenden  Versammlung  keine  persönlidien  Nach- 
theile  von  der  Aufrechteriialtung  einer  zwar  im  Augenblicke  impopulären 
aber  an  sidi  riditigen  Massregel  zu  befOrchten  haben.  Endlidi  besteht  eine 
Möglichkeit  höhere  staatonänniscfae  Erfieüirungen  herbeizuziehen  und  die 
Anschauungen  von  Männern  zu  verwerthen,  w^lcbe  sidi  Volkswahlen  nicht 
unterziehen  wollen  oder  können. 

Um  so  schädlicher  ist  aber  eine  erste  Kammer,  wenn  die  richtigen 
Bestandtheile  fehlen,  denn  nun  wird  ein  Einfluss  künstlich  geschaffen, 
welchem  in  der  Wirklidikeit  nichts  entspricht,  und  der  also  die  wahre 
Sachlage  fölscht.  Im  besten  Falle  ergeben  sich  daraus  blos  Zögerungen  und 
Ersdiwerungen  der  Geschäfte  ohne  entsprechende  Verbesserung  derselben; 
es  mag  aber  auch  das  wirklich  Nützliche  und  Nothwendige  gehemmt  werden. 

In  grossen  Staaten  ist  es  möglich  eine  gute  erste  Kammer  zu  schaffen, 
falls  es  am  Willen  nicht  fehlt.  In  ganz  kleinen  ist  eine  soldie  unmöglich, 
wenn  man  nicht  dem  Lächerlichen  und  Absurden  verfallen  will.  Schwierig 
ist  die  Aufgabe  dagegen  für  Staaten  mittlerer  Grösse  und  Bevölkerung. 
Hier  hält  man  es  für  richtige  conservative  Politik,  einer  ersten  Kammer 
nicht  zu  entbehren;  und  doch  fehlen  die  passenden  Elemente.  Man  hat 
zunächst  etwa  zur  Verwendung  einige  Vertreter  des  gutsbesitzenden  Adels, 
weiche  aber  nach  Umständen  nur  ein  sehr  kleines  wirkliches  Interesse  vor- 
stdlen;  sodann  vielleicht  einige  Geistliche  und  Gelehrte,  deren  Befähi- 
gung wohl  unzweifelhaft  sein  mag,  die  aber .  keinen  festen  und  breiten 
Boden  im  Lande  haben  und  eigentlich  nur  f(lr  ihre  Person  zählen;  endlich 
von  der  Regierung  selbst  Ernannte,  also  in  der  Regel  höhere  Beamte  im 
bürgerlichen  oder  im  Kri^dienste,  nicht  selten  alte  Männer,  jedenfalls 
wenig  geeignet  zu  einer  unabhängigen  Vertretung   des  Volkes  gegenüber 
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von  der  Regierang.  Einige  da  und  dort  vorhandene  Prinzen  vom  Hanse  oder 
Standesherren  ändern  nidit  viel  in  der  Sache  noch  in  der  Zahl,  seihst  wenn 
sie  regelmässig  erscheinen.  Schon  dass  die  Versammlnng  so  wenig  zahlreich 
ist,  ist  ein  o|fenbarer  Nachtheil;  sie  macht  einen  geringen  Eindruck  auf  die 
öffentliche  Meinung  und  ruft  ungünstige  Yergleichungen  mit  dem  anderen 
Hause  hervor. 

Offenbar  liegt  es  unter  diesen  umständen  sowohl  im  Interesse  des 
Landes  als  in  dem  der  Regierung  selbst,  eine  solche  erste  Kammer  mög- 
lichst zu  verstärken,  dabei  aber  auf  geistige  Befthigung  und  auf  Unabhän- 
gigkeit der  ^Stellung  vorzugsweise  Rücksicht  zu  nehmen.  Die  Mittel  sind 
freilich  nicht  im  Ueberfiusse  vorhanden;  doch  lassen  sich  mit  gutem 
Willen  wenigstens  annähernd  genügende  Mitglieder  auffinden.  Einmal  näm- 
lich steht  es  bei  der  Regierung,  die  von  ihr  zu  Ernennenden  nidit  nach 
ihrer  äusseren  Stellung  im  Dienste,  sondern  vor  AUem  nadi  Ihrer  BefiUii- 
gung  auszusuchen;  sodann  wird  die  Kammer  an  Zahl,  persönlicher  Unab- 
hängigkeit der  Mitglieder  und  an  Befestigung  in  wichtigen  Yolksinteressen 
gewinnen,  wenn  die  Vorstände  bedeutender  Handels-  oder  Gewerbe-Gremien 
und  die  (angenommenermassen  gewählten)  Vorstände  der  ersten  Städte  des 
Landes  Sitz  und  Stimme  verfassungsmässig  erhalten.  Allerdings  werden 
solche  Mitglieder  keine  englischen  Pairs  sein;  allein  die  Abgeordneten  einer 
Ritterschaft  und  die  Vorstände  von  Landescollegien  sind  es  auch  nicht. 
An  die  Stelle  jenes,  unter  den  gegebenen  Umständen  unerreichbaren.  Vor- 
bildes  einer  grossen  und  mächtigen  Aristokratie  muss  eben  eine  andere 
Versammlung  gesetzt  werden,  welche  zu  einer  Doppelberathung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  passt,  wenn  auch  die  Gründe  ihrer  Tauglidikeit  ver- 
schiedenartige sind. 

16. 
Die  deutschen  Standesherren. 

Die  Erfahrung  von  Frankreich  hat  gezeigt,  wie  schwer,  oder  richtiger 
gesagt  unmöglich,  es  ist,  durdi  blosses  Gesetz  und  Vorrecht  eine  Pairskam- 
mer  zu  schaffen,  welche  wirklidi  auch  eine  Wurzel  im  staatlichen  Leben 
hat,  und  welche  namentlich  im  Stande  ist,  ihr  eigenes  moraliaches  und 
politisches  Gewicht  gegen  eine  zwar  volksbeliebte  aber  schädliche  Massregel 
in  die  Wagschale  zu  legen.  Senat,  erbliche  Pairskammer,  lebenslängliche 
Pairs  sind  dort  immer  wie  Spreu  vor  dem  Winde  zerstoben,  wenn  ihr  Be- 
stand od^er  ihr  Recht  irgendwie  ernstlich  angegriffen  wurde.  Der  Grund 
war  einfach  der,  dass  sie*  eine  staatliche  Behörde  aber  keine  gesellschaftliche 
Macht  waren«  Es  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  sich  nidit  ein  constitu- 
tionelles  und  selbst  ein  parlamentarisches  Syst^  ohne  eine  mächtige  und 
tief  in  den  Verhältnissen  gründende  Pairskammer  denken  lasse ;  wohl  aber, 
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dass  mit  einer  blossen  äusseren  Nacfaahmong  der  Formen  and  der  Worte 
nidits  Lebensfthiges  und  Wirksames  geschaffen  wird.  In  Deutschland  sind 
die  Yeriialtnisse  insofeme  wesentlich  gQnstiger,  als  die  Standesherren  in 
ganz  ausgezeichnetem  Masse  die  Eigenschaften  besitzen,  welche  zu  einer 
selbstst&ndigen  und  m&ditigen  Pairie  gehören.  Sie  sind  sehr  vornehmer  Ab- 
kunft; ihre  Namen  sind  zum  grossen  Theile  mit  der  Geschichte  vielüach 
yerwadisen;  sie  haben  grossen  und  althergebrachten  Grundbesitz;  sie  sind  so 
unabhängig,  als  nur  ein  Mensch  sein  kann.  Und  dennoch  haben  die  Stan- 
desherren  die  aus  solchen  gQnstigen  Verhältnissen  folgende  staatliche  Stellung 
nicht  einzunehmen  verstanden.  Der  erste  Sturm  zerstreute  sie  im  Jahre 
1848  an  den  meisten  Orten  spurlos;  und  wenn  sie  ihren  Sitz  in  denStände- 
versammlungen  einnehmen,  sind  sie  wohl  ein  Hindemiss,  aber  keine  staat- 
liche Gewalt.  Nichts  ist  leiditer  einzusehen  als  die  Ursache  dieses  Mangels 
einer  Wirkung  bei  grosser  vorhandener  Kraft.  Die  Standesherren  haben 
verschmäht  die  Ersten  des  Volkes  zu  sein,  sondern  eine  hochprivüegirte 
Sonderstellung  eingenommen,  welche  zu  gleicher  Zeit  den  Regierungen  und 
dem  Volke  verbissen  und  trotzig  gegenflber  steht. 

Die  Folge  hievon  ist  gewesen,  dass  sie  zwar  eine  formelle  Madit  durch 
ihre  Stimmen  in  den  Ersten  Kammern  besitzen,  allein  keine  eigentliche 
staaüidie  Stellung.  Kann  ein  vemflnftiger  Zweifel  darüber  bestehen,  wie  es 
den  Standesherren  ergehen  würde,  wenn  Deutschland  froher  oder  später 
wieder  eine  grosse  Bewegung  erlebeb  sollte?  Hätten  sie  politischen  Verstand 
gehabt  und  sich  das  grosse  Beispiel  der  englischen  Pairie  zur  Lehre  dienen 
lassen,  so  würden  sie  dreierlei  vermieden  haben : 

erstens,  hätten  sie  keine  besondere,  für  immer  geschiditliGh  abgeschlos- 
sene und  mit  ausschliessenden  Bevorrechtungen  versehene  Kaste  gebildet, 
sondern  vielmehr  der  Kern  einer  grossen  auf  Grundbesitz  sicher  ruhenden 
gesellschaftlichen  Klasse  zu  werden  bestrebt,  somit  sidi  nicht  in  kleiner  An- 
zahl möglichst  vereinzelt,  sondern  vielmehr  andere  bedeutende  Existenzen  an 
sich  gezogen; 

zweitens,  hätten  sie  nicht  fort  und  fort  sich  als  mit  Unrecht  entsetzte 
Fürsten  zu  rächen  gesucht,  sondern  sich  viehnehr  als  die  bei  dem  Wohle  des 
gesammten  Staates  vor  allen  Andern  betheiligten  Bürger  benommen; 

endlich  hätten  sie  nicht  verhasste  und  vielfach  bedrückende  Bevorrech- 
tungen geltend  gemacht,  am  wenigsten  auf  unmittelbare  Kosten  ihrer  nädisten 
Umgebungen,  sondern  nach  Stellungen  gestrebt,  welche  ihnen  um  den  Preis 
ernstlicher  und  unbezahlter  Dienstleistungen  den  Dank  und  die  Anhänglich- 
keit der  Menge  .verschafft  haben  würden. 

In  der  jetzigen  Gestaltung  der  Gesellschaft  und  im  coustitutionellen 
Systeme  ist  allerdings  ein  Platz  für  eine  erblidie  und  mächtige  Aristokratie; 
aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass  sie  ihren  Beichthum  und  ihre  Unab- 
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hängigkeit  za  Dienstleistangen  benutze,  welche  Andere  zu  leisten  nicht  Ter* 
mögen,  und  dass  sie  das  demokratische  Gleichheitsgefühl  nicht  aof  verletzende 
Weise  reize. 

17. 
Zahl  der  Mitglieder.  —  Rednerbühne.  —  Abtheilungen. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  einer  Reprftsentatiy-Yersammlang  ist  von 
der  grössten  Wichtigkeit  für  ihre  Thätigkeit  und  Wirksamkeit.  Eine  kleine 
Zahl  hat  mancherlei  Nachtheüe.  Sie  nimmt  nicht  genug  von  den  ehrgeizi- 
gen und.  unruhigen  Krfiften  im  Volke  in  sich  auf,  und  veranlasst  dadurch 
diese,  sich  ausserhalb  eine  Thätigkeit  zu  suchen,  welche  nicht  immer  f&rdemd 
und  erfreulich  ist.  Eine  wenig  zahlreiche  Versammlung  bietet  weniger 
Wahrscheinlichkeit;  dass  alle  wirklidi  vorhandenen  Interessen  auch  verstän- 
dige Vertreter  haben,  was  zu  Missvergnttgen  und  z^r  Anlehnung  an  andere 
politisdie  Kräfte  treibt.  Eine  kleine  Versammlung  imponirt  endlidi  nicht 
genug,  sei  es  der  Regierung  sei  es  der  öffentlichen  Meinung,  —  Eine  sehr 
zahlreiche  Versammlung  dagegen  hat,  wie  namentlidi  das  Beispiel  des  Frank- 
furter Parlamentes  beweist,  eine  Reihe  anderer,  mindestens  ebenso  nachthei- 
liger  Seiten.  Vor  allem  natürlich  rücken  die  Geschäfte  langsam  von  der 
Stelle.  Es  sind  immer  mehr  Redner  zu  hören,  als  für  die  Sache  nöthig 
wäre;  alle  Wahlen  dauern  lange;  ebenso  die  Abstimmungen,  vorab  nament- 
liche. Sodann  ist  eine  zahlreiche  Versammlung  immer  leidenschaftlicher  und 
unbesonnener,  als  eine  kleine.  Theils  wird  auch  der  Ruhigere  durch  die 
Begeisterung  oder  durch  das  Gewicht  einer  grossen  Masse  leicht  mit  fort- 
gerissen; theils  ist  das  Gefühl  der  persönlichen  Verantwortlichkeit  des  Ein- 
zelnen gegenüber  von  so  Vielen  so  schwach,  dass  er  sich  weniger  besinnt 
und  weniger  widersteht.  Jeder  grosse  Volkshaufe  ist  Pöbel,  jede  grosse 
Versammlung  nähert  sich  einem  grossen  Haufen.  Femer  wird  es  dem  ein- 
zelnen Mtgliede  schwerer,  das  Wort  zu  erhalten.  Wenn  denn  nun  Einer, 
sei  es  aus  Eitelkeit  und  Lust  sich  selbst  zu  hören  sei  es  ans  Rücksicht  auf 
seine  Wähler,  durchaus  reden  will,  so  wendet  er  sich  zu  unnützen  An- 
trägen, zu  Interpellationen  u.  dgl.,  was  immer  Zeit  kostet  und  auch  positiv 
schadet.  Endlich  veranlasst  eine  allzu  grosse  Anzahl  von  Mitgliedern  zu 
zwei  an  sich  schädlichen  Einriditungen:  zu  Aufrichtung  einer  Rednerbühne, 
und  zur  Bildung  von  Abtheilungen  zur  Vornahme  von  Wahlen,  von  Vorbe- 
rathungen  u.  s.  w.  - 

Eine  Rednerbühne  ist  allerdings  kaum  zu  vermeiden  in  einergrossen 
Versammlung  und  also  in  einem  grossen  Räume,  da  sich  nur  auf  diese 
Weise  überall  hören  und  nur  so  Stille  erhalten  lässt.  Allein  sie  hat  grosse 
Nachtheile:  die  Unmöglichkeit  einer  Verhandlung  in  natürlicher  Rede  und 
Gegenrede;   die  Abhaltung  schüchterner  oder  redenngewandter  Mit§^eder 
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▼on  kurzen  aber  flachdieiilichen  Mittheiloiigen;  die  Anreizong  za  rhetorischem 
Sdunack  anstatt  einüacher  Wahxteit;  ^vor  Allem  aber  die  Yeranlassang  zu 
leidenschaftlicfaen  Aeosserongen ,  erzeugt  durch  das  physisch  Uute  Reden, 
welches  auf  die  eigene  Stimmung  reagirt.  Es  ist  ein  (Hflck  fQr  eine  Ver- 
sammlung, wenn 'sie  keine  Rednerbflhne  hat;  bei  sehr  grosser  Mitglieder- 
zahl ist  aber  eine  soldie  unTermeidlich.  (Das  englische  Parliament  beweist 
nichts,  weO  selten  das  Haus  voll  ist,  und  weil  das  Reden  vom  Piatze  aus 
audi  dort  kaum  durdifllhrbar  ist.) 

Die  j^theilung  in  Abtheilungen  (Sectionen)  ist  Tielfekcfa  ein  Zeit- 
verlust, da  die  Mitgtieder  selten  in  denselben  3ich  völlig  aussprechen,  son- 
dern ihre  besten  Grttnde  erst  in  der  vollen  Versammlung  vorbringen,  damit 
sie  nicht,  frfiher  bereits  bekannt,  von  Andern  vorweggenommen  oder  wider- 
legt werden.  Ueberdiess  verfälscht  eine  soldie  Eintheilung,  durch  die  znfiUlige 
Zusammensetzung  derselben,  leicht  den  Ausdruck  der  Mehrheit  der  ganzen 
Versammlung  bei  Wahlen. 

Mit  einem  Worte:  keine  berathende  Versammlung,  auch  des  grössten 
Reiches,  eoUte  über  250 — 300  Mitglieder  haben.  Und  es  wäre  dabei  noch 
der  weitere  Vortheü,  dass  die  Wahlen  weniger  nach  Eirdithumsinteressen 
geschehen  und  nicht  auf  blos  örtliche  BerQhmtheiten  fallen  wttrden.  Bei 
der  Siebung  einer  Versammln^  auf  die  Hälfte  fallen  nicht  die  feinen, 
sondern  die  groben  Elemente  durch. 

18. 
Die  Partei-Klubs. 

Soviel  irgend  bekannt,  hat  sich  in  Frankfurt  zuerst  eine  repräsentative 
Versammlung  in  eine  Anzahl  von  freiwilligen  aber  förmlich  organisirten  Partei- 
abtheilungen gespalten,  welche  je  aus  den  in  ihrer  Meinungsabschattnng  ein- 
ander am  nächsten  stehenden  Mitgliedern  zusammengesetzt  waren.  Diese 
Klubs,  wie  sie  genannt  wurden,  hatten  bestimmte  Vorsitzende,  ihre  eigenen 
Versammlungsorte,  und  traten,  wo  nicht  täglich  so  doch  häufig  und  jedenfalls 
immer  bei  irgend  wichtigen  Verhandlungen,  zusammen,  meistens  spät  Abends. 
Der  Zweck  dieser  kleineren  Krystallisationen  war  die  Vorberathung  der  in 
der  Versammlung  zu  erwartenden  oder  aus  der  Mitte  des  Klubs  selbst  zu 
stellenden  Anträge;  dies  aber  mit  der  Bedeutung,  dass  jedes  Mitglied  —  die 
Fälle  einer  Offenlassung  einer  Frage  abgerechnet  —  gehalten  war,  nach  dem 
von  der  Mehrheit  des  Klubs  gefassten  Beschluss  in  der  Versammlung  zu 
stimmen,  oder  sofort  aus  dem  Klub  auszuscheiden.  Die  einander  näher 
stehenden  Klubs  theilten  sich  durch  Absendung  von  Mitgliedern  gegenseitig 
die  Beschlflsse  mit,  um  Uebereinsümmung,  beziehungsweise  Modification  des 
bereits  ge&ssten,  zu  erwürken.  Fremde  waren  ausgeschlossen,  die  Klubs  der 
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Linken  aasgenommen,  welche  bestimmte  offene  Abende  hatten,  die  dann  nicht 
wenig  den  An&ngen  eines  Jacobinerklabs  fthnelten. 

'  Unzweifelhaft  hat  diese  Einrichtung  —  welche  denn  andi  alsbald  in 
Berlin  Nachahmung  fand  und  noch  daselbst  besteht  —  ihre  guten  Seiten;  ja 
sie  war  selbst  zur  Verhütung  eines  Yölligen  Auseinanderfiattems  der  Mei- 
nungen und  Antrftge  eine  Nothwendigkeit  bei  einer  so  schwierigen  und  un- 
genau gesteckten  Aufgabe,  wie  sie  das  Fr^kfnrter  Parlament  zu  lösen  hatte. 
Die  Gedanken  kommen  reifer  an  das  offene  Tageslicht,  und  die  Zahl  der 
emstUch  gemeinten  Antrftge  vermindert  sich.  Es  ist  daher  auch  j?ahrschein- 
lich,  dass  sich  die  Sitte  der  Parteiklubs  in  deutschen  Versammlungen  zunächst 
erhalten  wird.  —  Dennoch  kann  sie  nur  als  ein  yorlftufiges  Mittel  und  als 
ein  Beweis  eines  erst  in  der  Bildung  begriffenen  politischen  Lebens  betrachtet 
werden  und  erwünscht  erscheinen.  Wo  bei  einem  Volke  sich  die  Parteien 
Töllig  abgekl&rt  haben  und  dieselben  sowohl  in  ihrem  Personalbestande  als 
in  ihren  Zwecken  scharf  ausgesprochen  sind,  bedarf  es  einer  solchen  voran- 
gehenden Ordnung  im  Kleinen  zur  Erreidiung  gemeinschaftlicher  Anschau- 
ungen und  Entschlüsse  nicht.  Hier  fidlen  alle  Fragen  schon  von  selbst  unter 
die  ein  für  allemal  feststehenden  Grundsätze,  und  es  handelt  sidi  nur  davon, 
ob  eine  Mehrheit  zu  erhmgen  ist.  Möglich,  dass  innerhalb  einer  grossen 
Partei  wieder  leichtere  Abschattungen  sind;  diese  gehen  aber  nicht  so  weit, 
dass  eine  eigne  Aussonderung  Bedttrfniss  wäre,  und  es  ist  das  gemeinschaft- 
liche Ziel  allzu  bestimmt,  als  dass  abgesonderte  Organisationen  zu  seiner 
Erreichung  zweckmässig  erscheinen  könnten.  Natürlich  werden  auch  hier 
gelegentlidie  Berathungen  unter  den  Führern  der  Parteien  über  das  einzu- 
haltende Verfahren  stattfinden,  und  werden  die  derselben  Partei  Angehörigen 
sich  im  geselligen  Verkehre  zu  einander  halten;  allein  diess  ist  wesentlich 
verschieden  von  der  organisirten  Eintheilung  in  stehende  und  nach  Geschäfts- 
ordnung handelnde  Vereine.  Ein  einstiges  Wiederaufgeben  des  Elubwesens 
ist  aber  um  so  Wünschenswerther,  als  es  doch  einen  bedeutenden  sachlichen 
Nachtheil  hat.  Bei  der  Spaltung  Einer  grossen  im  Wesentlichen  gleichen 
Partei  in  drei  bis  vier  Clubs  werden  sich  die  meisten  Fragen  in  diesen 
etwas  verschiedenen  Medien  auch  etwas  verschieden  brechen.  Die  Erlan- 
gung einer  Mehrheit  in  der  Versammlung  erfordert  nun  aber  einen  einheit- 
lichen Entschluss,  mit  welchem  alle  Fractionen  gehen  können.  Dies  führt 
dann  leicht  zu  halben  Massregeln  und  zu  Verkleisterungen,  nicht  aber  zu 
einer  eigentlidien  inneren  Durcharbeitung  der  Fragen  und  zu  einer  Aus- 
scheidung der  inoongruenten  Bestandtheile  durch  eigene  Gährung.  Ein  um- 
sichtiger und  zur  Ausführung  tauglicher  Beschluss  kann  aus  einer  möglichst 
vielseitigen  allgemeinen  Berathung,  nicht  aber  aus  einer  Zusanmiensdmiel- 
zung  mehrer  bereits  fertiger  Beschlüsse  entstehen. 
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19. 
Die  Wilden. 

Audi  in  einer  zur  Clab-BUdong  im  Allgemeinen  geneigten  und  geeig- 
neten oder  in  einer  dorch  grosse  Parteien  naturgemäss  geschaarten  Yer« 
sanunlong  sind  immer  Einzelne  entweder  so  eingenommen  yon  der  alleinigen 
Biditigkeit  ihrer  Ansichten,  oder  so  nngesellschaftlich,  oder  endlich  —  in 
seltenen  Fftllen  —  so  mimosenartig  gewissenhaft,  dass  sie  anch  nicht  das 
geringste  Theilchen  ihrer  Ueberzengong  einem  Parteibeschiasse  aufopfern 
wollen.  Solche  treten  denn  in  keinen  engeren  Verband,  sondern  behalten 
als  Wilde  ihre  -ganze  natfirliche  Freiheit. 

Dies  ist  allerdings  fOr  die  Sonderlinge  manchfftch  bequem;  namentlich 
auch  in  Gewissensbeziehung,  weil  man  in  einer  solchen  vereinzelten  Stellung 
nie  mit  sich  zu  kftmpfen  hat  um  seine  eigne  Ueberzeugung  einem  Partei- 
beschlüsse unterzuordnen,  sondern  sich  einfach  in  seine  Tugend  hollt  und 
nach  Abgebung  eines  ganz  alleinstehenden  und  somit  völlig  unwirksamen 
Votums  die  Dinge  gehen  iässt,  wie  sie  gehen  wollen.  Allein  die  ganze 
Haltung  ist  ein  Fehler,  und  ist  sittlich  tadelnswerth.  Ohne  eine  bestimmte, 
folgerichtig  festgehaltene  Richtung  einer  grösseren  Anzahl  ist  in  politischen 
Dingen  Überhaupt,  und  namentlich  in  einer  berathenden  Versammlung,  nichts 
auszuriditen.  Wer  also  wirklidi  etwas  erreichen  will,  muss  sich  die  Selbst- 
beschr&nkung  eines  Anschlusses  an  Diejenigen  auflegen,  mit  welchen  er  im 
Ganzen  und  Wesentlidien,  wenn  auch  nicht  in  allen  Einzelheiten,  einver- 
standen ist.  Auch  kann  nur  in  einer  solchen  Verbindung  auf  eine  aUmälige 
siegreiche  Ausbreitung  besonderer  Meinungen  und  Absichten  gehofft  werden. 
Aus  diesen  Gründen  ist  denn  auch  die  Vereinzelung  sittlich  zu  tadeln,  selbst 
da,  wo  sie  aus  missverstandener  Gewissenhaftigkeit  hervorgeht.  Es  ist 
unvemOnfüg,  also  unsittlidi,  sich  jeden  Einflusses  zu  guten  Zwecken  zu 
berauben,  weil  man  nicht  das  ganze  Gute  in  Verbindung  mit  Anderen 
erreidien  kann.  Mit  dem  Kopfe  gegen  die  Wand  zu  rennen,  ist  keine 
Tugend;  und  nur  ein  Narr  stürmt  eine  Festung  allein,  weil  ihm  der  An- 
griffisplan  des  Heeres  nicht  vollst&ndig  ge^t 

In  einem  Falle  jedoch  mag  die  Vereinzelung  entschuldigt  werden;  wenn 
sich  n&mlich  Jemand  ausschliesslich  auf  eine  mit  der  Parteifrage  in  keinerlei 
Verbindung  stehende  Specialit&t  besdirftnkt,  welche  ihn  ganz  in  Anspruch 
ninmit  und  deren  Bearbeitung  er  jeder  andern  parlamentarischen  ThAtigkeit 
zum  Opfer  bringen  will,  oder  selbst  muss.  Hier  kann  sich  ein  Einfluss  und 
also  eine  Wirksamkeit  audi  für  einen  Alleinstehenden  allmälig  bilden;  und 
dann  ist  er  allerdings  sogar  freier  in  seinen  Bewegungen  und  Planen,  als 
wenn  er  mit  einem  Club  oder  einer  Partei  in  Verbindung  steht.  Allein 
der  Fall  einer  so  gearteten  Th&tigkeit  kann  wirklidi  nicht  oft  vorkommen, 
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und  selbst  dann  ist  es  zweifelhaft,  ob  nicht  eine  Parteiyerbindnng  schneller 
zum  Ziele  geführt  h&tte,  wenn  vielleicht  auch  nicht  ganz* nach  eigener  Anf- 
Cftssung. 

20. 
Redner. 

Nichts  wohl  hat  so  allgemein  ttberrasdit  nach  dem  Ausbräche  der  Be- 
wegung Yon  1848  als  die  Entdeckung  einer  Eigenschaft  der  Deutschen,  von 
welcher  man  bis  vor  Kurzem  keine  Ahnung  gehabt  hatte,  nftmlich  der  grossen 
Verbreitung  der  Rednergabe.  Uebergross  &st  war  die  Menge  wirklich 
guter,  zum  Tbeil  höchst  bedeutender  Redner,  welche  in  allen  grossen 
Versammlungen,  in  Wien,  Berlin,  vor  Allem  aber  in  Frankfurt  auftraten. 
Zwar  hatte  der  vereinigte  Landtag  es  schon  ahnen  lassen,  dass  wenn  in 
Deutschland  eine  Versammlung  die  Krftfte  einer  grossen  Bevölkerung  in  sich 
vereine  und  dieselben  durch  einen  bedeutenden  Zweck  und  durch  die  Trag- 
weite der  Verhandlungen  gehoben  seien,  es  an  guten  Sprechern  nicht  fehlen 
werde.  Doch  war  Niemand  einer  so  grossen  Anzahl  und  wohl  auch  kaum 
so  ausgezeichneter  Anlagen  gew&rüg;  um  so  mehr,  als  alle  Gattungen  der 
Redekunst  und  -Anlage  vertreten  waren:  die  politische,  die  witzige  und 
einschneidende,  die  argumentirende,  die  auf  die  Masse  berechnete  deda- 
matorische  Beredtsamkeit.  Dies  Alles  aber  ohne  Vorbereitung  und  grössere 
Uebung;  so  dass  mit  Bestimmtheit  behauptet  werden  kann,  es  wttrde  sidi, 
wenn  ein  allgemeines  deutsches  Parlament  l&ngere  Zeit  bestünde  und  wichtige 
Angelegenheiten  zu  behandeln  h&tte,  in  kurzer  Zeit  eine  Macht  und  (Ge- 
wandtheit des  Wortes  ausbilden,  weldie  den  gl&nzendsten  Zeiten  der  Rede- 
kunst bei  irgend  einem  Volke  nidit  nachstunden. 

Damit  ist  denn  allerdings  erwiesen,  dass  jeden  Falles  Eine  Bedingung 
eines  guten  Fortganges  des  constitutionellen  Wesens  in  Deutschland  vor- 
handen ist. 

Ob  aber  nicht  auch  der  Demokratie?  —  Allerdings,  wenn  es  wahr  ist, 
dass  diese  der  Staat  der  Redner,  besser  wohl  gesagt  der  Dedamatoren,  ist. 

21. 

* 

Oeschäftsordnung.  —  Die  Gallerieen. 

Eine  der  schwierigsten  Angaben  für  eine  auf  einer  revoluüonftren 
Grundlage  stehenden  Versammlung  ist  die  Beobachtung  eines  richtigen  Ver- 
haltens gegen  die  Zuhörer.  Und  zwar  sind  es  zwei  Punkte,  weldie,  bei 
Strafe  grosser  üebelst&nde,  eine  taktvolle  Behandlung  erfordern:  die  Aas- 
dehnung der  für  die  Zuhörer  zu  öffiienden  Gallerieen,  und  das  von 
den  Anwesenden  zu  verlangende  Verhalten. 

Beide  Dinge  haben  bei  einer  gewöhnlichen,  ruhigen  und  von  der  ganzen 
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Kraft  der  Staat^ewalt  geschfltzten  Yersammlang  nicht  den  mindesten  An- 
stand. Eine  Einrichtung  zur  Zulassung  einer  grossen  Zahl  von  Fremden  ist 
zwar  audi  hier  nicht  zweckmftssig,  theils  wegen  der  unbequemen  und  fflr 
das  Hören  der  Mitglieder  selbst  untauglichen  Ausdehnung  des  Raumes, 
theils  wegen  des  nicht  yermeidlidien  Lftrmes;  allein  in  der  angenommenen 
Lage  der  Öffentlichen  Angelegenheiten  ist  an  eine  Einschüchterung  der  Ver- 
sammlung durdi  die  Zuhörer  nicht  zu  denken,  und  jeden  Falles  wUrde  ein 
etwa  sich  zeigender  Unfug  augenblicklich  niedergeschlagen,  die  Grallerie  im 
Nothfieül  alsbald  geräumt  werden.  Von  Seiten  der  anerkannten  und  zum 
Handeln  bereiten  Macht  kann  tlberhaupt  Ruhe  und  achtungsvolle  Haltung  von 
den  zugelassenen  Fremden,  sowie  die  Einhaltung  jeder  beliebigen  Anordnung 
der  Hauspolizei  leidit  erzwungen  werden. 

Anders  aber  ist  die  Lage  der  Dinge  für  eine  Versammlung  revolutio- 
nSrer  Art.  Einer  Seits  hat  eine  solche  keine  genttgende ,  wenigstens  keine 
sichere  und  nach  allen  Seiten  hin  verwendbare  Macht  zur  Verfügung,  indem 
die  Staatsgewalt  entweder  fiberhaüpt  augenblicklich  geschwächt,  oder  dieselbe 
der  Versammlung  abgeneigt  ist,  oder  endlich  wenigstens  die  etwa  vorhan- 
dene Macht  (z.  B.  Bürgerwehr)  gegen  populäre  Elemente  nicht  mit  Ver- 
lässigkeit  zu  gebrauchen  ist.  Anderer  Seits  bedarf  eine  Versammlung 
soldien  Ursprunges  und  solcher  Richtung  eines  beständigen  lebhaften  Zu- 
sammenhanges mit  der  Masse  des  Volkes,  als  mit  ihrer  hauptsächlichen  Stütze. 
Unvolksthflmliche  Massregeln  sind  also  von  ihrer  Seite  höchst  bedenklich 
und,  wenn  irgend  vermeidbar,  fehlerhaft.  In  gefährlichen  Augenblicken  und 
bei  grossen  Entschlüssen  ist  sogar  die  Begeisterung  und  das  Mitgefühl  einer 
umgebenden  Menge  eine  Stütze  und  ein  Hebel. 

Nidits  ist  nun  begreiflicher,  als  dass  sich  in  solcher  Zeit  und  bei  einer 
soldien  Versammlung  zählreiche  Zuhörer  zu  den  Sitzungen  zudrängen,  und 
dass  grosse  Räume  für  solche  stürmisch  verlangt  werden.  Ebenso,  dass  die 
Anwesenden  durch  Zuruf  und  alle  Zeichen  der  Billigung  und  des  Tadels 
lebendigsten  Antheil  an  den  Yerhandlungen  nehmen,  namentlich  wenn  die 
Versammlung  selbst  lebhaft  angeregt  ist,  oder  wenn  einzelne  Redner  und 
Parteien  sich  weniger  an  die  Amtsgenossen  als  an  die  Zuhörer  wenden, 
nidit  jene  zu  überzeugen,  sondern  diese  aufzuregen  suchen.  Die  vorge- 
sdiriebenen  Regeln  der  Hausordnung  werden  dann  nicht  beachtet;  die  Be- 
fehle des  Vorsitzenden  bleiben  unberücksichtigt;  eine  Erzwingung  der  Ord- 
nung durch  gewaihete  Macht  erscheint  nicht  räthlich  oder  nicht  möglich. 
Durch  ein  solches  Verhalten  der  Zuhörer  verliert  denn  aber  die  Versamm- 
lung ihre  Würde,  die  Ruhe  der  Berathung,  die  Unbefangenheit  des  Urtheiles. 
EiUe,  furchtsame  und  diaraktersdiwache  Mitglieder  lassen  sidi  bewegen, 
gegen  bessere  Ueberzeugung  zu  stimmen.  —  Und  nodi  weit  sdüimmer  ge- 
stalten sidi  die  Dinge,   wenn  sidi  gar  bei  heftigen  Innern  Kämpfen  die 
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Gallerieen  füllen  mit  bezahltem  oder  wenigstens  bestelltem  Gesindel,  den 
Anhängern  einzelner  Mitglieder  oder  Parteien;  and  wenn  Nöthigong  der 
Yersammlnng  durch  dieselben  bewusste  Absicht  ist  Dann  soll  wtlthender 
Beifall  oder  Tadel  Aber  die  öffentliche  Stimmung  täuschen,  Gegner  ein- 
schüchtern, die  Mehrheit  der  Versammlung  zu  Beschlttssen  nöthigen.  Dann 
fallen  unmittelbare  Drohungen  gegen  Einzelne  vor,  wird  die  Versammlung 
oder  ihr  Vorsitzender  offen  verhöhnt,  vielleicht  an  den  Abstimmungen  un- 
gesetzlicher Antheil  genommen.  Mit  Einem  Worte,  es  ist  dann  möglich, 
dass  eine  Minderzahl  mittelst  eines  Pöbelhaufens  regiert,  die  Versammlung 
beherrsdit,  die  ganze  grosse  staatliche  Bewegung  zu  ihrem  Vortheile  verkehrt, 
schliesslich  das  Ganze  zu  Grunde  richtet 

An  Beispielen  solcher  Ausartung  fehlt  es  nicht  Die  französisdien  Ver- 
sammlungen während  der  Revolution  sind  hier  vorangegangen;  in  dem  Jahre 
1848  hat  es  sich  nicht  nur  dort,  sondern  auch  in  Deutschland  wiederiiolt 
Frankfurt,  Berlin  und  Wien  sind  Belege;  selbst  in  kleineren  Verhältnissen, 
z.  B.  in  Stuttgart,  Hamburg  u.  s.  w.,  ist  Aehnliches  vorgekommen. 

Diese  Erffthrnngen  sind  so  schlagend,  dass  über  die  aus  ihnen  zu  zie- 
hende Lehre  kein  Zweifel  sein  kann.  Auch  auf  die  Gefahr  hin,  Missver- 
gnügen zu  erwecken  und  sich  eines  Theiles  ihrer  Kraft  zu  berauben,  müssen 
sich  auch  auf  revolutionärer  Grundlage  beruhende  Versammlungen  bemühen, 
vollständig  Herren  im  eigenen  Hause  zu  bleiben.  Dazu  aber  ist  zweierlei 
nöthig:  erstens  die  Auswahl  eines  Sitzungssaales,  welcher  nur  für  verhält- 
nissmässig  wenige  Zuhörer  Raum  gewährt;  zweitens,  strengste  Aufrechter- 
haltung der  Ordnung,  Stille  und  Theilnahmlosigkeit  unter  den  Zugelassenen. 
Es  ist  Sache  des  Präsidenten,  hier  grösste  Strenge  und  Folgeriditigkeit  zik 
entwickeln,  und  Pflicht  der  gemässigten  Partei  des  Hauses  ihn  hierbei  mit 
allen  Mitteln  zu  unterstützen.  Möglich,  dass  Unannehmlichkeiten  vorfallen; 
allein  nicht  nur  wird  der  Tadel  der  um  ihre  lärmenden  Anhänger  und  deren 
Terrorismus  gebraditen  überspannten  Minderheit  und  einiges  Zeitungsge- 
sdirei  der  Demagogen  bald  reichlich  aufgewogen  sein  durdi  den  Beifall  der 
Verständigen;  sondern  es  handelt  sich  überhaupt  hier  von  der  Erhaltung  der 
Existenz  und  von  der  Bewahrung  der  Herrschaft.  Zu  dem  Ende  darf  denn 
auch  mit  den  physischen  Mitteln  zur  Erzwingung  der  Ordnung  nicht  ge- 
geizt werden.  Eine  gehörige  Anzahl  tüchtiger  und  gut  bezahlter  Thürsteher 
u.  s.  w.  ist  unentbehrlich,  und  der  —  ohnedem  nicht  beträchtliche  —  Auf- 
wand fOr  sie  wird  sich  reichlichst  bezahlen,  selbst  unmittelbar  in  (}eld,  in- 
dem die  Versammlung  keine  Zeit  durch  Lärmen  und  Unordnung  verliert. 

Natürlich  bezieht  sich  alles  Vorstehende  nicht  auf  die  Beriditerstatter 
der  Zeitungen.  Vollkommenste  Oeffentlichkeit  ist  die  Lebensluft  fOr  solche 
Versammlungen;  und  je  beschränkter  die  Zahl  der  gelegentlichen  Zuhörer 
ist,  desto  nothwendiger  ist  eine  allseitige  Verbreitung  der  Verhandlungen 
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dnrdi  die  Presse.  FOr  diese  Beriditerstatter  ist  also  gehörig  ausgedehnter 
nnd  zum  Sehen  und  Hören  hestgelegener  Raum,  sowie  Leichtigkeit  des  Ein- 
nnd  Ausgangs  zu  gewfthren;  aber  natürlich  ebenfiüls  anter  strengster  lieber- 
wachnng  gegen  Hissbrandi. 

Die  Einriditongen  and  Sitten  des  englisdien  Unteriiaoses  sind  hier  das 
beste  Master. 

22. 
Interpellationen  and  dergleichen. 

Es  ist  begreiflidi,  dass  in  leidenschaftlich  aafgeregten  Zeiten,  oder  dass 
ehrgeizigen  and  eitlen  nea  eingetretenen  Mitgliedern  der  gemessene  gesetz- 
lidie  Gang  der  Yerhandlnngen  einer  berathenden  Yersanunlnng  vielÜBu^  im 
Wege  ist.  Namentlidi  wollen  die  Ungedoldigen  nicht  abwarten,  bis  in  dem 
regetanSssigen  Wege  der  GeschSfts-Ordnang,  also  erst  nach  Verweisang  an 
einen  Aussdiass,  nach  einer  Berichterstattong  desselben,  in  der  Reihefolge 
der  Tagesordnong  u.  s.  w.,  ihre  Absichten  and  Anträge  zur  Besprediang 
gelangen,  and  bis  sie  also  mit  ihren  yorbereiteten  Reden  and  drastischen 
Schlagworten  hervortreten  können.  Es  werden  daher,  viel&dien  Er&hrangen, 
namentlidi  auch  in  Frankfdrt  and  Berlin  gemäss,  alle  denkbaren  Versache 
gemacht,  am  die  regelmässige  Oesdiäftsbehandlang,  beziehangsweise  die  Yer- 
zögerang,  za  vermeiden.  Jedes  Häkdien  in  der  Oeschäftsordnang,  an 
welche  etwas  gehängt  werden  kann,  jede  Ritze,  mittelst  welcher  man  darch 
sie  hindorchsdilflpfen  kann,  wird  benützt;  nnd  wenn  Einer  ein  neaes  Mittelchen 
dieser  Art  entdeckt  hat,  stürzt  sidi  alsbald  der  Tross  der  Unruhigen  darauf^ 
so  dass  derUnfng  förmlich  epidemisdi  wird.  So  hat  man  der  Reihe  nach  die 
Beriditigangen  des  ProtokoUes,  die  Interpellationen  an  die  Iffinister,  die 
dringenden  Anträge,  die  persönlichen  Bemerkungen,  zur  ordnungswidrigen 
Hereinwerfung  von  aufregenden  Fragen  oder  zur  Breitmachung  persönlidier 
Eitelkeit  benützt.  Man  stellte  sidi,  als  ob  das  gerade  übliche  Mittel  der 
letzte  Rettungsanker  für  das  bedrohte  Vaterland  und  fär  das  durch  eine 
gewaltthätig-feige  Mehrheit  unterdrückte  Recht  sei.  Wenn  es  dann  aber 
durch  Missbrauch  abgenützt  war  bis  zur  Lächerlichkeit,  so  hörte  man  gar 
nie  vrieder  davon  reden;  es  war,  als  ob  es  nie  vorhanden  gewesen  wäre.  — 
Ist  es  nun  aber  räthlich,  diese  Erfahrungen  zu  benützen,  um  durdi  wohl- 
berechnete Bestimmungen  in  den  Greschäfts-Ordnungen,  namentlich  im  Falle 
des  Zusammentritts  einer  grossen  Versammlung,  diesen  ünregebnässigkeiten 
thunlichst  vorzubeugen?  Es  darf  wohl  daran  gezweifelt  werden.  Theils 
kann  in  der  That  eine  Möglichkeit,  den  gewöhnlichen  Geschäftsgang  selbst 
g^en  den  Willen  der  Mehrheit  zu  unterbrechen,  von  grossem  Nutzen  sein. 
Theils  und  hauptsächlidi  aber  erscheinen  diese  Mittel,  dem  Drange  der  per- 
sönlidlien  üeberzeugung  und  der  Eitelkeit  Luft  zu  verschaffen,  als  wahre 
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SidierheitBYentile  gegen  weit  gefährlichere  Explosionen.  Sehr  viele  Mensdien 
sind  vollkommen  zufriedengestellt,  wenn  sie  nur  haben  reden  können  und 
wenn  sie  ihre  Namen  in  den  Sitzungsberichten  gedruckt  lesen.  Ohnedem 
wäre  es  schwer,  dem  scharf  gestadielten  Scharfsinne  durch  Gesetzesworte 
alle  Wege  abzuschneiden.  Hier  hilft  nur  der  richtige  Takt  und  die  allnUl- 
lige  politische  Durchbildung  der  Versammlung  und  des  Publikums.  Der 
ersteren,  indem  sie  muthwilligen  unregelmftssigen  Yersudien,  die  Gesdiäfts- 
ordnung  zu  stören,  ruhig  und  kalt  jede  Folge  versagt  und  sie  verächtlich 
behandelt;  des  Publikums  aber,  wenn  es  soldie  Sprttnge  mit  Hohn  anstatt 
mit  Beifiall  bezahlt,  und  wenn  eine  zwecklose  Interpellation  oder  persönliche 
Berichtigung  nur  Unbeliebtheit  oder  Yerurtheilung  wegen  Unfähigkeit  zur 
Folge  hat.  Nicht  mit  Beschlossen,  sondern  mit  Spottbildem  sind  Narrheiten 
zu  zügeln,  und  der  Kladderadatsch  oder  Charivari  ist  der  zuständige  Richter 
fOr  solche  Sttnder.  In  England  hütet  sich  auch  der  eitelste  parlamentarische 
Grelbschnabel  oder  der  leidenschaftliche  Parteigänger  wohl,  sidi  durch  solche 
Versuche  zu^  Unordnungen  im  Geschälte  das  Todesurtheil  selbst  zu  sprechen. 

22. 

Die  politische  Erziehung  durch  eine  grosse  Versammlung. 

So  wahr  der  Satz  ist:  tel  s^ddipse  au  premier  rang,  qui  brille  au 
second,  so  ist  doch  nicht  minder  richtig,  dass  der  Mensch  mit  seinen 
Zwecken  wächst;  und  streng  genommen,  hat  jener  Spruch  dodi  nur  die  Be- 
deutung, dass  andere  Anlagen  zimi  selbstständigen  Leiten  gehören,  als  zu 
geschickter  Hülfe  und  Ausführung.  Es  unterliegt  daher  keinem  Zweifel, 
dass  die  staatliche  Erziehung  der  deutschen  Politiker  durch  eine  ein- 
heitlidie  Verfassung  und  insbesondere  durch  die  Verhandlungen  in  einer 
aus  Abgeordneten  aller  deutschen  Lande  zusammengesetzten  und  ftlr 
die  Interessen  von  ganz  Deutschland  sorgenden  Versammlung  wesentlich 
gefördert  würde.  Nicht  nur  würden  sie  mehr  und  grössere  Thatsachen 
kennen  lernen;  sondern  es  erhielte  auch  ihr  Gedankenblick  eine  fernere 
Tragweite,  ihr  Scharfsinn  würde  in  ganz  neuen  und  verwickeiteren  Combi- 
nationen  geübt,  das  Bewusstsein  bedeutenderer  Wirksamkeit  und  schwerer 
Verantwortlichkeit  müsste  ihr  Selbstgefühl  und  ihren  Charakter  steigern. 
Kurz,  sie  würden  an  dem  Grösseren  zu  Grösserem  befähigt. 

Die  Frankfurter  Versammlung  hat  dies  bereits  erwiesen.  Es  darf  wohl 
behauptet  werden,  dass  nicht  Ein  MitgUed  aus  ihr  geschieden  ist,  ohne  eine 
wesentliche  Erweiterung  und  Bereicherung  seines  ganzen  staatlichen  Wesens. 
Was  anderes,  als  diese  grössere  Erziehung  hat  allen  diesen  Männern,  welcher 
Richtung  sie  auch  sonst  angehören  mögen,  das  eigenthümliche  Gepräge  ge- 
geben, an  welchem  sie  leicht  erkannt  werden?  Und  nicht  im  Widerspruche 
hiermit  steht    es,  wenn  unläugbar  die  Abgeordneten  aus  Preussen  und 
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Oesteireidi  yeridütniflsmissig  mehr  gewonnen  haben  ^  als  die  ans  den  klei- 
neren Staaten,  so  dass  sie  nach  einem  Jahre  ganz  Andere  geworden  waren. 
Die  Politiker  aus  den  kleineren  Staaten  hatten  allerdings  eine  Aengstlidi- 
keit  hinsichtlich  der  Handhabung  grosser  Yeriiftltnisse  und  grosser  Mittel  zu 
Überwinden;  allein  den  Angehörigen  der  beiden  grossen  Staaten  kam  es 
sehr  zu  gute,  dass  sie  gewöhnt  wurden,  Aber  die  zwar  um&ngreidien,  am 
Ende  aber  eben  doch  audi  nur  partiknlaristiBdien  Ansdiauungen  und  Inter- 
essen wegzugehen,  in  welchen  sie  bisher  ausschliesslich  gelebt  hatten.  In 
einem  kleinen  Staate  konnte  sich  Keiner  mit  Staatsangelegenheiten  beschftftigt 
haben,  ohne  dass  er  Aber  die  Grenzen  des  engeren  Yateriandes  hinauszublicken 
gewohnt  gewesen  wftre.  In  letzterem  fand  er  weder  geistige  Befriedigung, 
noch  oft  die  sachlichen  Mittel  zu  seinen  Planen.  Also  war  er  genöthigt  in 
Deutsdüand  umherzublicken,  namentlidi  die  beiden  grossen  Staaten  ins  Auge 
zu  &s6en.  Eine  soldie  Umsicht  Aber  das  eigene  Land  hinaus  war  aber  den 
Politikern  dieser  letzteren  nicht  so  nahe  gelegt.  Sie  fiinden  in  dem  weiteren 
heimischen  Kreise  Befriedigung  und  Stoif  zur  Th&tigkeit;  dadurch  aber  wur- 
den sie  kurzsiditiger  und  einseitiger.  Sie  waren  weit  specifisdier  Preussen 
oder  Oesterreicher,  als  es  spedfisdie  WArttemberger  und  Kurhessen  gab. 
Itzt  aber  hatten  sie  sich  auch  um  die  Meinungen  und  BedAr&isse  Anderer  zu 
bekAmmem,  und  dies  gab  weitere  Ideen  und  Standpunkte.  Ob  diese  neuen 
Interessen  stofflidi  mAcfatig  waren  oder  nicht,  madite  keinen  grossen  Unter- 
sdiied  in  der  geistigen  Gymnastik. 

Es  ist  somit  keine  Paradozie,  .wenn  behauptet  wird,  dass  bei  einem 
einheitücfaen  deutsdien  Staatswesen  die  Kleineren  sachlich,  die  Grösseren 
geistig  mehr  gewinnen  wArden. 


DL 
Die  Kaehtelem^nte  der  Monarchieen. 

24. 

Das  persönliche  Ansehen  des  FArsten. 

Unzweifelhaft  ist  der  Einfluss,  welchen  die  Persönlichkeit  des 
FArsten  zu  Gunsten  des  monardiisdien  Prindpes  ausAbl,  die  schwftchste 
s^er  StAtzen. 

Zwar  sind  zu  jeder,  und  so  auch  in  der  jAngsten,  Zeit  einzelne  be- 
deutende Persönlichkeiten  unter  den  FArsten  vorhanden  gewesen,  und  haben 
denn  diese  in  ihrem  Bereidie  abwehrend  und  wiederherstellend  gewirkt. 
AUein  ausgiebig  war  diese  Quelle  des  Ansehens  und  Gehorsams  nidit,  laut 
Ausweis  der  Ereignisse;  und  es  begreift  sidi  dies  auch  unschwer.    Die 
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persönliche  Tüchtigkeit  fällt  monarchifidien  Hftnptern  nnr  nach  dem  ZuMe, 
oder  richtiger  gesprochen  nnter  dem  allgemeinen  Naturgesetze,  der  Yerthei- 
lang  besonderer  geistiger  Eigenschaften  zn,  somit  verhftltnissmAssig  selten; 
von  den  besonderen  Schwierigkeiten  der  Entwickelang  in  den  Aosnahms- 
yerh&ltnissen  der  Ftürstensöhne  nicht  einmal  za  reden.  Immer  kann  also  nar 
eine  Minderzahl  derselben  dnrch  ihre  Person  schwer  wiegen ;  wfihrendtlie  Mehr- 
zahl anbedeutend,  eine  entgegengesetzte  Minderzahl,  sei  es  in  sittlicher  sei  es 
in  intellectaeller  Beziehung,  sogar  unter  dem  Durchschnitte  sein  wird.  Es  ist 
nun  klar,  dass  der  Einflusd  der  Guten,  bei  der  grösseren  Neigung  der  Men- 
schen zur  Kritik  und  zur  Undankbarkeit  als  zur  Pietät,  weit  überwogen 
wird  dnrdi  die  Abneigung  gegen  die  Uebeln;  und  dass  somit  thatsftchlidi 
nicht  einmal  die  ganze  Wirkung  der  Mittelmassigkeit  bleibt,,  sicher  ein 
sehr  schwaches  Machtelement.  —  Es  ist  nun  aber  wohl  nur  folgerichtiges 
Denken,  wenn  hieraus  geschlossen  wird,  dass,  wie  schon  die  Wiederher- 
stellung der  Monarchie  in  dem  concreten  Falle  nidit  sowohl  persönlidien 
Einwirkungen  als  der  Kräftigung  sonstiger  Machtelemente  zuzusdireiben  war, 
überhal^>t  die  Zukunft  der  monarchischen  Regierungsform  nicht  auf  die 
Persönlichkeit  der  Fürsten  gestellt  werden  kann. 

In  Deutschland  sind  die  'Verhältnisse  in  dieser  Beziehung  besonders 
ungünstig.  In  einem  einheitlichen  Staate  kommt  natürlich  ein  grosser  Regent 
noch  seltener  vor,  als  er  sich  unter  der  grossen  Zahl  deutscher  Fürsten  findet. 
Allein  einmal  hat  dort  die  Monarchie  nicht  unter  dem  nachtheiligen  Ein- 
flüsse schlechter  fremder  Fürsten  zu  leiden;  sodann  kommt  ihr  der  ganze 
Nutzen  des  einschlagenden  GlücksMes  zu,  während  derselbe  in  Deutschland 
zufällig  einem  ganz  kleinen  Ländchen  geschenkt  sein  kafm.  —  Nur  die  ita- 
lienischen Verhältnisse  boten  eine  Analogie  dar. 

Ein  einziges  Mittel  könnte  hier  yielleicht  helfen:  wenn  nämlidi  der 
deutsche  Bund  den  im  Jahre  1830  in  Braunschweig  gethanen  Schritt 
zum  Grundsatze  erhöbe,  und  er  durch  gemeinsamen  Beschluss  entschieden 
schlechte  Regenten  von  der  Regierung  entfernte.  Hierdurch  wür^e  nicht 
nur  der  auf  die  Monarchie  unyerdientermassen  fallende  Schaden  beseitigt, 
sondern  noch  positiv  gewonnen  werden  durch  den  Dank  für  den  dem  Volke 
gewährten  Schutz.  So  würde  ein  Ueberschuss  der  guten  Beispiele  entstehen 
und  der  mittlere  Durdischnitt  gehoben  werden.    Aber  ist  daran  zu  denken? 

25. 

Die  Anhänglichkeit  des  Volkes  an  die  Monarchie  als 

Einrichtung. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  persönlichen  Einflüsse  der  Fürsten  ist 
die  Anhänglichkeit  des  Volkes  an  die  Monarchie  als  staatliche 
Einrichtung.    Eine  solche  wird  allerdings  erhöht  durch  eine  grosse  oder 
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eine  beliebte  PenaOnlichkeit;  de  kann  aber  auch  bestehen  ohne  diesen 
Glficksfiül,  und  sogar  trotz  des  Gegenthefles.  Die  Bevorzugung  der  einheit- 
lichen Regierung  mag  aber,  genauer  untersucht,  entweder  auf  negativen  oder 
auf  positiven  OrOnden  beruhen.  Nur  negativ  ist  das  Verlangen  nach  Mo« 
narchie  da,  wo  man  in  ihr  Rettung  von  den  Uebeln  der  Republik  und  des 
Communismus  sucht.  Die  positive  Grundlage  aber  kann  entweder  blosse 
Gew<rfinheit  sein,  oder  religiöser  GUube  an  die  göttliche  Einsetzung,  oder 
geschichtUohes  Yerwadisensein  mit  einer  Dynastie  durch  langes  Glflck  und 
Unglfldc,  oder  endlidi  politisdie  Einsidit  in  die  relativen  Yortheile  der 
Staatsart.  Und  zwar  kann  jeder  dieser  Grttnde  einzeln  bestehen,  oder  eine 
Mehrzahl  derselben  zusammen. 

Unzweifelhaft  hat  in  Frankreich  die  Monarchie  lediglich  den  negativen 
GrOnden  ihre  mehrmalige  Wiederaufriditung  zu  danken.  In  Deutschland 
ist  es  anders.  Da  hier  niemals  eine  wilde  Republik  bestand,  so  bewegt 
auch  Furdit  vor  ihr  wenigstens  die  Massen  nur  wenig.  Hier  besteht  eine 
positive  abstrakte  Anhänglichkeit  an  die  Monardiie,  welche  denn  auch  in 
den  Prfifnngsjahren,  und  zwar  bedeutender  als  der  Einfluss  der  zuftlligen 
Persönlichkeiten,  gewirkt  hat.  —  Welche  von  den  verschiedenen  Ursachen 
aber  sidi  vorzugsweise  geltend  machte,  ist  nicht  leicht  zu  sagen.  Wohl  am 
wenigsten  der  Glaube  an  eine  unmittelbare  göttüdie  Einsetzung.  Weder 
die  vorwiegend  rationalistische  Bildung,  nodi  die  vor  den  Augen  der  Le- 
benden vor  sich  gegangene  Entstehung  der  meisten  Jetzigen  Staaten  Hess 
filr  eine  weitere  Verbreitung  und  grosse  Innigkeit  soldier  frommer  Anschauung 
Raum.  Bei  der  zur  Heilung  dieses  Uebels  bestimmten  jungen  Hoftheologie 
und  halbtheokratischen  Staatslehre  aber  «fühlte  man  die  Absidit,  und  war 
verstimmt.»  Schon  grösser  war  wohl  der  Antheil  der  blossen  Gewohnheit. 
Vielen  graute  es  vor  Neuem  und  Unbekanntem;  namentlidi  wenn  es  sich 
so  lärmend  und  widrig  ankündigte,  als  die  Strassendemokratie  es  that. 
Doch  ist  natflrlich  nicht  viel  Thatkraft  aus  solchem  Stillleben  zu  ziehen. 
Weit  entschiedener  wirkte  sicher  das  geschichtliche  Nationalgef&hl,  wo  es 
überhaupt  lebte  und  leben  konnte.  Bei  der  nodi  so  kurzen  Dauer 
des  jetzigen  Bestandes  der  meisten  deutschen  Staaten  und  bei  der  meist 
thatenlosen  Friedenszeit  seit  dieser  Bildung  konnte  jedodi  ein  soldies 
Verwadisen  nur  theilweise  vorhanden  sein;  sehr  lebendig  war  es  in 
den  alten  Provinzen  Preussens.  Am  meisten  verbreitet  war  wohl  die 
Üieoretiscfae  Ueberzeugung  von  der  relativen  Zweckmässigkeit  der  'Ein- 
herrschaft. 

Wie  dem  im  Einzelnen  jedoch  sein  mag,  vorhanden  war  die  Anhäng- 
ficfakeit  an  die  Monardiie  in  weiten  Kreisen;  und  sie  trug  bei  zu  der  Auf- 
haltung des  Falles  und  zur  Wiederaufrichtung.  Die  Demokraten,  welche 
die  Gesinnung  der  Mehrzahl  nadi  ihrer  eigenen  beurtheilten,  machten  die 
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Redmnng  ohne  den  Wirth;  und  als  ein  Macfatelement  mnss  also  immerhin, 
auch  nach  Erfahrung  der  jüngsten  Zeit,  die  Ueberzeugung  von  der  Noth- 
wendigkeit  der  Monarchie  gelten.  —  Dodi  darf  man  sich  Aber  die  Art  und 
Tragweite  dieser  monarchischen  Gesinnung  nidit  täuschen,  wenn  man  nicht 
in  einen  gefUurlichen  Fehler  verfallen  will. 

Die  Anhänglichkeit  geht  wohl,  etwa  mit  Ausnahme  der  beiden  grossen 
Staaten  und  vielleicht  Bayerns,  keineswegs  so  weit,  dass  die  Bevölkerung 
keine  Minderung  der  Souverftnetätsrechte  des  Landesherm  ertrüge,  einer 
theilweisen  Unterordnung  derselben  unter  eine  einheitlidie  Nationalregierung 
abhold  wäre.  Die  Art  der  über  alle  kleinere  Staaten  verbreiteten  Bewegung 
des  Jahres  1848  beweist  dies,  und  das  Fehlschlagen  der  im  Jahre  1859  ver- 
suchten Erneuerung  der  Bewegung  zu  Gunsten  einer  preussischen  Hege» 
monie  ist  kein  Gegenbeweis.  In  jenem  Falle  blieben  die  Regierungen  vor 
Umsturz  bewahrt;  aber  der  Drang  nach  einer  fiber  sie  zu  stellenden  Reichs- 
yerfjEusung  war  ein  weitverbreiteter.  Dass  dies  aber  anders  geworden  sei, 
ist  nidit  anzunehmen,  trotz  des  oben  erwähnten  Misslingens  einer  bestimmten 
Form  der  Bethätigung.  Noch  nicht  verwundner  Aerger  Über  die  Zurück- 
weisung im  Jahre  1849,  spätere  Verstimmung  über  unsicheres  und  unmann- 
haftes Umhertappen,  Einmischung  widerwärtiger  Persönlichkeiten  und  noch 
manches  Andere  hielten  frühere  Führer  sowohl  als  die  Massen  zurück,  ohne 
dass  daraus  auf  eine  allgemeine  Wiederbelebung  örtlidier  Monarchie-Begei- 
sterung geschlossen  werden  darf.  Ganz  hohl  wäre  also  eine  Politik,  welche 
auf  die,  ihrer  Ansicht  nach  erprobte,  dynastische  Gesinnung  der  Bevölkerungen 
bauend,  jede  Regierungsweise  für  ausführbar,  namentlich  die  Wiederholung 
eines  Strebens  nadi  einer  deutsdien  Einheitsver&ssung  für  eine  Unmög- 
lichkeit oder  wenigstens  für  aussiditslos  erachtete,  und  auf  dieser  Grund- 
lage handelte. 

26. 
Die  Gewinnung  Einzelner.  —  Belohnungen. 

Es  ist  politisdi  keineswegs  gleichgültig,  dass  in  Monarchieen  das  Staats- 
oberhaupt einzelne  bedeutende  Menschen  sich  persönlich  ver- 
binden kann.  Die  auf  solche  Weise  gewonnene  Neigung  kommt  auch  der 
Macht  zu  Gute  und  kann  zu  staatlichen  Zwecken  verwendet  werden.  Bei 
einer  richtigen  Wahl  der  Mittel  ist  die  Gewinnung  ziemlich  sicher;  und  da 
der  auf  solche  Weise  erlangte  Einfluss  auch  ganz  wohl  zum  allgemeinen 
Besten  benützt  werden  kann,  ist  grundsätzlich  gegen  das  ganze  Yerhältniss 
nichts  einzuwenden,  wenn  schon  gewünscht  werden  muss,  dass  keine  Un- 
würdigen gewonnen,  keine  sdüediten  Zwecke  mittelst  der  Gewonnenen 
verfolgt,  und  keine  verkehrten  oder  sonst  gemeinschädlidien  Mittel  ange- 
wendet werden  mögen. 
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In  den  Zuständen  der  Gegenwart  liegen  keine  auf&dlenden  Grttnde^  die 
beiden  erstgenannten  Verlangen  niher  zu  besprechen.  Wohl  aber  ist  hin- 
sichtlich der  jetzt  üblichen  Gewinnnngsmittel  Stoff  zu  politischen  Erörterungen, 
indem  die  Fürsten,  wenigstens  grOsstentheils,  hier  in  neuer  Zeit  in  eine  un- 
günstigere Lage  gekommen,  dadurch  aber  ihrer  Seits  zu  falschen  Massregeln 
verleitet  wurden  sind. 

Unzweifelhaft  sind  die  drei  tauglichsten  Mittel,  persönliche  Anhänglidi- 
keit  zu  erwerben:  Ertheilung  von  Aemtem,  Geldgeschenke,  Ehrenbezeu- 
gungen. —  Die  beiden  ersten  Mittel  haben  immer  nur  eine  besdiränkte 
Anwendung  haben  können,  (den  Fall  ganz  widersinniger  und  sidi  selbst  ver- 
nichtender Verschwendung  ausgenommen,)  da  entsprechende  Aemter  nur 
verfaftltnissmfissig  selten  frei  sind,  und  audi  nur  Wenigen  vernünftigerweise 
verliehen  werden  können,  Geld  aber  häufig  und  genugsam  zu  geben  aus 
finanziellen  Gründen  nidit  möglidi  ist.  In  neuerer  Zeit  sind  aber  diese 
Schwierigkeiten  durch  die  festere  Regelung  des  Behördenorganismus  und 
des  Staatshaushaltes  sogar  nodi  sehr  gesteigert  worden;  namentlidi  in  oon- 
stitutioneüen  Staaten,  wo  die  St&ndeversammlungen  auf  Ertialtung  des  per-. 
Bönlichen  sowohl  als  finanziellen  Normaletats  dringen,  zu  ausserordentlichen 
Geldverleihungen  aber  kaum  je  zu  bewegen  sind.  Die  Folge  hievon  ist 
denn  gewesen,  dass  die  Gewinnung  durch  Ehrenauszeidmungen,  über  welche 
die  Fürsten  fr^ie  Hand  hatten,  sehr  zunahm.  Namentlich  ist  £es  bei  den 
Orden  der  Fall,  welche  nach  allen  Richtungen  hin  ausserordentlich  vermehrt 
worden  sind.  Es  sind  zahllose  neue  Orden  gestiftet,  die  Abtheilungen  in 
den  bestehenden  kunstreich  vermehrt  und  abgestuft,  und  endlich  die  Ordens- 
zeidien  in  früher  ganz  unbekannter  Menge  vertheilt  worden.  Dies  konnte 
nicht  gut  wirken.  Wie  bei  allem  h&ufig  Vorhandenen  und  leicht  Eriang- 
baren  hat  auch  bei  den  Orden  der  Schfttzungswerth  mit  der  Menge  abge- 
nommen. Die  Fürsten  haben  durch  diese  allzu  grosse  Vermehrung  ihre 
eigene  Münze  devalvirt.  Zwar  sind  die  Orden  noch  nicht  ganz  abgenützt 
als  Dfittel  persönlicher  Gewinnung,  und  werden  sie  noch  immer  hierzu  im 
In-  und  Auslande  mit  Erfolg  verwendet.  Audi  wäre  es  geradezu  thöricht, 
hierüber  zu  philosophiren  oder  zu  spotten.  So  lange  es  nodi  als  eine  Aüs- 
zeidmnng  gilt,  ein  ausgezad^tes  Metallblech  auf  den  Rodt  heften  oder  ein 
StüdLchen  ÜEurbigen  Bandes  durdi  das  Knopfloch  ziehen  zu  dürfen,  sind  die 
Orden  immerhin  eine  politisdi  brauchbai*e  Einrichtung;  und  wenn  sie  wenig 
kosten,  so  ist  dies  nur  um  so  besser.  Daas  damit  nur  die  Eitelkeit  ge- 
wonnen wird,  ist  richtig;  allein  diese  ist  bekanntlidi  sehr  verbreitet  und 
also  eine  Leidenschaft,  deren  kluge  Benützung  dem  Politiker  zusteht.  Aber 
allerdings  ist  es  hohe  Zeit,  dass  Einhalt  gethan  werde,  und  man  sich  ent- 
sdüiease,  einige  offenbare  Missgriffe  abzustellen.    Als  soldie  ergeben  sidi 
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aber  namentlich  zwei  Gewohnheiten :  die  allznzahlreichen  Yertheilangen  and 
die  Hingabe  als  Trinkgelder,  um  das  richtige  Wort  zu  gebrauchen.  . 

27. 
Das  Beamtenthnm. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  die  Begiemngen  durch  die 
nach  französischem  Beispiele  auch  in  Deutschland  überall  dorchgeführte 
Ansbildnng  des  Yerwaltungs-Organismos  ein  grosses  Mittel  der  Madit  and 
des  Gehorsams  gewonnen  haben.  Die  logisdie  Abtheilung  der  Behörden, 
die  genau  bestimmte  lieber-  und  Unterordnung  derselben,  die  ins  Einzelnste 
gehende  Feststellung  ihrer  Zuständigkeiten  geben  Sidierheit  nnd  Baschheit 
des  Handelns  und  verhindem  Beibangen  unter  den  Organen  selbst.  Das  ttber 
das  ganze  Gebiet  ausgespannte  Netz  von  Beamten  verschiedener  Art  gewährt 
an  jedem  Punkte  und  in  jeder  Angelegenheit  das  Mittel  zu  genauer  Beob- 
achtung und  zu  unmittelbarem  Handeln,  also  zu  einem  flberall  und  Jedem 
fühlbaren  Einflüsse.  Durdi  den  allgemein  durchgeführten  und  namentlich 
^udi  in  den  constitutionellen  Staaten  auf  das  schärfste  ausgeprägten  Grund- 
satz der  ausschliessenden  Verantwortlichkeit  des  Befehlenden  und  der  un- 
bedingten Gehorsamspflicht  des  Untergeordneten  werden  zahlreiche  und  um 
die  Folgen  unbekümmerte  Werkzeuge  flkr  den  von  Oben  ausgehenden  Willen 
geschaffen.  Das  Bewusstsein  und  die  Gewohnheit,  einen,  wenn  schon  viel- 
leicht kleinen,  Theil  der  fürstlichen  Macht  auszuüben,  knüpft  wenigstens 
manchen  Beamten  an  die  Person  des  Fürsten.  Endlich,  ab^  wahrlich  nicht 
letztens,  hat  die  grosse  Menge  von  Aemtem  ein  ganzes  Heer  von  Dienern 
und  von  Dienstbewerbem  hervorgerufen,  weldie  sämmtlich  in  ihrem  Unter- 
halte und  in  allen  Lebensannehmlichkeiten  mehr  oder  weniger  von  dem 
Gutfinden  des  Staatsoberhauptes  abhängen,  also  durch  Eifer  und  Gehorsam 
Aufmerksamkeit  und. Gunst  auf  sich  zu  lenken  suchen  müssen,  und  weldie, 
wenn  sie  sich  missliebig  machen,  in  die  grösste  Noth  gebracht  werden  können. 
Mit  Einem  Worte,  das  zahlreiche,  wohlgegliederte  und  gut  in  Zucht  gehal- 
tene stehende  Heer  von  Beamten  ist  ein  Maditelement  geworden, 
welches  früheren  Begenten  abging  und  mandien  Ausfall  in  andern  Arten 
von  Kräften  ersetzen  kann. 

Aber  diese  Stütze  darf  doch  auch  nicht  überschätzt  werden  hinsichtlich 
ihrer  innem  Kraft  und  Zuveriässigkeit.  Yielfache  Beispiele  zeigen,  dass 
selbst  die  geordnetste  Behördenhierarchie  und  eine  zahlreidie  und  bisher 
ergebenste  Beamtenschaar  das  plötzliche  Zusammenbrechen  einer  Begierung 
nicht  verhindert  haben.  Man  denke  an  die  zahlreichen  Umwälzungen  in 
Frankreich,  z.B.  1815,  1830,  1848,  1862;  an  Oesterreich  und  Preussen  1848, 
Baden  im  Jahre  1849;  an  die  italienischen  Staaten  in  den  Jahren  1859  und  60. 
In  allen  diesen  Fällen  hat  die  Staatsdienersdiaft  den  Zusammensturz  keine 
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Wnute  lang  angehalten,  sidi  vielmehr,  mit  ganz  geringen  Aasnahmen,  ohne 
andi  nur  den  Versuch  eines  Widerstandes  zn  machen,  der  neuen  Ordnung 
der  Dinge  unterworfen  und  in  deren  Auftrag  und  mehr  oder  weniger  in 
ihrem  Sinne  weiter  verwaltet.  Und  es  ist  dies  auch  leicht  begreiflich. 
Theils  macht  die  strenge  Zucht  des  Dienstes  den  Gehorsam  zur  andern 
Natur.  Befehlen  von  Oben  wird  mit  höchster  RegelmAssigkeit  gehorcht, 
sobald  sie  nur  formell  untadelhaft  sind.  Um  die  Folgsamkeit  und  die  Wir- 
kung des  ganzen  Ober  das  Land  ausgebreiteten  Stellenorganismus  zd  erhalten, 
bedarf  es  also  nur  einer  Bemftditigung  des  Mittelpunktes  und  einer  schnellen 
Fortsetzung  der  Th&üc^eit  in  den  obersten  Behörden.  So  wird  die  Con- 
centration  der  Gewalt  und  die  wohlausgearbeitete  Bureaukratie  zur  zwei- 
schneidigen Waffe.  Theils  bridit  das  Uebermass  der  Dienstsuchenden  und 
der  geringe  Gehalt  der  untern  und  mittlem  Stellen  bei  nur  aUzu  Vielen  die 
Festigkeit  des  Charakters  und  die  Ehrenhaftigkeit  der  Gesinnung.  Beide 
Ursadien,  namentlich  in  ihrem  Vereine,  dr&ngen  die  Heran-  und  Empor- 
strebenden zur  Sriecherei  und  Unselbstst&ndigkeit.  TheUs  endlidi  sind  viele 
der  Beamten  Proletarier  im  engsten  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  sie  haben 
lediglieh  keine  Unterhaltsquelle,  als  ihren  Arbeitslohn,  nfimlich  ihren 
Gehalt.  Da  sie  nun  diesen  unter  keinen  Umst&nden,  auch  nicht  blos  vor- 
übergehend, entbehren  können,  so  dienen  sie  denn  audi  Jedem,  welcher  die 
Besoldung  auszahlen  lassen  kann.  Wenigere,  selbststftndigere,  reichere  Beamte 
worden  wesentlich  anders  handeln. 

So  ist  denn  das  Ergebnissi  dass  in  dem  neuzeitlichen  Beamtenthume 
allerdings  ein  bequemes  und  kräftiges  Mittel  zur  Aufrechterhaltung  der 
Begentengewalt  besteht,  so  lange  die  Staatsgewalt  nicht  in  ihren  höchsten 
Spitzen  selbst  gelflhmt  ist;  dass  es  aber  eine  schwadie  Stütze  in  wirklicher 
Ge&hr  gewfthrt.  Es  mag  mit  Erfolg  verwendet  werden  gegen  die  Bedite 
und  Freiheiten  des  eigenen  Volkes,  nicht  aber  gegen  Umwälzungen  oder 
einen  auswärtigen  Eroberer. 

28. 

Das  Zuhalten  des  Adels. 

Dass  der  deutsche  Adel,  im  Allgemeinen  wenigstens,  zu  der  Monarchie 
und  zur  Erhaltung  ihrer  hergebrachten  Rechte  gestanden  hat,  ist  unbestreit- 
bare Thatsache.  Nur  sehr  wenige  dieses  Standes  sind  der  demokratischen 
Partei  beigetreten;  und  selbst  die  constitutionell  Liberalen  haben  nur  die 
Minderzahl  des  Adels  in  ihren  Reihen  gesehen.  Ebenso  hat  sich  der  Adel 
nach  der  Wiederherstellung  der  ftlrstlidien  Gewalt  auftiallend  laut  um  die  Throne 
gesdiaart.  Nichts  ist  auch  erklärlicher.  Mit  der  althergebrachten  Fürsten- 
gewalt waren  auch  die  Vorrechte  des  Adels  bedroht;  beide  hatten  einen 
gemeinsamen  Feind.    Und  so  wird  es  voraussiditlich  auch  in  der  nädisten 
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Znkonft  bleiben.  —  Dennoch  ist  aus  diesen  Vorgängen  nicht  zu  schHessen, 
dass  die  monarchische  Begierongsgewalt  in  dem  Adel  eine  wesentliche  Statze 
gegen  grandsätzliche  oder  thatsächliche  Angriffe  besitze,  und  darf  nicht  der 
Rath  ertheüt  werden,  den  Thronen  durch  immer  engere  Verbindung  mit  dem 
Adel,  also  durch  wesentliche  Bevorzugung  desselben  und  durch  Beseitigung 
seiner  Vorurtheile  und  seiner  Eigensucht,  eine  Stütze  zu  schaffen.  Die  That- 
sachen  hieben  yielmehr  nachgewiesen,  dass  die  Monarchie  von  dem  Adel  in 
Fällen  eigentlicher  Noth  gar  geringe  Hülfe  zu  erwarten  hat.  Nirgends  ist 
der  langsame  Andrang  der  •  neuzeitlichen  Ideen  wirksam  durch  den  Adel 
bekämpft,  noch  weniger  der  Anprall  der  demokratischen  Masse  und  der 
Aufstand  durch  ihn  zurückgeworfen  worden.  In  der  Zeit  der  wilden  Bewe- 
gungen hat  man  von  ihm  gar  nichts  gesehen.  Dies  aber  nicht  aus  üblem 
Willen,  bei  sehr  Vielen  gewiss  auch  nidit  aus  Furcht;  sondern  wegen 
völliger  Unmadit.  Es  hat  sich  unzweideutig  herausgestellt,  dass  in  der 
jetzigen  Grestaltung  der  Staaten  und  der  Gesellschaft  dem  Adel  die  Mittel 
fehlen,  seine  Gesinnungen  gegenüber  von  der  Volksmasse  wirksam  zu  bethä- 
tigen.  —  Von  einem  Ueberwiegen  der  geistigen  Kraft  des  Adels  über  die 
der  übrigen  Volksklassen  ist  gar  keine  Rede.  Im  Gegentheile  hat  der  höhere 
Bürgerstand,  wie  bei  allen  europäischen  Völkern  so  audi  in  Deutschland, 
in  dieser  Beziehung  weitaus  die  Vorhand,  und  zwar  sowohl  der  Zahl  als 
der  individuellen  Bedeutung  nach.  Die  ihm  auferlegte  Nothwendigkeit,  eine 
günstige  Stellung  mit  Anstrengung  zu  erkämpfen,  bringt  dies  so  mit  sidi. 
Wenn  es  sidi.also  von  einer  Vertheidigung  eines  von  der  Volksmasse  an- 
gegriffenen Fflrstenthumes  handelt,  so  ist  an  ein  MLtsichfortreissen  der  öffent- 
lidien  Meinung  und  der  Entsdilüsse  durch  die  StimmfOhrer  des  Adels  nicht 
zu  denken.  Diese  können  weder  in  mündlicher  Rede  noch  mit  der  Schrift 
die  zahlreichen  Gebildeten  und  zum  Theil  Hochgebildeten  der  Mittelstände 
überwältigen.  —  Ebenso  wenig  hat  der  Adel  mehr  den  Einfluss,  welchen 
überwiegender  Reichthum  gewährt.  Mag  auch  noch,  wenigstens  in  einzelnen 
Theilen  Deutschlands,  ein  ziemlicher  Theil  des  Grundes  und  Bodens  im 
Besitze  des  Adels  sein:  so  tritt  doch  sowohl  der  Geldwerth  dieser  ange- 
stammten Güter  als  der  gesellschaftliche  Einfluss,  welchen  dieselben  gewähren, 
täglich  tiefer  in  den  Schatten  gegen  den  Gesammtwerth  des  beweglichen 
Vermögens,  weldies  fiist  ausschliesslich  in  den  Händen  der  Gewerbenden 
ist.  Jeden  Falles  ist  der  Grundbesitz  schwer  zur  Benützung  zu  bringen, 
wenn  sfdinell  zur  Vertheidigung  des  Thrones  materielle  Mittel  geliefert  werden 
sollen.  Die  Börsen  haben  nidit  blos  für  die  Lieferung  des  Kriegsnerves, 
sondern  überhaupt  hinsichtlich  aller  Folgen  des  Besitzes  weit  das  Ueber- 
gewicht  gewonnen  über  die  ritterschaftlichen  Liegenschaften.  —  Der  Zahl 
nadi  fUlt  der  Adel  ohneden^  nidit  sdiwer  ins  Gewicht,  seitdem  nicht  mehr 
einige  Hunderte  eisenbekleideter  Ritter  den  Kern  der  Streitmacht  bilden, 
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sondern  Hnnderttanflende  ans  den  nicht  bevonragten  Ständen  die  Waffen- 
gattungen jeder  Art  fftllen.  —  Und  am  wenigsten  bringt  der  Adel  einer 
bedrohten  Dynastie  eine  HtOfe  dnrch  Sympathieen,  in  deren  Oennss  zu- 
nAclist  er  selbst  stünde  und  weldie  er  auf  die  von  ihm  in  Sdiutz  genommene 
abertragen  könnte.  Solche  Sympathieen  hat  er  gar  nicSt;  im  Gegentheil 
steht  ihm  ein  grosser  Theil  der  Bevölkerung  grollend  gegenüber,  theils 
verletzt  durdi  geselliges  Absperren,  theils  verbittert  durch  die  persönlidi 
unverdienten  Bevorzugungen,  theils  grundsätzlich  feindselig  aus  demokra- 
tischem Sinne,  theils  endlich  die  Empftnger  von  Gülten  und  Reidmissen 
aller  Art  bassend.  Gegen  diese  Gründe  weit  verbreiteter  Abneigungen 
kommen  die  Beste  alten  Einflusses  in  jenen  Gegenden,  wo  das  Land  haupt- 
säciüich  aus  grossen  Bittergütem  besteht,  oder  gar  die  bedientenhafte 
Kriedierei  Derer,  welche  sidi  an  die  Vornehmen  andrängen,  nicht  in  Be- 
trachtung. Dass  Manschen  der  letztem  Art  keine  politische  Macht  bilden, 
versteht  sidi  von  selbst;  sie  liefern  vielmehr  nur  Ueberläufer  an  jede  that- 
sächlidie  Gewalt.  Jene  althergebrachte  Anhänglidikeit  aber  ist  sehr  ange- 
fressen durch  das  eigne  Gefühl  einer  elenden  Lebensstellung,  durch  den 
Geist  der  dazwischen  liegenden  Städte,  endlidi  durdi  den  schon  weit  vorge- 
sdirittenen  Uebergang  des  grossen  Besitzes  in  neue  Hände. 

An  eine  Umkehr  der  Dinge  in  diesen  Beziehungen  ist  nicht  zu  denken. 
Im  Gr^entheile  wird,  wie  der  ganze  Gang  der  neuzeitlichen  Geschichte 
beweist,  der  Geist  der  Gleichheit  immer  weiter  um  sidi  greifen.  Es  ist  daher 
wohl  möglich,  dass  die  Monarchie  den  von  ihr  in  den  letzten  Jahren  ge- 
wonnenen  Sieg  über  den  Parlamentarismus  und  über  die  Demokratie  unter 
Anderm  auch  dazu  benutzt,  dem  Adel  bereits  verlorene  Bevorrechtungen 
wieder  zu  verleihen,  und  versucht,  durch  eine  darauf  berechnete  Organisation 
der  Ständeversammlungen  und  der  Verwaltung  ihm  eine  politische  SteUung 
zu  geben:  allein  es  ist  —  auch  ganz  abgesehen  von  der  Frage  über  Daner 
dieser  ganzen  Politik  —  einleuditend ,  dass  in  allen  diesen  Dingen  die 
Monardiie  eine  Stütze  für  den  Adel  ist,  nicht  aber  der  Adel  eine  Kraft  filr 
daa  Fürstenthum.  Würde  jemals  der  Monarchie  die  Macht,  also  auch  die 
Macht  zur  Aufredithaltung  dieser  Schöpfung,  fehlen,  sie  selbst  der  Hülfe 
bedürfen:  so  kann  sie  unmöglich  von  ihrem  eigenen  Schützlinge  geschützt, 
von  dem  auf  ihren  Armen  Getragenen  gehalten  werden.  Weder  im  Kreise 
der  medianischen,  noch  in  dem  der  geistigen  Wirksamkeit  kann  durch  den 
bloeen  Sdiein  einer  Kraft  ein  Ergebniss  erzielt  werden;  und  am  wenigsten 
darf  Hülfe  in  grosser  Noth  von  einem  Widerstandsmittel  verlangt  werden, 
welches  schon  im  gewöhnlichen  Dienste  gestützt  werden  muss.  Ein  solches 
kann  ja  nur  augenblicklich  und  mit  um  so  grösserem  Buine  zusammen- 
brechen. ^  . 

Mit  Einem  Worte:  in  dem  Adel  besitzt  die  Monarchie  einen  Macht- 
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bestandtheü;  allein  nur  einen  sdiwachen  und  yor  Allem  nur  einen  in  ruhigen 
Zeiten  wirks^en,  also  wenn  die  Untersttttzung  am  wenigsten  Bedttrfniss  ist. 
Völlig  phantostisdi  ist  es  dagegen,  für  den  Fall  politischer  Stflrme  etwas 
anderes,  als  guten  Willen  und  eine  passive  Haltung  in  Berechnung  zu  nehmen. 

29. 
Die  Unterstützung  durch  die  Kirchen. 

Eine  der  auffallendsten  Erscheinungen  der  neueren  Zeit  war  das 
weitverbreitete  Bestreben  der  Regierungen,  sich  einer  Mitwirkung  der 
Kirchen  zur  Erhaltung  und  Steigerung  des  Unterthanen- Gehorsames  zu 
versichern.  Die  Kirchen  sollten,  nach  Jarke^s  bezeichnenden  Worten,  «die 
Völker  wieder  gouvemabel  machen.»  —  Die  eingeschlagenen  Wege  waren 
aber  verschieden,  je  nachdem  es  sidi  von  einer  Gewinnung  der  katholischen 
oder  von  der  Benützung  einer  protestantischen  Landeskirche  handelte.  Jene 
glaubte  man  sidi  zu  verbinden  durch  Einräumung  grosser  Selbsst&ndigkeit, 
Beseitigung  des  bisher  zähe  festgehaltenen  Ueberwachungsrechtes  und  üeber- 
lassung  wichtiger  öffentlicher  Anstalten,  z.  B.  des  Unterrichts,  der  Ehe  u.  s.  w. 
Die  protestantischen  Landeskirdien  dagegen  sollten  zuerst  in  ihrer  eigenen 
Macht  gestärkt  werden  durch  Einführung  hierarchischer  Ordnung,  Feststellung 
des  Dogma^s  und  Verschärfung  der  Kirchenzucht.  In  jenem  Falle  wurde 
vielleicht  von  der  Dankbarkeit  der  Kirche,  unter  allen  Umständen  von 
ihrer  Einsicht  in  den  eigenen  Vortheil  Einwirkung  auf  Erhaltung  der  Zu- 
stände, also  auch  auf  .den  Gehorsam  gegen  die  fromme  Obrigkeit  erwartet; 
in  diesem  sollte  das  neu  gewonnene  Ansehen  dem  obersten  Landesbischofe 
auch  als  weltlidien  Regenten  zu  Ghite  konmien. 

Diese  Rlditung  stand  im  geraden  Gegensatze  mit  der  früher  befolgten 
Politik,  die  Kirchen  schwach  und  unselbstständig  zu  halten,  um  keine 
mächtigen  Gegner  im  Innern  an  ihnen  zu  haben.  Die  Reaction  gieng  also 
nicht  blos  gegen  Bestrebungen  der  Bürger,  sondern  gegen  das  bi^heillge 
eigene  Gebahren.  Da  die  Versudie  zu  kurz  dauerten,  um  sichtbare  Erfolge 
haben  zu  können,  so  bleibt  ihre  Beurtheilung  lediglidi  einer  theoretischen 
Würdigung  überlassen.  In  so  verwickelter  und  schwieriger  Angelegenheit 
ist  es  allerdings  leicht  möglich,  falsch  zu  urtheilen;  doch  scheinen  die  Dinge 
folgendermassen  zu  liegen: 

Ein  Blick  in  die  Geschichte  zeigt,  das»  Kirche  und  Staat  keineswegs 
immer  zu  einander  stehen,  mit  andern  Worten,  dass  sie  nicht  nothwendiger- 
weise  natürliche  Verbündete  sind.  Jahrhunderte  lange  Kämpfe  zwischen 
ihnen  beweisen  die  Möglidikeit  scharfer  Gegensätze.  Allein  es  lässt  sich 
auch  nicht  verkennen,  dass  sie  oft  und  hmge  Hand  in  Hand  gegangen  sind. 
Es  wird  sich  also  fragen,  ob  die  beiden  grossen  Organismen  durch  die 
gegenwärtigen  Verhältnisse  emsUidi  an  einander  gewiesen  sind?  und  ob, 
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wenn  diese  Frage  bejaht  werden  mnss,  die  von  Seiten  der  Staaten  gewählten 
Mittel  als  richtige  erkannt  werden  können? 

Die  erste  Frage  ist  wohl  zn  bejahen.  Die  Regierangen  and  die 
Eircfaengewalten  haben  in  der  jetaigeli  Zeit  gemeinsdiaftliche  Feinde;  ein 
BOndniss  liegt  also  in  ihrem  beiderseitigen  Yortheile.  Mit  völliger  Yer- 
nichtang  sind  nftmlich  beide  gleichmässig  bedroht  von  den  demokratischen 
nnd  gar  von  den  commonistischen  Parteien;  wenigstens  unbequeme  Kritiker 
und  Benager  ihrer  Rechte  aber  haben  sie  an  den  Liberalen,  welche  audi 
in  kirdilichen  Dingen  sehr  rationalistisch  zu  sein  pflegen,  und  dies  zwar 
mit  logischer  Folgerichtigkeit.  Gregen  den-  Gedanken  einer  Verbindung  ist 
also  an  sidi  nichts  einzuwenden. 

Damit  aber  ist  die  zweite  Frage  noch  keineswegs  audi  bejaht.  Es  ist 
immerhin  nodi  möglich,  dass  die  jetzt  eingeschlagenen  Wege  unriditig 
sind,  zum  Uebel  anstatt  zur  Verbesserung  fiUiren;  und  es  ist  namentlich 
denkbar,  dass  der  von  den  Fürsten  fllr  die  kirdiliche  Hülfe  bezahlte  Preis 
zu  hodi  ist.  —  Zur  Beantwortung  dieser  Frage  ist  es  nöthig,  die  verschie- 
denen Fälle  zu  unterscheiden. 

In  einer  Anzahl  von  Staaten  wird  auf  Stärkung  einer  protestan- 
tischen Kirchengewalt  hingearbeitet  zur  Kräftigung  einer  wesentlich 
protestantischen  Regierung.  —  Hier  mögen  denn  allerdings  Staats-  und 
Kirchenbehörden  aufrichtig  Hand  in  Hand  gehen;  aber  man  kann  sich  einer 
Seits  kein  bedeutendes  Ergebniss  versprechen;  anderer  Seits  liegt  die  Be- 
sorgniss,  dass  das  gewählte  Mittel  sogar  positiven  Schaden  bringen  werde, 
sehr  nahe.  Eine  namhafte  Hülfe  von  einer  protestantischen  Kirche  ist 
nämlich  nicht  zu  erwarten,  da  eine  solche  selbst  keine  grosse  Macht  hat. 
Der  Protestantismus  beruht  auf  der  subjectiven  Prüfiang  und  Ueberzeugung 
des  Einzelnen;  er  ist  wesentlich  kritisch.  Einfluss  auf  ihre  Genossen  übt 
die  Kirche  nur  durch  die  Lehre  der  Geistlichen.  Von  solcher  kann  nun 
aber  ein  überwältigender  und  allgemeiner  Eindruck  in  Beziehung  auf  Fragen, 
welche  dem  kirdilichen  Leben  nicht  angehören  und  welche  der  Laie  min- 
destens ebenso  gut  zu  verstehen  glaubt,  kaum  ausgehen.  In  Einsidit  dieser 
Saddage  ist  man  dann  audi,  wie  bemerkt,  daran  gegangen,  der  Kirche  eine 
ihr  bisher  fehlende  äussere  Madit  zu  versdiaffen.  Hierin  liegt  denn  aber 
eine  entschiedene  Gefahr,  und  muss  dieses  Mittel  als  ein  fehlgegriffenes 
bezeichnet  werden.  Eine  Madit  der  Kirdienobem  kann  nur  durdi  Mittel 
geschaffen  werden,  welche  dem  Geiste,  der  Gesdiichte  und  der  Gewohnheit 
des  Protestantismus  zuwider  sind,  nämlich  durdi  Schaffung  hoher  Kirchen- 
behörden mit  grossen  amtlichen  Befugnissen  über  Geistliche,  Cultus  und 
vielleidit  Dogma,  durdi  Einführung  einer  sdiarfen  Kifdienzudit  und  empfind- 
licher Kirdienstrafen ,  endlidi  durdi  unmittelbaren  Zwangseinfluss  auf  die 
Gewissen  mittelst  Einzelnbeichte,  Excommunication  u.  dgl.     Diese  Mittel 
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werden  denn  nun  aber,  wo  nicht  bei  allen  so  doch  bei  sehr  idelen  Ange- 
hörigen der  protestantischen  Eärche  (Geistliche  mit  eingeschlossen)  entweder 
bleibenden  Widerstand,  oder  Trennung,  oder  Heuchelei  erzeugen.  Letztere 
hilft,  besten  Falles,  nichts;  die  Trennung  schwächt  unmittelbar;  der  Kampf 
der  in  der  Kirche  verbleibenden  Ehrlichen  aber  bereitet  nicht  nur  endlose 
Mühen  anstatt  Stärke,  sondern  auch  eine  Erbitterung,  welche  sich  leicht  auf 
die  anstiftende  und  unterstützende  weltlich^  Regierung  mit  erstreckt.  — 
Hiermit  soll  einer  Schlaffheit  und  einer  flachen  Rationalisterei  in  der  pro- 
testantischen Kirche  nicht  das  Wort  geredet  sein;  aber  ihre  Beseitigung 
kanü  nicht  durch  ein  antiprotestantisches  Hierarchenthum  und  durch  Beauf- 
tragung der  Kirche  mit  polizeilichen  Aufgaben  geschehen. 

Eine  andere  Aufgabe  haben  sich  jene  Staaten  gesetzt,  in  welchen  die 
Regierungen  eine  Kirche,  welcher  die  Dynastie  selbst  nicht  angehört, 
zu  staatlichen  Zwecken  gewinnen  wollen.  Dies  findet  aber  wieder  in  zweierlei 
Richtungen  statt.  In  einigen  Fällen  soll  die  katholische  Kirche  einer  pro- 
.testantischen  Regierung  geneigt  gemacht  werden;  in  andern  eine  protestan- 
tische Kirche  einer  katholischen  Regierung.  —  Hier  ist  ohne  Zweifel  noch 
weniger  zu  hoffen  und  noch  mehr  zu  fürchten;  und  zwar,  wenn  auch  die 
Verhältnisse  und  die  Mittel  in  den  beiden  Unterarten  wesentlich  verschieden 
sind,  mit  gleicher  Gewissheit  des  Ausganges.  —  Das  einzige  Mittel,  die 
katholische  Kirdie  für  einen  protestantischen  Fürsten  zu  gewinnen,  besteht 
natürlich  in  der  bleibenden  Einräumung  aller  Forderungen  der  Kirchen- 
gewalt in  Beziehung  auf  völlige  Selbstständigkeit  und  ungehemmte  Herrschaft 
der  Hierarchie  in  ultramontaner  Richtung;  also  in  der  fönnlichen  Anerken- 
nung einer  ausserstaatlichen  Macht  innerhalb  des  Staates  und  der  Ansehung 
bedeutender  bisher  ausgeübter  Regierungsrechte.  Es  ist  unmöglich  eine 
solche  Massregel  als  eine  politisch  richtige  zu  bezeichnen.  Der  zu  zahlende 
Preis  ist  schon  an  sidi  ein  sehr  hoher;  und  zwar  ein  um  so  höherer,  als 
eine  protestantische  Regierung  nicht  in  der  Lage  ist,  in  Rom  unter  der 
Hand  und  im  einzelnen  Falle  zu  errreichen,  was  grundsätzlich  aufgegeben 
wurde.  Allein  noch  weit  schlimmer  ist  es,  dass  auf  eine  bleibende  Unter- 
stützung durch  die  Curie  nicht  mit  Sicherheit  gezählt  werden  kann.  Von 
ihrer  Seite  ist  ein  Bündniss  mit  einer  protestantischen  Regierung  dodi  nur 
ein  Waffenstillstand;  und  nichts  giebt  Gewissheit,  dass  sie  nicht  früher  oder 
später  sich  zu  einem  katholischen  Gegner  der  Regierung  mehr  hinneigen 
werde,  als  zu  dieser.  Dass  sie  selbst  einer  demokratischen  katholischen 
Bewegung  geneigt  sein  könne,  beweist  das  Beispiel  der  Niederlande  vor  1830. 
Je  mächtiger  aber  der  Einfluss  der  Hierarchie  durdi  den  jetzt  bezahlten 
Friedenspreis  ist,  desto  gefährlicher  ist  dieselbe  dann  auch  als  Gegnerin« 
Mit  Einem  Worte,  die  zwischen  protestantisdien  Regierungen  und  der 
römischen  Curie  in  jüngster  Zeit  abgeschlossenen  Concordate  sind  principieli- 
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politische  Fehler.  —  Aber  auch  Ton  der  Gewinoimg  einer  protestantisefaen 
kirchlichen  Unterstützung  fOr  eine  katholische  Regierung  l&sst  sich  nidit  yiel 
Erspriessliches  erwarten.  Vorerst  kommen  die  sftmmtlichen  Bedenken  zur 
Erwfigung,  welche  oben  schon  hinsichtlich  eines  Bundes  zwischen  protestan- 
tischer Regierung  und  protestantischer  Kirche  geltend  zu  machen  waren. 
Dann  aber  darf  nicht  tibersehen  werden,  dass  in  einem  solchen  Falle  noch 
gar  leidit  ein  heftiges  Misstranen  gegen  die  Kirchenobem  bei  der  Masse 
der  Kirchengenossen  (Geistüchen  so  wie  Laien)  entstehen  kann,  wodurch 
der  Widerstand  noch  gesteigert,  die  Einwirkung  zu  Gunsten  der  Regierung 
noch  gesdiwAcht  wtlrde.  Man  kann  sich  fbr  verkauft,  für  yerrathen  halten, 
nnd  Jeder  weiss,  welche  Wirkungen  dieser  Ruf  hat,  selbst  wenn  er  noch 
so  wenig  begrIlndU  ist. 

Endlich  besteht  aber  auch  noch  der  Fall  eines  Bundes  zwischen  katho« 
lischer  Regierung  und  katholischer  Kirche.  —  Unzweifelhaft  ist  dies 
das  günstigste  Yerh&ltniss  für  die  beabsichtigte  Politik.  Die  zur  Hülfe 
gerufene  Kirche  ist  müchtig,  kann  also  wirkliche  Dienste  leisten,  und  wird 
sie  auch  in  der  Regel  wirklich  gewühren;  eine  grundsätzliche  Yerschiedenheit 
findet  nicht  statt,  somit  au^  kein  bleibendes  Misstrauen;  die  Regierung 
hat  Einwirkungsmittel  in  Rom.  Dennoch  sind  auch  hier  sehr  bedeutende 
Bedenken.  Die  Gewinnung  der  Kirche  ist,  wie  die  Erfahrung  zeigt,  audi 
in  diesem  Yerhftltmsse  nur  um  den  Preis  grosser  und  bleibender  'Rechts- 
einräumungen möglich;  eine  vom  Staate  unabhängige  Gewalt  muss  also  auch 
hier  gestattet  werden.  Wenn  denn  aber  einmal  die  Interessen  von  Staat 
and  Kirche  nicht  zusammengehen,  —  nnd  die  Geschichte  zeigt,  wie  oft  und 
wie  lange  dies  schon  der  Fall  war,  —  so  ist  die  Regierung  in  der  üblen  Lage, 
rings  von  einem  Gegner  umgeben,  bis  in  ihren  innersten  Kern  von  ihm 
bedroht  zu  sein^  während  sie  ihn  in  seinem  Mittelpunkte  und  in  der  Quelle 
seiner  Macht  nicht  fassen  kann.  Allein  auch  abgesehen  hievon,  ist  ein 
beherrschender  Einfluss  des  katholischen  Qerus,  ebenfalls  er&hrungsgemäss, 
auf  die  allgemeine  Bildung  und  damit  auch  auf  den  Wohlstand  eines  Volkes, 
somit  auf  -die  Macht  des  Staates,  kein  günstiger.  Der  Staat  ist  also  an  sich 
nicht  das,  was  er  sein  konnte,  und  er  ist  im  Nachtheile  gegen  solche  Staaten, 
welche  durch  dieses  Hindemiss  in  ihrer  Entwickelung  nicht  gehemmt  sind. 
Der  Kirchenstaat  selbst  und  Spanien  zeigen,  wohin  dies  fahren  kann.  Endlich 
wird  ein  auf  solche  Weise  mit  der  katholischen  Kirche  verbundener  Staat  es, 
selbst  bei  dem  besten  Willen,  nicht  verhindern  können,  dass  der  herrschende 
Clerus  die  Protestanten  verletzt;  er  selbst  aber  wird  den  dadurch  bei  diesen 
entstehenden  Groll  mit  zu  tragen  haben,  weü  er  die  Gewalt  schuf  und 
besdifltzt ,  welche  solches  sich  erlaubt.  Soweit  also  Unterthanen  dieses  Be- 
kenntnisses in  Frage  stehen,  wird  gerade  das  Gegentheil  von  dem  erzeugt, 
was  durch  das  Bündniss  mit  der  Kirche  gewonnen  werden  wollte;  auswärtige 
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protestantisdie  Volker  und  Regieningen  aber*  werden  bleibend  und  gmnd- 
Bätzlich  abgeneigt  sein.  Die  Kirche  schafft  dem  Staate  natürliche  Gegner, 
welche  er  an  sich  vielleicht  nicht  hätte.  Es  ist  unnöthig  erst  zu  bemerken, 
dass  4^  österreichische  Concordat  diese  Frttchte  in  hohem  Masse  gelie- 
fert hat. 

GrOnde  genug  zur  Bechtfertigong  eines  entschiedenen  Zweifels,  ob  die 
neue  Politik  der  Begierungen  eine  richtige  and  wohlüberlegte  ist,  und  ob 
nicht  vielmehr  die  altem  Grandsätze,  welche  als  kurzsichtige  zu  yerurtheilen 
jetzt  Sitte  ist,  wieder  zu  £hren  kommen  werden.  Ob  dann  aber  auch  eine 
Wiederherstellung  der  früheren  Zustände  leicht  und  auf  friedlichem  Wege 
möglich  sein  wird,  ist  eine  ganz  andere  Frage.  Die  Kirche  hält  einmal 
Erworbenes  mit  Zähigkeit  fest,  und  sie  hat  in  diesem  Falle  den  Yortheil, 
dass  die  Folgerichtigkeit  und  das  formale  vertragsmässige  Recht  auf  ihrer 
Seite  sind. 

30. 
Das  Heer. 

Wie  hoch  oder  wie  nieder  die  bisher  besprochenen  Stützen  der  mo- 
narchischen Gewalt  angeschlagen  werden  mögen,  immerhin  ist  unzweifelhaft, 
dass  sie,  und  von  den  Regierungen  wohl  selbst  am  meisten,  als  eines  Rück- 
haltes bedürftig  angesehen  werden.  Diesen  gewährt  nun  die  bewaffnete 
Macht. 

Im  Angesichte  der  vielen  Regierungen,  welche  nur  durch  Anwendung 
derselben  wiederhergestellt  oder  wenigstens  erhalten  worden  sind,  kann 
weder  die  Thats^kche  noch  die  Nothwendigkeit  dieser  Stütze  bestritten 
werden.  Auf  der  andern  Seite  zeigt  aber  die  Erfahrung  unserer  Zeit  auch, 
dass  die  Yerlässlichkeit  ihre  Grenzen  und  Ausnahmen  hat.  Sieht  man 
nämlich  auch  ab  von  solchen  Zuständen,  in  welchen  eine  Auflösung  alles 
Bestehenden  oder  eine  allgemeine  Fäulniss  die  Begriffe  und  Gefühle  voll- 
konmien  verwirrt  hatte,  oder  von  solchen,  in  welchen  Thronstreitigkeiten 
Zweifel  über  Recht  und  Pflicht  erweckten:  so  sind  doch  immerhin  noch  Er- 
eignisse genug  vorhanden,  in  welchen  Abfälle  von  Truppen  erfolgt  sind,  oder 
wo  diese  wenigstens  die  Unruhen  nur  lau  und  ungenügend  bekämpften  und 
sich  bald  den  Aufständischen  anschlössen.  So  z.  B.  in  Frankreich  in  den 
Jahren  1789, 1830  und  1848;  in  Polen  und  in  Belgien  1830;  in  Ungarn  1848; 
in  Italien  1848  und  1859 ;  in  Baden  1849. 

Aufgabe  für  staatsmännische  üeberlegung  ist  es  also,  auch  dieses  Macht- 
mittel in  seine  Bestandtheile  zu  zerlegen,  um  zu  einer  genauen  Einsicht  in 
die  wirkliche  Tragkraft  desselben  zu  gelangen.  Dabei  muss  aber  natürlich 
von  einzelnen,  sei  es  besonders  günstigen  sei  es  ungewöhnlich  untauglichen. 
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Persönlichkeiten  and  deren  Beziehungen  zum  Heere  abgesehen  werden,  weil 
diese  zofiUlig  nnd  veränderlich  sind. 

Ohne  Zweifel  steht  unter  den  Ursachen  der  Zuverlässigkeit  der  Truppen 
in  erster  Linie  der  Fahneneid.  Wo  ein  ritterlidies  EhigefQhl  der  Natur 
der  Sadie  nach  vorherrscht,  muss  eine  feierliche  Verpflichtung  zur  Treue 
besonders  wirksam  sein.  Selbst  Solche,  welche  persönlich  eine  versdüedene 
politische  Anschauung  haben,  erachten  sidi  dadurdi  gebunden;  einzelne, 
wegen  ihrer  Seltenheit  nicht  in  Betracht  kommende,  AusnahmsfUle  und  grosse, 
sogleich  näher  zu  bezeidinende ,  Bewegungen  abgerechnet.  —  Hieran  reiht 
sich  unmittelbar  die  persönliche  Neigung  der  Offiziere  zur  Monardiie  und 
ihr  Interesse  beim  Bestände  derselben.  Von  demokratischem  Gebahren  insbe- 
sondere fühlen  sie  sich  durch  Standessitte  und  durch  die  unmittelbaren  Folgen 
für  ihre  Stellung  zu  Untergeordneten  zurückgestossen.  —  Die  Mannschaft 
wird  durch  den  ganzen  Organismus  des  stehenden  Heeres,  durch  die  Gewohn- 
heit des  Gehorsams,  durch  Stolz  auf  WaffenfOhrung,  endlich  durch  die  grosse 
persönliche  Gefiahr  eines  Abfalls  zu  den  von  ihr  verlangten  Leistungen  ge- 
bracht. —  Die  Abneigung  der  Demokratie  gegen  das  Heer  und  die  daraus 
entspringenden  Beleidigungen  desselben  helfen  häufig  gewaltig  nach.  Jeder 
wird  Dem  entschieden  abgeneigt,  von  welchem  er  sich,  und  noch  dazu  ohne 
persönliche  Veranlassung,  gehasst  sieht;  und  wird  man  als  Angehöriger  eines 
Standes  verletzt,  so  schliesst  man  sich  diesem  um  so  entschiedener  an. 

Was  aber  die  Gründe  der  vorgekommenen  Fälle  von  Untreue  betrifft, 
so  zeigt  der  erste  Blick,  dass  entweder  ein  allgemeiner  nationaler  Au&tand 
gegen  eine  fremdartige  Regierung  oder  eine  das  Volk  bis  in  seine  tiefisten 
Sdiichten  durchwühlende  demokratische  Bewegung  die  Veranlassung  des 
Abfalles  war.  In  beiden  Fällen  trat  derselbe  aber  erst  in  Folge  langer 
Gährungen  oder  vorbereiteter  und  absichtlich  angelegter  Anzettelungen  ein. 
Die  Heere  widerstanden  der  Umwälzung  noch  am  längsten,  wurden  aber 
dodi  endlich  auch  mit  fortgerissen;  und  zwar  begann  wohl  fast  ausnahmslos 
die  Empörung  in  den  Reihen  der  Mannschaft.  Offenbar  liegt  die  Ge&hr  in 
der  allgemeinen  Conscription  und  in  der  damit  zusammenhängenden  kurzen 
Dienstzeit.  Die  erstere  füllt  die  Reihen  des  Heeres  immer  aufis  Neue  mit 
Unfreiwilligen  aus  allen  Volksschichten,  und  verpflanzt  also  auch  regelmässig 
den  gerade  in  den  Massen  herrschenden  Geist  in  das  Heer.  Die  andere 
Iftsst  es  zu  einer  völligen  Umwandlung  der  aus  dem  bürgerlichen  Leben 
mitgebrachten  Gesinnung  in  einen  ausschliessenden  Soldatengeist  nicht  kommen. 
Mit  Einem  Worte,  die  Masse  der  Soldaten  ist  zu  sehr  mit  den  übrigen 
Ständen  verwachsen,  als  dass  es  bei  einer  das  ganze  Volk  tief  ergreifenden 
Bewegung  möglich  wäre,  sie  dearselben  wirksam  entgegenzustellen,  und  dass 
nicht  sogar  bei  längerer  Dauer  des  inneren  Kampfes  ein  Uebergehen  des 
Militärs  zu  besorgen  stünde. 
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Somit  ist  denn  wohl  das  ans  den  geschichtlichen  Vorgängen  za  ziehende 
Ergehniss:  dass  allerdings  in  den  gewöhnlichen  Fällen  die  Gründe  der  Trene 
vorhalten  und  die  Regierungen  in  dem  Heere  eine  sichere  Stfitze  finden; 
dass  aher,  wenn  die  ganze  Nation  von  einer  gegen  die  Regierung  gehenden 
Richtung  ergriffen  ist,  und  namentlich  wenn  sich  ein  scharf  ausgeprägtes* 
Nationalhass  gegen  eine  fremdartige  Regierung  Luft  macht,  die  Treue  auch 
der  Truppen  schwankt  und  die  Stütze  bricht.  Eine  unbefangene  Staatskunst 
kann  also  vom  Standpunkte  der  Regierungen  aus  in  der  Kraft,  welche 
gegenwärtig  die. zahlreichen  Heere  gewähren,  nur  ein  Mittel  von  bedingter 
Zuverlässigkeit  erblicken.  Da  nun  aber  die  unerschwingliche  Höhe  der 
Kosten  eine  Rückkehr  zu  einer  Werbung  von  Söldlingen  nicht  gestattet, 
und  selbst  eine  längere  Dienstzeit  der  durch  die  Conscription  gelieferten 
Mannschaft  an  nidit  zurückzuweisenden  Forderungen  der  Humanität,  des 
Rechtes  und  der  Yolkswirthschaft  scheitert:  so  ergeben  sich  hieraus  weit- 
reichende Betrachtungen  über  rathsame  Regierungsweisen  und  Staatenzu- 
sammensetzungen. 


IV. 
Allgemeine  deutiche  YerhältniiM. 

31. 

Die  von  den  Regierungen  ausgehenden  Versuche  zur  Bundes- 

Yerbesserung. 

Auch  den  Regierungen  ist  zu  wiederholtenmalen  die  Ueberzeugung  nahe 
getreten,  dass  eine  wesentliche  Verbesserung  der  allgemeinen  Ver- 
fassung Deutschlands  dringendes  Bedürfniss  sei.  Die  von  Preussen  im 
Winter  1847—48  durch  Radowitz  gemachten  Versuche;  die  Einberufung 
der  17  Vertrauensmänner;  das  Erfurter  Parlament  und  der  Berliner  Fttrsten- 
oongress;  die  Dresdner  Conferenzen;  die  einer  Seits  von  Preussen  anderer 
Seits  von  den  Mittelstaaten  im  Jahre  1859  ausgesprochenen  Wünsche  und 
angedeuteten  Wege  beweisen  es.  Vielleicht  sind  noch  manche  andere  Be- 
sprechungen und  Anläufe  nicht  zur  öffentlichen  Kenntniss  gekommen.  — 
Dies  Alles  hat  jedoch  bis  itzt  zu  Nichts  geführt;  höchstens  ist  «schätzbares 
Material»  erzeugt  worden. 

Der  Grund  liegt  vor  Augen.  Das  üebel  besteht  in  der  Zersplitterung 
Deutschlands  in  35  souveräne  Staaten;  geholfen  kann  also  nur  werden, 
wenn  von  allen  diesen  Staaten  ein  mehr  o^er  weniger  erklecklicher  Theil 
der  Unabhängigkeit  und  Selbstbestimmung  aufgeopfert,  aus  diesen  Abtre- 
tungen aber  eine  höhere  gemeinschaftliche  Macht  gebildet  wird,  welche  das 
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Redit  und  die  Mttel  hat,  nach  eigner  Einsieht  zu  beschliessen  and  ans 
eigner  Macht  aoszufiüuren.  Wenn  denn  audi  etwa  4ie  kleineren  Staaten 
zn  einer  Unterwerfnng  unter  diese  CentnJgewalt  genöthigt  werden  könnten, 
(freiwillig  wird  es  auch  von  diesen  keiner  thun:)  so  sind  die  Mittelstaaten, 
Bayern  vor  Allem,  fest  entschlossen,  von  ihrem  Sonverftnetätsrechte  nicht 
das  Mindeste  abzutreten;  von  einer  Nöthigung  aber  ist,  sdion  an  sich  und 
weil  sie  leicht  auswärtige  Hülfe  fönden,  keine  Rede.  Ueberdiess  ist  das 
Yorhandensein  zweier  grosser  Mächte  ein  unlösbares  Hindemiss  fOr  jede 
einheitliche  Gestaltung,  und  dodi  sowohl  die  Unterwerfung  der  einen  unter 
die  andere,  als  die  völlige  Ausschliessung  einer  von  beiden  aus  Deutschland 
ein  halsbrechendes  Unternehmen,  dessen  Versuch  einen  dreissigjährigen  Krieg 
zur  nädisten  Folge  und  doch  schliesslidi  kaum  eine  Aussicht  auf  Erfolg 
hätte.  Dass  selbst  die  unmittelbarste  Gefahr  äusseren  Kampfes  nicht  gross 
genug  erscheint,  um  zu  einem  Opfer  bereitwiUig  zu  machen,  zeigt  die 
Erfahrung  seit  1859.  Ein  vom  Volke  ausgehender  Zwang  aber  wird 
nicht  mehr  gefärchtet,  seit  dem  erfolglosen  Ausgange  der  Bewegung  von 
1848.  So  bleibt  denn  schliesslich,  mag  der  Anstoss  zu  einer  Verbesserung 
ausgegangen  sein,  von  wem  er  will,  immer  wieder  Alles  beim  Alten,  und 
das  ganze  Ergebniss  ist  grössere  Zerfahrenheit  als  bisher,  sind  gegenseitige 
Vorwürfe.  Sogar  zu  Verabredungen  über  einzelne  materieUe  Verbesserungen 
lässt  es  Eigenliebe  und  Eifersucht  kaum  kommen.  Man  will,  wie  der  Knabe 
im  englischen  Sprüchworte,  «den  Kuchen  essen,  ihn  aber  zu  gleicher  Zeit 
auch  aufbewahren.» 

So  lässt  sich  denn  mit  aller  Bestimmtheit  dem  traurigen  GeschidLO 
Deutschlands  die  theoretische  Lehre  entnehmen,  dass  von  monarchischen 
Staaten  eine  freiwillige,  das  heisst  nicht  durch  unmittelbare  Uebergewalt 
erzwungene  Verwandlung  eines  Staatenbundes  in  einen  Bundesstaat  niemals 
zu  erwarten  ist,  sei  auch  der  Zustand  des  ersteren  noch  so  ungenügend 
und  selbst  gefahrdrohend. 

Anders  allerdings  bei  Demokratieen,  wie  auch  die  Beispiele  der  Ver- 
einigten Staaten  im  Jahre  1789  und  die  der  Schweiz  im  Jahre  1848  be- 
weisen. Hier  nämlich  ist  der  an  Selbstständigkeit  einer  Seits  Verlierende 
und  an  Sicherheit,  Wohlstand  und  Zufriedenheit  anderer  Seits  Gewinnende 
Einnndderselbe,  nämlich  das  Volk;  es  ist  also  nicht  von  Abtreten,  sondern 
nur  von  einer  bessern  Ordnung  der  eigenen  Verhältnisse  die  Rede.  Hier- 
gegen sperrt  sidi  aber  auch  die  beschränkteste  Selbstsucht  auf  die  Dauer 
nicht,  da  die  aus  dem  zerfahrenen  und  unmächtigen  Zustande  entstehenden 
Uebel  sämmtlich  und  lediglich  den  Berechtigten  und  den  zu  Aenderungen 
omnittelbar  Befugten,  nämlich  das  Volk,  selbst  treffen. 
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32. 
Aactorität  und  Vertrauen. 

Es  ist  zum  Schiboleth  gewisser  Staatsmänner  geworden,  dass  der  Staat 
vor  Allem  der  Aactorität  bedürfe.  Der  Satz  ist  ganz  richtig;  und  wenn 
es  wirklich  einer  Regierung  an  Macht  gebricht,  so  muss  ihr  das  Fehlende 
verschafft  werden.  Ohne  entsprechende  Gewalt  hat  der  Staat  weder  Sinn 
noch  Bestsmd.  Allein  sehr  einseitig  und  verderblich  ist  es,  wenn  über  dieser 
Forderung  die  zweite,  eben  so  wichtige,  vergessen  wird,  dass  eine  Regierung 
auch  sittliche  Stützen  haben  muss,  Liebe,  Achtung,  kurz  Vertrauen. 
Mangel  hieran  ist  ebenfalls  ein  grosses  politisches  Uebel.  Niemals  ist  dieses 
deutlicher  hervorgetreten,  als  beim  deutschen  Bunde. 

Schwerlich  hat  je  eine  politische  Gewalt  ein  bittereres  Bekenntniss  aus- 
gesprochen, als  die  deutsche  Bundesversammlung  durch  das  Verlangen,  dass 
ihr  «Vertrauensmänner»  beigegeben  werden  mögen.  Nach  dreissigjähriger 
Wirksamkeit  musste  sie,  als  es  an  ein  wichtiges  und  schwieriges  Werk  gehen 
sollte,  welches  nur  unter  der.  Bedingung  der  Zustimmung  der  Nation  ge-. 
deihen  konnte,  selbst  um  die  Zuordnung  eines  neuen  Elementes  bitten, 
welches  Aditung  und  Liebe  geniesse.  Diese  Selbstverurtheilung  zeugte  im 
Uebrigen  von  richtiger  Einsicht  der  Sachlage.  Ohne  Zweifel  bestand  das  Grund- 
übel, an  welchem  die  Versammlung  fast  seit  ihrem  Beginn  litt,  darin,  dass 
Niemand,  weder  Volk  noch  selbst  Regierungen,  Vertrauen  zu  ihr  hatte. 
Die  Nation  hielt  sie,  aus  passiver  Erfahrung,  für  unwillig  oder  für  unfähig, 
irgend  etwas  allgemein  Gutes  und  Erfreuliches  zu  bewerkstelligen;  die  Re- 
gierungen aber  wussten,  aus  ebenso  langer  activer  Erfahrung,  wie  es  um 
die  Motive  zu  den  Beschlüssen  der  Versammlung  bestellt  sei.  Welchen 
Einfluss  und  welche  Macht  konnte  nun  aber  eine  Einrichtung  haben,  welche 
selbst,  wenn  sie  etwas  Nützliches  und  Nothwendiges  beabsichtigte,  bei  Nie- 
mand auf  .Glauben  und  willigen  aufrichtigen  Gehorsam  zählen  durfte?  Und 
wie  wollte  sie  eine  Gefahr  bestehen,  wenn  sie  keine  Hingebung,  kein  Opfer 
erwarten  konnte?  Sich  für  den  deutschen  Bund  und  für  die  Bundesver- 
sammlung opfern!    Ein  wahrscheinlicher  Fall,  in  der  That. 

Der  Versuch,  der  eigenen  Missliebigkeit  au&uhelfen  durch  eine  Ver- 
mischung mit  frischem,  volksthümlichem  Blute,  schlug  allerdings  vollkommen 
fehl,  und  es  zeigte  sich  alsbald,  dass  die  Abneigung  gegen  die  Bundesver- 
sanmüung  viel  zu  tief  ging  und  zu  allgemein  war,  als  dass  eine  Gewinnung 
der  öffentlichen  Meinung  stattfinden  könneu  Und  zwar  zeigte  sich  die  Un- 
versöhnlichkeit  auf  doppelte,  gleichbezeichnende  Weise.  —  Einmal  weigerten 
sich  schon  die  Vertrauensmänner  selbst,  irgend  eine  Verbindung  mit  der 
Bundesversammlung  einzugehen,  oder  gar  mit  ihr  zusammenzutreten.  Den 
Auftrag,  eine  neue  Verfassung  für  Deutschland  auszuarbeiten,  wollten  sie 
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wohl  übernehmen;  allein  völlig  selbststftndig,  ohne  Verkehr  mit  dem  Bundes- 
tage. Sie  ftrchteten,  das  Vertrauen  der  Nation  selbst  zu  verlieren,  sobald 
sie  mit  jener  Versammlung  etwas  gemein  hatten.  Damit  schlug  aber  fOr  die 
letztere  die  Anwesenheit  der  Vertrauensmänner  in  moralischen  Bankbrucfa 
um,  statt  dass  sie  hatten  ein  Schild  und  eine  Stütze  werden  sollen.  — 
Zweitens  aber  verfiel  der  Verfassungs-Entwurf  der  Vertrauensmanner,  trotz 
ihrer  Femehaltung  von  der  Versammlung,  gleidi  bei  der  Geburt  dem  Tode. 
Nicht  nur  wählte  die  Nationalversammlung  einen  Verfassungsausschuss  zu 
ganz  neuer  Vornahme  des  Werkes,  sondern  dieser  nahm  bei  seinen  Arbeiten 
von  dem  Entwürfe  der  Siebzehn  gar  keine  Notiz.  Nicht  sowohl  der  Inhalt 
war  es,  welcher  ihm  die  allgemeine  Nichtbeachtung  zuzog,  sondern  viel- 
mehr der  Umstand,  dass  er  auf  Veranlassung  des  Bundestages  ausgearbeitet 
war.  Von  diesem  und  seinen  Werken  wollte  in  jener  Zeit  das  Volk  durch 
alle  seine  Klassen  hindurch  nichts  wissen. 

Beide  Demonstrationen  überschössen  unzweifelhaft  das  Ziel,  und  waren 
unverständig;  allein  sie  mögen  insofeme  zur  bleibenden  Lehre  dienen,  als  sie 
zeigen,  dass  eine  (gleichgültig  ob  mit  Recht  oder  Unredit)  der  allgemeinen 
Abneigung  und  dem  Misstrauen  verfallene  Institution  nicht  nadi  Belieben 
durch  einen  plötzlichen  Umschlag  ihres  Gebahrens,  durch  ein  Schuldbekennt- 
niss  und  durch  einige  auffallend  auf  Volksgunst  berechnete  Massregeln  zu 
Achtung  und  Vertrauen  gelangen  kann.  Es  ist  für  eine  Anstalt  oder  eine 
Corporation  ebenso  schwer,  den  verscherzten  Buf  wiederherzusteUen,  als  für 
einen  Einzelnen.  Daher  ist  bei  Zeiten  der,  doch  nie  ausbleibenden.  Tage 
der  Ge&hr  und  der  Noth  zu  bedenken.  Freilich  lehrt  auch  hier  die  Erfah- 
rung, wie  wenig  sie  lehrt. 

^  33. 
Falsche  Ausführlichkeit  der  Grundrechte. 

Kein  Vorwurf  gegen  die  Frankfurter  Versammlung  wird  häufiger  ge- 
hört, als  der,  dass  äire  Berathung  der  »Grundrechte«  eine  über  alle  Gebühr 
ausfohrlidie  gewesen  sei,  und  dass  sie  damit  ihre  beste  Zeit  verloren  habe. 
Nicht  Wenige  sind  der  festen  Ueberzeugung,  dass  diese  Breite  in  der  Be- 
sprechung abstracter  Sätze  hauptsächlich  die  Schuld  am  Misslingen  der 
ganzen  Erhebung  von  1848  trage.  Während  man  sich  langweilig  und  lang- 
weilend hingeschleppt,  sei  die  Begeisterung  des  Volkes  verflogen  und  den 
Gegnern  Besinnung  und  Muth  wieder  gekommen. 

Diese  Aufifassung  ist  nicht  richtig.  Die  Berathung  über  die  Grund- 
rechte war  allerdings  unerträglich;  allein  eine  Abkürzung  und  selbst  eine 
völlige  Beseitigung  dieser  Kathedervorträge  und  Disputationen  hätte  nach 
aller  mensdüichen  Wahrscheinlichkeit  zu  keinem  andern  Ergebnisse  der  Be- 
vregnng  geftthrt.    Und  zwar  aus  zwei  Gründen.  —  Einmal  war  die  Erörte- 
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rang  über  die  Freiheitsredite  nicht  der  Inhalt,  sondern  nur  die  Form  eines 
Kampfes  nnter  den  Parteien.  Die  ans  allen  Theilen  Deutschlands,  ans  allen 
politischen  Parteien,  allen  Schichten  der  Gesellschaft  plOtztidi  zosammengewehte 
Yersammlnng  mnsste  sich  vor  Allem  selbst  zurechtfinden,  nach  Wahlverwandt- 
schaften abscheiden,  sich  gegenseitig  versuchen.  Hierzu  dienten  nun  die 
Grundrechte.  Wären  sie  es  nicht  gewesen,  so  hätte  irgend  ein  anderer 
Gegenstand  das  unvermeidliche  Schlachtfeld  abgegeben;  und  schwerlich  wäre 
man  um  einen  Tag  froher  zum  Abschlüsse  der  Reichsverfassung  gekommen, 
hätte  man  auch  alsbald  mit  ihren  organischen  Theilen  begonnen.  —  Zwei- 
tens aber  ist  die  Ursache  des  Sdieitems  nicht  in  dem  zu  späten  Angebote 
der  Kaiserkrone  zu  suchen ;  sondern  in  den  inneren  und  äusseren  Schwierig- 
keiten der  Gründung  eines  deutschen  Bundesstaates.  Diese  waren  nun  aber 
völlig  dieselben  einige  Monate  früher.  Durch  den  schnellen  Beschluss  einer 
Verfassungsurkunde  wurde  Oesterreich  nicht  in  eine  andere  thatsädiliche 
Stellung  zu  Deutschland  gestellt;  wurde  keine  andere  Anschauung  in  Berlin 
erzeugt;  ward  das  gleichzeitige  Wollen  und  Nichtwollen  der  einzelnen  deut- 
schen Stämme  nicht  vereinfacht;  erhielt  das  deutsche  Volk  keine  grlVssere 
staatliche  Durchbildung.  Die  nationale  Sache  scheiterte  in  Frankfurt,  weil 
sie  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  überhaupt  nicht  ausfahrbar  war;  eine 
um  etliche  Monate  früher  angestellte  Probe  hätte  dies  nur  um  so  viel 
schneller  gezeigt.  Dann  aber  hätte  man  wahrscheinlich  die  Versammlung 
unverzeihlicher  Uebereilung  angeklagt. 

Weit  richtiger  ist  es,  gegen  die  durch  so  lange  Berathung  endlich  zu. 
Wege  gebrachte  Fassung  der  Grundrechte  den  Vorwurf  der  zu  grossen 
Ausführlichkeit  zu  erheben.  Die  allgemeinen Freiheits-  und Kechtsbestim- 
mungen  sind  von  einer  ursprünglich  nur  wenige  Zeilen '  enthaltenden  Er- 
klärung der  Bürgerrechte  schon  im  Verfassungsauschusse,  dann  aber  noch 
durch  die  in  der  Versammlung  dazu  kommenden  Beschlüsse  zu  einem  sehr 
ausfährlidien  und  mit  vielem  Wortgepränge  auftretenden  Gesetze  geworden, 
welches  alle  denkbaren  Verhältnisse  des  staatlichen  Lebens  wenigstens  in 
den  obersten  Grundsätzen  zu  ordnen  versuchte.  Einerseits  wollte  man  eine 
monumentale  Sprache  in  einem  so  wichtigen  Gesetze  reden;  andererseits 
sollte  nichts  vergessen,  nichts  einer  künftigen  schlafferen  und  weniger  frei- 
heitlich gesinnten  Zeit  überlassen  .werden.  Die  Nachtheile  dieser  Fassung 
waren  nun  aber  gross  und  höchst  eigenthümlich. 

Jede  Veränderung  in  den  Grundlagen  des  Staates  hat  bedeutende  Un- 
zuträglichkeiten im  Gefolge,  und  die  Einftlhrung  des  Neuen,  wäre  es  auch 
noch  so  gut ,  muss  immer  bezahlt  werden.  Diese  Unannehmlichkeiten  sind 
aber  von  doppelter  möglicher  Art.  Entweder  nämlich  wird  die  besdilos- 
sene  Veränderung  in  der  Form  einzelner  kurzer  Sätze  von  grosser  Trag- 
weite ausgesprochen,  so  dass  es  nodi  einer  ansführlidien  Geseta^nng 
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bedarf  zur  Anwendbarkeit  in  den  besonderen  Riditungen.  Oder  aber  man 
beginnt  alsbald  mit  ausgearbeiteten  Gesetzen  Aber  einzelne  Gegenstände, 
und  fährt  mit  solchen  Bekanntmachungen  fort  nach  Massgabe  des  Weiter- 
schreitens  der  Arbeit.  Im  ersten  Falle  hat  man  jedenfalls  einen  anftng- 
lichen  Widersprach  zwischen  den  nenen  Grundsätzen  und  der  noch  be- 
stehenden alten  Gesetzgebung;  und  bald  wohl  Vorwttrfe  Aber  allzu  lang- 
same Vollziehung  des  Yeiheissenen,  somit  Aber  Heudielei,  Wortbruch  oder 
UnfUiigkeit.  Dagegen  ist  es  ein  wohl  anzuerkennender  Yortheil,  dass 
Jeder  das  ganze  Feld,  auf  welchem  Aenderungen  Torzunehmen  sind,  zu 
ttbetblicken  vermag,  und  dass  kein  Zweifel  und  keine  Unruhe  Aber  den* 
Umfang  des  Neubaues  bestehen  kann.  FAr  die  Neuerungsfreunde  sind 
wenigstens  die  Chrenzen  der  Eroberung  bezeichnet;  fär  die  Anhänger  des 
Alten  ist  nur  Bestimmtes  in  Frage  gestellt.  Bei  dem  allmäligen  Hervortreten 
mit  ausgearbeiteten  Gesetzen  dagegen  ist  alsbaldige  Ausführbarkeit  und 
Uebereinstimmung  des  Neuen  in  Grundsätzen  und  AusfAhrung  voriianden; 
man  tritt  in  den  wirklichen  Genuss  der  Verbesserungen  ein,  wenn  auch  zu- 
nädist  nur  stAckweise;  aber  andererseits  dauert  auch  die  Spannung  auf  die 
neue  Ordnung  der  Dinge,  die  BemAhung  um  weitere  Ausdehnung  der  re- 
formatorischen Thätigkeit,  die  Unsicherheit,  was  von  dem  Alten  noch  zum 
Opfer  fallen,  beziehungsweise  wie  weit  die  VerbesseruDg  wirklich  fortsdireiten 
werde,  fort  und  fort.  Es  ist  kein  befriedigender  Abschluss,  keine  Auf- 
forderung, sich  ein  fär  allemal  in  einem  neuen  Staatsleben  einzurichten 
und  einzugewöhnen.  —  Die  Wahl  zwischen  beiden  Arten  von  Uebeln  ist 
nidit  leicht,  doch  liegen  die  Folgen  klar  vor,  und  man  weiss,  was  man 
thut,  wie  man  sidi  auch  entscheidet.  Auf  dem  Festlande  wählt  man  in  der 
R^el  den  ersteren,  in  England  den  andern  Weg. 

Die  Franfnrter  Grundrechte  brachten  nun  aber  durch  die  Art  ihrer 
Fassung  eine  dritte,  bisher  unbekannte,  Art  von  Uebelständen  zuwege.  Sie 
waren  allzu  ausführlich,  gingen  viel  zu  bestimmt  in  eine  Menge  von  einzel- 
nen Fragen  ein,  als  dass  sie  nur  als  Richtpfi&hle  fAr  eine  kAnftige  Gesetz- 
gebung hätten  gelten  können;  sie  sprachen  sehr  oft  einen  zwar  allgemeinen, 
aber  doch  sogleich  anwendbaren  Satz  bestimmt  aus,  so  dass  eine  Verzögerung 
der  praktischen  GAltigkeit  nicht  frei  stand,  sobald  sie  als  Gesetz  verkAndet 
waren.  Und  doch  waren  sie  auf  der  andern  Seite  noch  keine  vollständige 
Gesetzgebung,  welche  alle  Fragen  beantwortet  und  die  VoUziehungseinrich- 
tungen  angeordnet  hätte.  Sie  rissen  durch  ihre  Satzungen,  namentlich  aber 
durch  Jhre  Verbote,  unmittelbar  grosse  LAcken  in  die  bestehenden  Ein- 
richtungen; und  setzten  nichts  Positives  an  die  Stelle.  In  vielen  Fällen 
war  ein  das  Nähere  bestimmendes  Gesetz  ausdrAcklich  erst  in  Aussicht  ge- 
stellt, indessen  aber  das  bestehende  unbedingt  aufgehoben.  Ein  solches 
Verfahren  musste  grosse  Verwirrung  und  endlose  Zweifel  erzeugen,  und 
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namentlich  die  Regierangen  in  Fragen  täglichen  Yorkonunens  hülf-  nnd 
rathlos  machen.  So  entstanden  denn  auch  alsbald  and  aller  Orten  Klagen 
and  Anfragen,  and  es  ist  gar  nicht  za  berechnen,  wohin  diese  halbe  Aas- 
führlichkeit  in  der  Neaerang  geftüirt  hätte,  wären  die  Grandgesetze  überall 
in  Deatschland  Gesetz  geworden,  oder  wären  sie  es  länger  geblieben. 

Dieser  Vorgang  darf  wohl  in  der  Staatskanst  für  immer  als  warnende 
Lehre  dienen.  Ob  man  bei  durchgreifenden  Aenderangen  sich  mit  der 
schnell  fertigen  aber  doch  eigentlich  nur  einen  Ansprach  aaf  künftige  Yer- 
wirklichung  gewährenden  Aafstellong  allgemeinster  Grandsätze  begnügen, 
oder  ob  man  langsam  und  aUmälig  zar  alsbald  schliesslichen  Aasarbeitang 
der  neaen  Gesetzgebung  schreiten  will,  mass  von  den  Umständen  des 
einzelnen  Falles  abhängen;  also  von  dem  Grade  der  Ungeduld,  von  der 
Nothwendigkeit  eine  augenblickliche  Beruhigung  zu  gewähren,  u.  s.  w.  Allein 
nimmermehr  darf  man  sich  zwischen  zwei  Stühlen  niedersetzen,  zu  ausfOhr- 
lich  und  zu  kurz  zu  gleicher  Zeit  sein.  Die  Grundlagen  einer  neuen  Staats- 
ordnung sind  kein  Gegenstand  für  Stylproben  einer  »monumentalen  Sprache«, 
sondern  eine  Aufgabe  für  praktische  Gesetzgebung. 

34. 

Bureaukratische  Richtung  in  England  und  antibureau- 

kratische  in  Deutschland. 

Ilöchst  auffallender  Weise  zeigen  sich  in  neuerer  Zeit  hinsichtlidi  der 
Organisation  der  Staatsgeschäfte  in  England  und  in  Deutschland  zweierlei 
Strömungen,  welche  nicht  nur  einander  an  sich  entgegengesetzt  sind,  son- 
dern deren  jede  den  bisherigen  Gewohnheiten  ihres  Landes  geradezu  ent- 
gegen läuft.  In  Deutschland,  im  Paradiese  der  Bureaukratie,  hat  man  an- 
gefangen mit  grosser  Missachtung  von  ihr  zu  reden,  ja  sogar  von  mehr 
als  einer  Seite  ihre  Beschränkung  zu  verlangen.  In  England  dagegen,  wo 
man  von  einem  Behördenorganismus  bisher  kaum  einen  Begriff  hatte,  werden 
immer  mehr  Behörden  mit  regelmässiger  über  das  Land  verbreiteter  Glie- 
derung der  Organe  geschaffen,  Staatsdienstprüfongen  eingeführt  u.  dgl. 
Allerdings  ist  in  beiden  Ländern  die  Sache  noch  nicht  eben  aufs  höchste 
gestiegen.  In  Deutschland  ist  es,  mit  verhältmssmässig  noch  geringen  Aus- 
nahmen, bis  jetzt  noch  bei  den  Worten  geblieben.  In  England  ist  die 
Masse  der  Nation  der  neuen  Richtung  noch  so  abgeneigt,  dass  gelegentlich 
selbst  ein  tüchtiger  Mann,  welcher  in  den  centralisirenden  und  administri- 
renden  Bestrebungen  zu  weit  geht,  den  Hals  darüber  bricht;  sb  z.  B.  Ed- 
win Chadwick.  Es  ist  aber  doch  nützlich  nnd  nötbig,  den  Ursachen  dieser 
Bewegungen  nachzugehen. 

Das  englische  Self-Govemment  hatte  bekanntlich  den  Nachtheil,  dass 
viele  nützliche  polizeiliche  Einrichtungen  so  gut  wie  gar  nicht  bestanden, 
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oder  besten  Falles  ohne  allen  Zusammenhang  in  den  yersdiiedenen  Theilen 
des  Landes,  ohne  61eichf5nnigkeit  und  ohne  Ueberwachnng.  So  namentlich 
das  Armenwesen,  die  ganze  Medidnalpolizei,  der  Yolksanterricht.  Die  Yer- 
gleichongen  mit  den  gleichnamigen  Znstftnden  auf  dem  Festlande  fielen  sehr 
zum  Naditheile  Englands  aus,  .und  so  wurde  denn  nach  der  Uebung^des 
Landes  da,  wo  gerade  ein  besonders  dringendes  Bedflrfiiiss  vorhig  und 
somit  die  öffentUche  Meinung  etwas  gefügiger  war,  ein  vereinzeltes  Stflck 
Organismus  und  Bureaukratie  eingeführt.  Der  Nutzen  im  besonderen  Falle 
war  wohl  immer  ganz  bedeutend ;  allein  die  unsystematische  und  lediglich 
an  Unsystematisches  anknttpfende  Behandlung  der  Sache  erzeugte  allmälig 
den  fahlbaren  Nachtheil  yersddedener  unyerbunden  und  zum  Theil  irrational 
neben  einander  stehender  BehOrdenoiganismen,  und  es  ist  begreiflich,  dass 
sidi  jetzt  in  doppelter  Richtung  ein  Missbehagen  kund  giebt.  Die  Mftnner 
der  B^erung  und  die  formal  logischen  Köpfe  wünschen  weiter  zu  gehen 
und  mehr  Einheit  und  üebersichtlichkeit  in  die  Sache  zu  bringen.  Dem 
Engländer  alten  Schrots  und  Korns  aber  wird  bange  über  den  rielen  Be- 
hörden und  deren  vielem  Befehlen.  Er  möchte  um  keinen  Preis  weiteren 
Regierungseinfluss,  und  doch  kann  er  das  Bedürfniss  mannchfacher  Verbesse- 
rungen nicht  in  Abrede  ziehen.  Yoraussiditlich  wird  dieser  Kampf  der  An- 
siditen  noch  lange  fortgehen  und  wohl  selbst  sich  noch  steigern;  mit  wel- 
chem schliesslichen  Ausgange  ist  freilich  schwer  zu  sagen.  Die  Ersdieinung 
ist  insofeme  belehrend,  als  sie  einen  schlagenden  Beleg  zu  dem  Satze  giebt, 
dass  es  nicht  möglich  ist,  die  YoTtheile  zweier  verschiedener  Staatsprinzipien 
mit  einander  zu  vereinigen,  und  dass  man  sich  die  aus  einem  Zustande 
fliessenden  Nachtheile  gefallen  lassen  muss,  wenn  man  die  Yortheile  haben  will. 
In  Deutsdiland  hat  das  theoretische  Sturmlaufen  gegen  den  Bureau- 
kratismus  mehrfache  GrOnde,  welche  nur  zuftUig  zu  gleicher  Zeit  eingetreten 
sind,  aber  durch  ihr  Nebeneinanderbestehen  sich  gegenseitig  stützen.  Ein- 
mal wül  das  Junkerthum  vom  Gehorsame,  wenigstens  von  der  Gleichheit  des 
Gehorsams,  sich  frei  machen  und  hierbei  ist  ihm  der  allgegenwärtige  und 
Alles  gleich  behandelnde  Behördenorganismus  im  Wege.  Einen  zweiten 
erbitterten  Feind  hat  die  Bureaukratie  erhalten  an  dem  neu  erstandenen 
Ultramontanismus,  welcher  zwar  zunächst  nur  die  Kirche  von  der  Staats- 
oberauMcht  frei  machen  will,  zu  grösserer  Sicherheit  des  Gelingens  aber 
überhaupt  den  mächtigen  Behördenorganismus  angreift  und  ihn  ungehörigen 
Yielregierens  beschuldigt.  Drittens  aber  will  die  liberale  Partei  dem  Bürger 
mehr  Selbstständigkeit  geben.  Theils  Mittel  zur  Erreichung  des  Wunsches, 
theils  Folge  derselben  ist  ihr  nun  aber  die  möglichst  ausgedehnte  Besorgung 
der  eigenen  Angelegenheiten  anstatt  des  Behördenregimentes.  Endlich  kommt 
noch,  und  vielleicht  mit  grösster  Macht,  in  neuester  Zeit  die  Besoldungsfrage 
dazu.    Eine  Elriiöhung  der  Geldgehalte  ist  durch  die  gänzliche  Yeränderung 
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derPreisverliältiiisse  unabweisbar  geworden,  und  doch  sind  die  Mittel  hierzu 
neben  den  Staatsschulden  und  dem  Militftraufwande  nicht  aufzubringen. 
Desshalb  wird  nun  plötzlich  von  einer  bi^er  ganz  ruhig  gewesenen  Seite 
auf  Verminderung  der  Regiemngsgesch&fte  gedrungen,  damit  die  Zahl  der 
Beamten  vermindert  und  mit  ihrem  Gehalte  den  Uebrigen  au^ebessert  wer« 
den  könne.  Sicher  sind  nicht  alle  diese  Beweggründe  gerechtfertigt,  und 
wenn  es  zur  wirklichen  AusfQhrung  kfime,  so  würden  wohl  die  bisherigen 
Bundesgenossen  ihre  Waffen  gegen  einander  kehren.  Auch  ist  noch  nicht 
entfernt  abzusehen,  welche  Erfolge  das  Verlangen  nach  Vereinfachung  und 
nach  Selbstregieren  hat.  Aber  auch  ans  diesen  noch  wirren  Zuständen  lässt 
sich  die  Lehre  abnehmen,  dass  die  Verwaltung  nichts  Selbstständiges  und 
von  dem  Geiste  der  Zeit  und  von  der  Gesittigungsstufe  Verschiedenes  sein 
kann.  Das  Bedürfaiss,  die  Patrimonialherrschafb  in  den  Staat  zu  verwan- 
deln, erzeugte  seit  einem  Jahrhundert  allmälig  den  allseitigen  und  syste- 
matisch gegliederten  Behördenorganismus,  und  dieser  hat  unzweifelhaft 
grosse  Verdienste  um  die  Einführung  eines  allgemein  gleichen  Rechtszu- 
standes und  um  die  Befriedigung  vieler  Lebenszwecke  gehabt.  Allein  die 
zum  Theile  eben  durch  diesen  Zustand  begünstigte  bessere  staatliche  Er- 
ziehung des  Volkes  hat  allmälig  andere  Bedürfhisse  und  Ansichten  hervor- 
gerufen, welchen  nun  auch  die  Form  des  Zusammenlebens  ebenfalls  ent- 
sprechen soU ;  daher  wendet  man  sich  jetzt  gegen  das  bisherige  Mittel,  wird 
vielleicht  selbst  ungerecht  gegen  dasselbe.  Die  auch  durch  diese  Erschei- 
nung bekräftigte  Lehre  ist  aber,  dass  keine  Verwaltung  oder  Verwaltungs- 
einrichtung einen  Werth  an  sich  hat,  sondern  nur  insofeme  sie  die  Erreichung 
der  allgemeineren  Staatszwecke  befördert,  und  so  lange  sie  dieses  zu  thnn 
vermag.  Eine  Festhaltung  über  diesen  Punkt  hinaus  ist  ein  Zeichen  ent- 
weder von  mangelndem  Verständnisse,  oder  von  Trägheit,  oder  endlich  von 
schwächlicher  Gefahlspolitik. 

35. 
Die  gegenwärtige  Stellung  derStaatsdienejr. 

Die  Verwandelung  der  Landeshoheit  in  eine  Staatsgewalt  hatte  in 
Deutschland  von  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  an  eine  grosse 
Veränderung  in  der  ganzen  Stellung  der  Beamten  zur  Folge.  Sie  wurden 
aus  landesherrlichen  Dienern  Staatsdiener,  und  je  grösseren  Umfang  das 
Regieren  überhaupt  erhielt  und  je  tiefer  es  in  alle  Verhältnisse  eingriff, 
desto  wichtiger  wurde  auch  ihre  Stellung.  Sie  bildeten  allmälig  einen  bestimmt 
ausgeschiedenen  Stand  mit  dgenthümlichem  geistigem  Leben  und  von  bedeuten- 
dem gesellschaftlichem  Einflüsse.  Im  Allgemeinen  gehörten  die  Staatsbeamten 
eiaer  liberalen  Richtung  an.  Sie  schafften  den  mittelalterlichen  Wust  aus 
Recht  und  Verwaltung  weg  und  richteten  den  Rechtsstaat  der  Neuzeit  ein. 
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Vor  Allem  waren  ihnen  alle  BeTorrechtongen  des  Adels  oder  der  Krche 
Terhasst,  theils  aas  Grundsätzen  des  Bechts  und  des  allgemeinen  Nutzens, 
theils  weil  solche  ein  Hindemiss  ihrer  Herrschaft  waren.  Politische  Frei- 
heit ftlr  das  Volk  wollten  sie  freilich  nicht,  wohl  aber  Btehtsgleichheit  oder 
vielmehr  gleiche  Unterordnung  Aller  unter  den  Staat  und  unter  die  Be- 
hörden. Ffir  die  Anfrechterhaltung  ihrer  Auctorität  standen  sie  in  geschlos- 
senem Phalanx  zu  einander.  Dabei  machten  sie  zu  gleicher  Zeit  den  Haupt- 
bestandtheil  des  gebildeten  Mittelstandes  aus  und  führten  in  Cultnrfragen 
ein  entscheidendes  Wort  Die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  waren  zwar 
nicht  glänzend ,  allein  im  Ganzen  genügend  und  anständig ,  namentlich  da 
ihnen  noch  manche  Beste  vortheilhafter  älterer  Naturalwirthschaft  des  Staates 
zu  Gute  kamen.  So  bildeten  sie  denn ,  fbr  Allem  in  Preussen ,  eine  sehr 
achtenswerthe,  geistig  hoch  stehende  Klasse. 

Diese  Verhältnisse  haben  sich  in  neuerer  Zeit  allmälig  sehr  geändert, 
und  zwar  zum  grossen  Nachtheile  der  Staatsdiener.  Zwei  Ursadien  haben 
in  ui^efiUir  gleichem  Masse  zusammen  gewirkt,  um  sie  schnell  in  eine  weit 
tidere  Stellung  herabzudrflcken.  —  Vor  Allem  die  Einführung  der  stän- 
dischen Verfassungen.  Durch  die  neue  Einrichtung  ging  ein  bedeutender 
Theil  der  Macht  und  damit  des  Ansehens  verloren.  Viele  Staatsgeschäfte, 
und  die  wichtigsten  und  entscheidendsten ,  kamen  an  die  Kammern.  Die 
Behörden  konnten  gerade  in  Hauptsachen  nur  noch  Anträge  stellen,  der 
Erfolg  hing  von  den  Ständen  ab.  Advocaten,  Bfirgenneister ,  Kaufleute 
gingen  ohne  alle  Scheu  mit  den  Planen  und  Ausarbeitungen  selbst  der 
obersten  Stellen  und  bisher  allmächtigen  Minister  um.  Die  Beamten ,  und 
die  höchsten  derselben  am  meisten,  wurden  nicht  selten  öffentlich  em- 
pfindlichem Tadel  unterworfen,  wohl  selbst  gelegentlich  von  ihren  Stel- 
len getrieben.  Es  bedurfte  der  Laufbahn  im  Staatsdienste  nicht  mehr, 
um  einem  begabten  und  unterrichteten  Manne  Einfluss  in  öffentlichen  Ange- 
legenheiten zu  verschaffen,  selbst  grösseren  als  dem  in  der  Aemterhierarchie 
höchst  GesteUten.  Auch  die  öffentliche  Meinung  bekam  einen  neuen  Mass- 
stab  für  die  Wflrdigung  eines  Mannes,  als  seine  Stufe  im  Staatsdienste  und 
seine  Leistungen  in  demselben.  Andere  geistige  Eigenschaften  traten  in  den 
Vordergrund ,  als  die  bisher  allein  geachteten  und  nützlichen.  —  Die  zweite 
Ursache  des  Herabsteigens  der  Staatsdienerschaft  war  die  grosse  Umge- 
staltung aller  wirthschafUicl^n  Verhältnisse  durch  die  Entstehung  der  gros- 
sen Industrie,  und  zwar  aus  mehr  als  Einem  Grunde.  Zunächst  ist  eine 
neue  Klasse  von  Beleben  entstanden ,  deren  Luxus  die  auf  ein  bescheidenes 
Einkommen  angewiesenen  Staatsdiener  in  Allem,  wozu  Geld  gehört,  tief  in 
den  Schatten  stellt.  Sodann  hat  der  Aufschwung  der  technischen  Gewerbe 
und  die  dadurch  hervorgerufene  Steigerung  und  Verbreitung  der  mathema- 
tischen und  naturwissenschafUichen  Kenntnisse  eine  früher  unbekannte  Klasse 
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von  Oebildeten  erzeugt,  deren  Unabhflngikeit  eine  widerwftrtige  Mitwerbong 
im  öffentlichen  Ansehen  macht  Endlich  h$kt,  sogar  ganz  abgesehen  Ton 
allen  Yergleichnngen ,  die  durch  die  Veränderung  des  Geldwerthes  erzeugte 
und  deshalb  auch  dauernde  Theurung  der  LcbensbedOrihisse  die  Beamten, 
inrelchb  ihr  Einkommen  nicht  in  entsprechendem  Masse  zu  steigern  ver- 
mögen und  welchen  Zulagen  nur  mit  sehr  spärlicher  Hand  gegeben  worden 
sind,  schwer  getroffen,  die  in  den  untern  und  schlechter  bezahlten  Aemtern 
Stehenden  sogar  geradezu  zu  Proletariern  gemacht 

Trotz  dieser  ungünstigen  Veränderungen  sind  denn  nun  aber  die  Staats- 
beamten keineswegs  weniger  nötbig  geworden.  Zu  jeder  Zeit  bedarf  es  der- 
selben, und  unter  allen  Umständen  werden  sie  einen  grossen  Einfluss  auf 
das  allgemeine  Wohl  oder  Wehe^usttben.  Soll  dies  nun  aber  in  wttnschens- 
werther  Weise  geschehen,  so  gehört  dazu,  dass  nicht  etwa  blos  einzelne 
Staatsdiener  ausgezeichnete  Männer  sind,  sondern  dass  der  Stand  im  Gan- 
zen ehrenhaft,  gebildet  und  angesehen  ist  Die  Gesammtheit  der  Beamten 
muss  sich  selbst  achten,  um  von  Andern  geachtet  werden  zu  können;  der 
Staatsdienst  muss  nach  gesellschaftlicher  Stellung  und  nach  Einfluss  an- 
lockend sein,  damit  er  nicht  gerade  die  Besten  und  Unabhängigsten  ab- 
stosse;  die  Beamten  müssen  ein  sorgenfreies  Dasein  haben,  sonst  reisst 
Bestechung  und  jede  Art  von  Schlechtigkeit  ein,  und  wir  erhalten  russische 
anstatt  deutscher  Zustände.  Hier  sind  also  entsprechende  Einrichtungen 
nothwendig,  welche  die  Verluste  ersetzen,  es  muss  nach  einer  Ausgleichung 
gesucht  werden.  Nicht  leicht  zu  sagen  ist  freilich , .  worin  dieselbe  zu  be- 
stehen hat  Eine  Verbesserung  der  wirthschaftlichen  Zustände  ist  aller- 
dings unter  allen  Umständen  unerlässlich.  Allein  theils  werden  genügende 
Mittel  nur  langsam  beigeschafft  werden  können  und  woUen,  theils  ist  es 
damit  allein  nicht  gethan.  Wenn  der  Staatsdienst  auch  ausreichendes  Brod, 
aber  selbst  dem  in  demselben  Höchstgestellten  kein  genügendes  Ansehen 
und  keine  wirkliche  Macht  gewährt,  so  fehlt  es  am  besten  Anreize  zum 
Eintritte  und  zur  Anstrengung.  Zunächst  will  es  scheinen ,  als  ob  kaum 
etwas  Anderes  gefunden  werden  könne,  als  eine  veränderte  Stellung  der 
Beamten  zu  der  Person  der  Fürsten.  So  lange  diese  sich  nur  als  die 
Häupter  des  Adels  betrachten  und  aus  diesem  ausschliesslich  ihre  Um- 
gebungen wählen,  sie  also  nicht  thatsächlich  zeigen,  dass  sie  vor  Allem 
Häupter  des  Staates  und  dass  die  Staatsdiener  ihre  wesentlichsten  Stützen 
und  Gehülfen  sind ;  so  lange  durch  jene  ausschliessende  Begünstigung  auch 
die  gesellschaftlichen  Beziehungen  der  Beamten  unvortheilhaft  und  unan- 
genehm sind :  darf  man  sich  nicht  wundem ,  wenn  die  überall  Zurückge- 
drängtäi  und  Nachgesetzten  auch  nicht  hoch  in  ihrem  eigenen  und  in 
Anderer  Ansehen  stehen ,  schliesslicH  auch  in  Betragen  und  Gesinnung  die 
untergeordnete  Stellung  verrathen.    Natürlich  lassen  sich  keine  (besetze  zur 
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Bewerkstelligong  des  Gewttnschten  vorschlagen ;  hier  kann  nur  die  Sitte  und 
eigene  £insicht  helfen :  allein  die  Politik  hat  nicht  blos  Rathschlfige  in  Be- 
ziehung aof  rechtlich  Erzwingbares,  sondern  aach  zu  frei  Gewolltem  and 
Ausgefflhrtem  zu  geben. 

36. 

Folgen  der  Staatsprüfungen. 

Es  ist  jetzt  etwa  ein  volles  Menschenalter,  dass  die  StaatsdienstprA- 
fnngen  vollständig  eingerichtet  und  zu  «einem  wesentlichen  Theile  des  Yer- 
waltnngsorganismus  gemacht  worden  sind.  Man  hat  drei  Zwecke  durch 
deren  allgemeine  Handhabung  und  allm&lige  Verschärfung  erreichen  wollen. 
Einmal,  die  Beseitigung  des  Vorrechtes  der  Geburt  und  der  Begünstigung 
von  Verwandten  bei  dem  Eintritt  in  den  Staatsdienst.  Zweitens,  die  Ab- 
haltung allzu  vieler  Bewerber  um  Staatsdienste.  Drittens,  das  unfehlbare 
Vorhandensein  der  erforderlichen  Kenntnisse.  Diese  Zwecke  sind  nur  sehr 
theilweise  erreicht  worden. 

Am  meisten  noch  der  erste;  ,die  Staatsprüfungen  sind  in  der  That 
eine  demokratische  Einrichtung.  Natürlich  werden ,  so  lange  Menschen 
Menschen  sind,  Begünstigungen  der  Angehörigen  vornehmer  Familien  oder 
einflussreicher  Männer  niemals  ganz  aufhören;  und  Deijenige  wäre  ein 
grosser  Thor,  welcher  glaubte,  er  werde  wegen  seines  Prüfangszeugnisses 
erster  Klasse  eher  Präsident,  Gesandter  oder  Minister  werden,  als  dieser 
oder  jener  hochgeborene  Altersgenosse,  welcher  nur  eben  mit  dem  letzten 
genügenden  Grade  durch  die  Prüfung  kam.  Dennoch  bleibt  Zweierlei.  Er- 
stens sind  ganz  unfähige  Junker  von  jedem  Eintritte  in  den  Staatsdienst 
ausgeschlossen ;  zweitens  kann  ungewöhnliche  Begabung  oder  Vorbereitung 
nicht  völlig  unbekannt  bleiben.  Hiermit  ist  aber  viel  gewonnen  und  von 
einer  Aufhebung  der  allgemeinen  Nothwendigkeit  der  Staatsprüfungen  kann 
und  soll  schon  aus  diesen  Gründen  keine  Rede  sein.  Nur»  ist  damit  nicht 
gesagt,*  dass  auch  die  andern  Zwecke  erreicht,  keine  Fehler  begangen  wor- 
den und  keine  Verbessorongen  möglich  und  nothwendig  seien. 

In  der  That  hat  eine  Verminderung  des  Zudranges  zu  dem  Staats- 
dienste in  Folge  der  Prüfungen  nicht  statt  gefunden,  und  alle  Verschär- 
fungen haben  sich  hier  vollkommen  erfolglos  erwiesen.  Nichts  ist  auch  in 
der  That  leichter  begreiflich.  Niemand,  welcher  sich  zum  Studium  ent- 
schüesst,  glaubt  an  die  Möglichkeit  einer  einstigen  Nichtbestehung  der 
Prüfung;  und  noch  weniger  glauben  die  Eltern  daran.  Wenn  denn  nun 
auch  allerdings  später  Einzelne  ganz  abgewiesen  werden  und  Andere 
wenigstens  nicht  für  die  höhern  Stellen  sich  befähigen,  so  ist  damit 
nicht  nur  nichts  gewonnen,  sondern  vielmehr  ein  neues  Uebel  erzeugt.  Die 
Strenge  der  Prüfungen  hat  nämlich  eine  grosse  Menge  von  jungen  Männern 
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heryorgernfen ,  welche  entweder  nur  za  niederen  Diensten  berechtigt  sind, 
oder  fort  and  fort  sich  anf  PrAfongen  vorbereiten ;  diese  sind  nun  aber 
sich  und  den  Ihrigen  zur  Last,  die  Pflanzschule  schlechten  Literatenthums, 
unter  Umstflnden  eine  politisch  gefährliche  Klasse.  Offenbar  kann  der  Ueber- 
fiuss.  von  Bewerbern  um  Staatsdienste  nicht  durch  Unerbittlichkeit  der 
PrtLfongen,  sondern  nur  durch  eine  höhere  Entwicklung  des  Gewerbelebens 
und  einen  mannhaften  staatsbttrgerlichen  Sinn  des  Volkes,  welcher  nicht  im 
Dienste  sondern  in  der  Unabhängigkeit  Ehre  sieht,  beseitigt  werden. 

Am  allerwenigsten  ist  die  dritte  Absicht  erreicht  worden.  Die, stren- 
gen Prüfungen  haben  die  wirkliche  Befähigung  zum  höheren  Staatsdienste 
nicht  nur  nicht  gesteigert,  sondern  entschieden  vermindert.  Hierfiber  kann 
fUr  Di^enigen,  welche  alt  genug  sind,  die  Männer  der  früheren  Generation 
und  die  unter  der  Prflfungsfuchtel  Erzogenen  zu  vergleichen,  nicht  der  min- 
deste Zweifel  obwalten.  Und  auch  hier  liegt  der  Grund  deutlich  genug 
vor.  Die  Masse  des  positiven  und  dem  Gedächtnisse  aufgedrungenen  Wis- 
sens in  den  sogenannten  Fachwissenschaften  hat  allerdings  zugenommen, 
allein  in  demselben  Grade  auch  die  allgemeine  Bildung  in  Philosophie, 
Mathematik,  Geschichte,  allgemeinen  Staatswissenschaften  u.  s.  w.  sich  ver- 
mindert. Innerhalb  gegebener  Zeit  kann  nur  ein  gewisses  Mass  von  Kennt- 
nissen erlangt  werden;  je  grösser  das  Wissen  in  einem  oder  in  einigen 
Fächern  sein  muss,  desto  weniger  kann  in  andern  Fächern  geschehen. 
Dazu  kommt  noch,  dass  sich  bei  den  jungen  Leuten  durch  die  besonderen 
Prüfungsforderungen  auch  eine  falsche  Meinung  von  dem  bildet,  was  über- 
haupt wissenswerth  seL  Daher  denn  die  üble  Erfahrung,  dass  auf  unsem 
Hochschulen,  einzelne  Ausnahmsfiälle  abgerechnet,  zwar  die  Hörsäle  für  die 
Brod-  d.  h.  Prüfungswissenschaften  gefüllt  und  regelmässig  besucht  sind, 
dagegen  die  übrigen  leer  stehen.  Auch  ist  von  einem  vermehrten  Fleisse 
im  Ganzen  sicherlich  nichts  zu  rühmen;  fallen  doch  die  Lieblingsbeschäfti- 
gungen itzt  weg,  welche  früher  vorzugsweise  anzogen  und  an  eigene  selbst- 
ständige Arbeit  gewöhnten.  Die  Folgen  aber ,  und  zwar  nicht  blos*  für  die 
allgemeine  Bildung  des  Volkes  sondern  selbst  für  den  Staatsdienst  unmittel- 
bar, sind  schlimm.  Mit  Pandekten  und  deutscher  Rechtsgeschichte  wird 
die  Welt  nicht  regiert;  und  überhaupt  gibt  die  ausschliessliche  Beschäfti- 
gung mit  positivem  Rechte  dem  Geiste  des  jungen  Mannes  einen  engen  Ge- 
sichtskreis und  eine  einseitige  Auffassung,  welche  ihn  zu  allen  andern  Ge- 
schäften, als  zum  eigentlichen  Rechtsprechen  verderben.  Es  ist  schon  oft 
mit  Staunen  bemerkt  worden,  dass  die  einstige  Karlsschule  in  Stuttgart 
eine  so  grosse  Menge  wo  nicht  von  Staatsmännern  so  doch  wenigstens 
von  Geschäftsmännern  im  grossen  Style  geliefert  habe.  Der  Grund  ist  ein 
ganz  eüifjAcher.  Es  wurde  in  dieser  Schule  verhältnissmässig  wenig  posi- 
tives Recht  getrieben,  wohl  aber  die  allgemeine  Ausbildung  zum  Staats-  und 
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Weltmaon  nach  deiil  Standpunkte  jener  Zeit.  Daza  kam  das  enge  Znsam- 
mensein  von  Schillern  der  verschiedensten  Bestimmnogen ,  von  künftigen 
Diplomaten,  Rechtsgelehrten,  Offizieren,  Aerzten,  Kflnstleru.  Hieraus  gingen 
die  Mftnner  hervor,  welche  sich  hei  dem  Zusammenbrechen  des  alten  Europa 
zurechtzufinden,  in  dem  Chaos  neue  Ordnung  zu  schaffen  und  die  tausend 
schwierigen  Aufgaben  jener  Kriegs  -  und  Umwandlungszeit  praktisch  zu 
lösen  wussten.  Es  ist  sehr  zu  bezweifeln ,  ob  durch  unsere  jetzigen  durch 
die  Staatsprüfungen  gedrillten  Beamten  das  Gleiche  erreicht  werden  könnte. 
Dass  die  Staatsprüfungen  nicht  wieder  aufgehoben  werden  können  und 
sollen,  ist  klar;  aber  sie  müssen  wesentlich  geändert  werden,  wenn  sie 
nicht  ein  stupides  Mandariuenthum  erzeugen  sollen.  Hierzu  scheinen  zwei 
Wege  möglich.  Entweder  Aufnahme  der  allgemein  bildenden  Wissenschaften 
unter  die  Prüfungsgegenstände,  natürlich  unter  Verminderung  der  Ansprüche 
hinsichtlich  des  positiven  Rechtes,  weil  sonst  unleistbar  Vieles  gefordert 
und  also  nichts  als  allgemeine  Pfuscherei  erreicht  würde.  Oder  aber  Belas- 
sung der  jetzigen  Prüfungsgegenstände  unter  allgemeiner  Herabstimmung 
der  Forderungen  an  die  Canditaten,  damit  diese,  wie  früher,  nicht  ihre 
ganze  Studienzeit  blos  auf  die  Prüfungswissenschaften  verwenden  mtlssen. 
Von  beidem  scheint  letzterer  Weg  der  richtigere  zu  sein,  weil  er  mehr 
Freiheit  lässt,  welche  in  geistigen  Dingen  allein  etwas  Gutes  schafft. 

37. 

Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  den 

kleinen  Staaten. 

Kaum  besiegbare  Schwierigkieiten  bietet  eine  gute  Besetzung  des  auswär- 
tigen Ministeriums  in  dem  kleineren  deutschen  Staate  dar.  Die  Zahl  der  in 
diplomatischen  Geschäften  Erfahrenen  und  mit  der  nöthigen  äusseren  Be- 
dingung zur  Einnehmung  dieser  Stelle  Ausgerüsteten  ist  natürlich  hier  sehr 
klein ;  es  bestehen  nur  ganz  wenige  Gesandtschaften ;  im  Ministerium  selbst 
aber  sind  nur  ein  oder  zwei  Räthe.  Die  ersteren  werden  überdies  sehr 
häufig  nicht  nach  Fähigkeit  besetzt ,  sondern  müssen  bei  den  unzureichen- 
den Gehalten  fast  ohne  Auswahl  an  Solche  gegeben  werden,  welche  die 
Mittel  und  die  Lust  haben,  aus  eigenem  Vermögen  zuzusetzen,  um  die 
Ehre  zu  gemessen  eine  sehr  untergeordnete  Rolle  zu  spielen.  Ob  nun 
von  diesen  auch  nur  Einer  leidlich  zum  Minister  taugt,  ist  Zufall,  und 
zwar  ein  ziemlich  unwahrscheinlicher.  Bei  dem  Bureaubeamten  wird  dies 
in  der  Regel  eben  so  sein,  und  es  überdies  an  den  äussern  Bedingungen 
ftar  die  fragliche  Stelle  fehlen. 

Die  Folge  hiervon  ist  denn  nur  allzuhäufig :  schädliche  UnfiLhigkeit  in 
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Bewni^ng  der  äusseren  Rechte  nnd  Interessen  .des  Staates ;  klägliche  Ver- 
tretung der  Regierung  gegenüber  von  der  Ständeversammlung ;   häufiger 
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Wechsel  der  Personen,  leicht  vom  Schlechten  in's  Schlimmere.  £s  leidet 
das  allgemeine  Wohl  und  das  Ansehen  der  Regierung  gleichmässig. 

Fehler,  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen,  kOnnen  nicht  vollständig 
beseitigt  werden,  und  man  muss  zufrieden  sein,  wenn  man  wenigstens  ein 
kleineres  Uehel  findet.  Als  solches  erscheint  es  denn  nun  aber,  wenn  in 
Staaten  der  in  Frage  stehenden  Grösse  gar  kein  eigener  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  bestellt  wird,  sondern  vielmehr  Jeweils  demjeni- 
gen der  übrigen  Departementschefs,  welcher  sich  nach  staatsmännischer  Be- 
gabung und  nach  Gewandtheit  in  den  Formen  am  meisten  dazu  eignet,  die 
Besorgung  der  äusseren  Geschäfte  als  ein  trennbarer  Nebenauftrag  über- 
geben wird.  Die  Menge  dieser  Geschäfte  ist  ja,  wenn  man  sich  nicht  un- 
nOthig  zu  thun  macht  und  nicht  an  der  Grossmannsucht  leidet,  wohl  ge- 
wältigbar;  die  Tradition  aber  und  die  Formen  können  von  einigen  Räthen 
bewahrt  werden. 

Zu  fürchten  ist  freilich,  dass  dieser  Vorschlag  an  der  Liebhaberei, 
äussere  Politik  zu  treiben,  und  an  der  Lust,  wenigstens  den  Schein  eines 
Antheils  an  den  grossen  Weltbegebenheiten  zu  bewahren,  scheitern  wird. 

38. 

Deutsche  Zeitungs-Misöre  und  ihre  Folgen. 

Es  mag  sein,  dass  die  Zeitungen  ihre  Wichtigkeit  selbst  überschätzen, 
und  dass  sie  auch  von  Andern  nicht  selten  in  einem  höhern  Grade,  als 
verdient  ist,  für  den  Ausdruck  der  richtigen  und  daher  massgebenden 
öffentlichen  Meinung  genommen  werden.  Dennoch  ist  unläugbar  diese  täg- 
liche und  oft  ausschliessliche  Leetüre  von  Millionen  politisch  von  dem  höch- 
sten Interesse.  Ein  schlechter  Geist  der  Zeitungen  verdirbt  allmälig  grosse 
Klassen  des  Volkes  sittlich  und  staatlich.  Nicht  allein,  insoferne  huige  fort- 
gesetzte bittere  und  aufregende  Opposition  die  Pietät  gegen  die  Regierung 
und  die  Regierenden  zerstört,  und  dadurch  wirklich  allmälig  den  Bestand 
derselben  untergräbt;  sondern  auch  dadurch,  dass  überhaupt  ein  gemeiner 
und  verkehrter  Geist  der  Zeitungen  [allmälig  ansteckt  und  das  Publikum 
zu  negativ  und  positiv  falschen  Auffassungen  von  Dingen  und  Personen 
erzieht.  Nur  allzu  viele  Menschen  sind  selbst  urtheilslos,  und  lassen  sich 
daher  durch  eine  keck  auftretene  und  täglich  wiederholte  Ansicht  bestim- 
men, namentlich  wenn  dieselbe  mit  der  Auctorität  des  Druckes  auftritt, 
üeberhaupt  verdirbt  auch  eine  schriftliche  schlechte  Gesellschaft  den  Ton 
und  die  Gesinnung.  Ebenso  hat  umgekehrt  eine  gebildete,  männliche,  frei- 
müthige,  aber  verständige  und  dem  Gesetze  gehorsame  Haltung  der  Tages- 
blätter allmälig  einen  günstigen  Einfluss  auf  die  Denkung  und  Gesinnung 
ihrer  Leser;  ganz  abgesehen  von  den  guten  Leistungen  in  einzelnen  Fällen, 
in  welchen  eine  muthige  Oeffentlichkeit  Unfug  verhindert  oder  wieder  abstellt. 
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Namentlich  sind  es  die  mittleren  Klassen,  welche  in  Gatem  und  Bösem 
unter  dem  Einflasse  der  Zeitangen  stehen,  da  sie  einerseits  die  Bildung 
und  das  Geld  sar  Lesung  derselben  haben,  und  ihnen  andererseits  keine 
anmittelbaren  Quellen  zur  Kenntniss  der  ^öffentlichen  Angelegenheiten  zu 
Gebote  stehen.  —  Kattkrlich  wirkt  dann  aber  aach  ein  schlaffer  Sinn  des 
Publikums  wieder  zurück  auf  die  Zeitungen.  Sie  werden  weder  gehoben 
noch  eingeschfichtert.    Und  so  dreht  man  sich  im  fehlerhaften  Kreise. 

£s  w&re  sehr  ungerecht,  tiber  alle  deutsche  Zeitungen  kurzweg  ein 
Verdammungsurtheil  auszusprechen.  Allein  das  Geleistete  genügt  nicht,  und 
ist  nicht  das  Rechte.  Die  Zersplitterung  Deutschlands  ist  auch  hier  die 
Quelle  grosser  Uebel. 

Vor  Allem  erzeugt  die  Menge  von  staatlichen  Mittelpunkten  eine  Aber- 
grosse  Masse  Yon  kleineren  Zeitungen,  welche,  gestützt  auf  die  Nachrichten 
Yon  örtlichen  und  provinziellen  Interessen,  so  viele  Leser  haben,  um  noth- 
dfirftig  zu  bestehen,  aber  zu  arm  und  zu  schlecht  redigirt  sind,  als  dass 
sie  etwas  anderes  geben  könnten,  denn  magere  Auszüge  aus  den  grossen 
Blättern  und,  besten  Falles,  Besprechungen  der  kleinen  Angelegenheiten  des 
besonderen  Ländchens.  Solche  Erörterungen  des  Nächstliegenden  können 
immerhin  von  fühlbarem  Nutzen  sein;  allein  unter  der  Voraussetzung  von  Unbe- 
fangenheit, Unabhängigkeit  und  guter  Gesinnung.  Zu  solchen  Eigenschaften 
lässt  es  nun  aber  die  Enge  der  Verhältnisse  nicht  oft  kommen,  gleich- 
gültig, ob  ein  solches  Blättehen  Organ  der  Regierung  oder  der  Opposition 
ist.  So,  wie  diese  kleinen  Zeitungen  wirklich  sind,  gereichen  sie  zu  wahrem 
Unglück  für  Deutschland,  indem  sie  mächtig  dazu  beitragen,  die  Enge  der 
Gesinnung  und  des  Gesichtspunktes,  die  Ueberschätzung  naheliegender  Er- 
bärmlichkeiten, die  Unwissenheit  in  dem  Grossen  und  Bestinunenden ,  die 
Einengung  in  lebensunfähige  Gestaltungen,  kurz  das  specifische  deutsche 
Philisterthum ,  welches  weder  zum  Regieren  noch  zum  Regiertwerden  taugt, 
zu  erziehen  und  zu  erhalten.  Bestünde  in  ganz  Deutschland  nur  eine  klei- 
nere Anzahl  mächtiger  Blätter,  wie  die  Times,  die  Debats,  seiner  Zeit  der 
Constitutionel  u.  dgl.,  so  würden  sie  all  dieses  kleine  GewtUme  erdrücken, 
und  —  sei  es  nun  gut  oder  schlimm  —  wenigstens  im  Grossen  wirken  und 
zu  Grossem  bilden.  Man  begreift,  dass  ein  revolutionärer  Pöbel  das  Er- 
scheinen einer  Unzahl  kleiner,  wilder  Localblättchen  hervorruft,  (wie  ihrer 
die  Jahre  1848  und  49  in  Frankreich  und  Deutschland  zur  Genüge  ausge- 
brütet haben,)  denn  solche  Zeitungen  sind  es  allein,  welche  sich  mit  dem 
Klatsche  und  der  Leidenschaft  des  Branntweinhauses  befassen,  und  denen 
Artikel  zu  liefern  auch  der  verkommenste  Schulmeister  oder  Judenjunge 
sich  getraut.  Aber,  wer  irgend  höher  steht  und  Grösseres  will,  kann  un- 
möglich einen  Gefallen  haben  an  dem  kläglichen  Durcheinanderreden  von 
Winkelblättem.  Für  ihn  ist  diese  Anarchie  von  Zeitungszwergen  ein  klares 
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Zeichen  and  ein  weiterer  Grand  der  Zerbröckelang  des  deatschen  Wesens 
and  der  politischen  Unbildung  des  deatschen  Yolkes. 

Die  Sache  hat  aber  auch  noch  einen  anderen  Nachtheil.  Die  Mitwerbang 
der  Localblätter  nimmt  den  grossen  Zeitungen  sehr  yiele  Leser  und,  was 
hauptsächlich  in  Betrachtung  kommt,  Abonnenten.  Von  einem  so  massen- 
haften Absätze,  wie  sie  grosse  englische  oder  französische  Zeitungen  haben, 
ist  in  Deutschland  gar  keine  Rede.  Natfirlich  werden  dadurch  den  Redac- 
tionen  auch  der  verhältnissmässig  grössten  Blatter  die  Mittel  sehr  beschnitten. 
Sie  können  weder  für  die  Redaction  selbst,  noch  auf  Correspondenten  solche 
Summen  verwenden,  dass  sie  über  die  besten  Kräfte  zu  verfQgen  vermöchten. 
An  eine  Absendung  eigener  Berichterstatter  an  den  Ort  wichtiger  Welt- 
begebenheiten oder  zur  unbefangenen  Erfassung  verwirrter  und  bestrittener 
Thatsachen  kann  kaum  je  gedacht  werden.  Für  ihre  literarischen  Artikel 
müssen  sie  sich  nur  allzu  oft  auf  den  Zufall  oder  auf  Schriftsteller  von 
geringen  Ansprüchen  verlassen.   Das  Verbot  ihres  Blattes  in  einem  grossem 
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Lande  ist  ein  harter  Schlag  für  sie,  und  wird  daher  leicht  wo  nicht  durch 
Reden  wider  die  Wahrheit  so  doch  durch  Schweigen  über  die  Wahrheit 
abzuwenden  gesucht;  davon  abgesehen,  dass  überhaupt  solche  Verbote  bei 
der  grossen  Menge  von  Zeitungen  viel  leichter  möglich  sind,  als  wo  sich 
die  ganze  Bevölkerung  eines  Landes  an  Ein  Blatt  gewöhnt  hat.  Wie  gesagt, 
mehr  als  Eine  deutsche  Zeitung  ist  anzuerkennen  und  zu  loben,  und  dies 
um  so  mehr,  als  die  Umstände  so  ungünstig  sind;  allein  mit  diesem  Willen 
und  dieser  Zähigkeit  könnten  sie  noch  ganz  Aüderes  leisten,  wenn  eine 
Concentration  wäre. 

Was^  nun  aber  ist  die  Moral  der  Fabel?  Natürlidi  weder,  dass  Deutsch- 
land zusammenzulegen  sei,  damit  bessere  Zeitungen  entstehen  können;  noch 
auch,  dass  die  kleineren  Blätter  verboten  werden  sollten.  Sondern  lediglich, 
dass  sich  der  Grundschaden  aller  deutschen  Zustände,  die  Urquelle  aller 
unserer  Unvollkommenheiten  und  vergeblichen  Abmühungen  —  nämlich  die 
Zersplitterung  von  Volk  und  Land,  —  auch  hier  fühlbar  macht;  oder, 
allgemeiner  gefasst:  dass  ein  in  der  Grundlage  fehlerhafter  politischer  Zu- 
stand sich  in  allen  Theilen  des  Volks-  und  Staatslebens  hervorbricht,  selbst 
da,  wo  ein  unmittelbarer  Zusammenhang  nicht  besteht. 
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y. 

IKe  perfOnlieheii  TtrhUtaiwe  der  Vnnton. 

39. 
Privatleben  der  Fflrsten. 

Das  Staatsrecht  hat  kein  Kapitel  aber  das  PriTatleben  der  Ffinten. 
Höchstens  lehrt  es  einerseits,  dass  die  gewöhnlichen  bürgerlichen  und  kirdi* 
liehen  Gesetze  für  dasselbe  ebenfalls  gelten,  and  andererseits,  dass  der  FUrst 
persönlich  für  keine  seiner  Handlangen  zar  Verantwortlichkeit  oder  gar 
Strafe  gezogen  werden  könne.    Nicht  so  stamm  ist  die  Politik. 

Die  öffentliche  Meinong  ist  allerdings  in  Beziehang  aaf  das  Privatleben 
der  Fürsten  nicht  besonders  strenge  and  l&sst  ihnen  manches  Unlöbliche  ohne 
besonderen  Tadel  hingehen.  Man  sagt  sich  nftmlich,  dass  in  solchen  Yeiiiftlt- 
nissen  die  Befriedigung  mandien  Gelüstes  so  viel  leichter,  die  YerfOhrang 
also  am  so  viel  grösser  sei,  als  bei  anderen  Menschen,  und  dass  man  desshalb 
nachsiditig  im  Urtheile  sein  müsse.  Mancher  gesteht  sich  wohl  in  der  Stille, 
dass  er  in  gleichem  Falle  nicht  fester  wftre.  Dennoch  hat  die  Staatsklagheit 
einen  doppelten  Rath  zu  geben,  dessen  Yemachlässigang  sidi  rächt. 

Einmal  verlangt  itzt  die  öffentliche  Stinune  gebieterisch  die  Yenneidang 
von  Scandal  and  frechem  Zaschaatragen  unerlaabter  Geschlechtsverh&ltnisse. 
Ob  sich  die  Sittlichkeit  in  dieser  Beziehang  überhaupt  gehoben  hat,  oder 
ob  nur  die  Sitte  feiner  geworden  ist,  mag  unantersucht  bleiben;  der  Erfolg 
ist  in  beiden  Fällen  der  gleiche,  nämlich  laate  Missbilligang.  Die  durch 
einen  Fehler  soldier  Art  hervorgerafene  Missachtang  kann  nun  aber 
plötzlich  and  sehr  empfindlich  bei  einer  ganz  anerwarteten  Gelegenheit  her- 
vortreten, sich  vielleidit  auf  eine  gefUirUche  Weise  mit  andern  Gründen 
des  MissvergnOgens  verbinden  and  dann  gegenseitig  steigern.  Aach  hier 
findet  also  MacchiaveUi's  Bemerkung  richtig,  dass  es  allerdings  am  besten  sei, 
wenn  ein  Fürst  Tagenden  wirklich  habe,  dass  er  aber  jeden  Falles  den 
Schein  derselben  bewahren  müsse. 

Eine  andere  wesentliche  Regel  ist  es,  anter  allen  Umständen  solche 
Fehler  zu  vermeiden,  welche*  den  nationalen  Sitten  zuwider  sind.  Weit 
grössere,  aber  von  der  öffentlichen  Meinung  (gleichgültig  ob  mit  Recht  oder 
Unrecht)  nicht  hoch  angeschlagene  Untugenden  schaden  weit  weniger.  Dass 
Heinrich  lY.  der  vert  galant  war,  hat  ihm  bei  den  Franzosen  keinen  Ein* 
trag  gethan;  und  dass  Peter  der  Grosse  gelegentlidi  bis  zur  Bewusstlosigkeit 
sich  betrank,  fanden  die  Rassen  ganz  natürlich.  Ebenso  war  es  das  Wenigste, 
was  nach  den  damaligen  englischen  Sitten  Georg  lY.  in   der  öffentlichen 
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Benrtheilnng  schadete,  dass  er  die  Freuden  der  Tafel  nnmässig  genoss. 
In  Spanien  dagegen  war  es  ein  mächtiger  Hebel  zur  Verbreitung  von  Hass 
und  Verachtung  d9r  Massen  gegen  Joseph  Buonaparte,  dass  man  ihn  Pepe 
botillo  nannte. 

Aber  nicht  blos  negative  Lehren  giebt  die  Geschichte  der  Neuzeit;  sie 
bietet  auch  den  positiven  Beweis,  dass  ein  wirklich  aditenswerthes  Privat^ 
leben*  einer  f&rstlichen  Familie  von  grossem  politischen  Nutzen  ist.  Das 
tadellose  Benehmen  der  Königin  Victoria  und  ihres  Gemahls  hat  zu  der 
persönlichen  Beliebtheit  dieser  Fürsten  unter  ihrem  ganzen  Volke  unzweifel- 
haft mächtig  beigetragen;  diese  Beliebtheit  ist  denn  aber  wieder  zur  mächtigen 
Sttltze  der  Monarchie  geworden. 

40. 
Civilliste   und  Börsenspiel. 

Die  Politik  ist  keine  abgeschlossene  Kunst,  ftlr  welche  erschöpfende 
Regeln  schon  längst  aufgefunden  sind,  so  dass  es  sich  nur  von  der  riditigen 
Anwendung  im  einzelnen  Falle  handelt.  Im  staatlichen  Leben  zeigen  sich, 
veranlasst  durch  den  Wechsel  der  menschlichen  Gesittigung,  immer  wieder 
neue  Erscheinungen;  fftr  diese  denn  auch  wieder  die  beste  Behandlungsweise 
zu  finden,  ist  die  beständig  gleichlaufende  Aufgabe  der  Staatskunst.  Neue 
Uebel  namentlich  erfordern  neue  Schutzmittel. 

Ein  Beispiel  hievon  liefert  die  Ordnung  der  Vermögensverhältnisse  der 
regierenden  Fürsten  gegenüber  von  dem  Gemeinwesen. 

Wenn  auch  nur  die  deutsdien  Verhältnisse  ins  Auge  gefass^  werden, 
so  treten  drei  ganz  verschiedene  Zustände  im  Laufe  der  Zeit  auf.  —  Zuerst 
der  patrimoniale  Staat,  in  welchem  die  Besorgung  der  Regierungsgescfaäfte 
Privatrecht  des  Fürsten  war,  in  Folge  dessen  aber  auch  die  Bezahlung  aller 
Regierungsausgaben  aus  Privatmitteln  ihm  grundsätzlich  oblag,  und  Beiträge 
von  den  Landesangehörigen  nur  nach  erlangter  freier  Zustimmung  derselben, 
beziehungsweise  ihrer  Vertreter,  erhoben  werden  konnten.  In  dieser  Ge- 
staltung der  Dinge  ging  die  Richtung  der  Staatskunst  dahin,  durch  bindende 
Verträge  zwisdien  Herr  und  Land  und  sonstige  Grundgesetze,  sowie  durch 
eigenes  Verwaltungsrecht  der  Stände  für  Mässigung  der  Beitragsforderungen, 
ftlr  Einhaltung  der  Bewilligungsbedingungen,  endlich  für  Verhütung  ganz 
unberechtigter  oder  besonders  schädlicher  Geldgewinnungen  (z.  B.  durch 
Verpfändungen,  AuAiöthigung  von  Sdmldverbindlichkeiten  des  Fürsten  an  das 
Land)  Gewähr  zu  erhalten.  —  Als  sich  die  Souveränität  aus  der  Landes- 
hoheit entwickelt  hatte  und,  bei  dem  anftnglichen  Mangel  einer  kräftigen 
ständischen  Vertretung,  die  Fürsten  den  Grundsatz  und  die  Uebung  auf- 
stellten, nach  ihrem  Belieben  aus  der  Staatskasse  für  ihre  persönlichen  Aus- 
gaben jeglicher  Art  und  Berechtigung,  sowie  für  den  Unterhalt  ihrer  Agnaten 
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zu  schöpfen :  so  &nd  man  es  wenigstens  folgerecht  and  billig,  das  gesammte 
liegende  Eigenthom  der  regierenden  Familien  dem  Staate  zn  überweisen, 
d.  h.  das  Kammergat  zum  Staatsgate  za  erklären.  Hierin  lag  allerdings 
kein  grosser  Schatz  gegen  ttfoertriebene  Anforderangen  an  die  Staatskasse 
za  persönlichen  Zwecken;  allein  es  wurde  wenigstens  dafür  gesorgt,  dass 
die  Staatskasse  den  anter  den  gegebenen  Umständen  höchsten  Beitrag  za 
der  neaen  and  anbestimmten  Leistang  erhielt.  Ueberdies  war  es  ein  gross- 
artiger Gedanke,  dass  der  Regent  selbst  mit  seinem  Privatyermögen  ganz 
im  Staate  aufgehe.  —  Da  die  Erfahrung  jedoch  zeigte,  dass  der  Vorgang 
Friedridi*s  des  Grossen,  wie  in  andern  Beziehungen  so  auch  in  der  Be- 
scheidenheit seiner  persönlichen  Ansprüche  an  die  Staatskasse,  wenig  Nach- 
ahmung ÜBind,  so  wurde  endlich,  drittens,  bei  Einfbhrung  der  constitutionellen 
YerEEtösungen  das  System  der  Civilliste  gegründet,  also  die  regelmässige 
Bezahlung  einer  jährlichen,  über  dem  Durchschnitte  des  regelmässigen  Ver- 
brauches stehenden,  Summe  aus  der  Staatskasse  an  den  Fürsten  zur  Be- 
streitung seiner  sämmtlichen  persönlichen  Ausgaben  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes;  und  zwar  mit  der  doppelten  Bestimmung,  einerseits  des  Ueberganges 
aller  im  einzelnen  Jahre  nidit  verwendeten  Summen  in  das  Privateigenthum 
des  Fürsten,  andererseits  der  vollständigsten  Nichtverbindlidikeit  der  Staats- 
kasse zur  Uebemahme  irgend  einer  weiteren,  regelmässigen  oder  ausser- 
ordentlichen, Forderung.  Es  war  also  die  Givilliste  ein  Abonnement  oder 
eine  Versicherungsprämie  gegen  Verschwendung  und  ungemässigte  Lieb- 
habereien; die  nothwendige  Folge  davon  aber  auch  ein  unbeschränktes  Recht 
des  Fürsten,  seinen  Haushalt  und  seine  Vermögensverwaltung  ganz  nach 
eignem  Gutdünken  und  völlig  mit  privatrechtlicher  Freiheit  zu  regeln.  Diese 
Einrichtung  der  Civillisten  ist  wohl  bisher  von  den  Meisten  als  eine  ab- 
sdiliessende  Massregel  betrachtet  worden,  bei  der  sich  zwar  Gutes  und 
Nichtwünschenswerthes  mische,  welche  aber  doch  theils  Ordnung  im  Staats- 
haushalte ermögliche,  theils  Widerstreit  zwisdien  den  pecuniären  Interessen 
des  Regenten  und  denen  des  Staates  vermeide.  Gegen  einen  etwaigen  Ver- 
sudi,  der  Staatskasse  anzumuthen  was  grundsätzlich  Verpflichtung  der  Civil- 
liste  war,  half  eine  Weigerung  der  Stände;  die  übertriebene  Sparsamkeit 
eines  Fürsten  schadete  dem  Staate  kaum;  Verschwendung  und  Sdiulden- 
machen  hielt  die  in  Aussicht  stehende  Nichtantretung  der  Erbschaft  des 
Privatvermögens  in  Schranken.  —  Neuere  Erfahrungen  stellen  nun  aber 
sehr  in  Zweifel,  ob  sich  wirklich  die  Politik  bei  dieser  Massregel  schliesslich 
beruhigen  kann,  oder  ob  sie  sich  nicht  viehnehr  allmälig  nach  weiteren  Vor- 
kehrungen hinsichtlich  der  Geldverhältnisse  und  Vermögensverwaltung  der 
Fürsten  umsehen  muss. 

Es  sei  nur  Ein  Beispiel  erwähnt.    Das  Börsenspiel  hat  alle  Schichten 
der  Gesellschaft  ergriffen,  und  es  ist  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  endlich 
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auch  Fürsten  an  demselben  Antheil  nehmen  werden.  Möchten  nnn  aadi 
etwa  sittliche  Einwendungen  gegen  Geschäfte,  bei  welchen  nothwendig  der 
Gewinn  des  Einen  durch  den  Verlost  des  Andern  bedingt  ist,  und  gegen 
Wetten,  bei  welchen  der  durch  seine  Stellung  besser  Unterrichtete  in  un- 
billigem Vortheile  ist,  noch  kein  genügender  Grund  sein  zu  staatlichen 
Massregeln:  so  stellt,  sich  die  Sache  wesentlich  anders,  wenn  sich  unmittel- 
bare Ge&hren  für  den  Staat  aus  dieser  Theilnahme  am  Aktienhandel  und 
sonstigen  Börsenspeculationen  nachweisen  lassen.  Solche  Gefahren  liegen 
aber  vor.  Es  ist  n&mlich  keineswegs  unmöglich,  dass  das  Yeriialten  eines 
in  solchem  Spiele,  befangenen  Regenten  zu  gewissen  Fragen  der  innem 
Verwaltung  sich  nicht  nach  Rücksichten  des  Staatswohles,  sondern  nadi  den 
Aussichten  auf  Börsenoperationen  bestimmt;  so  z.  B.  bei  Genehmigung  von 
Banken  oder  Creditgesellschaften,  Ueberlassung  von  Eisenbahnen  an  Private, 
u.  dgl.  Es  ist  nicht  undenkbar,  dass  in  den  auswärtigen  Verhältnissen  nicht 
blos  die  Folgen  für  den  Staat,  sondern  auch  die  Wirkungen  auf  die  Börse 
in  Betrachtung  gezogen  werden.  Es  können  sich  persönliche  Verbindungen 
und  Abneigungen  entwickeln,  welche  einer  unparteiisdien  Anwendung  der 
Staatsgewalt  nicht  zuträglich  sind.  Jedenfalls  werden  die  Mittel  der  Civilliste 
nicht  zu  ihrem  nächsten  Zwecke,  sondern  zu  einer  ganz  neuen  Verwendung 
gebraudit,  welche  im  Falle  bedeutender  Verluste  (welche  möglicherweise 
auch  bei  einem  fürstlichen  Spieler  stattfinden  können)  dem  Staate  mittelbare 
oder  unmittelbare  Nachtheile  bringen  muss,  und  gegen  welche  das  ständische 
Verwilligungsrecht  keineswegs  immer  schützen  wird.  Und  selbst  wenn  von 
allem  diesem  nichts  wirklich  einträte,  so  wäre  schon  der  Verdacht  einer 
Verwicklung  in  solche  Geldgeschäfte  ein  grosses  politisches  Uebel,  namenüidi 
in  einer  Zeit,  weldie  in  der  That  einer  weiteren  Verminderung  der  Pietät 
nicht  bedarf. 

Kaum  v^ird  bestritten  werden  wollen,  dass  die  Abwendung  solcher  Zu- 
stände wünschenswerth  und  berechtigt  sei;  und  dass  namentlich  auch  die 
Auffindung  eines  Mittels,  welches  Regenten  jeden  Antheü  an  Börsespecu- 
lationen  unmöglich  machte,  fär  sie  selbst,  nämlich  für  das  monarchische 
Princip,  nützlich  wäre.  Es  ist  daher  auch  keineswegs  unwahrscheinlich,  dass 
bei  einer  Fortdauer  des  allgemeinen  Uebels  und  bei  einem  besondem  Her- 
vortreten seiner  Folgen  in  der  besprochenen  Richtung  ernstliche  Erörterungen 
und  Anträge  auftauchen  werden.  Ob  und  wie  der  Zweck  erreichbar  wäre, 
ist  allerdings  schwer  zu  sagen;  allein  unläugbar  ist  schon  jetzt  ein  Vorwurf 
far  die  theoretisdie  Politik  entstanden,  und  ein  neuer  Beweis  geliefert,  dass 
sie  sich  niemals  als  am  Ziele  angelangt  betrachten  kann. 
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41. 
Der  Soldatenrock  der  Fttrsten. 

Es  ist  fast  allgemeine  Sitte  geworden,  dass  die  regierenden  Fürsten 
nnd  alle  Prinzen  ihrer  Hanser  regelmässig  in  militärisdier  Uniform  gehen. 
Jedenfalls  erscheinen  sie  nnr  in  dieser  Tradit,  wenn  sie  öffentlich  auftreten, 
und  wftre  die  Veranlassung  auch  eine  noch  so  sehr  bürgerliche  nnd  friedliche. 
Der  Gebranch  ist  noch  keineswegs  alt,  nnd  scheint  znerst  im  preussisdien 
Königshanse  aufgekommen  zu  sein,  von  da  aber  sich  nach  Russland  yerpflanzt 
zu  haben;  die  Hauptveranlassung  war  jedoch  der  grosse  Soldatenkaiser, 
weldier  niemals  anders  gekleidet  war.  Auch  mag  zu  emiger  Rechtfertigung 
allerdings  zugegeben  werden,  dass  die  jetzige  borgerliche  Kleidung  an 
sich  unschön,  namentlich  in  ihrer  festlichen  Form,  als  schwarzer  Frack^ 
geradezu  abgeschmackt  ist  und  sich  zu  einem  feierlichen  Auftreten  wenig 
eignet.  Insbesondere  ist  das  völlige  Ablegen  des  Schwertes  in  unserer 
jetzigen  Kleidung  zwar  vielleidit  prosaisch  verstftndig,  aber  es  beraubt  dodi 
den  Mann  seiner  Zier  und  fiült  doppelt  auf  bei  einem  Inhaber  grosser  Gewalt. 
Dennoch  ist  die  jetzige  Sitte  nicht  gut,  und  es  wäre  kurzsiditig,  darin  nur 
eine  Frage  für  Schneider  und  Gecken  zu  sehen. 

Das  ausschliessende  Erscheinen  der  Forsten  als  Soldat  hat,  ob  bewusst 
oder  unbewusst  ist  gleichgültig,  eine  doppelte  flble  Wirkung.  Einmal  fördert 
sie  das  Spielen  mit  dem  Soldatenwesen,  was  unnöthig  Zeit  und  Geld  kostet. 
Zweitens  und  hauptsächlich  aber  wird  die  Meinung  befestigt,  dass  das  Heer 
der  wesentlichste  wo  nicht  gar  der  einzige  Gegenstand  der  Regententhätigkeit 
sei.  Die  ganze  sonstige  Verwaltung,  also  dem  Umfange  und  der  Wichtigkeit 
nach  weitaus  von  Wichtigkeit  im  Staatsleben,  erscheint  schon  äusserlich  als 
etwas  dem  Staatsoberha^ipte  Fremdes,  wo  nicht  gar  desselben  Unwflrdiges. 
Er  tritt  als  ein  Krieger,  nicht  als  »Schreiber«  auf.  Nicht  bloss  der  Anstand, 
sondern  selbst  Staatsklugheit  verlangt  allerdings,  dass  ein  jeder  Fürst  so  viel 
von  militärischen  Dingen  verstehe,  daf^s  er  auch  hier  Aufsicht  fähren  und 
einen  guten  Zustand  durch  eigene  Einwirkung  herzustellen  vermag.  Auch 
soll  er  das  Soldatenkleid  zu  tragen  wissen,  damit  er  sich  nicht  lächerlich 
mache,  wenn  er  einmal,  in  Schimpf  oder  Ernst,  als  oberster  Befehlshaber 
auftritt.  Aber  seine  hauptsächliche  oder  gar  seine  einzige  Aufgabe  ist  doch 
wahrlich  nicht  das  Militär.  Nicht  bloss  als  zufällig  kann  es  angesehen  wer- 
den, dass  in  England  es  weder  Sitte  ist,  noch  dass  die  öffentliche  Meinung 
es  ertragen  wflrde,  wenn  das  Staatsoberhaupt  im  Soldatenrocke  erschiene, 
fiüla  er  nicht  wesentlich  eine  militärische  Handlung  vornimmt  oder  nicht 
wenigstens  sein  schönstes  Kleid  zu  einer  Feierlichkeit  anzuziehen  fttr  schick- 
Hdi  hält.    Dort  beruht  die  Staatsgewalt  und  die  Macht  des  Fürsten  weit 
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mehr  auf  den  Gesetzen  und  der  bflrgerlichen  Ordnung,  als  auf  dem  Heere; 
und  80  ist  denn  auch  die  äussere  Erscheinung. 

Man  hat  sich  abgewöhnt,  in  dem  Fflrsten  den  ersten  Edelmann  des 
Landes  zu  sehen,  und  hat  begriffen,  dass  er  ein  Wesen  eigener  Art  ist,  welches 
gleichmftssig  ausser  und  über  den  verschiedenen  Ständen  steht;  es  wäre  Zeit, 
zu  begreifen,  dass  er  ebensowenig  ein  Offizier  ist. 

Sollte  aber  das  einüache  BfirgerMeid  nicht  schön  genug  sein:  so  wäre  es 
wohl  nicht  schwer,  dem  Uebelstande  auf  eine  Weise  abzuhelfen,  bei  welcher 
sogar  die  Eitelkeit  noch  ihre  Rechnung  besonders  finden  könnte.  Es  Hesse 
sich  unschwer  eine  den  Fflrsten  ausschliessend  zustehende  und  nach  Belieben 
glänzende  und  geschmackvolle  Kleidung  ersinnen. 

42. 
Gute  Eigenschaften  als  Grflnde  einer  Unbeliebtheit. 

Es  ereignet  sich  gar  nicht  selten,  dass  ganz  löbliche,  jedenfalls  ganz 
unschädlidie  Eigenschaften  and  Gewohnheiten  eines  Fflrsten  ihn  unbeliebt 
machen;  und  zwar  nicht  etwa  bloss  solche,  welche  den  Absichten  schlechter 
Parteien  oder  allgemeinen  Fehlem  der  Nation  entgegenstehen,  sondern  selbst 
solche,  welche  an  und  für  sich  von  gar  keinem  Einflüsse  auf  die  öffentlidien 
Angelegenheiten  sind,  sondern  nur  dem  Geschmacke  der  Unterthanen  und 
ihren  Idiosynkrasieen  entgegenlaufen.  So  haben  wir  es  nicht  bloss  erlebt, 
dass  eine  verständige  Friedensliebe  Louis  Philipp  unbeliebt  machte  bei  den 
unruhigen  und  beutelustigen  Franzosen;  sondern  es  ist  auch  einem  andern 
Fflrsten  verdacht  worden  von  Seiten  seiner  auf  jedes  nicht  innerhalb  des 
Landes  aufgewachsene  Verdienst  eifersüchtigen  Stock-Unterthanen,  dass  er 
es  liebt,  zuweilen  einen  Abend  mit  geistreichen  Männern  und  grossen  Ge- 
lehrten zuzubringen,  ohne  darauf  zu  sehen,  ob  dieselben  sämmüich  seine 
gebomen  Unterthanen  und  ob  sie  Genossen  seiner  Kirche  sind.  —  Ist  es 
nun  politische  Regel,  solchen  unschädlichen  oder  gar  nützlichen  Stimmungen 
und  Liebhabereien  zu  entsagen?  Es  möchte  dem  so  scheinen,  weil  das 
Yergnflgen  oder  der  Yortheil  aus  einer  Gewohnheit  dieser  Art  nicht  in 
Betrachtung  kommen  könne  gegenflber  von  den  unangenehmen,  oder  wohl 
gar  empfindlich  nachtheiligen  Folgen  einer  weitverbreiteten  Misssthnmung; 
dennoch  ist  nicht  dazu  zu  rathen.  Von  der  Pflicht  und  der  Weisheit  einen 
gemachten  Fehler  möglichst  bald  und  vollständig  wieder  gut  zu  machen 
oder  eine  entschieden  verderbliche  Bahn  zu  verlassen,  ist  hier  nicht  die 
Rede;  angenommenermassen  handelt  es  sich  ja  von  vortheilhaften  Eigen- 
schaften und  Gewohnheiten,  oder  wenigstens  von  gleichgOltigen.  In  jenem 
ersten  Falle  ist  nic^t  einmal  ein  Zweifel  gestattet,  vielmehr  piuss  die  Pflicht 
erfüllt  werden,  auch  wenn  sie  zunädist  persönliche  Unzukömmlichkeiten  im 
Gefolge  hat.     Ohnedem  ist  zu  erwarten,  dass  die  misaleitete  öffentliche 
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Meinung  durch  die  sich  fOhlbar  machenden  Thatsadien  allmftlig  wird  ge- 
wonnen werden.  Aber  auch  in  gleichgültigen  Dingen  möchte  ein  ZnrQcktreten 
vor  ungerechtfertigtem  und  unbilligem  Verlangen  mehr  Schaden  als  Nutzen 
bringen.  Ein  Kachgeben  wird  leicht  als  Mangel  an  Muth  oder  als  böses 
Gewissen  aufgefasst  werden  und  der  an  sich  unbedeutenden  Forderung  bald 
weiteres  Unbewilligbareres  nachfolgen.  Dass  der  »Kittgere«  nachgebe,  ist 
keineswegs  immer  richtig,  am  wenigsten  bei  einem  Forsten.  Die  rechte 
Klugheit  ist,  die  feste  Ueberzeugung  zu  verbreiten,  dasis  man  zwar  Nie- 
mands  Rechte  zu  beeinträchtigen  gewohnt  sei,  aber  ebensowenig  sich  unbe- 
scheiden in  die  eigenen  ttechte  eingreifen  lasse. 

Damit  soll  denn  aber  nattlrlidi  nicht  geläugnet  werden,  dass  ein  Fürst 
im  Allgemeinen  wohl  daran  thut,  Yolksthümlich  in  Sitten  und  äusserer  Er- 
scheinung zu  sein,  und  dass  es  verständiger  ist,  wegen  unwesentlicher 
Dinge  nicht  in  Zwiespalt  zu  gerathen,  als  das  formale  Recht  zur  freien 
Handlung  aufrecht  zu  erhalten. 

43. 

Hohes  Aker  eines  Regenten. 

Ein  häufiger  Thronwechsel  ist  im  Zweifel  ungünstig  für  den  Staat  und 
eine  der  üblen  Möglichkeiten  in  einer  Monarchie.  Es  sind  daher  auch  nach 
Thunlichkeit  Vorkehrungen  dagegen  getroffen  worden;  so  die  Wahl  der  Erb- 
folge nach  Erstgeburt  anstatt  nach  Seniorat  oder  Majorat,  femer  in  einigen 
Staaten  die  Beibehaltung  des  einmal  als  Beichsverweser  eingetretenen  Agna- 
ten audi  nach  dem  Eintritte  der  persönlichen  Befähigung  eines  näheren 
Stammvetters.'  Weniger  beachtet  wird  das  andere  Extrem,  nämlich  eine 
bis  zu  den  äussersten  Grenzen  des  menschlichen  Lebens  sich  erstreckende 
Regierung;  und  dennoch  ist  dieser  Zustand  kaum  vortheilhafter.  Mag  auch 
zugegeben  werden,  dass  die  aus  so  langer  Regierung  desselben  Mannes 
entstehende  Stätigkeit  ihre  guten  Seiten  hat;  ist  namentlich  die  grosse 
Personenkenntniss  viel  werth,  welche  ein  solcher  Regent  besitzen  muss; 
und  ist  es  hauptsächlich  von  politischer  Bedeutung,  dass  sich  die  ganze 
lebende  Generation  nicht  anders  als  unter  der  Regierung  dieses  Fürsten  zu 
denken  und  zu  fohlen  weiss,  keine  Vergleichungen  anstellt  und  die  un- 
vordenkliche Auctorität  gewöhnt  ist:  so  treten  doch  die  Schwächen  des 
Greisenalters  nothwendig  in  den  *  Vordergrund.  Manches  wird  sich  im 
Staate  allmälig  überlebt  haben;  allein  an  eine  Aenderung  ist  nicht  mehr  zu 
denken.  Die  eine  oder  die  andere,  geistige  oder  materielle,  Regierungs- 
kraft wird  der  Individualität  des  Fürsten  nicht  entsprechen  und  desshalb 
denn  auch  immer  wenig  von  ihm  benützt  worden  sein;  allmflhlig  hört 
dann  «ber  deren  Gebrauch  ganz  auf,  und  nothwendig  entsteht  eine  mehr 
oder  weniger  bedeutende  Lücke  und  Schwäche  im  Staatsieben.    Mit  dem 
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Ftlrsten  mOgen  einzelne  Beamte  in  wichtigen  Stellungen  ebenfedls  gealtert 
haben  und  überstftndig  geworden  sein,  ohne  dass  unter  solchen  Umständen 
natürlich  an  ihre  Beseitigung  gedadit  wird.  Ffir  neue  weitaossehende  Plane 
wird  schon  der  Sinn  fehlen,  oder  aber  die  Angabe  bei  der  Unwahrschein- 
lichkeit  der  eigenen  Durchführung  dem  Nadifolger  überlassen  werden.  Die 
Hauptsache  aber  ist,  dass  in  hohem  Alter  nur  wenige  Menschen  die  nOthige 
GeistesMsche  zum  Verständnisse  neuer  Gedanken  und  ungewohnter  Ver- 
hältnisse behalten,  und  dass  die  Gharakterfehler  sich  verknöchern  und  stär- 
ker werden.  ^Auf  Eigensinn  ist  beinahe  mit  Gewissheit  zu  rechnen.  Auch 
kann  schliesslich  keineswegs  dafür  eingestanden'  werden,  dass  das  lange 
Warten  zum  wenigsten  der  Ausbildung  und  Reife  des  Thronfolgers  zu  Gute 
kömmt.  Möglicherweise  kann  das  Hinhalten,  je  nach  der  Persönlichkeit 
des  Erben  und  nach  der  Stellung,  in  welcher  er  sich  befindet,-  den  Cha- 
rakter verbittern;  oder  staut  sich  eine  Menge  von  Planen  in  ihm  auf, 
welche  nach  endlich  erreichter  Thronbesteigung  sich  wie  eine  Fluth  nach 
gezogener  Schleusse  über  das  Land  ergiessen  und  dasselbe  nach  so  langer 
Gleichförmigkeit  der  Zustände  doppelt  empfindlich  berühren;  oder  mag  end- 
lich selbst  Lust  und  Fähigkeit  zum  Arbeiten  sich  bedenklich  abstumpfen, 
wenn  —  wie  nur  allzu  häufig  der  Fall  ist  —  der  Nachfolger  von  allen 
ernstlichen  Regierungsgeschäften  ganz  ferne  gehalten  wird. 

Mittel  gegen  diese  Uebelstände  hat  die  Politik  allerdings  nicht.  Ein 
bei  Erreichung  eines  bestimmten  Alters  von  selbst  erfolgender  Rücktritt 
kann  zwar  wohl  bei  den  gewöhnlichen  Staatsämtem  angeordnet  sein,  wider- 
spricht aber  durchaus  dem  Begriff  des  Königthums;  und  auf  ein  freiwilliges 
Zurückziehen  darf  nicht  gerechnet  werden.  Wenn  keine  andern  Gründe 
einem  solchen  Entschlüsse  entgegenstünden,  als  diejenigen,  welche  den  Erz- 
bischof des  Gilblas  nicht  einsehen  liessen,  dass  seine  Predigten  weniger  gut 
geworden  seien:  so  wären  schon  sie  vollkommen  hinreichend.  Dessen  ohn- 
erachtet  ist  es  ein  Fehler,  dass  die  Theorie  den  Gegenstand  aus  den  Augen 
lässt;  seine  Hervorhebung  trägt  jeden  Falles  zu  einer  vollständigen  allseiti- 
gen Würdigung  des  erblichen  Fürstenthumes  bei. 

44. 
«  Prinzenerziehung. 

.  Es  wird  glaubhaft  erzählt,  dass  «in  deutscher  Thronerbe  in  den  An- 
fängen seiner  klassischen  Studien  eines  Tages  mensorum  declinirte,  der 
Lehrer  aber  (ein  bekannter  Philolog)  bemerkte:  »Mensorum?  Recht  schön; 
man  kann  auch  so  sagen.  Gewöhnlicher  ist  es  freilich  mensomm  zu  ge- 
brauchen.« . 

Wie  ist  gegen  eine  solche  kopflose  Niederträchtigkeit  zu  helfen,  welche 
nicht  nur  den  Zweck  des  Unterrichts  verfehlt,   sondern  auch  den  jungen 
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Fürsten  an  Kopf  und  Gharacter  verdirbt,  indem  sie  ihn  nicht  daran  ge- 
wöhnt, sich  der  Logik  nnd  überhaupt  dem  von  jedem  Mensdien  Anzuer- 
kennenden zn  unterwerfen?  Eine  gute  Wahl  der  Erzieher  und  Lehrer  ist 
allerdings  ein  Mittel;  allein  ein  Irrthum  in  £eurtheilung  der  Personen  ist 
möglich,  und  zwar  um  so  leichter,  als  es  sich  hier  nicht  um  die,  unschwer 
in  Erfahrung  zu  bringenden,  Kenntnisse  sondern  um  Charaktereigenschaften 
handelt.  Ausserdem  beseitigt  auch  der  beste  Lehrer  eine  grosse  Schwierig- 
keit fOr  einen  fruchtbaren  Unterridit  und  eine  richtige  Erziehung  Ton 
Ffirstensöhnen  nicht.  Es  ist  diess  die  hermetische  Abschliessung  derselben 
von  anderen  jungen  Leuten,  welchen  dieselben  Aufgaben  gestellt  w&ren,  so- 
mit der  Mangel  an  Nacfaeiferung  und  löblichem  Ehrgeize. 

Desshalb  ist  es  sehr  wünschenswerth,  dass  die  blos  häusliche  Erziehung 
der  Prinzen  verlassen  werde,  um  dieselben  —  natürlidi  unter  Anwendung 
gehöriger  Aufsicht  und  Vorsicht  —  den  öffentlichen  Unterrichtsanstalten  zu 
flbergeben  und  sie  hier  völlig  wie  andere  Knaben  ihres  Alters  mit  Unter- 
richt nnd  Erziehung  zu  bedenken.  In  Betreff  der  Universitätsstudien  ist 
diesa.  längst  geschehen;  warum  sollte  es  nicht  audi  beim  Gymnasialunterrichte 
der  Fall  sein  können?  Man  wird  scjliwerlich  einen  vemtlnftigen  Grund  da- 
g^en  aufbringen  können. 

Wttrde  man  etwa  schledite  Sitten  bei  den  Mitschtüem  besongen?  Die 
Söhne  der  gebildeten  Klassen  sind  in  der  Hauptsadie,  nämlich  in  sittlicher 
Beziehung,  sidier  von  ihren  Aeltem  nicht  schlechter  erzogen,  als  die  Prinzen 
von'  ihren  Ho&neistem  und  ihren  Umgebungen;  der  etwa  fehlende  äussere 
Schliff  lässt  sich  leicht  nachholen.  Ueberdiess  ist,  wie  sich  von  selbst  ver- 
steht und  auch  bereits  bemerkt  ist,  eine  kluge  Au&icht  nicht  ausgeschlossen.  — 
Fände  man  die  Unterrichtsgegenstände  in  öffentlichen  Schulen  nicht  passend? 
Dieselben  sind  darauf  berechnet,  die  Grundlage  zu  einer  hohem  Bildung 
zu  geben;  besonderer  Fachunterricht  fängt  erst  später  an.  Warum  nun 
ftkr  einen  Prinzen  andere  Bedingungen  der  allgemeinen  Bildung  zu  setzen 
seien,  oder  warum  für  ihn  ein  verschiedener  Weg  einzuschlagen  wäre,  ist 
nicht  einzusehen.  Das  Ergebniss  einer  Jahrhunderte  langen  höchst  ausge- 
breiteten Er&hrung  verdient  ohne  Zweifel  mehr  Zuversicht,  als  der  sub- 
jektive Plan  eines  Hofineisters  oder  militärischen  Gouverneurs.  —  Oder 
sollten  Jugendfreundschaften,  damit  aber  künftige  Günstlinge,  zu  fürchten 
sein?  Diese  Gefahr  ist  in  der  That  nicht  gross.  Die  so  verschiedenen 
Stellungen  werden  bald  vollständig  genug  trennen  und  aus  den  Augen 
bringen.  Und  würde  etwa  eine  einzelne  Verbindung  die  Schuljahre  über- 
leben, so  dürfte  darin  nichts  weniger  als  ein  Unglück  gefunden  werden. 

Diess  Alles  aber  ist  um  so  höher  anzuschlagen,  als  sich  auch  noch  be- 
deutende positive  Yortheile  für  eine  öffentUche  Erziehung  der  Fürstensöhne 
angeben  lassen.    Offenbar  könnte  es  ihnen  selbst  und  Anderen  nur  zum 
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Heile  gereichen,  wenn  sie  nach  Kenntnissen,  Verstand  und  Charakter  die- 
selbe Bildung  erhielten,  wie  andere -Menschen,  namentlich  wie  diejenigen, 
welche  darauf  angewiesen  sind,  sich  ihre  Stellung  im  Leben  selbst  zu  er- 
werben, und  daher  ihre  Kräfte  von  Jugend  auf  anstrengen.  Das  Zusammen- 
sein mit  vielen  Anderen  würde  die  Menschenkenntniss  entwickeln,  ausserdem 
noch  von  einer  Menge  von  Lebensverhältnissen  eine  unmittelbare  An- 
schauung geben,  welche  sonst  einem  Fürsten  unbekannt  bleiben,  einen  so 
wesentlichen  Theil  der  gesellschaftlichen  Zustände  sie  auch  bilden.  Beides 
für  künftige  wahrscheinliche  oder  wenigstens  mögliche  Regenten  eine  gute 
Vorbereitung.  Endlich  hätten  die  armen  Prinzen  eine  glücklichere  Jugend 
unter  Altersgenossen,  als  ihnen  itzt  in  ihrem  Schlosse  und  bei  den  Spazier- 
gängen mit  dem  Hofineister  zu  Theil  wird. 

Louis  Philipp  hat  seine  Söhne  in  einer  öffentlichen  Sdiule  unterriditen 
lassen,  und  er  hat  es  nicht  zu  bereuen  gehabt. 

45. 
Schwierige  Stellung  der  Thronfolger. 

Eine,  in  der  Begel  wohl  nicht  gehörig  beachtete  Schattenseite  der 
Monarchie  ist  die  Stellung  der  Thronfolger,  namentlich  bei  einem  ungewöhn- 
lich langen  Leben  des  Vorgängers. 

Da  die  Fürsten  durchschnittlich  jung  heirathen,  so  besteht  nicht  nur 
die  Möglichkeit  sondern  vielmehr  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Thron- 
folger ein  reifes  Alter  erreichen,  ehe  sie  selbst  zur  Regierung  berufen 
werden.  Während  dieser  Zeit  können  sie  sich,  und  zwar  naturgemäss  in 
steigendem  Verhältnisse,  in  ganz  falscher  Lage  befinden.  Es  besteht,  man 
darf  wohl  sagen  gewöhnlich,  eine  entschiedene  Abneigung  bei  den  Regenten, 
ihrem  Nachfolger  einen  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Staatsgeschäfte  zu  ge- 
währen. Sieht  doch  Niemand  seinen  Anwärter  gerne,  am  wenigsten  bereits 
in  Ausübung  von  Eigenthümerrechten.  In  constitutionellen  Staaten  kommt 
noch  dazu  die  formelle  Schwierigkeit,  den  ersten  Prinzen  vom  Hause  einen 
entsprechenden  Antheil  an  den  Geschäften  zu  geben.  Eine  untergeordnete 
Stelle  erscheint  als  nicht  schicklich,  wäre  überdiess  eine  entschiedene  Ver- 
legenheit sowohl  fOr  Gleichgestellte  als  für  Vorgesetzte.  Die  Uebertragung 
eines  Ministeriums  an  Den,  welcher  in  jedem  Augenblicke  das  Haupt  des 
Staates  sein  kann,  ist  unpassend  wegen  der  damit  verbundenen  Verant- 
wortlichkeit und  wegen  des  Verhältnisses  zu  der  Ständeversammlung;  auch 
dürften  die  bei  einem  solchen  Amte  unvermeidlichen  persönlichen  Gollisionen 
mit  Parteien,  mit  einzelnen  Ständemitgliedem  und  mit  der  Presse  eben  so 
wenig  psychologisch  und  politisch  gut  wirken  auf  den  künftigen  Regenten 
als  sie  eine  richtige  Einleitung  wären  zu  der  später  eintretenden  Heiligkeit 
und  Unverletzlichkeit  der  Person.    Eine  bloss  passive  Antheilnahme  an  den 
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Sitzungen  des  gesammten  Ministeriums  oder  Staatsrathes  aber  wird  einem 
jungen  Mann  schwerlich  auf  die  Dauer  genflgen,  und  daher  bald  von  ihm 
aufgegeben  werden. 

So  bleibt  denn  kaum  etwas  Anderes  übrig,  als  Dienst  im  Heere;  und 
auch  dieser  wird  in  der  Regel  nicht  viel  mehr  als  Form  und  Schein  sein« 
schon  der  Disciplin  wegen,  welche  einer  Seits  nicht  gebrochen  werden  darf^ 
anderer  Seits  gegen  den  Thronerben  schwer  in  ernstlicher  Weise  zur  Gel- 
tung zu  bringen  ist.  Vielleicht  ist  diess  selbst  ein  Glück,  weil  sonst  bei 
den  regierenden  Fürsten,  noch  mehr  als  jetzt  schon  der  Fall  ist,  Yoriierr- 
schende  Neigung  zum  Kriegswesen  einwurzeln  möchte. 

Die  Folge  einer  solchen  Stellung  ausseriialb  des  wirklichen  Staats-Lebens 
ist  nun  aber  nicht  nur  peinlich  für  einen  jungen  Mann,  und  um  so  pein- 
licher je  tüchtiger  er  von  der  Natur  angelegt  ist;  sondern  sie  kann  auch 
leicht  nachtheilig  werden  hinsichtlich  der  Beföhigung  zum  einstigen  Staat»- 
oberhaupte.  Wenn  sich  nicht  glücklicherweise  begibt,  dass  der  Thronfolger 
eine  Lieblingsbesehäftigung  hat,  weldie  ihn  einer  Seits  genügend  in  An- 
spruch nimmt  und  auf  der  anderen  Seite  seine  Geisteskräfte  und  Kennt- 
nisse in  nützlicher  Weise  übt  und  erweitert:  so  muss  allmälig  entweder 
eine  Verbitterung  des  Gemüthes  oder  eine  Gewohnheit  des  Nichtsthuns  ent- 
stehen. Beides  sind  nun  aber  schlechte  Factoren  einer  Regentenbildung, 
um  so  mehr,  als  sich  daran  gar  leicht  kleinliche  Hofumtriebe  und  Ohren- 
bläsereien  anderer  Missvergnügter  knüpfen. 

Dass  an  diesen  Uebelständen  durch  Gesetze  oder  organische  Einrich- 
tungen nichts  gebessert  werden  kann,  sondern  nur  durch  ein  verständiges 
und  acht  menschliches  Verhalten  des  Regierungsinhabers  zu  seinem  Nach- 
folger, liegt  auf  flacher  Hand.  Um  so  grösser  ist  daher  nicht  nur  die  sitt- 
liche sondern  auch  (in  Hinsicht  auf  die  Bewahrung  des  monarchischen 
Prindpes  gegen  Schädigung)  die  politische  Pflicht  für  den  Letztem,  das 
irgend  Mögliche  von  seiner  Seite  zu  thun,  um  eine  sich  vielleicht  regende 
Abneigung  zu  unterdrücken. 

46. 
Liebhabereien  der  Fürsten. 

Eine  Liebhaberei  ^  das  heisst  eine  freiwillig  und  vorzugsweise  gerne 
betriebene  Beschäftigung  ausserhalb  der  eigentlichen  Lebensaufgabe,  ist  an 
und  für  sich  keineswegs  ein  Fehler,  und  trägt  sogar  entschieden  zum 
Lebensglücke  bei.  Nur  wenn  sie  zur  Leidenschaft  geworden  ist,  also  ent- 
weder über  das  Verhältniss  der  Befriedigungsmittel  hinaus  verfolgt  wird) 
oder  eine  Versäumniss  von  Pflichten  veranlasst,  ist  sie  tadelnswerth,  viel- 
leicht selbst  ein  Laster.  Unzweifelhaft  ist  also  auch  einem  Fürsten  eine 
Liebhaberei  gestattet;   seine  Ausnahmestellung  bringt  es  jedoch  mit  sich, 
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das^  auch  eine  solche  Nebenbeschäfügang  unter  den  Gesicbtspunct  der 
Politik  fällt,  and  dass  desshalb  Fordemngen  an  ihn  gestellt  werden,  von 
welchen  bei  einem  Privatmanne  nicht  die  Rede  ist. 

Vom  Standpancte  dieser  staatlichen  Bedeutung  zer£edlen  die  fftrstlichen 
Liebhabereien  in  drei  Gattungen:  in  solche,  welche  mit  dem  öffentlichen 
Leben  in  gar  keinem  Zusammenhange  stehen;  in  solche,  welche  nur  ^fltz- 
iiche  Wirkungen  auch  in  weiterem  Kreise  haben  können;  endlich  in  solche, 
welche  leicht  in  öffentliche  Nachtheile  umschlagen  mögen. 

lieber  politisch  ganz  unfCQübare  Nebenbeschäftigungen  hat  natürlich  die 
Politik  auch  nichts  zu  sagen.  Mischte  man  etwa  auch  wünschen,  dass  ein 
Fürst  seine  Zeit  und  Aufinerksamkeit  auf  Bedeutenderes  yerwende,  so  ent- 
steht wenigstens  kein  Nachtheil  aus  einer  blossen  Spielerei,  und  sie  kann 
Tielleicht  selbst  als  eine  Ableitung  von  möglichem  Schlimmerem  gutgeheissen 
werden.  Vor  Einem  ist  jedoch  zu  warnen.  In  etwas  geradezu  Läppischem 
darf  die  Neigung  nicht  bestehen,  weil  das  Urtheil  über  die  geistige  Be- 
gabung dadurch  beeinflusst  werden  würde. 

Anders  verhält  es  sich  natürlich  mit  solchen  Lieblingsbeschäftigun- 
gen, welche  leicht  in  ein  allgemeines  Uebel  ausarten  können,  wozu  denn 
vorzugsweise  Liebhaberei  am  Soldatenwesen  und  an  der  Jagd  zu  rechnen 
ist.  So  lange  diese  Neigungen  in  vernünftigen  Grenzen  gehalten  werden, 
haben  sie  allerdings  sogar  ihre  gute  Seite.  Beschäftigung  mit  dem  Militär 
mag  Ordnung  bei  demselben,  eine  gute*  Haltung  bei  den  Offizieren,  brauch- 
baren Zustand  des  Materiales,  u.  s.  w.  bewirken;  die  Jagd  bringt  Stärkung 
der  Gesundheit  und  Bewahrung  vor  Verweichlichung.  Allein  die  Gefahr 
einer  Uebertreibung  liegt  erfahrungsgemäss  hier  sehr  nahe.  £ine  unver- 
ständige Liebhaberei  am  Militär  hat  Spielerei  mit  Knöpfen,  Litzen  und 
Mützen  zur  Folge  und  kostet  dadurch  sinnlos  Geld;  sie  legt  das  Haupt- 
gewicht auf  Nebensachen  und  versäumt  das  Wesentliche,  nämlich  die  innere 
Ausbildung,  die  Schlagfertigkeit,  den  richtigen  Geist;  sie  nimmt  zu  viele 
Zeit  für  Drillen  und  Schaustellungen  in  Anspruch;  sie  fahrt  zu  einer  Miss- 
achtung und  Yemachlässigung  der  bürgerlichen  Regierungsgeschäfte.  In 
solchem  Falle  kann  Alles  im  Militär  und  für  das  Militär  aufgehen,  und 
dieses  doch  zu  ernstlichem  Gebrauche  nichts  taugen.  Eine  übertriebene 
Jagdlust  aber  nimmt  nicht  nur  mehr  Zeit  in  Anspruch,  als  der  Fürst  ent- 
behren, kann;  sobdem  sie  kann,  zur  Leidenschaft  geworden,  das  Land  in 
einen  Saupark  verwandeln,  den  Landmann  den  Beschädigungen  der  wilden 
Thiere  und  der  Brutalität  des  Jägervolkes  preis  geben,  zum  allgemeinsten 
Missvergnügen  führen.  Im  höchsten  Grade  wünschenswerth  ist  daher,  dass 
ein  Fürst,  welcher  in  diesen  beiden  Beziehungen  eine  Liebhaberei  bei  sich 
verspürt,  vollständig  mit  sich  ins  Klare  komme  über  Zweck  und  gestattete 
Ausdehnung.    Es  erfordert  diess  das  allgemeine  Interesse,   aber  auch  das 
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eigene.  Abgesehen  von  der  Yermeidung  manchfacher  ünannehmlidikeiten, 
wie  z.  B.  ständischer  Beschwerden,  wird  eine  Selbstbesohränkung  vergolten 
werden  durch  persönliche  Achtung  and  Anerkennung.  Man  darf  nicht  ver- 
gessen, dass  die  Pietät  froherer  Zeiten,  welche  einem  Forsten  sogar  einen 
persönlichen  Unfug  in  UnterwOrfigkeit  nachsah,  oder  gar  als  sein  Recht  an- 
erkannte, verschwunden  ist,  dass  vielmehr  eine  unbarmherzige  Kritik  ge- 
übt wird. 

Am  zuträgUchsten  ist  es  freilich,  wenn  ein  FOrst  seine  Lieblings- 
beschäftigung in  Kunst,  Wissenschaft  oder  Landwirthschaft  zu  finden  weiss. 
Hier  ist  eine  schädliche  Richtung  oder  Uebertreibung  kaum  denkbar,  viel- 
mehr kommen  die  Ergebnisse  dem  ganzen  Lande,  vielleicht  für  alle  Zeit, 
zu  Gute.  Selbst  ein  bedeutender  Aufwand  (welcher  namentlich  bei  einer 
Knnstliebhaberei  wohl  denkbar  ist)  hat  weniger  auf  sich.  Es  wird  jeden 
Falles  etwas  Bleibendes  gewonnen,  an  welchem  sich  noch  spätere  (Ge- 
schlechter erfreuen  und  bilden,  wenn  das  darauf  verwendete  Geld  längst 
verschmerzt  ist;  und  dafOr  zu  sorgen,  dass  der  Aufwand,  so  weit  sie  aus 
Staatsgeldem  geleistet  werden  soll,  nicht  das  ertragbare  Mass  Oberschreite, 
ist  Aufgabe  der  Stände  und  der  öffentlichefn  Meinung.  Sachlich  am  zuträg- 
lidisten  ist  es  allerdings,  wenn  Landwirthschaft,  in  irgend  einem  ihrer 
Zweige,  die  Liebhaberei  eines  Forsten  ist.  Nicht  nur  bringt  diese  Be- 
schäftigung ihn  zum  Yerständniss  eines  der  wichtigsten  Interessen  des  Yolkes, 
was  ftlr  die  ganze  Regierungsthäigkeit  nur  nützlich  sein  kann;  sondern  es 
kommen  auch  die  Früchte  der  Privatthätigkeit  unmittelbar  dem  Lande  zu 
Gute,  sei  es  nun  dass  der  FOrst  edle  Stämme  von  Hausthieren  zu  züchten 
liebe,  dass  er  neue  Pflanzenarten  einführe,  oder  dass  er  Versuche  mit 
Werkzeugen,  Befruchtungsmit'teln  und  Yerkäuflichmachuiig  anstelle.  Selbst 
darin  liegt  schon  ein  grosser  Yortheil,  dass  die  Besdiäftigung  mit  Land- 
wirthschaft  in  der  öffentlidien  Meinung  und  in  den  Augen  der  Beamtenwelt 
gehoben  wird  durch  die  persönliche  Theilnahme  des  Fürsten;  und  wenn 
sich  daran  auch  Alfanzerei  und  Augendienerei  knüpfen,  Vieles  nur  zum 
Scheine  und  ohne  Nadüialtigkeit  geschehen  mag,  so  geschieht  doch  audi 
Manches,  was  sonst  unterblieben  wäre,  und  geht  in  bleibende  Errungen- 
sdiaft  Ober. 
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47. 
Improvisirte  Minister. 

Auch  in  Deutschland  hat  sich  begehen,  dass  grosse  politische  Bewegun- 
gen die  bisher  mit  den  höchsten  Stellen  Bekleideten  vertrieben  und  auch 
deren  Ersetzung  aus  den  Reihen  der  Bureaukratie  nicht  gestatteten,  so  dass 
ganz  neue  und  in  Staatsgeschäften  bisher  gar  nicht  oder  nicht  nennens- 
werth  gettbte  Männer  an  die  Spitze  kamen.  Zum  Beispiel  die  meisten 
der  März-Minister  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten,  die  Minister  des 
Reichsverwesers  und,  als  einzelne  Nachwirkungen  auch  nach  Wiederher- 
stellung der  alten  Ordnung,  Minister  wie  Brück,  v.  d.Pfordten,  t.  d.  Hejdt 
u.  8.  w.  Die  Erfahrung  ist  im  Ganzen  auch  in  Deutschland  eine  günstige 
gewesen.  Man  hat  nirgends  von  einer  administrativen  Unbrauchbarkeit  der 
März-Minister  gehört;  imGegentheil  haben  sich  einzelne  sehr  ausgezeichnet. 
Diejenigen  der  Reichsminister,  welche  zu  verwalten  hatten  oder  einer  künfti- 
gen Verwaltung  vorarbeiteten,  haben  es  mit  Geschick  gethan  und  nützliche 
Einrichtungen  getroffen  oder  wenigstens  vorbereitet.  Den  als  Erbschaft 
gebliebenen  Staatsmännern  werden  selbst  politische  Gegner  nicht  bestreiten, 
dass  sie  zu  den  thätigsten  und  intelligentesten  Stützen  der  jetzigen  Regie- 
rungen gehören,  und  sie  haben  einen  neuen  Beweis  geliefert,  dass  zur 
Leitung  der  Staatsgeschäfte  nicht  sowohl  lange  Erfahrung,  als  guter  Willen, 
firischer  Sinn,  Charakter  und  Talent  nöthig  ist,  und  dass  also  die  Furcht, 
durch  eine  durchgreifende  Veränderung  der  Spitzen  der  Verwaltung  Ver- 
wirrung und  Unfähigkeit  zu  erzeugen,  als  eine  ganz  unbegründete  erscheint; 
vorausgesetzt  allerdings,  dass  die  für  die  Routine  nöthigen  Arbeiter  bleiben 
und  nach  dem  neuen  Anstosse  ihre  Aufträge  besorgen.  Was  an  Eenntniss 
von  Personen,  Dingen  und  Vorgängen  fehlt,  wird  reichlich  ersetzt  durch 
die  frischeren  Ansichten,  durch  den  Eifer,  längst  gehegte  Plane  rasch  durch- 
zusetzen, durch  die  Ungebundenheit  an  frühere  Verbindungen  und  persön- 
liche Rücksichten.  Man  hüte  sich  also  bei  grösseren  staatlichen  Verände- 
rungen, die  hergebrachte  formelle  Ordnung  der  Behörden  zu  stören  und 
das  Personal  der  oberen  Hülfs-  und  Bureau-Beamten  zu  ändern;  an  Mini- 
stem-wird  es  nicht  fehlen. 

48. 

Improvisirte  Beamte. 

Wesentlich  anders   verhält  es   sich  hinsichtlich   der   das   Einzelne 
bearbeitenden   Beamten,   wie   ebenfalls,  lehrreiche   Beispiele   zeigen. 
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Eine  der  grössten  Schwierigkeiten,  welche  die  deutsche  Centralgewalt  im 
Jahr  1848  and  1849  hatte,  war  der  Mangel  an  tüchtigen  und  zuverlässigen 
Beamten.  Der  Mangel  sprach  sich  auf  verschiedene  Weise  ans,  allein 
vorhanden  war  er  überall.  —  Am  wenigsten  noch  zeigte  es  sich  im  Heer- 
wesen. Hier  sind  die  Bedürfhisse  so  klar,  die  Formen  so  anzweifelhaft, 
and  es  ist  das  ZOT  Besorgung  erforderliche  Personal  jeder  Art  mit  solcher 
Siehertieit  vorhanden,  dass  weder  im  Reichsministeriuiii ,  noch  bei  den 
Gommandos  der  verschiedenen  Corps  von  Reichstruppen  ein  wesentlicher 
Anstand  eintrat.  Nur  der  oberste  Befehl  liess  in  mehr  als  Einem  Falle 
Grosses  zu  wünsdien  übrig,  weil  hier  die  Verleihung  der  Stellen  nicht  von 
der  Reidisgewalt  ausging,  und  die  Beziehungen  der  von  den  einzelnen 
Staaten  Ernannten  ta  ihren  heimischen  Regierungen  gewohnte  und  innige, 
die  zur  Centralgewalt  nur  zufällige  und  selbst  zum  Theile  mit  Widerwillen 
übernommene  waren.  —  Schon  weit  schlimmer  war  es  in  den  übrigen 
Reichsministerien.  Die  Geschäfte  derselben  waren  freilich  nicht  sehr  aus- 
gedehnt und  (mit  Ausnahme  des  Marinewesens  und  sehr  theilweise  des 
Finanzministeriums)  lagen  ihnen  keine  wirkliche  Verwaltung  und  keine  Er- 
ledigung laufender  Geschäfte  ob.  Sie  bedurften  also  nur  weniger  Beamter, 
und  die  Minister  selbst  oder  die  Unterstaatssecretäre  besorgten  die  meisten 
Angelegenheiten.  Doch  war  natürlich  Unterstützung  nöthig,  und  mit  dem 
langem  Bestände  vermehrten  sich  auch  die  Geschäfte.  Nun  war  aber  die 
Besetzung  dieser  Hülfsstellen  äusserst  schwierig.  Die  selbst  provisorische 
Centralgewalt  konnte  zwar  wohl,  so  lange  sie  bestand,  Geld  geben,  auch 
für  die  Zukunft  im  Falle  einer  definitiven  Reichsregierung  Versprechen  er- 
theilen;  allein  zunächst  bestand  kein  festes  Recht  auf  ein  Amt,  keine 
Dienstpragmatik,  und  das  Gelingen  des  Ganzen  stand  immer  auf  schwachen 
Füssen,  wurde  täglich  unwahrscheinlicher.  Einen  festen  Dienst  in  einem 
der  Einzelstaaten  verliess  daher  kein  tüchtiger  Mann;  und  man  war  be- 
sdiränkt  auf  einige  Mitglieder  der  Nationalversammlung,  welche  ein  Amt 
nebenbei  annehmen  wollten;  auf  Anfänger,  welche  die  Uebemahme  einer 
provisorischen  SteMe  wagen  konnten,  weil  sie  nichts  au&ugeben  hatten; 
endlich  auf  einige  bittweise  von  einzelnen  Regierungen  Geliehene.  Ohne 
Zweifel  befanden  sich  unter  diesen  sehr  tüchtige  Männer;  allein  theils  waren 
sie  unerfahren,  theils  hatten  sie  keine  gemeinschaftliche  Schule,  theils  gewöhn- 
ten sie  sich  in  den  voraussichtlich  nur  vorübergehenden  Auftrag  nicht  recht 
ein.  So  war  man  denn  in  allen  wichtigen  und  weitaussehenden  Dingen  auf 
die  Einberufung  von  Fachmännern  aus  den  einzelnen  Staaten  zur  Bildung 
von  besondem  Commissionen  angewiesen.  Hier  hing  denn  aber  nicht  nur 
die  Bewilligung  vrieder  von  den  Regierungen  ab,  sondern  und  hauptsäch- 
lidi  war  immer  nur  für  ejnen  bestiomiten  vereinzelten  Fall  gesorgt.  —  Am 
sdüimmsten  war  es  in  der  Diplomatie.   Ohne  Zweifel  ist  diese  die  schlechteste 
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Seite  des  ganzen  Frankfurter  Drama's.  Die  UnfUiigkeit  ging  zun  Theile 
bis  zum  Absurden  and  Lächerlichen.  Auch  hier  aber  war  der  Mangel  an 
eigenen  und  zuverlässigen  Orgatien  Schuld.  Die  vonnärzliche  höhere  Diplo- 
matie war  natürlich  entschieden  feindselig,  die  Gewinnung  jüngerer  Männer 
Ton  diplomatischer  Schule  und  wenigstens  einiger  Erfahrung  aber  unmöglich 
wegen  der  oben  angedeuteten  Schwierigkeit.  Dazu  kamen  Bücksichten  auf 
Mitglieder  der  Versammlung  und  auf  die  Parteien  derselben,  welche  mit 
Gesandtschaften  abgefunden  werden  sollten,  da  ihnen  doch  nicht  sftmmtlidi 
Ministerien  zu  Theil  werden  konnten.  So  entstand  eine  ganz  improYisirte 
Diplomatie,  welche  zum  Theil  ein  Unicum  in  der  Geschichte  des  Gesandt- 
schaftswesens bleiben  wird. 

Nidits  wäre  allerdings  verkehrter,  als  mit  diesen  Verhältnissen  einer 
ganz  neu  gebildeten,  aus  Nichts  hervorgegangenen  Regierung  und  eines 
hinsichtUch  der  Dauer  höchst  zweifelhaften  Zustandes  die  Gestaltung  des 
Beamtenwesens  solcher  revolutionärer  Begierungen  vergleichen  zu  wollen, 
weldie  in  dem  eignen  Lande  an  die  Stelle  einer  alten  Begierung  treten, 
wie  diess  z.  B.  wiederholt  in  Frankreidi,  in  Spanien,  Neapel  u.  s.  w.  der 
Fall  war,  sowie  eigentlich  auch  in  Polen  im  Jahr  1830  und  in  Belgien. 
Hier  erbt  die  neue  Begierung  den  ganzen  Apparat  und  das  ganze  mittlere 
und  untere  Personal  der  Vorgängerin.  Man  braucht  blos  die  obersten 
Stellen  mit  Männern  der  neuen  Ordnung  zu  besetzen,  und  die  Masddne 
fungirt  nach  wie  vor.  Und  wenn  etwa  in  den  obersten  Gdhülfenstellen 
missvergnügte  und  unzuverlässige  Leute  sein  sollten,  so  findet  sidi  unter 
'  den  jungen  und  ehrgeizigen  Anftngem  ein  Ueberfluss  von  Bewerbern, 
welche  zu  einem  schnellen  Vorrücken  mit  Vergnügen  bereit '  sind.  Selbst 
in  der  Diplomatie  fehlt  es  in  solchen  Fällen  nicht  an  tüchtigen  und  ge- 
übten Leuten,  welche  bei  dem  firühem  Systeme,  wegen  geringer  Geburt 
u.  s.  w.,  keine  Aussicht  zu  den  höchsten  Stellen  hatten,  nun  aber  zu  deren 
Uebemahme  so  bereit  als  geschickt  sind. 

Die  aus  der  Frankfurter  Erfahrung  zu  ziehende  Lehre  ist  aber  nicht 
unwichtig.  Offenbar  nämlich  ist  die  Nothwendigkeit  eines  verlässigen  und 
brauchbaren  Beamtenthumes  ein  weiterer  Grund  zur  Feststellung  des  Satzes, 
dass  sich  eine  ganz  neue,  also  nicht  auf  einen  bisherigen  Zustand  der 
Dinge  gestützte  sondern  vielmehr  mit  allem  Bisherigen  in  vernichtendem 
Widerspruche  stehende,  Begierung  nicht  genug  beeilen  kann,  eine  de- 
finitive Form  anzunehmen,  sich  als  sicher  fortbestehend  zu  benehmen  und 
zu  betraditen,  und  demgemäss  ihre  Einrichtungen  zu  treffen.  Durch  eine 
bestimmt  ausgesprochene  Einrichtung  und  ein  klar  zugesichertes  Recht  wird 
sie  namentlich  die  nöthigen  Beamten  anziehen,  dadurch  aber  an  Kraft  nidit 
unbedeutend  selbst  gewinnen. 
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49. 
Anfängliche  Grausamkeit. 

Machiavelli  gibt  bekanntlich  einem  nenen,  d.  h.  einem  dnrch  nngesetz- 
fiche  Gewalt  zur  Regicrnng  gelangten,  Fttrsten  den  Rath,  alle  Grausam- 
keiten, welche  etwa  nöthig  sein  möchten,  auf  einmal  ansznfllhren,  damit  er 
nicht  nöthig  habe,  alle  Tage  von  vorne  anznfiingen.  Dann  aber  mtlsse  er 
die  Gelegenheit  ergreifen,  die  GemOther  dnrch  Wohlthaten  za  versöhnen. 

Ein  schlagendes  Beispiel  zur  Belegung  dieses  Satzes  ist  das  Verfahren 
Louis  Napoleon's.  Durch  rücksichtsloseste  Niederschlagung  der  ersten  Auf- 
standsrersnche  gegen  seine  Gewaltergreifung,  durch  massenhafte  und  ganz 
willkürliche  Deportationen,  durch  völlig  ungesetzliche  Yerbannungen  einzel- 
ner besonders  zu  fürchtender  Gegner  jagte  er  plötzlich  einen  allgemeinen 
Schrecken  ein  und  brachte  Jedem  die  Ueberzeugung  bei,  dass  der  neue 
Regent  auch  vor  den  äussersten  Mitteln  zur  Niederwerfung  eines  Wider- 
standes oder  zur  Stillmachung  eines  Gegners  nicht  zurflcktreten  werde. 
Damit  war  denn  Gehorsam  in  ganz  Frankreich  erzielt,  und  nicht  blos  fllr 
den  Augenblick.  Der  neue  Kaiser  konnte  nun  ruhig  an  die  zweite  HUfte 
der  von  Machiavelli  vorgezeichneten  Aufgabe  gehen.  Ob  er  diese  mit  dem- 
selben Geschicke  gelöst  hat  oder  lösen  wird,  ist  freilich  eine  andere  Frage, 
deren  etwaige  Verneinung  aber  der  Richtigkeit  der  Regel  an  sich  nicht 
im  Mindesten  schadet. 

50. 
Begnadigung  und  Amnestie. 

Unter  Begnadigung  ist  hier  der  theilweise  oder  ganze  Nachlass  einer 
gegen  ein  bestimmtes  Individuum  und  wegen  einer  vereinzelten  Handlung 
ausgesprochenen  und  rechtskräftig  gewordeüen  Strafe  verstanden;  unter  Am- 
nestie aber  die  Erlassnng  nicht  nur  der  Strafe,  sondern  selbst,  Ms  sie 
noch  nicht  stattgefunden  hatte,  von  jeder  Untersuchung  oder  sonstigen  amt- 
lichen Handlung,  und  zwar  dies  angeordnet  gegen  ganze  Gattungen  von 
Personen,  in  der  Regel  in  Beziehung  auf  politisches  Verhalten. 

In  beiden  Beziehungen  sind  in  neuerer  Zeit  vielfache  und  bedeutende 
Fehler  begangen  worden,  vor  welchen  zu  warnen  hohe  Zeit  ist.  Die  Fehler 
rubren  theils  aus  Eitelkeit,  falschem  Mitleiden  und  Mangel  an  Nachdenken 
der  Forsten,  theils  aus  einem  tadelnswerthen  Drange  der  Presse  und  der 
öffentlichen  Meinung  her,  welcher  seiner  Seits  wieder  hervorgeht  entweder 
aus  einer  schlaffen  Gutmfithigkeit,  aus  einer  sehr  durchsichtigen  Befreun- 
dung von  Parteigenossen,  oder  endlich  selbst  aus  der  hinterlistigen  Absicht, 
die  Regierung  zu  schwftchen. 

Einzelne  Begnadigungen  schaden  immer,  wenn  sie  verkehrt,  d.  h.  un- 
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verdient  sind  und  kein  allzu  harter  Spruch  aus  billigen  und  menschlichen 
Rflcksichten  zu  beseitigen  ist;  doppelt  natürlich,  wenn  sie  sehr  häufig  oder 
in  Masse  yorkommen.  Die  Wirksamkeit  der  Strafgesetze  wird  dadurch  er- 
schttttert,  und  zwar  nicht  nur  bei  den  zu  Verbrechen  geneigten  Klassen 
der  Bevölkerung,  welche  eine  weitere  Aussicht  auf  Straflosigkeit  erhalten, 
sondern  Oberhaupt,  weil  man  sieht,  dass  das  Staatsoberhaupt  selbst  den- 
selben entgegentritt.  Ausserdem  kommen  die  (Berichte  in  eine  falsche  Stel- 
lung, indem  es  den  Anschein  erhält,  als  seien  ihre  Urtheile  häufig  unbillig 
und  unverständig;  damit  aber  wird  eine  der  Hauptsäulen  der  bürgerlichen 
Ordnung  untergraben.  Es  ist  daher  unbedingt  zu  rathen,  dass  Begnadi- 
gungen nur  aus  zureichenden  Gründen  des  einzelnen  Falles  vorgenommen 
werden ,  und .  so  sparsam ,  dass  ihr  Eintritt  kein  bemerkenswerther  Factor 
in  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  einer  Straflosigkeit  sein  kann.  Unter 
allen  Umständen  aber  dürfen  sie  mit  persönlichen  Ereignissen  und  Schritten 
des  Fürsten  in  keine  Verbindung  gebracht  werden,  also  etwa  mit  einer  Heirath, 
einer  Eindtaufe,  einem  Geburtstage,  einer  Reise  u.  dgl.  Einmal  stehen 
solche  Ereignisse  in  gar  keinem  logischen  Zusammenhange  mit  der  Rechts- 
pflege und  namentlich  mit  der  Billigkeit  oder  Unbilligkeit  gerichtlicher  Ur- 
theile, so  dass  es  gegen  alles  verständige  Denkeif  in  Staatsangelegenheiten 
geht,  beides  zusammenzubringen  und  die  Verbindung  gar  als  etwas  höchst 
Löbliches  darzustellen.  Dann  aber  mögen  die  Fürsten  wohl  bedenken,  dass 
sie  durch  einen  solchen  Zusammenhang  ihrer  Berson  mit  den  Strafurtheilen 
ihrer  Popularität  unendlich  mehr  schaden  als  nützen.  Sie  gewöhnen  durch 
solche  Begnadigungen,  welche  sie  nicht  aus  Sachgründen  sondern  nach 
ihrer  persönlichen  Stimmung  aussprechen,  die  Menge  daran,  die  Erstehung 
einer  Strafe  als  einen  Akt  persönlicher  Willkühr,  mindestens  als  die  Folge 
unfreundlicher  Härte  und  schlechten  Willens  zu  betrachten.  Da  sie  nun 
doch,  und  selbst  beim  äussersten  Missbrauche  des  Begnadigungsrechtes,  die 
grosse  Mehrzahl  der  Bestraften  nicht  begnadigen,  so  ernten  sie  durch  die 
unüberlegte  Hereinziehung  ihrer  Persönlichkeit  bei  weitem  mehr  Hass  als 
Dank.  Ihr  wichtiges  persönliches  Interesse  ist,  sich  der  Zuerkennung  von 
Strafen ,  auf  welche  sie  bei  der  bestehenden  Geriehtsorganisation  doch  kei- 
nen Einfluss  haben,  so  ferne  als  möglich  zu  halten.  Zeitungsgerede  über 
zu  hoffende  Begnadigungen  bei  dem  Herannahen  irgend  eines  Familien-  oder 
persönlichen  Ereignisses ,  oder  darauf  geriehtete  Bittschriften  sind  grund- 
sätzlich unberücksichtigt  zu  lassen,  damit  sich  die  Gewohnheit  derselben 
verliere^ 

Anmestieen ,  also  ins  Grosse  gehende  Nichtausführungen  der  Staats- 
gesetze, sind  immer  sehr  bedenkliche  Massregeln.  Von  einer  nachhaltigen 
Dankbarkeit  zu  reden,  ist  kindisch,  so  lange  die  Leidenschaften,  welche  die 
massenhaft  strafbare  Handlung  erzeugt  hatten,  noch  lebendig  sind.   Solchen 
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erscheint  die  Amnestie  ntir  entweder  als  ein  Zeichen  der  Farcht  nnd  Schwftche 
oder  als  ein  nutzloses  Bemflhen  nm  Beliebtheit.  In  der  Regel  werden  sogar 
die  gegen  die  bestehende  Ordnung  gerichteten  Bemflhungen  durch  die  Aus- 
sicht auf  Straflosigkeit  und  durch  den  Mangel  an  Kraft  nur  noch  gesteigert 
Welche  Wirkungen  haben  die  wiederholten  Amnestieen  in  Italien,  Spanien 
gehabt  ?  Nur  in  zwei  Fftllen  kann  zu  dieser  Massregel  gerathen  werden. 
Einmal,  als  Anerbieten  ehe  der  Kampf  beginnt,  wo  also  einerseits  noch  keine 
allzu  schwere  Verletzungen  der  Regierungsrechte  vorgeüallen  sind,  anderer- 
seits eine  Aussicht  auf  Bestrafung  wegen  der  bereits  begangenen  unge- 
setzlichen Schritte  Viele  zum  äussersten  Widerstände  treiben  könnte.  Durch 
ein  rechtzeitiges  Anerbieten  TöUigen  Verzeihens  und  Vergessens  kOnneu  auf- 
ständische Schaaren  gesprengt  werden.  Zweitens  aber  nach  vollständig  er- 
langtem Siege,  wenn  die  Strafen  nach  allen  Seiten  hin  erkannt  und  in 
Vollziehung  sind,  die  Gegner  sich  voUstftndig  unterworfen  haben.  Hier 
mag  eine  Fortsetzung  der  Strafilbel  die  Wunde  offen  erhalten,  und  eine 
Missdeutung  der  Gnade  ist  nicht  wohl  möglich,  weil  einer  voUstftndig  sieg- 
reichen Regierung  niemand  Furcht  unterlegt.  So  war  die  Begnadigung  der 
Ausgewanderten  durch  den  Consul  Buonaparte  eine  richtige  Massreg^l,  da 
jene  längst  alle  Hoffnung  zu  einem  gewaltsamen^  Umstürze  der  neuen  Ein- 
richtung in  Frankreich  hatten  aufgeben  müssen.  Eine  Amnestie  sich  ab- 
trotzen zu  lassen  von  einer  noch  unbesiegten  und  feindselig  gesinnten  Partei 
ist  der  Gipfel  der  Schwäche  und  ein  klares  Bekenntniss  der  Unfähigkeit 
zur  Vertheidignng  des  Rechtes. 

61. 

Lage  als  Regierungsmittel. 

Es  wird  sich  freilich  keine  Regierung  aufzeigen  lassen,  welche  niemals 
zu  einer  Entstellung  der  Wahrheit  ihre  Zuflucht  genommen  hätte,  sei  es 
in  der  Form  einer  Aussprechung  des  Sachverhaltes  von  Thatsachen  oder 
Grflnden,  sei  es  als  Versicherung  einer  positiv  unrichtigen  Behauptung. 
Auch  möchte  sich  wohl,  ohne  dass  man  gerade  in  einen  abgeschmackten 
Rigorismus  hinsichtlich  der  Nothlflgen  verfiele,  nachweisen  lassen ,  dass  dies 
schliesslich  immer  ein  Fehler  war,  selbst  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Klug- 
heit. Allein  nicht  hiervon  soll  zunächst  die  Rede  sein,  sondern  von  einem 
regelmässigen,  wohlttberlegten  und  als  wesentliches  Regierungsmittel  ver- 
wendeten Systeme  der  Loge.  Wenn  also  z.  B.  von  einem  Regenten  Jahre 
lang  die  Maske  vorgenommen  wird,  als  betrachte  er  Förderung  der  arbeiten- 
den Klassen  oder  Verbreitung  der  Givilisation  im  Bereiche  des  ganzen  Einflusses, 
oder  Geltendmachung  der  freisinnigen  Grundsätze  einer  früheren  grossen  Bewe- 
gung u.  dgl.,  als  die  Aufgabe  seines  Lebens,  während  in  Wahrheit  die  Selbst- 
sucht seine  einzige  Triebfeder  ist  und  er  nur  in  deren  Sinn  wirklich  handelt. 
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Ferner  wenn  man  Jede  ehrliche  nnd  selbstständlge  Aenssernng  der  Gedanken 
sjstematisch  nnd  mit  grausamer  Strenge  onterdrflckt,  dafür  aber  ein  Gewebe  von 
beliebig  ersonnenen  nnd  den  eigenen  Planen  dienenden  Erfindungen  an  die  Stelle 
setzt.  Wenn  man  gegenüber  von  fremden  Völkern  die  offenkundigsten  That- 
sachen  mit  eherner  Stime  läugnet,  unaufgefordert  die  bündigsten  Zusiche- 
rungen gibt,  Verhandlungen  zur  friedlichen  Ausgleichung  von  Streitpunkten 
vorschlagt,  dieselben  aber  im  letzten  Augenblicke  scheitern  macht:  Alles, 
um  die  Zeit  zur  Vollendung  der  auf  Bekämpfung  und  Unterdrückung  der 
Getauschten  gerichteten  Vorbereitungen  zu  gewinnen.  Wenn  es  schliesslich 
keinen  sichereren  Beweis  fbr  die  Unwahrheit  irgend  einer  Sache  gibt,  als 
dass  die  Regierung  sie  fQr  wahr  ausgibt  und  dafAr  einzustehen  erklärt« 
Wie  verhalt  es  sich  mit  einem  solchen  Verfahren,  dasselbe  als  politisches 
Ifittel  betrachtet? 

Dass  auf  die  Dauer  ein  Lügen-System  unhaltbar  ist,  weil  Worte, 
welche  mit  den  Thatsachen  im  Widerspruche  sind,  früher  oder  später  sich 
in  ihrer  Nichtigkeit  herausstellen,  dann  aber  der  Zorn  und  die  Verach- 
tung der  Getäuschten  um  so  grösser  ist,  je  länger  und  gründlicher  sie  sich 
haben  betrügen  lassen,  kann  allerdings  einem  Zweifel  nicht  unterliegen; 
und  in  so  ferne  ist  der  Satz,  dass  Sittlichkeit  die  beste  Politik  sei,  auch 
in  dieser  Anwendung  richtig.  Allein  nicht  so  einfach  ist  die  Antwort,  wenn 
es  sich  von  der  Erreichung  eines  nahe  gesteckten  Zieles  handelt  und 
sich  der  Lügende  mit  dem  »apr^s  nous  le  dringe«  begnügt.  Hier  muss  viel- 
mehr unterschieden  werden  zwischen  innerer  und  äusserer  Politik.  —  Es 
ist,  wie  die  Erfahrung  schon  wiederholt  bewiesen  hat,  keineswegs  unmög- 
lich, im  inneren  Staatsleben  an  die  Stelle  der  Wahrheit  eine  vollkommen 
falsche  Darstellung  der  Sachlage  zu  setzen  und  dieselbe  zur  allgemeinen 
üeberzeugung  zu  bringen ;  aber  freilich  unter  einer  Bedingung.  Man  darf 
nicht  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben,,  auch  vor  keinem  Mittel  der  Hintan- 
setzung der  Wahrheit  und  der  Verbreitung  der  Täuschung  zurücktreten,  so 
gewaltthätig  und  unverantwortlich  es  an  sich  auch  sein  mag.  Natürlich 
muss  bei  solchem  Plane  auf  der  einen  Seite .  jede  Spur  von  Pressfreiheit 
unterdrückt  werden;  im  Nothfalle  durch  persönliche  Vernichtung  unabhängi- 
ger Schriftsteller,  durch  unbedingte  Kneblung  der  Zeitungen,  durch  strengste 
Ueberwachnng  jedes  literarischen  Verkehrs  mit  dem  Auslande.  Sodann  ist 
die  öffentliche  Rede,  in  welcher  Form  immer  sie  stattfinde,  also  die  Pre- 
digt, der  Unterricht  in  allen  Lehranstalten,  die  Ansprachen  bei  feierlichen 
Gelegenheiten,  mit  unerbittlicher  Folgerichtigkeit  unter  Aufsicht  zu  nehmen. 
Endlich  dürfen  Bibliotheken  und  Leseanstalten  nur  solche  Schriften  erwerben, 
welche  ihnen  erlaubt  werden.  Auf  der  andern  Seite  aber  muss  an 'die 
Stelle  des  so  erzeugten  Vacuums  mit  rücksichtslosester  Keckheit  das  gesetzt 
werden,  was  man  c^uben  machen  will,  mittelst  einer  monopolistischen  Tages- 
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presse,  eines  Ankaufs  frecher  Sophisten,  einer  Yerffllschnng  von  Urkunden, 
einer  planmässigen  und  selbst  das  Erstaunlichste  nicht  scheuenden  Zürich* 
tnng  der  Geschichte.  Wenn  auf  solche  Weise  Niemand  bei  augenschein- 
lichster Gefahr  an  Leib  und  Leben  die  Wahrheit  sagen  und  die  Unwahrheit 
aufdecken  kann ,  Keiner  etwas  vornimmt ,  wa&  nicht  in  dem  beabsichtigten 
Systeme  ist:  sa  kann  allmälig  innerhalb  des  beherrschten  Kreises  und  so 
lange  die  Springfedem  nicht  nachlassen  wenigstens  bei  der  grossen  Menge 
unglaubliches  zu  Stande  gebracht  werden,  und  die  Regierung  mag  dann 
nicht  nur  im  Innern,  sondern  auch  von  Innen  heraus  gegen  Aussen  auf 
diesem  ganz  kfinstlich  bereiteten  Boden  handeln.  Dass  es  aber  sogar 
lange  in  solcher  Weise  geht,  beweist  vor  Allem  die  spanische  Inquisition. 
Aber  es  muds  nochmals  wiederholt  werden,  dass  es  an  dem  grausamen 
Muthe  nicht  fehlen  darf,  alle  nothwendigen  Mittel  ohne  Erbarmen  und  ohne 
Gewissensregung  zu  ergreifen,  und  dass  es  im  Anfange,  welcher  noch  ziem- 
lich gemässigt  sein  kann,  an  der  physischen  und  gesetzgebenden  Macht  nicht 
gebreche.  Später  findet  sich  letztere  schon  von  selbst.  —  Anders  verhUt  es 
sich  mit  dem  Auslande.  Diesem  die  Wahrheit  auch  nur  auf  einige  Zeit 
in  solcher  systematischen  Weise  zu  verhehlen  und  zu  verfälschen,  ist  un- 
möglich, selbst  wenn  der  Versuch  mit  grosser  Keckheit  gemacht  und  mit 
starker  Macht  unterstützt  wttrde.  Die  Mittel  zur  negativen  und  zur  positiven 
Lüge  können  hier  nicht  so  unmittelbar  und  nicht  so  allgemein  wirken,  dass 
nicht  zahlreiche  Lichtstrahlen  durch  die  künstlich  verdunkelte  Atmosphäre 
durchdrängen.  Die  Versuche  zu  Verschleierungen  und  Verdrehungen  werden 
hier  in  ihrer  Blosse  dargelegt;  Scharfsinn  und  Sachkenntniss  lehnen  sich 
leidenschaftlich  gegen  die  Zumuthung  blinden  Glaubens  auf.  Bedrohte  und 
Verfolgte  fifichten  sich  in*s  Ausland  und  reden  dort  um  so  lauter;  es  bildet 
sich  wohl  eine  eigene,  rUhrige  und  natürlich  sehr  wenig  wohlwollende  Lite- 
ratur aus  ihren  Erzeugnissen.  Bei  den  fremden  Völkern  kömmt  gerechte 
Furcht  vor  den  Unternehmungen  einer  so  gewissenlosen  Politik  der  Ehr- 
lichkeit zu  Hfllfe,  nationeile  Abneigung  wirkt  wohl  mit  Zufall  und  selbst 
absichtliche  Förderung  fremder  Regierungen  bringt  die  ächten  Urkunden 
und  ängstlich  verheimlichte  Thatsachen  zu  Tage.  Ja  es  ist  sogar  höchst 
wahrscheinlich,  dass  es  in  dem  gegen  das  Logensystem  entstehenden  Kampfe 
auch  gegnerischer  Seits  nicht  immer  bei  der  einfachen  Wahrheit  bleiben,  sondern 
den  Ajigegriffenen  gelegentlich  noch  Schlimmeres  und  Weiteres  nachgesagt 
werden  wird,  als  er  wirklich  begangen  hat,  während  ihm  selbst  durch  sein 
eigenes  Gebahren  und  dessen  Folgen  alle  Mittel  zur  Widerlegung  und  wenig- 
stens Mässignng  der  Beschuldigungen  versagt  sind.  Glaubt  ihm  doch  Niemand,« 
auch  wo  er  etwa  die  Wahrheit  sagt. 

So  kann  es  sich  denn  allerdings  begeben,  dass  ein  und  dasselbe  System 
der  Unwahrheit  im  In-  und  im  Auslande  geradezu  entgegengesetzte  Wirkungen 
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erzengt.  Dort,  Oewinnnng  Ar  eine  bestimmte  Richtung,  Tielleicht  selbst 
eine  Begeistening  für  dasselbe;  hier,  tiefe  Abneigung  gegen  Plane  und 
Menschen,  Verachtung  wegen  der  angewendeten  Mittel.  Dadurch  aber  mag 
leicht  ein  sittlicher  Abgrund  zwischen  beiden  gegraben  werden,  dessen  un- 
flbersetzbare  Kluft  selbst  während  der  Zeit  des  inländischen  Glaubens  an 
die  Loge  einen  guten  Theil  der  dadurch  erschlichenen  Yortheile  ausgleicht. 

52. 
Kleine  Residenzen. 

Riehl  hat  auf  das  Verkehrte  und  Widematfirliche  der  »künstlichen 
Städte«  aufmerksam  gemacht.  Die  Sache  hat  aber  noch  ganz  andere  und 
weit  nachtheiligere  Folgen,  als  die  von  ihm  auf  seinem  Standpunkte  her- 
Torgehobeiien,  wenn  eine  solche  kanstliche  Stadt,  wie  so  häufig  der  Fall  ist, 
zur  Haupt-  und  Residenzstadt,  namentlich  eines  kleineren  Staates,  gemacht 
wird.  Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  die  Fürsten  versuchen,  ihrem  zu 
keinem  eigenen  Leben  gedeihenden  Wohnorte  durch  Verwendung  von  Staats- 
mitteln Leben,  Wohlstand,  Bevölkerung,  oder  wenigstens  den  Anschein  von 
alle  dem  zu  geben.  Theils  ist  ihnen  der  Aufenthalt  an  einem  todten  und 
hinsiechenden  Orte  selbst  unangenehm ;  theils  schämen  sie  sich  an  dem  Ver- 
gleiche mit  andern  besseren  und  ansprechenderen  Städten.  An  Vorwänden 
zu  einer  künstlichen  Hebung  fehlt  es  dann  aber  niemals ;  und  jeder  Fürst 
sucht  in  solchem  Falle  noch  seinen  besondern  Neigungen  und  Liebhabereien 
Vorschub  zu  leisten.  Abgesehen  davon,  dass  man  alle  Arten  von  Behörden 
in  die  Hauptstadt  zusammenzieht,  auch  wenn  sie  anderwärts  naturgemässer 
l^estellt  wären ,  wird  der  eine  Regent  eine  möglichst  grosse  G^amison  dahin 
legen,  dazu  aber  Kasernen,  Ställe,  Arsenale  u.  s.  w.  neu  bauen,  welche 
anderwärts  bereits  unentgeltlich  vorhanden  sind;  ein  Anderer  wird  Kunst- 
sammlungen und  Anstalten  anzulegen  suchen ,  um  Fremde  anzulocken ;  ein 
Dritter  sucht  vielleicht  durch  Verpflanzung  einer  Universität  oder  sonstiger 
Unterrichtsanstalten,  deren  richtiger  Sitz  anderwärts  wäre,  zu  helfen;  in  jetzi- 
ger Zeit  wird  vielleicht  gegen  die  Natur  der  Verkehrsverhältnisse  und  überdies 
mit  ungeheuren  Kosten  ein  Knotenpunkt  fär  Eisenbahnen  geschaffen,  werden 
die  Züge  nicht  zur  Beförderung  sondern  zum  Liegenbleiben  eingerichtet,  u.  s.  f. 

Dies  Alles  verursacht  höchst  bedeutende  und  immer  sich  wiederholende 
Kosten,  so  dass  der  im  Laufe  der  Zeit  auf  die  Hebung  der  Residenz  ver- 
wendete Oesammtaufwand  selbst  in  kleineren  Verhältnissen  nach  Millionen 
und  abermals  Millionen  berechnet  werden  muss ,  ganz  abgesehen  von  den 
^sich  beständig  und  in  Tausenden  von  Fällen  wiederholenden  Beschwerden 
und  Ausgaben  für  die  einzelnen  Landeseinwohner,  welche  auf  solche  Weise 
zum  Besuche  der  Residenz  genöthigt  sind.  Das  Schlimmste  dabei  ist  aber, 
dass  schliesslich  doch  nichts  Bedeutendes  erreicht  wird.    Die  an  veifehlter 
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Stelle  und  ohne  eine  natürliche  gewerhliche  Grundlage  angelegte  Stadt  wird 
durch  alle  Staatsbanten  und  Hereinzwingung  von  Bewohnern  doch  niemals 
ein  Mittelpunkt  für  Thätigkeit  und  Verkehr,  ein  freiwillig  aufgesuchter  Auf- 
enthalt fQr  wohlhabende  Familien,  ein  regehn&ssiger  Zielpunkt  fOr  Reisende, 
bleibt  immer  armselig,  langweilig  und  verkommen;  und  w&hrend  mit  dem 
zehnten  Theile  des  hier  verschwendeten  Geldes  andere  von  der  Natur  be- 
günstigte oder  durch  reichliche  Yerkehrsbedingungen  gehobene  St&dte  zu 
etwas  Bedeutendem  und  selbst  Glänzendem  h&tten  gemacht  werden  können, 
wuchst  hier  das  Gras  unaufhaltsam  unter  den  Füssen  der  wenigen  gelang- 
weiligten  Lieutenants,  Gerichtsräthe  und  Juden,  und  bieten  die  Häuser- 
reihen doch  immer  nur  das  Bild  einer  aus  einzelnen  Prachtbauten  und  einer 
Anzahl  von  armseligen  Hütten  zusammengesetzte  Hanswurstjacke,  sieht  Flitter- 
staat und  Armuth  aus  aUen  Fenstern. 

Yorkehrungsmassregeln  gegen  einen  solchen  Unsegen,  wenn  er  einmal 
besteht,  lassen  sich  nicht  wohl  angeben;  der  Möglichkeiten  sie  zu  umgehen 
sind  zu  viele.  Allein  eine  wichtige  politische  und  moralische  Forderung  an 
alle  Fürsten  ist  es,  hier  den  ersten  Schritt  zu  vermeiden  und  nicht  aus 
Laune,  im  vorübergehenden  Aerger  oder  aus  Bau-  und  Schaffungslust  eine 
künstliche  Residenzstadt  anzulegen,  vielmehr  bei  der  Wahl  und  Beibehaltung 
der  Hauptstadt  lediglich  die  natürlichen  Verhältnisse  in*8  Auge  zu  fassen.  Die 
Gründung  eines  Versailles,  Ludwigsburg,  Karlsruhe,  Pirmasens,  wohl  selbst 
München  u.  s.  w.  ist  nicht  nur  eine  Todsünde  gegen  den  Geschmack,  son- 
dern auch  ein  bleibender  Krebsschaden  für  das  Land. 

53. 
Nicht  discutable  Regierung. 

Eines  der  Werkzeuge  des  zweiten  französischen  Kaiserthumes  soll  den 
Ausspruch  gethan  haben:  >Unsere  Regierung  ist  nicht  discutabel.« 

Dies  kann  einen  doppelten  Sinn  haben.  Einmal  mag  es  heissen:  die 
Grundlage  unseres  Bestehens  hält  keine  Prüfung  aus,  sei  es  in  Beziehung 
auf  den  thatsächlichen  Ursprung,  sei  es  hinsichtlich  der  zur  Gewinnung 
eines  Scheines  von  Recht  angewendeten  Mittel.  Es  mag  aber  auch  gesagt 
sein,  die  Handlungsweise  des  bestehenden  Regimentes  ertrage  eine  Bespre- 
chung nicht,  und  es  sei -unmöglich,  die  Gründe  oder  die  Folgen  zu  unter- 
suchen vom  Standpunkte  des  Sittengesetzes,  des  Rechtes,  der  Staatskunst 
oder  der  Wirthschaftslehre. 

Offenbar  wäre  der  erstere  Grund  des  auferlegten  Stillschweigens  von 
geringerer  Bedenklichkeit  Eine  Regierung  mag  durch  Gewalt  und  List  zu 
Stande  gekommen  sein  und  doch  aUmälig  sich  befestigen,  weil  sie  den 
Bedürfiiissen  des  Volkes  und  seinen  Neigungen  entspricht.  Haben  doch  die 
meisten  der  bestehenden  keinen  besseren  Ursprung.    Allerdings  bleibt  ein 
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nicht  zu  reditfertigender  Beginn  f&r  lange  Zeit  ein  schwacher  Funkt,  der 
zu  leichten  und  nnbeantwortbaren  Angriffen  Raum  gewährt,  und  Gegner  ver* 
säumen  es  nicht  leicht  diese  Gelegenheit  auszubeuten;  allein  daran  allein  wird 
eine  Macht  nicht  scheitern.  Möglicherweise  kann  sogar  dui'di  ein  offenes 
Eingeständniss  der  feindlichen  Waffe  die  Spitze  abgebrochen  werden;  voraus- 
gesetzt freilich,  dass  man  der  Zufriedenheit  mit  den  Leistungen  genugsam 
»eher  ist.  —  Schlimmer  ist  es,  wenn  die  zweite  Auslegung  die  richtige 
wäre.  Es  kann  zwar  viel  in  der  Welt  todtgeschwiegen  oder,  was  damit 
Hand  in  Hand  geht,  falsch  dargestellt  werden,  so  z.  B.  eine  einzelne  Gewalt- 
that,  Nichtbefriedigung  örtlidier  oder  sonst  engerer  Bedürfnisse,  schlechte 
Geldwirthsdiaft,  Unrecht  oder  Widersinn  in  auswärtiger  Politik;  allein  wenn 
die  praktischen  Folgen  sich  allmälig  fühlbar  machen  durch  sdiwere  Steuern, 
schlechte  Beamte,  Verfall  der  Gewerbe  und  des  Handels,  Verblassen  oder 
Verderbniss  der  Literatur:  dann  fängt  auch  die  Menge  an  zu  denken; 
später  redet  sie  auch;  endlidi  wird  sogar  gedruckt  trotz  aller  Hindemisse. 
Kommt  dazu  dann  noch  eine  einzelne  recht  bezeichnende  Handlung,  so 
kann  sie  wie  ein  Blitzstrahl  die  Nacht  erhellen  und  den  Abgrund  zeigen, 
in  welchen  man  gefallen  ist.  Mit  der  nun  eröfbeten  Discussion  ist  aber 
auch-,  wo  nicht  unmittelber  das  Ende,  so  dodi  die  Möglichkeit  zu  einem 
solchen  vorhanden. 

Es  zeugt  bei  Betheiligten  von  Verstand,  eine  soldie  Sachlage  einzu- 
sehen, und  die  cynische  Selbsterkenntniss  wird  klüglicherweise  vor  falschen 
Schritten  in  der  Richtung  von  Pressfreiheit,  Kammerverhandlungen  u.  s.  w. 
abhalten;  allein  die  Richtung  dieser  Erkenntniss  beweist  zu  gleicher  Zeit 
auch  die  Hohlheit  des  ganzen  Zustandes.  Eine  in  der  That  nicht  discutable 
Regierung  hat  ans  zwei  Gründen  keine  Zukunft:  erstens,  weil  sich  die 
Menschen  den  Mund  nicht  für  alle  Zeit  zubinden  lassen;  zweitens,  weil  die 
Heillosigkeit  der  Zustände  hinter  dem  Schirme  des  SüUschweigens  und  in 
folgerichtiger  Entwickelung  der  schlechten  Grundlage  bald  genug  unerträg- 
lich werden  muss. 

54. 
Phantasie  als  politisches  Agens. 

Von  den 'Verschiedenen  geistigen  Eigenschaften,  welche  einen  Einfluss 
auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  haben,  erfordert  keine  eine  umsichtigere 
Berechnung  des  Staatsmannes,  als  die  Phantasie,  das  heisst  die  Fähigkeit 
sich  Bilder  von  Zuständen  zu  machen,  welche  in  der  Wirklidikeit  nicht 
vorhanden  sind.  Dieselbe  kann  in  politischen  Dingen  nach  zwei  entgegen- 
gesetzten Seiten  hin  schädlich  und  selbst  sehr  gefahrlich  wirken.  Emmal, 
insofeme  sie  eine  völlige  Ho&ungslosigkeit  der  Zustände,  welche  in  der 
Wirklichkeit  nicht  vorhanden  ist,    vorspiegelt,    dadurch  aber  den  Muth 
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bricht  und  eine  rahige  Abwftgnng  der  in  der  That  bestehenden  Ge&hren 
nnd  der  Abwehrmittel  verhindert.  Auf  der  andern  Seite  aber,  wenn  sie 
nicht  bestehende  Krftfte  und  Hülfen  Torgankelt,  dadurch  zu  toUkOhnen 
Entflchlflssen  bewegt  und  rechtzeitiges  Znrathehalten  der  wirklich  yerfü^* 
baren  and  wirksamen  Mittel  verhindert.  Im  letztem  Falle  ist  das  Uebel 
am  so  grösser,  als  bei  einer  darch  eine  flble  £i&hrang  aufgedrängten  £r- 
kenntniss  der  Wirklichkeit  die  grandlose  Zuversicht  in  das  entgegengesetzte 
ftusserste  Extrem,  in  eben  so  grandlose  Ho&ungslosigkeit,  umzuschlagen 
geneigt  ist. 

Dass  sich  ein  Staatsmann,  welcher  auch  nur  entfernt  dieses  Namens 
werth  ist,  nicht  selbst  durdi  blosse  Phantasiegebilde  verführen  Iftsst,  ver- 
steht sich  freilich  von  selbst;  allein  seine  Au^be  ist  auch,  die  Phantasie 
der  Menge  richtig  zu  wtirdigen  und  dieselbe  sachgemftss  zu  behandeln«  Im 
Allgemeinen  ist  es  unzweifelhaft  das  Richtigste,  durch  aufrichtige  Dar- 
stellung der  Verhältnisse  eine  besonnene  Yerstandesansicht  von  den  öffent* 
liehen  Angelegenheiten  im  Allgemeinen  und  von  einzelnen  6e£fthren  ins- 
besondere zu  verbreiten,  so  dass  weder  ein  panischer  Schrecken  einreisse, 
noch  eine  leichtsinnige  Ueberschfltzung  der  Yortheile  stattfinde.  Allein  mit 
der  blossen  Dämpfung  der  Einbildungskraft  ist  es  doch  nicht  immer  gethan, 
auch  diese  nicht  unter  allen  Umst&nden  das  richtige  Yerfähren.  Es  können 
sich  vielmehr  F&lle  ereignen,  in  welchen  ansdieinend  im  Sinne  einer  durch 
Furcht  erhitzten  Phantasie  zu  handeln  ist,  um  diese  nicht  durch  Wider- 
spruch oder  Gleichgültigkeit  noch  mehr  zu  steigern,  vielmehr  Zeit  und  Ver- 
trauen zu  gewinnen;  ebenso  andere  Falle,  in  welchen  eine  rege  Phantasie 
benutzt  werden  kann  zur  eifrigen  und  über  gewöhnliche  Leistungen  hinaus- 
gehenden Unterstützung  der  für  nöthig  erachteten  Massregeln.  Ein  soldies 
VerfjBLhren  ist  kein  unwürdiges  Spielen  mit  einer  Lüge,  sondern  eine  ver- 
standige Benützung  der  gegebenen  Umstände. 

So  mag  bei  einer  pestartigen  Krankheit  manche  Massregel  von  der 
Regierung  ergriffen  oder  wenigstens  geduldet  werden,  von  welcher  vernünf- 
tigerweise eine  Milderung  des  Uebels  oder  eine  Bewahrung  vor  demselben 
nicht  zu  erwarten  steht,  die  aber  die  Phantasie  beschäftigt  und  dadurch 
zur  Beruhigung  der  in  sinnlose  Furcht  gerathenen  Gemüther  beiträgt.  Zum 
Beispiel  das  Anztlnden  von  Feuern  auf  öffentUchen  Platzen,  das  Lösen  von 
Gesdifltz,  die  Aufetellung  von  Abhaltungsoordons  in  unschädlicher  Form,  der 
Verkauf  zwar  nutzloser  aber  unschädlicher  Bewahrungsmittel,  ^atttrlidi  darf 
die  Veranstaltung  nicht  von  der  Art  sein,  dass  die  Krankheit  etwa  gar  da- 
durch gefördert  würde,  (wie  durch  Bittgänge  oder  Ausstellung  von  Reli- 
quien wohl  geschehen  könnte;)  ist  sie  aber  einfach  gleichgültig,  so  wird 
Zeit  gewonnen^  die  Menge  gewöhnt  sich  allmälig  an  das  Uebel,  die 
erweckte  Ho&ung  lässt  Verzweiflung  nicht  aufkommen.     Oder  es  mag, 
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wenn  bei  einem  drohenden  feindlichen  Einüalle  ein  panischer  Schrecken  alle 
Besinnung  und  alle  Hfllfsmittel  zu  Ifthmen  droht,  durdi  eine  kflnstliche 
Schaustellong  von  Truppen,  Kriegsger&then  u.  s.  w.,  durch  eine  Aufwerfung 
von  y  erschanzungen«  auch  wenn  dieselben  keinen  wahren  militftrischen  Zwecken 
dienen,  durch  Verbreitung  günstiger  Nachriditen  aber  bevorstehende  BOnd- 
nisse,  f^  den  Augenblick  und  bis  zur  Wiedergewinnung  der  Ueberlegung 
entgegenwirkt  werden. 

Auf  der  andern  Seite  kann,  wo  ein  verzweifelter  Kampf  mit  einem 
mächtigen  Feinde  bevorsteht,  die  Phantasie  des  Volkes  zu  begeisterter 
Antheilnahme  aufgeregt  werden  durch  öffentliche  Aufzüge  und  unge- 
wöhnliche Anwerbungen,  durch  Schaffung  neuer  Truppentheile,  von  welchen 
sich  die  Menge  Ungewöhnliches  verspricht,  durch  absichtliche  Steigerung 
des  Kriegslftrmens,  damit  sich  die  Einbildungskraft  eines  Jeden  mit  der 
Nothwendigkeit  und  den  Mitteln  ausserordentlidier  Massregeln  beschäftige, 
durdi  Verheissung  ausserordentlicher  Auszeichnungen,  u.  dgl.  In  andern 
Fällen  leistet  vielleicht  die  Aufstellung  von  Denkmalen,  die  Annahme  von 
aufOLlligen  Symbolen,  die  Anordnung  allgemeiner  Feste  oder  auch  Busstage 
einen  gleichen  Dienst.  Von  vortrefflicher  Wirkung  sind  schon  oft  schvning- 
voUe,  die  Einbildungskraft  ausfüllende  Anreden  oder  Prodamationen  ge- 
wesen, wie  solche  namentlidi  begabte  Feldherm  zu  erlassen  gewusst  haben. 
Ist  es  dodi  bekannt,  was  durdi  soldie  Mittel  in  Frankreidi  beim  Aus- 
bruche des  Revolutionskrieges,  in  Preussen  im  Jahre  1813  geleistet  worden 
ist.  Je  empfänglicher  ein  Volk  fOr  äussere  Eindrücke  ist,  desto  grösseren 
Einfluss  wird  auch  eine  richtig  berechnete  Aufregung  haben.  Von  selbst 
versteht  sich  freilich,  dass  die  regelmässigen  und  prosaischen  Mittel  zu 
Erreichung  des  beabsichtigten  Zweckes  über  solchen  dichterisdien  Versuchen 
nicht  versäumt  werden  dürfen.  Durch  Einbildungskraft  allein  kann  etwas 
Dauerndes  nicht  erreicht,  stofflich  Nothwendiges  nicht  ersetzt  werden;  allein 
sie  kann  möglicherweise  mäditig  mitwirken,  und  ein  Versuch  ist  um  so 
unbedenklicher  zu  machen,  als  ein  Fehlschlagen  nichts  verdirbt,  sondern 
eben  nur  ein  Gewinn  nicht  gemacht  wird. 

55. 
Unentschlossenheit. 

Unentsdiiedenheit  in  politischen  Dingen  hat  einen  doppelten  Nachtheii: 
einmal  lässt  sie  die  richtige  Zeit  zum  Handeln  versäumen;  zweitens  fahrt 
sie  in  der  Regel  auch  noch  zu  halben  Massregeln.  Welche  Nachtheile  aber 
aus  dem  Einen  und  dem  Andern  entstehen,  hat  wohl  keine  Zeit  noch 
so  deutlich  und  so  häufig  gezeigt,  als  gerade  die  Gegenwart.  Der  Satz 
de  Maistre^s,  dass  mehr  Angelegenheiten  durch  Feigheit  zu  Grunde  gerichtet 
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werden,  als  dnrch  Unvorsiditigkeit,  ist  doppelt  wahr  von  dem  durch  Zöge« 
rang  angerichteten  Schaden. 

Der  Ursachen  politischer  Unentschlossenheit  sind  es  aber  mehrere.  Der 
Fehler  mag  herrühren  TOn  allgemeinem  Mangel  an  scharfem  Urtheile  und 
an  Charakter  bei  entscheidenden  Personen.  Oder  aber  es  wird  die  Halbheit 
herbeigeführt  durch  den  Widerwillen,  in  ein  neues  unfreiwillig  aufgedrun- 
genes System  flberzugehen,  und  durch  Hintergedanken  und  Hoffnungen  auf 
eine  Wiederherstellung  des  Alten.  Endlich  kann  selbst  einem  gewöhn- 
lidien  Yerhflltnissen  «gewachsenen  Manne  der  Muth  zu  einem  Entschlüsse 
fehlen,  wenn  die  innere  oder  äussere  Lage  des  Staates  so  schwierig  ist,  dass 
ein  falscher  Schritt  ins  Verderben  zu  stürzen  droht. 

Es  fiOlt  in  die  Augen,  wie  schlimm  diess  Alles  ist,  weil  eine  durch- 
greifende Hülfe  kaum  zu  erwarten  steht,  am  wenigsten  durch  irgend  eine 
bestimmte  Staatseinrichtung  zu  bewerkstelligen  ist. 

Rührt  die  Unentschlossenheit  aus  allgemeiner  persönlicher  Unzureichen- 
heit,  so  ist  natürlich  gar  nichts  zu  hoffen.  Der  Mensch  wird  durch  Erfahrung 
vielleicht  vorsichtiger,  niemals  aber  talentvoller  oder  tapferer;  und  es  ist  zwar 
möglich,  Anstalten  zu  errichten,  welche  für  Anträge  und  für  gute  Rathschläge 
sorgen,  nicht  aber,  ein  Verständniss  derselben  und  einen  Willen  zu  erzwingen. 
Hier  besteht  einfach  ein  Unglück,  welches  nur  bei  einem  Wechsel  der  Per- 
sonen wieder  aufhört. 

Nicht  viel  günstiger  steht  es  in  dem  Falle  eines  schlechten  Willens,  sich 
in  neue  Zustände  zu  fügen.  Hier  mag  allerdings  üble  Erfahrung  bekehren, 
da  keineswegs  Einfalt  und  Schwäche  mit  solchem  Widerstreben  verbunden 
zu  sein  braucht:  allein  einmal  ist  dann  der  Schaden  jedenfalls  bereits  er- 
litten, vielleicht  in  unwiederbringlicher  Weise,  und  Besserung  zu  spät; 
zweitens  ist  auf  eine  wirkliche  Umwandlung  wenig  zu  rechnen.  Von  Jugend 
an  gehegte  Anschauungen  und  Yorurtheile  sind  schwer  vollständig  auszu- 
rotten, am  wenigsten  bei  Solchen,  welche  an  die  Durchführung  ihres  Willens 
gewöhnt  sind  und  Widerspruch  wenig  haben  ertragen  lernen.  In  der  Kegel 
wird  hier  nur  förmliche  Nöthigung  und  Drohung  von  noch  Schlimmerem 
etwas  bewirken;  und  auch  dann  bleiben  zwei  grosse  Uebel.  Auf  der  einen 
Seite  ein,  in  der  Regel  ganz  gerechtfertigtes,  Misstrauen;  auf  der  andern 
Seite  ein  Has«  gegen  die  Zwingenden  und  vor  Allem  gegen  deren  Stimm- 
führer, selbst  wenn  diese  in  die  unmittelbare  Nähe  berufen  werden  muss- 
ten  und  dem  Scheine  nadi  die  nächsten  Gehülfen  geworden  sind. 

Am  besten  noch  ist  der  dritte  Fall,  trotzdem  dass  er  der  schlinmiste 
zu  sein  scheint.  Hier  kann  doch  klare  Einsicht  in  die  Unvermeidlickeit 
eines  Entschlusses  und  in  die  Oefiahr  einer  Zögerung  zu  einer  Aufraffung 
nnd  zu  einer  tapferen  Durchführung  des  Beschlossenen  bewegen;  und  dass 
diese  Einsicht  einem  sonst  nicht  untüchtigen  Manne  komme,  ist  nicht  un- 

V.  Molil,  StoAtsrecht    Bd.  K.  7 
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wahrscheinlich.  Eine  klare  und  feste  Entsdilossenheit  der  öffentlichen  Mei- 
nupg,  der  Presse  und  der  Ständeversammlangen  aber  mag  eine  solche 
Wendung  zum  Bessern  mächtig  fördern,  vorausgesetzt,  dass  eine  wirkliche 
Kraft  sich  zeige,  und  nicht  blos  ein  Wortgeklingel  von  »Gut  und  Blut«. 
Diess  aber  um  so  leichter,  als  es  ungerecht  wäre,  eine  Unentachlossenheit 
dieser  Art  ohne  Weiteres  einem  wirklichen  Mangel  an  Muth  zuzuschreiben. 
Zum  guten  Theile  kommt  sie  auf  Bechnung  der  durch  die  gesteigerte  Ge- 
sittigung  höchst  verwickelten  Verhältnisse,  und  namentlich  der  durch  die 
riesenmässige  Entwickelung  der  materiellen  Interessex;  vermehrten  Besdiä- 
digungsmöglichkeit;  vielleicht  auch  auf  Rechnung  eines  besonders  tiefgehen- 
den sittlichen  Ernstes  in  der  Auffassung  der  Begentenpfiichten,  welcher 
sich  dann  ebenfalls  geltend  macht,  wenn  die  Ueberzeugung  gewonnen  ist, 
dass  es  Pflidit  sei  zu  handeln. 


2. 
üeber  Bnreaukratie.  0 

Seit  verbältnissmäBsig  kurzer  Zeit  ist  aller  Orten   und  bei  den  ver- 
schiedenfiten Gelegenheiten  von  »Bnreaolcratie«  die  Rede.    In  der  Regel 


1)  Zuerst  erschienen  in  der  TObin^er  Zeitschrift  Ar  8t. W.,  1846,  8.  830i^.  >•  Der  früher, 
meines  Wissens  wenigstens,  nicht  bearbeitete  Gegenstand  ist  seitdem  mehrfiuJi  erörtert  worden. 

—  Zuerst  ist  sa  nennen:  F.  Böhmer,  Dentschlands  alte  nnd  neae Bnreavkratle.  Hiinchen,  1848. 
ZonSchst  politische  Flngschrift  nnd  in  naivster  Weise  SellMtempfehlnng  lu  einem  Ministerinm, 
enthilt  diese  Erörterung  ilber  vor-  und  nachm&rzliehe  Bnreaukratie  doch  auch  manches  allge- 
mein bedeutende  und  geistreiche  Wort  Dem  Verfhsser  sufolge  ist  Bnreaukratie  da  rorhanden, 
wo  an  der  Stelle  leitender  Staatsmänner  Bnreaumftnner  stehen,  nnd  Ihr  Charakter  Ist  Forma- 
Usmus,  welcher  die  Besonderheiten  des  Lebens  nach  der  starren,  mechanischen  und  abstracten 
Begel  misst  Als  einsiges  aber  auch  sogleich  wirksames  Mittel  gegen  das  Uebel  wird  die 
Uebertragung  der  Leitung  an  geistreiche  Staatsmänner  genannt  —  Allerdings  weit  frfiher  (17M) 
geschrieben,  aber  doch  erst  itxt  veröffentlicht  sind  W.  vonUumboldt's  Ideen  zu  einem  Ter- 
such,  die  Orensen  der  Wirksamkeit  des  Staats  sn  bestimmen.  Breslau,  1851.  Ob  die  kleine 
Schrift  viel  cur  Vermehrung  des  Buhms  ihres  Verfassers  beiträgt,  mag  dahingestellt  bleiben; 
Jeden  Falles  ist  der  Grundgedanke,  den  Staat  auf  die  Sorge  für  das  sogenannte  negative  Wohl 
der  Bürger,  also  wesentlich  auf  Bechtspflege,  su  beschränken,  ein  verfehlter  und  veralteter. 
Ffir  die  hier  vorliegende  Frage  konunt  die  Arbeit  insofeine  in  Betracht ,  als  eine  flbergrosse 
Zahl  von  Beruftbeamten  und  Vielschreiberei  unter  den  Folgen  des  Hinausschweifens  Über  die 
richtigen  Gränsen  der  Staatsthätigkeit  angegeben  ist.  —  Nicht  ohne  Gedanken,  aber  im  Wesent- 
lichen verkehrt  und  vielfach  auch  nur  phrasenhaft  ist  die  Abhandlung:  der  bureauknitisehe 
Staat  nach  seinem  Ausgangspunkt  und  Ziel.  (In  der  D.  Viertel-J.Schr.,  1857,  H.  S,  S.  107—147.) 
DerZweck  Ist,  in  wesentlich  sodalistischer  Auffassung,  die  Nothwendigkeit  einer  vollkommenen 
Umgestaltung  des  Lebens  des  Einseinen,  der  Gesellschalt  und  des  Staates  nach  neuer  Aufgabe 
und  mit  neuem  Organismus  su  seigen ;  die  Bnreaukratie  aber  erscheint  dabei  nicht  als  ein  Feh- 
ler und  Auswuchs,  sondern  als  die  notfawendige  Folge  der  itsigen  Lebens-  und  Staatsaufflusung. 

—  Ziemlich  leicht  gehalten  aber  klar  und  verständig  ist  B rate r 's  Artikel  „Bnreaukratie**  in 
Blnntschll's  Staatswörterbuch,  Bd.  II,  S.  893—800.  Als  Bureaukratie  wird,  in  sichtbarer  Anlehnung 
an  Böhmer,  Mos  formales  Begieren  durch  ein  kastenhaltes  Beamtenthum  betrachtet,  und  ihr . 
Grund  geftiuden  in  der  grossen  Thätigkeit  des  Staates  der  Neuseit,  wenn  solche  nicht  durch 
staatsmännischen  Verstand  und  Willen  geleitet  und  durchgeistigt  sei.  —  Ausführlich  und  mit 
Eingehen  auf  viele  mehr  oder  weniger  verwandte  Fragen  wird  endlich  der  Gegenstand  erörtert 
in  swei  Abhandlungen  H.  von  Gagern's,  nämlich  in  dem  Art.  „Bureaukratie**  in  Welcker'f 
Staatslexicon,  8.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  179—220,  nnd  „Centralisation  und  Selbstregiemng  des  Volkes^ 
das.,  8.417—481.  Der  Hauptgedanke  ist:  dass  eine  Folge  der  neueren  Staatsldeen  dne  grosse 
Steigerung  der  Aufgabe  sei,  welcher  denn  der  Staat  ausschliesslich  durch  seine  Organe  habe 
genfigen  wollen  mit  Ausschluss  des  nicht  im  Amte  stehenden  Volkes.  Allerdings  haben  die 
Beamten  viel  Gutes  gewirkt,  so  lange  sie  die  Geistesaristokratie  gewesen;  dem  sei  nun  aber 
nicht  mehr  so,  daher  allgemeine  Klage  fiber  sie  und  ihre  Bevormundung.    Diese  Klagen  seien 

.  Jedoch  nicht  aUe  gerecht,  sondern  treffen  manchfach  den  Staat  als  solchen ,  der  nun  einmal 
nach  dem  Loose  aUer  menschlichen  Dinge  nicht  vollkommen  sei.  Freie  Institutionen  werden 
als  das  beste  HflIibmittel  gegen  die  wirldichen  Fehler  der  Bureaukratie  angegeben.  In  dem 
Anftatze  fiber  Centralisation  ist  namentlich  eine  eben  so  ausführliche  als  scharfe  Beurtheilung 
der  oben  genannten  Abhandlung  In  der  D.  Vlertel^.Schr.  su  bemerken.  —  Dass  die  vorstehen- 
den neueren  Behandlungen  des  Gegenstandes  bei  der  hier  vorliegenden  Ueberarbeitung  der 
arsprfinglichen  Abhandlung  benfitst  sind,  versteht  sich  von  selbst 
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nicht  in  wohlwollendem  und  billigendem  Sinne;  und  zwar  vereinigen  sich 
zu  Erlagen  über  diesen-  gemeinschaftlichen  Feind  Stände  und  Einzelne,  deren 
Ansichten  und  Zwecke  sonst  sehr  von  einander  abweichen.  Was  ist  nun 
der  scharfe  Begriff  des,  vom  Philologen  als  barbarisch  zu  verurtheilenden, 
Wortes?  Beweist  sein  später  Gebrauch  irgend  eine  neue  Gestaltung  in 
Staat  und  Gesellschaft;  oder  hat  sich  nur  jetzt  eine  Bezeichnung  für  etwas 
längst  Vorhandenes  gefunden,  welches  .dadurch  deutlidier  zum  Bewusstsein 
gekommen  ist?  Ist  es  vielleicht  nur  eine  sinnlose  Mode-Redensart,  die 
nach  kurzer  Zeit  als  veraltet  und  abgeschmackt  gelten  wird?  Wenn  Letzteres 
aber  nicht,  wie  hat  sich  die  Wissensdiaft  und  wie  das  Leben  zur  Sache, 
welche  damit  bezeichnet  wird,  zu  verhalten? 

(ranz  unbekannt  und  ungebraucht  war  das  Wort  allerdings  schon  seit 
einer  Eeihe  von  Jahren  nicht;  aber  es  wurde  in  einem  ganz  anderen  Sinne 
angewendet.  Nach  dem  Vorgänge  von  Malchus  (in  seiner  Politik  der 
Staatsverwaltung)  bezeichnete  man  als  »bureaukratisches«  System  diejenige 

'  Einrichtung  der  Ministerien  oder  sonstiger  höherer  und  mittlerer  Verwaltungs- 
behörden, bei  welchen  die  Geschäfte  nicht  coUegialisch  berathen,  sondern 
vom  Vorstande  an  einzelne  Referenten  gegeben  und  von  diesen  far  seine 
selbstständige  Entscheidung  vorbereitet  werden.  Selbst  die  früheren  Aus- 
gaben des  Welcker 'sehen  Staatslexikons  kennen  z.  B.  noch  keinen  andern 
Sinn  des  Wortes*). 

f  Jetzt  aber  ist  von  der  Bureaukratie  die  Rede  als  von  einer  gesellschaft- 
liehen Gewalt  oder  von  einem  Regierungssysteme;  auch  wohl,  wenn  die  Be- 
theiligung eines  Einzelnen  bei  solcher  in's  Auge  gefasst  wird,  als  von  einer 
Summe  gewisser  Eigenschaften,  welche  in  gar  keiner  Beziehung  stehen  zu 
der  eben  erwähnten  Form  der  Behörden-Organisation.  Es  ist  jeden  Falles 
etwas  Weiteres  und  Grösseres,  etwas  liCbenskräftiges. 

Aber  eben  so  gewiss  soll  auch  damit  immer  ein  Tadel  ausgesprochen 
werden.    Niemand  hat  sich  noch  dazu  selbst  bekannt,  ein  »Bureaukrat«  zu 

'  sein  f  ^niemals  werden  Ansichten  oder  Zweck  und  eigener  Nutzen  der  Bureau- 
kratie als  ein  triftiger  Grund,  als  ein  Anlehnungspunkt  genannt.  Es  steht 
also  dieselbe  in  keinem  Falle  auf  gleicher  Linie  mit  Aristokratie,  Radika- 
lismus, monarchischem  Prinzipe,  Parlamentarismus,  Orthodoxie  oder  frei- 
sinnigem Kirchenthum.  Diese  bilden  den  Mittelpunkt  von  Parteien,  haben 
Anhänger^  welche  sich  ihrer  Theilnahme  und  Anhänglichkeit  berühmen,  ihre 
Förderung  ist  Gegenstand  offen  anerkannter  Wünsche  und  Bestrebungen. 

f  Der  Tadel  aber,  welcher  gegen  die  Bureaukratie  ausgesprochen  wird, 
ist  wieder  ein  in'  sich  sehr  verschiedener.  Der  StÄudesherr,  der  Deutsch- 
katholik, der  Jesuitenanhänger,  der  Baumwollenspinner,  der  Mann  desWider- 


1)  Eine  aiuAhrllche  und  sehr  Beachtenswertbes  enthaltende  Erörtenmg  Aber  diesen  Begriff 
d^r  Bareaiilirfttie  s.  in  Gagern *8  Artil&el  „Bnreaiiiiratic",  8. 179  fg. 
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spnichs  in  einer  ständischen  Kammer,  der  landflüchtige  Flagschriften-Yer- 
fiEksser  sind  wundersam  einstimmig  in  der  Yerwerfiing,  im  verachtenden  Hasse 
gegen  die  Bureaukraten.  Unmöglich  können  nnn  aber  diese  Alle  das  Näm- 
liche meinen,  weO  sie  so  weit  entfernt  sind,  das  Nämliche  zu  wollen. 

Der  nächstliegende  Gedanke  ist,  dass  man  mit  dem  nenen  Worte,  wel- 
ches noch  keine  amtliche  Geltung^  habe,  und  womit  also  auch  Niemand  (etwa 
gerichtlich)  sich  selbst  gekennzeichnet  erklären  könne,  nur  eben  die  Regie- 
rung bezeichnen  wolle,  soweit  man  diese  zu  tadeln  gedenke;  dass  man  sich 
also  dnrch  seinen  Gebrauch  kittglich  sicher  zu  stellen   und  überdiess  noch 
in  wohlfeiler  Weise  tiefdenkend  und  staatlich  hochgebildet  zu  bezeigen  be- 
absichtige. —   Dem   ist    doch  aber  nicht  also.     Allerdings   versteht  mam 
unter  Bnreaukratie  irgend  eine  Richtung  oder  Thätigkeit  irgend  einer  Re- 
gierungsgewalt; allein  das  Wort  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Regierung 
selbst.    Keinem  Menschen,  und  wäre  er  noch  so  unzufrieden  gewesen  mit 
Sir  Robert  PeePs  Kombill,  ist  es  beigegangen,  dieselbe  als  ein  Erzeugniss 
der  englischen  Bureaukratie  zu  bezeichnen.    Man  spricht  in  Frankreich  wohl 
davon,  dass  die  Bureaus  etwas  nicht  begreifen,   dass  sie  keine  Gemeinde- 
freiheit wollen,  träge  in  einem  alten  Geschäftsgeleise  bleiben;  allein  noch 
Keiner  hat  gefürchtet,  dass  die  französische  Bureaukratie  den  fi[lerus  zu 
gewinnen  oder  den  Pabst  seiner  weltlichen  Herrschaft  zu  berauben  trachte, 
die  Pressfreiheit  unterdrücke,  das  linke  Rheinufer  an  sich  zu  reissen  suchen 
werde.     Man  weiss  sie  und  die  Regierung  wohl  aus  einander  zu  halten. 
Man  behauptet  einer  Seits  dass  die  preussische  Bureaukratie  keine  kräftigen 
Massregeln  zum  Schutze  dieser  oder  jener  Gewerbethätigkeit   wolle,  und 
man  kann  anderer  Seits  täglich  in  Hamburg  hören,  dass  sie  ihren  Welt- 
handel nicht  von  .preussischen Bureaukraten  regeln  lassen  können:  aber  man 
sagt  nicht,  die  österreichische,  badische  oder  württembergische  Bureaukratie 
sei  Schuld  an  dem  Abschlüsse  der  Concordate.    Der  deutsche  Yaterlands- 
freund  beklagt  tief  die  Nichtigkeit  oder  den  üblen  Willen  des  Bundestages; 
allein  der  Bureaukratie  misst  er  die  Schuld  nicht  zu.    Man  sprach  in  Neapel 
mit  der  grössten  Verachtung  von  der  Bureaukratie;  allein  dennoch  wurde  nicht 
ihr  die  Begünstigung  der  Jesuiten,  der  Zoll  auf  fremde  Bücher,  die  krampf- 
hafte Zurückweisung  aller  freiheitlichen  Institutionen  Schuld  gegeben.    Man 
wusste,  dass  diess  anders  zusammenhieng. — Also  Bureaukratie  und  Regierung 
sind  nicht  gleichbedeutend;  jenes  Wort  ist  nicht  etwa  nur  ein,  dnrch  Gensur 
und  Pressprocesse  räthlich  gewordener  oder  durch  constitutionelle  Gebräuche 
eingeführter,  Euphemismus. 

Eben  so  wenig  decken  sich  aber  etwa  die  Begriffe  Bureaukratie  und« 
Vielregieren.     Es  mag  sein,  —  weiter  unten  wird  davon  mehr  die  Rede 
werden,  —  dass  unnöthiges  Regieren  eine  gewöhnliche  Eigenschaft  der  Bureau- 
kratie ist.    Allein  gar  mancherlei  Vorwürfe,  welche  man  so  ziemlich  allge- 
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mein  glaubt,  der  Boreaukratie  machen  zu  sollen,  lassen  sich  dodi  keines- 
wegs nur  auf  den  Fehler  einer  bloss  äusserlichen  und  formalen  Thätigkeit 
und  des  Einmischens  in  Dinge,  welche  besser  sidi  selbst  erledigen  würden, 
zurückfahren.  Wenn,  wie  wohl  geschieht,  einem  Bureaukrateu  beschr&nkter 
Hochmuüi,  Unkenntniss  des  wirklichen  Lebens,  stumpfsinniges  Beharren  beim 
Hergebrachten,  Beruhigung  beim  Befehle  wenn  auch  kein  £rfolg  sich  zeige, 
zugeschrieben  wird,  so  sind  diess  andersartige  Fehler.  Zuweilen  wird  der 
Bureaukratie  vorgeworfen,  dass  sie  wichtige  gesellschaftliche  oder  staatliche 
Aufgaben  gar  nicht  fasse,  also  nicht  einmal  einen  Anfang  zu  ihrer  Lösung 
mache:  dann  ist  selbstredend  von  irgend  welcher  Schreiberei  keine  Rede. 
Und  eben  so  hat  mit  dieser  Sünde  der  Tadel  nidits  gemeinschaftlich,  dass 
die  Bureaukratie  sich  mit  dem  ganzen  staatlichen  Leben  verwechsle,  dasselbe 
in  sich  aufgegangen  erachte.  Eine  soldie  Selbstüberschätzung  hat  eine 
nichtige  formelle  Thätigkeit  nicht  nothwendig  im  Gefolge. 

Noch  weniger  bezeichnet  man  mit  dem  neubeliebten  Ausdrucke  die 
absolute  Regierung,  in  so  ferne  diese  etwa  einer  ständischen  Thätigkeit 
widerstrebt  oder  eine  solche  ganz  verhindert.  Es  mag  sein,  dass  gerade 
dieses  letztere  stasctliche  Lebenselement  der  Bureaukratie  wesentlich  zuwider 
ist:  allein  diese  und  unbeschränktes  Fürstenthum  sind  dennoch  nichts  weniger 
als  das  nämliche.  Auch  ist  der  Widerwille  der  Bureaukratie  gegen  Volks- 
vertretung keineswegs  ihr  einziger  oder  auch  nur  ihr  hervorstehendster 
Charakterzug.  Es  kann  eine  Bureaukratie  in  einem  Lande  geben,  welches 
ständische  Einrichtungen  weder  hat  noch  verlangt;  und  es  kann  sidi  dieselbe 
in  einem  constitutionellen  Staate  auch  in  Dingen,  welche  zu  der  ständischen 
Wirksamkeit  in  gar  keiner  Beziehung  stehen,  fühlbar  machen. 

Endlich  mag  es  sidi  wohl  begeben,  dass  in  einem  Lande,  welches  unter 
einer  nicht  nationalen  Regierung  leidet,  diese  als  Bureaukratie  bezeichnet 
wird;  allein  es  ist  diess  im  Grunde  eine  falsche  Bezeichnung.  Allerdings 
mag  in  solchen  Verhältnissen,  wo  sich  die  Eingebomen  von  dem  öffentlichen 
Dienste  ferne  halten  und  also  die  zur  Regierung  Verwendeten  Fremde  sind, 
das  Beamtenthum  manche  Eigenschaften  annehmen,  welche  auch  der  Bureau- 
kratie vorgeworfen  werden,  z.  B.  Abgeschlossenheit,  Unfreundlichkeit,  kasten- 
mässiges  Zusammenhalten;  allein  theils  sind  die  Ursachen  dieser  Erschei- 
nungen wesentlich  verschieden  von  denen,  welche  eine  Bureaukratie  im 
eigenen  Lande  und  aus  dessen  Angehörigen  bilden,  theils  ist  es  sehr  wohl 
möglich,  dass  eine  solche  den  Eingebomen  fremde  Verwaltung  an  den 
eigentlichen  und  bezeichnenden  Eigenschaften  einer  Bureaukratie  gar  nicht 
leidet.  Sie  kann  kräftig  und  mit  Einsicht  die  Sachen  und  nicht  blos  die 
Formen  behandeln,  staatsmännisch  ihre  Zwecke  auffassen  und  verfolgen,  so 
wenig  dem  Schlendrian  verfallen  sein,  dass  sie  sogar  kühne  Neuerangen 
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nntemimmt.  Weun  sie  also  deunodi  nicht  beliebt  ist,  so  sind  ganz  andere 
Grflnde  schuld  daran,  als  solche,  welche  in  ihi-em  eigenen  Gebahren  wurzeln. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  wohl  der  sicherste  Weg  ;a  einer  scharfen 
Auffassung  des  yielfältig  und  offenbar  oft  unklar  angewendeten  Begriffes, 
wenn  die  verschiedenen  Aussagen  ttber  die  Neigungen  und  Wirkungen  der 
Bureaukratie  möglichst  Tollständig  aufgezählt  werden.  So  mag  nuin  dann 
von  den  einzelnen  Erscheinungen  auf  das  ihnen  Gemeinschaftliche  und  auf 
das  Wesen  der  Sache  zurückschliessen.  Dass  hierbei  hauptsächlich  deutsche 
Zustände  zu  Grunde  gelegt  werden,  ist  wohl  natOrlich.  Nicht  nur  scheint 
die  in  Frage  stehende  Einrichtung  und  Gewalt,  welcher  Art  sie  nun  auch 
sei,  in  unserem  Gesammtvaterlande  einen  Hauptsitz  zu  haben,  sondern  es 
lassen  sich  naheliegende  Thatsachen  auch  leichter  richtigstellen  und  beur- 
theilen.  Nichts  wäre  aber  überflüssiger ,  als  immer  erst  den  ^Beweis  zu 
führen,  dass  die  Klagen  wirklich  bestehen.  Es  handelt  sich  von  einer  täg- 
lichen Erscheinung  im  Leben.  Es  mag  sein,  dass  in  den  Berichten  der 
unteren  Stellen  an  die  höheren  nicht  viel  zu  finden  ist  von  dem,  was  jetzt 
gesagt  werden  wird.  Ebenso  ist  wahrscheinlich,  dass  jene  Menschen,  deren 
Blick  geistig  und  physisch  niemals  über  ihren  Tisch  und  über  den  Acten- 
gletscher  auf  demselben  wegstreift,  von  diesen  Uebelständen  noch  nichts  ge- 
hört haben.*  Desshalb  bestehen  sie  aber  doch;  und  eine  jede  Entdeckungs- 
reise in  einen  Salon  oder  in  ein  Bierhaus  würde  den  Beweis  davon  zu  Ge- 
nüge liefern. 

Vor  AUem  ist  eine  entschiedene  Feindseligkeit  gegen  die  Bureaukratie 
bei  den  bevorzugten  Ständen,  namentlich  bei  den  Standesherren  und  den 
ritterschaftlichen  Gutsbesitzern,  zu  finden.  Diese  werfen  ihr  Zweierlei  vor. 
Einmal  die  Neigung  zur  Abläugnung  oder  wenigstens  Beschränkung  der 
durch  Bundes-  oder  Laudes-Gesetzgebung  festgestellten  Vorrechte,  also  der 
Ueberreste  und  der  Entschädigungen  früherer  landesherrlicher  Befugnisse. 
Es  beklagt  sich  die  Landaristokratie,  durch  die  Bureaukratie  möglichst  auf 
das  allgemeine  Mass  der  staatsbürgerlichen  Verhältnisse  heruntergedrückt 
zu  werden.  Zweitens  beschwert  sich  dieselbe  über  gesuchte  oder  natürliche 
Rücksichtslosigkeit  in  den  Formen  des  amtlichen  Verkehres.  Die  Abneigung 
dieser  hochgestellten  Klasse  der  Gesellschaft  gegen  das,  was  sie  als  Bureau- 
kratie betrachtet  und  bezeichnet,  ist  eine  so  entschiedene,  dass  sie  schon 
bei  Gelegenheit  eine  Annäherung  besonders  Erbitterter  an  die  äusserste 
Widerspruchspartei  des  Bürgerstandes  zur  Folge  gehabt  hat,  wenigstens  der 
Berührungspunct  ist,   auf  welchem  gemeinsames  Handeln  möglich  ist. 

Eine  zweite  sehr  entschiedene  Gattung  von  Gegnern  hat  die  Bureau- 
kratie an  den  Gewerbetreibenden,  namentlich  den  höheren  Klassen  derselben. 
Diese  beklagen  sidi  einer  Seits  über  Unthätigkeit  und  Stumpfheit,  anderer 
Seits   über   unnöthiges   und  schädliches   Vielregieren.     So  war  z.  B.  der 
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Zollverein  und  dessen  innere  und  äussere  Weiterausbildung  lange  Zeit  Gre« 
genstand  dieser  beiden  Klagen  zumal.  Man  gab  der  Bureaukratie  Sdiuld« 
dass  sie  die  grosse  Massregel  nicht  in  ihrer  vollen  Bedeutung  auffasse,  die 
Bedürfnisse  des  erst  entstehenden  deutschen  Gewerbes  nicht  berücksichtige, 
dass  keine  genügenden  Sdiut^zöUe,  keine  Differentialzölle,  keine  Handels- 
verträge zu  erreichen  seien;  und  wenn  man  sich  auch  nicht  zum  Vorwurfe 
bewusst  schlechten  Handelns  hinreissen  liess,  so  sprach  sich  um  so  lauter 
die  Ansicht  aus,  dass  nur  Unkenntniss  des  Lebens  und  der  Gewerbe,  Kleben 
an  längst  verklungenen  Schultheorieen,  Eigensinn  der  Geistlosigkeit  solches 
Versehei^  erklärlich  machen.  Unnöthiges  Yielregieren  und  unzweckmässiger 
Formenkram  aber  fürchteten,  und  fürchten  nod),  anderer  Seits  die  grossen 
Handelsstädte,  deren  Beitritt  zum  Zollverein  für  Deutschland  von  so  unbe- 
rechenbarer Wichtigkeit  wäre.  Zu  anderen  Zeiten  und  an  anderen  Orten 
wird  geklagt  über  bureaukratische  Schwerfälligkeit  und  Pedanterie  in  der 
Verwaltung  der  grossen- Trapsportanstalten  des  Staates,  über  Unkenntniss 
oder  Missachtung  der  Bedürfhisse  und  Gewohnheiten  des  gewerblichen  Ver- 
kehres.  Oder  man  beschwert  sich  über  sinnlose  Sdiwierigkeiten,  welche  aus 
angeblich  polizeilichen  Gründen  bei  der  Errichtung,  Erweiterung  oder  dem 
Betriebe  von  bewerben  gemadit  werden. 

Ein  dritter  Vorwurf  gegen  die  Bureaukratie  wird  von  Seiten  vieler 
Vertreter  kirchlicher  Interessen  erhoben,  und  zwar  sowohl  von  Protestanten 
als  Katholiken.  Beide  behaupten  gleichmässig,  es  verkümmere  dieselbe  das 
freie  und  selhstständige  religiöse  Leben;  sie  versage  den  Kirchen  die  Aus- 
übung unzweifelhafter  Rechte,  sich  selbst  eindrängend  an  (jUe  Stelle  der 
kirchlichen  Organe;  sie  würdige  die  Kirchen  herab  zu  Polizeianstalten  und 
Succursalen  der  Gensdarmerie;  missbrauche  die  Geistlichen  zu  den  fremd- 
artigsten Schreibergeschäften;  glaube  durch  Beschreibung  eines  Foliobogens 
die  Gewissen  bei  Seite  setzen,  Weltansichten  eines  ganzen  Lebens  ändern 
zu  können.  Natürlich  werden  diese  Beschwerden  im  Einzelnen  wieder  ver- 
schieden formulirt,  je  nachdem  sie  gegen  das  von  der  Bureaukratie  an  sich 
gezogene  Consistorialregiment  über  eine  protestantische,  oder  gegen  eine 
enge  Ueberwachung  der  katholischen  Kirche  gerichtet  sind;  allein  im 
Wesentlichen  sind  die  Klagen  der  Ultramontanen,  der  Pietisten,  der  För- 
derer eines  Gemeindelebens  in  der  protestantischen  Kirche,  selbst  der 
Lichtfreunde  und  der  Deutschkatholiken  die  gleichen.  Für  alle  ist  die 
Bureaukratie  eine  gewaltthätig  vordrängende,  Form  und  Staatsheirschaft 
auf  unzweckmässige  Weise  handhabende,  eine  gleidmiässig  gefürchtete  und 
gehasste  Gegnerin  ^). 


1)  Mm  Teisrlelehe  Aber  diesen  Pnnct:  Bareaakratie  and  Geistlichkeit,  eine  eodalpoUtiselie 
Sklsze.  (In  der  Dentsdien  Y^.Schrift,  1856,  H.  8.)  Wenn  gleich  diese  Schildentng  würt- 
tembergischer Zastibkde  sich  in   liemllcb  niederem  Gebiete  ron  Gedanken  and  Thatsachen 
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Will  man  recht  eigentlich  verachtende  Klagen  ttber  dieselbe  hören^ 
80  wende  man  sidi  an  die  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  oder  mit 
öffentlidien  Arbeiten  beauftragten  Techniker,  also  an  Banmeister,  an  In- 
genienre  bei  Eisenbahnen  nnd  Kanälen,  an  die  Verwalter  von  Domanialberg- 
werken,  Hüttenwerken  a.  dgl.  Diese  wissen,  fast  ohne  Ausnahme,  kein  Ende 
zu  finden  in  ihren  Beschwerden  Aber  den  Mangel  an  wahrer  Einsicht,  ttber 
die  Erdrttcknng  durch  nutzlose  Schreiberei  und  störende  sowohl  als  nichts- 
sagende Controle,  ttber  die  Befehle  zu  unzeitigen  und  unwirthschaftlichen 
Ersparnissen,  aber  verletzende  Formen  im  amtlichen  Verkehre.  Bis  zum 
UeberwaUen  siedet  in  soldien  Mttnnem  das  beleidigte  Kttnstlerbewusstsein 
nnd  der  Unwille  des  Gewerbverständigen  und  des  Wirthschafters  ttber  unver- 
ständige und  verletzende 'Einmischung  oder  Beschränkung.  Sie  behaupten, 
ihre  meiste  Zeit  und  Kraft  am  Schreibtische  anstatt  beim  Geschäfte  ver* 
bringen,  Berichte  und  Tabellen  anstatt  Ergebnisse  liefern  zu  mttssen;  bei 
ihren  ttberlegtesten  und  besten  Planen  auf  Widerstand  zu  stossen;  ttber  der 
Geschäftsform  die  Sache  leiden  zu  sehen;  kurz  in  der  ungeistigen  Atmos- 
phäre der  Bureaukratie  zu  ersticken  und  Wissen  sowohl  als  Namen  zuzu- 
setzen. 

Auch  der  Mann  der  Wissenschaft  schliesst  sich  nicht  selten  diesen  Be- 
schwerden an.  Seiner  Meinung  nach  nimmt  die  Bureaukratie  von  neuen 
Lehren  in  der  Regel  gar  keine  Notiz,  wären  sie  auch  noch  so  schlagend 
bewiesen  und  verspräche  ihre  AusfQhrung  den  entschiedensten  Vortheil,  selbst 
fttr  die  Regierung.  Begraben  in  der  Masse  des  Einzelngeschäftes,  ermattet 
durch  die  Menge  und  die  Geistlosigkeit  der  täglichen  Aufgaben,  häufig  ganz 
entblösst  von  literarisdien  Hfll&mitteln,  abgeschnitten  von  der  Kenntniss 
fremder  Zustände  und  Einrichtungen,  bleibe  ein  nur  allzu  grosser  Theil  der 
Beamten  der  geistigen  Bewegung  fremd.  .Was  sie  in  der  Jugend  gelernt, 
sei  ihnen  das  einzig  Richtige;  und  so  fahren  sie  Theorieen  mittelst  der  Staats- 
gewalt noch  durch,  nachdem  die  Wissenschaft  solche  sdion  längst  als  unvoll- 
ständig oder  unrichtig  erwiesen  habe.  Nicht  desshalb  erhalte  daher  das 
Wissen  einen  so  geringen  Einfluss  auf  die  öffentlichen  Geschäfte,  weil  das- 
selbe unausführbar  sei,  sondern  weil  es  nur  allzu  oft  denen  völlig  unbekannt 
bleibe,  welche  die  Mittel  zur  Geltendmachung  hätten.  Die  Bildung  der 
Bureaukratie  und  der  Stand  der  Wissenschaft  seien  um  eine  Generation 
auseinander. 

Eine  weitere  bittere  Klage  gegen  die  Bureaukratie  ertönt  aus  dem 
Schoosse  der  Gemeinden.  Auch  hier  wird  im  Allgemeine^  ttber  Verkttm- 
merung  eines  selbstständigen  Lebenskreises,  ttber  Eingriffe  in  fremde  Ange- 
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legenheiten,  flber  selbstgefälliges  Befehlen  ohne  Eenntniss  der  nftheren  Ver- 
hältnisse geklagt.  Im  Einzelnen  aber  beschwert  man  sich  namentlich  dartlber, 
dass  die,  allerdings  nothwendige,  AuÜBicht  der  Staatsbeh(^rden  aber  die  Ver- 
waltung der  Gemeinden  ansarte  in  eine  Qo&lerei  mit  Schreiben,  Anzeigen, 
Berichten,  weldie  am  so  unerträglicher  sei,  als  die  meisten  dieser  Auflagen 
an  die  Gemeindebehörden  als  OberflOssig  erscheinen  müssen,  weil  sie  Dinge 
betreffen,  die  zu  wissen  die  höhere  Behörde  gar  kein  Interesse  habe,  oder 
Aber  welche  der  Berichtende  nichts  Vemttnftiges  und  Wahres  zu  sagen  ver- 
möge. Dadurch  aber  werde  den  Vorstehern  der  Gemeinde  Zeit  und  Lust 
genommen,  etwas  Wirkliches  zu  leisten,  und  man  mache  es  dem  schlichten 
Bürger  Unmöglich,  eine  Vorsteherstelle  zu  bekleiden,  die  nun  allzu  oft  an 
den  Auswurf  der  Halbgebildeten  komme  zum  völligen  Untergange  des  ganzen 
Ortes  und  der  Einzelnen.  Sodann  erhebt  sich  Klage,  dass  die  Bureaukratie 
theüs  aus  Befehlseifersüchtelei ,  theils  in  dem  richtigen  Bewusstsein  der 
Folgen  eines  freien  Gemeindelebens  für  ein  kräftiges  Staatsbürgerthum,  der 
Selbstständigkeit  und  Selbstregierung  der  Gemeinden  möglichst  abhold  sei, 
desshalb  also  suche,  die  Berathungen  und  Beschlussnahmen  der  Bttrger- 
sdiaften  nach  Zahl  und  Art  der  Zusammenkünfte  sowie  nach  dem  Gegen- 
stande der  Besprechung  zu  beschränken,  Oeffentlichkeit  der  Verwaltung  zu 
verbieten,  wenigstens  zu  verkümmern,  ein  Einströmen  lebenskräftiger  und 
handlungseifriger  Bestandtheile  in  die  Gemeinde-Behörden  durch  Feststellung 
lebenslänglicher  Wahlen  oder  Selbstergänzung,  wo  nicht  gar  durdi  unmittel- 
bare Ernennung,  abzudämmen,  bei  den  Beschlüssen  der  Gemeinden  in  ihren 
eigensten  Angelegenheiten  ein  ungebührliches  Bestätigungs-  und  Verwerfungs- 
recht sich  vorzubehalten.  Mit  Einem  Worte,  ein  tüchtiges  Gemeindeleben 
und  Bureaukratie  werden  als  unversöhnliche  Gegensätze  angesehen. 

Mit  gleichem  Unwillen  hört  pian  den  Mann  des  staatlichen  Fortschrittes 
und  der  freisinnigen  Entwickelung  der  Volksrechte  von  ihr  reden.  —  Da, 
wo  die  Einräumung  von  Anstalten,  welche  dem  Volke  Antheil  an  der  Re- 
gierung geben  und  die  Rechte  Aller  und  der  Einzelnen  gegen  Willkühr 
sicherstellen  sollen,  noch  auf  sich  warten  lassen,  wird  laut  die  Bureaukratie 
dieser  Zögerung  beschuldigt.  Man  wirft  ihr  vor,  dass  sie  alle  Mittel  an- 
wende, um  bei  den  Fürsten  Abneigung  einzuflössen,  wenigstens  den  Eintritt 
des  Unvermeidlichen  hinauszuschieben.  Von  ihr  nimmt  man  an,  dass  es  ihr 
im  Innersten  zuwider  sei,  die  verliehene  Gewalt  mit  neuen  und  rüstigen 
Genossen  zu  theilen;  dass  es  ihr  beschwerlich  dünke,  mittelst  Geistesüber- 
legenheit das  za  erringen,  was  sie  jetzt  kurzweg  befehlen  könne;  dass  es 
ihr  sehr  ungelegen  komme,  möglicherweise  zu  einer  öffentlichen  Verantwor- 
tung über  Unrecht,  Lässigkeit  oder  Unfähigkeit  aufgefordert  zu  werden;  dass 
sie  sich  mit  erschrecktem  Selbsterhaltungstrieb  gegen  das  Zurücktreten  in 
eine  geringere  staatliche  Bedeutung  wehre.  —  In  den  Ländern  aber,  wo 
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die  freiere  Staatsform  zwar  besteht,  allein  nicht  zu  recht  fröhlidier  Blüthe 
and  Fracht  gedeihen  will,  ist  es  wieder  die  Boreaukratie,  welcher  ein 
grosser  Theil  der  Schuld  zugeschoben  wird.  Sie  soll  das  Gegebene  auf  das 
geringst  mdgliche  Mass  beschränken,  weil  sie  nicht  noch  mehr,  als  bereits 
geschehen,  an  Bedeutung  verlieren  wolle,  aus  Ueberliefemng  alter  unbe- 
schränkter Gewalt,  aus  Aerger  Aber  manche  bereits  erlittene  Niederlage  und 
aus  Furcht  vor  kOnftig  zu  erfahrender.  Ihr  schreibt  man  zu,  dass  Ton  den 
Institutionen,  welche  als  wesentliche  Bedingungen  dieser  Regierungsform 
angesehen  werden  mttssen,  einige  der  wichtigsten  versagt  oder  verkümmert 
seien.  Sie  erachte  die  Pressfreiheit  als  gegen  sidi  gerichtet;  die  Oeffent* 
lidikeit  und  Mündlichkeit  des  Gerichtsverfahrens  als  eine  wider  ihre  behag- 
lichen Gewohnheiten  bestimmte  Gontrole;  die  Feststellung  eines  einfachen 
und  handbaren  Verfahrens  über  Beamtenverantwortlichkeit  fOr  ein  über  ihrem 
Haupte  aufgehangenes  Damoklesschwert.  Kurz,  anstatt  sich  selbst  mit  zu 
dem  Volke  zu  rechnen,  dessen  Redite  und  Vortheile  durch  die  neue  Staats- 
form bedacht  seien,  und  dessen  gemeinschaftliche  Entwickelung  daher  Jeder 
je  nadi  seiner  Stellung  und  seinen  Kräften  sich  angelegen  sein  lassen  s(^te, 
trenne  sie  sich  in  beschränkter  Eigensucht  und  suche  in  dem  gemeinsamen 
Heilmittel  einen  partikulären  Feind.  Sie,  die  nicht  einmal  ein  eigenes 
privatreditliches  Dasein  besitze,  die  keine  erblichen  Vorrechte  zu  verthei- 
digen  habe,  sondern  für  welche  es  sich  hödistens  von  Eitelkeitsansprüchen 
und  der  Bewahrung  einer  geborgten  Gewalt  handle,  balle  sich  zu  einem 
Widerstände  zusanmien,  wie  solchen  die  um  ihre  ganze  frühere  Stellung 
gebradite  Aristokratie  nicht  geleistet  habe. 

Endlidi  hört  man  Staatsmänner  ihre  Stimme  gegen  die  Bnreaukratie 
erheben.  Sie  behaupten,  dass  dieselbe  genialen  Planen,  namentlich  wenn  sie 
^  von  einem  Manne  herrühren,  welcher  nicht  aus  ihr  hervorgegangen  sei,  einen 
bleiernen  Widerstand  jentgegensetze;  dass  sie  nidit  sowohl  den  materiellen 
Eriolg  der  angeordneten  Massregeln,  als  den  regelmässigen  formellen  Voll- 
zug derselben  erstrebe;  dass  von  einem  scharfsinnigen  Auffassen  künftiger 
Zustände  und  einer  reditzeitigen  Vorbereitung  zu  ihrer  Benützung  oder 
Abwendung  nidit  die  Rede  sei,  sondern  das  träge  Erwartete  nach  den 
Regeln  dQs  geschriebenen  Gesetzes  und  des  Dienstes  abgemacht  werde; 
dass  auch  ein  noch  so  allgemeiner  Volkswuusch,  dem  also  doch  irgend 
ein  Bedttr&iss  zu  Grunde  liegen  müsse,  oder  dessen  Vernachlässigung  dem 
Staate  mittelbaren  Nachtheil  drohe,  kaum  je  von  ihr  als  ein  Grund  zu 
einer  neuen  Gestaltung,  zur  Ansehung  einer  Gewohi^eit  angesehen 
werde,  sondern  eher  als  ein  Vorwurf  und  als  ein  strafwürdiger  Wider- 
spruchsgeist. 

Es  möchte  auf  den  ersten  Anblick  scheinen,  als  sei  es  unmöglich,  alle 
diese  von  den  verschiedensten  Standpunkten  und  in  den  widersprechendsten 


108  üeber  Boreankratie. 

Interessen  gegen  die  Bnreankratie  gerichteten  Vorwurfe  auf  einen  gemein- 
samen  Nenner  znrOckznftUiren.  Dem  ist  doch  aber  nicht  so.  —  Geht 
man  nämlich  allen  diesen  Beschwerden  anf  den  Grand,  so  liegt  denselben 
sämmtlich  das  Missbehagen  Aber  eine  doppelte  wesentlich  zusammenhängende 
Thatsache  zu  Grunde.  Einmal,  dass  der  Staat  oft  seine  Aufgabe  falsch 
aulfasst  und  vollzieht;  was  denn  aber  wieder  in  doppelter,  einander  ent- 
gegengesetzter Richtung  geschehen  kann.  Entweder  nämlich  mag  eine  Lei- 
stung, welche  die  Entwicklung  der  Verfassung  und  Verwaltung  oder  eine 
neue  Gestaltung  der  bürgerlichen  Verhältnisse  verlangt,  unvollkommen  be- 
sorgt, vielleicht  ganz  unterlassen  werden.  Oder  aber,  und  es  ist  diess  der 
häufigere  Fall,  begiebt  es  sich,  dass  der  Staat  Aber  die  Grenzen  einer 
vernünftigen  und  nützlichen  Thätigkeit  hinausgeht,  das  gesammte  gemein- 
schaftliche Leben  als  sein  ausschliessendes  Eigenthum  und  dessen  Ordnung 
als  seine  Aufgabe  betrachtet,  und  auf  diese  Weise  Dinge  besorgen  will, 
welche  nicht  seines  Amtes  sind,  sondern  von  Rechts  wegen*  der  Thätigkeit 
der  Einzelnen  oder  der  gesellschaftlichen  Kreise  anheimfallen.  ^Zweitens, 
dass  der  Staat  die  Leitung  dieser  überschwenglidien  Masse  von  Leben  aus- 
schliesslich in  die  Hände  von  Beamten  zu  legen  bestrebt  ist,  welche  aus 
dem  Regieren  einen  Beruf  machen,  nur  dazu  herangebildet  werden,  und  in 
einem  stark  gegliederten,  abgeschlossenen  Organismus  gegenseitig  Unter- 
stützung und  einen  Kastengeist  erhalten.  Dieses  gelaicht  denn  um  so  mehr 
zur  Beschwerde,  als  das  gewerbmässige  Regieren  der  Natur  der  Sache 
nach  und  aus  Mangel  an  hinreichend  zahlreichen  besseren  Kandidaten  nidit 
bloss  an  Männer  von  entschiedenem  Talent,  von  freiem  Wissen  und  von  hohem 
Streben  übertragen  werden  kann,  sondern  auch  häufig  genug  an  mittelmässige 
KOpfe  und  gemeindenkende  Taglöhner  kommt.  Solche  halten  sich  dann  ledig- 
lich an  die  leere  Form,  theils  weil  sie  den  Geist  nicht  fassen,  theils  weil  dieses 
ihrer  intellectuellen  Trägheit  und  sittlichen  Gleichgültigkeit  am  besten  entspricht 
und  sie  dabei  ihre  Verantwortlichkeit  hinreichend  gesichert  wissen.  Ueberdiess 
begehen  sie  noch  manchfache  persönliche  Fehler,  welche  nicht  nur  sie  selbst, 
sondern  auch  die  sie  verwendende  und  schützende  Staatsgewalt  verhasst  ma- 
chen. Sie  zeigen  einen  im  Verhältnisse  ihrer  persönlidien  Nichtigkeit  steigen- 
den Hochmuth  auf  den  ihnen  übertragenen  Gewaltantheil;  in  eigennütziger 
Weise  ist  ihnen  der  Dienst  nicht  Mittel  sondern  Zweck;  in  träger  Bequem- 
lichkeit versäumen  sie  die  Interessen  der  Bürger.  Mit  anderen  Worten: 
die  Bureaukratie,  über  welche  die  vielen  und  schweren  fi[lagen  geföhrt 
werden,  ist  nichts  anderes,  als  die  falsche  Auffassung  der  Staats- 
aufgäbe,  vollzogen  durch  einen  zahlreichen,  zum  Theile  aus 
sehr  mittelmässigen  Gliedern  bestehenden,  daher  mit  rein  for- 
mellem Gebahren  sich  begnügenden  und  mit  manchfachen  per- 
sönlichen Unarten  behafteten  Organismus  von  gewerbmässigen 
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Beamten.  Hieraus  ergiebt  sich  denn  auch  bei  einiger  Prflfnng  and  Sach- 
sowie  Personen-Kenntniss,  wie  weit  jene  Klagen  gegrOndet  sind  oder  nicht, 
nnd  wie  weit  namentlich  sie  von  der  Gesammtheit  der  Bflrger  getheilt  oder 
nnr  von  einzelnen  Klassen,  vielleicht  unter  Widerspruch  der  Mehrheit,  vor- 
gebrädit  werden. 

Gegen  die  aufgestellte  Begriffsbestimmung  sind  jedoch  theils  £inwendun« 
gen  wirklich  gemacht  worden,  wenn  auch  nur  mittelbar  durch  Aufstellung 
anderer  Auffassungen,  theils  lassen  sich  noch  anderweitige  Fragen  und 
Zweifel  aufwerfen.  Es  ersdieint  somit  als  nothwendig  und  ehrlich,  vor 
Allem  erst  diese  zu  prüfen,  ehe  zu  Folgerungen  aus  der  eigenen  Ansicht 
vorgegangen  wird. 

Nicht  sowohl  eine  verschiedene  als  eine  auf  wenigere  Merkmale  be- 
schränkte Auffassung  des  Begriffs  der  Bureaukratie  ist  es,  wenn  Brat  er 
(in  dem  oben,  S.  99,  näher  bezeichneten  Artikel  des  Staatswörterbuches) 
dieselbe  da  findet,  wo  1)  ein  blos  formeUes  Regiment  geführt  wird,  unter 
welchem  die  Sache  leidet  oder  gar  nicht  in  Betracht  kommt,  und  2)  ein 
kastenmässiges  Beamtenthum  besteht,  welches  aus  dem  Regieren  ein  Geschäft 
macht,  sich  von  den  Borgern  ganz  absondert  und  sich  hochmflthig  über  alle 
anderen  Klassen  erhebt.  —  Es  wird  also  die  sachlich  falsche  Auffassung  der 
Staatsaufgabe  bei  Seite  gelassen  und  der  Grund  der  Beschwerde  lediglidi 
in  dem  leer  formellen  Gebabren  gefunden.  Diess  ist  nun  wohl  aber  nicht 
richtig,  und  zwar  aus  einem  doppelten  Grunde.  Einmal  bleiben  dann  die, 
keineswegs  seltenen  und  unwichtigen,  Fälle  ausgeschlossen,  in  welchen  über 
das  gänzliche  Unterlassen  einer  nothwendigen  und  nützlichen  Thätigkeit 
von  Seiten  eines  stumpfen  oder  unwissenden  Beamtenthumes  geklagt  wird. 
Sodann  begiebt  es  sich  auch  gar  wohl,  dass  man  keineswegs  über  blos- 
ses nichtiges  Scheinregieren  Beschwerde  zu  führen  hat,  sondern  über  ein 
sehr  positives  und  materielles  Missregieren,  welches  seinen  Grund  nicht  in 
einer  bewussten  Absicht  der  Staatslenker,  sondern  nur  in  der  Unfähigkeit 
und  Verkehrtheit  der  kastenmässigen  untergeordneten  Organe  verdankt. 
Die  Wirkungen  der  Bureaukratie  sind  also  ausgedehnter,  als  von  Brater 
angenommen  wird,  und  somit  ist  auch  der  Begriff  derselben  weiter  zu 
fassen. 

Einen  wesentlich  verschiedenen  Standpunkt  ninunt  dagegen  die  Ab- 
handlung »der  Bureaukratische  Staat«  (in  der  D.  Yiertel-J.Schr.  1857)  ein. 
Dieselbe  geht  von  einer  neuen  Auffassung  des  menschlichen  Lebens  und  des 
Staates  aus,  indem  sie  die  selbstsüchtige  Lebensverfolgung  des  Menschen 
unsittlich  und  ungenügend  findet,  vielmehr  die  ursprüngliche  Rechtspflicht 
nicht  bloss  in  der  NichtVerletzung  Dritter  erkennt,  sondern  will,  dass  sich 
dieselbe  auf  die  gesammten  äusseren  Bedingungen  der  menschlichen  d.  h.  sitt- 
lichen Bestimmung   erstrecke.     Hieraus  wird  denn  einer  Seits  geschlossen, 
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dass  Jeder  eine  orsprttngliche  Bernfspflicht  habe  und  er  nch  nicht  in  einer 
blossen  Privatstellung  sondern  in  einer  organisch  rechtlidien  Berofsstellung 
befinde;  anderer  Seits,  dass  die  anf  solche  Weise  entstehenden  Beraft- 
genossenschaften  ein  Selbstregiemngsrecht  haben,  welches  in  der  aus  ihnen 
zusammengesetzten  Volksvertretung  gipfle.  Dem  Staate  bleibe  nur  die  Ord- 
nung der  Genossenschaften  zum  Ganzen,  die  Vollständigkeit  der  Rechts- 
zwecke des  Ganzen  (?),  und  das  Verhftltniss  zu  anderen  Staaten.  Mit  dieser 
Auffassung  des  Zusammenlebens  und  Wirkens  stehe  nun  die  gegenwärtige 
Einrichtung  des  Staates  in  grellem  Widerspruche.  Die  Regierung  sei  ganz 
ausserhalb  des  Volkes  und  ihm  gegenüber,  anstatt  organisch  in  ihm;  und 
Bureaukratie,  das  heisse  ein  formelles,  aussen  stehendes  und  in  alle  Einzeln- 
heiten belästigend  eingehendes  Regieren,  sei  nicht  etwa  blos  ein  Fehler  und 
eine  Ausartung  des  modernen  Staates,  sondern  eine  nothwendige  Folge  des- 
selben,  eigentlich  dieser  selbst;  und  eine  Befreiung  von  ihr  sei  nur  mög- 
lich, dann  aber  auch  von  selbst  gegeben,  durch  eine  vollständige  Umwand- 
lung des  ganzen  gegenwärtigen  Staates.  —  Es  ist  hier  nicht  an  der  Stelle 
diese  eigenthtkmlidie,  stark  sodalistisch  gefärbte,  Lehre  in  ihren  Einzeln- 
heiten zu  prüfen  und  nachzuweisen,  wo  sie  die  Wahrheit  trifft,  wo  schiefe 
Gedanken  sich  geltend  machen,  und  wo  offenbare  Unrichtigkeiten  oder  blosse 
hohle  und  mit  keinem  fassbaren  Sinne  versehene  Phrasen  vorgebracht  wer- 
den; für  den  gegenwärtigen  Zweck  genügen  folgende  Bemerkungen.  Einmal 
ist  einleuchtend,  dass  Bureaukratie,  als  überflüssiges  Regieren,  keineswegs 
gleidibedeutend  ist  mit  einer  grossen  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit. 
Letztere  kann  nothwendig  sein  je  nach  der  Gesittigungsstufe  eines  Volkes 
und  den  daraus  sich  ergebenden  Forderungen  an  die  Gesammtmacht;  und 
wenn  sie  diese  ihre  Aufgabe  richtig  erfasst  und  gut  durchführt,   ist  kein 
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werden.  Sodann  schliesst  die  Beschränkung  der  Staatsgewalt  auf  einen 
engeren  Thätigkeitskreis  ein  sachlich  falsches  und  formell  leeres  Regieren 
in  der  übrig  bleibenden  Sphäre  keineswegs  aus;  auch  mag  selbst  in  solcher 
immerhin  ein  unfähiges  Beamtenthum  bestehen.  Endlich  und  hauptsächlich 
ist  die  verständigerweise  zunächst  zu  beantwortende  Frage  doch  die:  ob 
die  als  Bureaukratie  bezeichnete  und  allgemein  getadelte  Erscheinung  in 
dem  gegenwärtig  bestehenden  Staatsleben  nicht  beseitigt  werden  kann? 
Dass  nun  hierzu  mit  einer  besten  Falles  in  weiter  Feme  stehenden  Um- 
wandlung des  ganzen  menschlichen  Lebens  und  aller  seiner  Einzeln-  und 
Vereinsverhältnisse  nidit  gedient  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Es  wäre 
trostlos,  wenn  alle  Verbesserungen  bestehender  Uebel  aufgeschoben  werden 
mflssten  bis  zu  der  einstigen  Verwirklichung  einer  utopischen  Neugestaltung 
der  Welt,  weldie  noch  nicht  über  den  Vorschlag  eines  ganz  allein  stehenden 
Einzelnen  hinaus  gekommen  ist. 
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Diese  wirklich  gemachten  Einwendnngen  gegen  den  oben  aufgestellten 
Begriff  der  Bureaukratie  erschöpfen  jedoch  die  möglicherweise  gegen  den- 
selben vorzubringenden  Bedenken  nicht.  £s  lassen  sich  auch  noch  andere 
denken.  Warum  —  so  mag  man  dämlich  mit  einem  offenbaren  Sdieine 
von  Berechtigung  fragen,  —  der  neue  Name,  während  doch  die  Sache  selbst 
offenbar  eine  alte  ist?  ErheUt  nicht  aus  der  aufgestellten  Definition  selbst, 
dass  nur  ein  Modewort  aufgekommen  ist,  dessen  Gebrauch  eben  so  sdmell 
wieder  yerschwinden  wird  und  dessen  Erörterung  sich  somit  die  Wissensdiaft 
wohl  ersparen  kann?  Ist  nicht  zu  aUen  Zeiten  die  Aufgabe  des  Staates 
gelegentlich  falsdi  aufgefasst  worden,  bald  zu  wenig  bald  zu  viel  geschehen? 
Hat  namentlich  nicht  der  Staat  schon  seit  langer  Zeit  seine  Thätigkeit  nach 
Umfiang  und  Inhalt  immer  mehr  erweitert?  Und  sind  die  Beamten  zu 
irgend  einer  Zeit  andere  Menschen  gewesen,  und  werden,  ja  können  sie 
andere  sein? 

Bierauf  ist  denn  mehr  als  Eine  Antwort  zu  geben. 

Vorerst  trägt  schon  im  Allgemeinen  die  itzige  weit  allgemeinere  und 
kritischere  Beschäftigung  mit  dem  Staate  und  seinen  Leistungen  viel  dazu 
bei,  dass  auch  eine  bestimmte  einzelne  Erscheinung  schärfer  ins  Auge  ge- 
fosst  und  mit  freierem  Urtheile  betrachtet  wird.  So  lange  die  Staatsein- 
richtungen und  das  Gebahren  der  zu  ihrer  Leitung  Bestimmten  als  eine 
Schickung  der  Vorsehung  betrachtet  wurden,  Fttgsamkeit  in  die  Thatsachen 
nicht  nur  als  Klugheit  sondern  als  sittliche  Pflicht  galt,  trug  man  nicht  nur 
auch  das  Widerwärtige  ohne  Murren,  sondern  es  war  überhaupt  das  ganze 
Veriiältniss  weit  weniger  ein  Gegenstand  der  Prüfung.  Diess  ist  nun  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  Menschen  wesentlich  anders  geworden.  Der  Staat 
gilt  itzt  als  eine  von  Menschen  und  für  Menschen  geschaffene  Einrichtung, 
welche  also  auch  verständigen  Zwedi^en  entsprechen  und  billige  Forderungen 
erfüllen  soll.  Fehler  in  den  Staatszuständen  werden  nicht  als  eine  mit 
Demuth  zu  tragende  Prttfnng,  sondern  als  ein  möglichst  schleunig  zu  be- 
seitigender Widersinn  und.  Unfug  betrachtet.  Für  die,  ohne  dem  sehr  ge- 
steigerten, Forderungen  an  die  persönlichen  Dienste  und  die  Vermögens- 
'beitrage  der  Unterthanen  verlangen  diese  auch  ihrer  Seits  entsprechende 
Leistungen,  und  sie  untersuchen,  ob  ihnen  dieselben  auch  werden.  So 
kommt  es  denn,  dass  Mängel,  welche  allerdings  vielleidit  längst  bestanden 
haben,  doch  itzt  genau  geprüft  und  mit  grösserer  Ungeduld  ertragen  werden, 
als  zu  irgend  einer  früheren  Zeit. 

Sodann  ist  es  wohl  begreiflich,  —  um  mehr  in*s  Einzelne  zu  gehen,  — 
warum  die  Aufsaugung  des  gesammten  öffentlidien  Lebens  durch  den  Staat 
jetzt  fühlbarer  geworden  ist,  als  diess  in  früherer  Zeit  war.  Auf  der  einen 
Seite  haben  neue  Forderungen  und  Bedürfhisse  den  Umfang  seiner  Thätig- 
keit und  die  Zahl  seiner  Beamten  mehr  und  mehr  gesteigert.  Wir  erinnern 
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nur  an  die  Trennnng  der  Rechtspflege  von  der  Polizei,  an  die  .Yer- 
mehmng  der  Lehranstalten,  an  die  Eisenbahnen  u.  s.  w.  Auf  der  andern 
Seite  ist  allmählig  der  Wendepunkt  für  diese  ganze  Richtang  der  Staatsge- 
walt erreicht  worden.  £s  war  eine  natorgemässe  Entwickelang  des  gesell- 
BchafUichen  Lebens  der  europäischen  Völker,  namentlich  auch  der  Deutschen, 
dass  der  organische  Gesammtstaat  die  privatrechtlichen  und  patrimonialen 
Gestaltungen  des  Mittelalters,  welche  längst  keinem  Bedürfnisse  mehr  ent- 
sprachen und  somit  durch  ihre  hohle  Form  nur  hemmten  und  drückten, 
auflöste  und  an  ihre  Stelle. gemeinheitliche  Einrichtungen  setzte.  Die  Be- 
Torrechtungen  einzelner  Stände  in  Rechts-  und  Steuersachen,  in  niedem  und 
mittlem  Regierungsrechten  waren  dem  Gefühle  der  Gleichheit  nicht  minder 
als  einer  richtigeren  Volks-  und  Staatswirthschaft  unerträglich  geworden; 
der  Staat  hatte  mit  seinen  allgemeinen  Einrichtungen  und  seinen  Beamten 
an  die  Stelle  zu  treten.  Die  Herrschaft  der  Kirchen  in  weltlichen  Dingen 
welche  sie  überdiess  nur  in  dürrem  Formalismus  oder  in  beschränkter  Ver- 
folgung Andersdenkender  zu  äussern  verstanden,  musste  aufgehoben,  der- 
selben durch  eine  starke  Staatsaufsicht  Beschränkung  auf  ihr  Gebiet  ange- 
wöhnt werden.  Das  Gemeindeleben  war  erloschen;  die  Gesammtheit  hatte 
also  wohl  oder  übel  die  am  einzelnen  Orte  zu  besorgenden  Geschäfte  zu 
übernehmen.  Wo  etwa  Ständeversanunlungen  noch  Reste  eigener  Steuer- 
und  Schuldenyerwaltung  oder  sonstigen  Antheil  an  der  Verwaltung  besas%en, 
waren  diese  in  unvereinbaren  Widerspruch  mit  den  neuem  Anschauungen 
von  Staatsgewalt  und  Behördenorganismus  gekommen.  Die  durch  innere  und 
äussere  Nothwendigkeit  gleichmässig  herbeigeführte  Aufhebung  einiger  Hun- 
derte von  Duodezstaaten  machte  eine  ki*äftige  und  schnelle  Verschmelzung  ihrer 
Bestandtheile  mit  den  grösseren  sie  beerbenden  Ländem  nöthig.  Kurz,  die 
Ausdehnung  und  Ausbildung  des  Staatsgedankens,  wie  diese  vor  dem  JInde 
des  vorigen  Jahrhunderts  und  namentlich  in  der  Napoleonischen  Zeit  überall 
eintrat,  hier  in  dieser,  dort  in  jener  Form  und  Geschichte,  war  unvermeid«- 
lieh  und  somit  vollkommen  berechtigt.  Allein  itzt  ist  ein  anderes  Leben  in 
den  Völkern  erwacht,  welchem  dieser  allgegenwärtige  und  allthätige  Staat 
nicht  entspricht.  Die  Wissenschaft  ist  hier  vorangegangen.  Ihr  zuerst  ist 
klar  geworden,  dass  die  Aufsaugung  des  gesammten  mensdilichen  Lebens 
durch  den  Staat  und  die  Endbestimmung  alles  Strebens  und  Handelns  durch 
denselben  auf  falschen  Voraussetzungen  beruht.  Sie  hat  einsehen  gelernt, 
dass  die.  Selbstbestimmung  des  Einzelnen  in  erster  Linie  steht  und  der  Staat 
nur  eine  Hülfsanstalt  zur  Beschützung  und  Förderang  der  individuellen  Lebens- 
zwecke ist;  und  später  hat  sie  auch  noch  begriffen,  dass  die  naturwüchsige 
Gestaltung  der  Gesellschaft  sich  einschiebt  zwischen  die  Individuen  und  den 
Organismus  der  Gesammtkraft.  Kurz,  sie  hat  gelehrt,  den  Staat  auf  das 
richtige  Mass  von  Thäügkeit  und  Berechtigung  zu  beschränken.     Während 
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firflher  nur  von  dem  Inbegriffe  alles  Seins  and  Handelns  im  Staate  und'  von 
der  ausschliesslichen  Verwirklichung  der  Menschheitszwecke  durch  ihn  die 
Rede  war,  kam  itzt  die  Untersudiung  Ober  die  Grenzen  der  erlaubten 
Staatsthätigkeit  an  die  Reihe.  Aber  auch  im  thätigen  Leben  sind  wesent^ 
liehe  Umgestaltungen  eingetreten.  So  hat  sich  das  Bewusstsein  des  gemein- 
schaftlichen Handelns  zu  gemeinschaftlichen  Zwecken,  der  Geist  der  Asso- 
ciation, eingefunden,  und  es  ist  auch  schon  durch  manchüache  Uebung  die 
Fähigkeit  zur  AusfOhrung  erwiesen  und  weiter  ausgebildet  worden.  Es 
sind  durch  freiwillig  vereinigte  Priyatkräfte  riesenhafte  Werke  zu  Stande 
gekonmien;  in  mehr  als  einem  Lande  haben  die  Staaten  selbst  grosse  von 
ihnen  begonnene  Unternehmungen^  an  Privatvereine  abgegeben,  weil  ihnen 
die  Durchführung  zu  schwer  geworden  war.  Diess  macht  denn,  und  mit 
der  Zeit  immer  mehr«  mische  bisherige  Thätigkeit  des  Staates  nicht  nur 
flberflOssig,  sondern  nothwendig  auch  deren  Fortsetzung  störend  und  ver- 
letzend. Sodann  ist  ein  neues  Leben  in  den  Gemeinden  erwacht.  Der 
Geist  des  BOrgerthums  (sehr  verschieden  von  dem  früheren  Zunft-  und  Ab- 
sonderungswesen) hat  bedeutende  Fortschritte  in  ihnen  gemacht.  Sie  haben 
einsehen  gelernt,  dass  der  früher  nur  als  eine  formale  Organisations- 
Wahrheit  betrachtete  Satz,  die  Gemeinden  seien  die  Grundlagen  des  Staates, 
auch  einen  sehr  wichtigen  materiellen  Inhalt  hat,  und  dass  namentlich  in 
den  Staaten  mit  freier  Verfassung  der  Bürger  sich  in  dem  kleineren  Kreise 
des  täglichen  und  örtlichen  Lebens  an  die  gesetzlich  gestattete  Selbdt- 
regierung  gewöhnen,  diese  zu  seinem  wahren  Wohle  zu  handhaben,  nament- 
lich aber  sich  an  ihr  zu  einem  rechtskräftigen  und  freisinnigen  Antheil- 
nehmen  an  dem  staatlichen  Leben  heranbilden  müsse.  Bei  diesem  Streben 
und  Handeln  steht  ihm  nun  aber  die  Staatscontrole  vielfach  im  Wege. 
Bedarf  es  noch  einer  Erwähnung,  dass  es  in  kirchlicher  Beziehung  ganz 
anders  geworden  ist,  als  noch  vor  zwei  Jahrzehnten  irgend  Jemand  ge- 
ahnet hat?  Es  sind  freilich  lange  nicht  alle  Erscheinungen  auf  diesem 
Gebiete  erfreulich.  Das  Wiedererwachen  des  Haders  unter  den  verschiede- 
nen christlichen  Confessionen  ist  traurig  genug;  die  mit  der  nothwendigen 
Einordnung  in  den  Staatsorganismus  unvereinbaren  Unabhängigkeitsforde- 
rungen, riditiger  gesagt  die  Herrschgelüste,  der  katholischen  Hierarchie 
sind  an  sich  unzulässig  und  stellen  endlosen  Streit  in  Aussicht;  die  Aus- 
beutung des  Verlangens  nach  grösserer  Selbstständigkeit  in  den  protestanti- 
schen Landeskirchen  von  Seite  einzelner  Consistorien  ist  ebenso  lächerlich 
als  widrig;  überdiess  ist  nicht  gerade  für  jeden  Einzelnen  und  sein  religiö- 
ses und  kirchliches  Bedürfniss  der  neubelebte  Geist  im  Innern  der  Kirchen 
ein  erspriesslicher  und  angenehmer.  Allein  so  viel  steht  jeden  Falles  fest, 
dass  die  frühere  Bevormundung  der  Kirchen  und  das  Regieren  in  denselben 
von  Seiten  der  Staatsgewalt  gegenüber  von  dem  wieder  erwachten  religiösen 
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und  kirchlichen  Leben  unmöglich  geworden  ist,  and  dass  sich  wesentliche 
Umgestaltungen  in  dem  Kirchenregimente  als  unvermeidlich  herausgestellt 
haben.  Und  so  Hessen  sich  vielleicht  noch  weitere  Erscheinungen  aufzählen, 
welche  beweisen,  dass  der  Staat  nicht  nur  in  seinem  bisherigen  Streben 
nach  Alleinthätigkeit  nicht  weiter  fortfahren  darf,  sondern  sogar  einen 
Theil  des  ihm  bisher  unbestritten  fiberlassenen  Rechtskreises  an  neue  Or- 
ganismen der  Oesellschaft  abzugeben  hat.  Damit  ist  denn  aber  auch  vollauf 
erklärt,  warum  eine  falsche  Richtung  der  Staatsregierung  jetzt  schwerer 
ertragen  wird,  als  früher. 

Femer  liegt  ps  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  in  so  vielen  deut-. 
sehen  Ländern  geftlhrten  ständischen  Kämpfe  allmälig  einen  weit  verbreiteten 
Eindruck  zu  Ungunsten  der  Regierungsorgane  gemacht  haben.  Abgesehen 
von  den  Klagen  über  bestimmte  materiell  unvollkommene  Staatseinrichtungen, 
—  Klagen,  welche  im  Verhältnisse  der  Kleinheit  der  Staaten  zunehmen 
müssen,  —  erheben  sich  immer  wieder  auf  den  Landtagen  Beschwerden 
über  die  Nichtvollziehung  bestimmter  Satzungen  der  Yerfassungsurkunden 
und  über  Beschneidung  anderer  nicht  ganz  vorzuenthaltender  Rechte.  Die 
Menge  unterscheidet  nun  nicht  immer  mit  gehöriger  Bestimmtheit,  wie  viel 
von  diesen  Klagen  wirklich  gegründet  und  wie  viel  der  Ungunst  der  äusseren 
Verhältnisse  zuzuschreiben  ist,  'also  den  Beschlüssen  einer  über  der  einzel- 
nen Regierung  stehenden  Gewalt  sowie  der  Zersplitterung  in  so  viele  Staaten, 
welche  Rücksichten  gegen  Nachbarländer  gebietet,  wie  sie  einem  grossen 
Reiche  völlig  unbekannt  bleiben.  Man  sieht  nur  den  sich  immer  wieder 
neu  gebärenden  Widerstand  der  Beamten  gegen  Forderungen,  welche 
anderwärts  schon  längst  gewShrt  sind,  dort  den  Stolz  der  Völker  machen, 
und  deren  Gewährung  ebenfiedls  wQrdig  zu  sein  man  sich  bewusst  ist.  Eine 
Staatsdienerschaft,  welche  in  solchem  Unternehmen  begriffen  ist,  kann 
nicht  beliebt  sein;  und  zwar  gereicht  es  derselben  nicht  zum  Vortheile, 
dass  nicht  etwa  Ein  deutscher  Reichstag  besteht,  auf  welchem  Ein  hervor- 
ragender Staatsmann  der  Träger  und  Stellvertreter  eines  verhassten  Systemes 
wäre  und  alle  Abneigung  auf  seine  Person  zusammenzöge,  sondern  dass 
sich  in  so  vielen  Staaten  immer  wieder  Beamte  finden,  welche  auf  ganz 
gleiche  Weise  den  Volkswünschen  entgegentreten.  Ist  doch  unter  diesen 
Umständen  nicht  von  einer  zufälligen  persönlichen  Ansicht,  sondern  von 
einer  leicht  au&ufindenden  Verwendbarkeit  die  Rede.  Auch  kommen  dabei 
noch  zwei  weitere  Umstände  in  Betracht.  Einmal,  dass  es  unmöglich  ist, 
in  so  vielen  constitutionellen  Staaten  immer  Männer  von  beherrschenden 
Talenten  an  die  Spitze  der  Geschäfte  zu  stellen.  Deutschland  erzeugt  ihrer 
so  viele  gar  nicht.  Wenn  aber  eine  ohnedem  nicht  mit  Gunst  betrachtete 
Sache  auf  schwache-  Weise  gefohrt  wird,  so  Mt  eine  um  so  grössere  Ab- 
neigung auf  die  Vertheidiger.    Dann   aber  macht  sich  die  Zurückweisung 
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des  parlamentarisdien  STstemes  in  den  deutschen  constitntionellen  Staaten 
auch  in  dieser*  Beziehung  geltend.  Seit  Jahrzehnten  stehen  die  Regierungen 
den  Yolksvertretungen  als  wesentlich  yerschiedene  und  dieselben 'best&ndig 
bekämpfende  Gewalten  gegenüber.  Nichtis  ist  nun  aber  natflriicher,  als 
dass  sidi  die  öffentliche  Meinung  mehr  an  die  durdi  die  Wahl  ihrer  Mit^ 
bfli-ger  Bezeidineten  hftlt,  als  an  Diejenigen,  auf  deren  Emporhebung  das 
Volk  keinen  Einfluss  hatte,  ja  welche  zum  Theil  ihren  Weg  eben  wegen 
ihres  eifrigen  Widerstandes  gegen  die  Volksvertreter  und  Yolksrechte  ge- 
macht haben.  Die  Auffiissung,  welche  das  ganze  System  eriialten  hat,  fahrt 
somit  —  abgesehen  von  anderen  Folgen,  welche  jetzt  nicht  nAher  zu  be- 
spredien  sind  —  unvermeidlich  zu  einer  Spaltung  zwischen  der  öffentlidien 
Meinung  und  den  Staatsdienem  als  solchen.  Der  in  den  parlamentarischen 
Staaten  unter  den  um  die  Oberhand  ringenden  Parteien  geführte  Kampf 
und  die  darauß  entstehende  Bitterkeit  wider  Gegner  trOgt  sich  bei  uns  auf 
die  Beamten  über. 

Ein  weiterer  Grund,  warum  sich  eine  steigende  Abneigung  gegen  die 
Bureankratie  fühlbar  macht,  sind  die  Geschäftsformen  derselben,  sowohl  die 
unnütze  Schreiberei,  als  der  nicht  eben  seltene  barsche  Ton  gegen  die 
Bürger.  Beides  wurde  früher  besser  ertragen,  als  jetzt.  —  Die  unnöthige, 
es  ist  nicht  zu  viel  gesagt  wenn  behauptet  wird  zuweilen  förmlich  sinnlose, 
•  Schreiberei  war  bloss  eine  Quälerei  im  Innern  der  Behörden  und  erweckte 
ausserhalb  derselben  weder  Mitleiden  noch  Unwillen,  so  lange  eine  öffent- 
liche Beurtheilung  der  Regierungsgesdiäfte  nicht  Sitte,  nicht  geduldet,  nach 
der  ganzen  Staatseinrichtung  nicht  möglich  war.  Eine  voUe  Oeffentlichkeit 
des  staatlichen  Lebens  ist  allerdings  auch  itzt  noch  nicht  vorhanden  in  den 
deutschen  Staaten;  allein  es  fallen  doch  jetzt  häufige  Blidce  in  dasselbe, 
sei  es  durdi  die  Ständeversammlungen,  sei  es  durch  die  freier  gewordenen 
und  sich  mehr  mit  den  eigenen  Zuständen  beschäftigenden  Zeitungen.  Da 
ist  denn  klar  geworden,  dass  nur  allzu  oft  anstatt  einer  Auffassung  und 
Führung  des  Lebens  lediglich  eine  Tint^nverschwendung  stattfindet;  dass 
anstatt  persönlicher  Einsichtnähme  und  verständiger  sowie  schneller  Anord- 
nung an  Ort  und  Stelle  jahrelang  nur  Berichte  und  Befehle  geschrieben 
werden,  während  Alles  beim  Alten  bleibt;  dass  die  fehlende  persönliche 
oder  örtliche  Eenntniss  ersetzt  werden  soll  durch  Papiercontrolen,  welche 
lediglidi  keinen  andern  Erfolg  haben,  als  den  der  Verschleppung,  der 
Hemmung  wirklicher  Thätigkeit,  der  sicheren  Tödtung  jedes  genialen  Ge- 
dankens. Wie  soll  ein  soldies  Yerfiahren  zu  Anerkennung  und  Achtung 
führen?  —  Was  aber  den  Ton  betrifft,  in  welchem  sidi  manche  Behörden 
zu  ihren  Untergebenen  zu  reden  erlauben,  so  muss  dieser  allerdings  ein 
Yolk  empören,  weldies  sich  zu  fühlen  begonnen  hat.  Dass  die  Behörde  in 
gemessenen  Ausdrücken  befiehlt,   wo  ein  Befehl  an  der  Stelle  ist  oder  gar 
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gegen  das  Gesetz  bereits  Verstössen  wurde,  versteht  sich.  Die  amtliche 
Rede-  and  Schreibweise  ist  nicht  die  kokettirende  des  Salons  oder  die 
geistreich  spitzige  einer  Aufnahmsrede  in  die  iranzösbche  Akademie.  Allein 
Grobheit  ist  keine  Wttrde,  vielmehr  das  Gegentheil;  Insolenz  beweist  nur 
den  Mangel  an  eigener  Bildung.  Beide  aber  machen  Todfeinde.  Der  Be- 
amte spricht  im  Namen  des  Staates;  allein  er  spricht  nicht  zu  einem 
Sklaven,  sondern  zu  einem  freien  Bflrger;  und  wenn  auch  Jeder  ohne 
Unterschied  vor  den  Gesetzen  gleich  ist,  so  kann  doch  nur  ein  ungebildeter 
Mann  vergessen,  welche  Formen  und  Rücksichten  Verdienst  und  gesell- 
schaftliche Stellung  flberall  in  Anspruch  zu  nehmen  haben;  nur  Rohheit  der 
Gesinnung  und  der  Lebensweise  kann  sich  durch  die  vom  Staato  verliehene 
Gewalt  berechtigt  glauben,  die  Gefühle  der  Tieferstehenden  nach  Belieben 
verletzen  zu  dürfen.  Und  kaum  einen  geringeren  Tadel  verdient  der  Vor- 
gesetzte,  welcher  wenigstens  von  seinen  Untergeordneten  solches  Betragen 
gegen  die  Bürger  duldet.  Er  mag  sich  nicht  wundem,  wenn  man  aus  dem, 
was  er  nidit  hindert,  auf  seine  eigene  Gesinnung  und  Bildungsstufe  schliesst. 
Allerdings  sind  zu  allen  Zeiten  Fehler  in  dieser  Beziehung  gemacht  wor- 
den, und  vieUeicht  war  sogar  der  Ton  früherer  Generationen  noch  hoch- 
fahrender und  verletzender,  als  er  es  itzt  zu  sein  pflegt;  dennoch  wird 
gerade  in  der  Gegenwart  die  Sache  weit  höher  angenommen.  Theils  ist 
ftberhaupt  das  Gefühl  der  Unterwürfigkeit  in  allen  Verhältnissen  sehr  ge- 
mindert und  ein  ausgebildeterer  Gleichheitssinn  eingetreten;  theils  hat 
insbesondere  die  politisch  freiere  Verfassung  der  Staaten  das  Verhältniss 
des  Bürgers  zur  Staatsgewalt  und  ihren  Organen  sachlich  geändert.  So 
wird  denn  Jeder,  welcher  das  Leben  kennt,  zugeben,  dass  unartige  und 
ungebildete  Formen  von  Beamten  itzt  leicht  mehr  Hass  erwecken,  als  viel 
bedeutendere  materielle  Klagen;  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
die  Bureaukratie  gerade  durch  diesen  Fehler  eines  Theiles  ihrer  Mitglieder 
sich  einen  guten  Theil  der  Abneigung  zugezogen  hat,  unter  welcher  sie 
gegenwärtig  leidet. 

Es  sind  also  allerdings  Gründe  vorhanden,  welche  einer  verkehrten, 
durch  ein  nicht  fehlerloses  Beamtenthuqi  vertretenen  Richtung  des  modernen 
Staates  gerade  in  der  jetzigen  Zeit  entschiedene  und  vielfache  Abneigung 
zuziehen;  und  es  hat  die  Klage  über  Bureaukratie  grössere  Bedeutung  und 
mehr  Sinn,  als  bloss  die  Laune  einer  Zeitsitte. 

Was  ist  nun  aber  zu  thun? 

Ein  negatives  Verhalten,  ein  stillsitzendes  Zusehen  wäre  offenbar  nur 
dann  berechtigt,  wenn  entweder  die  Sache  an  sich  nicht  die  Bedeutung 
hätte,  dass  sie  eine  ernstliche  Beachtung  verdiente,  oder  wenn  keine  wirk- 
samen Mittel  zur  Beseitigung  des  Uebels  aufgefunden  werden  könnten. 

Was  nun. aber  das  erster e  betrifft,  so  lässt  sich  leicht  zeigen,  dass  die 
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Klagen  Ober  die  Bureankratie  keineswegs  ein  nnbedentender  Missstand  sind, 
sondern  vielmehr  sowohl  im  Interesse  der  Regierungen  als  in  dem  der  Bürger 
eine  Abhfllfe  geboten  erscheint. 

Sehr  mit  Unrecht  würde  man  nämlich  die  weit  yerbreitete  Abneigung 
gegen  die  Bureankratie  als  etwas  für  die  Begierungen  Gleichgültiges  er- 
achten. Sdion  abgesehen  von  allem  Anderen  ist  es  bedenklich,  wenn  sich 
neue  Veranlassungen  zu  Zerwürfnissen  zwischen  den  Regierungen  und  den 
Völkern  erheben;  es  ist  an  den  früheren  schon  mehr  als  genug.  Noch  ist 
in  den  meisten  Staaten  der  Streit  über  das  Mass  der  den  ünterthanen 
einzuräumenden  staatsbürgerlichen  und  politischen  Rechte  keineswegs  ge- 
schlichtet, und  kein  Scharfsinn  wird  es  über  sich  nehmen  wollen,  zu  be- 
stimmen, welche  Phasen  dieser  Widerstreit  von  Forderungen  und  von 
Festhalten  noch  zu  durchlaufen  hat.  Die  Geldverhftltnisse  der  Staaten 
werden  immer  unerfreulicher.  Die  stets  steigenden  Yerwaltungsleistungen, 
zum  Theile  fast  unerschwinglicher  Art;  die  Furcht  vor  dem  Ehrgeize  und 
den  Erobemngsgelüsten  einzelner  Staaten  und  Staatsoberhäupter,  welche 
schon  im  Frieden  AUe  zu  erschöpfenden  Bereithaltungen  nöthigt,  von  Zeit 
zu  Zeit  aber  noch  weit  verderblichere  unmittelbare  Rüstungen  veran- 
lasst; die  Nadiwehen  frtlherer  Anstrengungen,  UnglücksfWe  und  Ver- 
schwendungen, welche  nur  zu  kleinem  Theile  haben  wieder  beseitigt  werden 
können;  die  Zersplitterung  Deutschlands  in  so  viele  Herrschaften,  deren 
Aufwand  natürlich  nicht  im  Verhältnisse  ihrer  Kleinheit  abnimmt,  während 
dodi  ihr  Dasein  den  Drang  der  Nation  nach  Einheit  im  Innern  und  nach 
Ehre  und  Schutz  gegen  Aussen  unfruchtbar  macht;  noch  manche  andere 
kleinere  Ursachen  haben  eine  so  schwere  Last  von  Abgaben  auf  die  Unter- 
Uianen  gelegt,  dass  nothwendig  hieraus  Missvergnügen  entsteht,  wenngleich 
ein  Abhülfemittel  schwer  anzugeben  ist.  Auch  die  immer  tiefer  fressenden 
religiösen  Wirren  bringen  wenigstens  in  einzelnen  Staaten  einen  Theil  der 
Bürger  gegen  die  Regierungen  auf,  sei  es  nun  hier  ohne,  sei  es  dort  durch 
deren  Schuld.  Dann  droht  die  finstere  Gestalt  der  Massenarmuth  und  der 
staatlichen,  gesellschaftlichen  und  wirthschaftlichen  Unzufriedenheit  des  vier- 
ten Standes.  Eine  sehr  grosse  Menge  der  Bewohner  mancher  Länder,  und 
in  allen  nicht  Wenige,  sind  gegen  jede  Staatsgewalt  erbittert,  weil  sie  ihnen 
nur  als  die  Schützerin  des  ausbeutenden  Wuchers  und  der  besseren  Stellung 
der  Vornehmeren  und  Reicheren  erscheint,  und  noch  ist  das  Mittel  nicht 
gefunden,  die  Proletarier  sittlich  zu  beruhigen  und  sachlich  zufrieden  zu 
stellen.  —  Wäre  es  nun  auch  eine  arge  Uebertreibung,  solchen  Ursachen 
der  Spaltung  und  des  Missvergnügens  die  Abneigung  gegen  die  Burean- 
kratie als  gleich  bedrohlich  Und  eingreifend  an  die  Seite  zu  stellen:  so  ist 
doch  auch  unläugbar,  dass  der  Staat  unklug  handelt,  wenn  er  nidit  sucht, 
in  dieser  Beziehung  Zufriedenheit  zu  erwecken.    Es  stehen  für  ihn  jeden 
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Falles  BO  bedeutende  Aufgaben  zu  lOsen,  dass  es  hOcfast  hemmend,  ja  unter 
Umständen  gefiüirlich  ist,  wenn  seine  Organe  als  solche  den  ünterthanen 
verhasst  oder  wenigstens  von  ihnen  nicht  geachtet  sind,  und  wenn  somit  zu 
den  sonstigen  Schwierigkeiten  noch  ein  Widerstreben  gegen  seine  noth- 
wendigen  Werkzeuge  besteht,  jeden  Falles  kein  sittlicher  Einfluss  von 
ihnen  geübt  werden  kann.  Seine  Aufgabe  ist,  wo  möglich  neue  Kräfte 
und  Stützen  zu  erwerben;  um  so  weniger  darf  also  eine  bisherige  verrotten. 
Namentlich  liegt  das  Interesse  der  Fürsten  selbst  sehr  nahe.  Sind  sie  auch 
noch  so  unbetheiligt  bei  den  Fehlem  des  Beamtenthumes,  so  schaden  die- 
selben doch  auch  ihnen,  sowohl  was  die  Annehmlichkeit,  als  was  die  Sicher- 
heit ihrer  Herrschaft  betrifft.  Hier  ist  das  Gegentheil  richtig  von  dem 
»quidquid  delirant  reges  plectuntur  Achivi.« 

Aber  auch  der  Bürger  hat  ein  bedeutendes  Interesse  dabei,  dass  seinen 
Klagen  gegen  die  Bureaukratie  abgeholfen  wird.  Darüber  kann  dodi  kein 
Streit  sein,  dass  der  Staat  des  Volkes  wegen  da  ist,  und  nicht  umge- 
kehrt; femer  dass  die  Beamten  des  Staates  wegen  bestehen,  nicht  aber 
dieser  wegen  ihrer.  Wenn  sich  also  durch  eine  Verkettung  falscher  An- 
sichten und  schlechter  Gewohnheiten  das  richtige  Verhältniss  versduebt, 
unter  dieser  Verkehrtheit  aber  der  Bürger  leidet,  so  ist  es  eine  Sache  von 
grosser  Bedeutung,  dass  der  richtige  Zustand  wieder  hergestellt  werde. 
Und  es  wird  hierbei  keineswegs  etwas  in  sich  Widersprechendes  ge- 
fordert. Allerdings  ist  der  Staat  in  der  sowohl  extensiven  als  intensiven 
Ausbildung,  welche  er  im  Laufe  der  Jahrhunderte  erlangt  hat,  eine  gar 
nicht  mehr  berechenbare  Quelle  von  Förderung  alles  Greistigen  und  Sach- 
lichen; und  es  wäre  ein  Beweis  von  wahrhaft  barbarischem  Unverstände, 
denselben  auch  da,  wo  seine  Thätigkeit  unentbehrlich  ist,  auf  geringere 
Leistungen  zurückführen  zu  wollen.  Auch  muss  die  schwächste  Einsieht 
begreifen,  dass  so  grosse  Leistungen  nicht  ohne  entsprechende  Mittel  zu 
beschaffen  sind,  und  diese  Mittel  am  Ende  von  Niemand  geliefert  werden 
können,  als  vom  Volke  im  Staate.  Allein  richtig  ist  auf  der  andern  Seite 
audi,  dass  jede  ohne  Beeinträchtigung  der  Staatszwecke  irgendwie  erspar- 
bare Last  und  Widrigkeit  entfernt  zu  halten  ist;  doppelt  so,  wenn  sie  nidit 
einmal  einen  Zweck  betrifft,  sondern  nur  den  Mitteln  zu  deren  Erreichung 
unnöthiger  und  fehlerhafter  Weise  anklebt.  Wo  also  die  Geschäfbenmühle 
nur  leer  geht  oder  gar  Schaden  anrichtet  wegen  unrichtiger  Verwendung, 
da  muss  Abhülfe  stattfinden;  und  sie  kann  eintreten  ohne  Beeinträchtigung 
gegründeter  Forderungen. 

Hiermit  soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass  alle  Klagen  gegen  die 
Bureaukratie,  wie  sie  oben  als  thatsächlich  bestehend  aufgeführt  wurden, 
auch  wirklich  begründet  seien,  und  zu  einer  schützenden  oder  wiederher- 
stelienden  Thätigkeit  Anlass  bieten.  •—  Jeder  Verständige  muss  z.B.  zugeben, 
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dase  die  erforderliche  Ordnung  und  Uebersicfat  in  der  Staatsverwaltung, 
namentlich  in  dem  Haushalte,  die  Einhaltung  bestimmter  Gescfaftftsformen 
gebieterisch  verlangt,  während  solche  doch,  angewendet  auf  eigenthtUnliche 
Individualitaten  und  auf  ungewöhnliche  Verhältnisse,  störend  und  selbst 
positiv  nachtheilig  wirken  können.  So  namentlich  in  den  Verhältnissen  von 
Technikern,  wohl  audi  von  Gelehrten,  zur  Staatsvei*waltung.  Hier  sind 
also  Klagen  subjectiv  ganz  begreiflich;  allein  es  ist  nicht  abzusehen,  wie 
durch  allgemeine  Massregeln  geholfen  werden  könnte,  ohne  dass  der  Will- 
kür, somit  möglicherweise  auch  der  Unordnung  und  selbst  der  Schlechtigkeit, 
Spielraum  gegeben  werden  würde.  Namentlich  lässt  sich  die  Forderung,  zu 
deren  Aufstellung  man  etwa  geneigt  sein  möchte,  dass  dem  Vorgesetzten 
hinreichende  Menschenkenntniss  und  genügsamer  Eifer  fär  das  öffentliche 
Wohl  beiwohnen  mttsse,  imi  ihn  zu  bestimmen,  in  den  geeigneten  Fällen 
und  für  ausgezeichnete  Männer  auf  eigene  Verantwortlichkeit  Ausnahmen 
eintreten  zu  lassen,  nicht  als  allgemein  bindende  Regel  aussprechen.  Ein 
wirklidi  grosser  und  genialer,  namentlich  ein  vornehm  denkender  Staats- 
mann mag  in  der  That  so  handeln;  allein  solche  Männer  können  nicht  als 
Begel  angenommen  werden.  Sie  sind  ein  seltenes  Gesdienk  des  Himmels 
fOr  Begenten  und  ftlr  Staatseinrich^ungen,  weiche  ihrer  würdig  sind  und  sie 
ertragen  können.  An  gewöhnliche  Menschen  gestellt  würde  das  fragliche 
Verlangen  entweder  unerfüllt  bleiben  aus  Furcht  vor  Verantwortung  und  aus 
Abneigung  gegen  Ungewöhnliches,  oder  aber  zu  schreiendem  Unfuge  fähren. 
—  Femer  kann  man  sicherlich  die  materiellen  Klagen,  welche  von  der 
Aristokratie  gegen  die  Bureaukratie  geführt  werden,  nicht  in  Bausch  ucd 
Bogen  vertreten.  Natürlich  sollen  rüde  Formen  und  absichtliche  oder  aus 
Unkenntniss  der  Sitte  der  gebildeten  Welt  herrührende  Ungezogenheiten 
nicht  in  Schutz  genommen  werden.  Ebenso  muss,  was  das  positive  Becht  ein- 
räumt, ehrlich  auch  in  seinen  Folgesätzen  gegeben  werden;  oder  es  trete,  wenn 
das  öffentliche  Wohl  diess  durchaus  nicht  gestattet,  Zwangsabtretung  gegen 
genügende  Entschädigung  ein.  Willkür  der  Behörden  und  kleinliche  ver- 
letzende Quälerei  sind  eben  so  unrecht  als  unwürdig.  Allein  eben  so  unbe- 
streitbar ist  auf  der  andern  Seite,  dass  die  Begierungen  nur  ihre  Pflicht  thun, 
wenn  sie  den  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  und  des  allgemeinen 
Gehorsams  gegen  dasselbe  mit  Kraft  durchfahren,  und  wenn  sie  den  Gedanken 
des  Beditsstaates  auch  da  aufrecht  erhalten,  wo  ihm  schmerzlidie,  aber  nutz- 
lose Erinnerungen  entgegenstehen.  Wenn  hierbei  ein  Unwillen  auf  die  Organe 
des  Staates  fiült,  so  mag  man  diess  zwar  psychologisch  wohl  begreifen,  allein 
es  ist  keine  objectiv  begründete  Ursadie  zu  einer  Aenderung  oder  Unter- 
lassung vorhanden.  —  Endlich  kann  man  sicherlich  nicht  wünschen,  dass  die 
Staatsbehörden  eine  auf  Ueberzeugung  und  Erfahrung  beruhende  Ansicht 
und  Th&tigkeit  alsbald  anheben,  sobald  sich  dagegen  unter  der  Menge  oder 
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bei  zunächst  Betheiligten  ein  Widersprach  erhebt  und  die  Beamten  wegen 
ihrer  Theilnahme  Tadel  erfahren.  Was  wäre  da  durchzuführen,  weldier 
Staatszweck  noch  zu  erreichen?  Einsichtslose,  Eigensflditige,  bewusst 
Schlechte,  welchen  der  Staat  selbst  mit  seinen  unerlässlichsten  Anstalten 
im  Wege  ist,  wird  es  immer  geben;  und  je  fester  und  rttcksichtsloser  ein 
Bieamter  in  solchem  Falle  seine  Schuldigkeit  thut,  desto  leichter  kann  sich 
gegen  ihn  ein  Geschrei  erheben.  Wie  oft  hat  es  sich  ttberdiess  begeben, 
dass  eine  anfänglich  mit  grossem  Widerstreben  aufgenommene  Staatsmassregel 
allmälig  die  Gunst  gewann,  welche  ihr  Yorurtheil,  bequemes  Hängen 
aid  Alten  und  Unwissenheit  verweigert  hatten.  —  Und  so  yielleicht  noch 
Anderes. 

Mit  Einem  Worte:  begründete  Klagen  gegen  die  Bureaukratie  nach 
Kräften  zu  entfernen,  ist  Pflicht  und  ist  Yortheil  des  Staates. 

Es  kann  sich  also  nur  davon  handeln,  ob  genügende  Mittel  zu  Er- 
reichung dieses  Zieles  vorhanden  sind?  Eine  genauere  Untersuchung  zeigt 
denn  aber,  dass  dergleichen  theils  in  der  Hand  des  Staates  selbst,  theils 
in  der  des  Volkes  im  Ganzen  und  einsiditsvoller  Einzelner  liegen,  und  dass 
auch  die  Wissenschaft  hierzu  beitragen  mag. 

Was  zuerst  die  vom  Staate  zu  ergreifenden  Massregeln  betrifft,  so 
können  vor  Allem  die  verletzenden  Formen  des  Verkehres  der  Behörden  und 
der  Einzelnbeamten  mit  den  Bürgern  mit  leichter  Mühe  beseitigt  werden. 
Hierzu  bedarf  es  nur  des  guten  Willens,  eines  bestimmten  Befehls  und  eines 
guten  Beispiels  von  Oben  herab.  Wenn  die  höchsten  Vorgesetzten  es  sich 
selbst  deutlich  machen,  dass  ein  Mann  von  Bildung  nidit  liur  gegen  Solche, 
welche  ihm  gleich  oder  über  ihm  stehen,  sondern  gegen  Jeden  ein  gesittetes 
und  unnöthige  Verletzungen  vermeidendes  Betragen  beobachtet;  wenn  sie 
sich  also  theils  in  ihren  eigenen  amtlichen  Beziehungen  so  benehmen,  theils 
Untergeordnete,  nöthigenfalls  mit  Ernst,  bei  jeder  passenden  Gelegenheit 
dazu  anhalten :  so  wird  der  Unfug  bald  verschwinden.  Man  setze  öffentlichen 
Klagen  über  Verfehlungen  dieser  Art  kein  Hindemiss  entgegen;  man  mache 
die  angeordnete  Abhülfe  bekannt;  man  erkläre  es  für  einen  der  Gunst  und 
der  Beförderung  im  Wege  stehenden  Mangel  eines  Beamten,  wenn  er  im 
Dienste  ungezogen  und  rücksichtslos  ist.  Für  die  zu  erlassenden  Vorschriften 
lässt  sich  natürlich  kein  allgemein  anwendbares  Recept  geben;  die  Missbräuche 
sind  in  verschiedenen  Ländern  versdiieden,  wohl  selbst  in  den  einzelnen 
Verwaltungszweigen  desselben  Staates.  Allein  überall  wird  z.  B.  eine  Vor- 
schrift an  der  Stelle  sein  über  die  Art  des  persönlichen  Verkehres  der  Ele- 
mentarbeamten mit  den  Bürgern,  also  unter  Anderem  über  die  Festsetzung 
bestimmter,  den  örtlichen  Verhältnissen  angemessener  Amtstage,  an  welchen 
die  Beamten  unter  allen  Umständen  jedem  zugänglich  sein  müssen;  über 
Einrichtung  anständiger  Gelasse  für  die  Wartenden;  über  die  Vermeidung 
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unnötiiiger  persönlicher  Yorfordemngen.  Ueberall  wird  die  Vorschrift  gnt 
wirken,  dass  den  Bescheiden,  namentlich  Straferkenntnissen,  Entsdieidnngs- 
grilnde  beigefügt  werden  mflsden.  Ueberall  werden  die  Vorgesetzten  selbst 
dabei  gewinnen,  wenn  sie  von  ihren  Untergeordneten  und  Hülfisarbeitem 
keinen  höhnenden  and  ttbermüthigen  Ton  dulden. 

£benso  braucht  es  nur  guten  Willen  und  gesunden  Mensdienverstand, 
um  vöUig  ftberflflssige  Schreiberei  aufzugeben.  Freilich  ist  dabei  vorausge- 
setzt, dass  Deijenige,  welcher  etwas  anordnet,  auch  einen  Begriff  vojn  wirk« 
lidien  Leben  habe;  dass  er  wisse,  wie  weit  ein  Befehl  wörtlich  oder  nur 
scheinbar  vollzogen  werden  werde  und  könne;  dass  es  ihm  um  die  Er* 
reidiung  eines  Zweckes,  nicht  aber  um  die  blosse  Erledigung  der  Acten- 
nunmier  oder  um  den  leeren  Schein  einer  Thätigkeit  zu  thun  sei.  Bei 
wichtigen  Angelegenheiten  begebe^  sich  der  zur  Entscheidung  Bereditigte  an 
Ort  und  SteUe  oder  berufe  den  mit  der  AusfOhrung  Beauftragten  zu  münd- 
licher Auseinandersetzung  und  Verabredung.  Diess  wird  mehr  fordern  und 
mehr  verhindern,  als  die  Abfassung  ganzer  Actenstösse.  Wenn  die  zur 
richtigen  Entscheidung  einer  Sache  erforderlichen  Thatsaehen  und  Beweise 
beisammen  sind,  so  fordere  man  nicht  pedantisch  audi  noch  41berfiUssige. 
Man  bedenke,  dass  die  Verwaltung  keinen  Civilprocess  mit  dem  Leben  führt. 
Ein  Minister  kann  in  der  That  keinen  grösseren  Beweis  von  Un&higkeit  zu 
seinem  Amte  geben,  als  wenn  er  nur  eine  Sdireibmaschine  ist,  wenn  ihm 
das  Land,  die  Menschen,  die  bedeutendsten  unter  ihm  gemachten  Unter- 
nehmungen persönlich  gänzlich  unbekannt  bleiben,  wenn  sein  Pfliditeifer 
und  sein  Stolz  darin  besteht,  die  Kosten  eines  Secretflrs  oder  EanzUsten 
durdi  eigene  unablässige  Tintenvergiessung  zu  ersparen,  und  wenn  er  daher 
auch  bei  allen  ihm  untergeordneten  Geschäften  Alles  glaubt  durch  blosses 
Schreiben  und  vieles  Schreiben  abmachen  zu  können.  Es  beweist  einen  der 
Natur  des  wahren  Staatsmannes  ganz  entgegengesetzten  Geist,  wenn  ein 
Bei^ter  in  einer  hohen  Stellung  Alles  selbst  besorgen  und  entscheiden  will, 
keinem  Untergeordneten,  und  wäre  es  der  tüditigste  Mann  und  verstünde 
er  die  Sache  ganz  allein, 'etwas  anvertraut.  Darin  eben  zeigt  sich  die  zum 
Begieren  bestimmte  Natur,  der  Staatsmann  im  Gegensatz  gegen  den  Bureau- 
kraten  und  Schreiber,  dass  man  mit  sicherem  Blicke  die  Männer  zu  finden 
weiss,  welche  zu  einem  bestimmten  Zwecke  taugen  und  welchen  ein  Geschäft 
ruhig  anvertraut  werden  kann;  dass  man  diesen  dann  den  Auftrag  breit 
und  frei  gibt,  sie  auf  ihre  Verantwortung  und  nur  unter  entfernter  Beob- 
achtung ausführen  lässt;  dass  man  den  Muth  hat,  sogar  bei  grosser  Verant- 
wortung nicht  nur  selbst  zu  handeln,  sondern  auch  Andere  handeln  zu  lassen. 
Von  selbst  versteht  sich  allerdings,  dass  sich  eine  Behörde  über  den  Vollzug 
bestinunter  Aufträge  oder  über  den  Stand  gewisser  Angelegenheiten  und 
Zustände  Beridit  erstatten  lassen  darf.     Man  sieht  audi  recht  gut  die 
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Nothwendigkeit  regelmftssig  wiederkehrender  Beridite  ein  bei  allen  zur  Auf- 
bewahmng  und  Verwaltung  anvertrauten  Kassen  und  Yorräthen,  und  bei 
Gegenständen  des  Staats-  oder  des  Volkslebens,  deren  jeweiligen  Stand  oder 
regelmfissigen  Gang  die  Regierung  oder  das  Publikum  kennen  müssen.  So 
also  z.  B.  Aber  Bevölkerung,  über  Zahl  der  anhängigen  und  entschiedenen 
Rechtsstreite,  über  die  Zahl  der  Ge&ngenen,  über  ein-  und  ausgeführte  Waaren. 
Allein  eine  Geistlosigkeit  ist  es,  wenn  die  Erstattung  von  zwecklosen  regel- 
massigen  Berichten  zur  Gewohnheit  wird,  welche  dann  gar  keine  andere  Folge 
hat,  als  Ekel  und  Zeitverlust  vielleidit  durch  alle  Stufen  der  Diensthierardiie 
hindurdi  bis  zum  Dor&chulzen  hinab,  und  überdiess  nur  allzu  häufig  eine 
kolossale  Masse  von  Lügen.  Zwecklos  sind  aber  offenbar  Berichte,  wenn  sie 
Gegenstände  betreffen,  weldie  zu  wissen  gar  kein  vernünftiges  Interesse  hat, 
welche  man  nicht  wissen  kann,  oder  weldie  der  Berichtende  nicht  gern  sagt, 
während  er  die  Wahrheit  leicht  verschweigen  kann,  namentlich  also  weldie 
gutwillige  Selbstanklagen  voraussetzen. 

Noch  sicherer  aber  wird  ein  grosser  Theil  der  jetzigen  Abneigung  gegen 
die  Bureaukratie  verschwinden,  wenn  sich  die  Regierungen  dazu  entscfaliessen, 
den  Grundsätzen  der  Verfassungen  eine  unbestrittenere  und  ehrliche  Aus- 
führung einzuräumen.  Es  soll  jetzt  nicht  von  der  Einführung  von  Volks- 
vertretungen in  Staaten,  wo  noch  keine  bestehen,  die  Rede  sein.  Diess 
l^ttel  steht  ausser  Verhaltniss  zu  dem  jetzt  vorliegenden  besonderen  Zwecke; 
auch  würde  die  blosse  Anerkennung  dieser  Staatsform  noch  keineswegs  die 
Absidit  erreichen.  Wie  nur  alizuviele  Erfahrung  zeigt,  mag  Bureaukratie 
gar  wohl  auch  in  einem  constitutionellen  Staate  bestehen.  Wohl  aber  kann 
da,  wo  der  Grundsatz  schon  zugegeben  ist,  der  Streit  über  einzelne  Folge- 
sätze, mit  ihm  aber  auch  die  Veranlassung  zu  Erbitterung  gegen  die  zähen 
Vertheidiger  alter  Ansichten  und  die  Widersacher  einfacher  Consequenz  ver- 
mieden werden.  Man  müge  nur  bedenken,  dass  eine  dem  Grundgesetze 
widersprechende  Verweigerung  oder  Forderung  doch  auf  die  Dauer  nicht  zu 
erhalten  ist.  Warum  also  alle  Widerwärtigkeiten,  warum  die  so  schädliche 
Abnützung  der  nothwendigen  Staatsorgane  um  etwas,  was  doch  nicht  ver* 
hindert,  sondern  höchstens  nur  hinausgesdioben  werden  kann?  Die  Geschidite 
des  constitutionellen  Staates  sollte  dodi  wenigstens  dazu  dienen,  den  Satz  zur 
Ueberzeugung  zu  bringen,  dass  sidi  die  in  dem  Prindpe  liegenden  Folgen 
unwiderstehlidi  zur  Anerkennung  duröhari)eiten.  Um  wie  Vieles  wird  in 
allen  constitutionellen  Staaten  jetzt  gar  nicht  mehr  gestritten,  was  vor  einigen 
Jahrzehnten  nodi  Gegenstand  des  heftigsten  Kampfes  war?  Und  wie  man- 
cher der  gegenwärtig  nodi  bestehenden  Streitpunkte  wird  dieses  Sdiidcsal 
künftig  haben?  Den  Verdruss  und  den  Schaden  des  Kampfes  könnte  man 
sich  offenbar  in  allen  diesen  Fällen  ersparen.  Eben  so  verhält  es  sich  im 
Kleinen  mit  dem  unnöthigen  Einmischen  der  Staatsbehörden  in  die  Privat- 
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angelegenheiten  der  Gemeinden.  Selbst  auf  die  Gefahr  hin,  dass  einzelne 
Verstösse  von  den  nodi  nngeflbten  Borgern  gemacht  werden,  nehme  man  die 
Gftngelhftnder  aus  den  Hftnden  der  Staatsbeamten,  und  entferne  dadurch 
die  Veranlassung  zu  täglichem  Missmathe. 

£ndlich  aber,  and  vielleicht  haupt-sächlich,  indem  dieser  Pnnkt  die 
übrigen  erst  möglich  macht,  sorge  der  Staat  für  ganz  tachtige  Beamte.  Solche 
werden  keine  Veranlassang  zam  Hasse  geben,  im  Gegentheile  sich  Achtang 
nnd'Neigong  erwerben.  Um  aber  nicht  den  Vorwarf  za  erleiden,  als  ob 
hier  nar  eine  wohlfeile  Phrase  anstatt  eines  aosführbaren  Vorschlages  ge- 
geben werde,  sei  kurz  angedeutet,  wie  dieses  Ergebniss  zu  erUingen  ist. 
Vorei^t  kann  natürlich  kein  Streit  darüber  sein^  dass  als  unerlftssUche  Grund» 
läge  (einer  tüchtigen  Staatsdienerschaft  die  allgemeine- AemterfUiigkeit  aller 
Bürger,  die  gesicherte  Stellung  der  Beamten  im  Amte,  die  Au£Bfihlung  und 
Beurtheilung  aller  Bewerber  um  eine  erledigte  Stelle  feststehen  müssen. 
AUein  hiemit  ist  nicht  Alles  geschehen;  noch  sind  drfei  weitere  Forderungen 
zu  erftUlen.  —  Vorerst  muss  der  Beamte  für  das  Fadi  der  Verwaltung,  in 
welchem  er  zu  wirken  hat,  theoretisch  vollständig  ausgebildet  sein.  Nur 
dann  hat  er  eine  Uebersicht  und  Grundsätze;  nur  dann  ein  Ideal  für  seine 
Thätigkeit;  nur  dann  endlich  lässt  er  sich  nidit  so  leicht  in  Gedankengemein- 
heit und  geistlose  Geschfiftsübung  hinunterziehen.  Man  muss  etwas  verstehen, 
um  daran  eifrigen  Antheil  zu  nehmen,  um  es  auf  die  richtige  Weise  zu  be- 
treiben. Ein  Beamter,  welcher  keinen  Begriff  davon  hat,  was  seine  Angabe 
ist,  wird  sich  entweder  durch  Unthätigkeit  verächtlich,  oder  durch  ein  auf 
Fremdartiges  gerichtetes,  rein  foimelles  oder  sonst  verkehrtes  Treiben  un- 
bequem und  verhasst  machen.  Welche  Gemeinplätze!  wird  man  wirklich 
sagen;  sind  etwa  der  Prüfungen  nicht  bereits  mehr,  als  genug?  Freilich 
sollte  man  meinen,  dass  der  eiufiachste  Menschenverstand  jene  Wahrheiten 
eingebe;  auch  sind  allerdings  Prüfungen  angeordnet:  allein  wie  veihält  sich 
die  Wirklichkeit?  In  einer  sehr  grossen  Anzahl  von  Füllen  wird  gelernt, 
allein  etwas  ganz  Anderes,  als  man  im  Leben  braucht;  wird  gefragt,  aber 
nidit  nadi  dem,  was  zu  erkunden  man  den  Beruf  hätte.  Auf  solche  Weise 
vnrd  nun  aber  nicht  nur  der  Zweck  nicht  erreicht,  sondern  sogar  das  Gegen- 
theil,  denn  es  kommen  die  Beamten  mit  einer  falschen  Auffassung,  mit  einer 
verkehrten  Richtung  in  ihre  Wirkungskreise.  Warum  ist  von  allen  Zweigen 
des  öffentlichen  Dienstes  in  der  Regel  die  Rechtspflege  am  wenigsten  ver- 
hasst? Sicherlich  nicht,  weil  der  Bürger  an  sidi  eine  Freude  an  den  Be- 
rührungen mit  ihr  haben  könnte.  Sondern,  zum  grossen  Theile  wenigstens, 
weil  die  Geriditsbeamten  das  verstehen,  was  sie  treiben,  und  weil  sie  sonst 
nichts  treiben.  Es  würde  zu  weit  führen,  dieses  Thema  gründlich  und  nadi 
allen  Richtungen  hier  za  besprechen;  für  Die,  welche  verstehen  wollen,  genügt 
sdion  die  Andeutung.  —  Die  zweite  Bedingung  einer  nützlich  beschäftigten 
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and  daher  auch  anerkannten  Staatsdienerschaft  ist  die  Knränmnng  eines 
zureidienden  Wirkungskreises  für  jede  Amtsstelle.  Wenn  der  Bürger  sehen 
mnss,  dass  eine  Behörde  zu  keinem  irgend  in  Ansdilag  zn  bringenden  Ge- 
schäfte selbst  berechtigt  ist,  sondern  ihre  Zeit  nur  mit  überflüssigen  Schreibe» 
reien,  bei  einem  grossem  Thätigkeitsdrange  auch  wohl  mit  völlig  nutzloser 
Quälerei  der  Untergeordneten  zubringt,  so  kann  natürlich  seine  Achtung  vor 
den  Staatsdienem  nicht  wachsen.  Davon  nidit  zu  reden,  dass  auch  tüchtige 
Naturen  unter  den  Beamten,  wenn  sie  eine  Reihe  von  Js^ren  mit  soldien 
nichtigen  Dingen  zugebracht  haben,  selbst  verkommen  und  das  Bedürfniss 
einer  wirklichen  Thätigkeit  ganz  verlieren,  so  dass  sie,  wenn  sie  endlich  in 
eine  an  sich  wirksame  Behörde  berufen  werden,  auch  diese  verderben.  Solcher 
nutzlos  thätiger  Behörden  gibt  es  aber  unter  den  Mittelstellen  nicht  eben 
selten,  während  die  unteren  und  die  höheren  mit  Gesdiäften  überladen  sind. 
Auch  Centralbehörden  in  Yerwaltungszweigen,  in  welchen  man  aus  allgemeinen 
Gründen  keine  erspriessliche  Thätigkeit  von  Staats  wegen  entfalten  kann, 
gehören  hierher;  so  z.  B.  angeblich  leitende  Behörden  für  das  Armenwesen, 
den  Handel,  die  Landwirthschaft.  —  Aber  freilich  werden  alle  diese  mate- 
riellen Einrichtungen  nicht  vollständig  zum  Ziele  führen,  wenn  sie  nicht  von 
Oben  her  ein  geistiger  Hauch  durchweht,  wenn  nicht  namentlich  Derjenige, 
welcher  dem  Staatsoberhaupte  die  Vorschläge  zur  Besetzung  der  Staatsstellen 
zu  machen  hat,  mit  ehrlicher  Absicht  und  mit  wahrer  Kenntniss  der  Personen 
und  der  Bedürfiaisse  nur  die  Tüditigsten  aussucht.  Eine  dritte  Forderung 
ist  also  dahin  zu  richten,  dass  die  Minister  Staatsmänner  seien,  dass  folglidi 
der  grosse  Blick,  die  richtige  AufEassung  der  gesellschaftlichen  Zustände,  der 
Muth  zu  bedeutenden  Unternehmungen,  Menschenkenntniss  und  die  Kunst 
der  Menschenbehandlung,  nicht  aber  nur  Gedächtniss,  gewöhnliche  Kenntnisse, 
Kanzleierfahrung  und  Fleiss,  oder  gar  persönliche  Gewandtheit  und  Fürsten- 
gunst  zu  den  höchsten  Stellen  führen  können.  Die  Frage  aber,  wie  dieses 
Ziel  mit  Wahrscheinlichkeit  zu  erreichen  sei,  hat  wenigstens  in  den  consti- 
tutionellen  Staaten  eine  Lösung.  Es  wird  nämlich  dasselbe  erreicht  werden, 
wenn  die  auf  dem- Festlande,  und  namentlich  in  den  deutschen  Staaten, 
jetzt  festgehaltene  Stellung  der  Regierungen  zu  den  Ständeversammlungen 
verlassen  wird.  So  lange  die  Ministerien  nicht  der  Ausdruck  der  politischen 
Mehrheit  im  Volke,  somit  in  den  Kammern,  sind,  sondern  die  Spitze  der 
die  Volksvertreter  und  die  von  ihnen  adoptirten  Interessen  bekämpfenden 
Bureaukratie:  so  lange  wird  auch  nicht  der  staatsmännische  Gedanke,  sondern 
die  Geschäftserfahrung  in  denselben  vorherrschen.  Dagegen  müsste  die  Er- 
innerung der  leitenden  Männer  in  den  Ständeversammlungen  zu  Ministem 
nothwendig  bedeutende,  namentlich  staatsmännisdi  begabte  und  geübte  Talente 
zum  Einfluss|e  berufen.  Die  Folgen  wären  unberechenbar.  Es  soll,  um 
nicht  zu  weit  vom  nächstgesteckten  Ziele  abzuschweifen,  jetzt  nicht  die  Rede 
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sein  von  der  höheren  politischen  Bedentung  einer  solchen  Besetzung  der 
Ministerien,  welche  mit  Einenmude  eine  Masse  der  jetzt  ananflOslich  sdiei- 
nenden  Schwierigkeiten  in  den  deutschen  constitutionellen  Staaten  spurlos 
und  zum  grössten  Yortheile  der  Fürsten  sowohl  als  der  Völker  beseitigen 
würde.  Allein  auch  nur  in  der  engem  Bedeutung  fflr  den  Kampf  gegen 
die  Boreaukratie  betrachtet,  wftre  jener  Schritt  entscheidend.  Der  Geist  der 
Verwaltung  mflsste  nothwendig  ein  anderer  werden,  weil  ihre  Aufgabe  in 
der  obersten  Instanz  anders  ge&sst  und  nun  in  diesem  Sinne  auch  auf  die 
Untergebenen  gewirkt  wtlrde.  Damit  aber  w&re  auch  ein  grosser  Theü  der 
jetzigen  Unzufriedenheitsgründe  beseitigt.  An  die  Stelle  des  Beamten-Regi- 
mentes käme  ein  politischer  Gedanke;  und  eine  Menge  Ton  unnöthigen  Ge- 
schäften, welche  den  nicht  in  solcher  Gewohnheit  angewachsenen  Ministem 
vor  allen  zuwider  wären,  würden  schneller  Vertilgung  verÜEdlen.  Allerdings 
wäre  yon  den  auf  solche  Weise  zu  der  Leitung  der 'Geschäfte  Gelangenden 
nicht  diejenige  Eenntniss  von  Sachen  und  Personen  zu  erwarten,  welche  eine 
lebenslängUdie  Beschäftigung  damit  Terscha£ft;  und  es  möchten  daraus  Nach- 
theüe  hervorgehen:  allein  bei  einem  tüchtigen  Manne,  welcher  die  Erfahrungen 
seiner  Untergeordneten  so  weit  als  nöthig  und  zweckdienlich  zu  benützen 
wüsste,  könnte  diess  nur  von  untergeordneter  und  theilweise  von  vortlber- 
gehender  Bedeutung  sein.  Auch  hier  madit  eigentlich  das  Beispiel  der 
Staaten  mit  parlamentarisdiem  Systeme  jeden  Streit  unmögüdi  ^). 

1)  Gegren  die  Annahme,  daas  die  Einftthmng  des  parlamentarischen  Systemes  Staats- 
männer an  die  Spitsen  der  Ministerlen  hrinipen  und  dadurch  der  Boreankratie  ein  wirksames 
Hindemiss  ent^egengesetst  werden  wfirde,  lAstt  sich  F.  Böhmer  In  der  oben,  8. 99 tg,^  näher 
bezeichneten  Schrift  mit  grosser  Heftigkeit  aus«  Er  ist  iwar  YoUkommen  damit  einverstanden, 
dass  die  Uebertragung  der  GeschXftsleitnng  an  wirkUche  Staatsmänner  ein  wirksames  Mittel 
aar  Besdtlgang  der  Boreaukratie  sei,  ja  er  sieht  sogar  hierin  das  einaige  Mittel;  allein  er  er- 
klärt es  ftUr  unwahr,  dass  die  blosse  Führung  der  Opposition  den  Staatsmann  mache.  Staats- 
mann sei,  wer  die  FiUiigkeit  habe  su  regieren.  Opponiren  und  Begieren  seien  aber  so  ver- 
schieden als  Tadeln  und  Bessermachen.  Wer  bloas  negativ  opponire,  habe  die  Gewissheit, 
regierungsuniähig  xugiein,  gegen  sich.  Als  Belege  ftlr  diese  Satze  werden  denn  die  angebUch  als- 
bald dem  krassesten  Bureankratismus  ver&Uenen  Mänminister  und  Beichsminister  von  1848  ange- 
IBhrt  -  Hier  ist  denn  Bichtiges,  Schiefes  und  ganz  Falsches  bunt  gemischt.  Bichtig  ist  allerdings, 
dass  blosses  negatives  Opponiren  keineswegs  einen  Beweis  iUr  staatsmännischen  Beruf  liefert 
Schief  aber  ist  es,  die  Führer  parlamentarischer  Partelen  als  lediglich  mit  solchem  negierenden 
Widerspruche  beschäftigt  In  ihrer  oppositionellen  SteUnng  und  Thätlgkeit  anftuf^ssen.  Darin  be- 
steht Ja  eben  der  grosse  Unterschied  zwischen  dem  constltntioneUen  Systeme,  wie  es  leider  in  den 
deutschen  Staaten  geübt  wird,  und  dem  parlamentarischen  Systeme,  dass  in  dem  erstem  die 
Opposition,  welche  keinerlei  Aussicht  hat,  Je  selbst  an  die  Verwaltung  zu  kommen,  leicht 
in  einen  blossen,  und  noch  dazu  übertriebenen  und  unpraktischen,  Widerspruch  verfällt; 
während  bei  der  parlamentarischen  Entwicklung  der  beschränkten  Monarchie  sich  Parteien  mit 
verschiedenen  positiven  Programmen  um  die  Herrschaft  streiten.  Katürlich  opponirt  die  nicht 
am  Begimente  befindliche  Partei  gegen  die  Leitung  der  Geschäfte  von  Seiten  ihrer  Gegner, 
d.  h.  sie  sacht  dieselbe  als  unrichtig  und  unheilbringend  darzustellen ;  allein  wenn  sie  wirklich 
Uuer  Aufigrabe  gewachsen  ist,  so  begnügt  sie  sich  nicht  mit  dem  blossen  Tadel,  sondern  stellt 
Ihre  eigenen  Bestrebungen  als  die  richtigen  dar  und  ist  in  Jedem  Augenblicke  bereit,  die  Leitung 
der  Geschäfte  in  diesem  Sinne  zu  Übernehmen.  Sie  ist  also  nicht  bloss  verneinend,  sondern 
Stent  vielmehr  in  erster  Linie  positive  Sätze  auf  und  widerspricht  nur,  weil  und  insofeme  diesen 
fliren  Forderungen  entgegen  gehandelt  wird.  Ob  das  von  einer  Partei  und  deren  Führern 
positiv  AufgesteUte  besser  ist,  «Is  das  von  den  Gegnern  Vollsogene  oder  GewoUte,  Ist  aller- 
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Es  steht  jedodi  die  Beseitigung  der  Uebelstftnde,  welche  mit  derBureaa- 
kratie  jetzt  yerbunden  sind,  nicht  beim  Staate  allein.  Audi  das  Volk 
selbst  hat  wenigstens  einige  Mittel  in  der  Hand,  deren  Anwendung  die 
von  dem  Staate  ergriffenen  Massregeln  unterstützen,  im  Falle  einer  Unthätig- 
keit  von  seiner  Seite  aber  mindestens  einen  theilweisen  Erfolg  herbei- 
fiQhren  kann. 

Vorerst  steht  es  in  der  Gewalt  eines  einzelnen  Borgers,  sich  aller  recht- 
lich ertaubten  Mittel  zu  bedienen,  um  die  gegen  ihn  etwa  begangenen  Unbilden 
zurückzuweisen  und  durch  Beschwerdeführung  bei  höheren  Behörden,  schliess- 
lich bei  den  Ständen,  deren  Zurücknahme  und  vielleicht  Bestrafung  zu  er- 
wirken. Die  alte  Frage  des  Hofnarren:  «was  willst  Du  thun,  Gevatter 
Philipp,  wenn  sie  alle  Nein  sagen?»  ist  immer  nodi  nicht  beantwortet 
Und  welcher  andern  Ursache  ist  der  so  rücksichtsvolle  Ton  der  englischen, 
belgischen,  schweizerischen  u.  s.  w.  Behörden  gegen  den  Bürger  zuzuschreiben? 
als  der  Ueberzeugung,  dass  dieser  sich  eine  andere  Behandlung  nicht  gefallen 
lassen  würde,  und  einer  hieraus  allmflhlig  gebildeten  Gewohnheit?  Wenn 
Jeder,  Weldber  auf  eine  barsche  und  verächtliche  Weise  behandelt  wird, 
dessen  Angelegenheiten  grundloser  Verzögerung  unterliegen,  oder  dessen 
Rechten  und  Selbständigkeit  ein  ungesetzlicher  Eingriff  droht,  sich  mit  Ent- 
schlossenheit und  Kraft  dagegen  stemmt,  nöthigen  Falles  öffentliche  Be- 
schwerde führt,  überhaupt  nicht  nachlässt,  bis  ihm  in  letzter  Instanz  ein  Bescheid 
ertheilt  ist:  so  wird  sehr  bald  Beachtung  dessen  eintreten,  was  sich  gebührt. 
Die  Unannehmlichkeiten,  welche  der  standhafte  Beschwerdeführer  bei  solcher 
Verfolgung  seines  Rechtes  und  Erkämpfnng  seiner  staatsbürgerlichen  Stellung 
etwa  zu  duldenhat,  kommen  nicht  in  Betracht  gegen  den  dadurch  gestifteten 
allgemeinen  Nutzen,  und  es  ist  Bürgerpflicht,  ein  solches  Opfer  zu  bringen. 
Es  ist  eben  so  wahr  im  Grossen  als  in  den  Einzelnheiten  des  staatlidien  Lebens, 
dass,  auf  die  Dauer  wenigstens,  einem  Volke  nichts  widerfährt,  was  es  nicht 
verdient.  Wer  sich  unwürdig  behandeln  lässt,  ohne  bis  an  die  äusserste  Grenze 
des  gesetzlich  erlaubten  Widerstandes  zu  gehen,  der  verdient  es  auch. 

dlngs  oDgowiss;  allein  es  tot  schief,  sie  für  regierangsunflUiig  su  erklären,  weil  sie  itzt  und 
einer  bestimmten  Richttug  widerspricht  Gerade  dadurch  bringt  das  parlamentarische  Sjrstem 
wahre  Staatsmänner  an  die  Spitze  der  Parteien,  well  es  hier  mit  blossem  Bemängeln  nnd  Bereiten 
Yon  Hindernissen  nicht  gethan  tot.  Ato  yöUig  falsch  aber  moss  es  bezeichnet  werden,  wenn  die 
Erfahrungen  ron  1848  ato  Belege  dafür  angeführt  werden ,  dass  die  Führer  einer  Opposition 
der  Bareaukratle  doppelt  Yerfiülen,  wenn  sie  zur  Herrschaft  kommen.  Von  einem  Bnrean- 
krattomns  des  Reichsmintoteriums  zu  reden,  tot  geradezu  lächerlich.  Eine  Scheinregierung  hat 
es  freilich  geführt;  aber  nicht  aas  bureaukratischem  Formalismus,  sondern  aus  gänzlichem 
Hangel  an  einer  eigenen  Macht  Ob  aber  die-Märzministerien  in  den  einzelnen  Staaten  der  Burean- 
kratie  wirklich  yerflelen  und  desshalb  missglttckten,  ist  theils  thatsächlich  zu  bezweifeln,  theiU 
bewetot  es,  wenn  dem  wirklich  so  war,  nicht  das  Mindeste  für  die  Unfähigkeit  des  parlamenta- 
rischen Systemes  Staatsmänner  zu  bilden.  Diese  Ministerien  giengen  Ja  gar 'nicht  aus  einem 
parlamentarischen  Systeme  henror,  und  ihre,  wirkliche  oder  nur  fälschlich  scbuldgegebene,  un- 
brauchbare Verwaltung  kann  somit  auch  diesem  gar  nicht  zugemessen  werden.  Wird  doch 
*eben,  damit  solches  Mtosglflcken  nicht  stattfinden  könne,  anstatt  des  constitntionellen  Haders 
parUunentartocher  Parteikampf  gefordert 
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Ein  zweites  Mittel  2^r  Beseitigang  der  Beschwerden,  namentlich 
aber  zur  Brechung  bnreaokratischer  Eingriffe  und  noch  mehr  zur  Er- 
gftnznng  der  Gleichgültigkeit  and  Langsamkeit,  ist  in'  der  immer  weiter 
zu  steigernden  Ansbildnng  der  freiwilligen  Vereine  zu  finden.  Solche  ver- 
mögen sehr  Vieles  zu  Stande  zu  bringen,  wozu  der  unverbundene  Einzelne 
die  Htllfe  des  Staates  bedurft  hätte,  diese  also  auch  hätte  vielleicht  ent- 
behren oder  durch  manche  Unannehmliokheiten  erkaufen  mflssen.  Hierbei 
ist  es  denn  sehr  zu  rathen,  so  wenig  als  möglich  auf  die- Unterstützung 
des  Staates  und  auf  Theilnahme  von  Beamten  zu  rechnen.  Je  unabhängiger 
solche  freiwillige  Vereine  bleiben,  je  mehr  sie  die  für  ihre  Kräfte  nöthigen 
Zwecke  ans  ihrer  eigenen  Mitte  aufbringen,  desto  weniger  haben  sie  Ein- 
reden und  Verzögerungen  zu  besorgen  oder  sich  Formen  und  Richtungen, 
welche  ihnen  nicht  genehm  sind,  aufdringen  zu  lassen.  Auch  muss  noth- 
wendig  der  Anblick  vieler  und  zum  Theile  vielleicht  selbst  grossartiger 
Unternehmungen,  welche  von  Privatvereinen  mit  Glück  unternommen  und 
geführt  werden,  die  Achtung  vor  dem  Bürger  bei  der  Bureaukratie  ver- 
mehren, was  nicht  ohne  gute  Rückwirkung  bleiben  kann.  Es  ist  ein  Natur- 
gesetz, dass  der  Einsichtsvollere  leitet.  So  lange  also  die  InteUigenz  eines 
Volkes  in  der  Regierung  verkörpert  ist,  so  hat  diese  Alles  zu  besorgen; 
dann  aber  ist  es  auch  der  menschlichen  Natur  nur  allzu  gemäss,  wenn  jene 
sich  ihrer  Bedeutung  überhebt.  Wenn  sich  aber  Kenntnisse,  Einsicht  und 
Thatkraft  mehr  und  mehr  unter  dem  Volke  verbreiten ,  dann  wird  auch  in 
demselben  Verhältnisse  die  Achtung  vor  demselben  zunehmen.  Es  ist  daher 
ein  sehr  richtiges  Gefühl,  welches  sich  manchfach  in  Geldkorporationen, 
grossen  Privatverkehrsanstalten,  landwirthschaftlichen  Vereinen,  Versiche- 
rungsgesellschaften und  dergleichen  geltend  macht,  dass  dieselben  eine  Ab- 
neigung gegen  die  Uebertragung  der  Vorstandschaft  an  Beamte  und  selbst 
gegen  deren  vorzugsweise  hervortretende  Thätigkeit  zeigen.  Es  ist  Zeit 
genug,  den  Staat  und  seine  Organe  um  Hülfe  anzugehen,  wenn  man  der- 
selben wirklich  bedarf;  bis  dahin:  Hilf  Dir  selbst,  so  wird  Gott  Dir  helfen. 
Auch  vergesse  man  nicht,  dass  mit  der  Uebung  in  solchen  Vereinsgeschäften 
auch  die  Geschicklichkeit  in  der  Benützung  dieses  wichtigen  Wirkungs- 
nnd  Emancipationsmittels  liegt,  und  dass  allmählig  ein  Volk  durch  freiwillige 
Privatvereine  Dinge  zu  Stande  zu  bringen  lernt,  an  welche  es  in  früherer 
Zeit  nicht  hätte  denken  dürfen.  Und  ist  es  wahr^  was  bekanntlich  sehi; 
einsichtsvolle  Männer  annehmen,  das^  überhaupt  die  Zukunft  der  Gesellschaft 
in  der  immer  weiteren  Ausbildung  des  Vereinsgeistes  zu  suchen  ist,  hierin 
vielleicht  sogar  die  Lösung  der  grossen  Fragen  über  Massenarmuth  und 
Bewahrung  des  Eigenthumes  gesucht  werden  darf: ,  so  ist  ein  noch  weit 
wichtigerer  Zweck  mit  der  Gewölumng  zu  gemeinschaftlichem  Handeln  der 
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Privaten  erreicht,  als  bloss  die  Beseitigung  nbnöthiger  und  nachtheiliger 
Berührungen  mit  der  Bureaukrätie. 

In  noch  unmittelbarerer  Beziehung  zu  dem  vorliegenden  Zwecke  steht 
die  Ausbildung  des  Gemeindelebens.  In  wie  ferne  eine  kräftige  und  umfang- 
reiche Selbstregierung  der  Gemeinden  schon  an  sich  die  Veranlassungen 
zum  Zusammenstosse  mit  der  Bureaukrätie  vermindert,  ist  bereits  oben 
erwähnt  worden.  Nun  hängt  es  allerdings  nicht  von  dem  Willen  der  Be- 
völkerungen der  einzelnen  Gemeinden  ab,  welchen  Antheil  an  der  Leitung 
der  örtlichen  Angelegenheiten  sie  nehmen  dürfen.  Hierüber  entscheidet  die 
Gesetzgebung;  und  oft  genug  sind  nicht  sämmtliche  Factoren  derselben  zu 
einer  weiteren  Emancipation  der  Gemeinden  zu  bringen.  Dessen  ungeachtet 
liegt  hier  viel  in  den  Händen  tüchtiger  Bürger.  Falls  nur  die  freie 
Bewegung  nicht  allzu  sehr  durch  das  Gesetz  gehemmt  ist,  kann  durch  eine 
einsichtsvolle  und  thätige  Theilnahme  der  geachtetstcn  £inwohner,  dann 
aber  allmälig  durch  eine  Erziehung  und  Erhebung  der  Menge  zu  richti- 
geren Ansichten  gar  manches  nahe  liegende  Bedürfniss  befriedigt,  Schaden 
abgewendet,  ein  besserer  Zustand  vorbereitet  werden.  So  weit  diess  aber 
geht,  so  weit  bedarf  es  dann  auch  keines  Gesuches  beim  Staate  um  Hülfe, 
und  wird  nicht  leicht  ein  ungeschicktes  und  vorlautes  Eingreifen  von  Seiten 
eines  Regierungsorganes  stattfinden.  Auch  hier  wird  Tüchtigkeit  sich  An- 
sehen  verschaffen;  und  überdiess  wird  der  thatsächlich  gelieferte  Beweis 
der  Fähigkeit  zum  Selbstregieren  am  sichersten  zu  einer  Verbesserung  und 
Ausdehnung  der  Gesetzgebung  fahren.  Allein  es  ist  diess  nicht  einmal  der 
Hauptnutzen  der  gemeindebürgerlichen  Lebendigkeit  in  Beziehung  auf  die 
Bureaukrätie.  Von  noch  grösserer  Bedeutung  ist  überhaupt  die  Erwachung 
eines  öffentlichen  Sinnes,  die  Ausbildung  und  Kräftigung  der  öffentlichen 
Meinung,  das  Vorhandensein  von  Organen  für  den  Ausdruck  und  für  die 
gesetzliche  Durchführung  der  Wünsche  der  Bürger.  Diese  Elemente  werden 
sich  dann  auch  auf  dem  staatsbürgerlichen  Felde  geltend  machen  und  sowohl 
den  Einzelnen  lehren,  wie  er  sich  innerhalb  seines  Rechtes  mit  Bewusst- 
sein  und  Gewandtheit  gegen  die  Bureaukrätie  zu  verhalten  hat,  als  auch 
in  tüchtigen  Gemeindebehörden  Organe  schaffen,  welche  sich,  bei  manchen 
Gelegenheiten  wenigstens,  des  Rechtes  und  der  Vortheile  ihrer  Bürger  mit 
Kraft  und  Erfolg  anzunehmen  wissen. 

Ist  dem  aber  also,  so  ist  natürlich  von  noch  weit  grösserem  Werthe 
eine  allgemeinere  Belebung  und  Ausbildung  des  staatsbürgerlichen  Sinnes 
der  Bürger.  Dieser  ist  der  entschiedenste  Gegner  der  Bureaukrätie,  und 
es  kann  ihm  auch  auf  die  Dauer  der  Sieg  über  sie  nicht  fehlen.  Vor  Allem 
wird,  wie  eben  bemerkt,  schon  der  Einzelne  eine  solche  Stellung  zur  Be- 
wahrung seiner  Rechte  vor  Eingriffen  und  zur  Erlangung  seiner  Interessen 
zu  nehmen,  wissen ,   däss  weit  wenigere  Fälle  eines  verkehrten  3enehmens 
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überall  yorkonimen.  Sodann  aber  hat  nothwendig  ein  staatlich  lebendiges 
nnd  ausgebildetes  Volk  so  vielen  Einfloss  anf  die  Gesetzgebung,  dass  es 
allmiUig  eine  Umformung  derselben  nach  dem  Stande  seiner  Bedttrfhisse, 
also  seiner  Rechte,  zu  bewerkstelligen  ivissen  wird.  In  Staaten  mit  Volks- 
vertretung versteht  sich  diess  ohnedem  von  selbst;  allein  auch  in  unbe- 
schrankten Einherrschaften  (angenommen,  dass  solche  anf  die  Dauer  bei 
einem  staatlich  ausgebildeten  und  gesinnungsvollen  Volke  bestehen  können) 
wird  die  Kraft  der  öffentlichen  Meinung  das  Wesentliche  zu  erreichen 
wissen.  Von  je  verschiedeneren  Standpunkten  aus  denn  namentlich  auch 
Klagen  gegen  die  Bureaukratie  ertönen,  ein  desto  gewichtigeres  Zusammen- 
wirken ist  zu  erwarten. 

Was  aber  —  und  diess  sei  die  letzte  Frage  —  hat  in  dieser  ganzen 
Frage  die  Wissenschaft  zu  thun?  Ist  sie  nur  zum  müssigen  Zusehen 
und  zum  schliesslichen  Einregistriren  des  Erfolges,  welcher  dieser  auch  sei, 
verurtheilt?  Diess  hiesse  ihre  Aufgabe  schlecht  begreifen.  Vielmehr  hat 
sie  auch  hier  die  kritische  Fackel  zu  tragen  und  Mass  und  Ziel  mit  Um- 
sicht, objectiver  Unparteilichkeit  und  ungetrübt  durch  den  aufwirbelnden 
Staub  des  Kampfes  zu  bestimmen.  Sie  kann  freilich  nicht  unmittelbar  wir- 
ken, allein  vielfadi  müssen  doch  die  Streitenden  nach  ihr  aufsehen,  um 
sidi  nicht  zu  verlieren.  Sache  der  Wissenschaft  ist  es  also  vor  Allem,  genau 
zu  erörten,  in  wie  ferne  die  verschiedenen  Klagen  über  die  Bureaukratie 
auf  richtigen  Grundlagen  beruhen,  und  in  wie  weit  (dem  ist  allerdings  zum 
Theile  so)  Uebersch&tzungen  der  eigenen  Interessen  und  Mittel  oder  genea- 
logisch und  geschichtlich  überkommene  Vorurtheile  und  Abneigungen  den 
Gedanken  des  Staates  der  Jetztzeit  verkennen  und  einem  Fehler  seiner 
Diener  zuschreiben,  was  eine  nothwendige,  wenngleich  für  den  Einzelnen 
vielleicht  widrige,  Folge  und  Forderung  desselben  ist.  Es  wäre  höch- 
lichst zu  beklagen,  wenn  dem  Staate  wegen  einer  fehlerhaften  Richtung, 
welche  er  etwa  eingeschlagen  hat  oder  hat  einschlagen  lassen,  nun  noth- 
wendige Rechte  abgestritten  würden.  Von  jeher  und  in  allen  Verhältnissen 
hat  der  wahre  Staatsmann  eine  Opposition  für  eine  verderbliche  erachtet, 
welche  die  Regieining  als  solche  schwächt,  indem  sie  derselben  wegen  des 
Missbrauches  Einzelner  oder  einer  zeitweisen  falschen  Richtung  bleibend  die 
zu  Erreichung  des  Staatszweckes  unerlässliche  Kraft  entzieht.  Nur  der  Miss- 
brauch soll  entfernt  und  seine  Wiederkehr  unmöglich  gemacht  werden;  der 
Unfähige  oder  Schlechtwillige  ist  zu  entfernen,  unter  Umständen  zu  be- 
strafen. Allein  der  allgemeihe  Geist  der  Gesittigung  darf  nicht  geschwächt 
werden.  So  denn  auch  hier;  und  es  ist  eine  schöne  Aufgabe  für  die  Wissen- 
schaft, das  Urtheil  über  die  Klagen  zu  fällen  und  die  Entscheidungsgründe 
zu  geben.  Auf  diese  Weise  wird  es  ihr  dann  gelingen,  zur  allgemeinen 
Ueberzeugung  zu  bringen,  in  wie  weit   eine   wirkliche  Uebereinstimmung 
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begründeter  Beschwerden  besteht  und  ob  und  me  weit  also  ein  gemein- 
Bchaftlidiea  Handeln  eine  sichere  Grandlage,  somit  Dauer  und  Hoffnung  auf 
Erfolg  hat.  —  Sodann  aber  hat  die  Wissenschaft  die  Yonchlflge  zu  den 
neuen  Gestaltungen  zu  prüfen,  welche  etwa  an  die  Stelle  der  zu  weit 
gehenden  oder  verkehrten  Einwirkungen  der  Bureaukratie  zu  treten  h&tten. 
Es  genfigt  nicht,  nur  in  der  Verneinung  Becht  zu  haben,  sondern  es 
muss  auch  das  positiv  Aufzubauende  gesund  und  zweckdienlich  sein.  Hiei; 
aber  ist  jeglichem  Wissen  ein  schöner  Wirkungskreis  eröffnet.  Einerseits 
wird  die  Theorie  dogmatisch  und  kritisch  prüfen,  vergleichen,  Schlüsse 
ziehen;  anderseits  ist  es  von  der  grössten  Wichtigkeit  zu  erfahren,  was  die 
Geschichte  und  was  die  Kenntniss  des  jetzigen  Zustandes  fremder  Länder  an 
Beispielen  au&uweisen  haben.  Je  mehr  die  Bewegung  gegen  die  Bureau- 
kratie aus  dem  Volke  selbst  und  aus  dem  nidit  immer  klaren  Gefühle  irgend 
eines  Druckes  hervorgeht,  und  je  mehr  also  auch  Vorschläge  zu  Aenderungen 
auf  einseitigem  und  zum  Theile  niedrigem  Standpunkte  ausgehen,  desto 
nöthiger  ist  es,  dass  die  Wissenschaft  sich  hoch  stellt,  die  Uebersicht  erhält 
und  auf  'Folgewidrigkeiten  und  Unvertäglichkeiten  hinweist.  Endlich  kann 
noch  die  Wissenschaft,  gestützt  auf  das  richtige  Verständniss  der  geschidit^ 
liehen  Entwickelang  der  Frage,  einen  Blick  in  die  Zukunft  zu  werfen  suchen, 
um  zu  bestimmen,  welches  der  naturgemässe  Verlauf  dieses  Widerstreites 
zwischen  den  Regierungsorganen  und  vielfachen  Interessen  und  Forderungen 
der  Bürger  sein  wird.  Prophetengabe  ist  zwar  auch  dem  Manne  der  Wissen- 
schaft nicht  verliehen;  allein  wahrscheinliche  Schlüsse  kann  er  auch  im  sitt- 
lichen Gebiete  von  Bekanntem  auf  Unbekanntes  machen.  —  Jeden  Falles 
liegt  also  ein  reicher  Stoff  vor  für  Denken  und  Handeln. 


3. 
Die  Ebenbürtigkeit  der  Ehen  in  den  regierenden  Familien 

als  staatliche  Einrichtung. 

Nicht  wohl  kann  ein  yemfinftiger  Zweifel  darüher  obwalten,  dass 
Gleichheit  der  äusseren  Verhältnisse  beider  Ehegatten,  also  Uebereinstimmnng 
m  Beziehung  auf  Stand,  Vermögen,  bisherige  Lebensweise,  gesellschaftliche 
Beziehungen,  eine  der  Bedingungen  einer  glücklichen  Ehe  ist.  Ausnahmen 
mögen  vorkommen;  allein  als  Regel  ist  anzunehmen,  dass  der  bei  einer  sol- 
dien  gleichen  Stellung  zu  vermuthende  Einklang  der  allgemeinen  Anschauungen, 
der  Gewohnheiten,  äusseren  Sitten  und' der  geistigen  Bildung  auch  ein  gleich- 
fdrmiges  Denken,  Fflhlen  und  Handeln  in  den  verschiedenen  Verkommen- 
heiten des  häuslichen  Lebens  erzeugt,  somit  Frieden  und  gegenseitige  Achtung 
und  Liebe  befördert.  Auch  ist  es  eine  nicht  unbedeutende  Sache,  dass  sich 
die  beiderseitigen  Verwandten  in  ähnlichen  Lebenskreisen  und  Zuständen 
befinden,  somit  auch  zu  Störungen  in  den  Ansichten  über  sie  und  zu  unbe- 
quemen Stellungen  zu  ihnen  selten  Veranlassung  besteht.  Für  Dichtungen 
mögen  andere  Zustände  dankbarem  Stoff  geben;  die  Prosa  des  Lebens  findet 
ihre  Rechnung  nicht  bei  Gegensätzen,  sondern  bei  Uebereinstimmung. 

Hiermit  ist  denn  aber  freilich  nicht  gesagt,  dass  das  in  der  Regel  Ver- 
ständige und  Nützliche  auch  durch  Zwangsmassregeln  aufgedrungen  werden 
darf  und  soll.  Nicht  nur  mögen  in  einzelnen  Fällen  wirklich  begründete 
Ausnahmen  vorkommen,  in  welchen  eine  Verhinderung  unvernünftig  und 
tyrannisch  wäre;  sondern  es  muss  überhaupt  in  allen  menschlichen  Verhält- 
nissen der  Gnfndsatz  aufrecht  erhalten  werden,  dass  wenn  ein  urtheilsf^ger 
Mensch  nur  sich  selbst  einen  Schaden  zufügen  will,  ohne  dabei  andi  die 
Rechte  Dritter  oder  allgemeine  Interessen  zu  verletzen,  er  freie  Hand  darin 
habe. 

Keineswegs  getadelt  soll  es  daher  werden,  wenn  auch  bei  den  deut- 
schen Stämmen  die  im  Anfemge  ihrer  Geschichte  strenge  festgehaltene  gesetz- 
liche Vorschrift  der  Ebenbürtigkeit  bei  den  Ehen  alhnälig  abgeschwächt  und 
auf  immer  engere  Kreise  beschränkt  worden  ist.    Es  wäre  vielmehr  besser 

gewesen,  wenn  vom  Anfange  an  die  Befolgung  der  Lehren  der  Klugheit 

9* 
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and  der  Menschenkenntniss  dem  freien  Willen  and  der  Einsicht  der  Einzelnen 
zagestanden  h&tte;  and  es  ist  za  bedauern,  wenn  schon  geschichtlich  zu 
begreifen,  dass  die  HerbeifOhrang  des  richtigen  Zastandes  Jahrhunderte  in 
Ansprach  nahm.  Der  zorackzulegende  Weg  war  weit  and  mit  manchfachen 
Hindernissen  bestreuet. 

Bekanntlich  hatten  die  Anschauungen  der  Deutschen  über  die  Zweck- 
mässigkeit gleicher  Ehen  schon  in  ihren  ältesten  Gesetzen,  den  Volksrechten, 
einen  strengen  zwingenden  Ausdruck  erhalten. 

Nach  diesen  soUte  das  Weib  die  Genossin  des  Mannes  dem  Stande  nach 
sein,  und  ungleiche  Verbindungen  wurden  zum  Theile  selbst  mit  harten 
rechtlichen  Folgen  f&r  die  Gatten  und  namentlich  für  die  Kinder  belegt. 
Die  Nachkommen  aus  einer  standesungleichen  Ehe  waren  nicht  fähig  im 
Stammgute  des  Vaters  nachzufolgen  und  folgten  in  Betreff  des  eigenen 
Standes  für  immer  der  ärgeren  Hand.  An  diesen  Bestimmungen  mag  viel- 
leicht Im  Einzelnen  gedeutelt  ued  erklärt  werden;  in  der  Hauptsache  steht 
die  Ebenbürtigkeit  bei  Ehen  unanfechtbar  als  eine  strenge  Forderung  der 
urdeutschen  Rechtsanschauungen  fest.  —  Nur  spät  und  allmälig  wurde  nun 
dieses  System  gesetzlichen  Zwanges  abgeschwächt;  und  zwar  in  zwei  ver- 
sdiiedenen  Zeiten  und  mit  steigender  Wirkung.  Zuerst  ward  das  ange- 
stammte Recht  beeinträchtigt  durdi  das  canonische  und  das  römische  Gesetz, 
welchen  beiden  der  Begriff  der  Ebenbürtigkeit  bei  Ehen  fremd  ist.  Nicht 
nur  lebte  allmälig  die  grosse  Menge,  so  weit  die  Frage  überhaupt  bei  ihr 
Anwendung  erlitt,  nach  dem  gemeinen  Rechte  des  Kaisers  und  des  Pabstes; 
sondern  es  suchten  auch  die  gelehrten  Richter  dasselbe  in  den  vor  ihren 
Stuhl  gebrachten  Fällen  anzuwenden.  Diese  erste  Erschütterung  war  jedoch 
zunächst  nur  von  theilweisem  Erfolge.  Gerade  bei  den  höheren  und  ein- 
flussreichen  Ständen  erhielten  sich  die  alten  Regeln,  sei  es  nun  dass  An- 
hänglichkeit an  das  angestammte  Recht  und  an  die  Natur  der  Sache,  sei  es 
dass  Hochmuth,  sei  es  endlich  dass  wirthschaftliche  Rücksichten  bestimmend 
hierauf  einwirkten.  Durch  autonomische  Familienbestimmuugen,  sowie  durch 
Statute  Ton  ritterschaftlichen  Corporationen,  Orden  und  Domkapiteln,  wurde 
dahin  gewirkt,  dass  das  neue  gemeine  Recht  keine  Geltung  fand  bei  dem 
'  Adel  und  namentlich  den  höheren  Stufen  desselben.  Erst  in  der  neueren 
und  neuesten  Zeit  erfolgte  ein  zweiter  und  nun  auch  weit  durchgreifenderer 
Angriff  auf  die  Rechte  der  alten  Ordnung.  Die  Pfründen,  Aemter  und 
Würden,  zu  deren  Bekleidung  sogar  eine  längere  vom  Standpunkte  der 
Ebenbürtigkeit  aus  untadelhafte  Abstammung  erforderlich  war,  hatten  durch 
die  staatlichen  und  kirchlichen  Umwälzungen  zu  Ende  des  18.  und  zu  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  aufgehört;  mit  ihnen  aber  war  ein  hauptsächlicher 
Grund  der  Befolgung  der  alten  Bestimmungen  erloschen.  Die  immer  höher 
steigende  Bildung  und  (was  hier  sehr  in  Betrachtung  kam)  Wohlhabenheit 
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des  Bflrgerstandes  liess  mehr  und  mehr  die  Festhaltnng  einer  rechtlichen 
Ungleichheit  für  ihn  als  grandlos  nnd  als  beleidigend,  fOr  die  zu  vortheil- 
haften  Verbindungen  mit  reichen  bürgerlichen  Familien  Geneigten  als  nn- 
klag  erscheinen.  Die  ganze  auf  Rechtsgleichheit  hinarbeitende  Strömung 
der  Zeit  ward  dem  Gedanken  einer  angeborenen  und  unverwischlichen. Ver- 
schiedenheit des  Blutes  als  einer  lächerlichen  und  hassenswerthen  Anmassung 
immer  entschiedener  zuwider.  Diess  erstreckte  sich  endlich  bis  auf  die 
Gesetzgeber.  Von  allen  neueren  allgemeinen  Gesetzen  nahm  kaum  eines, 
und  auch  dieses  nur  in  sehr  verwischter  Weise,  auf  Ebenbürtigkeit  Rück- 
sicht, so  dass  diese  in  der  Regel  gar  keine  rechtlichen  Wirkungen  mehr 
hat.  Damit  aber  ist  die  ganze  Angelegenheit  in  das  rechte  Geleise  ge- 
konunen.  Die  gesellschaftliche  Sitte  mag  festhalten,  was  ihr  taugt  und  was 
klug  ist;  es  kann  aber  in  jedem  einzelnen  Falle  die  Neigung  eine  blosse 
Gewohnheit  durchbrechen  oder  Beachtung  der  Verhältnisse  sie  für  unan- 
wendbar erklären.  Die  wenigen,  ganz  vereinzelten  und  einflussreichen  An- 
stalten, besser  wohl  Spielereien  genannt,  welche  noch  ritterbürtige  Abstammung 
verlangen,  sind  fast  dem  Spotte  verfallen;  und  im  grossen  Granzen  ist  audi 
bei  den  Bevölkerungen  deutscher  Abstammung  von  der  Ebenbürtigkeit  als 
rechtlicher  Forderung  und  Bedingung*  nidit  mehr  die  Rede. 

Nur  Eine  Ausnahme  besteht  noch,  diese  aber  von  der  grössten  Wich- 
tigkeit. Bei  den  regierenden  fürstlichen  Familien  ist  der  Grundsatz 
der  Ebenbürtigkeit  festgehalten,  ja  sogar  in  den  letzten  Jahrzehnten  durch 
Aufoahme  in  die  neu  entstandenen  Verfässungsurkunden  zu  einer  staats- 
rechtlichen Anstalt  erhoben  worden.  Fast  allgemein  ist  in  diesen  Gesetzen 
die  Thronf^igkeit  bedingt  durch  Abstammung  aus  einer  »haasgesetzlichen« 
oder  »ebenbürtigen«  Ehe^).  Zuweilen  ist  auch  noch  der  Genuss  anderer 
Rechte,  z.  B.  der  Appanagen,  der  hausgesetzlichen  Ausstattung  u.  s.  w., 
von  dieser  Thatsache  abhängig  gemacht.  Und  auch  in  so  ferne  ist  wo  nicht 
eine  Yerschärfang-  so  doch  wenigstens  eine  unzweifelhaftere  Bestimmung 
eingetreten,  als  die  bekanntlich  in  früherer  Zeit  nicht  genau  genug  bestimmte 
Frage,  was  als.  Unebenbürtigkeit  zu  gelten  habe,  häufig  bestimmter  und 
manchmal  in  sehr  enger  Weise  für  das  einzelne  Haus  entschieden  worden 
ist>).  Es  kann  jetzt  als  ein  ausnahmslos  für  die  deutschen  regierenden 
Geschlechter  geltender  Satz  ausgesprochen  werden,  dass  sie  nur  Ehen  ihrer 


1)  8.  die  bayeriicheV.U.,  Tit.  n,  |8«  n^benblirtigre"  Ehe;  die  k.  iXchsltehe  V.U.,  «6, 
nebeiiMlrtiire'*  Ehe;  h  anno  Ter 's  che  V.U.,  §12,  „ebenbllrtige  nnd  hMUgesetzUche**  Ehe; 
wflrttembergische  V.U.,  f  8,  „ebenb&rtiAre"  Ehe;  badische  Declaratlon  vom  7.  Oct.  1817, 
f  1,  «ebenbilrtiflrer  Mannastamm** ;  karhessische  V.U.  yon  1881,  |  3,  „ebenbfirtlire'*  Ehe; 
ebenso  in  den  yerf.Urknnden  von  1852  nnd  1880;  gh.  hessische  V.u.,  15,  „ebenbürtige"  Ehe; 
S.  Kobnrgische  V.U.,  f  6,  „ebenbürtige''  Ehe  n.  s.  w. 

2)  80  erklärte  s.  B.  ein,  itzt  allerdings  nicht  mehr  gültiges,  württembergisches  Hansgesets 
onrEhen  mit  kaiserlichen,  königlichen,  grossherzoglichen  oder  regierenden  her  soglichen 
Hinsem  für  ebenbürtig. 
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Hitglieder  mit  Personen  ebenfalls  fürstlichen  Standes  als  vollbereditigt 
ansehen.  Hierbei  macht  denn  der  in  der  deutschen  Bandesakte  fOr  die 
Mediatisirten  ausgesprochene  Vorbehalt  der  Ebenbürtigkeit  keine  Aosnahme, 
indem  hier  nicht  etwa  den  ehemaligen  Reichsfürsten  und  Reichsgrafen  ein 
neues  allgemeines  Recht  gegeben,  sondern  nur  ausgesprochen  werden  woUte» 
dass  ihre  jetzige  Unterthaneneigenschaft  der  Ebenbürtigkeit  Solcher  yon 
ihnen,  welche  vorher  darauf  Anspruch  machen  konnten,  keinen  Eintrag 
thun  solle.  Wenn  also  einer  jetzt  standesherrlichen  Familie  (z.  B.  von 
neugräflichem  Stande)  diese  Eigenschaft  nach  bestimmten  Familien-  oder 
Staatsgesetzen  nicht  zukommt,  so  kann  sie  dieselbe  nicht  mittelst  der  Bundes- 
akte begründen. 

Die  ganze  Frage  wird  gewöhnlich  nur  vom  rechtlichen  Standpunkte 
aus  behandelt^);  wie  sie  denn  hier  allerdings  von  grosser  Widitigkeit  ist. 
Offenbar  ist  diess  jedodi  nur  die  Eine  Seite  der  Sache.  Eine  solche  Be- 
stimmung hat  auch  ihre  politische  Seite,  das  heisst  sie  kann  yom  Stand- 
punkte der  Zweckmässigkeit  aus  betrachtet  werden;  und  es  ist  diess  sogar 
um  so  mehr  an  der  Stelle,  als  der  Grundsatz  der  Ebenbürtigkeit  der  Ehen 
keineswegs  in  allen  europäischen  Monarchieen  gilt'),  somit  jedenfalls  die 
Yermuthung  einer  unbedingten  Nothwendigkeit  nicht  besteht  und  weitere 
Untersuchungen  nicht  von  vorne  herein  als  überflüssig  erscheinen  können. 

Es  wird  wohl  am  sichersten  zum  Ziele  führen,  wenn  vor  AUem  die 
einzelnen  Folgen  der  Ebenbürtigkeit,  die  nützlidien  sowohl  als  die  nach- 
theiligen, vollständig  und  gewissenhaft  angezählt  und  dieselben  je  nach 


1)  Nicht  eine  elnsige  der  bekannten  Sohriften  fllier  If Issheirathen ,  «Im  von  Pfltter, 
Heffter,  Qöhram,  ZÖpfl  a.  s.  w.,  und  ebenso  keines  der  vielen  allgemeinen  Werke 
Aber  deatsches  Staaterecht  erörtert  die  Fragte  von  der  politischen  Seite.  Auch  die,  snm  Theile 
sehr  ansftthrlicheu,  Abhandinngen  Über  diesen  Oegrenstand  in  den  alphabetisch  geordneten 
VTerken,  wie  s.  B.  J aap 's  Artikel  „unstandesmAssige  Ehen"  Im  Welcker'schen  Btaatslexicon, 
9.  Anfl.,  Bd.  X,  halten  sich  nnr  an  die  Rechtsfrage.  Die  einzigen,  uns  bekannten,  Ausnahmen 
bilden  einige  kurze  Bemerkungen  in  Held 's  System  des  Verf.Rechtes,  Bd.  II,  8.  S31,  und 
in  dem  Artikel  «Ebenbürtigkeit**  in  Bluntschli's  BtaatswÖrterbuch,  Bd.  III,  von  H.  Schulse. 
Beide  Schriftsteller  sprechen  sich  übrigens  für  die  Zweckmassigkeit  der  Ebenbürtigkeit  aus. 

fi)  Dass  die  Forderung  der  Ebenbürtigkeit  keine  allgemein  europäische,  sondern  eine  wesent- 
lich deutsche  ist,  beweisen  die  Grundgesetze  der  ausserdeutochen  Staaten.  Mit  einsiger  Aus- 
nahme der  schwedischen  Successionsordnung  vom  96.  Sept.  1810,  welche  einen  Prinzen  (und 
somit  natürlich  anch  seine  Nachkommen)  der  Thronfolge  für  verlustig  erklärt,  welcher  „die 
Tochter  eines  Privatmannes*'  ehelichen  würde,  enthalten  die  sahlreicben  seit  dem  Jahre  1791  in 
Europa  entstandenen  Verfassuugsurkunden  keine  Bestimmung  solcher  Art.  Entweder  schweigen 
sie  ganz  still,  oder  verlangen  sie  nur  Kgesetzmässige"  oder  „rechtmässige**  Geburt,  was  ohne 
nähere  Bestimmung  gleichbedeutend  mit  ehelicher  Abstammung  zu  nehmen  ist  So  z.B.  die 
französischen  Verfassungen  von  1804  und  1859;  die  niederländischen  von  1814  und  1848, 
(welche  Zustimmung  der  (^eneralstaaten  zu  der  Ehe  verlangen ,  über  die  Person  aber  nichts 
bestimmen,)  die  spanischen  Verfassungen  von  1819,  n.  s.  w.;  die  portugiesischen  von 
1899  und  1886;  die  belgische.  Was  aber  England  betrifft,  so  erklärt  die  sog.  Royal  Mar- 
rlage  Act  (19.  Geo.  III,  e.  ll.)  nnr  die  Einwilligung  des  reglerenden  KÜniges  für  noth wendig  zu 
Ehen  der  Mtglleder  des  regierenden  Hauses;  Und  selbst  diese,  (durch  einige  bestimmte  F»Ile 
■ehr  wflnschenswerth  gemachte)  Bestimmung  wird  noch  heute  von  der  öffentllch4>n  Meinung 
des  Landes  als  ein  Ausdruck  hochmüthiger  Herrscbsncht  betrachtet 
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ihrer  besonderen  Tragweite  gewürdigt  werden.  Ist  auf  diese  Weise  der 
Stoff  gesanunelt  nnd  geordnet,  so  mag  dann  ein  beherrschender  Standpunkt 
anfgesndit  nnd  ein  schliesslicfaes  Urtheil  im  Grossen  nnd  Gkmzen  gefUlt 
werden.  Bei  jener  Darlegung  sind  aber  sowohl  die  fOr  die  regierenden 
Familien  selbst  als  die  fOr  den  Staat  nnd  fftr  die  Unterthanen  sich  er- 
gebenden Wirkungen  ins  Auge  zn  Hassen,  beide  aber  natOrlidi  zunächst 
noch  getrennt  zn  halten.  Fast  will  es  scheinen,  als  wenn  von  einer  solchen 
yollständigen  Darlegung  des  Sachverhaltes  BfldEsiditen  abzuhalten  pflegen, 
welche  man  für  Gebote  des  Anstandes  und  der  Ehrerbietung  ausgeben 
möchte,  die  aber  doch  schliesslich  nur  aus  einer  fiilschen  Besorgniss,  per- 
sönlichen Anstoss  zu  erregen,  herrfihren.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum 
es  nidit  erlaubt,  ja  warum  es  nidit  geboten  sein  sollte,  eine  zur  ver- 
fassungsmässigen Institution  erhobene  Bestimmung  ehrlich  und  ohne  weitere 
Absicht,  als  die  Wahrheit  aufzufinden,  einer  theoretisdien  Prüfung  zu  unter- 
werfen. Hiermit  sind  gute  Sitten  und  Achtung  vor  dem  Bestehenden  sidier- 
lieh  wobl  vereinbar. 

Was  nun  zuerst  die  Folgen  einer  gesetzlich  auferlegten  Ebenbflrtigkeit 
der  Ehen  für  die  betreffenden  Familien  selbst  und  für  deren  einzelne 
Mitglieder  betrifft,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  sich  vor  Allem 
mehrere  und  keineswegs  unbedeutende  ntttzliche  Folgen  fOr  diese  zunädist 
Betheiligten  nachweisen  lassen;  wie  denn  freilich  auch  sonst  eine  so  grosse 
Selbstbeschränkung  nicht  erkläiüdi  wäre. 

Vor  Allem  fWt  in  die  Augen,  dass  durdi  Familienverbindungen  mit 
anderen  regierenden  Häusern  bedeutsame  politische  Verbindungen, 
unter  Umständen  mäditige  Stützen,  gewonnen  werden  können.  Es  mag 
immerhin  gut  sein,  diesen  Yortheil  nicht  zu  ttbersdiätzen,  sidi  vielmehr 
klar  zu  madien,  dass  nicht  nur  Ehen  mit  Mitgliedern  zwar  ebenbürtiger 
aber  kleinerer  Häuser  eine  solche  Stellung  nicht  gewähren,  sondern  dass 
auch  eine  Verbindung  mit  einer  der  mächtigeren  Regentenfamilien  möglicher- 
weise nicht  zur  Kräftigung  der  eigenen  Machtstellung  beiträgt,  sei  es  aus 
Gleichgültigkeit  selbst  Abgeneigtheit  der  grossen  Verwandten,  sei  es  weil 
der  Regent  des  fremden  Staates  versdiiedene  wo  nicht  gar  feindselige 
Interessen  zu  haben  glaubt,  diese  aber  blossen  Familienrücksichten  nicht 
zum  Opfer  bringen  kann  und  will.  Die  Geschichte  zeigt,  und  diess  zwar 
bis  in  die  neueste  Zeit  herunter,  viele  Beispiele,  in  welchen  Verwandtsdiaften, 
selbst  der  nächsten  Art,  Regenten  nidit  gehindert  haben,  einem  Unglücke 
theilnahmslos  zuzusehen,  ja  sogar  selbst  feindselig  aufEutreten.  Franz  von 
Oesterreich  half  seinen  Schwiegersohn  vom  Throne  stossen;  die  vielfachsten 
Verschwägerungen  haben  Sardinien  nicht  von  Feindseligkeiten  gegen  daa 
österreichische  Haus  und  von  Beraubung  desselben  abgehalten;  nächste 
Verwandtschaft  ist  für  Franz  H  von  Neapel  kein  Schutz  gegen  völlige 
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Yertreibang  aas  seinem  Reidie  dnfch  Victor  Emannel  gewesen.  Aach  in 
diesen  Verhältnissen  haben  menschliche  Leidenschaften  ihre  volle  Bedeutung; 
und  sie  kommen  um  so  leichter  zum  vollen  Einflüsse,  als  sie  noch  durch 
Regentenpflichten  verst&rkt  sein  oder  sich  wenigstens  unter  den  Schein 
derselben  flüchten  können.  Allein  wie  dem  immer  sei ,  und  wie  r&thlich  in 
jedem  einzelnen  Falle  scharfe  Anwendung  von  Menschenkenntniss  sein  mag, 
um  sich  vor  Selbsttäuschungen  und  Unglück  zu  behüten^  immerhin  bleibt 
im  Allgemeinen  und  als  Regel  eine  politische  Bedeutung  des  verwandtschaft- 
lichen Verhältnisses  übrig.  Würde  auch  nichts  Weiteres  dadurch  gewonnen, 
als  dass  von  Seiten  Dritter  doch  immer  auf  solche  Familienverbindungen 
Rücksicht  genonmien  werden  wird,  und  dass  ein  persönlich  ganz  vereinzelt 
stehender  Regent  vißl  leichter  auch  politisch  isolirt  oder  rücksichtslos  be- 
handelt werden  kann,  so  wäre  schon  diess  sehr  in  Anschlag  zu  bringen. 

Ein  anderer  Vortheil  von  Ehen  mit  einer  regierenden  Familie  kann 
möglicherweise  die  Begründung  von  Erbansprüchen  sein.  Treten  die 
wirklichen  Anfälle  auch  nicht  eben  häufig  ein,  so  sind  sie  doch  nicht  ohne 
Beispiele,  und  mandies  jetzt  bedeutende  Reich  hat  seine  Grösse  zum  Theile 
Ehen  zu  verdanken.  Es  sei  statt  aller  andern  Beispiele  nur  erinnert  an 
das  »tu  felix  Austria  nube«. 

Sodann  sind  die  unmittelbaren  Vermögensvortheile  nicht  zu  unter- 
schätzen. Die  Tochter  eines  regierenden  Hauses  erhält  in  der  Regel  eine 
beträchtliche  Ausstattung  und  Mitgift,  sei  es  aus  dem  Stammvermögen,  sei 
es  aus  der  Landeskasse;  auch  ist  häufig  die  Erbschaft  an  beweglichem  Ver- 
mögen von  Bedeutung,  da  sich  nothwendigerweise  in  solchen  Familien  viel 
Vermögen  ansammelt,  auch  eine  vernünftigere  und  gesittetere  Lebensweise 
der  Fürsten  jetzt  weit  seltener  eine  Vermögenszerrüttung  vorkommen  lässt, 
als  diess  wohl  früher  bei  weitverbreiteter  liederlicher  Wirthschaft  der  Fall 
war.  Mögen  nun  auch  immerhin  die  Mitglieder  regierender  Geschlechter 
und  namentlich  deren  Häupter  durch  Antheil  an  depi  Stammvermögen  und 
durch  Einkünfte  aus  der  Staatskasse  auch  ohne  Vermögen  von  Seiten  der 
Frau  in  ^nstigen  wirthschaftlichen  Verhältnissen  sein,  so  ist  doch  auch  die 
auf  solche  Weise  bewirkte  Vermögensvermehrung  nicht  zu  verachten.  In 
diesen  Verhältnissen,  wie  in  allen  anderen,  können  die  Ausgaben  steigen, 
ohne  dass  nothwendig  eine  entsprechende  Vermehrung  des  Einkommens 
gegenüberstünde;  dann  aber  werden  die  Früchte  des  Heirathgutes  oder 
sonstigen  Vermögens  der  Frau  sehr  erwünsdit  sein.  Eine  reichliche  Aus- 
stattung der  Nachgeborenen  trägt  nicht  nur  zu  deren  besseren  Lebenstellung, 
sondern  auch  zu  dem  Ansehen  des  ganzen  Hauses  bei.  Endlidi  darf  in  einer 
Zeit,  welche  so  manche  Throne  stürzen  und  so  viele  regierende  Familien  in 
die  Verbannung  wandern  sah,  gar  wohl  an  die  Zweckmässigkeit  eines  auch 
für  solche  Fälle  genügenden  Privatvermögens  erinnert  werden.    Nicht  nur 
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erlaubt  es,  die  neuen  Verhältnisse  in  einer  weniger  peinlichen  Weise  einzn- 
richten,  sondern  es  erspart  auch  die  Demttthigung,  die  Abhängigkeit  und 
die  Ungewissheit  einer  Unterstützung  von  fremder  Grossmuth. 

Ein  fernerer  für  die  fürstlichen  Häuser  nicht  unbedeutender  Yortheil 
der  Ebenbflrtigkeit  ist  die  dadurch  gegebene  grössere  Wahrscheinlichkeit 
einer  passenden  Verheiratung  der  Prinzessinnen.  Wenü  die  mann- 
lidien  Mitglieder  der  regierenden  Familie  vollgültige  und  mit  allen  recht- 
lichen Vortheilen  versehene  Ehen  auch  ausserhalb  des  Kreises  ihrer  Standes- 
genossen schliessen  könnten,  so  würden,  wenigstens  mit  der  Zeit,  nicht 
selten  auch  Verbindungen  solcher  Art  zu  Stande  kommen.  Iliermit  nähme 
aber  natüiüch  auch  die  Möglichkeit  standesgemässer  Ehen  für  die  Prinzes- 
sinnen ab.  Eine  Hinweisung  auf  die 'Ausgleichung,  welche  sich  auch  filr 
sie  durdi  die  itzt  ihnen  ebenfalls  eröffnete  Erlaubniss  zu  unstandesmässigen 
Ehen  ergäbe,  wäre  aber  keineswegs  schlagend.  Nicht  nur  ist  überhaupt  für 
Frauen  ein  Herabsteigen  in  tiefere  Schichten  der  Gesellschaft  besonders 
peinUcfa,  und  würde  sich  daher  zu  Ehen  unter  ihrem  Stande  bei  Töchtern 
regierender  Häuser  nicht  eben  häufig  Lust  vorfinden;  sondern  es  finden 
namentlidi  Verbindungen  solcher  Art  ein  grosses  Hindemiss  in  wirthschaft- 
lichen  Gründen.  Die  Bedürftiisse  und  Gewohnheiten  einer  Prinzessin,  sowie 
ihre  gesellschaftlichen  und  verwandtschaftlichen  Verhältnisse  sind  von  der 
Art,  dass  ein  Mann  aus  den  Unterthanenständen  nur  selten  ohne  äusserste 
Unklugheit  und  ohne  schliessliches  Verderben  für  alle  Betheiligte  eine  Ehe 
mit  ihr  eingehen  kann.  Für  die  Töchter  der  fürstlichen  Häuser  dürfte  also 
weder  in  der  Zahl  noch  in  dem  glücklichen  Erfolge  der  möglich  geworde- 
nen unstandesmässigen  Ehen  ein  Ersatz  für  die  verminderte  Aussicht  auf 
standesgleiche  Verbfhdungen  zu  finden  sein.  Nichts  ist  aber  begreiflicher,  als 
dass  von  den  betheiligten  Geschlechtem  Rücksicht  auf  das  Lebensgeschick 
ihrer  weiblichen  Angehörigen  genommen  wird.  Es  wird  denselben  ohnedem 
nur  allzu  häufig  kein  wirklich  glückliches  Loos  zu  Theile. 

Endlich  und  vielleicht  hauptsächlich  hat  die  Standesgleichheit  sämmt- 
lidier  Ehen  in  fürstlichen  Familien  und  die  daraus  folgende  fürstliche  Stellung 
aller  Verschwägerten  und  Verwandten  die  gute  Folge  für  die  Mitglieder, 
namentUch  aber  fOr  die  Häupter  derselben,  dass  sie  von  keiner  armen 
nnd  in  ungenügenden  Verhältnissen  lebenden  Sippe  umgeben,  lästiger  und 
auch  für  das  öffentliche  Wohl  nichts  weniger  als  zuträglicher  Zumuthungen 
solcher  Personen  ledig  sind.  Zudringlichkeiten  dieser  Art  abzuwehren, 
mödite  in  vielen  FäUen  schwer,  eine  Gewährung  aber  gerade  da  am  nöthig- 
sten  sein,  wo  sie  am  schwersten  ausreichend  zu  beschaffen  wäre,  nämlidi 
bei  Verwandten  in  sehr  untergeordneten  Standes-  und  Vermögensverhält- 
nissen.  Man  darf  diesen  Umstand  im  Interesse  des  Ansehens  und  der  täg- 
lidien  Lebensverhältnisse  der  forstlichen  Geschlechter  hoch  anschlagen. 
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Die  Medaille  bat  aber  allerdingB  audi  ihre  Btickseite.  Ans  der  Be- 
schrftnknng  der  Ehen  anf  den  Kreis  der  forstlichen  Familien  entsteht  andi 
ein  doppelter  sehr  bedeutender  Nachtheil  fllr  die  regierenden  Häuser 
selbst. 

Einmal  nftmlich  ist  fiir  die  Männer  aus  diesen  Häusern  die  Wahl 
ihrer  Gattinnen  ausserordentlich  besdiränkt.  Es  mag  sich  leicht 
treffen,  dass  in  den  sämmtlichen  Familien,  mit  welchen  eine  Verbindung 
freisteht,  zu  einer  gegebenen  Zeit  die  Zahl  der  heirathsfthigen  Töditer  sehr 
klein  ist,  und  dass  sich  unter  diesen  wieder  nodi  wenigere  befinden,  mit 
welchen  eine  Verbindung  nach  subjectiver  Neigung  oder  aus  allgemeinen 
Gründen  wünschenswerth  erscheint.  Diess  aber  um  so  leichter,  als  auch 
noch  bestimmte  äussere  Ursachen  den  Ejreis  der  möglichen  Heirathen  yer- 
engen,  z.  B.  die  Beligionsverschiedenheit.  Allerdings  mag  man  hierbei  auf 
die  grosse  Zahl  der  mediatisirten  Häuiier  hinweisen,  in  welchen  es  an  Töchtern 
niemals  fehlen  könne;  es  ist  aber  dagegen  zu  bemerken,  dass  zwar  die 
Ebenbürtigkeit  mit  diesen  Häusern  rechtlich  festgestellt  ist,  dagegen  aber 
thatsäcblich  die  Möglichkeit  und  Bäthlichkeit  einer  ehelichen  Verbindung 
dodi  nur  in  Betreff  einzelner  der  bedeutendsten  und  yomehmsten  Familien 
dieser  Art  wirklich  stattfindet,  indem  die  Erlangung  der  oben  angeführten 
Vortheile  zum  grossen  Theile  ausser  Frage  steht  bei  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl. Eine  nothwendige  Folge  so  beschränkter  Auswalü  ist  nun  aber  die 
Eingehung  blosser  Convenienzheirathen,  bei  weldien  nicht  einmal  von  Anfang 
an  eine  Selbsttäuschung  über  vorhandene  Bedingungen  eines  ehelichen  Glückes 
stattfindet.  Sie  werden  geschlossen  entweder  aus  eigentlich  politischen  Gründen, 
welche  natürlich  mit  dem  innem  menschlidien  Leben  gar  nichts  zu  thun 
haben;  oder  zur  Erzeugung  erbfähiger  Nachkommen,  aböt  mit  dem  vollkom- 
menen Bewusstsein,  dass  an  eine  Uebereinstimmung  der  Gesinnungen  nicht 
zu  denken  sei;  wohl  selbst  ohne  das  mindeste  äussere  Wohlgefallen.  Die 
Folgen  einer  für  das  Leben  dauernden  aber  den  Menschen  nicht  befriedigen- 
den, ihm  vielleicht  in  seinem  innersten  Wesen  widrigen  Verbindung  sind 
nun  aber,  wie  keines  Beweises  bedarf,  auch  in  diesen  Lebensstellungen  be- 
klagenswerth.  Der  sittlich  Denkende  und  Lebende  bringt  sein  häuslidies 
Dasein  freudelos,  vielleicht  in  sehr  unerquicklichen  Verhältnissen  zu;  der 
rein  menschliche  Zweck  der  Ehe  ist  verfehlt.  Wenn  aber  eine  Entschädigung 
für  das  im  Hause  fehlende  Wohlbehagen  ausserhalb  der  gesetzlichen  Familie 
und  in  Verbindungen  gesucht  wird,  welche  die  Sittlichkeit  verwirft,  so  ent- 
steht dadurch  nicht  bloss  eine  weitere  Verödung  und  Verbitterung  der  häus- 
lichen Zustände,  sondern  häufig  auch  noch  eine  nicht  abreissende  Beihe  von 
Verlegenheiten  und  falsdien  Stellungen.  Selbst  die  wirthschafUiche  Unab- 
hängigkeit und  Unbesorgtheit  kann-Noth  leiden  unter  der  Aufgabe,  für  solche 
NebenfamilieM  zu  sorgen.    Ausserdem  ist  es  mehr  als  wahrscheinlich,  dasT 
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du  vom  Vater  gegebene  üble  Beispiel  auch  Abel  wirkt  aof  die  heranwadi-* 
senden  ftditen  Söhne,  nnd  gleiche  schlimme  Verhältnisse  anch  in  den  nadi- 
folgenden  Geschlechtem  veranlasst.  Es  ist  allerdings  nicht  zu  längnen,  dass 
in  Betreff  solcher  ungesetzlicher  Verbindangen  eine  grössere  Enthaltsamkeit 
eingetreten  ist,  nnd  dass  die  öffentlidie  Stimme  jetzt  Manches  verhindert, 
was  in  froherer  Zeit  nicht  nnr  begangen,  sondern  offen  znr  Schan  getragen 
wnrde;  ob  aber  hierdurch  in  demselben  Grade  das  innere  Glflck  zugenommen 
hat,  mag  wohl  gefragt  werden.  Eine  nntadelhafte  äussere  Haltung  ist  noch 
keineswegs  Beweis  von  wirklieber  Zufriedenheit.  Nur  eine  sehr  jugendliche 
Unkenntniss  des  Lebens  und  der  Menschen  wird  nun  freilich  in  jeder  Neigungs* 
heirath  auch  eine  Sicherheit  glttckliehen  Zusammenlebens  auf  die  Dauer  er- 
blicken; bekanntlich  kommen  auch  bei  solchen  Ehen  der  sp&teren  Enttäu- 
schungen gar  viele  vor,  und  wohl  in  demselben  Grade  häufig  und  entschieden, 
als  die  Leidenschaft  heftig  und  somit  blind  war,  nnd  als  sie  alle  äusseren 
Verhältnisse  verachten  Hess.  Allein  eine  Einrichtung,  welche  Verbindungen 
aus  vorangegangener  Neigung  zur  Ausnahme  macht,  kann  doch  noch  weit 
weniger  als  ein  Grund  ftür  die  Gewinnung  des  grossen  Looses  in  der  Ehe- 
lotterie betrachtet,  sondern  muss  vielmehr  als  eine  unnatflrliche  und  gefahr- 
volle bezeichnet  werden. 

Der  zweite  die  regierenden  Geschlechter  selbst  treffende  Nachtheil  der 
Beschränkung  ihrer  Ehen  auf  wenige  Familien  besteht  dann,  dass  sie  zum 
grossen  Theile  sehr  nahe  und  immer  mehr  mit  einander  verwandt  werden, 
und  somit  ihre  Verbindungen  fast  immer  Heirath en  unter  Blutsverwand- 
ten sind.  Nun  haben  aber  nach  physiologischen  Gesetzen,  deren  letzter 
Grund  uns  verborgen  sein  mag,  welche  aber  dennoch  als  unzweifelhaft  gelten 
mfissen,  und  denen  selbstredend  auch  die  Menschen  fürstlichen  Standes  unter- 
worfen sind,  fortgesetzte  Verbindungen  unter  nahen  Verwandten  nicht  selten 
flble  Folgen  fOr  die  geistige  und  körperliche  Tachtigkeit  der  Nachkommen.  Es 
bedarf  kaum  einer  Auseinandersetzung,  dass  wenn  solche  Folgen  des  Natur- 
gesetzes eintreten,  sie  gerade  hier  doppelt  beklagenswerth  sind.  Keinen 
Widerspruch  kann  es  finden,  dass  eine  besonders  günstige  Ausstattung  an 
Körper  und  Geist  bei  den 'Mitgliedern  der  ftb*stlichen  Familien  höchst  wOn- 
schenswerth  wäre,  da  sie  zu  Ungewöhnlichem  berufen  und  die  Folgen  einer 
ungenflgenden  Leistung  leicht  in  weitesten  Kreisen  verderblich  sind.  Da  nun 
die  einzelnen  Anlagen  unter  den  Menschen  nicht  nach  den  äusseren  Ver- 
hältnissen und  nach  dem,  was  der  Stand  erfordern  wttrde,  vertheiit  werden, 
man  vielmehr  bei  monarchischen  Einrichtungen  auch  bei  der  zum  Herrsdien 
berufenen  Familie  jeden  Falles  nur  durchschnittliche  menschliche  Befähigung 
der  Mitglieder  zu  erwarten  hat,  und  namentlich  aussergewöhnliche  Talente 
von  der  Natur  ihnen,  wie  allen  vom  Weibe  Geborenen,  nur  mit  deren  ge- 
wöhnlicher Kargheit  zugetheilt  werden :  so  sollten  wenigstens  dem  Eintreten 
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erwünschter  Zostände  keine  besonderen  Hindemisse  in  den  Weg  gelegt  werden. 
Dass  aber  bei  diesen  Besorgnissen  nicht  mit  Windmühlen  gefochten  wird, 
beweist  ohne  Zweifel  das  Beispiel  jener  alten  Herrschergeschlechter,  welche 
allmUhlig  persönlich  yerkommen  sind,  nnd  wohl  in  mehreren  aufeinander  fol- 
genden Generationen  and  selbst  bei  zahlreichem  Bestände  nur  solche  Mit- 
glieder aufzuweisen  gehabt  haben,  welche  unter  dem  Durchschnitte  der  Be- 
fähigung standen.  Sie  waren  verbraucht,  hatten  sich  überlebt.  Dass  auch 
noch  andere  Einflüsse  als  die  Abstammung  übel  wirkten,  soll  nicht  geläugnet 
sein;  allein  wenn  man  auf  der  anderen  Seite  bedenkt,  dass  auch  alle  Mittel 
zur  Entwickelung  der  vorhandenen  Anlagen  in  einem  ungewöhnlichen  Grade 
vorhanden  waren:  so  muss  doch  wohl  schliesslich  die  mehr  als  gewöhnliche 
Schwäche  auf  die  fehleihait  geordnete  Abstammung  zurückgeführt  werden. 

Ehe  jedoch  ein  Sdüuss  aus  den  vorstehenden  Bemerkungen  gezogen 
werden  darf,  ist  es  jeden  Falles  noch  nothwendig  auch  diejenigen  Folgen 
in^s  Auge  zu  fassen,  welche  der  Grundsatz  der  Ebenbürtigkeit  der  Ehen 
für  die  Staaten  hat.  Zum  Theile  h&ngen  dieselben  allerdings  mit  den 
vorstehenden  Thatsachen  zusanmien  und  bedürfen  somit  hier  nur  einer  An- 
deutung; zum  Theile  ersdieinen  sie  aber  als  selbststAndig.  Es  sind  hier 
ebenfalls  sowohl  Yortheile  als  Nachtheile. 

Als  vortheilhaft  kann  sidi  vor  Allem  die  politische  Stütze  er- 
weisen, welche  das  regierende  Geschlecht  in  mäditigen  Verwandten  besitzt. 
Eine  solche  kommt  auch  dem  Staate  in  seinen  völkerrechtlichen  Beziehungen 
zu  gut,  und  der  dadurch  bewirkt^  Anhalt  kann  unter  Umstünden  von  grösster 
Bedeutung  sein.  Wenn  die  regierende  Familie  gegen  ungebührliche  Zu- 
muthungen  fremder  Mächte  oder  gegen  ungerechte  Angriffe  geschützt  wird, 
ist  auch  Staat  und  Volk  gewahrt. 

Als  einen  anderen  Yortheil  muss  man  es  erkennen,  dass  die  diu*ch 
die  ebenbürtige.  Abstammung  bewerkstelligte  bessere  wirthschaftliche  Stel- 
lung der  regierenden  Familien  auch  geringere  Ansprüche  an  die 
Staatskasse  zulässt.  Im  Allgemeinen  können  die  Berechtigungen  zu  Ap- 
panagen,  Heirathgütem,  Witthumen  u.  s.  w.,  welche  itzt  an  die  Staatskassen 
gemacht  werden,  namentlich  wenn  die  Domänen  an  den  Staat  überlassen 
sind,  nicht  anders  als  massig  bezeichnet  werden,  und  sie  möchten  sogar 
bei  den  so  sehr  gesteigerten  Bedürfnissen  und  dem  zu  gleicher  Zeit  ab- 
nehmenden Geldwerthe  auf  die  Dauer  einmal  nicht  ausreichen.     Nur  die 

■  - 

Verbindungen  mit  fftrstlichen  Familien,  welche  in  der  Regel  günstige  Ver- 
mögensverhältnisse der  Frauen  zur  Folge  haben,  gestatten  einen  so  geringen 
Anspruch.  Diese  Ermässigung  ist  aber  nicht  etwa  bloss  eine  Erleichterung 
der  Steuerpflichtigen,  sondern  sie  kommt  vielleicht  in  moralischer  Beziehung 
noch  mehr  in  Betracht,  und  ist  somit  für  das  monarchische  Prindp  keines- 
wegs ohne  Bedeutung.    Offenbar  wird  die  Gelegenheit  zu  gehässigen  Ver- 
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gleichlingen  und  zu  bitterem  Kedeschwall,  welcher  gerade  bei  den  Massen 
Anklang  &nde,  bedeutend  vermindert. 

Endlich,  und  es  möchte  hierauf  das  grösste  Gewicht  zu  legen  sein,  er- 
spart die  fürstüche  Stellung  der  gesetzlichen  Verwandten  der  regierenden 
Geschlechter  die  dem  öffentlichen  Wohle  so  schädliche  und  desshalb  auch 
mit  dem  bittersten  Unmuthe  angenommene  Versorgung  und  Höher« 
Stellung  verschwägerterFamilien  in  untergeordneten  gesellschaftlichen 
und  wirthschaftlichen  Stellungen.  Allerdings  liegt  eine  rechtliche  Verpflich- 
tung zu  solchen  Bevorzugungen  im  Falle  unstandesmftssiger  Ehen  des  Staats- 
oberhauptes oder  einflussreicher  Mitglieder  des  regierenden  Geschlechtes  nicht 
vor.  Die  Verwandten  einer  solchen  .in  die  Nfihe  des  Thrones  erhobenen 
Frau  haben  selbstredend  nicht  den  mindesten  gesetzlichen  Ansprudi  auf 
höhere  Stellen  im  Staatsdienste,  auf  schneUere  Beförderung,  auf  Nachsicht 
hinsichtlidi  der  Tauglichkeit  zu  einem  Amte  u.  s.  w.  Allein  wenn  dennoch 
solche  Rücksichten  einträten  zum  Nachtheile  verdienterer  Männer  und  unter 
schlechter  Besorgung  der  Staatsgeschäfte,  so  wäre  die  blosse  Thatsache  nicht 
minder  sdiädlich  und  verhasst,  als  ein  Bechtsanspruch.  Dass  aber  wirklich 
Begünstigungen  eintreten  würden,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  man 
dürfte  sich  über  ihre  Wahrscheinlichkeit  keinen  Täuschungen  hiogeben.  Einer 
Seits  würden  sie  eifrig  nachgesucht,  die  Bitten  aber  durch  die  ohne  Zweifel 
einflussreichen  Frauen  unterstützt  werden;  auf  der  andern  Seite  möchte  schon 
an  sich  das,  gleichgültig  jetzt  ob  falsche  oder  richtige,  GefOhl  des  Staatsober- 
hauptes, gesetzliche  Verwandte  nicht  in  ärmlichen  Verhältnissen  erblicken 
zu  wollen,  manche  Massregel  veranlassen.  Wenn  nun  ohne  Zweifel  gerade 
solche  Begünstigungen  der  Verwandten  einer  Frau  auf  Kosten  des  Verdienstes 
und  des  öffentlichen  Wohles  eine  der  schlimmsten  Seiten  einer  Mätressen- 
wirthschaft  sind,  so  wären  die  Folgen  dadurch  um  nichts  besser,  dass  die 
Bevorzugungen  gesetzlicher  Verwandter  nicht  in  einem  unsittlichen  Verhält- 
nisse ihre  QueUe  hätten.  Im 'Gegentheile  träten  vielleicht  um  so  häufigere 
und  auffallendere  Fälle  ein,  weil  man  sich  des  Verhältnisses  zu  den  Bevorzugten 
nicht  schon  an  sich  zu  schämen  brauchte,  sondern  sich  offen  zu  demselben 
bekennen  könnte.  Wollte  aber  etwa  bemerkt  werden,  dass  ja  auch  Prinzen 
vom  Hause  zuweilen  sich  in  Stellen  eindrängen,  zu  welchen  sie  nicht  tauglich 
seien  und  aus  denen  sie  verdiente  und  tüchtige  Männer  entfernt  halteti:  so 
wäre  zu  erwiedem,  einmal  dass  diese  Möglichkeit  nach  wie  vor  bliebe, 
zweitens  dass  Prinzen  doch  am  Ende  nur  bestinunte  Gattungen  von  Stellen 
und  keineswegs  immer  die  für  das  Volkswohl  bedeutsamsten  in  Anspruch  zu 
nehmen  pflegen,  während  Verwandte  von  niedergeborenen  fürstlichen  Frauen 
nicht  nur  weit  zahlreicher  sein  können,  als  die  nach  öffentlichen  Aemtem 
verlangenden  Prinzen,  sondern  auch  in  den  verschiedensten  Dienstzweigen 
angetroffen  werden  möchten. 
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Es  wftre  nicht  gerechtfertigt,  wollte  man  diese  fOr  den  Staat  sich  er* 
gebenden  Yortheile  der  Ebenbürtigkeit  nieder  anschlagen;  allein  gelftognet 
kann  £peilich  auch  nicht  werden,  dass  demselben  ebenfalls  in  Beziehung  aof 
das  öffentliche  Wohl  nicht  unbedeutende  Nachtheile  gegentiberstehen. 

Vor  Allem  ist  klar,  dass  auch  der  Staat  und  sogar  er  vorzugsweise 
leidet,  wenn  die  Befürchtungen  begründet  sind,  welche  oben  hinsichtlich  der 
Übeln  Folgen  fortgesetzter  Heirathen  unter  nahen  Verwandten  und 
unerfreulicher  Familienverhältnisse  geäussert  worden  sind.  Eine 
Einrichtung,  welche  auch  nur  möglicherweise  auf  die  geistige  und  sittliche 
Kraft  der  Personen  nachtheilig  einwirkt,  von  deren  persönlichen  Eigenschaften 
öffentliches  Wohl  und  Wehe  so  vielfach  abhängt,  ist  jedenfalls  eine  staatlich 
bedenkliche.  Und  sicher  wird  die  Bedrohlichkeit  der  Sache  dadurch  nicht 
vermindert,  dass  sowohl  die  Forderungen  an  den  Staat  und  seine  Begierung 
sich  überhaupt  immer  mehr  steigern,  als  die  BeurtheUung  der  Leistungen 
Hochgestellter  unnachsiditiger  wird  und  wenigere  Pietät  kennt.  Irren  wir 
uns  nicht  sehr,  so  besteht  eben  in  itziger  Zeit  eine  ernstliche  Gre&hr  für 
die  Auirechterhaltung  der  Einherrschaft  weit  weniger  in  unbestimmten  und 
rohen  demokratischen  Neigungen  der  Menge,  als  in  den  sehr  gesteigerten 
geistigen  und  sittlichen  Forderungen  an  die  Regierungen  und  deren  Träger, 
welche  gerade  die  Gebildeten  und  die  mit  Staatsangelegenheiten  sich  vor- 
zugsweise Beschäftigenden  machen.  Diesen  sind  durchschnittliche  Kräfte 
immer  weniger  gewachsen,  und  hieraus  kann  sich  möglidierweise  alMählig 
die  Ansicht  entwickeln,  dass  zur  Leistung  des  nothwendig  Gewordenen  die 
durch  blossen  Zufall  der  Geburt  Berufenen  nicht  die  nöthige  Sicherheit  dar- 
bieten. Ob  die  alsdann  durch  Wahl  oder  eine  andere  populäre  Einwirkung 
an  die  Spitze  der  Geschäfte  kommenden,  im  Ganzen  und  auf  die  Dauer  den  an 
sie  gestellten  Ansprüchen  mehr  genügen  würden,  ist  freilich  eine  andere 
Frage;  allein  jeden  Falles  erscheint  jenes  Uebel  als  das  näher  gelegene  und 
sicherere,  weiches  somit  einer  unmittelbaren  Abhülfe  bedarf.  Wenn  aber 
trotz  dieses  Anscheines  und  im  Widerspruche  mit  einer  Zeitrichtung  die 
Aufrechterhaltung  der  Monarchie  günstiger  für  die  Erreichung  namentlich 
der  höheren  Lebenszwecke  der'Yölker  zu  sein  scheint,  als  das  Parteigetriebe, , 
der  Masseneinfluss  und  der  sinkende  Massstab  für  öffentliche  Ehrenhaftigkeit, 
welche  erfahrungsgemäss  in  einer  Yolksherrschaft  zu  erwarten  wären:  so 
muss  man  auch  jeden  bloss  möglichen  Umstand,  welcher  zu  Gunsten  der 
Fürstenregierung  spricht,  einer  aufmerksamen  Beachtung  würdigen. 

Ein  nicht  bloss  denkbarer,  sondern  sogar  sehr  wahrscheinlicher  Nach- 
theil der  engen  Verbindung  der  regierenden  Geschlechter  unter  sich  ist  es, 
dass  der  Staat  dadurch  in  fremde,  vielleicht  sogar  bloss  persönliche, 
Politik  hineingezogen  werden  kann.  Der  oben  anerkannte  Nutzen  einer 
Stütze  hat  auch  seine  sehr  ernstliche  Rückseite  und  kann  möglicherweise  unter 
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Umständen  thener  bezahlt  werden.  Die  Fälle  sind  nicht  eben  selten,  dass 
Kriege  geführt  wurden  den  wirklichen  oder  vermeintlichen  Interessen  eines 
verwandten  Herrschers  zu  Liebe,  welche  ftür  die  Hineingezogenen  selbst  von 
lediglich  keiner  Bedeutung,  die  ihnen  vielleicht  ganz  zuwider  waren.  Allein 
es  braudit  eine  solche  Verbindung  mit  fremder  Politik  nicht  einmal  bis  zum 
Kriege  zu  fohren,  um  sich  als  schftdlidi  zu  erweisen;  ein  verderblicher  Eia- 
fluss  ist  auch  auf  friedliche  internationale  Verhältnisse,  und  ist  namentlidi 
auf  die  inneren  Angelegenheiten  möglich  ^).  Namentlich  in  der  neueren  Zeit 
ist  es  bekanntlich  gar  nicht  selten  vorgekommen,  dass  die  Abneigung  mäch- 
tiger auswärtiger  Verwandter  gegen  bestimmte  Massjegeln  oder  gegen  ein 
ganzes  Regierungssystem  die  Durchf&hrung  von  Massregeln,  welche  dem  eige- 
nen Lande  nützlich  und  nothwendig  gewesen  wären,  selbst  gegen  betlsere 
persönliche  Einsicht  hinderte  oder  wenigstens  verkümmerte.  Allerdings 
kann  ein  solcher  Druck  von  Aussen  auch*  ohne  Verwandtschaft  der  beider- 
seitigen regierenden  Familien  ausgeübt  werden;  allein  solche  erleichtert  ihn 
jeden  Falles,  schon  der  Form  und  dem  Vorwande  nach,  beseitigt  vielleicht 
überhaupt  den  natürlichen  Widerwillen  gegen  eine  wenig  gerechtfertigte 
Zumuthung  an  Fremde.  Die  Anmassung  mag  leichter  die  Maske  persönlicher 
Bekümmertheit  um  das  Wohl  nahe  Verbundener  annehmen  und  dadurch  selbst 
gefällig  erscheinen. 

Ein  dritter  Punkt,  allerdings  vielleicht  von  geringerer  Bedeutung,  ist  die 
Einführung  fremder  Sitten  durch  die  Frauen  aus  anderen  regierenden 
Häusern.  Dass  ein  solcher  Einfluss  schon  gut  und  nützlich  war,  soll  nicht 
geläugnet  werden.  Fürstliche  Frauen,  welche  aus  einem  höher  gebildeten 
Lande  kamen,  haben  günstig  auf  ihr  neues  Vaterland  eingewirkt.  Rohheit 
in  Missachtung  gebracht,  Wissen  eingeführt  und  geschützt,  Künste  verbreitet'). 
Allein  in  unseren  itzigen  gesittigten  Ländern  kann  von  solcher  EinfQhrung 


1)  Beltplele  Ton  Krle§reii  lediglich  aua  yenrandtBelimftUclien  SympAthieen  nnd  gegen  die 
efnlenchtendsteii  eigenen  Interessen  sind  u.  a.  die  Theilnebme  MaiiA's  Ton  England  an  den 
Beilegen  Spaniens  gegen  Frankreich,  welche  schliesslich  Calais  kostete;  oder  der  Krieg  Friedrich 
Wllhenis  II  Ton  Prensaen  gegen  Holland  im  Jahr  1787.  Falsche  Diplomatie  aber  war  es  s.  B., 
wenn  Karl  V  seinem  Schwager  Christian  II  su  Liebe  die  deutschen  Interessen  in  Schleswig  nnd 
Holstein  versSnmte;  wenn  nach  Heinrichs  IV  Tod  Frankreich  von  der  Mediciierin  Marie  nnd 
▼on  der  Oesterrelcherin  Anna  In  Verbindung  mit  Spanien  erhalten  wurde ;  oder  wenn  Joseph  II 
im  Vertrauen  auf  die  franaöslsche  Verwandtschaft  mit  Holland  Händel  anfing  und  die  Barridre- 
festnngen  schleifen  Hess.  Eine  falsche  Berechnung  war  es,  wenn  Karl  Ludwig  von  der  Pfals 
•eine  Tochter  eine  politische  Heirath  mit  dem  Hersog  von  Orleans  machen  liess,  um  Sicherheit 
Tor  Frankreich  su  erkaufen,  während  Verwflstung  und  Gräuel  die  Folge  war. 

S)  An  Beispielen  dieser  Art  fehlt  es  bekanntlich  in  früheren  Jahrhunderten  nicht  Durch 
CtothUde  TOn  Bnrgnnd  kam  Chlodwig  suerst  mit  dem  Christenthum  in  Verbindung;  Anna  von 
Bysans  brachte  dasselbe  su  Wladimir  I  nnd  naeh  Kussland.  Otto's  I  italische  Gemahlin  Adel- 
held, seines  Sohnes  Otto*s  I  griechische  Gattin  Theophane  brachten  feinere  Sitten,  Künste, 
Diehtkunst  naeh  dem  rauhen  Deutschland.  Iwan  Wassillewitsoh's  schöne  und  gelstreiche  Ge- 
mahlin Anna  ans  Konstantinopel  ftthrte  Russland  dem  europäischen  Leben  näher.  Selbst  Elisabeth 
Ton  Parma,  welche  in  das  versumpfte  und  verkommene  Spanien  verhältnissmässig  lichtere 
Gedanken  und  freiere  Gesichtspunkte  brachte,  ist  wohl  noch  hieher  su  lählen. 
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höherer  Bildung  und  von  schnellem  Emporheben  aus  niederen  Zostftnden 
dordi  den  Einfluss  einer  Frau,  welche  ja  nur  aus  wesentlich  ähnlichen  Ge- 
sittignngszuständen  herkommt,  nimmermehi*  die  Rede  sein.  Es  bleibt  somit 
nur,  wenn  .eine  Fttrstin  an  ihren  angestammten  Gewohnheiten  festh&lt  und 
sie  denselben  erst  in  ihren  Umgebungen,  dann  aber  auch  in  weiteren 
nachahmenden  Kreisen  Eingang  verschafft,  das  Verlassen  äusserer  einheimi- 
scher Sitten,  was  ohne  Zweifel  weder  den  Umständen  angemessen  noch  auch 
klug  ist.  Eine  Fremdartigkeit  der  Lebensweise,  der  Sprache  u.  s.  w.  kann 
nur  eine  Schranke  ziehen  zwischen  der  regierenden  Familie  und  dem  Volke 
und  dasGefOhl  der  Zusanmiengehörigkeit  lockern.  Eine  dadurch  veranlasste 
Entfremdung  aber  ist  um  so  beklagenswerther,  weil  es  durch  gar  keinen 
Vortheil  ausgeglichen  wird.  Glücklicherweise  ereignet  sich  die  Thatsache, 
welche  diese  üblen  Folgen  haben  könnte,  nicht  häufig  und  jeden  Falles  nur 
in  abgeschwächtem  Masse.  '    . 

Endlich  noch  ist  es  doch  wohl  im  Ganzen  ein  Nachtheil  auch  für  den 
Staat  und  fiir  die  Unterthanen,  dass  durch  die  ausschliesslich  unter  sieh  vor- 
genommene Familienverbindungen  das  regierende  Geschlecht  nicht  persön- 
lich mit  dem  Volke  verbunden  ist  und  auch  durch  Abstammungen  in 
neueren  Generationen  so  wie  durch  seine  Verzweigungen  keinen  Theil  des- 
selben ausmacht.  Die  fürstlichen  Geschlechter  bilden  durch  ihre  ausschliess- 
liche Verwandtschaft  unter  sich  einen  scharf  abgeschlossenen  Kreis,  welchem 
sie  in  ihrer  Gesammtheit  mehr  angehören,  als  den  Bevölkerungen  ihrer  ein- 
zelnen Länder.  Sie  bilden  gleichsam  eine  höchste  europäische  Aristokratie, 
sind  als  solche  etwas  Eigenthümliches  und  Ausgesondertes.  Nun  ist  aller- 
dings nicht  zu  bestreiten,  oben  auch  wiederholt  zugegeben,  dass  die  Freiheit 
von  näheren  Verhältnissen  zu  Unterthanen  ihre  entschiedene  Vortheile  hat 
Die  erbliche  Monarchie  ist  etwas  wesentlich  Künstliches,  und  es  bildet  daher 
auch  eine  künstliche  Vereinzelung  des  Personales,  aus  welchem  allein  sie 
hervorgeht  und  hervorgehen  soll,  keineswegs  einen  inneren  Widerspruch  mit 
dem  Gedanken  der  Anstalt.  Die  Möglichkeit  eines  Hineinreichens  und  Herein- 
dringens bis  in  ihren  rechtlichen  Kreis  wird  um  so  mehr  durch  Vermei- 
dung jeder  natürlichen  Verbindung  mit  Menschen  anderer  Abstammung 
ferne  gehalten,  und  so  der  Hauptnutzen  dieser  Regierungsform,  nämlich  die 
Beseitigung  jedes  ungeordneten  Ehrgeizes,  durch  die  Gestaltung  einer  phy- 
sischen Besonderheit  gekräftigt.  Allein  dass  dieses  Verhältniss  auch  schäd- 
liehe  Seiten  hat,  darf  nicht  übergangen  werden.  Je  grösser  die  Ueberein- 
stimmung  unter  allen  Theilen  eines  staatlichen  Organismus  ist,  je  gleichartiger 
die  sämmtlichen  Bestandtheile  des  Volkslebens  sind,  und  je  inniger  dieselben 
in  einander  greifen,  desto  kräftiger  ist  unzweifelhaft  auch  das  Gesammt- 
dasein  und  desto  ungestörter  geht  das  Spiel  des  Mechanismus.  Dieses 
Zusammenwirken  ist  nun  aber  dadurdi  unterbrochen,  dass  die  persönlichen 
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and  die  Familienbeaehnngen  des  regierenden  Hauses  sich  nicht  verästeln 
in  dem  gesammten  Volksleben.  Man  möchte  ein  Gleichniss  anwenden.  Die 
regierenden  Familien  haben  Aehnlichkeit  mit  einem  Geschlechte  von  fremder 
Abstammung,  welches  stolz,  allein  und  völlig  abgesondert  in  einer  mittel- 
alterlichen ringsum  von  einem  tiefen  Graben  umgebenen  Burg  wohnt,  wäh* 
rend  zahlreiche  Gutsangehörige  und  sonst  Zugewendete  weit  und  breit  umher 
angesiedelt  sind.  Allerdings  findet  ein  Verkehr  in  Geschäften  und  gelegent- 
lich vielleicht  ein  Besuch  statt,  allein  kein  Zusammenleben,  kein  Austausch 
der  täglichen  Freuden  und  Leiden,  keine  persönliche  Freundschaft.  Durch 
solche  Absonderung  wird  dann  zwar  das  äussere  Ansehen  der  Burgbewohner 
und  ihre  Sicherheit 'gegen  alle  Eindringlinge  erhalten;  allein  ejs  fehlt  auf  der 
andern  Seite  dem  Verhältnisse  zwischen  ihnen  und  den  Umwohnern  an  gegen- 
seitiger Herzlichkeit,  an  genauer  Bekanntschaft  mit  Personen  und  Interessen, 
am  Gefühle  des  Zusammengehörens.  Jeder  Theil  geht  seinen  Angelegenheiten 
einseitig  nach,  und  im  Falle  eines  Wunsches  ist  kein  Verständniss  und 
kein  Mitgefühl;  selbst  eine  ernsthafte  Noth,  welche  den  Burgbewohnem 
droht,  betrachten  die  Femegehaltenen  als  eine  ihnen  fremde  Angelegenheit. 
Erst  ein  Verlassen  der  alten  Burg,  ein  Hinausziehen  in  das  Hache  Land 
unter  die  Uebrigen  und  ein  tägliches  Zusammenleben  mit  Befreundeten  aus 
deren  liCtte  stellt  rein  menschliche  Beziehungen  und  einen  natürlichen  Zu- 
sammenhang her.  —  Doch  ohne  Bild.  Die  Monarchie  gewinnt,  man  muss 
diess  zugeben,  durch  persönliche  Vereinzelung  an  Charakter  und  an  Sicher- 
heit; allein  sie  verliert  an  freundlichen  und  natürlichen  Beziehungen,  an 
Halt  in  unbewussten  Gefühlen  und  an  unmittelbarem  Verständnisse  der  Zu- 
stände und  der  Bedürfiiisse  des  Volkes;  dieses  aber  leidet  seiner  Seits 
namentlich  an  den  Folgen  des  letztgenannten  Mangels.'  Das  schliessliche 
Ergebniss  diesses  Verhältnisses  mag  vielleicht  zweifelhaft  sein;  allein  es  darf 
bei  einer  genauen  Abwägung  der  Folgen  bloss  standesgemässer  Ehen  die 
Sdiattenseite  nicht  verschwiegen  werden,  und  namentlich  nicht,  dass  sie  auch 
ein  Schaden  für  den  Staat  ist. 

So  weit  die  Aufzählung  der  einzelnen  Folgen,  welche  sich  aus  der 
zwangsweisen  Aufrechterhaltung  der  Ebenbürtigkeit  der  Ehen  in  den  fürst- 
lichen Famüien  ergeben,  sowohl  für  sie  selbst,  als  für  die  Staaten.  Es  möchte 
nun  vielleicht,  um  zu  einem  abschliessenden  Urtheile  zu  kommen,  geboten 
erscheinen,  diese  versdiiedenen  Seiten  des  Verhältnisses  gegeneinander  zu 
halten,  die  Wichtigkeit  eines  jeden  Punctes  pünctlich  zu  erwägen  und  endlich 
sich  für  die  Einrichtung  zu  entscheiden,  welche  die  meisten  Vortheile  mit 
den  wenigsten  oder  den  schwächsten  Nachtheilen  verbinde.  Bald  wird  jedoch 
Dem,  welcher  einen  solchen  Versuch  ängstlicher  Abwägung  macht,. sich  die 
üeberzeugung  aufdrängen,  dass  er  auf  diesem  Wege  nicht  zum  Ziele  kommt. 
Die  Folgen  der  Unebenbürtigkeit  sind  zum  Theüe  incommensurabel,  so  dass 
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sich  ans  ihnen  kein  gleichsam  arithmetisches  Fadt  mittelst  ZasammenxAhlens 
and  Abziehens  bilden  Iftsst.  Ausserdem  wird  jeder  Beortheiler,  je  nach 
seiner  subjektiven  Neigung  und  Auffassung,  einzelnen  Erwägungen  eine  ab- 
weichende Bedeutung  zuschreiben,  da  sich  dieselben  mancfa£AGh  mehr  auf 
das  GefOhl  als  auf  den  Verstand  stützen.  Namentlich  dürfte  darüber  eine 
entschiedene  Meinungsverschiedenheit  stattfinden,  in  wie  ferne  die  den  Mit- 
gliedern der  regierenden  Familie  persönlich  zugehenden  Nachtheile  ttberiiaupt 
und  namentlich  gegenüber  von  den  schädlichen  Folgen  für  Staat  und  Untere 
thanen  in  Anschlag  zu  bringen  seien.  Während  die  Einen  geneigt  sein 
werden,  auf  jene  persönliche  Verhältnisse  ganz  besonderes  Gewicht  zu  legen, 
theils  wegen  der  nächsten  Betheiligung  der  betreffenden,  theils  wegen  der 
ihrer  Stellung  gebührenden  Achtung,  mögen  sich  Andere  berechtigt  glauben, 
gerade  diese  Beziehungen  niederer  anzuschlagen,  weil  es  nur  gerecht  und 
billig  sei,  dass  Solche,  welche  ganz  ungewöhnliche  Vortheile  aus  der  mo- 
narchischen Einrichtung  beziehen,  auch  die  etwa  nöthigen  Opfer  zur  best- 
möglichen Herstellung  derselben  bringen,  und  dass  Diejenigen,  welchen  die 
blosse  Geburt  vor  allen  Andern  Früchte  des  Staatslebens  in  den  Schooss 
schütte,  für  das  öffentliche  Wohl  auch  in  besonderer  Weise  in  Ansprach 
genonunen  werden  dürfen.  Die  Einen  werden  sich  mehr  durch  die  allge- 
meinen Gleichheitsforderungen  unserer  Zeit,  vielleicht  durch  romanmässige 
Empfindsamkeit  bewegen  lassen;  Andere  dagegen  dem  geschichtlichen  Her- 
kommen anhängen,  sich  auf  grössere  Welt-  und  Meuschenkenntniss  stützen 
zu  können  glauben.  Diess  Alles  aber  mag  wohl  zu  jgeistreichen  Bemerkungen 
und  zu  ansprechender  Rede  und  Gegenrede  führen,  jedoch  nicht  zu  einem 
den  Staatsmann  befriedigenden  Satze,  zu  einer  objectiven  Begel.  Um  ein 
solches  Ergebniss  zu  erlangen,  muss  ein  höherer  Standpunkt  gesucht  werden, 
auf  welchem  si(äi  die  Gründe  und  Gegengründe  im  Grossen  gruppiren  und 
von  dem  aus  ein  durchschlagender  Gedanke  gefunden  werden  kann.  Es  ist 
diess  aber  nicht  etwa  ein  Gedanke,  welcher  von  Anfemg  hätte  au^efasst  wer- 
den können  und  sollen,  und  dann  einen  weiteren  Weg  erspart  hätte.  Die 
Aufzählung  der  einzelnen  Umstände  wird  nicht  etwa  nachträglich  als  über- 
flüssig erklärt.  Vielmehr  ist  ihre  Kenntniss  durchaus  nöthig  zur  Beurtheilung 
des  Preises,  welcher  für  das  als  das  beste  Erfundene  gezahlt  werden  muss. 

Als  ein  solcher  massgebender  Gesichtspunkt  erscheint  nun  aber  die 
Frage:  ob  die  Aufrechterhaltung  des  Grundsatzes  der  Ebenbürtigkeit  von 
Nutzen  oder  von  Nachtheil  für  die  Dauer  der  monarchischen 
Begierungsform  ist? 

Für  einen  aufinerksamen  Beobachter  der  Zeitereignisse  und  der  Ent- 
wickelung  weit  verbreiteter  Gesinnungen  und  Ansichten  besteht  wohl  darüber 
kein  Zweifel,  dass  auch  in  Europa  das  monarchische  Princip  seit  einigen 
Menschenaltem  bedeutend  verloren  hat  in  Beziehung  auf  den  Glauben  an 
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seine  innere  Berechtigung.  Sieht  man  anch  ganz  ab  von  den  wirklich  er- 
folgten Eingriffen  in  bestehende  monarchische  Einrichtungen  und  Bechte, 
und  betrachtet  man  diese  Ereignisse  nur  (was  sie  wohl  kaum  sind)  als  ver- 
einzelte Thatsachen  und  als  vorübergegangene  missglflckte  Versuche :  so  Iftsst 
sich  doch  nicht  verhehlen,  dass  die  inneren  geistigen  Stützen  des  Systemes 
Noth  gelitten  haben,  und  dass  viele  der  Wurzeln,  welche  dasselbe  mit  der 
ganzen  Gesittigung  der  europäischen  Völker  enge  verbanden,  abgerissen  sind. 
Unb^treitbar  hat  die  Zahl  Deijenigen  sehr  beträchtlich  abgenommen,  welche 
in  dem  Königthume  eine  unmittelbare  göttliche  Anordnung  erblicken,  an 
welcher  also  zu  ändern  und  zu  rütteln  eben  so  gottlos  als  vergeblich  sei. 
Die  Rührung  der  Staatsgewalt  durch  einen  Einzigen  und  zwar  mit  Vererbung 
auf  seine  Familie  wird  wohl  jetzt  von  den  Meisten  rein  vom  Verstandes- 
standpunkte aus  aufgefasst  und  nach  ihren  Vortheüen  und  Nachtheüeu,  wie 
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jede  andere  Begierungsform,  gewürdigt.  Eben  so  sind  Diejenigen,  für  welche 
der  geschichtliche  Bechtsanspruch  auf  eine  Krone  der  vollkommen  und  allein 
entscheidende  Umstand  ist,  und  welche  daher  über  die  wirklichen  oder  mög- 
lichen Folgen  der  Einrichtung  an  sich  als  ga^iz  irrelevant  wegsehen,  in  sehr 
kleiner  Minderzahl  gegen  Diejenigen,  welche  —  wo  nicht  allein  doch  wenig- 
stens eben£edls  —  ein  natürliches  Becht  der  Völker  auf  eine  gute,  das  heisst 
ihren  Zwecken  entsprechende,  Staatsordnung  ins  Auge  &ssen.    Es  dürften 
sogar  Derjenigen  weit  mehrere  sein,  welche  nur  Gewicht  auf  dieses  Becht 
Aller  legen,  als  Derer,  welche  daneben  auch  noch  mit  wirklicher  Ueber- 
zeugung  das  gesdiichtliche  und  positive  Becht  als  einen  Ausschlag  gebenden 
Umstand  bei  der  Frage  über  Beibehaltung  der  Monarchie  festhalten.    End- 
lich ist  auch  die  blosse  gedankenlose  Gewohnheit  und  die  nicht  auf  Einsicht 
sondern  auf  blossem  Gefühle  beruhende  Pietät,  welche  die  Begierung  der 
Staaten  durch  gewisse  Geschlechter  als  sich  etwas  von  selbst  Verstehendes 
hinnahm  und  auch  die  Art  und  Weise  der  Begierung  als  ein  nicht  zu  ändern- 
des Geschick  ruMg  ertrug,  sehr  bedeutend  erschüttert  worden.   An  die  Stelle 
solcher  dumpfer  Hingebung  ist  ein  Geist  der  Kritik  und  ein  grösseres  Selbst- 
gefdhl  getreten,  welche  den  Werth  des  Menschen  gegenüber  von  einem 
anderen  Menschen  untersucht,  Entscheidung  und  Schlussfolge  aber  nur  be- 
wussten  Erwägungen  zutheilt. 

Wie  alle  diese  Dinge  so  gekommen  sind,  ist  natürlich  in  Beziehung 
auf  ihr  Vorhandenseiu  und  ihre  Bedeutsamkeit  gleichgültig.  Eben  so  macht 
es  in  Betreff  der  Nothwendigkeit,  miJb  den  Thatsachen  zu  rechten,  keinen 
Unterschied,  ob  man  dieselben  an  sich  zu  loben  oder  zu  tadeln  geneigt  ist, 
und  ob^  man  sie  fOr  eine  naturgemässe  Entwickelung  der  menschlichen  Ge- 
sittigung oder  für  eine' Verkehrtheit  und  für  ein  Verderben  ansieht.  Für 
den  Staatsmann  kommen  nur  folgende  Fragen  in  Betracht:  Vor  Allem,  ob  in 
der  That  es  sich  mit  den  geistigen  Grundlagen  der  Fürstenherrschaft  so, 
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wie  eben  angedeutet  worden,  in  itziger  Zeit  verhalte  oder^nicht?  Sodann, 
wenn  er  glaubt  diess  bejahen  zu  mfldsen,  ob  Oberhaupt  eine  Aufrechterhaltung 
dieser  Regiemngsform  wUnschenswerth  und  somit  durch  Anwendung  geeig- 
neter Mittel  anzustreben  sei?  Endlich,  unter  Voraussetzung  einer  Bejahung 
auch  dieser  Frage,  die  weitere:  welche  Massregeln  als  passend  erscheinen,  dem 
Erschütterten  neue  Stützen  zu  geben,  wenigstens  dasselbe  vor  weiterem 
Schaden  zu  bewahren? 

Wird  nun,  wie  doch  wohl  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden  kann,  die 
Erhaltung  der  Einherrschaft  in  Europa  als  ein  wflnschenswerthes  Ziel  be- 
trachtet, indem  diese  Begierungsform  den  allgemeiuen  Gesittigungszust&nden 
und  Bedürfnissen  am  meisten  entspricht:  so  ist  es  allerdings  geboten,  auch 
die  Ebenbürtigkeitsfrage  bei  der  Erwägung  der  Yerstärkungsnüttel  in^  Auge 
zu  fassen.  Es  wäre  freilich  thöricht,  deren  Bedeutung  in  dem  Grade  zu 
überschätzen,  als  ob  von  ihrer  richtigen  Lösung  sillein  das  Schicksal  der 
Monarchie  abhänge.  Neben  den  sich  aus  der  Ordnung  der  Familienverhält- 
nisse ergebenden  Folgen  wirken  noch  gar  manche  andere  Umstände  theils  gün- 
stig theils  ungünstig  ein  auf  den  Bestand  fürstlicher  Herrschaft,  und  es  müssen 
noch  andere  und  ohne  Zweifel  weit  eindringendere  Massregeln  der  Erhaltung 
und  Kräftigung  in  Erwägung  gezogen  werden.  Allein  ohne  Wichtigkeit  ist 
jene  Frage  keineswegs,  und  sie  muss  richtig  beantwortet  werden,  damit  die 
getroffene  Entscheidung  wenigstens  in  ihrem  Kreise  und  so  weit  ihre  Trag- 
weite geht,  gute  Dienste  leiste. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  betrachtet  handelt  es  sich  denn  bei  der 
Erhaltung  oder  der  Aufgebung  des  Ebenbürtigkeitsgrundsatzes  davon,  soi^- 
ftltig  zu  erwägen,  ob  sich  ein  günstigerer  Erfolg  auf  die  öffentliche  Stimmung 
von  der  möglichsten  Absonderung  und  Femhaltung  der  fÜrstUchen  Familien, 
oder  aber  von  einer  näheren  Verbindung  derselben  mit  dem  Volke  erwarten 
lässt?    Für  Beides  lassen  sich  hörbare  Gründe  vorbringen. 

Auf  der  einen  Seite  kann  geltend  gemacht  werden,  dass  durch  ein 
strenges  Beharren  bei  der  Ebenbürtigkeit  und  durch  eine  rücksichtslose 
Durchführung  ihrer  Folgerungen  das  Königthum  auch  in  den  Anschauungen 
der  Zeitgenossen  ausgesondert  bleiben  werde  aus  den  gewöhnlichen  Kreisen 
des  menschlichen  Gebahrens,  und  dass  es  selbst  iu  seinen  persönlichen  Trä- 
gern als  ein  ganz  eigenthümliches  Dasein  erscheinen  müsse.  Hieraus  sei  denn 
die  Erwartung  abzuleiten,  dass  ein  solcher  voUkonmien  abgeschlossener  und 
eigenthümlicher  Lebenskreis,  welcher  mit  den  übrigen  menschlichen  Zuständen 
wenig  zusammenhänge  und  sich  nicht  in  sie  verlaufe,  auch  die  Kritik  weniger 
herausfordere  und  seltener  in  Berührung  kommen  werde  mit  den  täglichen 
Erscheinungen  und  Leidenschaften.  Ein  auf  wenige  j^amilien  in  ganz  Europa 
beschränktes  Königthum  erscheine  leichter  wie  ein  abstracter  Gedanke,  als 
wenn  es  mit  vielen  persönlichen  Beziehungen  an  das  gewöhnlidie  Treiben 
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and  Leben  der  Mensdien  geknfipft  sei ,  und  es  werde  solcher  denn  auch 
eher  aas  allgemeinen  Gesichtspancten  aafgefieisst  und  geprüft,  was  nor  vor- 
theilhaft  sein  könne.  Und  werde  dardi  eine  solche  EntrQckang  der  fürst- 
lichen Familie  auch  allerdings  einem  etwaigen  Fortschreiten  demokratischer 
Gesinnungen  anmittelbar  kein  Einhalt  gethan,  so  sei  doch  zu  praktischer 
Anwendang  derselben  weniger  Anreiz  vorhanden;  and  es  erscheine  somit 
immerhin,  wie  die  Dinge  nun  einmal  stehen,  als  ein  Yortheil,  wenn  bei  Er- 
wägnngen  Aber  die  Fortdaner  der  Monarchie  die  Anstalt  an  sich  and  nicht 
in  einzelnen  vielleicht  aufregenden  Folgerungen  ins  Auge  gefasst  werde. 

Auf  der  andern  Seite  aber  mag  es  als  eine  Möglichkeit  dargestellt  werden, 
dass  ein  Eintreten  der  fürstlichen  Geschlechter  in  das  allgemeine  Volksleben 
und  die  "Herstellung  yielfiütiger  persönlicher  Verbindungen  mit  den  Bürgern 
zu  einer  grösseren  Volksthümlichkeit  derselben  beitrage.  Unzweifelhaft  sei 
dadurch  der  weitverbreiteten  Ansicht  von  der  natürlichen  Gleidiheit  der 
Mensdien  geschmeichelt,  und  es  werden  denn  auch  die  Mitglieder  der  re- 
gierenden Familie  weniger  als  ein  fremdartiger  Bestandtheil  der  Gesammt- 
heit  betrachtet,  somit  auch  weniger  als  eine  Gestaltung,  welche  ohne  Be- 
rührang  der  sonstigen  Gesellschaft  und  ihrer  Interessen  entfernt  werden 
könnte.  Man  betrachte  es  ja  im  Allgemeinen  als  einen  Vortheil  für  eine 
Eegierangsgewalt,  wenn  sie  natargemäss  aus  dem  Volke  herausgewachsen 
ist;  hier  werde  denn  ein  Versuch  gemacht  in  dasselbe  wieder  hineinzuwadisen. 
Wenn  eine  Weiterziehung  des  Kreises  für  die  Heirathen  der  Prinzen  die 
in  Aussicht  genommenen  günstigen  Folgen  auf  das  Familienleben  und  auf 
die  Nachkommenschaft  wirklich  habe,  so  könne  diess  auch  die  Beliebtheit  der 
regierenden  Geschlechter  und  die  Achtung  gegen  dieselben  nur  erhöhen, 
was  dann  ebenfalls  ein  nicht  zu  unterschätzender  Beitrag  zur  moralischen 
Befestigung  des  Königthoms  sei.  Unzweifelhaft  hätten  fortgesetzte  und  zahl- 
reiche Verbindungen  mit  Unterthanenfamilien  nicht  nur  mannichfache  Aen- 
derangen  in  herkömmlicher  Sitte  zur  nothwendigen  Folge,  sondern  es  würde 
überhaupt  die  allgemeine  Stellung  der  fürstlichen  Personen  eine  nahbarere 
werden;  allein  wenn  hierdurch  auch  etwa  die  eine  oder  die  andere  Persön- 
lidikeit  blossgestellt  werde,  so  sei  doch  schliesslich  im  Ganzen  in  einem 
Heraustreten  aus  der  hermetisch  abgeschlossenen  und  wenige  Lebensluft  ent- 
haltenden Atmosphäre  des  jetzigen  fürstlichen  Familienlebens  in  eine  freiere 
geistige  Bewegung  und  in  vielseitigere  menschliche  Verhältnisse  kein  Unglück 
za  erblicken,  am  wenigsten  für  die  Betheiügten  selbst.  Und  ob  es  der  An- 
stalt nicht  neue  geistige  Stützen  gewähren  müsste,  wenn  die  Inhaber  der 
Regierungsgewalt  unmittelbar  selbst  zum  Volke  gerechnet  würden,  das  eben 
sei  die  Frage.  Man  werde  vielleicht  einwenden,  dass  von  diesen  günstigen 
Folgen  bei  den  nichtdeutschen  regierenden  Geschlechtem,  für  welche  doch 
Ebenbürtigkeit  der  Ehen  kein  Staatsgrundsatz  sei,  sich  nicht  viel  bemerken 
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lasse,  und  dass  auch  bei  diesen  feindselige  oder  wenigstens  nnrohige  Strömungen 
die  Grundlagen  der  Stellung  anfressen.  Hierauf  sei  aber  zn  erwiedem,  dam 
der  Thatsache  nach  in  diesen  Häusern  auch  kaum  je  andere  Ehen^als  eben- 
bürtige geschlossen  werden,  somit  natürlidi  auch  die  Folgerungen  ans  einem 
andern  Zustande  nicht  vorhanden  sein  können.  Wenn  die  Aufhebung  des 
Ebenbtlrtigkeitszwanges  politische  Folgen  haben  sollte,  so  dflrfte  freilidi  bei 
der  Aitfgebung  der  gesetzlichen  Vorschrift  nicht  die  Absicht  sein,  dieselbe 
nun  dennoch  gewohnheitsrechtlich  fortbestehen  zu  lassen,  sondern  es  mflsste 
von  der  Freiheit  auch  wirklich  Gebrauch  gemacht  werden.  Es  soll  sich  ja 
nicht  von  einem  blossen  Schweigen  über  ein  System  handeln,  sondern  von 
einem  wirklichen  Ersetzen  desselben  durch  ein  entgegenstehendes. 

Die  Wahl  unter  diesen  Anschauungen  mag  immerhin  zweifelhaft  sein; 
und  es  lässt  sich  denken,  dass  auch  auf  dem  allgemeinen  Standpunkte  einer 
Ausfindigmachung  von  Mitteln  zur  Befestigung  der  Monarchie  dem  Systeme 
der    Yereinzlung   gegeben   wird.     Wir   unseres  Theils   gestehen  jedodi, 
dass  wir  die  letztausgesprochenen  Erwfigungen    entsdiieden    fEbr  die  ge- 
wichtigeren  erachten,   und   dass  wir,   eben  weil   wir  die   Erhaltung  der 
monarchischen  Regierungsform  für  Völker  in  den  europäischen  Verhältnissen 
wünschen,   für  das  Recht  eines  freien  Eintrittes  in  Familienveibindungen 
mit  Unterthanen   sind.     Die  Sicherstellung  durch  gänzliche  Ausscheidung 
erscheint  denn  doch  als  sehr  problematisch;   und  leicht  möchte  das  Gefühl 
der  Fremdartigkeit  schädlicher  sein,  als  ein  gelegentliches  scharfes  Urtheil 
über  Nähergerückte.    Es  will  uns  gerathener  dünken,  wenn  man  versudit, 
einer  Anstalt,   deren  Pfindp  und  Nutzen  für  das  Leben  angefochten  ist, 
durch  eine  Verbindung  mit  den  allgemeinen  Lebensverhältnissen  wieder 
grössere  Gunst  zuzuwenden,  als  wenn  dieselbe  durch  möglichste  Loslösung 
von  den  rein  menschlichen  Beziehungen  in  eine  unerreichbare  Höhe  versetzt 
und  durch  Entfernung  achtungswerth  gemacht  werden  soU.    Mit  Mystidsmus 
wird  in  itziger  Zeit  wenig  mehr  erreidit;  am  wenigsten  aber  selbstredend 
bei  Solchen,  gegen  deren  zu  weit  getriebene  und  leidit  bewegliche  Kritik 
man  sich  sicher  stellen  will;  eine  Art  von  Mjrsticismus  aber  ist  die  Anord- 
nung der  Abstammung  aus  einer  ganz  kleinen  geschlossenen  Kaste.    Es 
mag  sein,  dass  die  Monarchie  bei  dem  Versuche,  ihr  neuen  Boden  in  der 
Volksbeliebtheit  zu  gewinnen  durch  ein  freieres  Hineinstellen  in  das  allge- 
meine Leben,  einige  Gefahr  läuft;  allein  der  Gewinn  ist  den  Einsatz  werth, 
und  man  müsste  überhaupt  fürchten,  dass  die  Einherrschaft  keine  Zukunft 
mehr  habe,   wenn  ihre  Träger  die  Möglichkeit  eines  innigem  Verkehres 
und  eines  Nähertretens  nicht  ertrügen. 

Zu  diesen  allgemeinen  Erwägungen  kommt  noch,  dass  auch  die  einzel- 
nen aus  der  Aufgebung  der  Ebenbürtigkeit  sich  ergebenden  Folgen  von 
grösserer   Bedeutung  zu  sein  scheinen,    als    die  durch  Beibehaltung  zu 
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erzielenden  Wirkongen.  Allerdings  lässt  sich  ans  den  oben  angefahrten 
GrQnden  eine  eigentliche  Abrechnung  zwischen  den  beiderseitigen  Zuständen 
nicht  wohl  anstellen;  allein  ein  allgemeines  Urtheil  und  eine  ungefthre 
Schätzung  ist  doch  möglich.  Wenn  denn  nun  hier  der  möglicherweise  zu 
erlangende  Schutz  etwa  als  aufgehoben  angenommen  wird  durch  die  Mög- 
lichkeit einer  Hineinziehung  in  fremde  und  sdiädliche  Politik;  wenn  femer 
auch  zuzugeben  ist,  dass  die  durch  ebenbfirtige  Ehen  zu  erlangenden  gün- 
stigen wirthschaftlidien  Verhältnisse  und  die  Vermeidung  Tersorgungsbedflrf- 
tiger  Verwandter  bedeutende  Vortheile  sind,  und  zwar  nicht  fQr  die  zunächst 
Betheiligten  allein:  so  bleiben  doch  immer  die  Aussichten  auf  häufigeres 
häuslidies  Glflck,  auf  Sittlichkeit  und  die  dadurch  erzeugte  Aditung,  end- 
lidi  die  guten  Folgen  für  die  Nachkommenschaft  bedeutende  und  wohl 
flberwiegende  Umstände'). 

Es  sei  dem  übrigens  wie  ihm  wolle,  jedenfidls  ist,  in  der  Voraussetzung, 
dass  der  Grundsatz  der  Ebenbürtigkeit  zu  verlassen  sei,  sdiliesslicfa  noch 
die  Frage  zu  beantworten,  ob  nun  eine  vollkommene  Freiheit  der  Mitglieder 
regierender  Familien  einzutreten  habe,  oder  ob  doch  vieUeicht  noch  eine 
Beschränkung  in  Betreff  der  Vollgttltigkeit  ihrer  Ehen  stattfinden  soll,  etwa 
auf  Personen  aus  bestimmten  höheren  Ständen,  z.  B.  auf  den  Adel. 

Unzweifelhaft  lässt  sich  Einiges  für  eine  solche  Begrenzung  des  Rechtes 
anfbhren.  Einmal  mag  man  nämlich  geltend  madien,  dass  doch  wenigstens 
die  rechtliche  Gleichstellung  der  fürstlichen  Häuser  mit  Unterthanen  nicht 
bis  zu  den  äussersten  Grenzen  ausgedehnt  und  noch  einige  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  det  Verhältnisse  in  der  wirkliehen  Welt  genpmmen 
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werde.  Namentlich  seien  in  solchem  Falle  die  entstehenden  Verschwäge- 
mngen  eher  noch  zu  ertragen.  Sodann  mag  darauf  hingewiesen  werden, 
da68  auf  diese  Weise  die  Besorgniss  vermindert  ^erde,  Frauen  in  fürstliche 
Familien  aufgenommen  zu  sehen,  welche  für  ihre  neue  gesellschaftliche 
Stellung  ganz  untauglich,  damit  aber  die  Veranlassung  von  vielfachen  Zer- 
wflr&issen  und  Verlegenheiten  seien.  Endlidi  könnte  man  versucht  sein, 
auf  die  bereits  den  standesherrlicfaen  Familien  eingeräumte  Ebenbürtigkeit 
zu  verweisen  und  zu  behaupten,  dass  eine  Anknüpfung  an  diesen  Vorgang 
passend  sei,  in  welchem  Falle  die  Berücksichtigung  bestimmter  Stände 
verbunden  werden  könne  mit  freierer  Bewegung.  —  Diese  Gründe  halten 


1)  Der  Verikwgar  gatteht,  dass  er  nicht  sa  Jeder  Zelt  der  hier  ansgesproehenen  Ansicht 
gewesen  ist  nnd  wohl  auch  gelegentlich  eine  abweichende  Meinung  ausgesprochen  hat.  Es 
bewogen  ihn  namentlich  die  Nachtheile,  welehe  aus  detaiVoriiandenseinYersorgnngsbedflrftlger 
und  hAbsÜehtiger  Verwandter  SU  entstehen  drohen,  der  unbedingten  Anfrechterhaltnng  des  Eben- 
bflrtigkeitsprinotpes  das  Wort  su  reden.  Eine  umfiissendere  und  eingehendere  Prüfung  der 
Frage  hat  ihm  aber  später  die  im  Vorstehenden  ansgefilhrte  Auffassung  als  die  riehtigere  er- 
scheinen lassen.  Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es  freilich,  dass  die  Beantwortung  der 
poUtischen  Frage,  also  die  Entscheidung  der  Zweckmassigkeits-Erwägungen ,  yon  keinerlei 
Unflosa  tot  auf  die  Uebenengnng  Ton  dem  Stande  des  positiven  Rechtes  In  Oentschland« 


152  I>^e  Ebenbürtigkeit  der  Eben  • 

jedoch  eine  nähere  Prttfüng  nicht  aus;  es  mnss  viehnehr,  wenn  einmal  die 
Ebenbürtigkeit  verlassen  werden  will,  aadi  für  vollkommene  Freiheit  ge- 
sprochen werden;  diess  aber  ans  mehreren  Gründen.  - 

Vorerst  ist  klar,  dass  das  für  die  Mitglieder  der  regierenden  H&oser 
in  Ansprach  genommene  Recht  der  Yerehelichong  nach  freier  Neigung  auf 
solche  Weise  keineswegs  gewährt  würde.  Mit  der  Mehrzahl  der  Unterthanen- 
Familien  könnte  eine  vollberechtigte  und  vollberechtigende  Verbindung  nach 
wie  vor  nicht  stattfinden.  Ob  der  Kreis  für  die  Auswahl  etwas  erweitert 
wäre,  würde  im  Falle  einer  ausserhalb  desselben  entstehenden  Neigung 
keinerlei  Trost  gewähren.  » 

Ein  zweiter  Grund  für  die  Beseitigung  jedes  Standeshindemisses  liegt 
in  der  UnzuMedenheit,  welche  unter  der  grossen  Menge  der  Ausgeschlossenen 
entstehen  würde.  So  lange  die  vollgültigen  Ehen  der  Fürsten  lediglich  auf 
den  engen  Kreis  ebenfalls  fürstlicher  Familien  beschränkt  sind,  kann  sich 
Niemand  dadurch  zurückgesetzt  finden,  indem  vernünftigerweise  Niemand 
sich  darüber  beklagen  kann,  nicht  auch  einem  fürstlichen  Geschlechte  anzu- 
gehören. Wohl  aber  würde  Beschwerde  erhoben  werden,  wenn  anderen 
Unterthanen  ein  Recht  eingeräumt  würde,  von, dem  man  sich  ausgeschlossen 
sähe  durch  einen  hochmüthigen  und  innerlich  unberechtigten  Unterschied. 
Nicht  etwa  der  Nichtbesitz  eines  Gutes  ist  verletzend,  sondern  eine  Erklärung 
der  Unfähigkeit  zum  Besitze.  Dass  aber  nur  sehr  wichtige  Gründe  die 
Einführung  eines  neuen  verletzenden  Standesunterschiedes  in  unserer  Zeit  des 
allgemeinen  Verlangens  nach  Rechtsgleichheit  vertheidigen  könnten,  bedarf 
wohl  nicht  erst  eines  Beweises.  Solche  Gründe  liegen  aber  nicht  vor. 
Hinsichtlich  allzu  unpassender  Verbindungen  kann  man  sich  füglich  bei 
den  Mitgliedern  der  regierenden  Familien  auf  ihr  Schicklichkeitsgeiühl 
und  auf  die  Sorge  für  da§  eigene  Glück  verlassen;  hätten  sie  ja  doch  die 
Nachtheile  selbst  vor  Allen  zu  tragen.  Audi  würde  es  an  Einwirkungen 
innerhalb  des  Hauses  selbst  sicher  nicht  fehlen,  von  einem  etwaigen  Veto 
des  Hauptes  desselben  ganz  abgesehen.  Wegen  der  noch  übrigbleibenden 
ganz  vereinzelten  Möglichkeiten  aber  braudite  man  keine  Gesetze  zu  machen, 
am  wenigsten  an  und  für  sich  unkluge. 

Endlich  ist  nocli  wohl  zu  bedenken,  dass  mehrere  der  wesentlichsten 
Vortheile  einer  Ebenbürtigkeit  der  fürstlichen  Ehen  bei  jeder  Erweiterung 
des  itzigen  Kreises,  wie  beschränkt  immer  sie  wäre,  verloren  gingen,  somit 
eine  Beschränkung  in  dieser  Beziehung  keinen  Sinn  hätte.  Von  einer  Siche- 
rung und  Vermehrung  fürstlichen  Vermögens  wäre  auch  dann  keine  Rede, 
wenn  z.  B.  die  Vollgültigkeit  der  Ehen  bloss  auf  den  Adel  ausgedehnt  würde, 
da  unter  den  jetzt  Zugelassenen  auch  viele  arme  Familien  sein  würden. 
Ebenso  wäre  die  Gewinnung  einer  politischen  Stütze  ganz  ausser  aller  Frage. 
Und  was  endlich  die  Vermeidung  versorgungsbedürftiger  und  sich  zudrängender 
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Verwandter  betrifft,  so  würden  sich  nicht  nur  dergleichen,  wie  die  Er- 
Ceüirang  jedes  Tages  zeigt,  auch  in  Familien  eines  solchen  Kreises  finden, 
sondern  es  könnte  sogar  hier  noch  ein  grösseres  Uebel  als  ein  einfadier 
Nepotismns  entstehen.  I^eidit  möditen  nämlich  Verwandtschaften  mit  den 
filrstlichen  Hänsem  zur  Ausbildung^  einer  Kastenherrschaft  missbraucht  wer- 
den,  also  gerade  desjenigen  Zustandes,  welchen  die  jetzige  Zeit  am  aller* 
schwersten  ertragt.  Und  von  doppelt  flbler  Wirkung  wäre  es,  wenn  die 
persönlichen  Beziehungen  der  Fürsten  und  ihrer  nächsten  Verwandten  als 
die  Veranlassung  und  Stütze  erschienen.  Nichts  ist  einer  verständigen 
Politik  in  diesen  Zeiten  mehr  zuwider  und  gefährlicher  ftir  die  Monarchie, 
als  eine  Verschmelzung  der  Interessen  des  Fürsten  mit  den  Anmassungen 
und  Ausbentungen  eines  Junkerthums,  und  selbst  sdion  der  blosse  Schein 
einer  solchen  Verbindung  und  Begünstigung.  Die  Regenten  ernten  den 
ganzen  Hass,  welcher  auf  solchen  selbstsüchtigen  und  yerletzenden  Kotterieen 
itzt  allgemein  lastet,  ohne  den  mindesten  Vortheil  zu  haben,  wie  diess  die 
neuere  Geschichte  in  hinreichend  zahlreichen  Beispielen  gelehrt  hat.  Gerade 
der  Vorgang  mit  den  Standesherren  muss  aufs  emstlichste  davor  warnen, 
ähnliche  Verhältnisse  neu  zu  gründen.  Dass  die  ehemaligen  ReichsfOrsten 
und  Reichsgrafen  vom  Standpunkte  des  geschichtlichen  und  positiven  Rechtes 
einen  Anspruch  auf  Beibehaltung  der  Ebenbürtigkeit  mit  ihren  ehemaligen 
jetzt  souverain  gewordenen  Standesgenossen  hatten,  soll  nicht  im  entferntesten 
bestritten  werden.  Die  Thatsache  des  bisherigen  Besitzes  von  Landeshoheit 
und  Reichsstandschaft,  bei  den  Meisten  wenigstens  auch  der^  Abstammung 
aus  alten  Dyi^astengeschlechtem,  änderte  sich  ja  nicht  durch  die  gewalt- 
same Unterwerfung  unter  eine  höhere  Gewalt.  Dennoch  kann  die  Aner- 
kennung fortdauernder  Ebenbürtigkeit  nur  als  ein  staatliches  Unglück  und 
namentlich  als  ein  Uebelstand  für  die  regierenden  Geschlechter  betrachtet 
werden.  Es  trägt  nämlich  diese  Aufrechterhaltung  einer  ^Gleichheit  in  sehr 
wichtiger  Beziehung  unzweifelhaft  viel  dazu  bei,  das  Bewusstsein  einer  be- 
sondem  Stellung  im  Staate  bei  den  Standesherren  aufrecht  zu  erhalten;  damit 
aber  auch  die  unselige  Hartnäckigkeit  in  Vertheidigung  sonstiger  Vorrechte 
zu  bestärken.  Die  ihnen  desshalb  reichlich  zu  Theü  werdende  Unbeliebtheit 
fliesst  nun  aber,  und  zwar  zum  Theile  höchst  unverdienter  Weise,  auqh  auf 
die  Regierungen,  oder  vielmehr  auf  die  Träger  derselben,  über,  weil  sich  die 
Standesherren  als  deren  Genossen  und  Verwandte  darstellen  und  gerne 
von  einer  Interessengleichheit  reden,  so  häufig  und  nicht  selten  rücksichts- 
los sie  auch  den  klar  genug  dargelegten  Planen  und  Wünschen  der  Staats- 
oberhäupter entgegentreten.  Es  soll  nicht  gesagt  sein,  als  trage  die  Aner- 
kennung der  Ebenbürtigkeit  die  Schuld  hieran  allein;  allein  dass  sie  mit  zur 
Fälschung  der  ganzen  Stellung  beigetragen  hat,  wird  kein  mit  diesen  Ver- 
hältnissen Bekannter  läugnen.     Eine  Ausdehnung  dieser  üblen  Zustände 
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auf  noch  weitere  FftUe  wäre  ein  TerhfiiigmBSVoller  politisdier  Fehler;  aus- 
gedehnt aber  wtkrden  sie  durch  Anerkennung  der  Ebenbflrtigkeit  in  einem 
nur  besdirftnkten  weiteren  Kreise,  und  zwar  ausgedehnt  in  einer  noch  weit 
weniger  zu  ertragenden  Weise,  als  wenn  sie  bloss  bei  den  yerfaältnissmfissig 
wenigen  und  zum  Theile  allerdings  auch  sonst  hochgestellten  Standesherren 
▼orkommen« 

Mit  Einem  Worte:  kann  und  will  die  ganze  Anstalt  der  Ebenbttrtigkeit 
bei  fftrsUichen  Ehen  nicht  vollständig  aufgegeben  werden,  so  lasse  man 
dieselbe  in  ihrer  ganzen  Strenge  bestehen.  In  dieser  hat  sie,  neben 
unzweifelhaften  und  wahrscheinlich,  überwiegenden  Nachtheilen  audi  ent- 
schieden vortheilhafte  Seiten.  Eine  bloss  theilweise  Freigebung  würde  den 
Nutzen  verwischen  und  die  Uebel  verschUmmem.  Wenn  also  irgendwo,  so 
gilt  hier  die  Forderung:  Ganz  oder  gar  nidit! 


I 

\ 


4. 
Das  Ordenswesen  niiserw  Zeit 

1. 

Bei^  der  Beschaunng  einer  Sanunlnng  von  Bildnissen  können  einem  nur 
halbweg  aufmerksamen  Beobachter  die  Veränderungen  nicht  entgehen,  welche 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  mit  den  Ordenszeichen  vorgegangen  und,  und 
zwar  sowohl  hinsichtlich  deren  Form  als  in  Betreff  der  Trfiger.  Unsdiwer 
mag  man  das  Zeitalter  und  die  Lebensstellung  eines  unbekannten  mit  Orden 
geschmückten  Mannes  an  der  Art,  Zahl  und  Form  derselben  erkennen, 
£b11s  sie  nur  geschichtlich  richtig«  abgebildet  sind.. 

Man  sehe  jene  in  Eisen  gehflllten  Gestalten,  welche  das  grosse  weisse 
Kreuz  auf  schwarzem  Mantel  oder  das  schwarze  fi^reuz  auf  weissem  Mantel 
tragen,  vielleicht  dasselbe  auch  noch  breit  auf  dem  Brustpanzer  oder  auf 
dem  Leibrocke  liegen  haben.  Solche  gehören  jenen  mäditigen  und  tapferen 
Kriegermönchen  an,  welche  das  Kreuz  gegen  den  Halbmond  zu  vertheidigen 
oder  ihm  den  Sieg  über  nordisches  Heidenthum  zu  erkämpfen  gelobt  hatten, 
und  welche  wollten,  dass  es  in  bezeichnender  Form  und  Farbe  den  Un- 
gläubigen weithin  entgegendräue*). 

Rückt  man  in  den  Jahrhunderten  herab,  so  erblickt  man  an  manchen 
Bildern  kostbare  Halsketten,  an  welchen  als  »Juwel«  ein  Ritter  Georg;,  ein 
goldenes  Yliess  oder  ein  Heiligergeist  hängt.  Bas  Ganze  funkelt  von  Edel- 
steinen  und  ist  ein  Kunstwerk  des  Hof-Goldschmiedes.  Vielleicht  glänzt 
auch  nodi  bei  etwas  Späteren  auf  dem  goldgestickten  spanischen  Mantel 
ein  grosser  achteckiger  Stern.  —  Die  so  geschmückten  Bildnisse  wird  man 
bei  näherer  Betrachtung  ausschliesslich  als  die  Gonterfeien  von  Fürsten  und 
Höchstgestellten  ihrer  Zeit  erkennen.    Ganz  selten  nur  hat  besondere  und 


1)  Freilich  findet  man  aach  xierliche  und  blasse  Männer  mit  denselben  Krensen  geschmfickt; 
aber  bei  g-enanerem  Hinblicken  sieht  man  Pnder  in  den  gelurftoselten  Haaren  nnd  Spitxen- 
maasehetten  ads  den  Annschienen  benrorqaeUen,  so  dass  alsbald  die  Epigonen  sich  kennielehaen. 
ffier  erscheiot  der  Helm  und  der  Waffenrock  nnr  als  Maskeradenkleidong  oder  als  Empflsogsohein 
ifir  eine  reiche  PMnde,  welche  Jene  eisernen  Becken  erstritten  hatten. 
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fast  anrüchige  Ganst  einem  ursprünglich  aus  niedererem  Stamme  hervor- 
gegangenen Lieblinge  dasselbe  Kleinod  verliehen.  Die  Bilder  der  grossen 
Staatsmänner,  Heerführer  und  Gelehrten  jener  Zeit  zeigen  höchstens  ein 
goldenes  Gnadenkettlein. 

Um  ein  gutes  Jahrhundert  später,  d.  h.  zur  Zeit  der  Ungeheuern  Fer- 
rücken,  der  goldstoffenen  Kleider  und  der  Federnhüte,  finden  sich  breite 
und  schwere  seidene  Bänder  von  der  Schulter  zur  Hüfte,  und  auf  der 
linken  Brust  des  Rockes  selbst  ein  grosser  Stern  von  Gold  und  Silber. 
Forscht  man  nach  den  Namen,  so  sind  die  auf  solche  Weise  Geputzten 
allerdings  weit  in  der  Regel  auch  nur  Fürsten,  Fürstenmässige  und  vor- 
/nehme  Hofleute  ^  dodi  kommt  itzt  schon  häufiger  unter  ihnen  das  durch- 
furchte oder  geistreiche  Gesicht  eines  Mannes  vor,  welcher  durch  seine 
Geburt  nicht  den  höchsten  Ständen  angehörte,  wohl  aber  grosse  Dienste 
geleistet  hatte.  Namentlich  sind  es  solche,  die  das  adelnde  Kriegshandwerk 
trieben.  Selbst  bei  den  berühmtesten  Schriftstellern  und  Künstlern,  ja  bei 
den  ersten  Beamten  und  Richtern  dieser  Zeit  sieht  man  sich  dagegen  ver- 
gebens nach  solchen  breiten  Bändern  oder  auch  nur  nach  einem  kleineren 
und  bescheidenen  Analogon  derselben  um. 

Im  weiteren  Verlaufe  der  Zeit  wird  die  Zahl  der  in  Band  und  Stern 
Gehenden  merklich  grösser.  Es  geschieht  diess  jedoch  nicht,  weil  itzt 
andere  Klassen  von  Personen  in  dem  privilegirten  Schmucke  erschienen; 
sondern  weil  eine  bedeutende  Anzahl  neuer  Orden  allmälig  geschaffen  wurde. 
Auch  die  kleineren  Fürsten  wollten  aus  eigenem  Rechte  einen  Schmuck 
tragen  und  vertheilen,  wie  ihre  mächtigeren  Standesgenossen  über  das 
Hosenband,  das  goldene  Yliess,  den  Elephanten,  den  Heiligen  Geist  ver- 
fügten. Es  war  derselbe  Sinn,  welcher  das  Versailler  Schloss,  den  kaiser- 
lichen Hofstaat,  die  Maitressenherrschaft  im  Kleinen  nachahmen  hiess.  So  ent- 
standen denn  die  Hausorden  der  Beständigkeit,  oder  der  Jagd,  der  Löwen, 
Phönixe  und  anderes  Gethieres;  und  da  Jeder  in  seinem  kleinen  Kreise 
das  Ehrenzeichen  reichlich  verlieh,  so  ist  begreiflich,  dass  im  achtzehnten 
Jahrhundert,  namentlich  durch  Deutschland  und  Italien,  die  Zahl  der  mit 
grossen  Orden  Gezierten  schon  eine  viel  bedeutendere  ist.  Insofeme  tritt 
allerdings  auch  itzt  noch  keine  wesentliche  Aenderung  ein,  als  (mit  seltenen 
Ausnahmen)  immer  noch  die  Orden  nur  in  ihrer  prächtigsten  Form  und 
ohne  verschiedene  Klassen  erscheinen,  auch  aussschliesslich  vornehme  Männer 
damit  versehen  sind.  Nur  bemerkt  man  mehr  und  mehr,  dass  derselbe 
Mann  mehrere  Ordenszeichen  zu  gleicher  Zeit  trägt,  sei  es  dass  in  dem- 
selben Lande  mehr  als  ein  Orden  geschaffen  wurde  und  der  Besitz  des 
einen  nicht  von  der  Erwerbung  der  anderen  ausschloss,  sei  es  dass  immer 
häufiger  auch  den  Angehörigen  auswärtiger  Staaten  Orden  verliehen  wurden, 
welche  sie  neben  ihren  einheimischen  tragen  mochten. 
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Einen  völlig  anderen  Anblick  gewähren  die  Bildnisse,  wenn  man  zu 
den  Männern  des  19.  Jalirhnnderts  gelangt,  nnd  zwar  am  so  entschiedener, 
je  näher  sie  der  Gegenwart  stehen.  Die  Verschiedenheit  ist  aber  eine 
doppelte.  Einmal  wird  die  äussere  Gestalt  der  Ordenszeichen  vielfach  eine 
andere,  indep  sich,  und  zwar  mehr  und  mehr,  Abstufungen  in  denselben 
unterscheiden  lassen.  Bis  dahin  waren  Klassenunterschiede  nur  bei  ganz 
wenigen  Orden  bemerklich,  namentlich  etwa  bei  dem  französischen  Ludwigs- 
und bei  dem  Maria-Theresia-Orden;  itzt  ersdieiuen  an  der  Stelle  des  froher 
allein  sichtbaren  grossen  Sternes  und  breiten  Bandes  eine  Menge  von  neuen 
Formen.  Die  Orden  werden  um  den  Hals  und  in  dem  Enopfloche  getragen; 
sie  haben  Schieilen  und  Eichenblätter,  Schwerter  und  Kronen,  sind  mit  und 
ohne  Diamanten,  der  Stern  ist  bald  links  bald  rechts  auf  der  Brust,  u.  s.  w. 
u.  8.  w.  Ein  dieser  Dinge  Kundiger  mag  leicht  bei  einzelnen  Orden  ein 
halb  Dutzend  ja  ein  Dutzend  Grade  und  Formen  unterscheiden.  Die  zweite, 
noch  weit  auffallendere  Erscheinung  ist  aber,  dass  die  Zahl  der  einem  einzelnen 
Manne  verliehenen  Orden  gar  sehr  im  Steigen  begriffen  ist  und  zum  Theil 
fast  das  Unglaubliche  erreicht.  Nicht  etwa  bloss  in  vereinzelten  Fällen  mag 
man  in  itziger  Zeit  an  einem  und  demselben  Bilde  mehrere  Orden  ver- 
schiedener Stufe,  Form  und  Farbe  sehen;  sondern  es  ereignet  sich  ganz 
h&ofig,  dass  auch  die  breiteste  und  best  ausgefütterte  Brust  die  Zahl  der 
Ordenszeidien  nicht  mehr  in  Einer  Reihe  zu  tragen  vermag,  oder  dass 
ein  ganzer  Katarakt  von  Sternen  vom  Halse  herab  sich  ergiesst.  Wir  stossen 
wohl  auf  einzelne  besonders  Begünstigte,  deren  Ehrenzierden  einen  förm- 
lidien  Panzer  von  glänzenden  Sonnen  bilden.  Dabei  findet  sich  bei  genauerer 
Betrachtung  der  so  gezierten  Persönlichkeiten,  dass  an  die  ursprüngliche 
Bedeutung  der  Ordenskreuze  und  sogar  an  die  Benennungen  und  Statuten 
der  einzelnen  Orden  gar  wenig  mehr  gedacht  sein  kann.  Der  Grosstürke 
trägt  Kreuze;   Protestanten  haben  Orden,   deren  ausgesprochener  Zweck 

die  Yertheidigung  der  Immaculata  conceptio  ist;   ein  Jude  könnte  einen 

_     * 

Christnsorden  haben,  jeden  Falles  trägt  er  ein  Kreuz.  Von  einer  Be- 
schränkung auf  einzelne  Stände  ist  ohnedem  keine  Rede  mehr.  Nicht  nur 
Dichter,  Künstler,  Gelehrte  sind  itzt  ebenfalls  bunt  geputzt,  sogar  mit 
eigenen  ausschliessend  für  sie  geschaffenen  Orden;  sondern  reihenweise  auch 
solche  Gestalten,  die  sidi  nur  hinter  dem  Acten-,  wo  nicht  gar  hinter  dem 
Ladentische  denken  lassen. 

2. 
Sind  nun  diese  äusseren  Veränderungen  in  dem  Ordensschmucke  bloss 
als  Kleidennoden  zu  betrachten,  und  also  höchstens  aus  ästhetischem  Ge- 
sichtspunkte zu  beurtheilen,  etwa  wie  die  geschlitzten  Wämmser,  die  Pluder- 
hosen, die  radförmigen  Halskrausen  und  die  Allongeperrücken?  Ist  hier 
vielleicht  bloss  Veranlassung  zu  Scherz  und  zu  Satyre? 
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Ohne  Zweifel  erdulden  sie  auch  diese  Anffassnng;  und  es  wäre  vielleicht 
kein  unebener  Vorwurf  fOr  einen  witzigen  Kopf,  die  Gescjiichte  der  Ki^ 
Werbung  eines  jeden  einzelnen  in  einer  solchen  Milchstrasse  von  Orden 
funkelnden  Sternes  zu  schreiben;  oder  bei  einer  Anzahl  von  MitgUedem 
desselben  Ordens  die  verschiedenen  Yergleichunpursadhen  in  Nebeneinander- 
stellung und  im  Gegensatze  vorzufahren.  Die  Schwierigkeit  bestände  wohl 
nur  darin,  das  Unwahrscheinliche  glaublich  zu  machen,  und  allzu  grelle 
Streiflichter  in  den  Bildern  zu  vermeiden. 

Allein  es  wäre  kurzsiditig,  den  Gegenstand  nur  von  diesem  Standpunkt-e 
aufzufassen.  Jener  glänzende  Tand  hat  auch  seine  sehr  ernsten  Seiten, 
namentlich  eine  ganz  bedeutende  staatliche  Wichtigkeit. 

Die  Orden  haben  ihre  ursprüngliche  Bedeutung,  nämlich  die  Bezeich- 
nung der  ritterlichen  Vorkämpfer  des  Christenthums,  und  selbst  die  darauf 
folgende,  als  Erkennungszierrath  fOr  die  Fürsten  und  ihre  Tafelrunde  zu 
dienen,  längst  verloren.  Sie  sind  itzt  ein  privilegirter  Schmuck  geworden, 
dessen  wesentlichste  Bestimmung  ist,  Verdienste  um  den  Staat  und  Wohl- 
ge&Uen  des  Regenten  an  der  Person  Öffentlich  anzuerkennen  und  dadurch 
zu  belohnen.  Ihre  Verleihung  ist  somit  eine  Staatssache  geworden;  sie  sind 
keines  der  schwächsten  Regierungsmittel;  ihre  Austheilung  hängt  überdiess, 
wenigstens  in  den  meisten  Fällen,  von  dem  Fürsten  persönlich  ab,  und  was 
also  etwa  dabei  gefehlt  wird,  trifft  ihn  persönlich.  Selbst  in  strenge  parla- 
mentarischen Staaten  sind  die  Orden  zur  Verfügung  der  Fürsten  selbst  ge- 
blieben, und  damit  läuft  eine,  nicht  immer  genugsam  beachtete,  persönlidie 
Einwirkung  neben  dem  Systeme  der  Gebundenheit  in  den  übrigen  staat- 
lichen Beziehungen  her.  Es  ist  somit  keineswegs  gleidigültig,  wie  das 
Ordenswesen  in  einem  Lande  und  von  einem  Fürsten  im  Allgemeinen  anf- 
gefasst  und  im  einzelnen  Falle  behandelt  wird. 

Eine  Betrachtung  der  Sache  auf  diesem  Standpunkte  ist  somit  auch 
der  Wissenschaft  gestattet.  Eine  gelegentliche  Schärfe  des  Tadels  aber 
wird  hoffentlich  in  seiner  Wahrheit  und  in  der  Absicht  der  Verbesserungs- 
vorschläge Rechtfertigung  finden. 

3. 

Die  Frage  ist:  ob  das  Ordenswesen,  wie  es  gegenwärtig  fast  ausnahms- 
los in  aUen  Staaten  gehandhabt  wird,  in  einem  politisch  gesunden  Zustande 
sich  befindet,  und  ob  es  die  Zwecke  erfallt,  zu  denen  es  bestinmit  war, 
jeden  Falles  gebraucht  werden  könute;  oder  ob  ein  falsches  Gebahren  be- 
steht und  schadet? 

Gestehe  man  es  sich  unumwunden:  es  liegen  zwei  grosse  Missstände  vor. 

Erstens  ist  eine  ungeheure  Verschwendung  der  Orden  und  der  übrigen 
ähnlichen  und  sich  an  dieselben  anschliessenden  Ehrenzeichen  eingetreten, 
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und  zwar  sogar  in  mehr  als  Ebner  Beadehaiig.  —  Thefls  nflmlicfa  sind  die 
Yerieihangen  verschiedener  Orden  an  denselben  Mann  bis  ins  Unglaubliche 
gestiegen^  so  dass,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde,  mandier  hochgestellte 
Staatsmann,  viel&ch  umhergewanderte  Diplomat,  wiederiiolt  abgesendete 
Zollcommissftr  oder  gerne  verschickte  und  zu  persönlichen  Geleitungen 
vorzugsweise  geeignete  Adjutant  seine  s&mmtlichen  Orden  unmöglidi  zu 
gleicher  Zeit  tragen  kann.  Mag  man  sich  nun  auch  eine  soldie  Anhäufung 
von  Ehrenzeichen  auf  Einer  Brust  in  einzelnen  Fällen  wohl  erklären  und 
gefallen  lassen:  so  kann  doch  nidit  geläugnet  werden,  dass  man  bei  andern 
Erscheinungen  derselben  Art  mit  Beschämung  aber  die  eigene  Unwissenheit 
fragen  muss,  welche  weltgeschichtliche  Verdienste  denn  zu  solcher  aus  ganz 
Europa  eingesendeten  glänzenden  Anerkennung  Veranlassung  gegeben  habe? 
—  Theils  ist  die  Zahl  der  Iffitglieder  der  einzelnen  Orden  eine  Staunens- 
werth  grosse  geworden.  (Wohl  bemerkt,  es  ist  jetzt  nicht  von  jenen  Er- 
innerungszeichen die  Rede,  welche,  in  ebenfalls  sich  vermehrenden  Fällen, 
ganzen  Heeren  oder  Klassen  einer  Bevölkerung  gegeben  worden  sind,  wobei 
von  Verdienst  und  Auszeichnung  bei  den  einzelnen  Gescfamfickten  gar  nicht 
die  Bede  sein  will,  vielmehr  nur  die  Thatsadie  der  Anwesenheit  oder 
Genossenschaft  äusserlich  anerkannt  wird;  sondern  wir  reden  von  eigent- 
lichen Orden.)  Wie  häufig  diese  Form  der  Verschwendung  vorkömmt,  be- 
weist ein  Blick  in  jede  Zeitung  oder  gar  in  eines  jener  dicken  Bflcfaer, 
welche  die  Namen  der  Ordensritter  Eines  Staates  enthalten.  Nur  ganz 
ausnahmsweise  haben  sich  einzelne  Orden  entweder  in  sdiarf  begrenzter 
Zahl  der  Mitglieder  oder  wenigstens  in  möglichst  sparsamer  Verleihung  zu 
erhalten  gewusst;  alle  flbrigen  leiden  mehr  oder  weniger  an  dem  flbergrossen 
Reichthume  von  Mitgliedern,  und  es  giebt  einzelne,  deren  Genossen  sich 
nach  Tausenden  berechnen,  so  dass  sie  zusammengerufen  kein  Kapitel 
sondern  ein  Heer  bilden  würden,  welches  freilidi  nicht  aus  lauter  Kem- 
tmppen  bestände.  —  Theils  ist,  (allerdings  im  nächsten  Zusammenhange 
mit  der  eben  angedeuteten  grossen  VervielfUtigung  der  Verleihung,  aber 
dodh  keinesw^  bloss  als  Folge  derselben,)  eine  manchfache  Verleihung 
von  Orden  an  ganz  unbedeutende  und  verdienstlose,  wo  nicht  gar  weit 
schlimmer  zu  bezeichnende  Menschen  unläugbar.  Nicht  bloss  das  Unglück 
giebt,  nach  dem  englischen  Sprflchworte,  einem  Manne  wunderbare  Bett« 
gesellen;  sondern  auch  durch  die  Aufiiahme  in  manchen  Orden  kann  man 
verwunderliche  Genossen  erhalten,  mit  denen  man  nicht  gerne  am  lichten 
Tage  durch  Coventry  ziehen  mödite.  —  Theils  haben  femer  nicht  wenige 
Staaten  begonnen,  eine  ganze  Reihe  verschiedener  Qrden  neben  einander  zu 
stiften;  und  zwar  nicht  etwa  nur  für  verschiedene  Zwecke  je  einen  eigenen 
Orden,  also  z.  B.  fhr  JÜGlitär-,  f&r  Civil-,  für  gelehrte  Verdienste,  Hoforden 
u.  dergl.;  sondern  Orden,  welche  bei  ganz  gleichen  Veranlassungen  verliehen 
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werden  und  nur  in  ihrer  änssem  Form,  in  der  Farbe  des  Bandes  n.  s.w. 
Ton  einander  abweichen.  Hierdurch  ist  die  Möglichkeit  und  selbst  die  Ge- 
wohnheit entstanden,  demselben  Manne  mehrere  Orden  desselben  Staates 
allmälig  zu  verleihen,  und  jeden  Falles  ist,  da  denn  doch  jeder  dieser  Orden 
in  ganzer  FflUe  vergeben  wird,  die  Zahl  der  Decorirten  bedeutend  dadurch 
gestiegen.  —  Theils  endlich  ist,  namentlich  in  jflngster  Zeit,  die  Verleihung 
von  Orden  an  Ereignisse  geknflpft  worden,  welche  zwar  mit  den  Zwecken 
eines  Ordens,  wie  immer  man  sich  dieselben  denken  mag,  in  gar  keinen  Zu- 
sammenhang zu  bringen  sind,  dagegen  aber  sehr  häufig  vorkommen.  So  z.  B. 
die,  oft  zahlreichen,  Orden,  welche  nach  der  Fahrt  auf  einer  Eisenbahnstrecke, 
beim  Uebemachten  an  einem  befreundeten  Hofe,  für  das  Wachehaben  bei 
einem  Besuche,  fttr  die  Ueberbringung  eines  Beglttckwünschungsschreibens 
u.  dergl.  verliehen  werden.  Diese  Sitte  mag  ihre  guten  Seiten  haben,  nament- 
lich vom  wirthschaftlichen  Standpunkte  aus,  wie  diess  jttngst  ein  bayrischer 
Minister  in  offener  Kammer  naiv  genug  erörterte;  allein  dass  sie  die  Zahl 
der  Ordensritter  aller  Grade  gar  sehr  vermehrt  hat  und  noch  tftgUdi  ver- 
mehrt, ist  unläugbar. 

Der  andere  Uebelstaud  aber  besteht  darin,  dass  die  jetzt  üblichen 
Gründe  von  Ordensverleihungen  ganz  dazu  angethan  sind,  eine  Verwirrung 
in  den  Begriffen  über  das  im  Staatsleben  zu  Schätzende  und  den  Fürsten 
persönlich  Werthe  zu  erzeugen.  Einer  Seits  erfolgt  dieselbe  Auszeichnung 
bei  den  verschiedensten,  unmöglich  unter  einen  gemeinsamen  Gesichtspunct 
zu  bringenden  Veranlassungen;  anderer  Seits  steht  die  Grösse  der  Aner- 
kennung nicht  selten  in  geradem  Gegensatze  mit  dem  gerechten  Ansprüche 
auf  eine  solche.  Einen  und  denselben  Orden  erhält  ein  Kind  in  der  Wiege; 
ein  Feldherr,  welcher  eine  blutige  Rettungsschlacht  gefochten  hat;  ein  Prinz 
aus  einem  verwandten  -Hause  aus  Veranlassung  eines  Besuches.  Während 
auf  einer  Reise  ein  Nachtlager  Verleihungen  in  den  höchsten  Ordensgraden 
zur  Folge  haben  kann,  erhält  ein  Staatsbeamter  für  ftlnfzigjährige  treue  und 
nützliche  Dienste,  ein  Gelehrter  oder  Künstler,  dessen  Name  einst  zur  Be- 
zeichnung eines  Zeitabschnittes  in  der  Geschichte  der  Bildung  dienen  wird, 
ein  Arzt  für  Monate  lange  muthige  Bekämpfung  einer  tödtlichen  Pest,  ein 
kleines  Ereuzchen  und  zwar  mit  der  ausdrücklichen  Erklärung,  dass  es  die 
Belohnung  des  grossen  Verdienstes  sei.  Hier  weist  man  den  Soldaten, 
welcher  zum  Sturme  befehligt  wird,  auf  einen  Orden  hin,  welcher  die  Brust 
desTapfem  glänzend  schmücken  werde;  dort  erhalten  ihn  sänuntliche  0£Sziere 
eines  Regimentes,  weü  sie  in  Parade  vor  ihrem  Inhaber  ausgerückt  sind. 
iBald  ist  dieselbe  Decoration  die  Belohnung  fQr  Ueberbringung  eines  Briefes, 
bald  ein  Zeichen  für  Zurücklegung  bestimmter  Diensljahre,  bald  eine  Ver* 
süssung  für  eine  unfreiwillig  ertheUte  Zuruhesetzung,  bald  endlich  weiss  man 
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.  gar  keinen  Grand  einzusehen,  als  etwa  die  bisherige  Leere  des  Dienst-  oder 
Hofrockes. 

Diese  beiden  Uebelstände  haben  denn  nun  aber  aUmfilig  manche  im 
Leben  gar  siditbare  Nachtheile  erzeugt. 

Vor  Allem  haben  die  Staaten  ihre  eigene  Münze  entwerthet,  mit  welcher 
sie  Verdienste  belohnen,  also  auch  zu  neuen  aufionuntem  nidit  blos  könnten, 
sondern  in  der  That  auch  wollen.  Die  Orden  sind,  wie  alles  in  grosser 
Menge  vorhandene  Gut,  im  Preise  geüallen.  Ein  Stückchen  seidenes  Band 
oder  ein  ausgezacktes  Metallblech  bedeutet  an  und  für  sich  gar  nichts;  und 
wenn  man  nicht  an  dieselben  gewöhnt  wäre,  so  würden  sie,  als  Schmuck 
ernsthafter  Männer  öffentlich  an  die  Kleider  geheftet,  ebenso  wundersam 
und  lustig  erscheinen,  als  der  Sonnenschirm  des  birmanischen  Feldherm, 
die  Pfauenfeder  des  chinesischen  Mandarinen  oder  der  Adlerflügel  auf  dem 
Kopf  des  indianischen  Häuptlings,  Eine  Belohnung  für  einen  Menschen, 
welcher  der  E[leinkinderschule  entwachsen  ist,  können  sie  nur  dann  sein, 
wenn  sie  ein  allgemein  anerkanntes  Kennzeichen  von  Verdienst  und  bloss 
von  Verdienst  sind.  Jeder  somit  weiss  und  davon  überzeugt  ist,  dass  der 
auf  solche  Weise  Geputzte  wirklich  ein  Verdienst  irgend  einer  Art  besitzt, 
sich  in  der  That  irgendwo  und  irgendwie  ausgezeichnet  hat,  oder  mindestens 
dass  eine  besondere  Gunst  des  Staatsoberhauptes  auf  dem  Manne  ruht. 
Diese  verständige  Bedeutung  der  Orden,  und  damit  ihrWerth,  ist  nun  sehr 
bedroht  durch  die  grosse  Zahl  der  Verleihungen  und  durch  die  Verwirrung 
in  den  Ertheilungsgründen.  So  viele  um  den  Staat  besonders  verdiente 
oder  bei  den  Fürsten  persönlich  wohlgelittene  Männer  kann  es  gar  nicht 
geben,  als  jetzt  mit  Orden  Gezierte  umher  gehen;  und  selbst  die  Zahl  und 
der  hohe  Rang  der  dem  Einzelnen  verliehenen  Ehrenzeichen  gibt  fOr  solches 
Verdienst  oder  solche  Gunst  keinerlei  Sicherheit  mehr.  Da  nun  aber  die 
Wirklichkeit  von  dem  blossen  Scheine  nicht  zu  unterscheiden  ist,  so  tritt 
naturgemäss  ein  Misstrauen  gegen  den  Anspruch  auf  eine  besondere  Achtung 
ein,  damit  aber  auch  ein  geringerer  Werth  des  Schmuckes  für  die  mit  Orden 
Bedachten  selbst.  Ihre  Belohnung  sollte  in  einem  Wechsel  bestehen,  welcher 
mittelst  eines  conventioneilen  Zeichens  auf  die  allgemeine  Anerkennung  ge- 
zogen werden  wollte;  dieser  Wechsel  wird  aber  vom  Publicum  nicht  immer 
mehr  acceptirt.  —  Sicherlich  verdient  nun  aber  eine  Handlungsweise,  welche  auf 
diese  Art  gegen  den  eigenen  Vortheil  und  gegen  die  Absicht  des  Handelnden 
wirkt,  das  Lob  richtiger  Staatsweisheit  nicht.  Und  dies  um  so  weniger,  weil 
in  der  That  die  Orden  an  und  für  sich,  wenn  sie  richtig  angewendet  würden, 
ein  ganz  vortreffliches  Belohnungs-  und  Aufmunterung^smittel  wären.  Sie 
vereinigen  nämlich  fast  alle  Eigenschaften,  welche  ein  Belohnungsmittel  des 
Staates  haben  soll.  Sie  wären  wirklich  eine  Belohnung,  insofeme  sie  einen 
Gennss  gewähren  könnten;  nämlich  den  der  öffentlichen  Auszeichnung.    Sie 
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könnten  nach  den  Graden  der  Verdienste  and  der  gesellschaftlichen  Stellung 
der  zu  Belohnenden  entsprechend  abgestuft  werden.  Sie  wären  wohlfeil,  und 
nähmen  also  die  Staatskräfte-  nicht  über  die  Gebühr  in  Ansprach.  In  allen 
diesen  Beziehungen  ständen  sie  über  den  sonstigen  Belohnangsmitteln  des 
Staates.  Geldbelohnungen  kommen  weit  höher  zu  stehen,  und  sind  also  nach 
Umständen  entweder  gar  nicht  anwendbar  oder  nur  bei  ungeheurem  Auf- 
wände. Die  Ertheilung  einer  höheren  Machtstellung  ist  begreiflicherweise, 
aus  subjectiyen  und  objectiven  Gründen  lange  nicht  in  allen  Fällen  möglich, 
wo  eine  Belohnung  erfolgen  sollte.  Ebendies  ist  der  Fall  bei  der  Verleihung 
Yon  blossem  Range,  abgesehen  noch  davon,  dass  dieses  letztere  Belohnungs- 
mittel den  Fehler  hat.  Manchen,  und  wohl  gerade  den  Verständigsten,  gar 
keinen  Genuss  zu  gewähren.  Gleichen  nun  nicht  unsere  Staaten  hinsichtlicfa 
der  Verschwendung  der  Ordenszeichen  einem  Manne,  welcher  das  Geheimniss 
gefunden  hätte  Diamanten  zu  erzeugen,  der  aber,  anstatt  nur  wenige  zu 
hohen  Preisen  in  den  Handel  zu  bringen,  sie  scheffelweise  ^verfertigte,  da- 
durch aber  sie  in  den  gleichen  Preis  mit  Glasstücken  brächte?  Da  nun 
ohne  wirksame  Belohnungen  der  Staat  nicht  wohl  bestehen  kann,  so  bleibt, 
falls  die  Verschwendung  der  Orden  nicht  aufhört,  somit  ihre  Entwerthung 
noch  weiter  fortgeht,  mit  der  Zeit  nichts  übrig,  als  zu  andern,  ohne  Zweifel 
kostspieligeren  oder  schwerer  anwendbaren,  Belohnungsmitteln  zu  greifen. 
Dann  wird  die  cynische  Antwort  jenes  württembergischen  Diplomaten,  welcher 
das  Angebot  eines  Ordens  mit  der  Aeusserung  zurückwies:  »Wenn  ich  mich 
anders  recht  kenne,  wäre  mir  haar  Geld  lieber,«  erst  ihre  volle  Bedeutung 
erlialten. 

Ein  weiterer  übler  Umstand  des  bisherigen  Ganges  der  Dinge  kann 
eine  Schädigung  der  Fürsten  sein.  Es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass 
die  Verleihung  der  Orden  ein  höchst  persönliches  Recht  derselben  ist,  dass 
also  weder  Fiction  noch  Gewohnheit  die  sittliche  Verantwortlichkeit  für  die 
Art  der  Ausübung  auf  sonst  Jemanden  überträgt.  Wenn  nun  hierib  Fehler 
gemacht  werden,  so  ist  dies  nichts  weniger  als  gleichgültig,  und  zwar  nicht 
bloss  für  den  Einzelnen,  sondern  für  die  fürstliche  Stellung  ujid  das  mo- 
narchische Piincip  im  Ganzen. 

Eine  dritte  üble  Folge  ist  endlich  der  Einfluss  auf  das  gesunde  sitt- 
liche Gefühl  beim  Volke,  welchen  die  itzige  Gestaltung  des  Ordenswesens  er- 
zeugt. Die  Keinem  verborgen  bleibende  Vermischung  von  Verdienstanerkennung 
und  von  persönlicher  Gunst,  von  Familienbeziehungen  und  von  Sparsamkeits- 
rücksichten, von  Hochstellung  der  kleinen  und  von  Verschleuderung  der  grossen 
Belohiiungen  muss  nothwendigerweise  irre  führen  über  das,  worauf  der  Staat 
und  das  Staatsoberhaupt  das  grösste  Gewicht  legt.  Eine  falsche  Anschauung 
von  der  Verdienstwürdigung  bei  Denen,  welche  auf  der  Höhe  der  Mensch- 
heit wandeln,  kann  aber  nicht  anders  als  verderblich  sein.    Gleichgültigkeit 
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g^en  Gfut  und  Bös,  platte  Selbstsacht,  Missachtung  der  kirchlichen  und  sitt- 
lidien  Lebensregeln  erhalten  dadurch  eine  willkommene  Sttltze;  Selbstent- 
sagong  aber  und  Bekämpfuug  der  Leidenschaften  wird  abgeschwächt.  Ob 
jene  Anschauung  in  der  That  eine  unbegrflndete  sein  mag  und  nur  durch 
einen  falschen  Schein  und  eine  unbewusste  und  keineswegs  Abel  gemeinte 
Gewohnheit  hervoi*gerufen  wird,  ist  im  Erfolge  gicichgttltig.  Strenge  genom- 
men lässt  es  sich  gar  nicht  ermessen,  wie  weit  eine  Verwirrung  in  Begriffen 
und  in  sittlichen  Anschauungen  wirken,  wo  dieselbe  gelegentlich  zum  schäd* 
liehen  Ausbruche  kommen  kann.  Verhält  es  sich  doch  hier  wie  beim  Aber- 
glauben, sei  es  in  religiösen  sei  es  in  physischen  Dingen.  Nicht  sowohl  die 
Annahme  des  einzelnen  unbegründeten  und  des  Zusammenhanges  entbeh- 
renden Satzes  ist  der  eigentliche  Schaden,  sondern  weit  mehr  das  Gewöhnen 
an  ein  unlogisches  Denken  und  unklares  Fühlen.  Nur  in  einem  Zustande 
aber,  in  welchem  bei  eigener  Verdorbenheit  und  bei  bewusst  unsittlicher 
Richtung  auch  wieder  Gorruption  angewendet  werden  will  und  muss,  kann 
in  einer  Störung  des  gesunden  sittlichen  Sinnes  ein  Gewinn  erblickt  werden; 
für  jeden  anderen  ist  sie  scfaädlidi  und  gefährlich.  In'  jene  Kategorie  ge- 
worfen zu  werden,  Yerdienen  aber  in  der  That  doch  nur  die  wenigsten 
Regierungen. 

4. 

Der  vorstehenden  Aufifiissung  wird  vielleidit  entgegengesetzt  werden 
wollen^  dass  denn  doch  die  £ntwerthung  noch  keineswegs  den  behaupteten 
nachth^iligen  Grad  erreicht  haben  könne,  weil  noch  immer  die  Ertheilung 
eines  Ordens  als  eine  Ehre  beträchtet  werde,  und-  weil  sich  sogar,  offen  und 
versteckt,  die  mannichfAltigsten  Bemühungen  geltend  machen,  eines  dieser 
Zeichen  zu  eriialten.  Offenbar  seien  also  die  Orden  noch  nicht  wirkungslos, 
und  es  sei,  wenn  man  doch  einmal  die  Sache  aus  einem  höheren  staatlichen 
und  sittlichen  Gesichtspunkte  auffassen  wolle,  keineswegs  gerathen,  dieses 
dem  Staate  ganz  nützliche  Einwirkungsmittel  durch  bittere  Kritik  und  Aus- 
sprüche peinlicher  Splitterrichterei  herabzusetzen. 

Die  Richtigkeit  jener  thatsächlichen  Behauptung  soll  nicht  ganz  geläugnet 

werden.    Es  haben  die  Orden  allerdings,  trotz  ihrer  grossen  Verbreitung 

und  trotz  der  nicht  inmier  gut  begreiflichen  Gründe  ihrer  Verleihung,  Reiz 

und  Werth  noch  nicht  vollständig  verloren.    Schon  der  Umstand,  dass  man 

nicht  gerne  entbehrt,  was  Andere,  bei  nicht  grösseren  Ansprüchen,  besitzen, 

eriiält  den  Orden,  wie  noch  so  manchen  anderen  an  sich  gleichgültigen  Dingen 

in  der  Welt,  eine  gewisse  Zugkraft.  —  Allein  nicht  dies  ist  die  Frage.    Es 

mag  immerhin  sein,  dass  sich  die  menschliche  Eitelkeit  und  Scheelsucht  auch 

an  eine  zweifelhafte  Auszeichnung  hängt;  der  Staatsmann  hat  zu  prüfen,  ob 

\ind  welche  unliebsame  Folgen  der  jetzige  Zustand  des  Ordenswesens  hat, 
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und  welchen  Nutzen  eine  richtige  Ordnung  dieser  Art  der  öffentlichen  Be- 
lohnung gewähren  könnte.  Findet  er  Fehler,  so  hat  er  sie  alsbald  bemerk- 
. '  lieh  zu  machen  und  wo  möglich  zu  verbessern.  Und  zwar  soll  man  nidit 
erst  dann,  wenn  ein  menschliches  Verhältniss  vollkommen  zu  Grunde  ge- 
richtet ist,  nach  Verbesserung  umschauen;  dann  kommt  sie  vielmehr  zu  spät: 
sondern  richtige  Klugheit  ist  es,  das  noch  nicht  ganz  Erstorbene  vor  weiterem 
Verderben  zu  bewahren  und  ihm  neues  gesundes  Leben  einzuflössen.  Ein 
theilweiser  Nutzen  des  bestehenden  fehlerhaften  Zustandes  beweist  nichts 
für  dessen  Werth  und  Beibehaltung.  Jeder  Zustand  hat  in  irgend  einer 
Beziehung  Vortheil  und  mag  zu  irgend  etwas  gebi*au(dit  werden;  damit  ist 
aber  nicht  gesagt,  dass  nicht  ein  gutes  Verhältniss  ntttzlicher  sei  und  ange- 
strebt werden  müsse. 

Ja,  man  mag  sogar  noch  einen  Schritt  weiter  gehen,  ohne  desshalb  von 
dem  Verlangen  nach  Verbesserung  nachlassen  zu  müssen.  Eine  bessere  Ord* 
nung  des  Ordenswesens  würde  sogar  vielleicht  nicht  ohne  einige  Nachtheüe 
sein.  Die  blosse  Eitelkeit,  welche  sich  mit  dem  Scheine  eines  Zeichens  be- 
gnügt, würde  dabei  ihre  Rechnung  nicht  finden  und  somit  auf  diese  Weise 
nicht  gewonnen  werden  können.  Soweit  also  die  bisherige  Leichtigkeit  der 
Erlangung  befriedigte  und  an  eine  solche  Ordnung  der  Dinge  band,  würde 
eine  strenge  Beschränkung  auf  wirkliches  Verdienst  und  auf  seltene  Tüchtig- 
keit  eine  Verminderung  in  der  Zahl  der  Anhänger  und  Dankbaren  herbei- 
führen. Auch  diess  darf  nicht  irre  machen.  Die  wahre  Aufgabe  der  Staats- 
kunst in  der  vorliegenden  Beziehung  ist  wirklich  zu  belohnen  und  aufzumuntern. 
Durch  Wahl  der  rechten  Mittel  allein  wird  edlerer  Ehrgeiz  und  bessere 
Eitelkeit  erweckt,  vor  Verwirrung  der  Begriffe  und  sittlichen  Schätzungen 
bewahrt.  Diess  ist  offenbsp:  zuträglicher,  als  die  Befriedigung  eines  leeren 
Schwarmes.  Der  Politiker  muss  allerdings  die  menschlichen  Leidenschaften 
nehmen  wie  sie  sind,  und  seine  Aufgabe  ist,  sich  dieselben  dienstbar  zu 
machen,  selbst  Schlimmes  zu  Gutem  zu  verwenden;  aber  schwächliche  Leiden- 
schaften haben  keinen  Werth  für  ihn,  eben  weil  sie  schwächlich  sind.  Auf 
die  starken  menschlichen  Triebe  muss  er  achten,  da  sie  es  sind,  welche  An- 
strengungen machen  und,  zur  Verwendung  gebracht,  auch  dem  geschickten 
Benutzer  eine  Macht  gewähren.  Die  Gewinnung  untergeordneter  und  kraft- 
loser Leidenschaften  ist  selbst  dann  nicht  von  Bedeutung,  wenn  dieselben 
weit  verbreitet  sind,  wie  solches  unzweifelhaft  bei  der  Eitelkeit  der  Fall  ist. 
Man  gest£Ctte  einen  Vergleich.  Nicht  mit  vielen  kleinen  Wasseräderchen, 
falls  sie  auch  auf  einer  breiten  Bergwand  neben  einander  herabtröpfeln,  treibt 
der  Mechaniker  ein  riesenmässiges  Rad;  wohl  aber  mit  einem  grossen  Wild- 
bache, falls  er  sich  desselben  bemächtigen  und  ihn  nach  seinem  Ziele  leiten 
kann. 
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Ist  also  zuzugeben,  dass  der  jetzige  Zustand  des  Ordenswesens  in  Europa 
ein  falscher  ist,  so  ist  damit  auch  erwiesen,  dass  eine  Verbesserung  vorge- 
nommen werden  sollte.  Ein  Beharren  in  der  bisherigen  Richtung  muss  das 
an  sich  sehr  brauchbare  Einflussmittel,  welches  der  Staat  in  den  Orden  besitzt, 
allmälig  zu  Grunde  richten.  Ob  dann  aber  ein  Ersatz  leicht  gefunden  werden 
könnte,  ist  sehr  zweifelhaft,  weil  sich  schwer  eine  Belohnungsweise  entdecken 
lassen  möchte,  welche  in  gleichem  Grade  Abstufbarkeit,  allgemeine  Anwend- 
barkeit und  Wohlfeilheit  darböte.  Auch  ist  zu  bedenken,  dass  die  wirkliche 
Anerkennung  eines  vom  Staate  zu  verleihenden  Zeichens  seiner  Zufriedenheit 
sich  nicht  in  kurzer  Zeit  bewirken  und  noch  weniger  überhaupt  erzwingen 
Iftsst.  Es  bedarf  hierzu  geschichtlichen  Herkommens  und  einer  weitverbrei- 
teten Ueberlieferung.  Biese  stehen  den  Orden  zur  Seite,  und  es  liegt  darin 
ein  weiterer  Grund,  sie  noch  zu  rechter  Zeit  zu  reinigen  und  wieder  auf- 
zurichten. 

Nattlrlich  wäre  es  das  Beste,  wenn  alle  europäische  Staaten  sid/  zu 
einer  gemeinsamen  Verbesserung  des  Ordenswesens  entschliessen  wtlrden,  und 
sie  sämmtlich  nicht  bloss  den  Entschluss  fossten  sondern  ihn  auch  treulich 
ausfohrten,  sparsam,  logisch  und  mit  sittlicher  Würde  bei  allen  Verleihungen 
zu  verfahren.  An  eine  solche  Uebereiiikunft  ist  jedoch  nicht  zu  denken, 
und  noch  weniger  möchte  auf  ihre  wirkliche  Einhaltung  gebaut  werden  kön- 
nen. Biess  darf  jedoch  den  einzelnen  Staat,  welcher  von  der  Nothwendig- 
keit  einer  Abhülfe  überzeugt  ist,  nicht  abhalten,  eine  solche  wenigstens  in 
seinem  Kreise  vorzunehmen.  Jeder  für  sich  kann  schon  bedeutende  Erfolge 
erzielen.  Wenn  auch  die  Missachtung,  welche  eine  Fortsetzung  und  voraus- 
sichtlich sogar  Steigerung  des  Unwesens  in  anderen  Staaten  erzeugen  muss, 
an  der  Grenze  nicht  ganz  aufgehalten  werden  kann;  und  wenn  selbst  der 
Strom  fremder  Verschwendung  zuweilen  einbrechen  und  schaden  sollte:  so 
kann  doch  das  taglich  und  zunächst  unter  den  Augen  Befindliche  richtig  ge- 
ordnet und  dadurch  wenigstens  in  der  Hauptsache  eine  richtige  Würdigung 
der  Anstalt  und  eine  Achtung  vor  ihr  erzielt  werden.  Man  muss  also  auch 
hier  das  Bessere  nicht  den  Feind  des  Guten  sein  lassen.  Den  Beweis  d^ 
Möglichkeit  einer  theilweisen  Verbesserung  liefern  aber  einige  wenige  der 
jetzigen  Orden.  Trotz  der  gegenwärtigen  Verwirrung  und  ihrer  Folgen  haben 
sich  doch  dieselben  in  hohem  Ansehen  erhalten,  weil  sie  nach  Grundsätzen 
und  sehr  sparsam  ertheilt  werden.  Es  ist  diess  sowohl  bei  einigen  der  grossen 
Ehrenzeichen  der  Fall,  wie  namentlich  beim  Hosenbande,  beim  goldnen  Vliesse, 
beim  schwarzen  Adler  und  einigen  anderen;  als  auch  bei  einigen  Verdienst- 
orden, vor  Allem  bei  dem  Marien-Theresien-Ereuze,  dann  aber  auch  bei  den 
neuen  preussischen  und  bayerischen  Orden  für  Wissenschaft  und  Kunst, 
wenngleich  letzteren  noch  eine  Geschichte  und  damit  die  Sicherheit  eines 
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Beharrens  bei  den  guten  Vorschriften  noch  nicht  zur  Seite  steht.  —  Im 
Nachfolgenden  soll  der  Yersuch  gemacht  werden,  die  einzelnen  Massregeln 
zu  bezeichnen,  durch  welche  ein  einzelner,  natfirlidi  nicht  zu  kleiner,  Staat 
seine  Orden  wieder  in  Ansehen  zu  setzen  im  Stande  sein  möchte: 

1.  Trennung  der  zu  verschiedenen  Zwecken  bestimmten  Orden.  —  Es 
wäre  unzweifelhaft  das  vollständig  Richtige,  wenn  die  äusseren  Zeidien  fttr 
die  Belohnung  eines  Verdienstes  um  den  Staat  und  der  Sdmiuck,  mit  welchem 
die  Fürsten  sich  selbst,  ihre  Verwandten  und  etwa  die  ihnen  gesellsdiaftlich 
am  nächsten  Stehenden  bei  feierlichen  Gelegenheiten  zieren,  eine  wesentlicli 
verschiedene  Form  hätten;  und  die  Sache  wäre  auch  ohne  grossen  Aufwand 
von  Einbildungskraft  nach  allen  Seiten  hin  passend  und  gefällig  einzurichten. 
Damit  würde  jeder  Begriffsverwirrung  in  Beziehung  auf  Verdienst,  Gunst 
und  Geburt  am  Gründlichsten  vorgebeugt.  Allein  die  Sitte  hat  einmal  die 
Form  der  Orden  für  beide  Arten  von  Auszeichnung  gewählt,  und  es  ist 
wohl  besser,  das  unter  Beibehaltung  des  Gewohnten  Erreichbare  anzustreben, 
als  'durch  völlige  Neuerung  jeglichen  Erfolg  vorweg  in  Gefahr  zu  setzen. 
Somit  wird  denn  nur  eine  äussere  und  innere  Trennung  des  fürstlichen 
Ehrenschmuckes  (der  Hoforden)  und  der  Verdienstorden  verlangt.  Es  werde 
auch  dem  höchsten  Verdienste  nicht  das  äussere  Zeichen  der  fürstlichen 
Würde:  niemals  aber  auch  der  Thatsache  einer  Verwandtschaft  mit  den 
Fürsten  oder  sonstiger  vornehmer  Geburt  und  hoher  gesellschaftlicher  Stel- 
lung die  äussere  Bezeugung  des  Verdienstes  gegeben.  Was  hierbei  etwa  auf 
der  einen  oder  auf  der  anderen  Seite  für  die  Eitelkeit  verloren  geht,  wird 
auf  der  andern  Seite  reichlich  an  Verständigkeit  gewonnen. —  Im  Fall  einer 
solchen  Trennung  werden  die  Hoforden  natürlich  nur  Eine  Klasse  haben; 
an  Heichthum  des  Stoffes  und  der  Arbeit,  an  Feierlichkeit  der  Aufnahme, 
besonderer  Kleidung  u.  dergl.  mag  ihnen  leicht  das  anständig  und  glänzend 
Erscheinende  beigegeben  werden.  —  Bei  den  Verdienstorden  aber  ist  vor 
Allem  die  Frage  zu  beantworten,  ob  für  die  verschiedenen  Arten  von  mög- 
lichen Verdiensten  um  den  Staat  je  eigene  Orden  zu  stiften  seien,  z.  B. 
Militär-,  Civil-,  Gelehrten-Orden ;  oder  ob  (nach  dem  ursprünglichen  Gedanken 
der  französischen  Ehrenlegion)  jeglichem  Verdienste,  in  welchem  Zweige  des 
öffentlichen  Dienstes  oder  in  welcher  Art  der  menschlichen  Thätigkeit  über- 
haupt es  vorkommen  möge,  dieselbe  Auszeichnung  zu  verleihen  sei?  Offenbar 
lassen  sich  für  beide  Einrichtungen  Gründe  anführen,  und  die  Entscheidung 
ist  nicht  ganz  leicht.  Wenn  nämlich  auf  der  einen  Seite  es  logischer  und 
mit  dem  Begriffe  des  Staates,  ab  der  umfassenden  Einheit  des  menschlichen 
Lebens,  übereinstimmender  zu  sein  scheint,  jede  Art  von  Verdienst  gleich- 
massig  anzuerkennen,  weil  jede  in  ihrer  Weise  zum  Wohle  des  Ganzen  bei- 
trägt; und  wenn  nicht  ohne  Schein  angeführt  werden  kann,  dass  die  gleidi- 
mjLssigo  Belohnung  des  einen  Verdienstes  durdi  den  Glanz  des  andern  gehoben 
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und  zur  allgemeineren  Anerkennung  gebracht' werde:  so  ist  auf  der  andern 
Seite  nicht  minder  wahr,  dass  bei  einer  in  ganz  versdiiedenen  Lebenskreisen 
Torkommenden  gleichen  Form  der  Auszeichnung  viel  leichter  Ungewissheit 
and  Unklarheit  ttber  die  Belohnungswürdigkeit  eines  Verdienstes  entstehen, 
damit  aber  die  Achtung  gegen  das  Belohnungsmittel  erschüttert  und  überdiess 
wieder  der  Verschwendung  der  Orden  Thüre  und  Thor  geöffnet  werden  kann. 
Namentlich  der  letztere  Grund  ist  nun  aber  ein  so  bedeutender  und  unmittel- 
bar praktischer,  dass  für  die  Trennung  der  Verdienstorden  nach  verschiedenen 
grossen  Eategorieen  der  Verdienste  entschieden  werden  muss.  Jedenfalls  also 
wird  der  Militär-  von  den  Civüverdienst-Orden  zu  trennen  sein,  und  beide 
müssen  schon  auf  den  ersten  Anblick  sich  unterscheiden.  Nur  eine  unter- 
geordnetere Frage  ist  es,  ob  die  äusseren  Auszeichnungen  für  ungewöhnliche 
Leistungen  in  Wissenschaft  und  Kunst  verschieden  sein  sollen  von  den  ge- 
wöhnlichen Civil- Verdienst-Orden?  Allerdings  stellt  die,  überhaupt  wOnschens- 
werthe  hier  aber  kaum  zu  missende,  kapitelmässige  Verleihung  (s.  darüber 
weiter  unten)  einer  Vereinigung  Schwierigkeiten  entgegen.  Auch  mag  nicht 
mit  Unrecht  geltend  gemacht  werden,  dass  Verdienste  um  Wissenschaft  und 
£unst  wesentlich  versdiiedener  Art  von  denen  um  den  Staat  und  überhaupt 
um  das  thätige  Leben  seien.  Auf  der  andern  Seite  lässt  sidi  jedoch,  wenn 
einnial  eine  Abzweigung  unter  den  Verdiensten  um  das  bürgerlidie  Leben 
gemadit  wird,  nicht  wohl  absehen,  wo  diese  Unterscheidungen  aufhören,  ob 
nicht  etwa  auch  dem  Verdienste  in  den  Gewerben  u.  s.  w.  eine  eigenthüm- 
liche  Auszeichnung  bewilligt  werden  soll,  so  dass  am  Ende  eine  lächerliche 
Reihe  von  besonderen  Orden  entstehen  könnte.  Da  nun  auch,  durch  ver- 
schiedene Abtheilungen  im  Ordenskapitel,  immerhin  der  Rath  SacfaverstAndiger 
und  Solcher,  welche  bei  einer  würdigen  Verleihung  unmittelbar  betheiligt 
Bind,  gesichert  werden  kann :  so  ist  wohl  schliesslich  besser  von  einer  weite- 
ren Spaltung  des  Ordens  für  bürgerliche  Verdienste  abzusehen. 

2.  Richtige  Abstufung  in  den  Graden  der  Orden.  —  Dass  bei  der  Ver- 
sdüedenheit  der  zu  belohnenden  Verdienste  eine  Abstufung  in  dem  Be- 
lohnungsmittel  stattzufinden  hat,  bedarf  keines  Beweises.  Eine  solche  ist 
denn  auch  bekanntlich  bei  den  meisten  Orden  Sitte  geworden,  und  sie  könnte, 
richtig  gehandhabt,  eme  sehr  gute  Seite  der  Einrichtung  sein.  Allein  es 
ist  auch  oben  bereits  angedeutet,  dass  wenigstens  bei  einzelnen  Orden  diese 
Unterabtheilungen  mit  einem  byzantinischen  Scharfsinne  über  die  Gebühr 
vervielfältigt  und  dadurch  selbst  Gegenstand  volksthümlichen  Scherzes  ge- 
worden sind.  Letzteres  muss  unter  allen  Umständen  vermieden  werden; 
und  es  scheint  in  der  That,  dass  drei  bis  vier  Abtheilungen  vollkommen 
allen  verständigen  Zwecken  entsprechen. 

3.  Ansehung  der  Ordensverleihungen  wegen  unbedeutender  persönlicher 
Mühewaltungen,  welche  den  Charakter  eines  Verdienstes  gar  nicht  haben.  — 
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Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  zu  der  gegenwärtigen  Versdileu- 
derung  der  Ordenszeichen  kaum  etwas  anderes  so  yiel  beigetragen  hat,  als 
die  Austheilung,  nicht  selten  sogar  der  höchsten  Grade,  bei  ganz  unterge- 
ordneten und  unbedeutenden  Beziehungen.  Die  Orden  sind  dadurch  in  Tielen 
F&Uen,  sprechen  wir  das  Wort  geradezu  aus,  in  die  Kategorie  der  Trink- 
gelder gefallen.  Solange  ihre  Benützung  zu  solchen  Zwecken  nicht  wieder 
aufhört,  ist  an  eine  vollständige  WiederhersteUung  in  der  öffentlidien  Mei- 
nung nidit  zu  denken.  Man  wird  allerdings  geltend  machen  wollen,  dass 
diese  Art  der  Geschenkertheilung  weit  wohlfeiler  zu  stehen  komme,  als  die 
Austheilung  von  goldenen  Dosen  mit  oder  ohne  Brillanten,  von  Ringen  und 
andern  Kleinodien.  Allerdings.  Allein  eben  weil  diess  Jedermann  einsieht, 
ist  auch  der  Nachtheil  für  die  Orden  so  gross.  Sollte  je  die  Beibehaltung 
von  Ordensverleihungen  zu  solchen  Zwecken  unerlässlidi  scheinen,  so  kann 
ja  dafär  ein  eigener,  nur  bei  solchen  Gelegenheiten  vergebener  Orden  ge- 
schaffen werden.  Er  mag  nach  Belieben  geschmackvoll  und  glänzend  aus- 
gestattet, in  Abstufungen  getheilt,  mit  verschiedenen  Symbolen  fOr  die  ver- 
schiedenen Arten  von  Dienstleistungen  geziert  werden. 

4.  Ertheilung  der  Verdienst-Orden  nach  Anträgen  von  Kapiteln.  —  Es 
ist  nicht  die  Absicht,  die  Ertheilung  der  Orden  von  der  Person  derFttrsten 
abzulösen;  im  Gegentheile  soll  diese  auch  hier  die  Quelle  der  Ehren  und 
Würden  bleiben,  und  zwar  zum  Yortheile  der  Belohnten  selbst.  EinElapitel 
soll  also  nicht  nur  nicht  selbst  verleihen  dürfen,  sondern  auch  nidit  einmal 
ein  Veto  haben.  Aber  die  Erfahrung  hat,  und  zwar  positiv  und  negativ, 
gezeigt,  dass  die  Verleihung  der  Orden  nur  dann  in  richtigen  Grenzen  der 
Häufigkeit  und  der  Würdigkeit  bleibt,  wenn  der  Verleihung  durch  den  Für- 
sten eine  Berathung  von  würdigen  und  bei  der  Aufirechterhaltung  der  Acht- 
barkeit des  Ordens  persönlich  betheiligten  Mitgliedern,  also  eine  Prüfung 
der  Zweckmässigkeit  und  der  persönlichen  Ehrenhaftigkeit  des  zu  Schmücken- 
den vorangeht,  und  wenn  also  eine  Behörde  vorhanden  ist,  welche  jeden 
einzelnen  Fall  nach  Grundsätzen  beurtheilt.  Auch  hier  wird  es  den  regie- 
renden Herren  an  politischem  Einflüsse  und  dadurch  an  Macht  reichlichst 
ersetzt  werden,  was  sie  etwa  an  der  Annehmlichkeit,  einer  Neigung  oder 
einem  raschen  Entschlüsse  alsbald  Ausdruck  verleihen  zu  können,  verlieren. 
Auch  die  Räthlichkeit,  eines  gelegentlichen  augenblicklichen  Eintretens  der 
Belohnung  kann  nicht  als  Grund  gegen  eine  vorgängige  Berathung  in  einem 
Kapitel  angeführt  werden.  Wenn  die  Auszeichnung  zwar  später,  aber  dann 
mit  um  so  grösserer  Sicherheit  wirklichen  Verdienstes  und  dadurch  mit  um 
so  grösserer  allgemeiner  Anerkennung  eintritt,  so  erfüllt  sie  ihre  Zwecke, 
namentlich  auch  den  der  Aufinunterung,  vollkonunen.  Das  Marien-Theresien- 
Kreuz  hat  auf  das  österreichische  Heer  einen  unberechenbaren  und  zu  jeder 
Stunde  während  eines  Krieges  wirkenden  Einfluss,  obgleich  es  der  Kaiser 
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nidit  persönlich  nnd  plötzlich  verleiht,  sondern  erst  das  Kapitel  grOndlich 
und  langsam  prQft. 

5.  Yersehnng  der  Orden  mit  einer  Dotation.  —  Eine  Belohnung  mit 
Geld  nnd  eine  solche  mit  Ehre  gehören  allerdings  zwei  ganz  yersdiiedenen 
Gedankenreihen  an,- nnd  eine  Yerhindung  beider  Belohnnngsarten  ist  nicht 
nur  keine  stehende  Nothwendigkeit,  sondern  sie  ist  sogar  zuweilen  förmlich 
unmöglich.  Allein  Niemand  wird  läugnen,  dass  oft  auch  eine  Häufung  von 
Ehrenbelohnungen  und  von  Einkommen  passt,  namentlich  wenn  Air  letzteres 
eine  anständige  Form  zu  finden  ist;  und  man  wird  gerne  einräumen,  dass 
es  für  einen  Orden  eine  ganz  angenehme  Zugabe  ist,  einen  Gehalt  mit  sich 
zu  bringen.  Auch  spricht  für  Ordensdotationen,  dass  sie  die  Verleihungen 
in  Schranken  halten.  —  Dass  die  Mittel,  selbst  bei  der  vorgesdilagenen 
Zurftckf&hrung  der  Orden  auf  einige  wenige  oder,  richtiger  gesprochen,  auf 
einen  einzigen  Verdienstorden,  nicht  immer  leicht  und  nicht  alsbald  zu  be- 

* 

sdiaffen  sein  werden,  ist  richtig.  Namentlich  werden  wohl  Landstände  nicht 
ohne  Schwierigkeit  zur  Verwilligung  solcher  Gelder  zu  bewegen  sein.  Allein 
bei  gutem  Willen,  Beharren  und  bei  gelegentlicher  forstlicher  Munificenz 
wird  doch  allmälig  Rente  oder  Kapital  herbeigeschafft  werden  können. 
Auch  ist  keineswegs  nothwendig,  dass  alle  Mitglieder  der  Orden  eine  solche 
PfrOnde  gleich  von  Anfang  an  erhalten.  Es  genflgt  sdion,  wenn  ein  Vor- 
rQcken  in  eine  nicht  allzu  kleine  Anzahl  von  Stiftungsplätzen  in  Aussicht 
steht.  Namentlich  wäre  es  wohl  passend,  die  unterste  Klasse  des  Ordens 
zwar  nicht  mit  grossen  aber  mit  zahlreichen  Gelderhebungen  auszustatten. 
Dieser  Grad  im  Orden  wird  häufig  Männern  zu  Theil  werden,  welche  in 
untergeordneten  Lebensstellungen  sind,  und  welchen  daher  eine  Vermehrung 
ihres  Einkommens  doppelt  erwünscht  ist,  so  dass  die  Aneiferung  zur  Er- 
werbung des  Ordens  gerade  in  diesen  Kreisen  sehr  gesteigert  wird.  Die 
Einrichtungen  der  französischen  Ehrenlegion  in  dieser  Beziehung  und  deren 
Wirksamkeit  sind  bekannt  genug. 

6.  Verbot  der  Annahme  fremder  Orden  für  Beamte  im  bürgerlichen 
Staatsdienste.  —  Dieser  Vorschlag  geht  theilweise  auf  weitere  Beseitigung 
des  Uebermasses  an  Ordenszeichen,  hauptsächlich  aber  soll  dadurch  ein  mög- 
licherweise schädlicher  Einfluss  fremder  Regierungen  abgeschnitten  werden. 
Es  wäre  gar  zu  kindlich,  wenn  man  in  der  Verleihung  von  Orden  an  die 
Diener  fremder  Staaten  bloss  eine  rein  sittliche  Freude  an  der  Tagend,  wo 
immer  sie  auch  sidi  zeige,  erblicken  wollte.  Weit  häufiger  soll  dadurch 
Einfluss  gewonnen  werden,  und  oft  genug  wird  die  Sache  ganz  offen  darauf 
angelegt.  Grund  genug  fOr  den  Staat,  sollte  man  meinen,  solches  Ge- 
bahren  kurzweg  zu  untersagen.  Bei  einer  allgemeinen  Durchführung  dieser 
Massregel  verlöre  freilich  jede  Regiemng  auch  ihrerseits  das  Mittel,  in 
fremden  Landen  Einfluss  zu  erlangen;  allein  ist  nicht,  abgesehen  von  allen 
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Andern  Erwägungen,  grössere  Terlässlichkeit  unter  ci^n  eigenen  Angehörigen 
mehr  werth,  als  ein  zweifelhafter  Einfluss  auf  Fremde?  Namentlioh  scheint 
es  höchste  Zeit,  deijenigen  Klasse  von  Staatsdienem,  bei  weldier  jetzt  die 
Verleihung  auswärtiger  Orden  ganz  vorzugsweise  im  Sdiwange  ist,  nimlich 
bei  den  Diplomaten,  die  Annahme  unbedingt  zu  untersagen.  Gerade  hier, 
wo  es  sich  vorzugsweise  davon  handelt,  dass  lediglich  nur  das  Redit  and 
das  Interesse  des  eigenen  Staates  treu  im  Auge  behalten  werde,  und  dass 
die  damit  Beauftragten  in  keiner  Weise  unter  dem  Einflüsse  fremder  Staa- 
ten stehen  oder  irgend  einen  Vortheil  von  ihnen  zu  erwarten  haben,  ist  die 
Gestattung  eines.Trachtens  nach  fremden  hohen  Orden  geradezu  widersinnig. 
Dass  man  aber  ein  wirksamer  und  je  nach  Umständen  auch  ein  persönlidi 
sehr  beliebter  Gesandter  oder  Mnister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
sein  kann,  wenn  man  keinen  Orden  oder  nur  einen  vom  eigenen  Fürsten 
verliehenen  trägt,  beweisen  die  englischen  Diplomaten  hinreichend. 

7.  Endlidh  noch  würde  es  auch  wohl  transitorischer  Massregeln  zur 
Wiederstellung  eines  gesunden  Zustandes  der  Dinge  bedürfen.  —  Hierbei 
wäre  wohl  zu  unterscheiden.  Da,  wo  das  Ordenswesen  im  Ganzen  oder  in 
Beziehung  auf  einen  einzelnen  Orden  noch  nicht  wesentlich  verdorben  ist, 
würde  eine  bestimmte  Anerkennung  und  wiederholte  Aufstellung  der  rich- 
tigen Grundsätze  genügen.  Im  Falle  einer  zwar  nicht  übermässigen  aber 
doch  schon  allzu  zahlreichen  Yertheilung  könnte  eine  ZurückfÜhrung  auf 
das  richtige  Mass  in  kurzer  Zeit  und  ohne  irgend  Aufsehen  erregende 
Massregeln  durch  eine  entsprechende  Beschränkung  neuer  Verleihungen  be- 
werkstelligt werden.  Da  hingegen,  wo  Alles  bereits  in  Verwirrung  und 
überhaupt  in  schlechtem  Zustande  ist,  bleibt  nichts  Anderes  übrig,  als  eine 
Schaffung  neuer  Orden  nach  den  richtigen  Grundsätzen,  gänzliche  Schliessung 
der  Verleihungen  der  bisherigen  Orden,  und  damit  allmäliges  Aussterben- 
lassen derselben.  Dieses  Mittel  scheint  allerdings  für  die  erste  Zeit  das 
Uebel  selbst  noch  zu  steigern,  insofeme  neben  den  sämmtlichen  alten  Orden 
auch  noch  die  neuen  erscheinen.  Allein  der  Missstand  ist  doch  theils  nu{ 
scheinbar,  theils  jedenfalls  vorübergehend.  Nur  scheinbar,  insofeme  den 
mit  den  neuen  Orden  Versehenen  die  Ablegung  der  alten  angesonnen  wer- 
den mag,  somit  also  wenigstens  bei  ihnen  keine  Verdopplung  entsteht; 
namentlich  aber,  weil  die  dem  Absterben  gewidmeten  Orden  gar  bald  völ- 
liger Gleichgültigkeit  verfallen  und  sehr  wenig,  selbst  von  den  nicht  in 
die  neuen  Orden  Aufgenommenen,  mehr  getragen  werden  werden.  Nur 
vorübergehend  aber  ist  das  Uebel,  weil  eine  nicht  mehr  durch  frischen 
Zuwachs  ergänzte  Anzahl  von  Menschen,  und  wäre  sie  auch  beträchtlich, 
Bicfa  täglich  und  bald  sehr  ^sichtbar  vermindert. 


5. 
üeber  das  Verhflltniss  des  Staates  sur  Kirche.  *) 

« 

Es  ist  nicht  die  Absicht,  auf  den  nachstehenden  Blättern  eine  Dar- 
stellung des  richtigen  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  im  ganzen  UmfiAnge 
des  Gegenstandes  zu  geben.  Bei  unserer  Auffassung  der  Frage  würde  diess 
einer  Seits  einen  sehr  grossen  Raum  in  Anspruch  nehmen,  da  jeder  der 
besonderen  möglichen  Zustände  auch  eine  Entwickelung  eigener  Grundsätze 
und  Einrichtungen  erforderte;  anderer  Seits  aber  hätte  es  Erörterungen 
ttber  Verhältnisse  zur  Folge  gehabt,  welche  Ton  dem  gegenwärtigen  Leben 
eines  europäischen  Culturvolkes  ganz  abliegen,  somit  zwar  vielleicht  von 
allgemein  wissenschaftlichem,  aber  von  keinerlei  Interesse  fClr  das  Leben  . 
wären.  Es  erschien  daher  räthlicher,  Zeit  und  Mtthe  auf  die  Besprechung 
solcher  Punkte  zu  beschränken,  deren  Feststellung  Yon  Werth  ist  für  einen 
Staat  der  Gegenwart  und  namentlich  fQr  ein  deutsches  Land. 

Die  im  Folgenden  zu  entwickelnden  Grundsätze  machen  somit  keines- 
wegs Anspruch  auf  Gtlltigkeit  in  allen  möglichen  religiösen  und  staatlichen 
Zuständen  und  für  alle  Gesittigungsstufen;  sondern  es  wird  vielmehr  als 
Feld  ihrer  Wirksamkeit  eine  bestimmte  thatsächliche  Grundlage  vorausge- 
setzt.  Und  zwar  wird  angenommen,  das  es  sich  handelt :  von  einem  christ- 
lichen Volke  und  von  einer  Gesittigungsstufe ,  auf  welcher  religiöse  Bedürf- 
nisse und  Gewohnheiten  zwar  vorhanden,   aber  nicht  ausschliesseiid  oder 


1)  Mehr  die  yeranlassung  ale  die  Grandlage  dieser  Abhandlong  ist  ein  Bericht,  welchen  <« 
d«r  VerfiMser  ale  Mitglied  der  Ersteo  badlschen  Kammer  im  Jahr  IMO  so  erstatten  hatte  ttber 
den  Ctosetseeentwoxf  ^die  rechtliehe  Stelinng  der  Kirchen  aud  der  kirchlichen  Vereine  betreffend.** 
8.  Verhandlangen  der  badlschen  StändeTersammlnng,  l^jm  1*  Kammer,  BeiLHeft,  1.  In 
gegenwärtiger  Arbeit  sind  die  anf  bloss  örtliche  und  sonstige  besondere  Verhältnisse  sich  bo- 
ilehenden  Erörterungen  des  Beriehtes  beseitigt  und  ist  der  Gegenstand  ans  allgemeinerem  Ge- 
sichtspunkte  anilirefasst  Die  frtthere  Darstellung  mnsste  desshalb  theils  abgekürzt,  theils  er> 
weitert,  theils  umgestellt  werden ;  dadurch  aber  ist  sie  eine  wesentlich  andere  geworden.  Wenn  in 
einigeB,  übrigens  verhäitnlssmässig  wenigen,  Punkten  itxt  sogar  eine  sachUeh  Tenchiedene 
Ansicht  aaf)Bf«8teUt  ist,  so  rflhrt  diess  theils  daher,  dass  Im  praktischen  Leben  nicht  der 
theoretisoh  untadelhafteste  sondern  der  unter  gegebenen  Umständen  erreichbare  und  noth- 
wendige  Zustand  ansnstreben  ist,  theils  daher,  dass  In  einem  Commisslonsberiohte  der  Verfasser 
nieht  immer  seine  freie  persönliche  Meinung  aussprach,  theils  endlich  hat  ein  nochmaliges 
Durchdenken  inweilen  sn  einer  yon  der  firOheren  abweichenden  Tkufffsmiung  gefilhrt. 
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auch  nnr  vorherrschend  sind;  femer  von  einem  Bechtsstaate  der  Neuzeit, 
welcher  die  sSmmtlichen  an  diese  Ordnung  der  Dinge  zu  stellenden  Forde- 
mngen  anerkennt,  aber  natürlich  dann  auch  alle  hierzu  nöthigen  Berechti- 
gungen in  Anspruch  nimmt;  endlich  von  einem  paritätischen  Lande,  in 
welchem  eine  römisch-katholische  und  eine  protestantisdie  Kirche  neben 
einander  bestehen,  mit  gleicher  staatsrechtlicher  Anerkennung  und  Berechti- 
gung und  unter  thatsächlicher  Nothwendigkeit  eines  friedlidien  Zusammen- 
lebens *). 

Diese  Beschränkung  auf  ein  genau  begrenztes  Feld  schliesst  jedoch 
einen  vorangehenden  allgemeinen  Blick  über  das  ganze  Gebiet  nicht  aus. 
Ein  solcher  ist  vielmehr  doppelt  nothwendig;  einmal,  damit  die  besondere 
Sachlage  um  so  klarer  zum  Bewusstsein  komme,  zweitens,  damit  man  sich 
auch  im  Einzelnen  um  so  leichter  hüte  vor  der  Hereinziehung  von  Fragen, 
welche  einen  wesentlich  verschiedenen  Zustand  voraussetzen  oder  gar  vor  der 
Anwendung  von  Mitteln,  welche  nur  in  einem  solchen  anderen  Systeme  Platz 
finden  können.  Dass  aber  in  den  nachstehenden  Erörterungen  rechtliche 
und  politische  Erwägungen  nicht  scharf  getrennt  sind,  wird  einer  Ver- 
theidigung  kaum  bedürfen.  Die  richtigen  Mittel  zur  Durchführung  können 
erst  dann  angegeben  werden,  wenn  die  Grundsätze  über  das  gültige  Yer- 
hältniss  feststehen;  und  diese  sind  nicht  etwa  bloss  im  Allgemeinen  voran- 
zuschicken, sondern  es  muss  nicht  selten  auch  erst  bei  der  einzelnen  Frage 
eine  Begründung  vorangehen. 


I. 

Die  yersohiedenen  logiach-folgeriohtigen  Ordnungen  des  VerhAltniiies 

von  Staat  und  Kirche. 

Es  ist  eine  psychologisch  sehr  inleressante  Frage,   woher  es  kommt^ 
dass  fast  ganz  ausnahmslos  bei  allen  Völkern,   welche  auch  nur  die  ersten 


1)  Wenn  gewöhnlich,  nüd  iwar  sowohl  in  allgemeinen  Syttemen  der  Staatsiranst  als  In 
monographischen  Werlcen,  bei  den  ErSrterangen  Aber  das  VerhMltniss  ron  Staat  und  Kitehe  ein 
Unterschied  swischen  den  versdiiedenen  religiösen  ZnstAnden  der  Völker  nnd  den  Terschiedenen 
Btaatsformen  nicht  gemacht  wird,  somit  die  aofgestellten  Gmndsitse  scheinbar  eine  gans  all- 
gemeine  Gültigkeit  in  Ansprach  nehmen:  so  ist  dless  Jeden  Falles  eine  Nachlissigiceit,  in  der 
Form,  vielleicht  aber  selbst  dne  sachlich  falsche  wissenschaftliche  Behandlang.  Ein  und  das- 
selbe System  yon  ZweckmSssigkeltsregeln  kann  doch  unmöglich  passen  auf  wesentlich  vet^ 
sdüedene  Zustände  nnd  so  Erreichung  entgegengesetster  Zwecke.  —  Dass  dieser  Fehler  nicht 
häufiger  gerügt,  In  der  Regel  wohl  gar  nicht  bemerkt  wird,  rührt  wohl  nur  daher,  dass  sowohl 
Verfksser  als  Leser  bewnsst  oder  nnbewusst  von  der  Annahme  aasgehen,  es  handle  sieh  ron 
einem  bestimmten  SCostande,  nnd  swar  von  denjenigen,  in  welchem  sie  selbst  leben.  Der 
Fehler  nngebahrllcher  Verallgemeinernng  oder  wenigstens  der  Verschwelgung  des  ümstandes, 
dass  bei  Anfttellang  von  Orundsfttsen  und  Ratbschllgen  ein  bestimmter  concreter  Znstaod 
voraosgesetzt  Ist,  wird  freilich  Im  öffentlichen  Hechte  nnd  In  der  Politik  nicht  bloss  bei  der 
vorUegenden  Frage,  sondern  sehr  allgemein  begangen. 
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Sduitte  zn  einer  Gesittigang  gethan  haben,  eine  VergeseUschaitang  zu  ge- 
meinschaftlidiem  Grottesdienste  und  ein  Glaube  an  bestimmte  für  positive 
Wahrheit  ausgegebene  religiöse  Lehren  vorhanden  ist. 

Der  Grund  dieser  Erscheinung  kann  offenbar  nicht  darin  gefunden 
werden,  dass  Überhaupt  und  bei  allen  Menschen  das  Bedttrfniss  vorliege, 
eine  religiöse.  Weltanschauung  zu  haben.  Dieses  Bodürfoiss  besteht  aller*, 
dings;  allein  es  ist  keineswegs  das  einzige  geistige  Bedttrfniss  eines  Menschen, 
und  dennoch  tritt  bei  der  Ausbildung  der  ttbrigen  Seiten  der  unkörperlichen 
Natur  des  Menschen  weder  eine  ähnliche  Vereinigung  noch  eine  gleiche 
Unterwerfung  unter  eine  von  Aussen  kommende  Lehre  ein.  Ein  klares 
Bewusstseia  Aber  die  sittliche  Lebensaufgabe  ist  z.  B.  ein  eben  so  bestimmtes 
und  allgemeines  Bedttrfniss  für  jeden  Menschen,  wie  das  Verlangen  nach 
einer  beMedigeilden  religiösen  Weltanschauung;  und  dennoch  schliessen  sich 
weder  die  Menschen  in  der  Regel  zu  eigenen  Gesellschaften  mit  «ittUchem 
Zwecke  zusammen,  noch  lassen  sie  sich  ihre  Ueberzeugung  von  dem,  was 
sittlich  geboten  sei,  von  Dritten  als  ein  fertiges  Dogma  aufdrängen.  Jeder 
ist  hier  im  Denken  und  Handeln  vereinzelt  und  auf  sich  allein  gestellt. 
Femer  ist  logisches  Denken  und  ist  das  Ansammeln  von  Kenntnissen  eben- 
&ll8  ein  geistiges  Bedttrfiiiss,  und  doch  hat  es  nicht  solche  Organismen  und 
solchen  Glauben  an  positive  Wahrheit  zur  Folge.  So  die  Befriedigung  des 
Geftthles  für  das  Schöne.  Es  muss  also  ein  besonderer  Grund  fOr  das 
eigenthttmliche  Verhalten  auf  religiösem.  Gebiete  vorhanden  sein. 

Ein  solcher  Grund  lässt  sich  denn  aber  auch  nachweisen;  und  zwar 
sowohl  für  die  Vergesellschaftung  als  fttr  den  Glauben  an  die  Lehre  Dritter. 
Jene  ist  ohne  Zweifel  ein  Erzeugniss  der  Furcht.  Gegenttber  von  unbe- 
kannten höheren  Kräften,  deren  Dasein  unverkennbar  und  deren  Wirkung 
unwiderstehlich  ist,  drängen  sich  die  Menschen  an  einander,  eine  Beruhigung 
und  Sicherheit  im  gemeinschaftlichen  Verhalten  findend.  Was  aber  den 
Glauben  an  fremde  Lehren  betrifft,  so  ist  wohl  Trägheit  im  Denken  die 
Hauptursache.  Es  ist  bequemer  ein  fertiges  Dogma  anzunehmen,  als  mit 
sidi  selbst  ttber  ein  solches  ins  Reine  zu  kommen.  Nicht  geläugnet  soll 
dabei  freilich  werden,  dass  der  Eindruck  grosser  Persönlichkeiten  und  un- 
gewöhnliche Kunst  in  der  Auseinandersetzung  und  Glaublichmachung  eines 
Systemes  oft  und  bedeutend  mitwirken.  Mit  anderen  Worten:  eine  ver- 
einzelte Selbstständigkeit  in  Betreff  der  religiösen  Weltanschauung  und  des 
an  dieselbe  gebundenen  Handelns  ist  allerdings  möglich,  jedoch  nur  für 
geistesmuthige  und  denkkräftige  Menschen;  fttr  die  grosse  Menge  sind  zu 
allen  Zeiten  Kirchen  und  positive  Dogmen  BedttrMss,  und  dann  auch  Pflicht. 
Das  Weitere  ergiebt  sich  von  selbst.  Ist  einmal  eine  Gesellschaft  gebildet, 
und  ist  namentlich  ein  Glaube  an  eine  besondere  Berechtigung  oder  gar 
an  eine  eigenthttmliche  Heiligkeit   einzelner  Mitglieder  dieser  Gesellschaft 
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verbreitet,  so  ist  natflrlich  aach  eine  Herrschaft  auf  diesem  Gebiete  be- 
gründet. 

Wie  dem  nun  aber  sein  mag,  und  was  immer  als  letzter  Orund  Ar 
das  Vorhandensein  von  gemeinschaftlichem  religiösem  Leben  und  von  posi- 
tivem Glauben  angenommen  werden  will:  jedenfalls  ist  die  Thatsache  vor- 
.handen.  Damit  ist  denn  aber  auch  alsbald  die  Nothwendigkdt  gegeben, 
dieses  organisirte  religiöse  Leben  in  ein  gegenseitig  richtiges  Yerhaitniss 
mit  der  flbrigen  Ordnung  des  Zusammenlebens  der  Menschen  zu  bringen, 
folglich  schliesslich  mit  dem  Staate;  und  diess  zwar  desshalb,  weil  die 
beiden  Vereine  nicht  bloss  etwa  neben  einander  bestehen,  sondern  sie  ein- 
ander durchdringen,  indem  sie  dieselben  Mitglieder  haben  und  auf  demselben 
Ranme  leben.  Ihr  Stoff  ist  derselbe;  soll  also  nicht  bestAndiger  und  un- 
lösbarer Hader  unter  ihnen  obwalten,  so  muss  die  beiderseitige  Art  der 
Einwirkung  und  der  Gehorsamsforderung  bestimmt  sein. 

Dass  aber  diese  Ordnung  von  Staat  und  Kirche  eine  nach  Form  und 
Inhalt  sehr  verschiedenartige  sein  kann,  ja  sein  muss,  zeigt  schon  ein  kurzes 
Nachdenken.  Je  nachdem  eine  der  beiden  Gesellschaften  Zwecke  verfolgt, 
je  nachdem  sie  sich  beide  in  ihrem  Innern  organisirt  haben,  je  nachdem  die 
eine  oder  die  andere  mehr  zugreift  oder  zu  Nachgiebigkeit  bereit  ist,  vor 
Allem  aber  je  nachdem  das  religiöse  Bedürfhiss  des  Volkes  sich  zu  seiner 
ganzen  Gesittigung  verhält,  wii'd  ein  anderes  Verh&ltniss  das  entsprechende 
und  also  auch  das  angestrebte  sein.  Es  kann  ein  friedliches  EinverstAndniss, 
aber  auch  ein  vorübergehender  und  zu^liger  oder  ein  bleibender  Antago- 
nismus bestehen.  —  Auf  den  ersten  Anblick  möchte  es  scheinen,  als  wenn 
es  kaum  möglich  sei,  in  diese  grosse  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
Uebersicht  und  Eintheilung  zu  bringen.  Dennoch  ergiebt  sich  bald,  dass 
nur  zwei  verschiedene  Hauptsysteme  möglich  sind,  jedes  derselben  aber 
wieder  in  verschiedene  Modalitäten  ausgeprägt  werben  kann. 

Einmal  nämlich  kann  die  gemeinschaftliche  Ausbildung  des  religiösen 
Sinnes  als  eine  der  Aufgaben  des  staatlichen  Zusammenlebens  selbst  be- 
trachtet und  ohne  weitere  Unterscheidung  in  den  Organismus  desselben 
aufgenommen  werden.  Die  Folge  hiervon  ist  dann,  auf  der  einen  Seite, 
dass  von  verschiedenem  Glauben  und  Kultus  im  Volke  die  Rede  nicht  sein 
kann,  sondern  alle  Bürger  sich  dem  nationalen  Gottesdienste  und  seinen 
Einrichtungen  unterwerfen  müssen,  wie  jedem  andern  Theile  der  sozialen 
Einrichtung;  auf  der  andern  Seite  aber,  dass  die  religiösen  Handlungen 
vom  Staate  und  durch  dessen  Organe  besorgt  werden  wie  sonstige  Aufgaben, 
welche  das  Zusammenleben  mit  sich  bringt.  Hier  ist  also  vollständige 
Einheit  von  Staat  und  Kirche;  eine  Einheit,  welche  übrigens  er- 
fahrungsgemäss  zwei  verschiedene  Spielarten  hat.  Entweder  nämlich  erhält 
das  religiöse  Leben  und  seine  Ordnung  eine  durchaus  politische  Färbung, 
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wird  ganz  weltlich.  So  in  den  Staaten  des  klassischen  Alterthnms.  Oder 
aber  wird  der  ganze  Staat  von  dem  religiösen  Gedanken  durchdrungen  und 
dient  er  vorzugsweise  den  kirchlichen  Zwecken  und  Einrichtungen,  woraus 
denn  die  reine  Theokratie  entsteht,  wie  sie  namentlich  im  Oriente  mehrfach 
ins  Leben  getreten  ist. 

Reitens  aber  ist  ein  Nebeneinanderbestehen  von  Staat  und 
Kirche  möglich.  Hier  wird  die  Ausbildung  des  religiösen  Sinnes  und  die 
gemeinschaftliche  Oottesyerehrung  von  den  Qbrigen  menschlichen  Lebens- 
zwecken ausgeschieden  und  zu  einer  eigenen  von  dem  staatlichen  Zusammen- 
leben abgesonderten  Ordnung  abgeschlossen,  so  dass  bei  einem  und  dem- 
selben Volke  beide  Organismen  mit  ihren  verschiedenen  Zwecken  und  Fonnen 
neben  einander  bestehen,  jedes  Individuum  sowohl  dem  einen  als  dem 
andern  angehört.  £s  wird  dabei  anerkannt,  dass  es  nidit  Sache  des  Staates 
ist,  das  religiöse  Bekenntniss  seiner  Angehörigen  zu  leiten,  sondern  dass 
hierzu  die  Kirchen  bestimmt  sind,  (wobei  dann  bei  demselben  Volke  nur 
eine  einzige  Anstalt  dieser  Art  sein  mag,  oder  mehrere  verschiedene  Glaubens- 
gesellschaften bestehen  können.)  Diese  AufGusung  ist  namentlich  im  Christen- 
thume  die  herrschende  gewesen,  ursprOngiich  hervorgehend  aus  der  Lehre 
von  der  Verschiedenheit  des  geistigen  und  körperlichen  Lebens,  jetzt  aber 
insbesondere  noch  verstärkt,  und  vielleicht  modifizirt,  dgrch  die  Forderung 
des  modernen  Staates,  dass  der  Borger  alle  an  sich  erlaubte  Zwecke  selbst- 
stAndig  und  mit  den  ihm  passend  scheinenden  Mitteln  entweder  allein  oder 
mit  Grenossen  verfolgen  dürfe,  soweit  nicht*  die  Ordnung  des  r&umlichen 
und  zeitlichen  Zusammenlebens  eine  Besorgung  durch  die  Gesammtheit 
durchaus  erfordere. 

Es  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises,  dass  ans  diesem  Nebeneinander- 
bestehen zweier  verschiedener  Gesellschaften  und 'Gesellschaftsgewalten  inner- 
halb derselben  Grenzen  und  bei  demselben  Volke  eben  so  wohl  wichtige  als 
schwer  zu  ordnende  Verhältnisse  entstehen  mttssen.  Nicht  nur  kann  es  sich 
leicht  begeben,  dass  diese  beiden  Organismen  Ober  die  Grenzen  ihres  beider- 
seitigen Thätigkeitsgebietes  in  Streit  gerathen;  sondern  es  mag  Oberhaupt 
die  ganze  Richtung,  welche  sie  beiderseits  dem  Leben  ihrer  Angehörigen 
zu  geben  suchen,  eine  sich  widersprechende  sein.  Eine  rechtliche  Ordnung 
muss  aber  geschaffenwerden,  wenn  nicht  bestilndiger Hader  und  eine  Gefähr- 
dung sämmtlicher  beiderseitiger  Interessen  bestehen  soll.  Da  nun  eine  Ober 
beiden  stehende  höhere  Gewalt,  an  deren  Entscheidung  sie  sich  wenden 
könnten,  nicht  besteht,  so  kann  diese  rechtliche  Ordnung  denkbarer  Weise 
nur  eine  dreifadie  sein:  ^ 

Zunächst  ist  ein  förmlidier  Dualismus  möglich,  so  dass  die  beiden 
Gesellsdiaften  mit  ihren  Gewalten  völlig  getrennt  und  unabhängig  neben 
einander  bestehen,  keine   der  andern  über-  oder  untergeordnet,  jede  in 
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ihrem  Thätigkeitskreise  sieh  frei  bewegend;  im  Falle  eines  Streites  Aber 
einen  angeblichen  Uebergriff  aber  jede  angewiesen  anf  beliebigen  Gebrauch 
ihrer  eigenthttmlichen  Kräfte. 

Ein  zweites  denkbares  Yerh&ltniss  ist,  dass  sich  die  beiden  Organismoi 
zwar  als  verschiedene  und  je  auf  ihren  Grundlagen  berechtigte  Gestaltungen 
anerkennen,  allein  doch  einem  derselben  ein  Uebergewicht  Ober  den  an- 
deren zusteht,  so  dass  der  yorherrschende  keine  Beeinträchtigung  seiner 
Zwecke  und  Einrichtungen  durch  den  tiefer  gestellten  duldet,  vielmehr  dem- 
selben auch  in  seinen  inneren  Einrichtungen  eine  üebereinstimmung  und 
Mitwirkung  vorzeichnet.  Hier  kann  denn  nun  aber  wieder  die  Rolle  des 
Yorherrschens  entweder  der  Kirche  oder  dem  Staate  zufallen.  Im  ersten 
Falle  ist  die  dualistische  Theokratie  mit  theoretischer  Höherstellung  des 
Religiösen  über  das  Weltliche  der  prägnanteste  Ausdruck  des  Gedankens, 
wenn  auch  nicht  der  einzige  mögliche.  Im  andern  Falle  erscheint  die  Kirche 
als  eine  hoch  privilegirte  Korporation,  welche  aber  dennoch  unter  den  Ge- 
setzen des  Staates  steht,  wenigstens  was  ihre  äussere  Einrichtung  und  ihre 
Achtung  der  Staatszwecke  betrifft. 

Endlich  ist  es  möglich,  dass  der  Staat  zwar  keineswegs  religiöse 
Zwecke  selbst  verfolgt,  oder  sich  in  die  religiösen  Gresellschaften  und  in 
ihr  inneres  Leben  «nd  Treiben  mischt,  aber  auch  denselben  keinerlei  Stel- 
lung neben  sich  oder  auch  nur  irgend  eine  Bevorzugung  einräumt,  sondern 
die  Kirchen  lediglich  als  Privatgesellschaften  behandelt.  Er  überlässt  den- 
selben, sich  einzurichten  wie  sie  können  und  wollen;  sich,  ihre  Lehrer  und 
Beamte  im  eigenen  Kreise  so  hoch  zu  achten  als  ihnen  beliebt;  ihre  Zwecke 
nach  Gutdanken  zu  verfolgen  mit  allen  Mitteln,  welche  einem  Privaten 
flberhaupt  zustehen:  allein  er  selbst  behandelt  sie  in  allen  Fällen,  in 
welchen  er  mit  ihnen  in  Berührung  kömmt,  einfach  als  Yereine  von  Unter- 
thanen,  welche  nach  dem  gemeinen  Rechte  leben  und  welche,  wie  jede 
andere  Privatgesellschaft,  seinen  Gesetzen  und  Behörden  unterworfen  sind. 
Die  Kirchen  haben  hier  die  vollständige  Freiheit  des  Privatlebens, 
aber  auch  keine  andere  rechtliche  Stellung. 

Beispiele  aller  dieser  drei  logisch  möglichen  Einrichtungen  sind  auch 
thatsächlich  und  zum  Theile  in  Menge  vorhanden.  Einen  reinen  Dualismus 
verlangten  im  Mittelalter  die  Kaiser ;  jetzt  zeigt  ihn  Belgien  und,  vielleicht, 
Preussen.  Einen  Dualismus  mit  vorherrschender  Kirchengewalt  wollten  die 
Päpste,  während  ein  Yorwiegen  der  weltlichen  Gewalt  in  der  gallicanischen 
Kirche  und  noch  entschiedener  im  Josephinismus  stattfindet,  sowie  in  vielen 
protestantischen  Ländern.  Endlich  haben  die  Yereinigt^  Staaten  von  Nord- 
amerika ein  folgerichtiges  Beispiel  der  völligen  Zurflckdrängung  der  Kirchen 
in  das  Privatrecht  gegeben. 
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Wir  unternehmen  es  nun,  zu  untersuchen,  welches  von  diesen  yer- 
schiedenen  Systemen  zu  gegründeten  Aasstellungen  Veranlassung  gibt 

Was  zunächst  die  vollständige  Vereinigung  von  Staat  und 
Kirche  und  somit  von  Staats-  und  Kirchengewalt  betrifft,  so  lässt  sich 
allerdings  nicht  läugnen,  dass  hier  alle  Schwierigkeiten  des  Nebeneinander- 
bestehens verschiedener  Organismen  und  Einflftsse  ein  fOr  allemal  beseitigt 
sind.  Auch  fällt  in  die  Augen,  dass  durch  eine  solche  Vereinigung  die 
Ordnung  der  politischen  Dinge  eine  bedeutende  und  tiefwurzelnde  Stfltze, 
die  religiöse  Lehre  und  Uebung  aber  auch  eine  äussere  zwingende  Kraft 
erhält.  Die  dadurch  erzeugte  Homogenität  nicht  nur  der  Erscheinungen, 
sondern  namentlich  auch  aller  Lebensanschanungen ,  Gewohnheiten  und  Be^ 
dürfnisse  pflegt  erfahrungsgemäss  solchen  staatlich-kirchMchen  Organismen 
eine  sehr  lange  und  ungestörte  Dauer  zu  verschaffen.  Allein  eben  so  ein- 
leuchtend ist,  dass  schon  ganz  im  Allgemeinen  und  unter  allen  Umständen 
diese  Vortheile  um  einen  viel  zu  hohen  Preis  erkauft  sind.  Fflr  den  Staat 
hat  die  Verbindung  mit  einem  religiösen  Dogma  eine  unabänderliche  Starr- 
heit zur  Folge,  welche  ihn  entweder  zu  einer  nnnatflrlichen  gewaltsamen 
Festhaltung  des  ganzen  Lebens  auf  der  einmal  eingenommenen  Stufe  und 
somit  zu  einem  schreienden  Widerspruche  mit  der  Entwicklungsaufgabe  der 
Menschheit  nöthigt,  oder  aber  ihn  allmählig  in  einen  immer  unerträglicher 
werdenden  Zwiespalt  mit  neuen  Bedürfhissen,  Ueberzeugungen  und  also 
Forderungen  bringt  Die  Religion  wird  zu  gleicher  Zeit  ganz  verweltlicht 
und  veräusserlicht,  ist  kaum  etwas  Anderes  als  eine  Polizcianstalt  Nament- 
lich das  Christenthum  verliert  durch  eine  solche  Aufnahme  in  die  ganze 
Einrichtung  und  Thätigkeit  des  Staates  einen  seiner  wesentlichsten  Grund- 
zOge,  nämlich  seine  ausschliessliche  Beziehung  auf  übersinnliche  Dinge  und 
auf  die  innere  Welt  des  Menschen.  Endlich  entsteht  für  jeden  einzelnen 
Staatstheilnehmer  die  härteste  Sklaverei,  und  zwar  nach  allen  Seiten  hin. 
Seinen  Forderungen  nach  politischen  Verbesserungen  wird  mit  der  Hin- 
weisung auf  die  göttliche  Anordnung  des  Bestehenden  und  mit  dem  Vor- 
wurfe der  Gottlosigkeit  entgegengetreten;  er  findet  sich  bis  in  das  Innerste 
des  Privatlebens  durch  eine  Mischung  von  kirchlichen  und  staatlichen 
Satzungen  geknechtet  ohne  Möglichkeit  einer  Losmachung.  Ein  solcher 
Znstand  wäre  namentlich  ganz  unerträglich  für  ein  Volk,  .welches  in  die 
Lebensauffassung  der  Jetztzeit  eingetreten  ist,  als  deren  Kern  unzweifelhaft 
die  selbstthätige  Entwicklung  aller  Kräfte  des  Einzehien  mit  möglichst 
geringer  Unterwerfung  an  die  Gesammtgewalt  und  namentlich  die  freieste 
Entfaltung  der  geistigen  Anlagen  betrachtet  werden  muss.  In  einem  eigent- 
lichen Kirchenstaate  ist  der  Unterthan  nothwendig  im  religiösen  Glauben, 
in  der  gesummten  intellectuellen  Bildung  und  in  der  sittlichen  Selbstbe- 
stimmung festgebunden.   Er  muss  geistig  verkommen  oder  zum  Verschwörer 
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werden.  Doppelt  unmöglich  ist  das  ganze  System  in  einem  Lande,  dessen 
Bewohner  sich  za  verschiedenen  religiösen  Anschanongen  bekennen  nnd  in 
verschiedene  Kirchen  zusammengetreten  sind.  Der  Staat  kann  offenbar  sich 
nicht  zu  gleicher  Zeit  verschmelzen  mit  verschiedenen  sich  mehr  oder  weniger 
widersprechenden  religiösen  Dogmen  nnd  nnter  sich  abweichenden  kirch- 
lichen Einrichtungen.  £r  kann  nicht  bei  einem  Theile  seiner  Unterthanen 
durchfahren  nnd  vertheidigen,  was  er  bei  einem  andern  Theile  far  unerlaabt 

■s 

erklärt  und  verfolgt  Er  kann  keine  grundsätzlich  einander  widersprechende 
nnd  sich  feindselig  bekämpfende  Gewalten,  wie  die  Leitungen  solcher  ver* 
schiedenen  Kirchen  sind,  in  sich  vereinigen  und  sie  neben  einander  als 
gleichberechtigt  durchftlhren.  Mit  Einem  Worte,  jede  absolute  Einheit  von 
Staat  und  Kirche  ist  zu  allen  Zeiten  ein  höchst  bedenkliches  Unternehmen, 
bei  der  thatsächlichen  Gesittigungsweise  aber  und  bei  den  geschichtlich 
rechtlichen  Zuständen  der  Gegenwart,  namentlich  in  Deutschland,  eine 
vollkonmiene  Unmöglichkeit  *). 

Von  den  drei  denkbaren  Formen  einer  Verschiedenheit  von 
Kirche  und  Staat  muss  jede  einzelne  besonders  ins  Auge  gefasst 
werden. 

Unzweifelhaft  hat  der  hier  zunächst  entgegentretende  vollständige 
Dualismus  von  Kirche  und  Staat  auf  den  ersten  Blick  manches  Be- 
stechende. Dass  er  logisch  nicht  angefochten  werden  kann,  ist  unum- 
wunden zuzugebenu  Wenn  die  Staatsgesellschaft  und  die  Kirchengesellschaft 
ihren  Zwecken  und  ihren  Einrichtungen  nach  verschieden  sind,  so  ist  auch 
gegen  eine  vollständige  Auseinanderhaltung  und  gegen  eine  Unabhängigkeit 
derselben  von  einander  nach  allgemeinen  Denkgesetzen  nichts  einzuwenden. 
Sodann  muss  eingeräumt  werden,  dass  eine  vollständige  Selbstständigkeit 
der  Kirche  einerseits  mit  der  Aufgabe  des  Staates  flbereinstimmt,  welcher 
gemäss  derselben  seine  Thätigkeit  auf  diejenigen  Richtungen  des  mensch- 
lichen Lebens  zu  beschränken  hat,  die  ohne  eine  Ordnung  und  Hälfe  der 
Gesammtheit  nicht  bestehen  könnten,  und  dass  andererseits  die  Kirche  bei 
solcher  Absonderung  in  ihrem  Gebahren  unbeschränkt  ist  und  wenigstens 
das  innere  Feld  frei  bearbeiten  kann.  Ein  Vortheil  ist  es  ferner,  dass  in 
paritätischen  Ländern  verschiedene  kirchliche  Organismen  zu  gleicher  Zeit 
neben  dem  Staate  und  in  demselben  bestehen  können,  ohne  dass  sie  sich 


1)  £g  bedarf  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  die  Stellang  eines  erangeUsefaen  Regenten  als. 
oberster  Bischof  seiner  Kirche  nicht  za  verwechseln  ist  mit  einer  theokratischen  Staatsgewalt 
Wie  immer  es  sieh  mit  der  Bichtigkelt  Jener  Organisation  einer  protestantischen  Kirche  rer- 
balten  mag,  so  ist  hierbei  selbstredend  von  Versohmelsang  Ton  Staat  nnd  Kirche  nicht  die  ^ede. 
Eine  protestantische  Kirche  mag  den  Landesherrn  xn  gleicher  Zeit  aach  als  ihr  Uaupt  aner- 
kennen; allein  sie  bleibt  desshalb  doch  eine  vom  Staate  nach  Zweck  nnd  Einrichtung  verschie- 
dene QeseUsohaft,'  und  die  Kirchengewalt  bleibt  gans  geschieden  von  der  Staatsgewalt;  die 
Bechte  des  Begenten  als  Staatsoberhaupt  sind  gans  andere  als  dityenlgen,  welche  sich  aas 
seiner  SteUung  in  der  Kirche  ergeben. 
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gegenseitig  in  ihren  Eigentbflmlichkeiten  stören.    Man  kann  sich  auch  mit 
ein  wenig  Einbildungskraft  und  gutem  Willen   ein  anlockendes  Bild  von 
dem  friedlichen  Nebeneinauderwirken  zweier  verschiedener  aber  beide  das 
Gute  wollender  und  vollftthrender  nachbarlichen  Gewalten   ausmalen;   wie 
sie  sich  beide  unterstQtzen,  gegenseitig  schonen,  selbst  Hülfe  und  Trost  aus 
ihrem  Nebeneinanderbestehen  und  Zusammengehen  ziehen.   Es  ist  also  leicht 
begreiflich,  dass  dieses  dualistische  System  manchfachen  Beifall  findet,  und 
es  mögen  sich  selbst   solche   Kirchen,    welche  eigentlich  principiell   eine 
Herrschaft  in  Anspruch  nahmen,   wenigstens   zunächst  und   bis   zu    einer 
vollen  Erringnng  der  von  ihnen   verlangten  Stellung  damit  begnügen.  — 
Allein  ein  reiflicheres  Nachdenken  zeigt,  dass  ein  vollkommen  gleichberech- 
tigtes Nebeneinanderbestehen  zweier  oder  mehrerer  Gewalten  in  einem  und 
demselben  Gebiete  und  über  dieselben  Untergeordneten  beinahe  mit  Noth- 
wendigkeit  zu  den  schwersten  Verwicklungen  führt.  —  Vor  Allem  setzt  ein 
solches  Yerhültniss  eine  genaue  und  vollständige  Ausscheidung   des   einer 
jeden  der  beiden  Gesellschaftsgewalten  zustehenden  Thätigkeitskreises  voraus. 
Nun  ist  aber  diese  Ausscheidung  schon  an  sich  schwer  genug   und  wird  es 
doppelt  durch  die  Ansprüche  bestimmter  Kirchen   auf  Hochstellung    und 
durch  ihren  .weitgezogenen  Thätigkeitskreis.   Würde  sich  nämlich  die  Wirk- 
samkeit einer  jeden  Religion  beschränken  auf  dogmatische  Lehren  und  auf 
gemeinschaftlichen  Gottesdienst  innerhalb  der  dazu  bestimmten  Räume,  so 
wäre   wenig  Veranlassung  zu   Streitigkeiten.     Ebenso   wenn   sich  niemals 
begäbe,  dass  sich  die  Beamten  der  Kirche  einen  Einfluss  auf  Zustände  des 
bürgerlichen  Lebens  zu  verschaffen  suchten.    Da  jedoch  in  der  Regel  die 
Religionen  ihren  Bekennern  auch   ethische  und  ceremonielle  Vorschriften 
geben  und  dadurch  in  die  Handlungen  des  täglichen  Lebens  eingreifen;  da 
sie  femer  gerade  die  hauptsächlichsten  Ereignisse  des  menschlichen  Daseins, 
wie  Geburt,  Ehe  und  Tod,  in  ihren  Kultus  verflechten,  um  denselben  einen 
religiösen  Charakter  aufzudrücken ;  da  sie,  um  des  Glaubens  an  ihre  Lehren 
vollkommen  sicher  zu  sein,  die  Erziehung  der  Jugend  zu  beherrschen  buchen ; 
da   sie  zum  Theile  besondere  Heiligkeit  ihres  Eigenthams  verlangen ,  für 
ihre  Beamten  Vorrechte  auch  im  bürgerlichen  Leben,  vielleicht  selbst  Un- 
abhängigkeit von  den  Behörden  und  Gerichten  des  Staates  beanspruchen; 
da  sie  nicht  selten  Anstalten  gründen,  welche  zwar  einen  religiösen  Charakter 
haben,  aber  in  ihrer  äusseren  Erscheinung  mitten  in  dem  Leben  stehen :  so 
ist  eine  friedliche  Grenzregelung  ein  fast  verzweifeltes  Unternehmen.    Und 
es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Sache  dadurch  nicht  besser  wird,  wenn 
nun   auch  noch  gelegentlich  von  Seiten  des  Staates  und  seiner  Organe  in 
kirchliches  Gebiet  eingegriffen  wird;  wenn  z.  B.  religiöse  Handlungen  nach 
dem  Willen  des  Staates  und  widersprechend  mit  dogmatischen  Satzungen 
vorgenommen  werden  sollen;  wenn  der  Staat  die  Besetzung   der  Kii'chen- 

12« 


ISO  üeber  das  YerhUtniss  des  Staates  zur  Kirche. 

ämter  in  Anspruch  nimmt,  wenn  er  die  Bestätigung  oder  Yerwerfong  von 
Lehren  oder  rein  kirchlichen  Anordnungen  an  sich  zieht  n.  s.  w.   So  kommt 
es  denn,  dass  schon  so  oft  Ober  die  Abscheidong  der  beiderseitigen  Gebiete 
endloser  Streit  entstanden  ist  und  selbst  die  eingehendsten  Verhandlungen 
zu  keinem  Ziele  geführt  haben.  —  Sodann  kann,  bei  anscheinendem  äussern 
Frieden,  sich  allmählig   eine  wesentliche  Verschiedenheit  zwischen  der  ge- 
sammten  Richtung  der  beiden  selbstständigen  Organismen  entwickeln.  Besteht 
nämlich,  was  gar  leicht  sein  mag  und  oft  thatsächlich  ist,  eine  Verschiedenr 
heit  im  Zwecke  oder  in  den  Mitteln  zwischen  Staat  und  Kirche,  schreitet 
jener  in  seiner  (gleichgültig  jetzt,  ob  im  Grunde  richtigen  oder  falschen) 
Entwicklung  voran,  während  diese  stehen  bleibt,  so  muss  das  höchste  Un- 
behagen fär  die  Einzelnen  und  ein  offener  Widerspruch  zwischen  den  beider- 
seitigen Gesellschaften  entstehen.   Die  Schlichtung  aber  ist  in  solchem  Falle 
sehr  schwer,  nicht  nur  formell,  weil  kein  höherer  Richter  besteht,  sondern 
selbst  im  Gebiete  des  Gedankens  und  der  Beweisführung,  weil  die  Läugnung 
der  gegnerischen  Behauptungen  und  die  Aufstellung  der  eigenen  Ansprüche 
von  verschiedenen  obersten  Grundsätzen  ausgeht  —  Endlich   mag   sogar 
offener  Kampf  wüthen,   wenn   die  eine  der  beiden  Gewalten  ihren  Kreis   * 
geradezu  überschreitet  und  einen  Eroberungszng  in  das  Gebiet  der  gleich- 
geordneten Macht  unternimmt,  hier  aber  nicht  auf  gesinnungslose  Nach- 
giebigkeit sondern  auf  stolzes  Rechtsbewusstsein  und  Entschlossenheit  stösst 
Dass  die  beiden  Streitenden  verschiedene  Arten  von  Waffen  anwenden,   ist 
dann  so   wenig   ein  Grund  zur   schnelleren  Entscheidung,   dass   viehnehr 
gerade  dadurch  der  Zustand  ein  um  so  gespannterer  und  die  Lage  des  von 
Beiden  in  Anspruch  genommenen  Volkes  eine  um  so  unglücklichere  wird. 
Die  Streiche  treffen  beiderseits,  ohne  vom  Bedrohten  abgelenkt  oder  durch 
einen  Widerstand  gleicher  Art    ohnmächtig  gemacht  werden  zu   können. 
Vielleicht  entsteht  daraus  der  entsetzlichste  aller  Zustände,  ein  religiöser 
Bürgerkrieg;  jeden  Falles  leidet  das  Volk  im  innersten  Kerne  seines  sitt- 
lichen  Wesens.  —  Kurz,   das  Nebeneinanderbestehen   zweier  ganz  unab- 
hängigen Gewalten  und  Organismen  kann   zwar   möglicherweise  in  Friede 
und  Freundschaft  verlaufen;  es  ist  ferner  möglich,  dass  ein  Friedensschluss 
nach   unentschiedenem   Kampfe   zu  Stande   kömmt  und   eingehalten  wird: 
allein  die  Wahrscheinlichkeit  ist  nicht  für  Eintracht,  die  Folgen  eines  Zer- 
würfnisses können  höchst  traurig  sein,  und  von  einer  bleibenden  Sicher- 
stellung der  Ruhe  ist  bei  der  Wandelbarkeit  der  menschlichen  Plane  und 
Leidenschaften  keine  Rede. 

Nichts  ist  daher  begreiflicher,  als  dass  eine  Vermeidung  des  Kampfes 
durch  ein  prinzipielles  Vorherrschen  einer  der  beiden  Gewalten 
über  die  andere  gesucht  wird.  Unglücklicherweise  hat  aber  jedes  der  beiden 
hier  möglichen  Verhältnisse   auch  wieder   seine  grossen  Schattenseiten.  — 
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Ist  die  Staatsgewalt  Yorherrschend,  so  ist  zu  besorgen,  dass  die  Kirche 
ihres  geistigen  Charakters   beraubt  and  in  eine  Polizeianstalt  verwandelt 
wird.    Wenn  aach  das  Aeassere  des  Kultas  niiangetastet  bleibt,  (und  aach 
hierin  mag  leicht  eingegriffen  werden,)  und  wenn  sich  vielleicht  der  Staat 
um  das  religiöse  Dogma  nicht  bekümmert,  (wofUr  aber  anch  nicht  einge- 
standen werden  kann  in  Beziehung  anf  Lehren,  welche  er  glaubt  zu  seinem 
Yortheile  vernfltzen  zu  können):  so  wird  er  doch  wahrscheinlich  den  ganzen 
kirchlichen  Organismus  zu  einem  Theile   seiner  Einrichtungen  machen  und 
namentlich  die  Beamten  der  Kirche  nur  als  eine  besondere  Abtheilung  seiner 
Diener  betrachten.    Ihr  Einfluss  auf  die  GemOther  und  ihre  Bildung  macht 
sie  ihm  zu  bequemen  Werkzeugen  in  rein   weltlichen  Angelegenheiten ;   ein 
sehr  naheliegender  Schritt  ist  dann  eine  Ernennung  derselben  nach  seinen 
BedOrfnissen  und  Bedingungen,  und  nicht  nach  denen  der  Kirche.    Haupt- 
sächlich aber  ist   zu  besorgen,   dass   die  Verwendung  der  Kirche  zur  Be- 
schaffung eines  verstärkten  Gehorsams  der  Unterthancn  und  zu  einer  Hei- 
ligung der  bestehenden  Staatsform  die  reine  Wirkung  der  Religion  auf  die 
GemQther  beeinträchtigt   und  ihr  auch  in  rein  göttlichen  und  menschlichen 
Dingen  das  Vertrauen  raubt.   Wenn  dann  namentlich  der  Staat  durch  Härte 
und  Obertriebene  Anforderungen  an  seine  Unterthanen  unbeliebt  ist,  so  er- 
scheint die  Kirche   als  Heuchlerin   und   als  Grenossin  der  Unterdrückung; 
und  leicht  kann  es  dahin  kommen,   dass  Irreligiosität  fär  gleichbedeutend 
mit  Freiheitssinn   und    männlichem   BechtsgefQhle   genommen  wird.     Zum 
Mindesten  werden  sich,  wenn  nicht  unbedingte  und  unvermeidliche  Gebote 
im  Wege  stehen,  zahlreiche  Loslösungen  von  einer  so  verweltlichten  Landes- 
kirche begeben,  was  dann  aber  leicht  unverständige  Schwärmerei,  geringe 
Bildung  der  dissentirenden  Geistlichkeit,  grosse  weitere  Ausgaben  far  kirch- 
liche Zwecke,  vielleicht  gefährliche  politische  Zustände  zur  Folge  hat.  Einen 
wesentlichen  Unterschied  in  den  flblen  Folgen  macht  es  auch  nicht,  ob  nur 
Eine  Kirche  in  dieses  Verhältuiss  gestellt  wird,   oder  ob   der  Staat   seine 
Herrschaft  Aber  mehrere  neben  einander  bestehende  Kirchen  ausübt.    Im 
letzteren  Falle  erleidet  jede  derselben  in  ihi'em  Kreise  den  Schaden.   Nicht 
unmöglich  ist  es  sogar,  dass  der  Staat  gleichsam  zur  Entschädigung  für  ent- 
zogene Freiheit  der  einen  Kirche  die  Unterdrückung  anderer  religiöser  An- 
sichten gestattet,  so  dass  dann  jene  die  Folgen  der  Unterwerfung  unter  den 
Staat,  diese  die  Folgen  der  Unduldsamkeit  zu  tragen  haben.  —  An  schla- 
genden Beispielen  dieser  Folgen ,  und  zwar  jeder  Art  derselben ,  fehlt  es 
nicht.    In  Frankreich  vor  der  Revolution   und  jetzt  in  Italien  hat  die  ka- 
tholische Kirche  Schaden  gelitten   durch  Benützung  als  Stütze   absoluter 
Gewalt  und  zu  gleicher  Zeit  das  Recht  der  Unterdrückung  aller  andern 
Glaubensbekenntnisse   erhalten;  in  England  hat  die  Herrschaft  des  Staates 
über  die  bischöfliche  Kirche  die   vielen   und  zum  Theile  so  wunderlichen 
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Sekten  der  Dissenters  erzeugt;  in  mancbem  protestantischen  Lande  ist  die 
Kirche  in  ihrem  inneren  religiösen  Charakter  hart  beschädigt  worden  durch 
vorherrschend  weltliches  Regiment  und  durch  vielfache  Verwendung  zu  un- 
mittelbaren Staatsgesch&ften. 

Tritt  aber  das  umgekehrte  Yerh&ltniss  ein  und  wird  der  Staat  von 
einer  Kirche  beherrscht,  so  ist  vielfacher  Erfahrung  gemäss  ein  grosses 
Gefolge  schwerer  Uebel  zu  erwarten.  Vor  Allem  ist  es  kaum  anders  mög- 
lich, als  dass  die  Gewissendfreiheit  der  Unterthanen  aufhört;  die  herrschende 
Kirche  wird  ihren  Anspruch  auf  alleinige  Wahrheit  und  Seligmachung  zum 
Staatsgesetze  erheben.  So  geht  aber  eines  der  wichtigsten  und  zu  gleicher 
Zeit  nützlichsten  staatsbürgerlichen  Rechte  verloren.  Ebenfalls  mit  logischer 
Nothwendigkeit  wird  die  gesammte  Erziehung  in  die  Hftnde  der  Kirche 
übergehen  oder  jedenfalls  von  ihr  zu  ihren  Zwecken  ausgebeutet  werden, 
dann  aber  einseitig  und  ungenügend  für  die  täglichen  Bedürfnisse  des  Lebens 
sein.  Selbst  die  höhere  Ausbildung  der  Nation  muss  darunter  leiden.  Je 
mystischer  etwa  die  Dogmen  einer  Elirche  sind,  desto  weniger  wird  sie,  und 
kann  sie  auch,  auf  anderen  geistigen  Gebieten  selbstständiges  Forschen  und 
Denken  zugeben.  Manche  Untersuchungen  und  selbst  ganze  Zweige  des  mensch- 
lichen Wissens  wird  sie  ganz  verhindern,  andern  wenigstens  ihr  erlaubtes 
Ergebniss  vorschreiben.  Hat  man  dieses  doch  selbst  in  mathematischen 
und  naturgeschichtlichen  Fragen  erlebt!  Hierdurch  muss  denn  aber  das 
Volk  an  Wissen  und  Können  mehr  und  mehr  gegen  andere  zurückbleiben, 
damit  aber  auch  an  Wohlstand  und  an  Macht,  vielleicht  bis  zum  völligen 
Verkommen.  Ferner  wird  der  ganz  natürliche  Wunsch  einer  jeden  Körper« 
Schaft,  sich  durch  Reichthum  und  namentlich  durch  ausgedehnten  Grund- 
besitz Selbstständigkeit  und  einen  Rückhalt  zu  verschaffen,  auch  die  Kirche 
beseelen,  und  es  wird,  da  sie  hier  den  nöthigen  Einfluss  auf  die  Gesetz- 
gebung ausüben  kann,  der  Boden  in  schädlichem  Masse  in  den  Besitz  der 
todten  Hand  kommen.  Kaum  anders  möglich  ist  es,  drittens,  als  dass  die 
bürgerliche  Freiheit  durch  einen  vorherrschenden  kirchlichen  Einfluss  beein- 
trächtigt wird,  und  zwar  aus  doppeltem  Grunde.  Einmal  wird  die  Kirche 
durch  Kräftigung  der  Regierungsgewalt  auf  Kosten  der  Unterthanen  sich 
dieselbe  verbindlich  zu  machen  und  sie  wenigstens  theilweise  für  ihre  Lei- 
tung durch  die-  Geistlichkeit  zu  entschädigen  suchen,  ^dann  aber  ist  un- 
läugbar  ein  innerer  Widerspruch  zwischen  unbedingter  Herrschaft  einer 
Kirche  über  ihre  Angehörigen  und  freier  Selbstständigkeit  und  Rechtsver- 
theidigung  derselben  in  ihren  staatlichen  Beziehungen.  Wenn  daher  auch 
Kirchen,  wie  nicht  geläugnet  werden  soll,  in  sehr  entschiedenen  Widerspruch 
mit  den  Trftgern  der  Staatsgewalt  treten  und  hierzu  auch  die  Formen  bür- 
gerlicher Freiheit  benützen  mögen;  wenn  es  sich  femer  schon  in  manchen 
Fällen  begeben   hat,   dass  die  Kirche  einen  demokratisch  widerspenstigen 
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Geist  begttnstigte,  indem  sie  auf  die  Massen  immerhin  den  ihr  tauglichen 
Einflnss  anszaOben  hoffen  konnte :  so  ist  doch  ein  natflrlicher  Antagonismus 
zwischen  einem  von  der  Kirche  beeinflassten  Begimente  nnd  solchen  Ein- 
richtungen, welche  gesetzmässige  Freiheit  auf  die  Selbstständigkeit  und 
Einsicht  der  gebildeten  Klassen  stützen.  Auf  die  letzteren  hat  eine  Kirche 
durchschnittlich  geringeren  Einfluss;  sie  kann  daher  auch  einem  Vorwiegen 
derselben  nicht  hold  sein.  —  Eine  Widerlegung  dieser  Auffassung  kann 
nicht  durch  ein  einzelnes  Beispiel  eines  Staates,  in  welchem  etwa  kirchli-* 
eher  Einfluss  nicht  sämmtliche  verstehende  Folgen  nach  sich  gezogen  haben 
sollte,  geliefert  werden.  Durch  eine  Inkonsequenz  mag  die  geistige  Thft- 
tigkeit  einer  Nation  in  anderen  Gebieten,  als  dem  religiösen,  sich  unab- 
hängig bewahren;  oder  es  kann  eine  angeborene  Tüchtigkeit  und  lange 
hergebrachte  bürgerliche  Freiheit  sich  gegen  die  yerbündete  Kraft  von  Be- 
gierung  und  Kirche  erhalten:  allein  nicht  dies  ist  die  Frage,  sondern  was 
die  wahrscheinliche  Folge  und  was  der  durchschnittliche  Zustand  ist. 

Endlich  ist  noch  der  Zustand  in  Betracht  zu  ziehen,  welcher  aus  einer 
vollständigen  Zurflckdrängung  der  Kirchen  in  die  Bechts- 
Stellung  von  Privatkörperschaften  entsteht,  wo  also  einer  Seits 
von  einem  Dualismus  von  Kirche  und  Staat  keine  Bede  ist,  sondern  der 
Staat  die  volle  und  alleinige  Souveränität  hat  und  auch  die  Kirchen  in 
ihrer  äussern  Erscheinung  ohne  alle  BUcksicbt  auf  ihren  Zweck  und  ihre 
Selbstschätzung  seinen  allgemeinen  Gesetzen  unterwirft,  er  aber  auf  der 
andern  Seite  das  religiöse  Leben  und  dessen  Gemeinschaft  sich  lediglich 
selbst  flberlässt  und  es  in  keiner  Weise  zu  beeinflussen  sucht.  —  Eine 
solche  Stellung  des  Staates  zur  religiösen  Bildung  und  Uebung  ist  ohne 
Zweifel  auf  dem  Standpunkte  der  modernen  Lebens-  und  Staatsauffassung 
ganz  folgerichtig;  es  hat  auch  keine  Kirche  ein  Becht,  sich  darüber  zu 
beklagen,  weil  ihr  die  vollkommenste  Freiheit  in  dem  eigenen  Gebiete  ge- 
lassen wird.  Namentlich  ist  dieses  System  die  einfachste  Lösung  der  Auf- 
gabe, wo  viele  verschiedene  religiöse  Bichtnngen  neben  einander  bei  einem 
Volke  bestehen.  Es  mag  daher  auch  in  einem  Lande,  dessen  staatliche 
nnd  soziale  Zustände  auf  keiner  tiefem  geschichtlichen  Grundlage  ruhen, 
wo  daher  ohne  Beeinträchtigung  mächtiger  Gewohnheiten  die  Einrichtungen 
nach  rein  logischen  Schlüssen  getroffen  werden  können,  wie  z.  B.  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  dieses  Verhältniss  zwischen  Staat 
und  Kirche  ohne  Weiteres  als  das  räthlichste  erscheinen.  Allein  hieraus 
ergibt  sich  keineswegs,  dass  unter  anderen  thatsächlichen  Voraussetzungen 
die  Sache  ebenfalls  thunlich  ist ;  ja  nicht  einmal,  dass  eine  solche  Gestaltung 
nicht  unter  allen  Umständen  auch  ihre  eigenen  bedeutenden  Nachtbeile  hat 
—  In  den  europäischen  Staaten  hat  die  Kirche  seit  Jahrhunderten  eine 
wesentliche  Stelle  eingenommen.    Vielfach  war  sie  die  herrschende  Gewalt; 
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in  allen  Fällen  aber  waren  die  Kirchen  mindestens  sehr  priTilegirte  Kor- 
porationen nnd  in  vielfacher  gegenseitiger  Verbindung  mit  dem  Staate.  Der 
Staat  hat  sie  nicht  blos  als  ntttzliche  und  erlaubte  Vereine  betrachtet  and 
im  Nothfaile  ihr  Recht  wie  anderes  wohlerworbenes  Privatrecht  geschtltzt: 
sondern  er  hat  sie  als  einen  Theil  der  öffentlichen  Einrichtnngen  behandelt, 
ihr  Dasein  gesichert,  ihre  Priester  hochgehalten  und  sie  seinen  eigenen 
Beamten  in  Ehrenrechten  gleichgestellt  wo  nicht  vorgezogen,  den  Dogmen 
manchfachen  Einflass  aaf  seine  Gesetzgebung  gestattet,  hat  wohl  eine  Unter- 
stützung von  den  Kirchen  in  schwierigen  Zeiten  beansprucht  und  dieselbe 
fOr  einen  Beweis  der  eigenen  Berechtigung  erklärt.  Eine  plötzliche  Los- 
sagung von  allen  diesen  Vorgängen  und  Gewohnheiten  wtlrde  höchst  wahr- 
scheinlich einen  bedeutenden  und  zwar  entschieden  schädlichen  Eindruck  auf 
die  Bevölkerungen  machen.  Eine  Behandlung  der  Kirchen  als  blosse  Pri- 
vatvereine könnte  kaum  anders  denn  als  eine  Missachtung  von  Seite  der 
Begierung  erscheinen;  die  Entziehung  bisheriger  Bevorrechtungen  müsste 
als  eine  Frivolität  und  als  ein  Raub,  die  vöUige  Nichtanerkennung  der 
kirchlichen  Gesetzgebung  als  ein  revolutionärer  Gewalt^chritt  betrachtet 
werden.  Die  nothwendig  werdende  Veränderung  in  vielen  Theilen  der  Ver- 
waltung wäre  eine  grosse  Arbeit;  und  das  Wegfallen  der  bisherigen  gegen- 
seitigen Unterstützungen  dürfte  wenigstens  anfänglich  nicht  obne  empfindliche 
sachliche  Nachtheile  verlaufen.  Endlich  möchte  ein  so  schneidender  Wider- 
spruch mit  bisherigen  feierlichen  Erklärungen  und  beständigen  Handlungen 
kaum  zur  Befestigung  des  Vertrauens  in  die  Weisheit  oder  Aufrichtigkeit 
der  Staatsgewalt  dienen.  —  Könnte  und  wollte  man  aber  auch  *  alle  diese 
Ucbelstände  als  nur  untergeordnete  und  vorübergehende  ertragen,  so  fielen 
doch  auch  noch  die  eigenthümlichen  und  bleibenden  Nachtheile  des  ganzen 
Verhältnisses  in  die  Wagschale.  Nach  der  Erfahrung  des  einzigen  Landes, 
welches  bisher  dieses  System  durchgeführt  hat,  erzeugt  die  vollständige 
Freiheit,  kirchliche  Vereine  ohne  alles  Benehmen  mit  dem  Staate  und  mit 
gleicher  Berechtigung  zu  gründen,  eine  grosse  Anzahl  verschiedener  Sekten. 
Nun  sind  aber  nicht  nur  unter  diesen  manche,  welchen  selbst  eine  weit- 
gehende Toleranz  kaum  eine  innere  Berechtigung  und  irgend  eine  Förderung 
vernünftiger  menschlicher  Zwecke  zuzuschreiben  vermag;  sondern  es  hat 
jedenfalls  die  grosse  Zahl  kirchlicher  Gemeinden  eine  Vergeudung  geistiger 
und  sachlicher  Mittel  zur  Folge.  Femer  scheint  die  geringe  Sicherheit  des 
Fortbestandes  unzureichender  Unterstützung,  welche  eine  Folge  solcher 
Vervielfältigung  und  Ueberlassung  an  Privatwillkflr  ist,  zu  vielen  Aus- 
schreitungen und  Wunderlichkeiten  zu  führen,  welche  alle  wieder  höherer 
Bildung  und  besonnenem  wirthschaftlichen  Verfahren  nachtheilig  sind.  Da- 
von gar  nicht  zu  reden,  dass  die  Probe  noch  nicht  gemacht  ist,  ob  der 
Staat   im  Stande  ist,  die  ihm   zustehenden  Rechte  genügend  zu  wahren 
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gegenftber  ?on  grossen  kirchlichen  Gesellschaften  mit  festgeschlossener  Or- 
ganisation, welchen  gegenober  er  keine  besondere  Stellung  in  Anspmch  zn 
nehmen  hat,  obgleich  sie  ihrerseits  thatsächlich  weit  Aber  die  Grenzen 
einer  priyatrechtlichen  Stellang  hinansreichcn.  Es  ist  somit  sicher  nicht 
blos  eine  schlaffe  Abneigung  gegen  Ungewohntes,  welche  in  Europa  sehr 
allgemein  eine  Abneigung  gegen  die  Einführung  des  amerikanischen  Systemes 
im  Staatskirchenrechte,  oder  richtiger  gesprochen  gegen  eine  Nachahmung 
der  dortigen  Aufhebung  jedes  besonderen  Staatskirchenrechtes ,  veranlasst ; 
sondern  es  hält  eine  richtige  Einsicht  in  offenbare  Mängel  davon  ab. 

Dies  sind  die  Urtheile,  welche  eine  nüchterne  und  an  der  Hand  der 
Erfahrung  bleibende  Prüfung  über  die  verschiedenen  logisch-möglichen  Sy- 
steme des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  zu  fällen  hat,  wenn  dieselben 
je  in  ihrer  Eigenthümlichkeit  rein  gehalten  und  mit  Folgerichtigkeit  durch- 
geführt werden  wollen.  Keines  derselben  ist  von  schweren  Bedenken  frei 
geblieben;  bei  allen  sogar  sind  diese  Bedenken  so  gewichtig,  dass  der 
Staatsmann  scheu  zurücktritt. 

Und  doch  muss  etwas  geschehen.  Der  Staat  und  die  Kirchen  sind 
einmal  da,  und  zwar  in  Bäum  und  Zeit  neben  einander;  sie  müssen  also  in 
ein  das  Zusammensein  möglich  machendes  Yerhältniss  gebracht  werden. 
Und  wenn  von  den  folgerichtig  aus  einem  logischen  Gedanken  abgeleiteten 
Systemen  keines  in  seiner  Eigenthümlichkeit  und  yngebrochenheit  anwendbar 
ist,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  zu  suchen,  ob  nicht  durch  Verbindungen, 
durch  Ausnahmen  oder  durch  Entsagungen  auf  letzte  Konsequenzen  ein 
Zustand  geschaffen  werden  kann,  welcher  vielleicht  theoretisch  einer  Kritik 
unterliegt,  allein  der  besonderen  geschichtlichen  Entwickelung  und  der  viel- 
seitigen (nicht  blos  aus  Logik  bestehenden)  menschlichen  Natur  entspricht. 
Es  handelt  sich  dann  im  konkreten  Falle  nicht  davon,  ob  die  einzelne 
gewählte  Bestimmung  von  einem  gewissen-  Standpuncte  tadellos,  sondern  ob 
sie  geeignet  ist,  sei  es  allein  sei  es  in  Verbindung  mit  andern,  einen  leid- 
lichen Zustand  herzustellen,  und  ob  das  Ganze  für  die  besondere  Sach- 
lage taugt. 

n. 

Die  gemischten  Systeme. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  wenn  die  streng  logischen  Kategorieen 
verlassen  sind,^  gar  verschiedene  Wege  eingeschlagen  werden  können,  und 
dass  eine  vollständige  Aufzählung  des  nun  Möglichen  nicht  thunlich  ist. 
Mag  doch  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Bedürfniss  oder  Willkühr  eine 
verschiedene  Reihe  von  Ausnahmen  oder  Verbindungen  versucht  werden. 
Es  lassen  sich  daher  nur  einige  Bemerkungen  über  diese  gemischten  Systeme 
im  Allgemeinen,  sowie  über  einzelne  unter  allen  Umständen  zu  beachtende 
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Pancte  machen,  and  mnss  dann  diejenige  Ordnung  gesacht  werden,  welche 
far  das  hier  angenommene,  Eingangs  näher  bezeichnete  Yerhaltniss  die 
richtigste  zu  sein  scheint. 

In  allgemeiner  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  auch  die  gemischten 
Ordnungen  sich  je  dem  einen  oder  dem  andern  der  logisch  folgerichtigen 
Systeme  vorzugsweise  anzuschliessen  haben.  Ein  bestimmter  Grundgedanke 
muss  immer  vorhanden  sein,  und  die  Absicht  ist  nur,  einzelnen  Folgerungen 
zu  entgehen  oder  eine  Einrichtung,  welche  eigentlich  einem  andern  Systeme 
angehört,  ihrer  Nützlichkeit  wegen  herüber  zu  nehmen.  Eine  völlige  Durch- 
einanderwerfung von  wesentlichen  Bestandtheilen  mehrerer  Ordnungen  ist 
unausführbar,  da  hieraus  unvereinbare  Widersprüche  entstehen,  müssten, 
also  bestllndiger  Hader,  und  weil  kein  oberster  Grundsatz  wäre,  zu  welchem 
man  bei  Lücken  und  Meinungsverschiedenheiten  über  die  im  Zweifel  vor- 
wiegende Rücksicht  aufsteigen  könnte.  Jedes  positive  Yerhaltniss  zwischen 
Staat  und  Kirche  wird  daher  sich  mehr  oder  weniger  theokraüsch,  dua- 
listisch, privatrechtlich  u.  s.*w.  sein;  nur  lässt  sich,  wenn  einmal  die  reine 
Folgerichtigkeit  unterbrochen  ist,  nicht  mit  Zuversicht  auf  das  Gelten  eines 
einzelnen  aus  dem  Grundgedanken  eigentlich  fliessenden  Satzes  schliessen, 
und  die  Einsicht  in  das  Bestehende  wird  zuweilen  mehr  durch  Wissen  als 
durch  Denken  vermittelt.  Möglicherweise  kann  es  freilich  in  einzelnen 
concreten  Fällen  zweifelhaft  sein,  ob  die  gewählte  Ordnung  sich  mehr  dem 
einen  oder  dem  andern  reinen  Principe  zuneige.  So  z.  B.  ob  da,  wo  im 
Allgemeinen  die  Kirchen  als  selbstständig  aber  innerhalb  der  Staatsgesetz- 
gebung befindlich  behandelt  werden,  ein  sehr  gemilderter  Einfiuss  des  Staates 
oder  ein  in  einzelnen  Folgerungen  gebrochenes  amerikanisches  System  vor- 
liegt; ob  ein  zu  Gunsten  der  Kirche  und  zum  Nachtheile  des  Staates  ver- 
änderter Dualismus  oder  eine  abgeschwächte  Herrschaft  der  Kirche  Ober 
den  Staat  beabsichtigt  ist  u.  s.  w.  Hier  muss  dann  nach  den  geschicht- 
lichen Hergängen  und  etwa  durchschlagenden  positiven  Bestimmungen  ent- 
schieden werden. 

Als  besondere  sachliche  Regeln  mögen  aber  folgende  Bemerkungen 
gelten.  —  Unzweifelhaft  ist  die  Gesittigungsstufe  eines  Yolkes  und  nament- 
lich die  Stärke  seines  religiösen  Bedürfnisses  der  allein  richtige  Bestim- 
mungsgrund  für  die  staatlich-kirchliche  Ordnung.  Wenn  daher  in  einem 
bestimmten  Falle  die  Macht  der  Yerhältnisse,  z.  B.  der  starke  Organismus 
einer  im  Staate  bereits  bestehenden  Kirche  oder  deren  Unterstützung  durch 
auswärtigen  Einflnss,  die  offene  Annahme  des  eigentlich  berechtigten  Sy- 
stemes  nicht  gestattet,  so  sind  wenigstens  die  wirklichen  Forderungen  des 
Yolkes  in  möglichst  vielen  Ausnahmen  und  Abweichungen  zo  begünstigai. 
—  Wo  eine  bestehende  Kirche,  oder  mehrere  derselben,  eine  starre  Herr- 
schaft über  ihre  Genossen  üben,  während   die  bürgerliche  Gesetzgebung  in 
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ihrem  Kreise  die  Freiheit  begOnstigt,  da  mnss  •—  falls  eine  Yerflndennig 
je;ier  Organisationeii  nicht  zu  erreichen  ist  —  wenigstens  der  Austritt  aus 
jenen  Kirchen  und  die  Bildung  neuer  freierer  Vereine  durch  die  Cresetz- 
gebung  des  Staates  möglich  gemacht  werden,  damit  Harmonie  im  Volksleben 
thunlichst  hergestellt  sei.  —  Falls  nur  ein  unbedeutender  Vortheil  durch 
eine  Abweidiung  von  einem  grossen  im  Ganzen  beizubehaltenden  Grundsatze 
erreicht  werden  wttrde,  ist  eine  ungestörte  Wirksamkeit  desselben  yorzu- 
aiehen,  theils  zur  Vermeidung  allzu  zahlreicher  gesetzlicher  Bestimmungen, 
theils  um  die  Kraft  des  Principes  nicht  im  Allgemeinen  zu  schwftchen.  — 
Einige  der  logisch  richtigen  Ordnungen  sind  nicht  nur  in  ihren  Formen, 
sondern  in  ihrem  innersten  Wesen  so  widersprechend,  dass  eine  Verquickung 
derselben  als  unmöglich  erscheint.  So  z.  B.  die  Einheit  von  Staat  und 
Kirche  und  das  amerikanische  System.  Hier  können  denn  auch  einzelne 
Bestandtheile  des  entgegengesetzten  Systemes  nicht  aufgenommen  werden,  so 
etwa  in  einer  Theokratie  das  Recht  zum  Austritte  aus  der  Kirche  oder  die 
beliebige  Bildung  neuer  religiöser  Vereine,  (es  mflsste  denn  der  Staat  solche 
ebenfalls  in  seinen  Organismus  aufnehmen  können.)  —  Jede  staatliche  Be- 
Torzugung  der  einzelnen  Angehörigen  bestimmter  Kirchen  ist  dS;,  wo  Gleichheit 
der  Bflrger  vor  dem  Gesetze  in  politischen  Dingen  als  Verfiassungsgrund- 
satz  besteht,  unerlaubt.  In  welchen  Verhältnissen  also  auch  der  Staat  zu 
verschiedenen  Kirchen  als  Gesammtheiten  stehen,  und  ob  er  der  einen 
eine  bessere  Stellung  als  einer  andern  einräumen  mag:  jeden  Falles  muss 
persönliche  Ungleichheit  aufhören,  sobald  jener  Grundsatz  festgestellt  ist. 
—  Selbst  das  amerikanische  System  ist  keineswegs  so  absolut,  dass  es  nicht 
einige  Beschränkungen  und  Modificationen  gestattete.  Es  ist  namentlich 
immerhin  denkbar,  dass  das  Recht,  nach  Belieben  religiöse  Vereine  zu  bilden, 
beschränkt  wird  auf  gewisse  Arten  von  Religionen,  solche  aber  ausgesdüossen 
bleiben,  welche  unvereinbar  wären  mit  der  ganzen  Lebensanschauung  der 
überwiegenden  Mehrzahl  des  Volkes;  dass  also  z.  B.  Fetischdienst,  selbst 
Buddhaismus  und  Muhamedanismus  unter  in  einem  wesentlich  christlichen 
Volke  untersagt  bleibt.  Um  so  weniger  haben  solche  Ausschliessungen 
fremdartiger  Religionep  da  Anstand,  wo  die  Kirchen  zwar  f))r  selbstständige 
Korporationen  erklärt  und  den  Borgern  Gewissensfreiheit  gewährt  ist,  aber 
die  religiösen  Gesellschaften  doch  vom  Staate  theilweise  begtknstigt  und  als 
Anstalten  öffentlichen  Nutzens  behandelt  werden.  —  In  einem  paritätischen 
Lande  kann  möglicherweise  der  Gesittigungsstand  der  den  verschiedenen 
Kirchen  angehörigen  Bevölkemngstheüe  so  verschieden  sein,  dass  auch  ein 
wesentlich  abweichendes  System  in  Betreff  des  Verhältnisses  dieser  Kirchen 
zum  Staate  angezeigt  ist.  Unzweifelhaft  werden  aus  einer  solchen  Ungleich- 
heit manchfache  Unbequemlichkeiten  für  den  Staat  entstehen ;  allein  dieselben 
dnd  doch  jeden  Falles  geringer,  als  die  durch  eine  gleichförmige  Behandlung 
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wesentlich  verschiedener  Zustände  nothwendig  erzeugten.  Stehen  dagegen 
die  beiden  Religionstheile  im  Wesentlichen  der  Bildung  einander  gleich,  so 
tritt  auch  der  Staat  zn  beiden  in  dasselbe  Yerhftltniss  und  es  genügt  Ein 
Gesetz  in  Beziehung  auf  beide  Kirchen.  Jeden  Falles  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  wenn  das  friedliche  Nebeneinanderbestehen  d6r 
Confessionen  bedingt  ist  durch  eine  Modalität  in  einem  weniger  wesentlichen 
Pnncte,  dieses  Opfer  gebracht  werden  kann  und  gebracht  werden  muss. 

Werden  nun  diese  Grundsätze  angenommen,  so  ergeben  sich  rar  den 
als  thatsächlichen  Vorwurf  der  gegenwärtigen  Erörterungen  vorausgesetzten 
Zustand  — also  fOr  ein  höher  gesittigtes  Volk  ohne  vorwiegend  religiöse 
Richtung,  für  ein  paritätisches  Land  mit  voller  Gleichberechtigung  der  ka- 
tholischen und  der  protestantischen  Kirche,  endlich  für  einen  Rechtsstaat  mit 
constitutionellen  Einrichtungen  —  nachstehende  Erwägungen. 

Vor  Allem  kann  hier  von  einer  vollständigen  Einheit  de«  Staates 
und  der  Kirche  auch  nicht  einmal  als  Grundlage  die  Rede  sein.  Ein 
Staat  der  angenommenen  Art  ist  so  weit  entfernt,  einer  Seits  den  religiösen 
Glauben  und  die  gemeinschaftliche  Gottesverehrung  als  seine  Aufgabe  zu 
betrachten,  und  auf  der  andern  Seite  seine  Zwecke  und  Einrichtungen  nadi 
den  Regeln  eines  bestimmten  Dogma  zu  ordnen,  dass  er  vielmehr  grond- 
sätzlicb  den  Kirchen  die  Gottesverehrung  und  die  Besorgung  ihrer  inneren 
Angelegenheiten  zuzuweisen,  dagegen  die  Unabhängigkeit  seiner  Hoheit  und 
seiner  Gesetze  von  kirchlichen  Satzungen  auszusprechen  hat.  Und  wenn 
zwei  Kirchen  als  gleichberechtigt  neben  einander  anerkannt  sind,  so  ist  eine 
Identität  von  Staat  und  Kirche  schon  aus  diesem  Grunde  unmöglich.  Dass 
eine  so  ganz  unbrauchbare  Grundlage  auch  durch  Ausnahmen  und  Abwei- 
chungen nicht  viel  verbessert  werden  könnte,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 
Ueberdies  möchte  es  schwer  sein,  dergleichen  anzubringen  bei  einem  so 
einfachen  und  durchgreifenden  Principe. 

Eben  so  wenig  ist  bei  dem  vorausgesetzten  Verhältnisse  etwas  Befrie- 
digendes zu  erwarten  von  Versuchen,  einen  vollständigen  Dualismus 
entsprechend  zu  modifidren.  Eine  solche  vollständige  Loslösung  eines  ein- 
zelnen Lebenszweckes  widerspricht  dem  Grundgedanken  des  Rechtsstaates, 
also  der  Einheit  der  Anstalten  zur  Förderung  sämmtlicher  Lebenszwecke 
des  Volkes,  viel  zu  sehr,  als  dass  einzelne  Ausnahmen  oder  Abbrechangen 
bestimmter  Folgerungen  ein  richtiges  Verhältniss  herstellen  könnten.  Immer 
wären,  in  grösserem  oder  kleinerem  Masse,  die  schweren  Unzukömmlich- 
keiten zu  besorgen,  welche  —  wie  oben,  S.  178,  bereits  angegeben  ist  — 
aus  einem  Nebeneinanderbestehen  mehrerer  von  einander  ganz  unabhängiger 
Gewalten  innerhalb  desselben  Gebietes  und  bei  gemeinschaftlichen  Untere 
geordneten  entstehen  mtlssen.  Dass  im  vorliegenden  Falle  nidit  zwei,  son- 
dern  drei  solcher   von   einander   unabhängiger  Gewalten   neben   einander 
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bestanden,  würde  natflrlich  dasUebel  nur  nodi  yerschlimmem,  and  arwar  in 
doppelter  Weise;  einmal,  indem  der  Staat  mit  zwei  Nebenbuhlern  statt  nur 
Einem  zn  thun  h&tte;  zweitens,  weil  leicht  audi  die  beiden  Kirchen  anter 
sich  in  Streit  gerathen  könnten,  bei  dem  fraglichen  Systeme  aber  eine  über 
den  Hadernden  stehende  and  ihnen  Frieden  auflegende  Macht  nicht  bestände. 
Dass  es  aber  auch  nicht  thanlich  ist,  in  erster  Linie  den  Kirchen 
einen  vorherrschenden  Einflass  auf  die  Leitung  der  politi- 
tischen  Angelegenheiten  zu  Oberlassen  und  hiervon  nur  etwa  in  ein- 
zelnen bestimmten  Beziehungen  abzugehen,  ist  leicht  zu  zeigen.  Die  Sache 
ist  schon  principiell  nicht  möglich.  Die  Aufgabe  des  Rechtsstaates  muss 
sein  und  bleiben,  seiner  Gewalt  die  unbeeinflusste  Leitung  des  ganzen 
staatsbOrgerlidien  und  bürgerlichen  Lebens  zu  vindiziren,  die  Kirchen  aber 
nicht  nur  auf  das  Gebiet  des  Glaubens  und  des  Kultus  zu  beschränken, 
sondern  auch  dieselben,  unbeschadet  ihrer  berechtigten  Thätigkeit,  dem 
einheitlichen  Organismus  des  Zusammenlebens  einzufügen  wie  alle  anderen 
gesellschaftlichen  Gestaltungen  im  Volke.  Ein  Verein  zu  gemeinschaftlicher 
Gottesverehrung  verdient  allerdings  seines  Zweckes  wegen  eine  hohe  Achtung 
und,  woferne  es  nöthig  wird,  kräftigen  Schutz;  es  ist  ohne  Zweifel  zweck- 
mässig, wenigstens  den  grossem  Kirchen  auch  im  öffentlichen  Leben  eine 
bevorzugte  Stellung  einzuräumen:  allein  ihrem  innersten  Wesen  nach  ist 
eine  Religionsgesellsdiaft  doch  nicht  verschieden  von  den  übrigen  gesell- 
schaftlichen Kreisen,  welche  zusammen  den  Inhalt  des  Volkslebens  und  einen 
Hauptgegenstand  der  Ueberwachung  und  Zusammenordnung  des  Staates  aus- 
machen. Eine  grundsätzliche  Untergebung  des  Staates  unter  einen  einzelnen 
Theil  des  Gesanmitlebens  bliebe  somit  eine  vollständige  Verkehrung  der  Be- 
griffe, auch  wenn  die  Folgerung  doch  da  oder  dort  gebrochen  werden  wollte. 
Allein  selbst  wenn  dem  Allem  nicht  so  wäre,  somüsstendie  praktischen  Folgen 
abschrecken.  Wie  verderblich  ein  kirchlicher  Einflass  auf  ,die  gesammten 
Zustände  eines  Staates  und  Volkes  zu  wirken  pflegt,  ist  oben  bereits  ange- 
deutet worden.  Vergeblich  würde  man  aber  hoffen,  durch  Ausnahmebe- 
stimmungen einzelne  Theile  der  Verwaltung  oder  des  Volksgebahrens  sicher 
stellen  zu  können.  Theils  bliebe  immer  der  mittelbare  Einfluss;  theils  fände 
sich  leicht  Nachgiebigkeit  über  die  Verpflichtung  hinaus  gegenüber  von  der 
mächtigen  Korporation.  Endlich  steht  noch  die  vorausgesetzte  Parität  ent- 
gegen. Wie  ein  bestimmender  Einfluss  zweier  gleichberechtigter,  höchst 
wahrscheinlidi  aber  vielfeush  unter  sich  im  Widerspruche  befindlicher  und 
Verschiedenes  wollender  Kirchen  eingerichtet  werden  könnte,  ist  gar  nicht 
einzusehen.  Mit  der  Einräumung  eines  Vorzuges  an  nur  Eine  derselben 
wäre  aber  die  Gleichberechtigung  vernichtet,  ja  sogar  der  begünstigten 
Kirdie  mittelbar  die  Möglichkeit  zu  einer  völligen  Unterdrückung  der  Neben- 
buhlerin  gegeben. 
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Endlich  kann  in  einem  deutschen  Lande  von  dem  amerikanischen 
Systeme  nicht  die  Rede  sein,  selbst  ^enn  man  ihm  die  schärfsten  Spitzen 
abbrechen  würde.  Es  widerstrebt  dasselbe  der  geschichtlichen  Entwicklung 
und  allen  Gewohnheiten.  Sicher  würde  das  allgemeine  Gefühl  verletzt 
werden,  wenn  die  alten  und  grossen  Kirchen  einfach  unter  das  polizeiliche 
und  privatrechtliche  Yereinsgesetz  gestellt  werden  wollten;  nnd  noch  stärker 
vielleicht,  wenn  alle  Religionsvereine  ohne  Unterschied,  seien  sie  nun  von 
weltgeschichtlicher  Be4eutang  oder  nnr  ein  Conventikel  einiger  Schwärmer 
and  Schwätzer,  seit  Jahrhunderten  erprobt  oder  erst  gestern  versuchsweise 
zusammengetreten,  mögen  ihre  liChren  der  Sittlichkeit  und  einer  erhebenden 
Weltanschauung  dienen  oder  von  Widersinn  und  Barbarei  wimmeln,  auf 
ganz  gleiche  Stufe  gestellt  werden  wollten.  Die  katholische  Kirche,  eine 
protestantische  Landeskirche  müssen  nadi  Anschauungen,  welche  als  mass- 
get>end  anzuerkennen  sind,  auch  dem  Staate  etwas  Anderes  und  müssen 
ihm  mehr  sein,  als  eine  Actiengesellschaft  oder  ein  Leseverein,  lieber- 
diess  würden  die  mit  dem  ganzen  Systeme  irgend  verträglichen  Modifica- 
tionen  nur  von  geringem  Belange  sein  können.  In  der  Richtung,  dass  der 
Staat  die  ihm  als  achtungswerth  und  nützlich  erscheinenden  Kirchen  her- 
vorhöbe und  sie  entweder  durch  Rechtsverleihungen  oder  Unterstützungen 
auszeichnete,  die  ihm  unliebsamen  dagegen  unbeachtet  Hesse,  sind  Abwei- 
chungen von  dem  Grundgedanken  nicht  möglich;  sie  würden  diesen  geradezu 
aufheben.  Ein  Verbot  ganzer  Kategorieen  von  kirchlichen  Gesellschaften 
dagegen,  deren  Dogmen  oder  Gebräuche  für  das  sittliche  Bewusstsein  der 
grossen  Mehrheit  des  Volkes  verletzend  wären,  wie  z.  B.  polytheistischer, 
möchte  kaum  einen  nennenswerthen  Nutzen  bringen,  wenn  nicht  auch  hier 
wieder  durch  Ziehung  enger  Schranken  das  ganze  Princip  vernichtet  werden 
wollte.  Bei  einer  grossem  Freiheit  des  Gebahrens,  wie  es  doch  hier  grund- 
sätzlich sein  müsste,  wären  immerhin  noch  die  schädlichsteii  oder  thörigsten 
Secten  möglich  und  dann  auch,  wie  immer  sie  dem  Verstände  oder  dem  un- 
verdorbenen religiösen  und  sittlichen  Gefühle  zuwider  sein  möchten,  als  voll- 
berechtigt und  allen  übrigen  Religionsgesellschaften  gleichgestellt  zu  behan- 
deln. Auch  die  Zersplitterung  der  geistigen  und  der  materiellen  Kräfte 
könnte  in  einem  beklagenswerthen  Grade  eintreten. 

So  bleibt  denn  also  nichts  übrig,  als  den  Versuch  zu  machen,  ob  nicht 
auf  der  Grundlage  jener  Art  des  Nebeneinanderbestehens,  bei  welcher  zwar 
den  Kirchen  die  Aufstellung  und  Verfolgung  selbstständiger  Aufgaben  ein- 
geräumt wird,  dem  Staate  aber  doch  in  Beziehung  auf  gemeinschaftliche 
Interessen  ein  bestimmender  Ein fluss  und  bei  CoUisionen  eine  Ent- 
scheidung zusteht,  ein  zufriedenstellender  Zustand  hergestellt  werden  kann. 
Bedingung  des  Gelingens  ist  natürlich  dabei,  dass  nicht  nur  der  beiderseitige 
Reditsstand  auf  eine  unzweifelhafte  Weise  geordnet  werden  kann,  senden 
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dass  es  auch  möglich  ist,  die  mit  einer  folgerichtigen  Dorchftthrang  des 
Gedankens  verbundenen  Gefahren  und  wahrscheinlichen  Missbrftuche  zu  be- 
seitigen, namentlich  also  Eingriffe  des  Staates  in  die  Religion,  Verwelt- 
lidiung  der  Kirchen,  Benützung  derselben  zur  Yertheidigung  schlechter 
Regierung,  hieraus  folgenden  Hass  und  Abfall.  Die  Aufgabe  ist  keine  leichte; 
täuscht  aber  nicht  Alles,  so  mag  sie  doch  gelöst  werden,  wenn  nachstehende 
Forderungen  erfeQlt  werden^ 

Vor  Allem  ist  die  rechtliche  Stellung  des  Staates  klar  zu  hezeichnen, 
damit  darttber  kein  Zweifel  bestehe,  was  er  zu  thun  und  zu  verlangen  be* 
fugt  ist.  £s  mnss  daher  ausgesprochen  sein,  dass  die  Staatsgewalt  in  der 
Durchführung  der  sämmtlichen  Aufgaben  des  Rechtsstaates,  und  zwar  unter 
Beobachtung  der  gesetzlich  bestehenden  Formen,  von  keiner  in  seinem  Gebiete 
bestehenden  physischen  oder  moralischen  Person,  somit  auch  von  den  Kir- 
chen nicht,  rechtlich  gehindert  werden  kann;  dass  er  also  berechtigt  ist, 
jede  kirchliche  Forderung  zurückzuweisen,  deren  Erfüllung  mit  einem  ver- 
fassungsmässigen Staatszwecke  oder  einer  gesetzlichen  Einrichtung  unverein- 
bar wäre,  und  dass  selbstgesetzten  Rechten  einer  Kirche  keine  Geltung  zu- 
kommt, wenn  sie  mit  einem  gebietenden  oder  verbietenden  Gesetze  des 
Staates  zusammenstossen.  Ein  wesentlicher  Grundsatz  des  Rechtsstaates  ist 
die  Gewissensfreiheit  der  Bürger;  es  kann  also  von  der  Einräumung  eines 
Zwangsredites  an  die  Kirchen  auf  alleinige  Ausübung  ihres  Bekenntnisses 
keine  Rede  sein,  vielmehr  muss  die  Bildung  neuer  Religionsgesellschaften 
als  ein  vom  Staate  gewährleistetes  Recht  ausgesprochen  sein,  und  nur  ihm 
die  endgültige  Entscheidung  darüber  zuzuerkennen,  welche  Religionsgenossen- 
schaften mit  seinem  Dasein  und  seiner  Angabe  überhaupt  vereinbar  sind. 
Endlich  darf  man  sich  nicht  bedenken,  einzelne  in  das  Gebiet  des  Mrch- 
liehen  Lebens  gehörige  Handlungen  von  einer  Billigung  oder  Mitwirkung 
des  Staates  abhängig  zu  machen,  wenn  bei  denselben  mit  Wahrscheinlichkeit 
Nachtheil  in  bürgerlicher  oder  staatlicher  Beziehung  zu  erwarten  ist. 

Auf  der  andern  Seite  ist  es  eben  so  nothwendig,  dass  die  Selbststän- 
digkeit und  Unabhängigkeit  der  einmal  zugelassenen  Kirchen  auf  dem  ge- 
sammten  religiösen  Gebiete,  also  in  Dogma,  Cultus,  Hierarchie  und  Dis- 
di^n,  unumwunden  anerkannt  werde.  Niemals  kann  auch  in  untergeordneten 
und  an  sich  gleichgültigen  Dingen  das  blosse  Missfallen  des  Staates  oder 
die.  abweichende  persönliche  Anschauung  des  Staatsoberhauptes  eine  Ein- 
sprache begründen,  sondern  erst  eine  nachgewiesene  Unvereinbarkeit  mit 
den  Gesetzen.  Die  Bildung,  Bestellung  und  gesellschaftliche  Berechtigung 
der  Geistlichen  ist  Sache  der  Kirchen;  nur  wenn  dieselben,'  mit  Zustimmung 
der  Kirchen,  auch  zu  weltlichen  Diensten  verwendet  werden,  mag  der  Staat 
entsprechende  Forderungen  stellen.  Derselbe  ist  schuldig,  den  zugelassenen 
kirchliehen  Gesellschaften  diejenigen  bürgerlichen  Rechte  einzuräumen,  welche 
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sie  za  ihrem  Bestehen  nothwendig  bedürfen.  Namentlich  kann  ihnen  Eigen- 
thomsrecht  nicht  verweigert  werden.  In  wie  ferne  ihnen  aber  weitergehende 
Befugnisse,  zum  Beispiele  bestimmte  Ehrenrechte,  höherer  gesetzlicher  Schutz 
fOr  kirchliche  Anstalten,  Beamte  und  Eigenthumsstflcke,  Einflnss  auf  bestimmte 
Handlungen  und  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens,  eingeräumt  werden 
wollen,  steht  lediglich  im  Belieben  des  Staates;  einen  rechtsbegrOndeten 
Anspruch  kann  eine  Kirche  hierauf  nicht  machen.  Doch  wird  allerdings 
richtige  Staatsklugheit  rathen,  altbegründeten,  weitverbreiteten  und  mit  den 
Gewohnheiten  sowie  der  sittlichen  Lebensaufiassung  des  Volkes  enge  ver- 
wachsenen Kirchen  Rechte  dieser  Art  zu  gewähren,  sie  dadurch  zu  befestigen 
und  vor  weniger  nützlichen  und  wünschenswerthen  Vereinen  oder  blos  vor- 
übergehenden Versuchen  auszuzeichnen.  Der  Staat  selbst,  als  Anstalt  und 
Organismus,  gehört  keiner  Kirdie  an ;  allein  in  einem  deutschen  Lande  kann 
er  es  nur  billigen  und  unterstützen,  wenn  die  christliche  Gesittigung,  weldie 
auch  seine  ganze  Gesetzgebung  und  Handlungsweise  durchdringt,  in  den 
gewohnten  und  erprobten  Weisen  vorzugsweise  obwaltet. 

Endlich  ist  aber  in  dem  hier  angenommenen  Falle  eines  paritätischen 
Landes  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  der  Gleichberechtigung  der  beiden 
grossen  Kirchen  kein  Eintrag  geschieht  und  das  friedliche  Zusammenleben 
ihrer  Bekenner  nicht  durch  unduldsame  Handlungen  von  der  einen  oder  der 
andern  Seite  gefährdet  wird.  Hierzu  reicht  nun  aber  das  blosse  gesetzliche 
Aussprechen  dieser  Gleichberechtigung  und  selbst  die  Aufrechterhaltung  der- 
selben in  den  eigenen  Handlungen  der  Staatsgewalt  nicht  aus;  sondern  es 
muss  auch  jeder  Anmassung  eines  Vorranges  von  Seiten  einer  Kirche  und 

jedem  verletzenden  Benehmen  gegen  Andersdenkende  mit  der  ganzen  Strenge 

» 

des  Strafgesetzes  und  im  Nothfalle  mit  der  gesammten  Macht  des  Staates  ent- 
gegengetreten werden.  Beliebige  Selbstschätzung,  Vertheidigung  der  eigenen 
Lehre  und  anständige  Kritik  anderer  Dogmen,  selbst  Ausdehnung  des  Kreises 
der  Gläubigen  durch  Belehrung,  steht  einer  Kirche  zu;  nicht  aber  die  Be- 
fugniss,  die  gleichen  Ansprüche  Anderer  zu  läugnen  und  Verachtung  oder 
Hass  gegen  solche  zu  äussern. 

Auf  diese  Weise  liegt  denn  allerdings  kein  aus  einem  einzelnen  ober- 
sten Satze  mit  logischer  Folgerichtigkeit  abgeleitetes  System  vor.  Der 
Staat  sucht  vielmehr  die  Thatsachen  und  die  aus  ihnen  entwickelten  Ver- 
hältnisse zu  vereinigen  mit  seinen  eigenen  Rechten  und  Pflichten  und  mit 
der  ihm  unentbehrlichen  Gewalt.  Er  nimmt  namentlich  die  katholische 
Kirche,  obschon  sie  in  ihrer  Grundlage  auf  einem  wesentlich  vou  dem  des 
modernen  Staates  verschiedenen  Boden  steht,  als  gegeben  an,  und  bestreitet 
ihr,  selbst  wo  er  sich  deren  Lehren  etwa  anders  wünschen  möchte,  das 
Recht  zu  denselben  so  lange  nicht,  als  er  irgend  daneben  glaubt  bestehen 
zu  können.    Nur  da,  wo  die  Ei-fahrung  eine  Unvereinbarkeit  seiner  Zwecke 
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ond  £mrichtimgen  mit  denen  einer  Kirche  lehrt,  oder  wo  er  Besorgniss 
Tor  Uebergriffen-  hegen  zu  müssen  glaubt,  tritt  er  befehlend  oder  verbietend 
auf;  dann  aber  allerdings  auch  ohne  Rücksicht  darauf,  was  das  von  einer 
Kirche  sich  selbst  gegebene  Recht  bestimmt.  £r  rechnet  also  mit  den  thatsäch- 
Uch  vorhandenen  Faktoren  und  sucht  dadurch  den  Verlangen  wo  nicht  aller, 
60  dodi  der  grossen  Mehrzahl  seiner  Unterthanen  gerecht  zu  werden;  und 
wenn  es  auch  nicht  wahrscheinlich  ist,  dass  er  auf  solche  Weise  jedem 
Streite  mit  kirchlichen  Gewalten  oder  Parteien  entgehen  wird,  so  kann  er 
doch  eine  gesetzliche  Grundlage  gewinnen  zu  einer  befriedigenden  und  in 
seinem  Sinne  siegreichen  Schlichtung  solcher  Widersprüche. 

'  Dieser  Standpunkt  ist  aber  ein  praktisch  richtiger  und  ausführ- 
barer. UnUugbar  hat  jedes  in  sich  abgeschlossene  und  folgerichtig  durch- 
gearbeitete System  seinen  grossen  Werth;  allein  häufig  ist  im  Leben  die 
DnrchfEQirung  eines  solchen  nicht  möglich.  Neben  der  Logik  der  Schlüsse 
steht  auch  die  Logik  der  Thatsachen;  und  es  ist  thöricht,  den  Frieden  und 
die  Möglichkeit  des  Zusammenlebens  einer  unerbittlichen  Geltendmachung  von 
Grundsätzen  zu  opfern.  Namentlich  dtlrfeu  dem  Staate  vorbehaltene  De- 
schränkungs-  oder  Mitwirkungsrechte  nicht  stutzig  machen.  Wenn  die  ge- 
schichtlichen Zustände  und  die  bestehenden  Gesittigungsfordeningen  zu  Gunsten 
der  Kirchen  beachtet  werden,  so  ist  es  nicht  mehr  als  billig  und  logisch, 
als  dass  denselben  Thatsachen  auch  da  Beachtung  geschenkt  wird,  wo  sie 
der  Staat  zum  Behufe  eines  ihm  oder  dem  allgemeinen  Besten  nothwendigen 
Rechtes  anruft.  Ausserdem  aber  ist  wohl  zu  bedenken,  dass  dem  Staate 
eine  streng  folgerichtige  Handlungsweise  in  Beziehung  auf  die  kirchlichen 
Gesellschaften  überhaupt  nur  unter  der  Voraussetzung  angemuthet  werden 
kann,  wenn  auch  die  Kirchen  immer  von  Grundsätzen  ausgehen,  welche 
mit  einem  solchen  Verhalten  übereinstimmen.  Dass  dem  aber  nicht  immer 
so  ist  und  nicht  mit  Sicherheit  erwartet  werden  kann,  lehrt  leider  die 
Geschichte, 

m. 

Von  der  Zuständigkeit  sur  Festatellung. 

Sind  die  Grundgedanken  aufgefunden,  nach  denen  in  einem  concreten 
Falle  das  Verhältniss  des  Staates  zu  den  in  seinem  Gebiete  befindlichen 
Religionsgesellschaften  am  besten  geordnet  wird,  so  ist  alsbald  die  weitere 
Frage  zu  beantworten:  wie  diese  Sätze  aus  der  Welt  der  Theorie  und  der 
Wünsche  in  die  Wirklichkeit  herübergeführt  und  als  positive  Vorschrif- 
ten aufgestellt  werden  können?  Diese  Frage  aber  ist  gleichbedeutend  mit 
der  andern:  wem  die  Zuständigkeit  zu  einer  solchen  Gesetz- 
gebung zukomme? 

Der  Punct  erfordert  eine  genaue  Untersuchung  und  unangreifbar  richtige 
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ErledigQSg,  weil  manchfacher  Streit  über  die  Antwort  besteht  und  doch 
selbstYerstftndiich  die  Gültigkeit  der  Nonnen  bedingt  ist  dorch  die  ^ustftndig- 
keit  des  Anordnenden.  Aach  mag  man  dabei  mit  zflhen  und  vielleicht 
kecken  Gegnern  zu  thun  bekommen.  (Einen  Beweis  von  der  Bedeutung  der 
Sadie  mögen  z.  B.  die  Verhandlungen  geben,  welche  bei  Gelegenheit  des 
badisdien  Kirchenstreites  über  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  einer  mit 
dem  pflpsüichen  Stuhle  abgeschlossenen  Convention  entstanden.)  Im  übrigeH 
wird  es  gestattet  sein,  die  Erörterung  zu  beschränken  auf  den  besonderen 
als  thats&düich  angenommenen  Fall,  nftmlich  auf  die ,  staatlich-kirchlidie 
Ordnung  in  einem  constitutionellen  Rechtsstaate  mit  paritätischem  Lande. 
Eine  Ausdehnung  der  Untersuchung  auf  sämmtüche  mögliche  Systeme  würde, 
ohne  unmittelbaren  Nutzen  zu  gewähren,  sehr  weit  führen,  indem,  wie  bei 
kurzem  Nachdenken  eingesehen  werden  mag,  die  Frage  der  Zuständigkeit 
ganz  anders  zu  beantworten  ist  in  einer  Theokraüe  als  in  einem  Staate  mit 
amerikanischem  Systeme  u.  s.  f.  . 

Auch  bei  der  engeren  Begränzung  ist  nun  aber  ein  doppelter  Zustand 
wohl  zu  unterscheiden.  Es  kann  sich  nämlich  entweder  von  der  Aufstellung 
einer  staaüidi-kirchlichen  Ordnung  in  einem  Lande  handeln,  in  welchem 
bisher  rechtsgültige  Bestimmungen  nicht  bestanden  haben,  wo  also  ohne 
äusseres  Hindemiss  nach  allgemeinen  Grundsätzen  verfahren  werden  mag; 
oder  aber  es  bestehen  bereits  gegenüber  von  einem  Theile  der  vorhandenen 
Kirdien,  oder  auch  ihrer  Gesammtheit,  positive  Gesetze,  welche  aber  als 
unzuträglich  oder  ungenügend  erkannt  sind  und  geändert  werden  sollten.  — 
Beide  Fälle  sind  abgesondert  zu  betrachten. 

1. 
Freie,  durch  positives  Recht  nicht  gehinderte  Ordnung. 

Die  Voraussetzung,  dass  gültige  positive  Bestimmungen  über  das  Ver- 
hältniss  des  Staates  zu  den  in  seinem  Gebiete  befindlichen  Kirchen  gar  nicht 
bestehen,  kann  sich  aus  manchfachen  Gründen  verwirklichen.  Entweder  hat  eine 
ausgebildete  Gesetzgebung  in  diesem  Puncte  überhaupt  noch  nie  bestanden; 
man  hat  nach  mehr  oder  weniger  bestimmten  und  ausreichenden  Gewohn- 
heiten gelebt,  welchen  aber  keine  förmliche  Rechtslcraft  zukam.  Oder  es 
sind  Kirdien  neu  entstanden,  wenigstens  durch  Gebietserweiterungen  in  den 
Staat  neu  eingeführt  worden  ohne  bindende  Rechtsbedingungen.  Es  kann 
das  bii^erige  öffentliche  Recht  eines  Landes  durch  eine  Revolution  völlig 
umgeatossen  worden  sein,  oder  hat  sich  ein  Staat  vollkommen  neu  gebildet. 
Häufig  genug  sind  ursprünglich  gewaltsame  und  somit  unrechtliche  Zer- 
trümmerungen staatlich-kirchlicher  Einrichtungen  allmählig  in  Gewohnheits- 
recht übergegangen  oder  gar  durch  allgemeine  völkerrechtUche  Anerken- 
nungen gut  geheissen  worden.   U.  s.  f.    In  allen  solchen  Fällen  ist  offenbar 
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eine  klar  bewusste,  dem  Wesen  der  Verfassung  entsprechende  Ordnung  auch 
dieser  Angelegenheit  ein  grosses  Bedflrfoiss,  and  es  mnss  feststehen,  wer 
zur  Herstellung  berechtigt  ist. 

Die  Frage  wird  nun  gewöhnlich  so  gestellt:  ob  die  erforderlidien  Yor- 
schriften  einseitig  von  der  Staatsgewalt  gegeben  werden  können,  oder  ob 
eine  Yereinbarong  derselben  mit  der  betreffenden  Eirchengewalt  nothwendig 
sei?  Auch  wird  in  der  Regel  die  Sache  nur  in  Beziehung  auf  die  katho- 
lische Kirche  erwogen.  Beides  ist  unrichtig.  Jene  Alternative  ist  unlogisch, 
da  sie  nicht  die  sämmtlichen  Möglichkeiten  um&sst.  Leuchtet  doch  ein, 
dass  dreierlei  F&lle  denkbar  sind:  einseitige  Feststellung  von  Seiten  des 
Staates;  einseitige  Entsdieidung  der  Kirchengewalt;  Verabredung  zwischen 
beiden.  Was  aber  die  stillschweigende  Beseitigung  der  protestantischen 
Eorchen  betrifft,  so  tritt  zwar  theils  bei  der  vom  Staate  ganz  getrennten 
Organisation  der  katholischen  Kirche  und  bei  ihrer  weit  grösseren  Macht 
die  Frage  schärfer  hervor,  theils  ist  die  DurchfOhrung  der  Antwort  practisch 
schwieriger  gegen  deren  Willen;  allein  grundsätzlich  steht  die  Sache  in 
Beziehung  auf  eine  protestantische  Kirche  ganz  auf  demselben  Rechtsboden. 
Abgesehen  von  presbyterianisch  eingerichteten  Kirchen,  in  welchen  von 
einem  Zusammenfallen  der  Kirchengewalt  mit  der  Staatsgewalt  nicht  einmal 
formell  die  Rede  sein  kann,  ist  auch  da,  wo  der  Landesherr  die  Stellung 
eines  obersten  Bischofes  einnimmt,  die  Selbstständigkeit  der  Kirche  nicht 
beseitigt  und  hat  ein  Staatsgesetz  nicht  die  Bedeutung  eines  Kirchengesetzes, 
falls  ein  solches  nöthig  sein  sollte.  Die  Antwort  Aber  die  Zuständigkeit 
zur  Ordnung  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  gilt  also  auch  in  Be- 
ziehung auf  die  protestantische  Kirche. 

Allein  selbst  wenn  diese  beiden  Fehler  vermieden  werden,  so  ist  es 
nicht  zweckmässig,  die  Untersuchung  mit  der  Person  des  Berechtigten  zu 
beginnen.  Diese  ergiebt  sich  als  Folgerung  von  selbst.  Die  Kardinalfrage 
ist  vielmehr;  für  welches  Gebiet  der  menschlichen  Lebensthätig- 
keit  die  festzustellenden  Normen  bestimmt  sind,  fdr  welchen 
Organismus  sie  als  Vorschriften  gelten  sollen?  Mit  anderen  Worten:  ob 
sie  dem  Inhalte  nach  Staatsgesetze  oder  Kirchengesetze  oder  eine  Ver- 
bindung von  beiden  sind?  Ist  diese  Frage  entschieden,  so  ist  auch  die 
Zuständigkeit  ausgesprochen,  denn  es  kann  ja  kein  Schatten  eines  Zweifels 
darüber  bestehen,  dass  die  gesetzgebende  Gewalt  des  betreffenden  Gebietes, 
und  dass  nur  diese,  die  Vorschriften  zu  geben  berechtigt  ist. 

Die  Antwort  auf  diese  Grundfrage  liegt  nun  aber  in  dem  hier  zunächst 
unterstellten  Falle  ganz  klar  vor.  Mit  Ausnahme  einiger,  unten  näher  zu 
besprechender,  Nebenpuncte  handelt  es  sich  in  dem  so  eben  entwickelten 
gemischten  Systeme  ausschliesslich  von  Grundsätzen,   welche  der  Staat 

befolgen  wiU  und  soU,   von  Vorschriften,  welche  er  seinen  Organen  und 

18* 
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Unterthanen  giebt,  oder  von  Rechten,  welche  er  anf  seinem  (Gebiete  den 
letzteren  znsagt.  In  folgerichtiger  Entwicklung  seines  obersten  Gedankens 
erkennt  der  (Rechts-)  Staat  die  Gewissensfreiheit  seiner  Bürger  an,  d.  h. 
er  erklärt,  dieselben  nicht  hindern  zu  wollen  in  der  Entwicklung  ihrer 
religiösen  Bildung,  namentlich  dem  Znsammentritte  zu  eigens  organisirten 
religiösen  Gesellschaften  nichts  in  den  Weg  zu  legen.  Er  gewährt  sogar 
auf  seinem  Rechtsgebiete  diesen  Vereinen,  oder  wenigstens  einzelnen  be- 
stimmten derselben,  positive  Vorrechte,  deren  Verleihung  nur  von  ihm  ab- 
hängt. Er  spricht  sich  die  Befugniss  ab,  in  die  inneren  Angelegenheiten 
der  kirchlichen  Gesellschaften  irgend  wie  einzugreifen,  erkennt  vielmehr,  so 
weit  es  ihn  betrifft,  die  freie  Autonomie  derselben  an.  Wenn  er  aus- 
nahmsweise glaubt,  einen  bestimmten  Verein  nicht  dulden  zu  kOnnen,  so 
sollen  lediglich  ihn  betreffende  Verhältnisse,  und  nicht  etwa  religiöse,  der 
Entscheidungs-  und  Berechtigungsgrund  sein.  Der  Staat  ist  es  aber  auch, 
welcher  erklärt,  dass  er  die  sämmüichen  Kirchen  seinem  Gesammtorganismus 
unterordnen  und  von  Secten  derselben,  welche  aus  seinen  Unterthanen  be- 
stehen, keinen  Widerspruch  mit  seiner  allgemeinen  Au^be,  keinen  Un- 
gehorsam im  Einzelnen  gegen  seine  Ver&ssung  und  Gesetze  dulden  werde; 
und  wenn  er  zur  Durchführung  dieses  seines  Hoheitsrechtes  Einrichtungen 
nöthig  findet,  z.  B.  Ueberwachuugsbehörden,  die  Anzeige  beabsichtigter 
kirchlicher  Handlungen,  so  ordnet  er  sie  nach  Gutbefinden  auf  seinem  Ge- 
biete, nicht  etwa  im  Innern  der  Kirchen,  an.  Er  ist  es  endlich,  welcher 
die  Gleichberechtigung  der  beiden  grossen  Kirchen,  sowie  ihrer  einzelnen 
Anhänger,  in  allen  bflrgerlichen  und  staatlichen  Beziehungen  anordnet  in 
nothwendiger  Folgerung  aus  seinem  Verfassungsgrundsatze  der  Gewissens- 
freiheit und  ohne  alle  Rflcksicht  auf  die  von  der  einen  derselben  behauptete 
Alleinberechtigung  und  ausschliessliche  Wahrheit.  Mit  Einem  Worte,  es  ist 
der  Staat  und  immer  nur  der  Staat,  welcher  Grundsätze  fOr  sein  eigenes 
Verhalten  veröffentlicht  und  Vorschriften  Aber  Handlungen  und  -Zustände 
giebt,  die  auf  seinem  Gebiete  und  unter  seinem  Schutze  vor  sich  gehen 
sollen.  Von  Religiösem  ist  in  diesen  Normen  gar  nicht  die  Rede;  weder 
Lehre,  noch  Cult,  noch  Organisation,  noch  Disciplin  der  Kirchen  wird  mit 
einem  Worte  berührt.  Es  liegen  also  soweit  Staatsgesetze  und  nur 
Staatsgesetze  vor. 

Die  einzige  Ausnahme  machen,  falls  auch  solche  Nonnen  getroffen 
werden  wollen,  Vorschriften  über  die  Bildungsweise  der  künftigen  Kirchen- 
beamten, über  Verwendungen  derselben  zu  staatlichen  Geschäften,  z.  B.  zur 
Führung  der  bürgerlichen  Standesbücher,  oder  über  Thcilnahme  an  der 
Verwaltung  des  Kirchenvermögens.  Unzweifelhaft  ist  auch  der  Staat  bei 
einer  richtigen  Ordnung  dieser  Verhältnisse  mehr  oder  weniger  betheiligt; 
allein  wesentlich  gehören  sie   doch  zu  den  inneren  Angelegenheiten  der 
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Kirchen,    und  der  Staat  verlangt  hier  Handlungen    anf  einem   Gebiete, 
weldies  nach  seinen  eigenen  Grundsätzen  nicht  unter  seinem  Befehle  steht. 

Die  Folgerangen  ans  diesen  Sätzen  f&r  die  Zuständigkeit  zu  Erlassung 
der  betreffenden  Nonnen  ergeben  sich  von  selbst. 

Zur  Ausbildung  und  Bekanntmachung  reiner  Staatsgesetze  ist 
BdbstTerständlich  nur  der  Staat  berufen.    Dayon,  dass  Gesetze  dieser  Art 
einseitig  von  den  Kirchen  erlassen  und  dem  Staate  zur  Befolgung  abermittelt 
werden  könnten,  ist  natürlich  gar  nicht  die  Rede.  Ihnen  steht  nicht  entfernt 
ein  Anspruch  anf  Gesetzgebung  im  Staate  und  fttr  den  Staat  zu.    Allein 
dieser  bedarf  auch  bei  der  Ausübung  seines  Gesetzgebungsrechtes  nicht  einmal 
einer  Zustimmung  von  Dritten,  und  es  besteht  somit  auch  keine  Rechtspflicht 
zu  Yorgängiger  Verhandlung  mit  ihnen.    Lediglich  seine  Sache-  ist  es  auch« 
die  Formen  für  seine  gesetzgebende  Gewalt  nach  eigenem  Ermessen  zu  be- 
stimmen,  namentlich  also  in  einem  constitutionellen  Staate  die  Mitwirkung 
der  Volksvertretung  bei  bestimmten  Arten  von  befehlenden  Nonnen  anzu- 
ordnen, andere  aber  von  der  alleinigen  EntSchliessung  des  Staatsoberhauptes 
ausgehen  zu  lassen.    Eine  Beurtheilung,   ob  die  verfassungsmässigen  Vor- 
schriften im  einzelnen  Falle  audi  wirklich  eingehalten  worden  seien,   steht 
nur  den  dazu  berufenen  staatlichen  Organen  zu,   und  ist  höchstens  eine^ 
Frage  des  verfassungsmässigen  Gehorsams;  kirchliche  Behörden,  als  solche, 
haben  kein  Recht  der  Einmischung  und  Entscheidung.    Auch  die  Gültigkeit 
des  Inhaltes  solcher  Staatsgesetze  ist  nicht  bedingt  durch  die  Billigung  von 
Idrdilidier  Seite.    Es  ist  sehr  wohl  möglich,    dass  man  hier  sachlich  nicht 
zufrieden  ist  mit  dem  Rechte,  welches  der  Staat  für  sich  setzt;  allein  hieraus 
entsteht  nur  ein  Urtheil,  welches  richtig  oder  unrichtig  sein  mag,  aber  kein 
Veto,  und  eine  abgünstige  kritische  Gesinnung  hat  Ungültigkeit  der  Gesetze 
bekanntlich  nicht  zur  Folge.  —  Wenn  also  die  römische  Curie  erklärt,  dass 
sie  niemals  die  Gültigkeit  von  einseitig  erlassenen  Staatsgesetzen  anerkenne, 
sondern  nur  Bestimmungen,   welche  durch  Vereinbarung  mit  ihr  zu  Stande 
gekommen  seien:  so  ist  diess,  so  weit  es  sich  von  Normen  handelt,  welche 
nur  in  der  Sphäre  des  staatlichen  Lebens  wirken  sollen,  eine  ganz  unhalt- 
bare Anmassung.    Es  mag  sein,   dass  der  Staat  wohl  daran  thut,   vor  der 
Abfassung  von  Gesetzen  über  seine  Stellung  zu  den  Religionsgesellschaften 
eine  Unterhandlung  mit  kirchlichen  Behörden  (nicht  aber  etwa  bloss  mit 
dem  römischen  Stuhle)  zu  pflegen,   damit  er  mit  den  Wünschen  und  über- 
haupt mit  der  Sachlage  um  so  genauer  vertraut  sei,  und  um  sich  wo  mög- 
lich spätere  Streitigkeiten  und  Klagen  zu  ersparen.    Allein  einmal  ist  diess 
lediglich  freier  Wille  und  Klugheitsrücksicht  von  ihm,  nicht  aber  rechtliche 
Verpflichtung;   sodann  folgt  aus  einem  vorangehenden  Benehmen  über  die 
Sachlage  keineswegs  die  Nothwendigkeit,   die  nun  festzusetzenden  Normen 
in  die  Form  eines  Vertragsinstrumentes  zu  bringen,    Auch  die  Wahl  der 
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Form  ist  lediglich  wieder  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit;  und  zwar  kano 
sogar  im  Allgemeinen  dem  Abschlösse  eines  Vertrages  mit  einer  Kircfaen- 
gewalt  nicht  das  Wort  geredet  werden.  Abgesehen  davon  nämlich,  dass 
bei  einer  Vereinbarung  leicht  Nützliches  zum  Opfer  gebracht  wird;  femer 
dass  die  grössere  UnTcränderlichkeit  eines  Vertrages  den  in  allen  mensch- 
lichen Dingen  unvermeidlichen  Wechsel  auf  schädliche  und  selbst  gefthrliche 
Weise  verzögern  kann:  erscheint  Form  und  Hergang  eines  Vertrages  da, 
wo  der  Staat  einfach  zu  befehlen  berechtigt  ist,  als  unpassend  und  begri&- 
verwirrend.  Auch  ist  noch  zu  bedenken,  dass  wenn  einmal  die  Vertrags- 
form  gewählt  ist,  ohne  Verletzung  der  Gleichberechtigung  nicht  bloss  mit 
Einer  Kirche  zu  unterhandeln  ist^  sondern  sämmtliche  anerkannte  Religions- 
gesellschaften einen  gleichen  Anspruch  machen  können,  was  denn  nicht  nur 
zeitraubend  wäre,  sondern  auch  ganz  unnöthiger  Weise  Verschiedenheiten 
in  den  Bestimmungen  zur  Folge  haben  könnte,  während  einheitliches  Recht 
Här  AUe  möglich,  also  auch  räthlich  und  geboten  ist. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  da,  wo  der  Staat  Anordnungen  Ober 
Gegenstände  treffen  will,  welche  grundsätzlich  zu  dem  Gebiete  des 
kirchlichen  Lebens  und  zur  inneren  Ordnung  desselben  gehören.  Hier 
kann  nicht  im  Wege  der  einseitigen  Gesetzgebung  verfahren,  sondern  muss 
die  freie  Zustimmung  der  betreffenden  Kirche  erlangt  werden.  Ob  die  Sache 
an  sich  von  grösserem  oder  geringerem  Interesse  für  den  Staat  beziehungs- 
weise fOr  die  Kirche  ist,  macht  im  Rechte  keinen  Unterschied.  Die  Kirche 
braucht  auch  in  untergeordneten  inneren  Angelegenheiten  keinen  Eingriff 
zu  dulden,  und  der  Staat  ist  durch  einen  noch  so  grossen  Nutzen  nicht  zur 
tJeberschreitung  der  Grenzen  seines  Rechtes  befugt.  Auch  kann  in  der 
Einräumung  von  Vortheilen,  zu  welcher  der  Staat  seiner  Seits  keine  Ver- 
pfliditung  gehabt  hätte,  keine  Rechtspflicht  zur  Nachgiebigkeit  für  die  Kirche 
erkannt  werden,  'sondern  höchstens  ein  sittlicher  Grund  zur  Dankbarkeit. 
Von  selbst  ergiebt  sich  also  in  Beziehung  auf  solche  Punkte  auch  die  Noth- 
wendigkeit  einer  vorgängigen  Unterhandlung,  und  es  wird  die  naturgemässe 
Form  der  zu  Stande  gebrachten  Uebereinstimmung  ein  Vertragsinstrument 
sein.  In  wie  ferne  eine  Vereinbarung  dieser  Art  von  der  Regierung  allein 
abgeschlossen  werden  kann,  oder  ob  auch  noch  eine  Zustimmung  der  Volks- 
Vertretung  dazu  nothwendig  ist,  beantwortet  sich  nach  den  Satzungen  der 
'einzelnen  Staatsverfassung,  und  hängt  im  Zweifel  von  dem  sachlichen  In- 
halte ab '). 


1)  Bei  genaner  PrflAinflr  des  badiachen  €toaetees  vom  9.  Oet.  1860  Aber  dM  Verh&ltnlM  von 
Staat  und  Kirche  UUst  alch  nicht  Terkennen,  das  in  einigen,  allerdings  nur  ontergeordneten, 
Punkten  gegen  die  liier  anfgeeteUte  Antchanong  Tentoesen  Ist,  indem  b.  B.  die  Bestimmnngen 
ttherwissenschaftUche  Vorbildnng  der  GelstUchen  oder  ttberCk>ntrole  der  Verwaltung  ronKirchen* 
gtttem  nicht  als  an  dem  Gebiete  des  staatUchen  Lebens  geh((rig  betrachtet  werden  können,  and 
sie  doch  ohne  Zoittmmnng  der  mrehea  Torgeschiieben  .worden  sind.    Die  aar  Sechtfertigiuig 
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2. 

Abänderung  einer  zn  Recht  bestehenden  Ordnung. 

KeinesFwegs  ist  nun  aber  immer  so  TöUig  freie  Hand  für  neues  Recht 
and  Gesetz;  es  mag  auch  leicht  der  Fall  vorliegen,  dass  rechtsTerbindliche 
positive  Bestimmungen  bestehen,  w&hrend  doch  ein  anderes  Yerhältniss  *au8 
inneren  oder  äusseren  Gründen  nothwendig  geworden  ist.  Dass  hier  auf  eine 
rechtlich-untadelhafte  Weise  ver&hren  werden  muss,  bedarf  nicht  erst  eines 
Beweises.  Der  Staat  kann  Aber  die  einer  Kirche  zustehenden  wohlerworbenen 
Befugnisse  nicht  nach  Willkür  verfügen;  und  wenn  diess  nicht  das  Recht 
untersagte,  so  würde  schon  die  Klugheit  dazu  rathen  gegenüber  von  fest- 
organisirt^n  und  einflussreichen  Corporationen,  welche  erfahrungsgemäss 
zähe  an  ihren  Ansprüchen  halten  und  wohl  im  Stande  sind,  dem  Staate 
Yerlegenheiten  zu  bereiten,  wenn  sie  sich  auf  gutes  Recht  stützen  können. 

Sehr  übereilt  wäre  aber  der  Schluss,  dass  also  eine  positive  Gesetz- 
gebung unter  allen  Umständen  und  in  allen  ihren  Theilen  nur  nach  erzielter 
freier  Vereinbarung  mit  den  Kirchen  rechtsgültig  geändert  werden  könne. 
•Vielmehr  ist  auch  hier  vor  Allem  die  oben  aufgestellte  Unter- 
scheidung zu  beachten.  So  weit  die  bestehenden  Einrichtungen  aus- 
sdiliesslich  zu  dem  Gebiete  der  verfassungsmässigen  Thätigkeit  des  Staates 
gehören  und  einen  Theil  seines  Organismus  bilden,  hat  auch  der  Staat  das 
Recht  der  Aenderung,  natürlich  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Formen. 
Handelt  es  sich  dagegen  von  Aenderungen  von  Rechten,  welche  der  Staat 
innerhalb  des  Organismus  und  der  eigenthümlichen  Aufgabe  der  Kirchen 
ausnahmsweise  ausübte,  so  kann  hier  allerdings  nur  mit  Zustimmung  der 
betreffenden  Kirche  Neues  bestimmt  werden.  —  Nachstehende  Bemerkungen 
werden  diese  Sätze  näher  begründen  und  anwenden. 

Die  ausschliesslich  in  den  Thätigkeitskreis  des  Staates  gehörigen 
Bestimmungen  zerfallen  bei  näherer  Betrachtung  in  mehrere  Gruppen.  Ein 
Theil  derselben  ordnet  die  Behörden,  welche  der  Staat  zur  Besorgung 
seiner  Angelegenheiten  gegenüber  von  den  Kirchen  für  nöthig  findet,  weist 
ihnen  die  Stellung  im  Organismus  an,  setzt  die  Geschäftsformen  fest  u.  s.  w. 
Ein  anderer  Theil  besteht  aus  aUgemeinen  Grundsätzen,  in  welchen  sich 
der  Staat  über  sein  Verhältnis^  zu  den  Kirchen  ausspricht  und  durch  welche 
er  die  Grenzlinien  für  seine  Befugnisse  zieht.  Hierher  gehören  die  Prindpien 
Ober  Gewissensfreiheit,   über  Selbstständigkeit  der  Kirchen  auf  religiösem 


des  Üebertrrlires  wohl  geltend  gemachte  BewiUlgnng  yon  staatlichen  Vorthellen,  anf  welche 
den  Kirchen  kein«  Berechtignog  logestanden  hätte,  ist  nicht  stichhaltig,  and  swar  seihst  sitt- 
lich nicht,  weil  der  Staat  bei  der  Höherstellnng  der  beiden  grossen  Kirchen  auch  in  seinem 
eigenen  Interesse  su  handeln  glanbte.  Wenn  der  Verfasser  dieser  Blätter  an  diesem  Yerstosse 
aoeh  Antheil  genommen  hat,  so  bekennt  er,  nach  reiflicherer  Ueberlegnng,  itat  wiWg  setnen 
Irrthiun.  Diese  Punkte  hätten  ans  dem  einseitig  erlassenen  Btaatsgesetse  entfernt  and  aafYer- 
handlangen  mit  den  Kirchenbehdrden  Terwiesen  werden  sollen. 
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Gebiete,  über  Anerkennung  oder  ZortLckweisnng  neuer  Religionsgesellscfaafteii, 
über  Unterordnung  der  Kirchen  unter  die  Staatsgesetze  in  allen  bflrger- 
liehen  und  politischen  Beziehungen,  über  Besorgung  des  öffentlichen  Unter- 
richtes durch  den  Staat,  über  die  persönliche  Stellung  der  Kirchenbeamten 
im  Staate  und  in  Beziehung  auf  weltliche  Angelegenheiten,  n.  s.  w.  Eine 
dritte  Abtheilung  bilden  die  Schut^massregeln,  durch  welche  der  Staat  sich 
und  seine  Bürger  gegen  etwaige  Uebergriffe  und  Verletzungen  von  Seiten 
der  Kirchen  zu  bewahren  sucht;  die  Strafgesetze  gegen  Missbränche  bei 
geistlichen  Handlungen,  die  Controle  der  von  geistlichen  Gerichten  erkannten 
Strafen,  der  recursus  ab  abusu,  das  Placet  u.  dgl.  Endlich  mögen,  viertens, 
den  Kirchen  positive  Begünstigungen  innerhalb  des  staatlichen  Lebens  ein- 
geräumt sein,  wie  z.  B.  Gewährung  eines  höheren  Schutzes  für  ihr  Eigen- 
thum,  eine  Gleichstellung  der  Kirchenbeamten  mit  den  Staatsdienem  in 
Beziehungen  auf  Ehrenrechte,  Antheil  an  ständischer  Vertretung.  —  Dass 
in  Betreff  der  in  die  erste  Abtheilung  gehörigen  Einrichtungen  der  Staat 
völlig  freie  Hand  hat  zu  Bestimmung,  Abänderung  und  Aufhebung,  bedarf 
nicht  erst  eines  Beweises.  Es  sind  diess  ja  lediglich  innere  Angelegenheiten 
der  Regierung.  Hierüber  ist  denn  auch  wohl  kaum  je  ein  Streit  gewesen. 
Ebenso  ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  die  hier  in  Frage  stehenden^  Aende- 
rungen  in  der  Regel  werden  im  einfachen  Verordnungswege,  somit  ohne 
Zustimmung  der  Stände,  vorgenommen  werden  können.  —  Eine  solche 
Uebereinstimmung  ist  nicht  vorhanden  in  Betreff  der  allgemeinen  Grundsätze. 
Die  Kirchen  versuchen  hier  wohl  in  einzelnen  Beziehungen  Forderungen 
geltend  zu  machen,  welche  mit  den  Ansichten  des  Staates  nicht  überein- 
stimmen, und  sich  auf  den  Grund  ihrer  heiligen  Bestimmung  oder  göttlichen 
Einsetzung  Vorrechte  anzueignen;  namentlich  geht  die  katholische  Kirche 
hier  sehr  weit.  Von  selbst  versteht  sich  dann  auch,  dass  in  solchen  Be- 
ziehungen die  Khxhen  bei  Aenderungen  der  bestehenden  Gesetze  Mitwirkung 
verlangen  und  das  bisher  Angeordnete  als  ihr  Recht  erklären.  Diese  An- 
sprüche sind  nun  aber  entschieden  unbegründet  und  beruhen  auf  offenbaren 
Begriffsverwechslungen.  Jede  Kirche  mag  sich  und  ihre  Beamten  nach 
ihrem  Gutdünken  selbst  hoch  stellen,  und  die  Anerkennung  dieser  Hoheit 
und  Heiligkeit  im  Inneren  der  Gesellschaft  von  den  Mitgliedern  verlangen; 
es  ist  diess  lediglich  Sache  der  inneren  Ueberzeugung  und  etwa  der  Bildung. 
Allein  sie  hat  kein  Recht  darauf,  ausserhalb  des  Kreises  ihrer  Gläubigen 
ein  Gleiches  zu  verlangen,  also  auch  nicht  vom  Staate.  In  einem  Rechts- 
staate namentlich,  und  bei  der  Gesittigungsstufe  des  Volkes,  welche  diese 
Staatsart  bedingt,  sind  Forderungen  auf  ausschliessliche  Anerkennung,  auf 
Leitung  des  Unterrichtes  und  dergleichen  eitle  Anmassungen,  welche  mit 
den  obersten  hier  anerkannten  Zwecken  des  Zusammenlebens  im  Wider- 
spruche stehen.    Und  selbst  wenn  etwa  das  eine  oder  das  andere  dieser 
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Begehren  bisher  thatsächlich  bewilligt  gewesen  wäre,  so  bestflnde  kein 
fOnnlicfaes  Recht  auf  Beibehaltung,  wenn  der  Staat  zu  folgerichtiger  Dorcfa- 
fthmng  seiner  obersten  Grandsätze  eine  Aendemng  eintreten  lassen  wollte. 
£8  wird  nur  eine  freiwillig  geflbte  Kadigiebigkeit,  welche  eigentlich  gar 
nie  h&tte  stattfinden  sollen,  bei  besserer  Einsicht  znrflckgenonunen;  diess 
nag  den  bisher  im  Genasse  Befindlichen  schmerzlich  sein,  es  ist  aber  kein 
Unrecht.  Eine  Kirche  z.  B.,  weldie  bisher  vom  Staate  dlein  anerkannt 
war,  kann  nicht  verlangen,  dass  diese  Bedrt&ckung  Dritter  fortgeführt  werde. 
Ihr  wirkliches  Recht  ist  völlig  gewahrt,  wenn  der  Staat  ihr  selbst  aach 
kftnftig  kein  Hindemiss  bei  der  Yej^olgung  ihrer  Zwecke  innerhalb  ihres 
Sreises  macht.  Mit  Einem  Worte:  es  findet  bei  den  prindpiellen  Verhält- 
nissen des  Staats  za  den  Kirchen  darchaas  dieselbe  Sadüage  statt,  wie  bei 
der  Feststellang  und  Aendemng  der  Hoheitsrechte  gegenflber  von  anderen 
Theilnehmem  des  Staatsverbandes.  Zu  einer  Ziehung  neuer  Grenzen  der 
Staatsgewalt  oder  der  Geltendmachung  eines  bisher  nicht  festgehaltenen 
Grundsatzes  bedarf  es  nur  der  entsprechenden  Handlung  der  verfassungs- 
massigen  Organe  des  StaatswiUens,  nicht  aber  der  Zustimmung  der  Betheiligten. 
Wollte  aber  eingewendet  werden,  dass  auf  diese  Weise  den  Kirchen  wirk- 
lich zu  nahe  getreten,  nämlich  in  die  Besorgung  ihrer  eigenen  Zwecke  und 
Angelegenheiten  eingegriffen  werden  könne:  so  ist  eine  solche  Möglichkeit 
allerdings  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,  allein  es  folgt  daraus  nicht  die  Be- 
rechtigung  zu  einer  Zustimmung  bei  jeder  Veränderung.  Vielmehr  haben 
sich  auch  die  Kirchen  der  für  den  Schutz  der  Staatsangehörigen  Oberhaupt 
bestellten  constitutionellen  Mittel  zur  Vertheidigung  ihres  vermeintlichen 
gekränkten  Rechts  zu  bedienen,  also  namentlich  auch  des  Rechtes  der  Be- 
schwerde bei  der  Volksvertretung.  Ihre  Lage  ist  um  so  weniger  eine  harte, 
als  sie  hinreichenden  Einfluss  zur  Geltendmachung  ihrer  Forderungen  be- 
sitzen. Die  Frage,  ob  die  bisher  besprochenen  grundsätzlichen  Bestimmungen 
ausschliesslich  im  Wege  der  förmlichen  Gesetzgebung  können  geändert  werden, 
soll  nicht  unbedingt  bejaht  werden.  Es  ist  möglich,  dass  sich  einzelne 
Punkte  auffinden  lassen,  welche  auch  in  einem  constitutionellen  Staate 
durch  blosse  Verordnung  mögen  geregelt  werden.  Im  Allgemeinen  wird 
aber  die  Mitwirkung  der  Stände  nicht  zu  umgehen  sein,  theils  weU  Ver- 
änderungen im  Rechte  vor  sich  gehen  sollen,  theils  der  Wichtigkeit  der 
Sache  und  der  desshalb  wttnschenswerthen  grössest  möglichen  Auctorität 
wegen.  —  Dass  der  Staat  die  von  ihm  für  nöthig  erachteten  Massregeln 
zum  Schutze  seiner  eigenen  Rechte  und  der  gesetzlichen  Ordnung  treffen 
nnd  ändern  kann  ohne  Erlaubniss  der  Kirchen,  bedarf  wohl  einer  Erörterung 
nicht.  Die  Behauptung  des  Gegentheiles  wäre  geradezu  widersinnig.  Eben 
so  gut  könnte  verlangt  werden,  dass  die  Polizei  die  Zustimmung  der  von 
ihr  zn  Ueberwachenden  nöthig  habe,  wenn  sie  wegen  mangelhafter  Wirk- 
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samkeit  der  bisherigen  Anfsicfat  eine  Aendemng  fibr  nöthig  findet.  Selbst  in 
Beziehung  auf  das  Placet  kann  ein  Zweifel  nicht  stattfinden.  Die  Zwedc- 
mässigkeit  oder  Unzweckmässigkeit  der  ganzen  Einrichtung  wird  weiter 
nnten  aosfnhrlicher  besprodien  werden;  hier  daher  nur  die  Bemerining, 
dass  wenn  der  Staat  dnrch  niissbräuchlicfae  Anwendungen  der  Eirchengewalt 
zur  Einffthrung  oder  Verschärfung  der  vorgftngigen  Einsicht  aller  kirchlichen 
Verordnungen  veranlasst  sein  sollte,  er  hiezu  im  Wege  der  einseitigen 
Gesetzgebung  berechtigt  wäre.  Eine  Mitwirkung  bei  den  inneren  Angelegen- 
heiten der  Kirchen  hat  er  allerdings  auch  dann  nicht  und  nicht  auf  diesem 
Wege  zu  beanspruchen,  und  es  mag^erathen  sein,  möglidiste  Sidierung 
hiergegen  zu  gewähren;  allein  die  FeststeUnng,  und  somit  auch  die  Aende- 
mng, der  Bedin^ngen,  unter  welchen  eine  in  seinem  Gebiete  und  unter 
seiner  Iloheit  befindliche  Corporation  Statuten  und  Zwangsnormen  erlassen 
kann,  ist  Sache  des  Staatsorganismus.  Niemand  wird  der  Staatsgewalt  ein 
solches  Recht  streitig  machen  gegenüber  von  den  Gemeinden,  von  autonomen 
Stunden  u.  s.  w.  Warum  also  bei  den  Kirchen?  Einer  ständischen  Thätig- 
keit  wird  es  flbrigens  hier  nur  bedürfen,  wenn  etwa  ein  f&rmliches  Recht 
eine  Abänderung  erlitte.  —  Als  zweifelhaft  dagegen  erscheint  allerdings  die 
Berechtigung  zu  einseitiger  Aendemng  bei  dem  einer  Kirche  oder  ihren 
Beamten  bisher  vom  Staate,  und  zwar  innerhalb  seiner  Sphäre,  eingeräumten 
positiven  Rechte  und  Auszeichnungen.  Dass  diesen  die  Eigenschaft  der 
Wohlerworbenheit  zukommt,  ist  wohl  unbestreitbar,  und  es  kann  folglich 
von  einer  willkflrlichen  Beseitigung  ni^ht  die  Rede  sein.  Nun  ist  zwar 
allerdings  richtig,  dass  eine  Verändemng  mit  wohlc^rworbenen  Rechten 
Einzelner  oder  moralischer  Personen  nicht  bloss  mit  deren  freier  Zustimmung 
möglich  ist,  vielmehr  theils  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  Expropriation 
oder  eine  andere  Form  des  Staatsnothrechtes  (mit  oder  ohne  Entschädigung) 
Platz  greifen  kann,  theils  die  Gesetzgebung  einen  neuen  Rechtsstand  schaffen 
mag.  Allein  in  den  meisten  der  hier  in  Frage  stehenden  Fälle  wird  es  an 
den  rechtlichen  Voraussetzungen  zur  Anwendung  jener  Enteignungsmassregeln 
fehlen.  Expropriation  ist  in  der  Regel  nicht  anwendbar,  weil  die  betreffenden 
Rechte  keinen  Geldwerth  haben;  anderweitiges  und  formloseres  Zugreifen 
des  Staates  aber  muss  strenge  auf  solche  Verhältnisse  beschränkt  bleiben, 
wo  ein  Nothrecht  in  der  That  durch  eine  dem  Staate  drohende  bedeutende 
Gefahr  gerechtfertigt  ist,  eine  Annahme,  welche  hier  nnf  selten  eintreten 
wird.  Was  aber  die  Entziehung  der  verliehenen  Rechte  durch  ein  Gesetz 
betrifft,  sollst  allerdings  die  formelle  Bereditigung  nicht  zu  beanstanden, 
und  es  mag  dieser  Weg  eingeschlagen  werden,  wenn  entweder  kein  änderet 
zum  Ziele  fährt  oder  sich  die  bisherigen  Berechtigten  durch  flble  Benatzung 
einer  Berttcksichtignng  unwOrdig  erzeigt  haben.  Allein  es  ist  ein  hartes 
Mittel,  welches  wo  möglich  vermieden  werden  sollte.    Desshalb  erscheint  es 
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denn  geratheii,  in  den  fraglichen  F&llen  eine  Unterbandlang  mit  den  Kirchen 
nnd  eine  Yereinbaning  wenigstens  in  erster  Linie  eintreten  zn  lassen,  and 
2nr  einseitigen  Gesetzgebung  erst  zn  greifen,  wenn  kein  billiges  Ergebniss 
erlangt  werden  kann.  Die  Aussicht  auf  diesen  Hinterhalt  ist  ohnedem  ge- 
eignet, den  Eirchenbehörden  ein  allzu  starres  Festbalten  als  unzweckmflssig 
erscheinen  zu  lassen.'  Dass  im  Uebrigen,  wenn  es  zu  Gesetzen  kömmt, 
Mitwirkung  der  Stftnde  eintritt,  ist  selbstverständlich. 

Wie  es  sich  nun  aber  immer  mit  dieser  letzteren  Klasse  von  Fest- 
stellungen auf  dem  Gebiete  der  Staatsthätigkeit  verhalten  mag,  jeden  Falles 
ist  so  viel  sicher,  dass  Yeränderungen  solcher  Normen,  welche  dem  Staate 
im  Innern  der  kirchlichen  Gesellschaften  und  in  Beziehung  auf 
.deren  eigene  Angelegenheiten  irgend  eine  Mitwirkung  einräumen,  nur  mit 
freier  Zustimmung  der  verfassungsmässigen  Kirchenbehörden  vorgenommen 
werden  können.  Hier  sind  also  Unterhandlungen  nnerlässlich  und  Verein- 
barungen in  Yertragsform  der  richtige  Ausdruck.  Nur  wenn  der  Staat  ein 
bisher  ausgeübtes  und  mit  keiner  Gegenleistung  an  die  Kirche  verknüpftes 
Redit  einfach  aufgeben  wollte,  würde  eine  Willenserklärung  von  seiner  Seite 
ausreichen,  da  er  doch  zu  einer  Geltendmachung  nicbt  angehalten  werden 
könnte.  Ob  die  Volksvertretung  bei  dem  Abschlüsse  einer  Vereinbarung 
mitzuwirken  hätte,  käme  natürlich  auf  den  Inhalt  des  zu  ändernden  Ver- 
hältnisses an,  und  zwar  denselben  sowohl  bemessen  nach  seiner  rechtlichen 
Kraft  als  nadi  seiner  Wichtigkeit. 


17. 
Die  einseinen  Bestimmungen. 

Eine  sehr  wesentliche  Vorfrage,  welche  vor  allem  Eingehen  in  Besonder- 
heiten erledigt  s^in  muss,  ist  die:  ob  in  einem  paritätischen  Lande  —  wie 
ein  solches  hier  vorausgesetzt  ist  -^  gleiche  Bestimmungen  für  das  Ver- 
hältniss  zu  den  beiden  grossen  Kirchen  zu  treffen  seien,  oder  ob  etwa 
auf  die  Verschiedenheiten  des  Organismus  der  katholischen  und  einer  pro- 
testantischen Kirche  Rücksicht  genommen  und  ein  sachlich  verschiedenes 
Redit  für  beide  aufgestellt  werden  soll? 

Unzweifelhaft  bestehen  zwischen  diesen  beiden  Kirchen  bedeutende 
Verschiedenheiten  auch  in  Beziehung  auf  ihre  Stellung  zum  Staate.  —  Vor 
Allem  ist  eine  protestantische  Kirche  als  äussere  Organisation  abgeschlossen 
mit  dem  Staatsgebiete;  sie  ist  immer  eine  Landeskirche.  Sie  gehört  aller- 
dings einer  der  grossen  Ausbildungen  des  Protestantismus  an,  namentlich 
also  in  Deutschland  dem  lutherischen  Bekenntnisse,  dem  reformirten  oder 
der  Union  beider,  und  hängt  dann  mit  den  gleichartigen  Kirchen  derselben 
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AqffiBWSwng  in  anderen  Ländern  geistig,  d.  h.  in  Lehre  nnd  ^nsaensdiaft, 
nfiher  zusammen;  allein  sie  bildet  mit  ihnen  keine  Gemeinschaft  in  der 
ftnsseren  Gestaltung,  ist  nicht  yon  einer  ausserhalb  der  Staatsgrenzen  ihren 
Sitz  habenden  Gewalt  abhängig,  hat  yon  keiner  solchen  Gewalt  eine  Unter- 
Stützung  zu  erwarten.  Die  in  einem  Staate  befindliche  katholische  Kirche 
dagegen  ist  nur  ein  Bruchstück  einer  grossen  Aber  die  ganze  Erde  yer^ 
breiteten  Einheit.  Sie  kann  zwar  (obgleich  auch  das  Gegentheil  stattfinden 
mag)  in  Beziehung  auf  eine  untergeordnete  Eintheilung,  —  als  Bisthum 
oder  Erzbisthum,  ^  mit  dem  betreffenden  Staate  zusammenfidlen;  allein 
selbst  dann  ist  sie  immer  nur  ein  unselbstständiger  Theil  eines  Chmzen,  und 
es  befinden  sich  namentlich  ihre  obersten  Gewalten  im  Auslande.  Es  steht 
also  auch  hinter  einer  nicht  zahlreichen  katholischen  Landeskirche  eine 
grosse  Organisation  und  eine  gewaltige  geistige  Macht,  welche  einem  un- 
mittelbaren Einfiusse  des  concreten  Staates  nicht  unterliegt.  —  Sodann 
bildet  bei  einer  protestantischen  Kirche  die  Gesellscbaftseinrichtung  keinen 
wesentlichen  Theil  der  religiösen  Gemeinschaft.  Nicht  nur  mag  sie  leicht 
in  einzelnen  Punkten  auch  aus  äusseren  Gründen  geändert  werden,  sondern 
sie  kann  sogar  nach  ganz  yerschiedenen  Systemen  geordnet  sein,  z.  B.  pres- 
byterisch oder  als  ConsistorialyerfiMSung,  ohne  dass  das  Dogma  dadurch 
berührt  würde.  Die  katholische  Kirche  aber  hat  eine  ganz  gleichförmige, 
auf  unveränderlichen  Geboten  beruhende  Verfi^sung,  an  welcher  in  be- 
deutenden Punkten  gar  nichts,  selbst  in  untergeordneten  nur  sehr  selten 
und  als  theuer  zu  erkaufende  Vergünstigung  geändert  wird.  Oertlicfae 
Wünsche  oder  Bedürfhisse  oder  ein  Verlangen  des  Staates  kommen  nicht 
in  Betracht.  —  Femer  kann  wenigstens  in  einer  protestantischen  Kirche 
das  Staatsoberhaupt  zu  gleicher  Zeit  auch  die  höchste  kirchliche  Stellung 
einnehmen  als  oberster  Landesbischof,  sogar  (freilich  unentschuldbarerweise) 
wenn  er  der  Kirdie  persönlich  gar  nicht  angehört^).  In  solchen  Fällen  ist 
ein  Widerspruch  zwischen  den  Bestrebungen  des  Staates  und  denen  der 
Kirche  gar  nicht  denkbar.  Für  die  katholisdie  Kirche  ist  auch  der  mäch- 
tigste Fürst  nur  ein  Laie  und  der  Kirchengewalt  unterworfen,  der  pro- 
testantische Fürst  ein  Ketzer,  und  die  Kirche  hat,  wie  bekannt,  gar 
sehr  ihren  eigenen  Willen,  welcher  sehr  yersdiieden  sein  kann  yon  dem 
eines  Staatsoberhauptes.  —  Endlich  hat  die  katholische  Kirche  Einrichtungen 


1)  Im  Üebrigen  dürfte  es  doch  sehr  an  der  Zeit  sein,  dass  dieses  geradesa  absurde  and 
ttberdless  fBr  die  protestantischen  Kirchen  nnwilrdiffe  Verh&ltniss  aas  der  Welt  verschwinde. 
Dass  ein  Katholik  mit  Recht  and  Sinn  nicht  oberster  Landeeblschof  einer  protestaotisehen 
Kirche  sein  kann,  Ist  doch  gar  sn  elnleaohtend.  Entweder  ist  es  nur  ein  Schein  and  Wort; 
dann  ist  die  Stellang  nicht  ehrenyoll  für  einen  Fttrsten.  Oder  es  wUl  wirklich  eine  Gewalt 
ansgeabt  werden;  dann  entrteht  eine  religiöse  Beeinträchtigang  der  schlimmsten  Art.  Die 
BlnrichtaDgen  des  fkUheren  Henogthoms  Wflrttemberg  wShrend  des  IS.  Jahrhnnderta  so  wie 
die  itzt  noch  im  Königreich  Sachsen  geltenden  geben  Beispiele  der  richtigen  Ordnang  der 
Dinge  an  die  Hand. 
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von  grosser  Bedeutong,  weldie  in  den  protestantischen  Kirchen  ganz  fehlen; 
so  namentlich  die  geistigen  Orden. 

Die  Folgen  dieser  Verschiedenen  Grestaltnngen  für  den  Staat  sind  sehr 
fühlbar.  Wfthrend  Schwierigkeiten  hinsichtlich  des  Verhältnisses  der  Re- 
gierung zn  einer  protestantischen  Kirche  verh&ltnissmflssig  sehr  selten  and 
noch  weit  seltener  von  einer  bedenklichen  Art  sind,  steht  die  katholische 
Kirche  fest  gesdüossen,  anwandelbar  and  mit  einem  sehr  starken  Bückhalte 
jedem  weltlichen  Regimente  gegenüber;  sie  macht  nidit  nur  viel  grössere 
Ansprüche  aof  Selbstständigkeit  and  Einflass,  sondern  sie  yennag  auch 
grosse  and  nachhaltige  KrSfte  in  einen  Kampf  za  führen.  Eine  riditige 
Feststellung  der  Grenzen  des  staatlichen  Bechts  ist  also  doppelt  nöthig,  die 
Aufrechterhaltung  doppelt  schwierig. 

Dennoch  folgt  aus  diesen  Verschiedenheiten  des  Verhaltens  und  der 
Macht  der  beiden  Landeskirchen  noch  keineswegs  fOr  einen  paritätischen 
Staat  die  Nothwendigkeit  einer  zweifachen  Gesetzgebung  zur  Beglung  seiner 
rechtlidien  Stellung  gegenüber  von  ihnen.  Die  Aufgabe  ist  in  beiden  Fällen 
dieselbe,  nämlich  die  Feststellung  der  Bechte  des  Staates  gegenüber  von 
einer  Beligionsgesellschaft  innerhalb  seines  Gebietes.  Welche  innere  Ein- 
richtung eine  solche  Gesellschaft  hat,  ist  von  keiner  Bedeutung  für  das  was 
der  Staat,  als  die  souveräne  Einheit  des  Zusammenlebens,  verlangen  kann 
und  verlangen  muss.  Da  er  die  Bestimmungen  aus  seinem  Wesen  und 
seinem  natürlichen  Bechte  nimmt,  so  ist  es  fOr  deren  Form  und  Inhalt 
gleichgültig,  ob  innerhalb  einer  Kirche  andere  Ansichten  bestehen  oder 
nicht.  Im  letzteren  Falle  ist  kein  Widerspruch  vorhanden,  in  jenem  wird 
er  nicht  beachtet.  Da  die  Vertheidigungsstellung  unter  allen  Umständen 
mit  Rücksidit  auf  die  stärkste  möglicherweise  ins  Feld  zu  bringende  An- 
griffiskraft  bemessen  werden  muss,  so  folgt  gegenüber  von  der  schwächeren 
Kirche  nur,  dass  man  sich  ohne  Noth  auch  gegen  sie  vorgesehen  hat,  was 
sie  aber  nicht  weiter  berührt,  weil  sie  in  ihrer  gerechtfertigten  Selbst- 
ständigkeit durch  die  Staatsmassregeln  überhaupt  nicht  betroffen  wird.  Das 
Schlimmste,  was  geschehen  kann,  ist,  dass  vielleicht  eine  Bestimmung  als 
aUgemein  gültig  im  Gesetze  ausgesprochen  wird,  welche  auf  die  eine  der 
Kirchen  keine  Anwendung  erleidet  aus  Mangel  an  einem  Gegenstande;  ein 
formaler  Fehler,  welcher  nicht  der  Bede  werth  ist.  Mit  Einem  Worte: 
dasselbe  Kirchengesetz  könnte  allerdings  nicht  für  verschiedene  Kirchen 
gegeben  werden;  wohl  aber  dasselbe  Staatsgesetz  gegenüber  von  ver- 
schiedenen Kirchen.  Und  zu  diesen  mehr  negativen  GrtLnden  gegen  eine 
Verdopplung  der  staatlichen  Gesetze  kommt  überdiess  noch  eine  gewichtige 
positive  Erwägung.  In  einem  paritätischen  Lande  ist  es  von  grossem  Werthe, 
die  beiden  Kirdien  und  ihre  Angehörigen  von  Seiten  des  Staates  recfatlidi 
vollkommen  auf  denselben  Boden  zu  stellen  und  sie  ganz  gleich  zu  behandeln. 
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Bei  einer  doppelten  Gesetzgebung  ist  diess  natttrlich  schwieriger,  und  es  ist 
sogar  schon  das  blosse  Bestehen  von  zweierlei  Gesetzen  ein  thatsädüicher 
Widersprach  mit  der  Gleichstellnng. 

Das  Ergebniss  ist  somit,  dass  allerdings  nur  Ein  Gesetz  znr  allgemeinen 
Reglang  des  Verhältnisses  von  Staat  and  allen  in  seinem  Gebiete  vorhandenen 
Religionsgesellschaften  zu  erlassen  ist.  Erfordert  je  ein  Nebenpnnkt,  welcher 
nur  einender  Kirchen  berührt,  eine  eigene  Bestimmung,  so  kann  diess  zu 
jeder  Zeit  durch  eine  abgesonderte  und  untergeordnete  Norm  geschehen. 

Eine  Abtheilung  der  nachstehenden  Erörterungen  in  solche,  weldie  die 
Staatsgewalt  selbst  betreffen,  und  in  diejenigen,  welche  Rechtsverhältnisse 
der  einzelnen  Bfirger  zu  regeln  bestimmt  sind,  wird  zur  Deutlichkeit  der 
Uebersicht  beitragen. 

A.  Verhaltnimi  der  Staatsgewalt  lu  den  Kirchen. 

1. 

Anerkennung  der  beiden  Landeskirchen  und  ihres  Zweckes 
so  wie  Bestimmung  ihrer  rechtlichen  Stellung  im  Staate. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  sidi  vor  Allem  der  Staat  klar  auszu- 
sprechen hat  aber  seine  Anerkennung  des  Daseins  und  des  Zweckes 
der  beiden  grossen  Kirchen,  in  welche  sich  seine  Bttrger  getheilt  haben, 
und  über  die  rechtliche  Stellung,  welche  er  denselben  in  Beziehung 
auf  sich  und  seinen  Organismus  anweist.  Diess  ist  die  Grundlage  jedes 
weiteren  sicheren  Verfahrens,  ohne  deren  richtige  und  unzweifelhafte  Fest- 
stellung es  an  einem  Ausgangspunkte  für  die  Einzelnbestimmungen,  an 
einem  Anhalte  zur  Beantwortung  entstehender  Streitfragen  und  an  einer 
festen  Stellung  bei  Streitigkeiten  immer  fehlen  wird.  Auch  ist  es  gerathen, 
gleich  hier  zu  erklären,  in  wie  ferne  diesen  beiden  Kirchen  etwa  ein  Vor- 
rang vor  anderen  Religionsgesellschaften  gegeben  werden  will,  und  dass  sie ' 
in  den  Augen  des  Staates,  und  so  weit  von  seinem  Handeln  die  Rede  sei, 
einander  völlig  gleichgestellt  sein  sollen.  Ihr  ganzes  Verhältniss  wird  auf 
diese  Weise  alsbald  abgerundet  und  Beweisführungen  entrückt,  welche  auf 
anderen  Anschauungen  beruhen. 

Es  bedarf  aber  zu  einer  völlig  genügenden  Feststellung  dieser  Art  nur 
weniger  allgemeiner  Sätze,  indem  sich  die  Folgerungen  unangreifbar  von 
selbst  ergeben.  Völlig  genügend  ist  es  nämlich,  wenn  gesetzlich  ausge- 
sprochen wird:  der  Staat  erkenne  die  beiden  Kirchen  als  in  seinem  Bereiche 
zu  Recht  bestehend  an;  gebe  ihnen  die  Stellung  und  die  Befugniss 
öffentlicher  Corporatiouen;  räume  ihnen  überall  in  seinem  Gebiete 
öffentlichen  Gottesdienst  nach  ihren  besonderen  Cultvorschriften  ein^ 
und  erkläre  sie  für  vollkommen  gleichgestellt  und  gleichberechtigt 
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in  allen  äusseren  Lebensyer}ifiltDissen,  namentlidi  in  Beziehung  auf  die 
staatliche  und  die  bürgerliche  Rechtsordnung.  —  Die  Folgerungen  aus 
diesen  Prindpien  ergeben  sich  im  Allgemeinen  fOr  jeden  Staats-  und  Rechts- 
kundigen ohne  weitere  Auseinanderlegung  von  selbst,  und  man  mag  ihre 
Geltendmachung  ruhig  bis  zum  einzelnen  Anwendungs&lle  aufschieben.  Nur 
wenige  Punkte  bedOrfen  einer  näheren  Besprechung  zur  riditigen  AufEassung 
und  Beurtheilung. 

In  der  Anerkennung  der  beiden  Kirdien  als  öffentliche  Gorporationen 
spricht  der  Staat  seine  Bevorzugung  derselben  gegenüber  von  andern  etwa  vor- 
handenen Religionsgesellsdiaften  aus,  weldie  er  zwar  (s.  darüber  sogleich  unten) 
ebenfjalls  zu  dulden  hat^  wenn  sie  mit  den  Gesetzen  vereinbar  sind,  die  er  aber 
weder  für  bedeutend  noch  für  wttnschenswerth  genug  erachtet,  um  ihnen 
besondere  Vorzüge  einzuräumen.  Solchen  muss  er  wohl,  wenn  sie  Bestand 
gewonnen  haben,  die  gewöhnlichen  Befugnisse  einräumen,  welche  das  bürger- 
liche Recht  juristischen  Personen  zuschreibt;  allein  nur  jene  hebt  er  auf  eine 
höhere  Stufe.  Er  will  wenigstens  seiner  Seits  eine  unuöthige  und  dann 
manchfadi  nachtheilige  Vervielfältigung  von  Religionsgesellsdiaften  nicht 
fördern,  und  erachtet  die  auf  der  bestehenden  Gesittigungsstufe  seines 
Volkes  vorhandenen  vernünftigen  religiösen  Bedürfnisse  durdi  die  beiden 
grossen  Kirchen  für  befriedigt.  —  Unter  dem  Redite  einer  »öffentlichen« 
Corporation  ist  nun  aber  die  Anerkennung  des  Staates  zu  verstehen,  dass 
die  beiden  Kirchen  in  ihrer  Gesammtheit  und  in  ihrem  spezifisdien  Orga- 
nismus zu  allen  erlaubten  Zwecken  zu  Recht  bestehen;  dass  ihnen  sämmt- 
Uche,  nicht  etwa  besonders  ausgenommene,  Befugnisse  zukommen,  welche 
das  Recht  des  Landes  einer  juristisdien  Person  zutheilt,  namentlich  das 
Recht  der  Untheilbarkeit;  dass  die  von  ihnen  verfassungsmässig  aufgestellten 
und  ihrer  Verfassung  gemäss  befolgten  Zwecke  nicht  nur  als  erlaubt* be- 
trachtet seien,  sondern  dass  sie  auch  die  öffeutlidie  Gewalt  in  denselben 
schützen  und  ihre  dazu  bestimmten  Anstalten  in  besondere  Obhut  nehmen 
werde;  dass  das  Bekenntniss  zu  einer  derselben  vereinbar  sei  mit  der  ganzen 
staatsbürgerlidieu  Stellung  eines  Unterthanen;  eudlidi  dass  die  von  den 
Beamten  der  beiden  Kirchen  ausgehende  Akte  als  öffentliche  Akte  zu  be- 
trachten seien.  Es  werden  also  durch  diese  Einräumungen  die  beiden  Kirchen 
zwar  nicht  zu  Staatsanstalten  gemacht,  (was  sie  nicht  sind,  und  nicht  sein 
wollen  und  sollen;)  wohl  aber  werden  sie  aus  der  Reihe  der  zu  minder 
widitigen  Zwecken  bestehenden  oder  minder  wünschenswerthen  Vereine 
herausgehoben  und  erhalten  in  dem  Organismus  des  Zusammenlebens  eine 
befestigte  und  eine  ehrenvolle  Stellung.  Möglich  allerdings,  dass  die  eine 
oder  die  andere  Kirche  einer  solchen  ehrenden  Anerkennung  nicht  erst  zu 
bedürfen  glaubt,  und  dass  sie  dem  Staate  für  das,  was  sie  nur  als  Pflidit- 
erfollung  von  seiner  Seite  und  als  selbstverständlich  ansieht,  keinen  besonderen 
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Dank  weiss:  der  Ausspruch  im  Gesetze  darf  desshalb  doch  nicht  unterbleiben. 
Theils  ehrt  sich  der  Staat  selbst  durch  denselben;  theils  und  hauptsächlich 
werden  Zweifel  Aber  das  Bestehen  der  rechtlichen  Eigenschaften  nur  auf 
diese  Weise  abgeschnitten. 

Dass  jeder  kirchliche  Verein  Gottesverehrung  zum  Zwecke  hat,  ist 
zweifellos;  allein  nicht  gleichbedeutend  damit  ist,  dass  er  diesen  Gottesdienst 
ungehindert  vom  Staate  öffentlich  vornehmen  darf.  Bekanntlich  sind  die 
Gesetzgebungen  eben  nicht  selten,  nach  welchen  es  gewissen  Kirdien  nicht 
gestattet  ist,  ihren  Gottesdienst  in  jeder  ihnen  beliebigen  Weise  zu  halten. 
Theils  sind  sie  beschrankt  hinsichtlich  der  Theilnahme  an  den  Yersanun- 
lungen,  so  dass  sie  nicht  das  Recht  haben,  denselben  Jeden  anwohnen  zu 
lassen,  welcher  sich,  ohne  dem  Vereine  anzugehören,  einfinden  will.  Theils 
ist  es  kirchlidien  Vereinen  nicht  gestattet,  irgendwie  ftusserlich  auf  ihren 
Gottesdienst  aufinerksam* zu  machen,  z.  B.  denselben  durch  die  herkömm- 
lichen Zeichen  anzukandigen,  ausserhalb  des  Versanmilungsortes  gottesdienst- 
lidie  Handlungen  vorzunehmen,  u.  dgl.  Wenn  also  einer  Kirche  das  Recht 
des  öffentlichen  Gottesdienstes  zusteht,  so  hat  sie  damit  die  Befugniss, 
nicht  nur  Jedem  den  Zutritt  zu  ihren  religiösen  Handlungen  zu  gestatten, 
sondern  auch  diese  in  der  Weise  und  an  Orten  vorzunehmen,  welche  ihrem 
Ritus  entsprechen,  welche  sie  als  geeignet  zur  Theilnahme  und  zum  Ein- 
drucke erachtet;  und  welche  zu  benutzen  sie  berechtigt  ist.  Namentlich 
ist  in  dem  Rechte  einer  unbeschränkten  Oeffentlichkeit  auch  die  Befugniss 
inbegriffen,  in  solchen  Gemeinden,  in  welchen  bis  jetzt  kein  Gottesdienst 
dieser  Art  stattfand,  einen  solchen  einzurichten,  (natürlich  mit  ihren  eigenen 
Mitteln  und  ohne  Beeinträchtigung  der  bisher  daselbst  bestehenden  Eärchen- 
gemeinden  oder  deren  einzelnen  Angehörigen.)  Ueber  das  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  eines  Bedürfnisses  hat  auch  lediglich  die  betreffende 
Kirche,  nicht  aber  der  Staat  oder  gar  die  andere  Kirche  zu  urtheilen.  Von 
einer  unbeschränkten  Freiheit  des  Gottesdienstes  wäre  Ja  nicht  die  Rede, 
wenn  er  nur  an  bestimmten  Orten  ausgeübt  werden  könnte.  Auch  verlangt 
die  vollständige  Gleichberechtigung  der  beiden  Corporationen,  dass  sie  sieh 
nicht  hindern  dürfen,  ihren  Gottesdienst  öffentlich  zu  halten  und  die  dazu 
nöthigen  Einrichtungen  zu  treffen. 

Was  endlich  die  gesetzliche  Feststellung  völliger  Gleichberech- 
tigung betrifft,  so  ist  allerdings  ein  besonderer  Ausspruch  des  Gesetzes 
nicht  unbedingt  nothwendig.  Wenn  die  beiden  Kirchen  ohne  weitere  Untere 
Scheidung  neben  einander  genannt  und  in  dieselbe  Stellung  zum  Staate 
eingesetzt  sind,  so  folgt  allerdings  unbestreitbar  daraus,  dass  sie  auch  gegen- 
über von  einander  ganz  gleichberechtigt  und  ebenbürtig  sein  sollen.  Wenn 
nämlich  beide  als  öffentliche  Corporationen  ohne  weiteren  Unterschied  an- 
erkannt sind,  so  folgt  auch  daraus,   dass  keine  berechtigt  ist,   der  andern 
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das  rechtlidie  Dasein  zu  bestreiten  und  sie  oder  ihre  Angehörigen  grand- 
sätzlich  niederer  zu  stellen  als  sich  selbst.  Jeder  Kirche  ist  natürlich  un- 
benommen, sich  für  die  vorzüglichste,  wo  nicht  für  die  einzig  heilbringende 
Reiigionsgesellsdiaft  zn  halten;  und  sie  mag  auch  immerhin,  da  dadurch 
Niemandes  entgegenstehende  Ansicht  verhindert  und  kein  wirkliches  Recht 
gekrankt  wird.  Solches  von  sich  öffentlich  rühmen,  wenn  sie  es  fhr  gut 
findet.  Allein  aus  dieser  Selbstschätzung  darf  sie  kein  Becht  ableiten  auf 
irgend  eine  Beeinträchtigung  Andersdenkender,  und  keinen  im  äusseren 
Leben  irgendwie  geltend  zu  machenden  Vorzug  vor  anderen  gleich  aner- 
kannten Vereinen  beanspruchen.  Der  ausschliessliche  Besitz  der  Wahrheit 
und  der  Seligmachung  ist  Sache  des  Glaubens,  aber  nicht  des  Rechtes;  die 
Ueberzeugung  davon  mag  Beruhigung  gewähren,  aber  keine  Ansprüche  auf 
höhere  weltliche  Geltung.  Dennoch  erscheint  eine  ausdrückliche  Aner- 
kennung der  Parität  von  Seiten  des  Staates  als  zweckmässig,  weil  dadurch 
Jeder  Zweifel  und  Streit  beseitigt  wird,  ein  Nachtheil  aber  aus  der  Erklä- 
rung nicht  folgen  kann.  Dass  der  Ausspruch  da  sogar  nothwendig  wäre, 
wo  die  Gleichheit  bisher  noch  nicht  bestanden  hätte,  versteht  sich  ohne- 
dem von  selbst. 

2. 
Das  Verhältniss  des  Staates  zu  andern  Religionsvereinen. 

Die  den  beiden  grossen  Kirchen  gewährte  Stellung  im  Staate  und  zu 
demselben  ist  eine  zweckmässige  und  verdiente  Anerkennung  ihrer  Bedeu- 
tung und  Nützlichkeit;  allein  sie  ist  ihrem  Wesen  nach  kein  Privilegium; 
und  diess  zwar  weder  in  dem  Sinne,  dass  überhaupt  andere  Religions- 
gesellschaften gar  nicht  vom  Staate  geduldet  werden  dürften,  noch  auch 
nur  so,  dass  weiteren  Kirchen  nicht  dieselbe  Stellung  gegeben  werden 
kannte,  wenn  der  Staat,  diess  für  zweckmässig  und  gerecht  erkennen  würde. 
Die  katholische  Kirche  und  eine  bestimmte  Art  der  protestantischen  Kirchen 
erschöpfen  die  Möglichkeit  eines  gemeinschaftlichen  religiösen  Lebens  keines- 
wegs; vielmehr  ist  es  lediglich  eine  thatsächliche  Frage,  ob  noch  weitere 
Religionsgesellschaften  icfi  Lande  bestehen;  im  Falle  ihres  Vorhandenseins 
aber  wird  es  zur  wichtigen  Aufgabe  für  den  Staat,  auch  zu  diesen  in  ein 
richtiges  Verhältniss  zu  treten. 

Es  ist  somit  zu  untersuchen:  erstens,  welche  gesetzliche  Bestimmungen 
überhaupt  hinsichtlich  der  Bildung  neuer  religiöser  Gesellschaften  passend 
erscheinen?  und  zweitens,  wie  sich  der  Staat  zu  thatsächlich  vorhandenen 
anderweitigen  Vereinen , .als  den  beiden  Landeskirchen,  verhalten  soll? 

In  erster  Beziehung  ist  in  einem  Rechtsstaate  die  Frage  ^hon  durch 
dessen  Wesen  und  durch  seine  allgemeine  Aufgabe  entschieden.  Gewissens- 
freiheit ist  (wie  hier  ohne  weiteren   Beweis  als  zugegeben  angenommen 
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werden  kann)  eines  seiner  Grundrechte.  Ausserdem  hat  aher  eine  volle 
dem  Btkrger  hierin  gewahrte  FiTilir>ir  auch  noch  die  sei  r  iK-achtenswerthe 
Seite,  dass  die  grossen  Kirchen  durch  die  Möglichkeit  eines  Austrittes 
aus  ihrem  Verbände  ohne  staatliche  und  bflrgerliche  Nacfatheüe  gegenüber 
den  Bedür&issen  und  Wünschen  ilirer  Angehörigen  von  einer  Haltung  cb- 
gewamt  werden,  welche  diesen  ein  Ausscheiden  wOnscfaenswerth  erscheinen 
lassen  könnte.  Nur  bei  einem  unlösbaren  Bannrechte  ist  starre  Verschlos- 
senheit gegen  berechtigte  Forderungen  und  eigensüchtiges  Festhalten  von 
Missbräuchen  nachhaltig  durchführbar.  Auch  ein  unverständiger  Trotz  gegen 
den  Staat  wird  bei  voller  Freiheit  des  Ausscheidens  der  damit  Unzufriedenen 
weit  bedenklicher.  —  Die  Folge  hiervon  ist  denn  aber,  dass  zu  zwei  durch- 
greifenden Sätzen  gerathen  werden  kann  und  muss.  Erstens,  die  Bildung 
neuer  religiöser  Vereine  ist  zu  jeder  Zeit  und  ohne  Beschränkung  in  Beziehung 
auf  Personen  oder  Oertlichkeit  zu  gestatten.  Zweitens,  der  Staat  darf  sich 
keinerlei  Einmischung  oder  Verbot  in  Betreff  der  Lehre  bei  solchen  neuen 
Vereinen  vorbehalten,  sondern  hat  die  Feststellung  von  Dogma,  Kultus  und 
Organisation  lediglich  den  Betreffenden  zu  überlassen,  und  nur  zu  verlangen, 
dass  die  Verfassung  und  das  Bekenntniss  einer  neuen  Religionsgesellschaft 
den  Staatsgesetzen  und  der  Sittlichkeit  nicht  widerspreche. 

Die  Richtigkeit  dieser  Principien  ist  unschwer  zu  zeigen. 

Dass  sie  genug  Freiheit  geben,  wird  nicht  bestritten  werden  wollen. 
Der  Staat  gewährt  jeder  religiösen  Ueberzeugung  .eine  freie  Stätte,  und 
behält  weder  sich  selbst  ein  Urtheil  über  die  Wahrheit  und  Vemünftigkeit 
einer  neuen  Lehre  vor,  noch  gestattet  er  den  altem  Kirchen  eine  andere 
Bekämpfung,  als  eine  sich  auf  rein  geistigem  Gebiete  haltende.  Der  Bürger 
mag  sich  nach  seiner  freien  Ueberzeugung  in  Glaubenssachen  und  Grottes- 
dienst trennen  und  verbinden,  ohne  vom  Staate  gehindert  oder  wegen  einer 
Handlung  dieser  All  vernachtheiligt  zu  werden.  Und  auch  die  beiden  allein 
vorbehaltenen  Gründe  eines  Veto,  nämlich  Widerspruch  mit  den  Gesetzen 
des  Staates  und  Unvereinbariceit  mit  den  Sittengesetzen,  können  nicht  als 
unbillige  und  zu  weit  gehende  Beschränkungen  erklärt  werden.  —  Was  die 
Sicherstellung  der  Staatseinrichtungen  betrifft,  so  wäre  eine  Eriaubniss,  sich 
mit  den  Landesgesetzen  nach  Belieben  in  Widerspruch  zu  setzen,  nichts 
Geringeres,  als  eine  Selbstaufgebung  der  eigenen  Zwecke  und  des  berech- 
tigten Daseins  des  Staates;  zum  Mindesten  die  Gestattuug  von  bedenklichen 
Organisationen,  mit  welchen  ein  beständiger  Kampf  vorauszusehen  wäre;  die 
Anerkennung  von  Staaten  im  Staate.  Ueberdiess  bestünde  ein  schreiender 
und  durch  nichts  begründeter  Widerspruch  mit  der  doch  unzweifelhaften 
Aufrechterhaltung  der  Gesetze  gegenüber  von  den  grossen  und  alten  Kirchen. 
Sollte  es  sich  also  wirklich  begeben,  dass  eine  im  Lande  neu  entstehende 
Religion,  unvereinbar  mit  der  Staatsordnung  wäre,   und   dass  sich  ihre  Be- 
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kenner  nicht  zu  einer  Anpassung  ihrer  Lehre  verstehen  wollten:   so  könntO 
doch  yemflnftigerweise  kein  Zweifel  sein  über  die  Wahl  zwischen  dem  Bq- 
stehen  des  Staates  mit  seinen  der  Mehrzahl  entsprechenden  Zwecken  und 
Einriditongen,  und  der  Gründang  einer  neuen  Gesellschaft.    Wäre  der  Eifer 
der  Anh&nger  der  letzteren  so  gross,  dass  sie  ihren  Glauben  der  Verfassung 
des  Heimathlandes  vorzögen,  so  wü]:de  es  ihnen  nicht  schwer  werden,  sich 
einen  Aufenthalt  zu  suchen,  in  welchem  sich  ihre  Ueberzeugung  nicht  als 
anvereinbar  erwiese  mit  dem  Bestehenden.     Eine  Minderheit   kann  nach 
keiner  Freiheitstheorie,   wie  ungemessen  sie  sein  mag,   das  Recht  bean- 
spruchen, die  Mehrheit  in  ihrem  Rechte  und  in  ihren  Einrichtungen  zu 
stören.    Nichts  aber  wftre  überflüssiger,   als  sich  mit  der  Einwendung  zu 
quälen,  dass  die  fragliche  Bestimmung  auch  dann  hemmend  entgegentreten 
könnte,   wenn  selbst  die  Mehrheit   der  Bevölkerung  sich  zu  einem  neuen 
Glauben  bekennen  wollte.    Theils  ist  wohl  sehr  geringe  Wahrscheinlichkeit 
eines  solchen  Ereignisses;  theils  würde,  wenn  der  Fall  je   einträte,   ein 
solcher  überwiegender  Theil  der  Bevölkerung  immer  auch  die  nöthige  Ver- 
änderung  der  Gesetze   bewerkstelligen   können,    welche    seiner  religiösen 
Ueberzeugung  im  Wege  ständen.  —  Eber  vieUeicht  könnte  die  Bedingung 
angefochten  werden,  dass   eine  neue  religiöse  Gesellschaft  nicht  im  Wider- 
spruche mit  der  Sittlichkeit  sein  dürfe.    Nicht  ohne  einen  Schein  von  Be- 
rechtigung lässt  sich  nämlich  fragen,  welcher  Kanon  der  Sittlichkeit  denn 
einen  Massstab  der  Beurtheüung  geben  solle?  Das  Sittengesetz  sei  in  einem 
Rechtsstaate  in  keiner  Norm  zusammengefssst  und  verkündet;  und  mehr  als 
wunderbar  wäre  es,  wenn  der  Staat  die  Lehre  einer  bestimmten  philosophi- 
schen Schule  als  gebietende  Norm  au&tellte.    Und  welcher  denn?    Wolle 
aber  die  Sittenlehre  einer  bestimmten  Kirche  als  Massstab  genommen  wer- 
den, so  entstehe  nicht  nur  wieder  die  Frage,  welcher  Kirche  dieses  Recht 
gegeben   werden   wolle;   sondern   es  würde   auch  die  Zugrundlegung  einer 
bestimmten  religiösen  Moral  ein  Verbot  jeder  neuen  kirchlichen  Lehre  und 
Gestaltung,  welche  mit  dieser  bevorzugten  Kirche  nicht  übereinstimmte,  zur 
Folge  haben.    Eine  solche  Herrschaft  einer  bestehenden  Kirche  wäre  dann 
aber  mit  Gewissensfreiheit  in  geradem  Widerspruche.    Dennoch  muss  auf 
der  Bestimmung  bestanden  werden.    Praktisch  ist  es  in  der  That  keinem 
Zweifel  unterworfen,  dass  eine  kirchliche  Lehre  nicht  geduldet  werden  kann, 
welche  den  Geboten  der  Sittlichkeit  grundsätzlich  zuwider  ist,   und  welche 
somit  ihren  Anhängern  nicht  nur  das  Recht  geben  will,  unsittlich  zu  handeln, 
sondern  ihnen  sogar  die  Pflicht  dazu  auferlegt.    Die  bürgerliche  Gesellschaft 
beruht  zum  mindesten  eben  sowohl  auf  Sittlichkeit  als  auf  St^tsgesetz,  und 
eine  sittliche  Anarchie  führt  sie  eben  so  gewiss,  wenn  auch  vielleicht  lang- 
samer, zur  Auflösung,  als  eine  legale.    Auch  sind  überhaupt  UnsittUdikeit 
und  Religion   unvereinbare  Begriffe.     Die  Religion  mag  die  Sitteugeboto 
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Verst&rken  and  ihnen  dnrch  Hinweisnng  auf  göttlichen  Willen  neue  Stfltzen 
geben;  allein  ein  Widersprach  mit  ihnen  beweist  ihre  eigene  Unhaltbarkeit 
and  einen  Mangel  an  innerer  Berechtigung.  Sie  ist  keine  Religion,  sondern 
ein  Unfug  unter  der  Maske  einer  kirchlichen  Lehre.  Aus  einem  Still- 
schweigen über  die  Berechtigung  des  Staates  zur  Beseitigung  einer  unsitt- 
lichen Religion  könnten  also  schwere  Missstände  entstehen,  und  die  Regierung 
wäre  machtlos  gegen  offenbar  Unerti'ägliches.  Audi  kann  die  £rwägung. 
beruhigen,  dass  häufig  in  Gesetzen  eine  gleich  unbestimmte  Beziehung  auf 
das  Sittengesetz  vorkömmt,  ohne  dass  daraus  je  ein  Naditheil  entstände. 
Die  Erfahrung  zeigt,  dass  die  entscheidenden  Behörden  einen  Widerspruch 
mit  der  Sittlichkeit  nur  da  annehmen,  wo  nach  der  allgemeinen  Auffassung 
gebildeter  Menschen  eine  Handlung  in  der  That  eine  unzulässige  und 
schädliche  ist. 

Aber  auch  hinsichtlich  des  nothwendigen  Schutzes  für  den  Staat 
ist  ohne  Zweifel  bei  den  vorgeschlagenen  Grundsätzen  hinreichend  gesorgt 
Principiell  soll  kein  Widerspruch  einer  neuen  Religionsgesellschaft  mit  der 
Verfassung  und  mit  den  Gesetzen  gestattet  sein.    Im  concreten  Falle  aber 
kann  darüber  niemals  ein  Zweifel  sein,   ob  ein  religiöses  Dogma  oder  eine 
kirchliche  Einrichtung  einem  Gesetze  zuwiderläuft,  oder  nicht.    Die  Gesetze 
sind  bekannt  und  veröffentlicht;   die  Uebung  derselben  ist  leicht  nachzu- 
weisen.   Und  jeden  Falles  ist  es  der  Staat,  und  nicht  die  fragliche  Gesell- 
schaft, welchem  das  entscheidende  Urtheil  zusteht.    Auch  versteht  sich  von 
selbst,  dass  der  Staat  nicht  verpflichtet  wäre,  Gesellschaften  anzuerkennen, 
welche  gar  keinen  religiösen  Charakter  hätten  und  nur  den  Namen  und  Schein 
einer  Kirche  annehmen  wollten,  um  andere  Zwecke  zu  verfolgen,  als  gemein- 
schaftliche Gottesverehrung.  Solche  blieben  den  gewöhnlichen  Gesetzen  über  das 
Vereinsrecht  unterworfen.  —  Der  einzige  Nachtheil,  welcher  etwa  befürchtet 
werden  könnte,  wäre   eine  -allzugrosse  Vervielföltigung  von  Secten.    Diess 
hätte  zwar  unmittelbar  keine  Bedeutung  für  die  Staatsgewalt;  allein  es  lässt 
sich  nicht  läugnen,  dass  die  dadurch  entstehende  Zersplitterung  der  wirth- 
schaftlichen   und  der  geistigen  Kräfte   manchfach   schädlich  wäre   für  das 
Volksvermögen  und  selbst  für  die  Gesittigung.    Die  Vorgänge  in  den  Ver- 
einigten Staaten  beweisen  diess  hinlänglich;   und  es   soll  auch   das  Uebel 
keineswegs  unterschätzt  werden.    Es   ist  jedoch   mit  Bestimmtheit  zu   er- 
warten, dass  in  dem  hier  vorgeschlagenen  Systeme  eine  solche  übermässige 
Vervielfältigung  der  Religionsgesellschaften  nicht  eintreten  wird.    Die  Ver- 
hältnisse  sind  wesentlich   verschieden  von  den   amerikanischen.     Bei   der 
festen  Begründung  und  der  staatlichen  Begünstigung   der  beiden  grossen 
Kirchen  ist  eine  Trennung  von  denselben  und  ein  freiwilliges  Eintreten  in 
ein  minderbegünstigtes  Verhältniss  nur  bei  sehr  gewichtigen  Veranlassungen 
wahrscheinlich.    Solche  nicht  zu  geben,  liegt  in  dem  eigenen  Interesse  der 
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beiden  Landeskirchen.  Die  Sitte,  welche  eine  Ausscheidung  aus  den  grossen 
Kirchen  nicht  als  anst&ndig  betraditen  wird,  thnt  dann  das  Uebrige. 

Was  nun  aber  die  zweite  Hauptfrage  betrifft,  wie  sich  der  Staat  zu 
den  thatsächlich  vorhandenen  kleineren  Vereinen  (zu  deren 
Verbot  also  kein  gesetzlicher  Grund  vorlag)  zu  verhalten. habe:  so  ist  oben 
bereits  bemerkt  worden,  dass  die  den  beiden  grossen  Kirchen  gegebene 
Stellung  kein  ausschliessliches  Vorrecht  derselben  sein  soll.  Es  ist  somit 
der  Staat  an  sich  keineswegs  gehindert,  auch  andere  Religionsgesellschaften, 
wenn  er  es  passend  und  billig  findet,  in  ein  gleiches  oder  ann&hemdes 
Verhältniss  zu  sich  zu  setzen;  und  in  Ausnahmefällen,  wenn  nämlich  ein 
solcher  kleinerer  Verein  als  ganz  besonders  löblich  erscheint,  mag  es 
immerhin  geschehen.  In  der  Regel  ist  aber  kein  Grund  dazu  vorhanden. 
Bei  aller  Anerkennung  der  Gewissensfreiheit  besteht  doch  keine  Veranlas- 
sung, solche  theils  nur  eine  kleine  Anzahl  von  Landesangehörigen  umfas- 
sende, theils  der  christlichen  Grundlage  unserer  Staaten  und  der  allgemeinen 
Gesittigung  femer  siehende  Gesellschaften  mit  positivem  Vorrechte  auszu- 
statten. Es  ist  ihnen  gemeinschaftlicher  Gottesdienst  gestattet,  und  sie  sind 
wegen  ihres  besonderen  Glaubens  anderen  Bürgern'  nicht  nachgestellt;  damit 
ist  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  und  der  Humanität  Genüge  geleistet. 
Nur  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  jeder  solchen  Gesellschaft,  sobald  sie 
einmal  fest  begründet  ist  und  eine  Sicherheit  darbietet,  dass  nicht  bloss 
eine  vorübergehende  Aufwallung  oder  eine  muthwillige  und  unnachhaltige 
Drohung  vorliegt,  das  gewöhnliche  bürgerliche  Corporationsrecht  zu  ver- 
leihen ist.  Es  ist  dasselbe  Bedingung  einer  regelmässigen  Ordnung  ihrer 
Angelegenheiten,  erspart  ihnen  viele  überflüssige  Mühen -und  Umwege,  und 
Schert  auch  Dritte  im  privatrechtlichen  Verkehre  mit  ihnen.  Ein  Nachtheil 
für  den  Staat  kann  aber  niemals  daraus  entstehen. 

8. 

Die  selbstständige  Besorgung  der  kirchlichen  Angelegenheiten 

durch  die  Kirchen. 

*  Wie  immer  sich  nun  aber  der  Staat  sei  es  zu  den  grossen  Landes- 
kirchen sei  es  zu  den  kleineren  Vereinen  stellen  mag  in  Beziehung  auf 
deren  Einordnung  in  den  einheitlichen  Organismus,  unter  allen  Umständen 
hat  er  sie  als  frei  und  unabhängig  anzuerkennen  in  ihren  eigenen  Ange- 
legenheiten. Gemeinschaftliche  Religionsübung  ist  nicht  Sache  des  Rechts- 
staates, sondern  .der  dazu  eigens  bestimmten  Vereine;  diese  bestehen  aus 
zurechnungsfähigen  und  zur  Besorgung  ihrer  Interessen  tauglichen  Menschen, 
sie  haben  die  nöthigen  Mittel  selbst  aufzubringen:  also  muss  ihnen  auch 
freies  Gebahren  überlassen  sein.  Und  zwar  mit  allen  rechtlichen  und  that- 
sächlichen  Folgerungen,  so  weit  diese  auch  gehen  mögen.  Gemeinschaftlicher 
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Gottesdienst  setzt  vor  Allem  ein  Dogma  voraas;  seine  Ansbildang,  etwa 
anch  Aenderang,  ist  Sache  der  betreffenden  Kirche,  nicht  des  Staates,  (so 
ferne  nicht  etwa  bei  neuen  Satzungen  die  Bewahrung  der  Staatsgesetze  und 
der  Sittlichkeit  in  Frage  kämen.)  Gottesdienst  erfordert  Organe  der  Ge* 
meinde,  vielleicht  Vorsteher  dei%elben  mit  ausschliessenden  Rechten.  Ihre 
Bestellung,  Ordnung,  Bildung,  Stellung  in  der  Gemeinde  ist  eine  Ange* 
legenheit  derselben,  nicht  des  Staates.  Jeder  Verein  bedarf  einer  Disdplin 
und  einer  Gesellschaftsgewalt  zur  Aulrechterfaaltung  derselben.  Auch  hier 
ist  es  Sache  der  Gemeinde  und  nicht  des  Staates,  das  Nöthige  zu  be- 
schliessen  und  auszufahren.  Endlich  kann  namentlich  ein  grösserer  und 
lange  dauernder  Verein  nicht  ohne  Besitz  verschiedener  Art  bestehen;  die 
Beischaffang  und  Verwaltung  desselben  ist  seine  eigene  Angelegenheit. 
Hierzu  kommt  noch  in  der  katholischen  Kirche  die  Einrichtung  und  Er- 
haltung eigener  .religiöser  Anstalten  ausserhalb  des  gewöhnlichen  Gottes- 
dienstes, namentlich  der  geistlichen  Orden  und  Klöster. 

Der  Grundsatz,  -dass  alle  diese  Angelegenheiten  in  jeder  Kirche  nach 
ihren  eigenen  Satzungen  und  Anstalten  frei  und  selbstständig  besorgt  werden 
dürfen,  somit  ohne  Theilnahme  des  Staates  und  ohne  Einfluss  desselben  auf 
die  einzelnen  Handlungen,  ist  ein  grosser  und  sehr  weit  greifender.  Das 
Princip  ist  aber  richtig,  sobald  weder  von  einem  völligen  Aufgehen  des 
Staates  in  der  Kirche,  noch  von  einer  Beherrschung  des  religiösen  Lebens 
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und  seiner  Formen  durch  den  Staat  die  Rede  sein  kann  und  will.  Die  Ge- 
währung entspricht  einer  lauten  Forderung  der  neueren  Zeit,  welche  zwar 
nichl  verkennt,  dass  der  Einmischung  des  Staates  in  die  religiösen  Ange- 
legenheiten manches  Gute  zu  danken  war,  allein  sich  nun  in  Selbstthätigkeit 
und  Selbstverantwortlichkeit  vorgeschritten  genug  fOhlt,  um  die  nicht  mit 
Nothwendigkeit  in  den  Thätigkeitskreis  des  Staates  gehörigen  Angelegenheiten 
durch  die  Betheiligten  selbst  besorgen  zu  lassen,  welche  also  auch  hier 
Freiheit  fordert.  Auch  ist  einleuchtend,  dass  eine  Kirche  erst  dann,  wenn 
sie  ganz  ungehemmt  ihren  Grundsätzen  und  Einrichtungen  thatsächlichen 
Ausdruck  geben  kann,  in  ihrer  ganzen  Bedeutung  für  ihre  Angehörigen 
und  f&r  die  Gesittigung  aufzutreten  vermag.  Allerdings  wird  diese  religiöse 
Freiheit,  wie  jede  andere,  auch  ihre  Nachtheile  haben;  die  kirchlichen 
Strömungen,  tind  somit  Handlungen,  werden  keineswegs  immer  bloss  Wahr- 
heit und  Vernunft  enthalten;  namentlich  ist  mit  Bestinmitheit  zu  erwarten, 
dass  der  Staat  bald  da  bald  dort  mit  kirchlichem  Gebahren  in  Widerstreit 
gerathen  und  in  Kämpfe  mit  Kirchengewalten  verwickelt  werden  wird;  und 
es  wäre  geradezu  thöricht,  von  der  grösseren  Ungebnndenheit  nnr  Vortheile 
zu  erwarten.  Allein  im  Ganzen  ist  doch  die  gesetzliche  Freiheit  das  richti- 
gere und  zuträglichere  Vcrhältniss. 
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Es  ist  Jedoch  nöthig,  dass  man'  sich  eine  Reihe  von  nothwendigen 
Folgerangen  klar  macht,  um  zu  wissen,  was  man  zugiebt. 

Vorerst  ist  unzweifelhaft^  dass  die  £inrftumang  der  Freiheit  and  Selbst- 
ständigkeit, da  wo  sie  bisher  noch  nicht  bestand,  im  ersten  Aagenblicke 
wesentlich  verschieden  wirken  wird  in  der  katholischen  and  in  der  pro- 
testantisdien  Kirche.  Die  erstere  hat  einen  voUstftndig  aasgebildeten 
Organismas,  welcher  mit  dem  Aagenblicke  der  ausgesprochenen  Freiheit 
in  Tollstftndige  Thätigkeit  treten  kann  ond  wird.  Behörden,  Normen,  Yer- 
&hrensweisen  bestehen  in  anerkannter  Gfiltigkeit  und  Bedeutung,  und  das 
ganze  System  kann  alsbald  fungiren.  Anders  in  einer  protestantischen 
Landeskirche.  Hier  wird  in  der  Regel  ein  enges  Yerhältniss  mit  der 
Staatsregierung  unterbrochen,  ohne  dass  schon  von  selbst  die  itzt  aus- 
schliesslich regierende  kirchliche  Behörde  gegeben  wäre.  Es  ist  also  eine 
neue  Verfassung  unerlässlich,  und  es  muss,  da  Soldies  wohl  nicht  im 
Augenblicke  möglich  ist,  zunftchst  irgend  ein  vorläufiger  Zustand  geordnet 
werden. 

Wenn  sodann  die  Kirchen  als  selbstständige  und  vom  Staate  ganz  ver* 
sdiiedene  Corporationen  anerkannt  sind  und  dieselben  ihre  Angelegenheiten 
nach  Gutdünken  ordnen,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  nun  auch  der 
Staat  keinerlei  Ausgaben  für  dieselben  mehr  bestreitet,  ausser  wo  etwa 
eine  besondere  rechtliche  Verbindlichkeit  vorliegt.  Sehr  leicht  werden  sich 
also  zur  Bestreitung  rein  kirchlicher  Ausgaben  eigene  Umlagen  als  noth- 
wendig  herausstellen  und  mag  dann  auch  eine  eigene  Steuerverwaltung 
der  einen  oder  der  anderen  Kirche  neben  der  des  Staates  entstehen.  Der 
Staat,  und  zwar  sowohl  die  Regierung  allein  als  auch  diese  gemeinschaft- 
lich mit  der  Volksvertretung,  wird  freilich  mit  dieser  Angelegenheit  nichts 
zu  thun  haben,  sondern  dieselbe  in  jeder  Kirche  nach  deren  Verfassung 
zu  regeln  sein;  allein  übersehen  darf  doch  nidit  werden,  dass  durch  die 
Selbstständigkeit  die  Möglichkeit,  wo  nicht  die  Nothwendigkeit,  weiterer 
pecuniärer  Forderungen  der  Kirchen  an  ihre  Angehörige  herbeigeführt 
werden  wird. 

Auch  nach  vollständiger  Ausscheidung  der  Kirchen  ans  der  Verwaltung 
des  Staates  bleiben  natürlich  manchfache  Beziehungen  zwischen  beiden.  Es 
ist  daher,  drittens,  nothwendig,  dass  die  Regierung  ein  geeignetes  Organ 
zu  diesen  Verhandlungen  habe.  Sache  der  Staatsregierung  ist  es,  diese 
Behörde  nadi  Massgabe  ihrer  Bedürfnisse  und  sonstigen  Einrichtungen  zu 
bestimmen;  den  Kirchen  steht  in  diese  innere  Angelegenheit  des  Staates 
keinerlei  Einsprache  zu.  Namentlich  ist  klar,  dass  der  Staat  keine  Ver- 
pflichtung hat,  zur  Wahrung  seiner  Rechte  gegenüber  von  den  Kirchen 
eine  besondere  Behörde  für  jede  derselben  zu  errichten,  oder  auch  nur 
bei  den  Personalbesetzungen  confessionelle  Rücksichten  zu  nehmen.    Die 
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EntscheiduDg  dieser  Fragen  ist  lediglich  Sache  der  Zweckmässigkeit,  nnd 
Ton  einem  Rechte  der  Kirchen,  dass  sich  der  Staat  in  den  ihn  betreffenden 
Fragen  von  eigenen  Behörden  für  jede  Kirche  and  nur  von  Männern  eines 
bestimmten  Bekenntnisses  berathen  lasse,  kann  keine  Rede  sein. 

Es  giebt  allerdings,  endlich,  Staaten,  welche  den  Grundsatz  aussprechen, 
(den  z.  B.  das  französische  Staatsrecht  seit  Jahrhunderten  festhält,)  dass 
ihnen  die  Verpflichtung  obliege,  jedem  Unterthanen  den  Genuss  der  Seg* 
nungen  seiner  Kirche  zu  sichern.  Es  möchte  aber  in  der  That  sdiwer  sein, 
nach  eingeräumter  Selbstständigkeit  eine  solche  Verpflichtung  oder  auch  nur 
Berechtigung  nachzuweisen.  Eine  unmittelbare  Folge  hiervon  ist  denn  nun 
-aber,  dass  Landesangehörige,  welche  mit  den  Leistungen  ihrer  Kirche  nicht 
zuMeden  sind,  z.  B.  über  mangelhafte  Pastoration  klagen,  sich  lediglich 
an  die  Kirchenbehörde  um  Abhülfe  zu  wenden  haben,  und  dass  in  jeder 
Kirche  je  nach  deren  spezifisdien  Verfassung  in  solchen  Fällen  verfahren 
wird.  Ein  Eingreifen  des  Staates  in  die  Leistungen  einer  Kirche  ist  seine 
Aufgabe  nicht,  ob  sich  etwa  auch  Nachtheile  aus  seiner  Unzuständigkeit 
ergeben  möchten.  Inwiefeme  diese  Erwägung  namentlich  in  protestantischen 
Kirchen  neue  Einrichtungen  zur  Folge  haben  kann,  z.  B.  die  Einftihrung 
einer  erweiterten  und  berechtigteren  Vertretung  der  Genossen  gegenflber 
von  der  Gewalt,  ist  eine  verwickelte  Frage,  deren  Lösung  sehr  weit  aus- 
sehend sein  kann.  Jedenfalls  wird  es  nicht  Sache  der  Staatsgesetzgebung 
sein,  darüber  zu  berathen. 

Ein  in  menschlichen  Dingen  und  namentlich,  in  der  Ordnung  staatlicher 
Angelegenheiten  erfahrener  Mann  wird  sich  allerdings  darüber  nicht  wundern, 
dass  eine  im  Grundsatze  richtige  und  im  Ganzen  auch  wohlthätige  Massregel 
nicht  ohne  eine  Beigabe  von  unliebsamen  Folgen  ist;  allein  wenn  etwa  bei 
der  Menge  ein  allmäliges  Hervortreten  dieser,  und  vielleicht  noch  weiterer, 
Nachtheile  der  kirchlichen  Selbstständigkeit  mit  Missbehagen  aufgenommen 
wird,  so  ist  es  auch  nicht  zu  verwundem. 

4. 

Die  Stellung  der  kirchlichen  Vereine  zu  den  Staatsgesetzen. 

Je  freisinniger  der  eigene  Zweck  kirchlicher  Vereine  anerkannt,  ihre 
allgemeine  Stellung  im  Organismus  des  Zusammenlebens  geordnet  und  ihr 
unabhängiges  Gebahren  mit  den  eigenen  Angelegenheiten  ausgesprochen 
ist:  desto  nothwendiger  ist  es  nun  aber  auch,  alsbald  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  obersten  Gewalt  des  Staates  und  für  den  Gehorsam  der 
Kii'chen  und  ihrer  Beamten  sowie  einzelner  Genossen  in  weltlichen  Dingen 
zu  sorgen.  Berechtigte  Freiheit  soll  eingeräumt,  nicht  aber  Anarchie  ge* 
pflanzt  werden;  das  religiöse  Leben  sei  seinen  eigenen  Bedürfnissen  und 
Strömungen  anheimgegeben,   allein  die  bürgerliche  Ordnung  und  die  ztst 
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Verfolgung  der  übrigen  Lebensaufgaben  erforderliche  Einrichtang  mnss  da- 
neben in  ihrer  ganzen  Wirksamkeit  bestehen  bleiben.  —  Es  ist  daher  an« 
«erlfisslich,  den  Satz  aufzustellen,  dass  die  Kirchen,  deren  Anstalten  und 
Diener  in  allen  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Beziehungen  den  Staats* 
gesetzen  unterworfen  seien;  und  es  muss  dieser  Grundsatz  namentlich 
noch  in  der  Anwendung  ausgesprochen  werden,  dass  die  eigene  Verfassung 
einer  Kirche  oder  die  von  ihr  ausgehenden  Y^^ordnungen  sie  niemals  be- 
rechtigen können,  Befugnisse  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  mit  der  Hoheit 

' 

des  Staates  oder  mit  den  Staatsgesetzen  hn  Widerspruche  stehen. 

Es  darf  darüber  kein  Zweifel  obwalten,  dass  der  Staat  keiner  Kirche 
in  Beziehung  auf  sein  Wesen  und  seinen  Wirkungskreis  eine  Gleichstellung 
oder  gar  eine  Obergewalt  einräumt,  sondern  viehnehr  für  weltliche  Dinge 
die  Unterordnung  auch  dieser  Corporationen  und  ihrer  Angehörigen  unter 
den  allgemeinen  Organismus  des  Staates  ausgesprochen  ist. 

Wenn  der  Staat  die  Kirchen  als  selbstständige  Corporationen  mit  selbst- 
gewählten Zwecken  und  Mitteln  erkennt,  und  wenn  er,  (obgleich  sicherlich 
nicht  unbetheiügt  dabei,)  keinerlei  Einfluss  auf  Dogma,  Kultus,  Organisation 
und  Disziplin  der  Kirchen  beansprucht:  so  ist  er  um  so  mehr  berechtigt 
und  selbst  genöthigt,  seine  Stellung  genau  zu  bezeichnen  und  sein  eigenes 
Gebiet  frei  zu  halten  von  Eingriffen.  Im  Nothfalle  hat  er  sein  Dasein  und 
seine  Souveränität  mit  der  ganzen  Vollgewalt  der  ihm  zustehenden  Mittel 
zu  vertheidigen;  und  es  werdeü  dann  ohne  Zweifel  auch  einer  Regierung, 
welche  nichts  Weiteres  verlangt  als  ihr  Recht,  und  die  den  Glauben,  die 
Gewissensfreiheit  und  den  Kult  der  Bürger  unangetastet  lässt,  Volk  und 
Stände  getreu  zur  Seite  stehen.  Nichts  kann  aber  klarer  sein,  als  das 
richtige  Verhältniss.  Die  Kirchen  mögen  glauben  und  lehren  über  das 
Verhältniss  des  Menschen  zu  Gott,  was  sie  für  gut  befinden  und  wahr  er- 
achten; die  äussere  Anordnung  des  Zusammenlebens  der  Menschen  ist  nicht 
ihre  Sache.  Ihr  Reich  ist  nicht  von  dieser  Welt;  sie  haben  dem  Kaiser  zu 
geben  was  des  Kaisers  ist;  und  es  ist  einleuchtend,  dass  es  kein  geordnetes 
Zusammenleben  der  Menschen  und  keine  Erreichung  der  Zwecke  des  irdischen 
Daseins  gäbe,  wenn  ein  Widerspruch  gegen  die  Gesetze  des  Staates  be- 
rechtigt wäre.  Und  eben  so  klar  ist,  dass  desshalb  ein  Unterthan  nicht 
aufhören  kann  zum  Gehorsam  verpflichtet  zu  sein,  weil  ihm  etwa  Glaubens- 
genossen einen  höheren  Rang  in  ihrer  Gesellschaft  oder  eine  besondere 
Würde  beilegen.  Der  Staat  mag  aus  Berücksichtigung  der  Anschauungen 
zahlreicher  Bürger  und  in  Erkennung  nützlicher  Leistungen  solchen  Stellungen 
von  Kirchenoberen  auch  in  seinem  öffentlichen  Rechte  einen  Platz  einräumen, 
(was  er  gar  nicht  schuldig  wäre;)  allein  nichts  geht  weniger  daraus  hervor, 
als  dass  er  seinen  eigenen  Zweck  und  die  zu  dessen  Erreichung  nothwendigen 
Mittel  aufgiebt  oder  auch  nur  aufgeben  kann. 
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Die  Sache  hat  nnr  Eine  Schwierigkeit,  aber  allerdings  eine  bedentende. 
Dnrch  die  aufgestellten  Gmndsfttze  wird  dem  kanonischen  Rechte  der 
katholischen  Eirdie  die  Anwendbarkeit  versagt,  soweit  dasselbe  auf  bürger- 
lichem oder  staatlichem  Gebiete  Bestimmnngen  enthalt,  welche  den  Landes- 
gesetzen zuwiderlaufen,  was  bekanntlich  in  sehr  vielen  und  höchst  wichtigen 
Punkten  der  Fall  ist.  Allein  gerade  diese  Unanwendbarkeit  eines  fbr-  die 
jetzigen  Yerhftltnisse  unpassend  gewordenen,  weil  auf  einer  völlig  verschie- 
denen Welt-  und  Staatsanschauung  beruhenden,  flberdiess  von  einer  fremden 
Gewalt  ausgehenden  Rechtes,  muss  ausgesprochen  und  aufrecht  erhalten 
werden.  Die  Kirche  wird  natürlich  den  Anspruch  auf  Gültigkeit  dieser 
Gesetze  nicht  aufgeben;  allein  diess  ist  so  wenig  ein  Grund  der  Anerkennung 
fnr  den  im  Kerne  seines  Daseins  bedrohten  und  selbst  geläugneten  Staat, 
dass  er  im  Gegentheile  um  so  bestimmter  zur  Festhaltung  seines  Rechtes 
aufgefordert  ist.  Es  ist  möglich,  dass  ein  heftiger  und  langdauemder 
Streit  entbrennt;  der  Mässigung,  der  Kraft  und  dem  Rechte  wird  der  Sieg 
bleiben  >). 

Kaum  der  Bemerkung  bedarf  es  zum  Schlüsse  noch,  dass  namentlich 
auch  das  kirchlichen  Bedürfnissen  gewidmete  Vermögen  den  Staatsgesetzen, 
in  Sonderheit  jenen  über  öffentliche  Abgaben  und  Lasten  unterliegt.  Eine 
ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  hierüber  wäre  gar  nicht  nothwendig. 


1)  Es  igt  nicht  nnMr«  Sache,  der  rdmisohen  Carle  Rath  lo  geben,  und  sie  würde  einen 
solchen  Ton  ans  nicht  annehmen.  AUein  die  Bemerkong  ist  doch  wohl  an  der  Stelle,  dass  es 
einer  höchst  iwelfelhafte  Politllc  ist,  anf  Forderungen  sa  bestehen,  welche  der  gansen  Entwick- 
lang der  menschliehen  Gesittigttng  and  den  daraas  folgenden  Nothwendigkeiten  nud  Thataachea 
sowider  sind.  Das  kanonische  Recht  ist  das,  in  seiner  Folgerichtigkeit  und  arsprflnglichen 
Zweckmisslgkeit  bewandernswerthe,  Recht  einer  dualistischen  Theokratie  mit  ttberwiegender 
geistlleher  Gewalt  Es  war  ▼oUstftndtg  an  der  Stelle  anter  den  Weltanschanungen  des  Mittel- 
alters. Es  ist  aber  in  seinem  innersten  Wesen  unTerelnbar  auf  die  seit  Jahriiunderten  allm&lig 
entwickelte  itsige  Anffassung  der  Kenschen  Tom  Lebensswecke  und  auf  den  aas  dieser  mit 
innerer  Nothwendigkelt  henrorgegangenen  Rechtsstaate  der  Itstseit  Ob  dieser  letstere  an  sich 
besser  oder  schlechter  ist,  höher  oder  tiefer  steht,  als  die  Theokratie,  ist  gans  gleichgültig,  so 
ferne  es  sieh  von  der  Anwendbarkeit  ron  Gesetien  handelt,  welche  anvereinbar  sind  mit  seinen 
Grundgedanken  und  mit  allen  seinen  einseinen  Einrichtungen.  Es  besteht  itst  nun  einmal  und 
ist  allein  itzt  möglich.  Die  Folge  Jener  nnerflillbaren  Forderungen  kann  daher  keine  andere 
sein,  als  ein  heftiges  Widerstreben  gegen  die  Macht,  welche  sie  aufdrängen  wiU;  and  swar 
nicht  etwa  nur  yon  Seiten  Solcher,  welche  dem  Katholidsrous  nicht  angehören  und  fllr  welche 
also  das  päbstllche  Gesetz  und  Verlangen  ohnedem  keine  Auctorität  hat,  sondern  von  den 
eigenen  Gläubigen,  welche  nnrorsichtigerweise  in  eine  Colllslon  Ihres  gansen  Denkens,  Handelns 
und  Bestrebens  mit  kirchlichem  Gehorsam  gebracht  werden.  Der  schliessliohe  Erfolg  kann 
nicht  zweifelhaft  sein;  und  noch  der  geringste  Schaden  fUr  die  Curie  wird  die  endlich  klar 
▼erliegende  Unmöglichkeit  der  OnrehfOhrung  von  Befehlen  sein,  welche  eine  sich  als  unfohl« 
bar  ausgebende  Gewalt  hartnäckig  erlassen  hatte.  Die  Anfhahme  der  Gfiltlgkeit  des  kanonischen 
Rechtes  in  die  verschiedenen  Conoordate  war  ein  TerhängnissTolles  Verkennen  des  Möglichen, 
also  ein  entschieden  politischer  Fehler,  welchen  die  nichtssagende  Beschränkung  anf  „eanonea 
nunc  Tigentes"  ohne  nähere  Bezeichnung  derselben  und  ohne  Sichurnng  gegen  beliebige  Wieder- 
belebung der  fU^  die  itzigen  Verhältnisse  ungeheuerlichsten  SKtzA  in  keiner  Welse  milderte. 
Gegen  eine  solche  Läognung  des  Bestehenden  Ist  nur  entschiedene  Zui-Ückweisung  möglich, 
das  starre:  „sit  ut  est,  aut  non  sit**  ist  nicht  nur  gefährlich  sondern  geradezu  selbstmörderisch. 
Nicht  dei*  Gegner,  sondern  gerade  der  Freond  des  Katholidsmus  hat  daher  am  meisten  XJrsach« 
eaaa  beklagen. 
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-wenn  nicht  bis  .in  die  jfingste  Zeit  herunter  die  römische  Curie  für  alles 
katholisches  Kirdiengut  Abgabenfreiheit  als  Grundsatz  in  Anspruch  genommen 
nnd  eine  Besteuerung  nur  als  eine  Begünstigung  aus  Grund  der  Zeitläufe 
eingeräumt  hätte.  Hier  mag  es  also  immerhin  nQtzlich  sein,  Princip  dem 
Principe  gegenüber  zu  stellen,  und  nichts  als  vorübergehendes  Geschenk 
aufnehmen,  worauf  ein  auf  dem  Standpunkte  des  Staates  unbestreitbares 
Recht  besteht. 

5. 
Die  Besetzung  der  Kirchenämter. 

BieErnennung  der  Kirchenbeamten  durch  die  Kirchen  selbst 
ist  eine  der  unmittelbarsten  Folgen  der  erklärten  Selbstständigkeit. 

Ueber  die  Bedeut^mkeit  der  daraus  für  den  Staat  sich  ergebenden 
Folgen  darf  man  sich  aber  keinen  Täuschungen  hingeben.  Unzweifelhaft 
entgeht  dem  Staate  dufch  die  Beseitigung  jedes  Einflusses  auf  diese  Stellen- 
besetzung ein  bedeutendes  Macht  dement,  und  es  ist  sogar  möglich,  daßs 
sich  in  dem  Klerus  der  einen  oder  der  anderen  Kirche  eine  Opposition 
bildet,  welche  nicht  nur  dem  Staate  bei  einer  Aufrechterhaltung  seiner 
Bechte  gegenüber  von  den  Kirchen  geschlossen  gegenüber  steht,  sondern 
auch  in  rein  politischen  Dingen,  z.  B.  bei  Wahlen,  Einfluss  ausübt.  Je  fester 
die  Organisation  einer  Kirche  ist,  je  strenger  die  Gesetze  über  den  Gehor- 
sam des  Klerus  gegen  seine  Oberen,  je  bedeutender  endlich  die  Aussichten 
in  einer  Kirche  zu  hohen  Stellen  und  Ehren  sind,  desto  bedeutsamer  ist 
eine  solche  Gestaltung  der  Dinge.  Es  ist  unmöglich,  ein-  für  allemale  zu 
bestimmen,  welche  Folgen  auf  die  Dauer  solche  geschlossene  Organisationen 
innerhalb  des  Staates  aber  ausserhalb  seiner  Wirksamkeit  haben  werden, 
namentlich  in  einem  paritätischen  Lande,  wo  also  nothwendigerweise  das 
Staatsoberhaupt  einer  der  Kirchen  nicht  angehört,  und  schon  dadurch 
leichter  eine  Gegenüberstellung  sich  bildet.  Die  Geschichte  bietet  keine 
genügenden  Beispiele,  um  Schlüsse  daraus  zu  ziehen,  da  die  wenigen  Fälle, 
in  welchen  ein  solches  Yerhältniss  besteht,  noch  zu  neu  sind,  um  bereits 
ihre  verschiedenen  Seiten  vollständig  entwickelt  zu  haben,  früher  aber  in 
allen  Staaten,  selbst  in  solchen,  welche  einer  Kirche  einen  sehr  grossen 
Einfluss  einräumten,  der  Regierung  wenigstens  ein  wesentlicher  Antheilan 
der  Besetzung  der  geistlichen  Aemter,  namentlich  der  höchsten,  zustand,  oder 
auch  noch  jetzt  zusteht.  Diejenigen  Fälle,  welche  bis  itzt  am  beweisendsten 
sind,  nämlich  Belgien  und  Irland,  scheinen  allerdings  zu  zeigen,  dass  durdi 
die  völlige  Selbstständigkeit  der  Kirchen  bei  Ernennung  ihrer  Geistlichen 
ein  neues  und  zwar  ein  sehr  beachtenswerthes  Element  in  der  Gesellschaft 
und  im  Staate  entsteht,  welches  einem  unmittelbaren  Einflüsse  der  Regie- 
rung wenig  zugänglich  ist  und  wohl  in  Beredmuqg  genommen  werden  muss 


220  üeber  das  Yerh&ltniss  des  Staates  cur  Eircbe. 

sowohl  bei  den  inneren,  als  anch  zum  Theile  bei  den  äusseren  Angelegen- 
heiten. Freilich  darf  nicht  anbemerkt  gelassen  werden,  dass  in  den  beiden 
genannten  Ländern  die  Verhältnisse  nicht  normal  waren,  und  zwar  ans 
doppeltem  Grande.  Einmal,  weil  in  beiden  die  katholische  Kirche  nadi 
langem  leidenschaftlichstem  Kampfe  and  &st  mit  offener  Gewalt  in  ihre 
onabhäDgige  Stellang  gebracht  warde,  der  in  dem  Streite  erzeugte  Geist 
aber  nothwendig  denselben  überlebte.  Zweitens,  weil  Oberhaupt  die  Ent- 
wicklung des  ganzen  Verhältnisses  in  eine  Zeit  grossen  Aufstrebens  der 
katholischen  Kirdie  und  namentlich  ihrer  hierarchischen  Gewalt  fiel,  was 
bekanntlich  Oberall  auch  fUr  die  Haltung  der  Geistlichkeit  von  dem  grössten 
Einflüsse  war.  Diess  wird  nidit  immer  so  sein,  sondern  auch'  wieder  eine 
andere  Strömung  >eintreten. 

Wie  ihm  aber  immer  sei,  jedenfalls  ist  ein  Vorbehalt  besonderer  Rechts- 
titel  zu  einzelnen  Ernennungen,  also  namentlich  auch  des  Patronatrechtes, 
nur  wenig  geeignet  die  Sachlage  zu  ändern.  Auch  in  solchen  Fällen  bleibt 
der  Kirchengewalt  eine  bedeutende  Mitwirkung,  da  ihr  die  geistige  Ein- 
setzung zusteht;  hauptsächlich  aber  hat  die  Regierung  bei  Vergebung  von 
Patronatpfarreien  doch  immer  nur  eine  Auswahl  unter  dem  Klerus,  wie  er 
sich  nun  einmal  ausbildet  durch  gemeinschaftliche  Erziehung  und  Bildung, 
durch  die  fär  Alle  gleiche  Disdplin  und  Unterordnung,  durch  den  gemein- 
schaftlichen Corporationsgeist.  Diese  Ansprüche  mögen  also  bewahrt  werden, 
da  sie  einmal  zu  Recht  bestehen;  aber  von  einer  grossen  Bedeutung  fdr 
die  Kräftigung  der  Stellung  des  Staates  sind  sie  kaum. 

Eben  so  wenig  yermag  durch  ein  Strafgesetz  über  Missbrauch  geist- 
licher Gewalt  in  der  Hauptsache,  nämlich  in  der  ganzen  Gesinnung  und 
Haltung  eines  Klerus,  etwas  Wesentliches  zu  Gunsten  eines  Staatseinflusses 
bewirkt  werden.  Ein  solches  Strafgesetz  ist  allerdings  nothwendig,  und  es 
wird  gehörigen  Ortes  Näheres  über  ein  solches  gesagt  sein;  allein  es  ist 
einleuchtend,  dass  durch  Strafen  besten  Falles  nur  eben  einzelne  auffiallende 
Missbräuche  und  Unfertigkeiten  abgestellt  werden  können,  keineswegs  aber 
der  Regierung  eine  andere  Stellung  zu  den  Kirchen  yerschafft  wird.  Eine 
Strafgewalt  verschafft  noch  keineswegs  eine  Zuneigung  oder  freiwillige  Mit- 
wirkung. 

Dessen  ungeachtet  kann  man  nicht  für  Verwerfung  oder  auch  nur 
wesentliche  Abänderung  des  Grundsatzes  sein.  Er  ist  eine  logische  und 
gegenüber  von  der  katholischen  Kirche  eine  praktische  Nothwendigkeit;  und 
da«  einzige  Mittel  zur  Gewinnung  eines  Ersatzes  ist,  dass  die  Staatsgewalt 
« durch  vollkommen  loyales  Verfahren  in  allen  Verhältnissen  zu  den  Earchen 
sich  Vertrauen  bei  den  Kirchengenossen  im  Allgemeinen  erweckt,  und  dass 
sie  überhaupt  durch  Schutz  jedes  Rechtes,  durch  Begünstigung  jeder  gesetz- 
liehen  Freiheit,  kurz  durc^  untadelhafte  Erfüllung  ihrer  Pflichten,  Ansehen 
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und  Dankbarkeit  verdient.  Der  Verlust  eines  bestimmten  materiellen  Ein- 
flossmittels  mnss  ersetzt  werden  durch  einen  gesteigerten  allgemeinen  sitt- 
lichen nnd  politischen  Einflass.  So  wird  zwar  die  Aufgabe  der  Regierung 
eine  schwierigere  sein;  allein  die  Ueberwindnng  der  Schwierigkeit  kommt 
dem  Volke  durch  wohlthätige  Regiemngsweise  zu  gute. 

Folgt  nun  aber  aus  dieser  Nothwendigkeit,  den  Kirchen  die  Ernennung 
ihrer  Beamten  im  einzelnen  Falle  zu  überlassen,  auch  das  Aufgeben  jeder 
allgemeinen  Forderung  von  Seiten  des  Staates  in  Betreff  der  zur  Ver- 
sehung eines  geistlichen  Amtes  im  Lande  erforderlichen  Eigenschaften? 
Sollen  die  Kirchen  wfthlen  können,  wen  sie  wollen,  sollte  auch  noch  so 
Vieles  und  Gegrandetes  gegen  die  Person  vorliegen,  und  welches  immer  das 
Vaterland,  die  Bildungsstufe,  der  bisherige  Lebensgang  des  Mannes  gewesen 
sein  möchte?  —  So  viel  folgt  schon  nicht  aus  dem  Grundsatze;  und  über- 
diess  tritt  hier  wohl  einer  der  Fälle  ein,  in  welchen  die  Annahme  des  ge- 
mischten Sjstemes  ein  Verlassen  der  ftussersten  Folgerungen  gestattet. 

Aus  dem  Grundsatze  folgt  allerdings,  dass  der  Staat  der  Kirche  keine 
bestimmte  Person  für  ein  zu  besetzendes  Amt  aufdrängen,  und  dass  er  im 
Allgemeinen  sie  auch  nicht  hindern  kann,  den  ihr  Beliebigen  zu  wählen. 
Es  folgt  femer,  dass  die  Kirche,  so  weit  ihre  Angelegenheiten  gehen,  das 
Mass  und  die  Art  der  zu  deren  Besorgung  erforderlichen  geistigen  Be- 
fähigungen festzusetzen  hat,  endlich  dass  sie  sich  von  dem  Vorhandensein 
derselben  nach  ihrem  Gutbefinden  aberzeugen  mag.  Es  folgt,  dass  'sie  eine 
Stufenfolge  der  Aemter,  Berücksichtigung  des  Dienstalters  u.  dgl.  zu  be- 
stimmen berechtigt  ist.  Allein  es  folgt  aus  dem  Grundsatze  der  selbst- 
ständigen ASmterbesetzung  nicht,  dass  eine  Kirche  befugt  ist,  einer  Person, 
welche  nach  den  Staatsgesetzen  das  Recht  gar  nicht  hat  sich  im  Lande 
iaufzuhalten  und  in  demselben  eine  Beschäftigung  zu  betreiben,  eines  ihrer 
Aemter  zu  übertragen  und  ihn  dadurch  dem  Staate  gegen  die  Gesetze  und 
gegen  das  allgemeine  Aufhahmerecht  des  Staatsoberhauptes  aufzudrängen. 
Es  ist  kein  logisch  nothwendiger  Schluss  aus  jenem  Grundsatze,  dass  sie 
einem  schon  wegeli  Verbrechens  dem  Strafgesetze  verfallenen  oder  erwiesen 
unehrenhaften  Menschen  ein  Amt  übertragen  darf,  welches  der  Staat  als  ein 
öffentliches  anerkennt  und  als  soldies  besonders  schützt  und  ehrt.  Es  ist 
keine  unabweisbare  Folge,  dass  die  Kirche  auch  solche  zu  Geistlichen  er- 
nennen kann,  welche  die  ihnen  gesetzlich  oder  vertragsmässig  obliegenden 
Geschäfte  für  den  Staat  zu  besorgen  nicht  im  Stande  sind.  Wenn  also 
auch  richtig  ist,  dass  der  Staat  nicht  etwa  unter  dem  Verwände  eigenen 
Rechtes  oder  allgemeinen  Bedtlrfiaisses  Ausschliessungs-Kategorieen  aufstellen 
darf,  welche  thatsächlich  den  Kirchen  das  Emennungsrecht  wieder  nehmen 
würden:  so  ist  doch  eben  so  unzweifelhaft,  dass  diese  auch  bei  Aemter- 
besetzungen  vom  Gehorsame  gegen  die  allgemeinen  Gesetze  nicht  befreit  sind. 
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Die  Annahme  eines  gemischten  Systemes  aber  macht  es  möglich,  in 
Beziehung  anf  den  vorliegenden  fOr  das  allgemeine  Wohl  sehr  wichtiggsn 
Gegenstand  Einrichtungen  eintreten  zu  lassen, .  bei  welchen  sich  der  Staat 
beruhigen  kann,  und  die  doch  den  Kirchen  keine  Hindemisse  in  wesent- 
lichen Rechten  bereiten.  Gei*ade  hier  ist  ein  Fall,  wo  es  billig  erscheint, 
wenn  für  die  vom  Staate  einger&umten  Vortheile  ihm  auch  anderer  Seits 
Einräumungen  gemacht  werden.  Es  kann  dieses  Verlangen  um  so  weniger 
Anstand  finden,  als  die  vom  Staate  in  seinem  Interesse  zu  stellenden  Ver- 
langen zu  gleicher  Zeit  im  wohlverstandenen  Vortheile  der  Kirchen  liegen. 

Es  sind  aber  drei  Punkte,  welche  einer  Reglung  bedürfen,  theils  durch 
einseitiges  Gesetz  des  Staates,  theils  mittelst  eines  Uebereinkommens  mit 
den  Kirdien.  Dieselben  sind:  die  Staatsangehörigkeit  der  zu  Kirchen- 
diensten zu  Berufenden;  die  wissenschaftliche  Bildung  der  Geistlichen;  die 
bürgerliche  und  staatliche  Unbescholtenheit  der  zu  Ernennenden. 

Was  nun  zuerst  den  Besitz  der  Staatsangehörigkeit  betrifft,  so 
versteht  sich  die  Vorschrift,  dass  nur  ein  durch  Geburt  oder  durch  beson- 
dere Auibahme  im  Staatsbürgerrechte  Befindlicher  ein  Kirchenamt  innerhalb 
des  Staates  bekleiden  könne,  eigentlich  von  selbst.  Der  Staat  hat  das 
allgemeine  Recht,  Ausländem  den  Aufenthalt  im  Lande  zu  gestatten  oder 
zu  verjreigem.  Wenn  er  nun  nicht  dulden  will,  dass  ihm  Ausl&nder  durch 
einen  Act  einer  Kirchengewalt  aufgedr&ngt  werden  können,  und  wenn  er 
ein  ftlr  allemal  verlangt,  dass  wer  eine  bleibende  wichtige  Stellung  im  Lande 
bekleide,  ihm  auch  angehören,  seinem  Regenten,  seiner  Verfassung  und 
seinen  Gesetzen  den  Eid  der  Treue  geschworen  haben  müsse:  so  ist  er 
vollkommen  in  seinem  Rechte,  und  verlangt  auch  nur  Billiges.  Diess  aber 
um  so  mehr,  als  fast  unlösliche  Kollisionen  entstehen  müssten,  wenn  einer 
Seits  ein  Ausländer  nicht  mehr  im  Lande  geduldet  werden  wojlte,  anderer 
Seits  er  aber  im  Besitze  eines  Benefiziums  und  vielleicht  einer  Seelsorge 
bliebe.  Auch  ist  es  nur  vernünftig,  wenn  verlangt  wird,  dass  der  Geistliche 
keine  fremdartigen  Sitten  und  Lebensanschauungen  habe,  mit  den  Bedürf- 
nissen des  Volkes  und  dessen  Bildungsgrad  nicht  unbekannt  sei.  Eine 
Absperrang  gegen  fremde  Vorzüglichkeit  und  eine  Verhinderang  der  Kirchen, 
sich  die  ihnen  nothwendigen  besonderen  Kräfte  frei  zu  verschaffen,  ist  dabei 
nidit  zu  besorgen.  Der  Staat  wird  einem  unschädlichen  und  noch  mehr 
einem  ausgezeichneten  Manne  die  Aufnahme  in  das  Staatsbürgerrecht  nicht 
leicht  versagen.  Ist  aber  die  Anwesenheit  eines  bestimmten  Fremden  im 
Lande,  und  wäre  es  auch  nur  aus  politischen  Gründen,  ausnahmsweise. nicht 
wünschenswerth,  so  ist  es,  auch  ganz  gut,  wenn  er  feme  gehalten  wird. 
Missbräuche  sind  allerdings  möglich;  allein  nicht  nur  ist  eine  solche  Mög- 
lichkeit kein  Grund  gegen  ein  nothwendiges  Recht,  sondem  es  ist  überdiess 
jiehr  die  Frage,  ob  nicht  Missbräuche  von  Seiten  der  Kirchen  weit  eher  zu 
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« 
befllrchten  wären.  -    Dass  es  /nr  Fo^t<;te]lnng  dir^^er  Bodlngnngen  fOr  die 

Bekleidung  eines  Kirdieuamtes  keiner  Zustimmang  der  Kirchen,  sondern  nur 

eines  Staatsgesetzes  bedarf,  versteht  sich  yon  selbst. 

Nicht  so  ein&ch  ist  das  Verh&ltniss  hinsichtlich  d^r  wissenschaft- 
lichen Bildung  der  Kirchenbeamten.  Dass  es  Sache  der  Kirchen,  und  nur 
ihre  Sadie,  ist,  die  kirchliche  —  sowohl  wissenschaftliche  als  practische  — 
Ausbildung  ihrer  künftigen  Geistlichen  zu  bestimmen,  unterliegt  keinem 
Zweifel,  und  es  ist  aus  diesem  Grunde  dem  Staate  auch  nicht  einmal  ein 
Au£8icht8recht  oder  eine  Theilnahme  an  den  PrOfungen  u.  s.  w.  einzuräumen. 
Allein  anders  verhält  es  sich  mit  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Bildung, 
also  mit  den  unter  der  Bezeichnung  der  philosophischen  Fächer  bekannten 
Kenntnissen  und  Anschauungen.  In  Beziehung  auf  diese  hat  der  Staat  ein 
doppeltes  Interesse.  Einmal  ein  umfassendes,  freilich  auch  unbestimmteres, 
hinsichtlich  der  Gesittigung  des  Volkes  Oberhaupt.  £s  kann  ihm  als  Förderer 
der  gesammteu  Lebenszwecke  des  Volkes  nicht  gleichgültig  sein,  ob  eine  so 
2ahlreiche,  Aber  das  ganze  Gebiet  verbreitete  und  sehr  einflussreicfae  Klasse, 
wie  die  Geistlichen  der  grossen  Kirchen  sind,  nur  eine  enge  und  vielleicht 
einseitige  Fachbildung  oder  eine  freie  humane  Weltanschauung  hat;  ob  diese 
nur  Priester  oder  auch  gebildete  Männer  "^ind.  Zweitens  aber  ist  er  un- 
mittelbar  betheiligt  bei  dem  Vorhandensein  bestimmter  wissenschaftlicher 
BeflÜiigung  in  Beziehung  auf  jene  Geschäfte,  welche  er  bei  einer  nicht  voll- 
ständigen Trennung  von  der  Kirche,  also  bei  der  Aunahme  eines  gemischten 
Systemes,  den  Geistlichen  überträgt  mit  Zustimmung  der  Kirchengewalten. 

Ehe  nun  aber  hierauf  bestimmte  Forderungen  gegründet  werden  können, 
ist  erst  die  Vorfrage  zu  erledigen:  ob  die  Kirchen  das  dem  Staate  irgend 
Wünschenswerthe  nicht  von  selbst  und  in  Verfolgung  ihrer  eigenen  Zwecke 
leisten,  so  dass  weitere  Massnahmen  überflüssig  erscheinen?  —  Diess  ist 
denn  allerdings  schon  von  kirchlicher  Seite,  und  zwar  mit  grosser  Empfind- 
lichkeit, behauptet  worden  0<  Man  hat  jede  Forderung  fraglicher  Art  für 
unpassend,  überflüssig  und  verkehrt  erklärt,  und  ausserdem  als  eine  Veran- 
lassung zu  gefährlichen  Collisionen.  Eine  solche  Anschauungsweise  wäre 
jedoch  offenbar  nur  da  berechtigt,  wo  der  Staat  sich  der  Kirchenbeamten 
nie  zu  seinen  Zwecken  gesetzlich  bediente,  und  umgekehrt  grundsätzlich 
die  Kirchenbeamten  sich  von  jeder  Leistung  für  bürgerliche  und  staats- 
bürgerliche Zwecke  grundsätzlich  ferne  hielten.  Wo  dem  aber  nicht  so  ist, 
vielmehr  eine  Verbindung  und  Verwendung  mit  beiderseitigem  Willen  statt- 
findet, da  ist  es  natürlich,  dass  auch'  der  Staat  die  für  seine  Bedürfnisse 
erforderlichen  Bedingungen  stellt.    Dieselben  könnten  von  den  Kirchen  nur 
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in  dem  Falle  beanstandet  werden,  wenn  sie  im  Widerspruche  mit  den 
kirchlichen  Lehren  oder  BedOrfiiissen  wären.  Solcher  Art  ist  aber  die  For- 
dening  weiterer  geistlicher  Bildung,  als  bloss  kirchlicher,  offenbar  nicht. 
Ein  höherer  Bildnngsgrad  kann  auch  für  kirchliche  Wirksamkeit  nnr  för- 
derlich sein.  Eine  Benfltzong  der  Geistlichen  zu  borgerlichen  Zwecken 
and  eine  Einwilligung  derselben  zu  solcher  Verwendung  findet  nun  aber 
fiist  ausnahmlos  wenigstens  In  deutschen  Ländern  statt.  Die  Geistlichen 
der  Landeskirchen  haben  vorwiegenden  Einfluss  auf  das  gesammte  Volks- 
sdiulwesen;  es  ist  ihnen  die  Führung  der  Standesbücher  übertragen;  auch 
in  gerichtlichen  Beziehungen  leisten  sie  gesetzliche  Hülfe,  z.  B.  bei  der 
Vorbereitung  zum  Eide.  Davon  nicht  zu  reden,  dass  der  Staat  beim  Heere, 
bei  Gefängnissen  und  Krankenanstalten  Geistliche  organisch  verwendet,  welche 
dann  natürlich  audi  die  entsprechenden  Eigenschaften  besitzen  müssen.  Die 
Kirchen  aber  fügen  sich  nicht  nur  diesen  Verwendungen,  sondern  sie  nehmen 
sie  sogar  eifrig  in  Anspruch,  und  würden  die  Entziehung  der  Staatsaufträge 
sehr  ungeme  sehen.  Namentlich  würden  gewiss  bittere  Klagen  über  Zurück- 
setzung und  Verletzung  der  Rechtsgleichheit  geführt  werden,  wenn  der  Staat 
etwa  nur  der  Hülfe  der  Einen  Kirche  sich  bedienen  wollte.  Da  nun  aber 
für  Besorgung  aller  dieser  Geschäfte  gewisse  geistige  Kräfte  und  Kenntnisse 
unentbehrlich  sind,  so  ist  auch  die  Berechtigung  zu  entsprechenden  For- 
derungen von  selbst  gegeben.  Hierzu  kommen  noch  die  allgemeinen  Ge- 
sittigungsinteressen  von  Volk  und  Regierung. 

In  wie  ferne  aber  gefährliche  CoUisionen  aus  so  bescheidenen  For- 
derungen sollten  entstehen  können,  ist  in  der  That  nidit  einzusehen.  Der 
Staat  verlangt  natürlich  nichts,  was  mit  der  kirchlichen  Bildung  unvereinbar 
ist;  er  will  den  Studienkurs  und  den  Aufenthaltsort  der  jungen  Theologen 
nicht  vorschreiben;  er  mischt  sich  in  die  ganze  Fachbildung  nicht  ein.  Wenn 
also  eine  Kirche  nicht  ihrer  Seits  geflissentlich  Streit  sucht  und  jede  auch 
die  unverfänglichste  Berührung  mit  der  Regierung  dazu  gebraucht,  so  ist 
nichts  zu  besorgen.  Sollte  aber  jemals  ein  solcher  beklagenswerther  Geist 
vorhanden  sein,  so  wird  auch  die  äusserste  Verzichtleistung  des  Staates  auf 
eigene  Rechte  und  Interessen  den  Kampf  nicht  abwenden. 

Wenn  denn  aber  der  Staat  nicht  schuldig  ist,  sich  auf  die  Leistungen 
der  kirchlichen  Erziehung  blindlings  zu  verlassen ,  so  handelt  es  sich  nun 
sowohl  von  dem  Masse  seiner  Forderung,  als  von  der  Art  der  Durchführung 
und  Sicherstellung.  —  In  erster  Beziehung  kann  nicht  wohl  ein  Zweifel 
obwalten.  Da  angenommen  werden  darf,  dass  Unterricht  in  der  Erziehungs- 
lehre schon  einen  Theil  der  Fachbildung  der  künftigen  Geistlichen  ausmacht, 
so  ist  nur  noch  die  allgemeine  wissenschaftliche  Bildung  zu  verlangen. 
Der  Geistliche  soll  in  den  gelehrten  Vorkenntnissen,  welche  unsere  Gesittigung 
vom  geistig   höher  Stehenden  verlangt,  nicht   zurückstehen;   er  soll  kein 
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ungebildeterer  Mann  sein,  als  der  weltliche  Beamte,  der  Arzt  u.  s.  w.  Es 
mnss  also  das  anch  für  dieses  verlangte  Mass  von  Kenntnissen  in  den  klas- 
sischen Sprachen,  in  Geschichte  nnd  Philosophie  als  Bedingung  der  Amts- 
fähigkeit verlangt  werden.  —  Nicht  so  leicht  ist  eine  Sicherstellnng  dieser 
Forderung  zu  bewerkstelligen,  wenigstens  da,  wo  das  Fachstudium  nicht  an 
den  allgemeinen  Bildungsanstalten  gemacht  wird.  Hier  bleibt  dann  wohl, 
wenn  der  Zweck  in  der  That  und  nicht  vielleicht  dem  Scheine  nach  erreicht 
werden  soll,  nichts  anderes  flbrig,  als  eine  Vereinbarung  mit  den  Kirchen- 
behOrden  Aber  eine  genflgende  Berücksichtigung  auch  jener  Wissenschaften 
in  den  kirchlichen  Erziehungsanstalten  und  über  eine  Thdlnahme  an  den 
Prüfungen,  so  weit  es  sich  von  diesen  allgemeinen  Kenntnissen  handelt 
Einer  etwaigen  Weigerung  von  Seiten  einer  Kirche  in  eine  solche  Ver- 
ständigung einzugehen  würde  der  Staat,  freilich  mit  mannchfachen  Wider- 
wArtigkeiten,  dadurch  begegnen  können,  dass  er  den  Amtsantritt  eines  nicht 
nach  seiner  Forderung  Gebildeten  thatsfichlich  verhinderte. 

Noch  tiefer  in  die  völlige  Selbstständigkeit  der  Kirchen  schneidet  die 
Forderung  des  Staates  ein,  dass  nur  staatlich  und  bürgerlich  unbe- 
scholtenen M&nnern  ein  Kirchenamt  übertragen  werden  dürfe.  Es 
stossen  allerdings  hierbei  zwei  Bedenken  auf.  Erstens,  ob  überhaupt  jder 
Staat  berechtigt  sei,  von  dem  Dienste  in  unabhängigen  Gesellschaften  alle 
Diejenigen  auszuschliessen,  welche  sich  gegen  ihn  verfehlt  haben?  Zweitens, 
ob  die  Bestimmung  so  gefasst  werden  könne,  dass  Missbrauch  ausgeschlossen 
sei?  —  In  erster  Beziehung  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  das  Ver- 
langen des  Staates  nicht  zu  rechtfertigen  wäre,  wenn  das  amerikanische 
System  dem  Verhältnisse  der  Kirchen  zu  Grunde  läge.  In  solchem  Falle 
würden  selbst  gerichtlich  erwiesene  und  bestrafte  Verbrechen  von  Verwen- 
dung durch  Privatpersonen  oder  -Gesellschaften  nicht  ausschliessen,  und  es 
wäre  Sache  der  Verwendenden,  zu  überlegen,  in  wie  ferne  solche  Vorgänge 
eines  Dieners  mit  ihrer  eigenen  Ehre  und  mit  ihrem  Nutzen  vereinbar 
seien;  der  Staat  aber  hätte  seine  Rechte  und  Interessen  gegen  Wieder- 
holungen von  Verletzungen  mit  den  auch  sonst  angewendeten  Massregeln 
zu  schützen.  Allein  diess  ist  nicht  die  Sachlage.  Die  beiden  grossen 
SLirchen  stehen  angenommenermassen  zum  Staate  nicht  im  Verhältnisse 
blosser  Privatvereine.  Wenn  er  ihnen  nun  aber  eine  mannchfach  bevor- 
rechtete Stellung  einräumt,  und  namentlich  ihren  Beamten  theils  persönliche 
Privilegien  gibt,  theils  öffentliche  Geschäfte  überlässt:  so  kann  er  nicht  nur 
als  billig  verlangen,  dass  die  Kirchen  ihm  nicht  eine  plumpe  Feindseligkeit 
erweisen  durch  Uebertragung  ihrer  Aemter  an  Personen,  welche  seinen 
Gesetzen  offenkundig  entgegentraten;  sondern  er  ist  vollkommen  berechtigt 
zu  fordern,  dass  gegen  die  bürgerliche  Ehrenhaftigkeit  der  von  ihm  bevor- 
zugten und  verwendeten  Indjividuen  nichts  einzuwenden  ist    Und  es  kommt 

▼.  Mohl,  atMtireckt   Bd.  IL  15 


226  Ueber  das  Verhalfaiin  der  Staates  zvr  Kirche. 

hierza  noch  eine  andere  Erwftgang.  Aach  wer  kein  Anhänger  der  Omni- 
potenz  des  Stdates  ist«  mnss  doch  einrftnmen,  dass  eine  systematisch 
organisirte  und  jeder  Einwirkung  der  Staatsgewalt  ganz  entzogene  Feind- 
seligkeit bedeutender  Korporationen  unvereinbar  mit  seinem  Dasein  wäre. 
Es  ist  nur  nothwendige  Selbstvertheidignng,  wenn  er  sich  ein  Mittel  hier- 
gegen sichert.  —  Damit  ist  denn  nun  freilich  das  zweite  Bedenken  noch 
nicht  beseitigt  Wenn  der  Regierung  einfach  und  ohne  alle  weitere  Be- 
gränzung  die  Befugniss  zustünde,  jeden  ihr  missftlligen  Geistlichen  aus  dem 
ganz  unbestimmten  Grunde  der  Missliebigkeit  von  der  ihm  zugedachten 
Kirchenstelle  auszuschliessen ,  so  wäre  das  Recht  der  Aemterbcsetzung, 
damit  aber  schliesslich  auch  die  Selbstständigkeit  der  Kirchen  ein  blosser 
Schein.  Das  Recht  zur  Abwehr  darf  auch  nicht  umschlagen  in  die  Mög- 
lichkeit, personliche  Abneigung  oder  theologische  Antipathieen  geltend  zu 
machen.  Es  ist  daher  zum  Mindesten  nothwendig,  dass  die  Regierung, 
wenn  ihr  eine  beabsichtigte  kirchliche  Ernennung  angezeigt  ist,  einen  be- 
stimmten Grund  für  ihre  Ausschliessungserklärung  mittheilt,  und  dass  sich 
dieser  ausschliesslich  auf  Thatsachen  innerhalb  des  staatlichen  oder  bttrger- 
lichen  Lebenskreises  bezieht,   (worunter  dann  natürlich  Verletzungen  des 

* 

konfessionellen  Friedens  vor  Allem  gehören.)  Eine  solche  Auflage  ist  nicht 
beschwerlich;  die  Ursachen  der  Abneigung  müssen  ja  klar  vorliegen  und 
lassen  sich  leicht  angeben.  Sie  bringt  auch  die  Regierung  in  keine  un- 
würdige Stellung.  An  und  für  sich  ist  ein  Nachweis,  dass  nicht  unwill- 
kürlich, sondern  aus  guten  Gründen  gehandelt  werde,  sicher  nicht  unpassend 
für  den  Staat;  thut  er  doch  dasselbe  bei  jeder  Mittheilung -von  Entschei- 
dungsgründen. Es  wird  aber  auch  die  Regierung  in  keine  ihr  unwürdige 
Beweisführung  gegenüber  den  von  ihr  Verworfenen  verwickelt,  indem  es  sich 
von  selbst  versteht,  dass  keine  Verpflichtung  für  sie  bestehen'  kann,  sich 
über  die  von  ihr  mitgetheilten  Gründe  in  eine  weitere  Verhandlung,  sei 
es  mit  der  Kirchenbehörde  sei  es  mit  dem  betreffenden  einzelnen  Geist- 
liehen,  einzulassen  und  den  Beweis  der  Wahrheit  zu  führen.  Und  dennoch 
gewährt  die  Nothwendigkeit  der  Angabe  eines  Grundes  eine  bedeutende 
moralische  Sicherung  gegen  ungebührliche  Versuche  zur  Beherrschung  der 
Kirchen  oder  etwaige  einseitige  Idiosynkrasieen  und  fanatische  Richtungen. 

6. 
Von  religiösen  Orden. 

Zu  den  schwierigsten  Bestimmungen  über  kirchliche  Verhältnisse  in 
paritätischen  Ländern  gehören  unzweifelhaft  die  Feststellungen  über  reli- 
giöse Orden.  Die  Geschichte  ist  voll  von  Beispielen  der  bittersten  Strei- 
tigkeiten und  Schwierigkeiten,  welche  die  Einführung  oder  die  Aufhebung 
von  Orden  erzeugte,  von  Klagen  über  deren  ungebührlichen  Einfluss  im 
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ganzen  bikrgerlichen  Leben,  Yon  Yerarmangen  durch  dieselben^  sowie  von 
harten  an  ihnen  ausgeftlhrten  Beranbungen  anderer  Seits.  —  Grosse  welt- 
geschichtliche StrOmngen  und  gewaltige  Ereignisse  haben  in  den  meisten 
europäischen  Ländern  die  grosse  Mehrzahl  der  einst  so  zahlreich  vorhanden 
gewesenen  Klöster  beseitigt,  in  vielen  Staaten  dieselben  sogar  völlig  ver- 
niditet.  In  itziger  Zeit,  das  heisst  seit  dem  neuen  gewaltigen  Aufschwünge 
des  Eatholidsmus,  handelt  es  sidi  von  der  Wiederaufrichtung. 

Kein  Billiger,  welcher  Kirche  er  angehöre,  kann  sich  verhehlen,  dass 
gewichtige  Grflnde,  theils  mehr  örtlicher  theils  allgemeiner  Art,  gegen  die 
Wiedereinführung  von  Orden  und  Klöstern  sprechen. 

Oertlidier  Art  ist  das  Bedenken  gegen  sie  in  einem  paritätischen  Lande. 
Bekanntlich  gehen  die  Anschauungen  der  beiden  Konfessionen  gerade  in 
Beziehung  auf  religiöse  Orden  und  auf  Klöster  entschieden  auseinander. 
Während  die  katholische  Kirche  in  denselben  eine  sowohl  fOr  die  Ge3ammt- 
heit  als  für  die  einzelnen  Mitglieder  der  Vereine  selbst  heilsame  Anstalt 
erblidct,  ausserdem  die  kirchliche  Politik  in  den  Orden  tlberhaupt,  namentlidi 
aber  in  einzelnen  derselben,  eine  mächtige  Stütze  des  bestehenden  Organismus 
erkennt;  entbehrt  nicht  nur  die  protestantische  Kirche  der  ganzen  Ein- 
richtung, sondern  es  ist  auch  wohl  das  Bewusstsein' ihrer  einzelnen  Genossen 
in  keinem  Punkte  so  tibereinstimmend  upd  so  tiefgehend,  als  in  der  Ansicht^ 
dass  geistliche  Orden  (unter  allen  Umständen  die  von  Männern)  unnöthig 
und  selbst  in  vielfacher  Beziehung  schädlich  seien.  Ausserdem  werden 
bestimmte  Orden  mit  ganz  besonderer  Ungunst  betrachtet,  weil  ihnen  eine 
grundsätzliche  Feindseligkeit  gegen  den  Protestantismus  und  ein  Auftrag  zu 
bestäudiger  Bekämpfung  desselben  zugeschrieben  wird.  Eine  Ausgleichung 
dieser  Ansichten  ist  nicht  zu  erwarten  so  lange  die  beiden  Konfessionen 
bestehen.  Würde  sich  das  Ordenswesen  lediglich  innerhalb  der  katholischen 
Kirche  halten,  und  würde  es  auch  in  dieser  nur  auf  dem  Gebiete  des  Glaubens 
und  des  Gewissens  sich  bewegen,  so  mflssten  sich  freilich  die  Protestanten 
ohne  Weiteres  in  die  ganze  Einrichtung  finden,  wie  antipatisch  sie  ihnen 
sein  möchte;  und  auch  der  Staat  hätte  wenigstens  in  dieser  Beziehung 
keinerlei  Anlass  oder  Recht  einzuschreiten  und  Bedingungen  zu  stellen. 
Allein  dem  ist  nicht  so.  Es  sind,  wie  bemerkt,  wenigstens  einzelne  Orden, 
zur  fortwährenden  Bekämpfung  der  protestantischen  Kirche  bestimmt.  Wenn 
es  nun  sicher  auch  jeder  Kirche  freistehen  muss,  ihre  Lehre  als  die  richtige 
und  somit  die  Lehren  anderer  Kirchen  als  mehr  oder  weniger  falsch  darzu- 
stellen ;  wenn  es  femer  jeder  Kirdie  unbenommen  ist.  Andersdenkende  zu 
sich  herüberzuziehen  und  sich  dadurch  zu  vergrössem  zu  suphen:  so  darf 
diess  doch  in  Ländern,  welche  mehrere  vollkommen  gleichberechtigte  Kirchen 
besitzen,  nicht  in  verletzender  Weise  geschehen,  noch  so  dass  der  konfes- 
sionelle Frieden  dadurch  gestört  wird.    In  paritätischen  Ländern  erscheint 
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somit  das  Vorhandensein  eigener  Gesellschaften,  deren  Zweck  Bekftmpfong 
und  Yemichtang  einer  der  im  Lande  eingebürgerten  und  gleichberechtigten 
Kirchen  ist,  als  eine  rechtlidie  und  politische  Unmöglichkeit,  weil  ein  grund- 
sätzlich organisirter  innerer  Krieg  mit  einem  dazu  bestimmten  stehenden 
Heere.     £ine  solche  Einrichtung  läugnet  thatsädüich  einen  wesentlichen 
YerEassungsgrundsatz  und  ist  zu  gleicher  Zeit  eine  stehende  Bedrohung  und 
Besorgniss  for  die  zu  Bekämpfenden.    Zehnfach  aber  steigt  natürlich  die 
Abneigung  und  die  Besorgniss  in  solchen  Ländern,  deren  Geschichte  aus 
rielleicht  nidit  sehr  femer  Zeit  von  wirklich  erlittenen  Nachtheilen  l^erichtet. 
—  Diesen  Thatsachen,  welche  nun  einmal  nicht  geändert  werden  können, 
muss  Rechnung  getragen  werden  und  es  kann  in  einem  paritätischen  Staate 
von  beliebiger  EinfOhrung  jeder  Art  von  Orden  gar  nicht  die  Rede  sein. 
Vereine,  welche  unvereinbar  sind  mit  dem  ungestörten  Genüsse  der  religiösen 
Rechte  eines  bedeutenden  Theiles  der  Bevölkerung  sowie  mit  dem  inneren 
Frieden  des  Landes,  welche  grundsätzlich  zu  einem  beständigen  Vemichtungs- 
streite  gegen  eine  vom  Gesetze  nicht  nur  anerkannte  sondern  als  gleich- 
berechtigt erklärte  und  selbst  mit  staatlichen  Vorrechten  ausgestattete  Kirche 
bestimmt  sind,  können  nicht  bestehen;  und  es  darf  der  katholischen  Kirche 
mit  aUem  Fuge  die  Forderung  gestellt  werden,  dass  sie  das  entsprechende 
Opfer  bringe,  falls  es  überhaupt  eines  ist. 

Es  sind  aber  auch  noch  einige  andere,  mit  der  konfessionellen  Ver- 
schiedenheit nicht  zusammenhängende,  selbst  in  rein  katholischen  Ländern 
bemerkenswerthe  Punkte,  welche  einem  fireien  Gebahren  der  Kirche  Hinder- 
nisse entgegensetzen. 

Zunächst  gibt  es  bekanntlich  gewisse  Orden,  welche  ein  solches  absolutes 
Gelübde  der  Armuth  ablegen,  dass  sie  auch  für  ihre  Gommunitäten  kein 
Eigenthum  erwerben  können  und  ihren  Unterhalt  lediglich  durch  milde  Gaben 
gewinnen.  Jeder  mag  nach  Belieben  über  die  zu  einer  solchen  Lebensweise 
führende  Weltanschauung  uriheilen;  allein  ohne  Verletzung  Andersden- 
kender kann  wohl  die  Behauptung  aufgestellt  werden,  dass  sich  ein  solches 
arbeitsloses  und  blos  durch  Almosen  genährtes  Dasein  nur  übel  verträgt  mit 
den  in  jedem  wohlgeordneten  Staate  fOr  den  Staatsangehörigen,  Katholiken 
sowohl  als  Protestanten,  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  über  Bettel  und 
unerlaubtes  Umherziehen.  Das  Dasein  von  Bettelorden  ist  eine  offenbare 
Anomalie  in  unsem  itzigen  staatlichen  und  sozialen  Zuständen.  Da  nun 
überdiess  jene  Leistungen,  durch  welche  das  Vorhandensein  dieser  Orden 
vertheidigt  zu  werden  pflegt,  nämlich  Aushülfe  in  der  Seelsorge  und  theil- 
weise  im  öffentlichen  Unterrichte,  bei  der  itzigen  Ordnung  der  katholischen 
Kirchenverhältnisse  kein  Bedflrfhiss  sind,  vielmehr  hiefür  anderweitig  und  wohl 
nach  der  Meinung  der  Meisten  weit  besser  gesorgt  ist,  so  ist  wohl  auch  für 
das  Bestehen  dieser  Art  von  Mönchen  kein  zureichender  Grund  anzufahren. 
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Sodann  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  andere  Orden  er&dmingsgeiiiAss 
nicht  selten  in  das  den  Bettelorden  entgegengesetzte  wirthschaftliche  Extrem 
gerathen,  insofeme  sie  allmflhlig  einen  ttbergrossen  Besitz  von  Grandeigenthom 
erwerben  nnd  diesen  dadurch  dem  freien  Verkehre  und  dem  PriTateigenthune 
entziehen.  Eine  grosse  Anzahl  von  reichbegüterten  Klöstern  ist,  wie  die 
Er&hrung  nur  allzu  vieler  Länder  schon  nachgewiesen  hat,  eines  der  grOssten 
Hindemisse  fQr  ein  volkswirthschaftliches  Gedeihen.  Das  Aofblflhen  eines 
namhaften  Theiles  von  Deutschland,  von  Frankreich  u.  s.  w.  ist  unbestreitbar 
der  Säcularisation  der  Klöster  zuzuschreiben;  und  welcherlei  Verdienste 
sidi  die  Klöster  in  früheren  Jahrhunderten  um  Anbau  und  um  Förderung 
von  Landwirthschaft  nnd  Gewerben  erworben  haben  mögen,  in  der  itzigen 
Entwicklung  der  sozialen  Zustände  sind  sie  ledigtidi  ein  Nachtheil  in  diesen 
Beziehungen  geworden.  Eine  Wiedereinführung  solcher  Zustände  wäre  ein 
unverzeihlicher  Missgriff,  ein  Anachronismus,  welcher  als  lächerlich  bezeichnet 
werden  mfisste,  wenn  er  nicht  schädlich  wäre;  und  überdiess  würde  voraus- 
sichtlich Besitz  grosser  Güter  in  todter  Hand  alsbald  Besdiwerden  und 
Aenderungsforderungen  hervorrufen,  welchen  besser  ganz  vorgebeugt  wird. 
Auch  in  dieser  Beziehung  kann  also  von  einer  unbedingten  Freiheit  nicht 
die  Rede  sein. 

Mit  allem  diesem  ist  nun  allerdings  weder  gesagt,  dass  in  einem  pari- 
tätischen Lande  gar  keine  geistlichen  Orden  mehr  bestehen  dürfen;  noch 
auch,  dass  eine  der  Regierung  eingeräumte  Berechtigung,  Orden  und  einzelne 
Klöster  nach  ihrem  Gutfinden  zu  gestatten  oder  zu  untersagen,  die  Erlaubniss 
aber  von  beliebigen  Bedingungen  abhängig  zu  machen,  das  richtige  Auskunfts- 
mittel sei.  Es  lässt  sich  vielmehr  fragen,  ob  denn  nicht  grundsätzliche 
Unterschiede  zwischen  den  verschiedenen  Arten  von  Orden  gemacht  und 
schon  gesetzlidi  die  Voraussetzungen  ausgesprochen  werden  könnten,  unter 
welchen  Orden  eingeführt  oder  weitere  Klöster  eingeführter  Orden  errichtet 
werden  dürfen;  und  es  wäre  für  eine  solche  Ordnung  der  Angelegenheit 
anzuführen,  dass  dadurch  Willkür  entfernt  und  Veranlassungen  zu  Besdiwerden 
vorgebeugt  wäre.  Bei  reiflicher  Erwägung  muss  man  jedoch  zu  der  Ueber- 
zeugung  gelangen,  dass  ein  solches  Verfahren  hier  nicht  am  Platze  ist 
Eine  Aufzählung  deijenigen  Ordensregeln,  welche  als  unvereinbar  mit  dem 
öffentlichen  Wohle  und  mit  dem  Rechte  der  Staatsbürger  zu  bezeichnen 
wären,  damit  dann  verbunden  eine  stillschweigende  Billigung  aller' übrigen, 
lässt  sich  mit  Sicherheit  nicht  bewerkstelligen.  Es  würde  hierzu  an  aus- 
reichenden und  zuverlässigen  Grundlagen  fehlen.  Es  wäre  femer  keine 
Gewähr  dafOr,  dass  die  Statuten  immer  gehalten,  dass  spätere  Weisungen, 
welche  einem  Orden  ertheilt  werden  möchten,  der  Regierung  immer  bekannt 
würden.  Es  ist  endlich  zum  Voraus  nicht  zu  ersinnen,  wie  sich  in  dem 
paritätischen  Lande  die  Verhältnisse  thatsächlich  gestalten,  und  ob  sich  nicht 
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etwa  gaoz  nnerwartete,  in  rein  katholischen  Ländern  nicht  Torkonunende 
Nachtheile  zeigen  werden.    Wären  nnn  aber  gesetzliche  Bestimmungen  ein 
f&r  allemal  gegeben,  so  wäre  auch  die  Möglichkeit  einer  Abhfllfe  abge* 
schnitten,  wie  gross  der  SiCssstand  nnd  selbst  die  Gefahr  sein  möchte.   Mit 
Einem  Worte,  es  liegt  hier  einer  der  FäUe  vor,  in  welchen  nach  den  Um- 
ständen  mnss  gehandelt  werden  können;   nnd   diess  sogar  in   doppelter 
Richtung.     Einmal  muss  es  dem  gewissenhaften  Ermessen  der  Regierang 
tiberlassen  bleiben,  ob  nnd  welche  klösterliche  Anstalten  sie  unter  den  that- 
s&chlich  bestehenden  Verhältnissen  für  vereinbar  erachtet  mit  dem  öffentlichen 
Wohle.    Die  nfltzlichen  oder  wenigstens  nicht  überwiegend  schädlichen  mag 
sie  gestatten,  wenn  es  verlangt  wird,  und  zwar  sowohl   die  EinfUirung 
überhaupt,  als  die  weitere  Ausbreitung  der  bereits  vorhandenen;  die  schäd- 
lichen oder  gefährlichen  untersagt  sie.  Zweitens  muss  ihr  das  Recht  zustehen, 
einen  begangenen  Missgriff  wieder  gut  zu  machen,  wenn  solcher  durch  die 
Erfahrung  hervortritt;  sie  muss  also  selbst  bereits  eingefOhrte  Orden  wieder 
untersagen,  die  Auflösung  ihrer  Anstalten  zu  jeder  Zeit  anordnen  können. 
Allerdings  hat  eine  solche  unbeschränkte  Befugniss  auch  ihre  Sdiattenseite; 
die  Möglichkeit  eines  nicht  wünschenswerthen  Gebrauches  ist  nicht  in  Abrede 
zu  ziehen.    Allein  theils  bringt  unzweifelhaft  ein  ungerechtfertigtes  Versagen 
geringere  Nachtheile,  als  ein  schädliches  und  nicht  wieder  gutzumachendes 
Erlauben;  theils  kann  wohl  darauf  gerechnet  werden,  dass  in  allen  selbst 
nur  zweifelhaften  Fällen  die  Genehmigung  nicht  verweigert  und  noch  weniger 
eine  ertheilte  Erlaubniss  zurflckgezogen  werden  wird.    Die  Rucksicht  auf 
einen  guten  Theil  der  Bevölkerung  und  auf  eine  wohlorganisirte  kirchliche 
Gewalt,  mit  welcher  vermeidbare  Streitigkeiten  nicht  werden  gefohrt  werden 
wollen,   lässt   dieses   mit  Bestimmtheit   erwarten.     Und  welches  Interesse 
hätte  in  der  That  eine  Regierung,  sich  dem  Bestehen  erwiesen  unschädlicher 
geistlicher  Korporationen  zu  widersetzen,  z.  B.  sämmtlicher  oder  fast  sämmt- 
licher  Arten  von  weiblichen  Orden,  oder  auch  solcher  Mannsklöster,  deren 
Zweck  Krankenpflege,  äussere  Mission  u.  dgl.  ist?    Wenn  aber  auch  schon 
die  Besorgniss  ausgesprochen  worden  ist,  dass  selbst  soldie  Orden,  welchen 
der  Staat  nichts  in  den  Weg  legen  wflrde,  sich  bei  einer  soldien  Unge- 
wissheit  des  Bestandes  nicht  werden  niederlassen  wollen:  so  sei  es  gestattet 
die  Ueberzeugung  auszusprechen,  dass  es  ein  weit  kleineres  UnglQck  fär  ein 
Land  sein  wird,  gar  keine  Klöster  zu  haben,  als  deren  zu  viele  und  unauf- 
lösbare.   Die  Vergleidiung  von  Ländern,  welche  in  dem  einen,  mit  solchen, 
welche  in  dem  andern  Falle  sind,   kann  hierüber  keinen  Schatten  von 
Zweifel  gestatten. 
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7. 
Das  Yerhftltniss  der  Kirchen  zu  den  Schulen. 

Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  jede  Gewalt,  weldie  sich  festinsetzen 
nnd  zu  verewigen  wünscht,  die  Erziehung  der  Jugend  zu  erlangen 
sucht.  Die  ersten  Eindrücke  sind  die  dauerndsten;  die  Jugend  nimmt  Lehren 
ohne  Kritik  auf  und  Iftsst  sie  in  Gewohnheiten  fibeigehen;  der  grOsste  Theü 
der  Mensdien  kommt,  was  allgemeine  Bildung  und  Weltanschauung  betrifft, 
nicht  Aber  die  Stufe  hinaus,  auf  welche  sie  der  Jugendunterridit  stellt 
Diese  Erwflgungen  konnten  zu  keiner  Zeit  den  Kirchen  entgehen.  Selbst 
solche,  welche  keine  äussere  Herrschaft  anstrebten,  mussten  der  religiösen 
Leitung  der  Gemttther  wegen  sich  bestreben,  einen  grossen,  wo  mOglidi 
einen  beherrschenden  Einfluss  auf  den  gesammten  Unterricht  zu  erhalten. 
Während  einer  Reihe  von  Jahrhunderten  war  es  in  der  That  die  Kirdie 
allein,  welche  die  Volksbildung  flbemabm,  und  dass  Europa  nicht  nodi  tiefer 
in  Barbarei  und  Finstemiss  verfiel,  ist  ihr  zu  verdanken. 

Nichts  wäre  aber  unrichtiger,  als  aus  dieser  Neigung  und  aus  diesen 
froheren  Leistungen  zu  schliessen,  dass  audi  itzt  noch  den  Kirchen  ein 
Recht  auf  Veranstaltung,  Ordnung  und  Leitung  des  öffentlichen  Unterridits 
zustehe.  Ein  solcher  Anspruch  kann  vielmehr  auf  der  itzigen  Stufe  der 
Gesittigung  und  bei  dem  aus  derselben  Entwicklung  hervorgegangenen  Wesen 
des  Staates  nimmermehr  zugegeben  werden. 

Sicherlich  soll  die  Grundlage  jeder  Erziehung  eine  sittlich  religiöse 
sein,  und  es  ist  eine  der  beklagenswerthen  Folgen  der  vollständigen 
Trennung  von  Staat  und  Kirdie  nach  amerikanischem  Systeme,  dass  jeg- 
licher Religionsunterricht  in  den  öffentlichen  Schulen  authOrt.  In  besseren 
Zuständen  macht  derselbe  namentlich  in  den  Volksschulen  den  Kern  der 
Bildung  aus.  Auch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  ihn  jede  Kirche  Air 
die  ihr  angehörige  Jugend  selbst  ertheilt  oder  wenigstens  Überwacht.  AUein 
es  kann  weder  eingeräumt  werden,  dass  der  Unterridit  ein  ausschliesslieh 
religiöser  sei,  noch  dass  die  Gei9tlichen  auch  itzt  noch  allein  oder  auch 
nur  vorzugsweise  die  BefiUiigung  zur  Ausbildung  der  Jugend  besitzen.  Als 
vemtlnftigen  Lebenszweck  setzt  sich  unsere  Zeit  die  möglichst  harmonische 
Ausbildung  aller  natürlichen  Anlagen  des  Einzelnen  und  des  gesammten 
Volkes,  zu  welchen  Anlagen  denn  allerdings  der  religiöse  Sinn  auch  gehört, 
'aber  nur  neben  der  freien  Sittlichkeit,  neben  der  Verstandesbildung  und 
dem  Triebe  nach  Kenntnissen  und  neben  dem  Schönheitssinne.  Aucfa  ver- 
langt der  Staat  mit  Recht,  dass  seine  künftigen  Bürger  in  seinem  Sinne,  in 
der  Achtung  und  Kenntniss  seiner  Gesetze  und  Einrichtungen,  so  wie  in 
einer  körperlichen  und  geistigen  Entwicklung,  welche  ihm  die  Mittel  zu 
seinen  Zwecken  zu  liefern  verspricht,  herangezogen  werden.    Und  davon. 
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dass  bei  der  itzigen  Yerbreitang  der  Bildung  und  bei  den  eigens  bestellten 
Einrichtangen  zur  Heranziehung  Ton  Lehrern  aller  Art  die  Geistlichen  ein 
Monopol  der  BefUiignng  fOr  jede  Art  ton  Unterricht  hätten,  kann  gar  keine 
Bede  sein.  Im  Gegentheile  bildet  die  Erziehungskunst  und  das  nothwendige 
Wissen  die  verschiedenen  Arten  von  Lehrern  immer  mehr  zu  eignen  Berufs- 
klassen  ans,  deren  selbstständige  Geistesthätigkeit  mit  theologischen  Studien 
wenig  gemein  hat,  und  deren  Heranbildung  in  entsprediender  Zahl  und 
Tauglichkeit  eine  Aufgabe  des  Staates  ist  Ebenso  verhält  es  sidi  mit  der 
Herstellung  der  verschiedenen  Arten  von  Unterrichtsanstalten.  Wie  bei  * 
allen  sonstigen  Bedarfnissen,  zu  deren  Befriedigung  die  Kräfte  der  Einzelnen 
nicht  ausreichen  und  wo  daher  Hülfe  von  der  Gesammtheit  verlangt  wird, 
so  verlangen  die  Staatsangehörigen  itzt  unmittelbar  vom  Staate  auch  jene 
Einrichtungen,  welche  zur  Befriedigung  ihres  Bildungsbedtkrfnisses  dienen. 
Der  Staat  ist  dadurch  zur  Aufstellung  eines  sehr  umfieusenden  und  sich 
immer  noch  weiter  ausdehnenden  Systemes  von  Unterridktsanstalten  genöthigt; 
und  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  kann,  er  auch  an  Niemand  abtreten,  welcher 
sie  nicht  in  gleich  genügender  Weise  erfüllen  würde,  jeden  Falles  kann  es 
nicht  geschehen  ohne  regelmässige  und  beständige  Aufncht  hinsichtlich  der 
Leistungen.  Es  ist  somit  ein  ganz  falscher  Gedanke,  wenn  man  den 
Kirchen  oder  kirchlichen  Anstalten  ein  selbstverständliches  Recht,  Schulen 
zu  errichten,  vindidrt.  Der  Zweck  der  Kirchen  ist  gemeinschaftliche  Gottes- 
verehrung, keineswegs  aber  Unterricht  in  den  Elementar-  oder  in  gelehrten 
Kenntnissen,  in  Sprachen  oder  Mathematik.  Wenn  sie  es  mit  ihrem  Haupt- 
berufe vereinbar  finden,  auch  weltlichen  Unterricht  zu  geben,  so  mag  ihnen 
dieses  als  eine  an  und  für  sich  erlaubte  und  selbst  löbliche  Beschäftigung 
gestattet  sein,  wie  jedem  andern  Bürger  oder  jeder  sonstigen  Corporation ; 
allein  nur  unter  Beobachtung  der  allgemeitien  Gesetze  für  Privatscfaulen 
und  bei  gleichem  Aufsichtsrechte  des  Staates.  Diess  gilt  denn  namentlich 
auch  von  den  Unterrichtsanstalten  für  die  künftigen  Kirchen1>eamten.  Eine 
Bildung  derselben  in  eigenen  von  der  betreffenden  Kirche  gestifteten  und 
lediglich  nach  ihrem  Gutfinden  eingerichteten  Sdiulen-ist  an  sich  keineswegs 
eine  Nothwendigkeit,  wie  diess  unzweideutig  die  Bildung  der  protestantischen 
Geistlichen  beweist,  welche  fast  durchweg  in  den  allgemeinen  vom  Staate 
Veranstalteten  und  geleiteten  Unterrichtsanstalten  erzogen  werden.  Dass 
eine  solche  Bildung  nicht  in  einem  mit  dem  Dogma  und  der  Disdplin  der 
Kirche  im  Widerspruche  stehenden  Geiste  geschehen  darf,  versteht  sich 
freilich  von  selbst;  allein  diess  kann  auch  auf  andere  Weise  erreicht  werden, 
als  durch  eigene  kirchliche  Seminarien,  und  ist  namentlich  in  Staatsanstalten 
ebenfalls  möglich.  Wenn  also  nicht  auf  andere  Weise  gesorgt  ist,  so  hat 
der  Staat  unzweifelhaft  das  Redit  und  die  Pflicht,  auch  die  für  Bildung 
der  Kirdienbeamten  nöthigen  Unterrichtsanstalten  zu  errichten,  in  so  ferne 
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eine  solche  Heranziehung  ein  nfitzUcher  und  audi  hinreichend  allgemeiner 
Zweck  ist,  nm  eine  HfllfiBthfttigkeit  der  Gesanuntheit  zn  rechtfertigen;  allein 
es  ist  allerdings  kein  Onmd  dazn  yorhanden,  dass  er  sich  aufdränge,  wenn 
man  seiner  Hfllfe  nicht  hedarf  und  sie  vielleidit  zurfldcweist.  Wenn  eine 
Kirche  ftlr  die  Erziehung  ihrer  künftigen  Priester  seihst  sorgen  will,  und 
etwa  nach  ihren  Gesetzen  zu  sorgen  hat,  mag  sie  diess  immerhin  thun  mit 
ihren  Mitteln  und  auf  ihre  Ge&hr;  nur  bleibt  dem  Staate  auch  hier  das 
Aufsiditsrecht.  Hinsichtlich  der  Richtung  und  des  Masses  des  Unterrichtes 
wird  er  dabei  zwar  im  Allgemeinen  der  betreffenden  Kirche  die  Bestim- 
mungen zu  überlassen  haben,  mit  Ausnahme  der,  oben  S.  224,  bereits  be- 
sprochenen Forderung  einer  genflgenden  allgemeinen  Bildung;  allein  er  hat 
einen  unzweifelhaften  Anspruch  darauf  zu  wissen,  ob  in  einer  solchen  Anstalt 
nichts  QemeinsdiädlidieB  vorgeht,  namentlich  ob  nidits  gegen  seine  Gesetze 
gelehrt  und  getrieben  wird. 

Mit  Einem  Worte , .  die  Stellung  der  Kirchen  zu  der  Volksbildung  ist 
einß  wesentlidi  verschiedene  von  der  geworden,  weldie  sie  in  früheren 
Jahrhunderten  einnahmen,  und  —  gleichgültig  itzt,  wie  gut  oder  wie 
sdiledit,  —  erfüllten.  Mit  Ausnahme  des  religiösen  Unterrichtes  und  etwa 
eigener  kirchlicher  Anstalten  zur  Erziehung  von  Geistlichen,  ist  der  Staat 
schon  längst  an  die  Stelle  der  Kirche  getreten.  Er  leitet  die  Erziehung 
des  Volkes  nach  den  jetzt  bestehenden  Bedürfoissen  der  Einzelnen  und  der 
Gesellschaft,  nach  seinen  eigenen  Forderungen  an  die  Bürger,  so  wie  nach 
den  Forderungen  dieser  an  ihn,  und  er  trifft  hierzu  unbeirrt  und  unbeschränkt 
durch  Dritte  die  ihm  nOthig  scheinenden  Einrichtungen. 

Die  aus  diesen  Vordersätzen  folgenden  Prindpien  über  das  Verhältniss 
der  Kirdien  sind  denn  aber  folgende : 

Vor  Allem  ist  es  nothwendig,  das  Bedit  des  Staates,  für  das  Unter- 
richtswesen zu  sorgen  und  dasselbe  nach  seiner  Einsidit  zu  leiten,  offen 
und  unumwunden  als  allgemeinen  Grundsatz  an  die  Spitze  zu  stellen.  Es 
ist  namentlidi  passend,  diesen  Satz  positiv  auszusprechen  und  nicht  bloss, 
wie  wohl  schon  gerathen  worden  ist,  als  eine  Verneinung  des  Rechtes  der 
Kirdie.  Es  ziemt  dem  Staate  zu  sagen,  was  er  in  Anspruch  nimmt;  die 
Zurückweisung  entgegenstehender  Ansprüche  ergiebt  sich  dann  schon  von  selbst 

Zweitens  ist  eben  So  positiv  zu  erklären,  dass  der  Staat  die  Errichtung 
von  Unterrichtsanstalten  durch  Privatpersonen  zwar  gestattet  als  ein  an  sich 
erlaubtes  und  nützliches  Unternehmen;  jedoch  theils  nur  unter  genau  vor- 
geschriebenen Bedingungen,  welche  Schädliches  ferne  halten  und  einen 
genügenden  Unterricht  sowie  eine  erspriessliche  Erziehung  sicher  stellen, 
theils  unter  Vorbehalt  des  Rechtes  und  der  Pflicht,  seiner  Seits  öffentliche 
Schulen  überall  selbst  zu  errichten,  wo  er  das  Bedürftiiss  durch  die  Privat- 
^nstalten  nicht  vollständig  oder  mit  nachhaltiger  Sidierheit  befriedigt  erachtet 
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oder  auch  nur  eine  anfeuernde  Mitwirkung  nöthig  findet.  Wenn  er  selbst 
kein  Monopol  in  Anspruch  nimmt,  so  kann  er  noch  weit  weniger  eines  gegen 
sich  einräumen.  Zu  den  unerlflsslichen  Bedingungen  gehört  namentlich  eine 
Aufeidit  aber  alle  Privatschulen,  theils  zur  Aufirechterhaltung  gesetzlicher 
Vorschriften,  theils  zur  Gewinnung  der  Einsicht,  wo  eine  eigene  Thätigkeit 
des  Staates  nöthig  sei.  —  Lediglich  in  die  Kategorie  der  Privatschulen 
gehören  dann  auch  die  von  einer  Kirche  veranstalteten  Lehranstalten. 
Namentlich  hat  es  keinen  Anstand,  dass  die  Kirchen  eigene  Vorkehrungen 
zur  Bildung  ihrer  Geistlichen  treffen. 

Drittens  kann  es  nicht  beanstandet  werden,  dass  in  allen  Schulen,  also 
auch  in  den  vom  Staate  ausgehenden,  der  Religionsunterricht  von  den  Kirchen, 
je  fOr  ihre  Angehörigen,  besorgt  und  überwacht  wird,  wenn  ^ie  es  verlangen. 
Es  muss  jedoch  die  Bedingung  gestellt  werden,  dass  der  einheitlichen  Ord* 
nung  des  Unterrichtes  hierdurch  kein  Eintrag  geschehe.  Es  soll  nidit  unter 
dem  Vorwande  fles  Religionsunterrichtes  die  ganze  Sdiule  von  der  Geist- 
lichkeit in  Beschlag  genommen  oder  in  ihren  Leistungen  zerrftttet  werden. 
Wo  etwa  in  kirchlichen  Privatschulen  ein  sUeberwiegen  des  Religionsunter- 
richtes oder  eine  falsche  Richtung  desselben  zur  Beeinträchtigung  der  übrigen 
nothwendigen  Bildung  gefunden  wird,  mag  der  Staat  ohne  Anstand  mit 
Abänderungsverlangen  auftreten  oder  auch  öffentliche  Schulen  zur  Auswahl 
für  die  Aeltem  selbst  daneben  errichten. 

Endlich  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Staat  die  Aufsicht  und  die 
Leitung  der  von  ihm  veranstalteten  Schulen  übertragen  kann,  wem  er  will, 
und  dass  die  Geistlichkeit  keinerlei  grundsätzliches  Anrecht  darauf  hat. 
Falls  er  Geistliche  hierzu  für  tauglich  erachtet,  (wie  diess  namentlich  auf 
dem  flachen  Lande  in  Ermanglung  anderer  gebildeter  Männer  wohl  der  Fall 
sein  mag,)  so  ist  darüber  ein  Abkommen  mit  der  betreffenden  Kirche  zu 
treffen.  Der  Auftrag  selbst  bleibt  aber  auch  dann  ein  rein  staatlicher,  und 
die  damit  betrauten  Geistlichen  handeln  in  so  weit  lediglich  als  Staats- 
beamte mit  allen  Rechten  und  Pflichten  derselben. 

8. 
Antheil  des  Staates  an  der  Verwaltung  des  Kirchenvermögens. 

Von  eben  so  grosser  Wichtigkeit  für  den  Staat  und  für  die  Gesellschaft 
als  für  die  wohlverstandenen  Interessen  der  Kirchen  selbst  sind  die  in  Be- 
ziehung auf  das  Kirchenvermögen  aufzustellenden  Normen.  Die  Notb- 
wendigkeit  einer  besonderen  Vorsorge  tritt  allerdings  nicbt  alsbald  entgegen, 
ist  aber  durch  Erfahrung  als  ganz  unbezweifelt  nachgewiesen. 

Einleuchtend,  ist  nämlich,  dass  Erwerb  von  Vermögen  und  Gebahren 
mit  demselben  zwar  nicht  zu  den  eigentlichen  Zwecken  einer  Religions- 
gesellschaft gehört,    dass  eine  solche  jedoch  ohne  den  Besitz  manchfacfaer 
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materieller  Mittel  nicht  bestehen  und  ihre  Aufgabe  nicht  erfftllen  kann. 
Eine  Kirche  bedarf  jeden  Falles  entsprechender  Gebäude  zum  Gottesdienste 
und  eine  dem  Gölte  entsprechende  Einrichtung  derselben;  Wohnungen  ftr 
ihre  Beamten  sind  ebenfalls  kaum  entbehrlich;  ausserdem  haben  wenigstens 
einzelne  Kirchen  das  Bedfirfoiss  sonstiger  ausgedehnter  Gelasse  ffir  Seminarien« 
geistlidie  Orden  u.  s.  w.;  endlich  bedtirfen  sie  eines  laufenden  Einkommens 
Eur  Unterhaltung  ihrer  Beamten  und  Diener,  mag  nun  dasselbe  aus  den 
Früchten  eines  Grundstockes  oder  aus  regelmässigen  oder  gelegentlidien 
Beiträgen  der  Gläubigen  bestehen.  Vielleicht  ist  auch  noch  die  Unterstützung 
dürftiger  Genossen  als  ein  wesentlicher  Theil  des  Gesellschaftsverhältnisses 
anerkannt.  Je  nach  der  Organisation  und  den  Sitten  einer  Kirdie  können 
diese  Bedürfiiisse  eine  bedeutende  Höhe  erreichen;  andere  Kirchen  sind 
allerdings  ein&cher  und  somit  weniger  kostspielig.  —  Eben  so  unbestreit- 
bar ist,  dass  der  Staat  keineswegs  in  erster  Linie  die  Verpflichtung  hat, 
die  in  seinem  Gebiete  bestehenden  Kirchen  mit  diesen  materiellen  Mitteln 
zu  versehen.  Es  ist  diess  Sache  der  Genossen,  und  wenn  der  Satz  auch 
roh  ausgedrückt  ist:  »dass,  wer  die  Messe  hören  wolle,  sie  auch  bezahlen 
möge,«  so  ist  er  doch  richtig.  Ein  Anspruch  an  den  Staat,  somit  auf 
Unterstützung  aus  allgemeinen  Mitteln,  kann  nur  unter  den  Voraussetzungen 
gemacht  werden,  welche  überhaupt  zu  einer  solchen  Nadihilfe  bei  einzelnen 
Lebenszwecken  des  Volkes  berechtigen;  also,  wenn  erwiesenermassen  die 
Mittel  zu  einem  i^gemeineren  nützlichen  Zwecke  von  den  Betheiligten  selbst 
nicht  beigebracht  werden  können,  und  wenn  keine  noch  dringenderen  Bedürf- 
nisse unbefriedigt  vorliegen.  Dass  die  Kirchen  das  Becht  haben,  die  ihnen  nöthi- 
gen  Mittel  zu  erwerben  und  zu  verwenden,  bedarf  nidit  erst  eines  Beweises; 
es  liegt  diess  im  Wesen  einer  vom  Staate  anerkannten  Corporation.  — 
Endlich  versteht  es  sich  noch  von  selbst,  dass  das  Vemögen  einer  Kirche 
denselben  rechtlichen  Grundsätzen  unterstellt  ist,  welche  der  Staat  überhaupt, 
sei  es  im  öffentlichen  sei  es  im  Privatrechte,  für  Eigenthum  der  ooncreten 
Art  vorgeschrieben  hat,  insbesondere  vieUeicht  vom  Vermögen  von  Corporatio- 
nen.  Es  finden  also  nicht  nur  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes 
über  die  Erwerbung  von  Eigenthum,  über  die  Nutzniessung,  Veijährung 
u.  s.w.  volle  Anwendung;  sondern  auch  die  öffentlich  rechtlichen  Bestimmun- 
gen über  Besteuerung,  Zwangsabtretung  u.  dgl.  Mit  Einem  Worte,  es  ist 
das  Vermögen  der  Kirchen  der  allgemeinen  'Rechtsordnung  eingereiht. 

Es  möchte  auf  den  ersten  Anblick  scheinen,  als  sei  mit  diesen  wenigen 
Sätzen  Alles  geordnet,  und  es  bestehe  also  in  der  Hauptsache,  ohne  dass  eine 
weitere  besondere  Gesetzgebung  erforderlich  sei,  volle  Freiheit  der  Kirchen 
in  Beziehung  auf  ihr  Eigenthum.  Eine  mehr  als  tausendjährige  Erfahrung 
lehrt  jedoch,  dass  aus  einer  solchen  Ungebundenheit  die  schreiendsten 
Uebelstände  entstehen.    Die  Geschichte  wimmelt  von  Missbräuchen,  welche. 
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nnd  zwar  zum  Theile  in  &st  nnglanblidier  Art  and  Grösse,  in  Betreff  der 
Yermögensyerhältnisse  der  Kir6hen  vorgekommen  sind.  Wir  wissen  von 
übermässigen,  alle  Bedflrfiüsse  flbersteigenden  Einkflnften  einzelner  Kirchen- 
beamten; von  sinnloser  Yerschwenduog  für  Gnltgegenstftnde;  von  handgreif- 
licher UeberzaM  nnd  überreicher  Ansstattnng  religiöser  Anstalten,  wie  der 
Klöster;  von  höchst  tadelnswerthen  Mitteln  znr  Steigemng  der  Einnahmen 
and  des  Grandstockes,  z.  B.  von  beschwerlicher  Höhe  der  Casaalien,  von 
Schacher  mit  Heilsmitteln,  von  Erbschleicherei;  von  einer  soldien  Aas- 
dehnong  der  Feldgflter,  dass  der  Besitz  von  Privaten  ond  die  fireie  Land- 
wirthschaft  schwer  damnter  litt,  das  Nationalvermögen  ond  ein  krfiftiges 
Bflrgerthnm  tief  beeinträchtigt  wnrde.  Oft  ist  dieses  kirchliche  Ver- 
mögen nicht  entfernt  znr  Fördemng  religiöser  Zwecke,  sondern  vielmehr 
zn  Unsittlichkeit  nnd  Sdilemmerei  verwendet  worden.  Es  lässt  sich  nicht 
läagnen,  dass  ganze  Länder  anter  diesen  Missverhältnissen  nndMissbrändien 
in  ihrer  Entwickelang  anfgehalten  nnd  verarmt  sind;  nnd  eben  so  wenig 
dass  der  Anblick  des  Unfuges  die  nachtheiligsten  Wirkungen  für  die  religiöse 
nnd  sittliche  Bildang  der  Bevölkemngen  gehabt  hat.  Diess  Alles  aber  ist 
am  so  sdüimmer,  als  ebenfalls  erfahmngsgemäss  die  znr  Abstellung  uner- 
träglich gewordener  Uebel  ergriffenen  Mittel  gewöhnlich  entweder  durch 
den  Mangel  an  gutem  Willen  der  Kirchenbehörden  erfolglos  geblieben  sind, 
oder  an  und  fär  sich  selbst  Tadel  verdienen,  wie  z.  B.  gewaltthätige  Be- 
raubungen  und  in  roher  Weise  durchgefCQirte  Säcularisationen. 

Es  hiesse  somit  alle  Regeln  der  Klugheit  und  alle  Lehren  der  Erfahrung 
mit  Fassen  treten,  wollte  man  nicht  die  Nothwendigkeit  einer  geordneten 
Abhälfe  aneric^nnen;  und  zwar  müssen  offenbar  Yorbeugungsmassregeln 
ergriffen  werden,  damit  nicht  die  Uebel  zu  gross  und  zu  eingewurzelt  werden 
und  am  Ende  nur  Gewaltmassregeln  übrig  bleiben.  Dass  aber  der  Staat  das 
Becht  und  die  Pflicht  dazu  hat,  sich  selbst  und  seine  Bürger  zu  schützen 
gegen  tief  in  das  allgemeine  Wohl  einschneidende  Missstände,  kann  einem 
vernünftigen  Zweifel  nicht  unterliegen.  Das  Recht,  Eigenthum  zu  erwerben 
und  zu  benützen,  ist  keineswegs  ein  unbedingtes;  am  wenigsten  wenn  es 
sich  von  moralischen  Personen  handelt,  welche  das  Gesetz  erst  geschaffen 
und  mit  Eigenschaften  versehen  hat.  Beispiele  der  Beschränkung  desEigen- 
thumsrechtes  aus  öffentlichen  Gi^nden  sind  in  jedem  Staate  und  in  jeder 
Gesetzgebung  zu  finden.  Ob  die  Kirchen  solche  Beschränkungen  gerne 
sehen,  und  ob  sie  vielleicht  den  Versuch  machen,  durch  selbstgegebene 
Statute  ihrem  Eigenthume  Ausnahmseigenschaften  zuzuschreiben,  ist  voll- 
kommen gleichgültig  und  ändert  die  Aufgabe  des  Staates  in  keiner  Weise. 
Und  nichts  wäre  unrichtiger  als  die  Meinung,  dass  wenigstens  in  deutschen 
Landen  Vorbeugungsmassregeln  überflüssig  seien,  indem  die  protestantischen 
Kirchen  nirgends  im  Besitze  beträchtlichen  Gates  sich  befinden  oder  grober 


üeber  das  Verhaltniss  des  Staates  zur  Kirche.  237 

Missbrändie  angeschuldigt  seien,  die  katholische  Kirche  aber,  durch  die  zu 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  vorgenommenen  ZurackfQhmngen  ihres  Besitzes 
auf  das  Nothwendige  beschränkt,  keine  Besorgniss  von  Missbräuchen  mehr 
geben  könne.'  Der  bessere  Zustand  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  werden; 
allein  gerade  er  fordert  zu  Erhaltungsmassregeln  auf.  Wer  es  mit  aufrichtigem 
Sinne  lobt;,  dass  itzt  in  den  deutschen  katholischen  Diöcesen  keine  fürstlichen 
Stellungen  mehr  bestehen,  keine  übermässigen  Grundstücke  mehr  vorhandeo 
sind,  die  flbrig  gebliebenen  Einkaufte  redlich  verwaltet  und  nur  zu  kirchlichen 
Zwecken  verwendet  werden;  der  muss  auch  dafür  sorgen  woUen,  dass  sich 
nichts  wieder  in  das  Schlimmere  verkehre.  Was  aber  die  protestantischen 
Kirchen  betrifft,  so  wäre  es  thOricht,  ihnen  aus  theoretischer  Rechthaberei 
Befugnisse  einzuräumen,  welche  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  auch  bei 
ihnen  nur  zum  Unheile  führen  würden^).  Und  selbst  wenn  sich  solches 
nicht  ereignen  würde,  so  liegt  gerade  dann  in  dem  Bestehen  der  Staats- 
fürsorge keine  fühlbare  Beschränkung  für  sie,  weil  dann  nur  vorgeschrieben 
ist,  was  ohnedem  geschähe. 

Die  vorstehende  Begründung  von  Staatsvorsiditsmassregeln  giebt  aber 
allerdings  auch  zugleich  die  Begrenzung  derselben.  Das  Nothwendige 
darf  und  soll  geschehen;  aber  auch  nur  dieses  kann  von  den  Kirdien  ver- 
langt werden.  Hieraus  ergiebt  sich  eine  doppelte  Folge.  —  Einmal  ist 
eine  Beschränkung  der  Kirchen  in  Vermögensbeziehung  nur  da  gereditfertigt, 
wo  die  Wahrscheinlichkeit  eines  Uebelstandes  vorliegt.  Dieser  Grundsatz 
gilt  von  allen  prophylactischen  Massregeln  des  Staates,  denn  die  Freiheit  ist 
die  Begel  und  das  allgemeine  Recht,  und  sie  kann  nur  aus  überwiegenden 
Gründen  beschränkt  werden.  Wo  es  nun  aber  nicht  einmal  wahrscheinlich 
ist,  dass  ein  Missbrauch  bevorstehe,  ist  auch  kein  solcher  Grund  vorhanden. 
—  Zweitens  aber  hat  sich  der  Staat  auf  die  Bekämpfung  solcher  Uebelstände 
zu  beschränken,  welche  ausserhalb  der  Kirche  fühlbar  sind,  welche 
also  ihn  selbst  und  seine  Unterthanen  als  solche  unmittelbar  berühren. 
Unzweifelhaft  kann  eine  Kirche  durch  eine  unzweckmässige  Verwendung 
ihres  Vermögens  und  Einkommens  empfindlich  leiden  in  ihrem  inneren 
Leben;  allein  diess  ist  ihre  eigene  Angelegenheit,  und  es  muss  auch  hier 
das  grosse  Prindp  aufrecht  erhalten  werden,  dass  die  natürliche  Freiheit 
einem  Jeden  gestattet  sich  selbst  Uebel  zuzufügen,  und  dass  das  Abwehr- 
recht des  Staates  erst  dann  beginnt,  wo  Rechte  oder  Interessen  Dritter 
verletzt  werden  würden').  Ueberdiess  würde  bei  einer  in  das  innere  Leben 
der  Kirchen  eingreifenden  Eigenthumsbeschränkung  eine  offenbare  Folge- 


1)  Dam  tneb  In  protestaotisehen  Kirchen  nnxweekmissfffe  VermöffenffrerlilltniMe  rorkommen 
kdnnen,  hat  seiner  Zelt  im  Henogthame  Wfirttembers  ^^  greise  Klrchengat  und  dessen  Ver- 
waltung genngsam  erwiesen. 

S)  8.  Über  diesen  Sati  das  TortreffUche  Werk  Ton  Mill,  On  Uherty.  London,  iseo. 
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Widrigkeit  begangen.  Der  Staat  erachtet  sich  nicht  für  berechtigt,  schäd- 
liche Ein^mrkangen  zu  bekämpfen,  welche  z.  B.  dnrch  die  ganze  Art  der 
Einwirkung  der  Geistlichen,  darch  deren  Yeriiftltniss  zu  den  Kirchengenossen, 
durch  ihre  Stellung  zu  den  Oberen  etwa  entstehen  möchten;  warum  sollte 
er  nun  gerade  jene  flble  Folgen  für  das  Yertraueu  und  die  religiöse  Ge- 
sinnung  der  Gl&nbigen  bekämpfen,  welche  aus  einer  unrichtigen  Behandlung 
des  Kirchenvermögens  hervorgehen  können? 

Eine  unbedingt  vollständige  Au&ählung  der  Fälle,  in  welchen  Vor- 
beugungsmassregeln des  Staates  in  Betreff  des  Kirchenvermögens  nothwendig 
werden  können,  ist  nicht  wohl  thunlich,  da  diess  von  Oertlicfakeiten  und 
sonstigen  einzelnen  Thatsachen  abhängt;  allein  die  Erfahrung  zeigt,  dass 
unter  allen  Umständen  in  Beziehung  auf  dreierlei  Verhältnisse  Massregeln 
nöthig  sind:  in  Beziehung  auf  die  Erwerbungsweise;  auf  die  Art  und 
den  Umfang  des  Besitzes;  endlich  hinsichtlich  der  Verwaltung. 

m}  Dai  BrwerbvBgirecht. 

Im  Allgemeinen  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  die  gewöhnlichen 
Grundsätze  des  bflrgerlichen  Rechtes  über  Eigenthumserwerbung  von  Seiten 
moralischer  Personen  nicht  auch  auf  die  Kirchen  sollten  Anwendung  finden. 
Die  Verfassung  einer  jeden  derselben  bestimmt,  wer  befügt  ist,  in  ihrem 
Namen  und  zu  ihrem  Nutzen  Erwerbungen  vorzunehmen;  von  der  Ein- 
haltung der  allgemeinen  sachlichen  und  formellen  Regeln  hängt  dann  das 
Weitere  ab.  Nur  Eine  Erwerbungsart  besteht,  in  Betreff  welcher  besondere 
Umstände  obwalten.  Es  sind  diess  die  Schenkungen.  Hier  sind  aber 
'  zwei  Fragen  zu  erledigen. 

Die  erste  derselben  geht  dahin:  ob  es  vielleicht  rathsam  sei  zu  be- 
stimmen, dass  der  Staat  zu  jeder  Schenkung  für  kirchliche  Zwecke 
seine  Zustimmung  zu  geben  habe,  so  dass  bei  deren  Verweigerung 
eine  Erwerbung  nicht  stattfinde?  —  Würden  bloss  Vorgänge  entscheiden, 
so  wäre  die  Sache  bald  abgemacht.  Eine  Vorschrift  solcher  Art  besteht  sehr 
häufig,  theils  ganz  im  Allgemeinen  für  jede  Schenkung,  welcher  Art  sie 
sei,  theils  wenigstens  fär  solche,  welche  einen  gewissen  Werth  übersteigen. 
Die  Zweckmässigkeit,  weil  Nothwendigkeit,  dieser  Beschränkung  ist  jedoch 
keineswegs  ausser  Zweifel.  Es  handelt  sich  hier  in  erster  Linie  von  dem 
Rechte  der  Bürger,  über  ihr  Vermögen  zu  verfügen.  Dass  dieselben,  sofeme 
sie  überhaupt  rechtsfähig  sind,  ganz  ungehindert  im  bürgerlichen  Leben 
Schenkungen  zu  nicht  an  und  für  sich  rechtswidrigen  Zwecken  machen 
können,  ist  unbezweifelt.  Auch  wenn  der  Zweck  ein  überflüssiger  und 
selbst  ein  thörichter  ist,  oder  wenn  sie  über  ihre  Verhältnisse  hinaus  und 
mit  Unbilligkeit  gegen  ihre  Familie  u.  s.  w.  handeln,  tritt  so  lange  keine 
Beschränkung  ein,  als  sie  nicht  wegen  Unzurechnungsfähigkeit  unter  Vor- 
mundschaft gestellt  werden  müssen  oder  förmliche  Rechte  durch  die  beab- 
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siditigte  Eigenthmnsveraiissemng  beeinträchtigt  worden.  Es  ist  nun  kimm 
einzusehen,  warum  Schenkungen  an  Kirchen  strengeren  Bedingungen  mit 
Recht  unterworfen  werden  könnten.  Vor  Allem  können  unmöglich  kirchliche 
Zwecke  an  sich  und  im  grossen  Ganzen  als  bedenklich  und  rechtsbedrohend 
betrachtet  und  desshalb  einer  Ausnahmsmassregel  unterworfen  werden. 
Im  Gegentheile  sind  die  meisten  Schenkungen  zu  solchen  Zwecken  durchaus 
löblich  und  in  ihrer  Wirkung  natzlich.  Eine  Aufbesserung  dOrftig  dotirter 
Eirdienstellen,  ein  Beitrag  zum  Bau  oder  zur  Verschönerung  von  Gottes- 
h&nsem,  ein  Geschenk  von  Eircbengerftthen,  eine  Bewilligung  zur  Verbesse- 
rung der  Kirchenmusik,  eine  Unterstützung  der  Glaubensgenossen  in  fremden 
Ländern  oder  bei  unvollkommener  Pastoration  im  eigenen  Lande  u.  dgl.  ist 
nur  erfreulich  und  löblich.  Allerdings  können  je  nach  den  Lehren  einer 
Kirche  hierzu  auch  noch  manche  andere  Zwecke  kommen,  welche  sie  als 
verdienstlich,  fromm  und  heilbringend  betrachtet,  obgleich  dieselben  andern 
Glaubensbekenntnissen  unbekannt  vieUeicht  sogar  zuwider  sind.  Allein  sie 
ist  zu  solchen  Dogmen  oder  Uebungen  vollkommen  berechtigt,  und  der  Staat 
darf  sie  nicht  daran  hindern  oder  ihr  die  Mittel  dazu  abschneiden,  weil 
Andere  anders  denken.  Nicht  gel&ugnet  soll  werden,  dass  auch  Schenkun- 
gen an  Kirchen  vorkommen  mögen,  deren  Zweck  unzweifelhaft  und  nach 
allen  berechtigten  Anschauungen  ein  verkehrter  und  vielleicht  selbst  ein 
sdiädlicher  ist.  Aber  auch  solche  Fälle  rechtfertigen  eine  allgemeine  Mass- 
regel gegen  Vergabungen  nicht;  bleibt  ja  doch  bei  einzelnen  Vorkonmien 
das  Recht  des  Staates  gegen  Gremeinschädlidies  verbietend  einzuschreiten. 
Hieraus  ergiebt  sich  denn  auch  von  selbst,  dass  eine  Oberaufsicht  und. ein 
willkttrliches  Eingreifen  in  den  Willen  der  Borger  nicht  etwa  desshalb  ge- 
rechtfertigt ist,  weil  jede  Schenkung  zu  kirchlichen  Zwecken  schon  an  sich 
die  Wahrscheinlichkeit  einer  verschwenderischen  Unzurechnungs&higkeit  be<> 
gründe.  Eine  solche  Behauptung  wäre  eine  rohe  Frivolität;  überdiess,  von 
Seiten  des  Staates  aufgestellt,  eine  unverzeihliche  Unklugheit.  Endlich 
bleiben  natürlich  etwaige  Kli^en  Betheiligter,  sei  es  auf  Entmündigung  sei 
es  zur  Sicherstellung  bestimmter  Rechte,  auch  bei  kirchlichen  Schenkungen 
den  Betheiligten  vorbehalten,  und  die  Kirchen  müssten,  so  gut  wie  andere 
Beschenkte,  auf  Schenkungen  verzichten,  zu  welchen  der  Geber  nach  ge- 
richtlichem Ausspruche  nicht  berechtigt  war.  Es  scheint  also,  dass  es  in 
Beziehung  auf  Schenkungen  überhaupt  auch  für  die  Kirchen  beim  allge- 
meinen Rechte  verbleiben  könne,  und  dass  der  Staat  keinen  genügenden 
Grund  hat,  sie  einer  Ausnahmsgesetzgebung  und  einer  willkürlichen  Ueber- 
wachung  der  natürlichen  Freiheit  zu  unterwerfen.  Für  Solche  aber,  welche 
hiervon  grosse  Nachtheile  befürchten,  mag  zur  Beruhigung  dienen,  dass  ein 
dem  Staate  zustehendes  Prüfungsrecht  kaum  einen  bedeutenden  praktischen 
Nutzep  hat.    Ist  eiüe  Zeit  und  ein  Volk  nicht  besonders  kirchlich  gestimmt. 
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80  werden  audb  nur  wenige  Schenkungen  an  die  Kirchen  gemacht;  geht 
aher  eine  andere  Strömung,  so  fehlt  auch  die  Bewilligung  yon  Seiten  der 
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Behörden  nicht  leicht.  Sollte  es  aher  etwa  für  nothwendig  erscheinen,  eine 
statistische  Uehersicht  über  Art  und  Grösse  der  Vergabungen  an  Kirchen 
zu  besitzen,  so  lässt  sich  dieses  oh^e  eine  Beschränkung  des  Rechtes  er- 
zielen, z.  B.  bei  Gelegenheit  des  Redmungsabhören. 

Die  zweite  Frage  ist:  ob  nicht  wenigstens  die  Schenkungen  auf 
dem  Todtenbette  besonderen  Bestimmungen  zu  unterwerfen  seien?  Hier 
liegen  denn  allerdings  besondere  Yerhältnisse  vor.  Es  handelt  sich  von 
Vergabungen  solcher  Personen,  welche  wenigstens  häufig  ihrer  vollen  Ver- 
standeskrSfte  nicht  mehr  mftchtig  sind.  Ausserdem  haben  diese  Schenkungen 
die  Eigenthtbnlichkeit,  dass  der  dadurdi  entstehende  Vermögensverlust  dem 
Schenkenden  selbst  kein  Opfer  auflegt,  indem  dieser  im  Begriffe  ist  das 
Leben  zu  verlassen,  und  dass  vielmehr  Dritte,  nAmlidi  die  Erben,  die  Ein* 
busse  erleiden.  Endlich  ist  noch  wohl  zu  bedenken,  dass  die  Furcht  vor 
dem  Tode  oder  Reue  über  begangene  Fehler  dazu  benutzt  werden  können, 
erfahrungsgemass  sdion  unzfihligemale  dazu  benützt  worden  sind,  um  mit 
unwürdigem  Missbranche  des  geistlichen  Zuspruches  letztwillige  Vermächtnisse 
als  Sühne  und  als  Erkauf  in  ein  besseres  Loos  nach  dem  Tode  zu  erhalten. 
Es  ist  also  hier  weder  vollkommene  Freiheit  des  Entschlusses,  noch  eine 
Entsagung  auf  ein  Gut,  dessen  Verlust  man  selbst  nodi  fthlen  kann.  Dass 
diese  Umst&nde  zu  allen  Zeiten  zu  grossen  Missbrftucben  und  zu  bitteren 
Klagen  der  veniachtheiligten  Hinterlassenen  gefOhrt  haben,  ist  bekannt 
genug;  und  es  ist  keine  ungerechte  Besdiuldigung,  wenn  Erbschleicherei  zu 
kirchlichen  Zwecken  als  häufig  vorgekommene  Thatsache  behauptet  und  auch 
als  eine  künftige  Möglichkeit  gefOrchtet  wird.  Schon  längst  haben  sich  daher 
auch  viele  Gesetzgebungen  veranlasst  gesehen,  in  Beziehung  auf  ^diese  Art 
von  Schenkungen  Vorkehrungen  zu  treffen,  durch  welche  wenigstens  äusserste 
Unbilligkeit  abgewendet  und  Missbrauch  geistlichen  Ansehens  über  Geschwächte 
und  Geängstigte  beseitigt  werden  sollen.  Abgesehen  nämUcb  von  den  bereits 
besprochenen  und  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  gebilligten  Unterwerfungen 
aller  Arten  von  Schenkungen  unter  ein  willkürliches  Bestätigungsrecht  des 
Staates  bestehen  Vorschriften,  welche  die  erkubte  Höhe  einer  Sdienkung 
auf  dem  Todtenbette  auf  einen  bestimmten  aliquoten  Theil  des  Vermögens 
beschränken,  und  sogar  Gesetze,  welche  ihnen  jede  rechtliche  Wirkung 
benehmen.  Diesen  Vorgängen  sidi  anzuschliessen,  ist  räthlidi.  Es  hiesse 
die  Erfahrung  ganzer  Jahrhunderte  und  die- Lehren  der  Menschenkunde  miss- 
achten, wenn  nicht  den  besonderen  Verhältnissen  auch  durch  eine  entsprechende 
Gesetzgebung  Rechnung  getragen  werden  wollte.  Der  möglichen  Mittel  sind 
an  dch  mandierlei;   als  der  richtigste  Gedanke  erscheint  aber  wohl  die 
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▼on  einem  englischen  Gresetze  >)  znerst  ansgefohrte  Bestimmnng,  welche  den 
Schenknngen  an  eine  Kirche  oder  kirdüiche  Anstalt  nur  dann  überhaupt 
Gültigkeit  gew&hrt,  wenn  sie  nicht  nnr  förmlich  und  vor  Zeugen  gemacht 
und  bei  einer  gerichtlichen  Behörde  angezeigt,  sondern  namentlich  anch 
schon  längere  Zeit  vor  dem  Todestage  ausgesprochen  worden  sind.  Auf 
diese  Weise  werden  drei  Zwecke  erreicht:  einer  überlegten  Wohlthfttigkeit 
wird  kein  Hindemiss  bereitet;  die  Todesfurcht  kann  nicht  missbraucfat  wer- 
den; Betheiligten  wird  Zeit  gelassen  wegen  etwaiger  Unzurechnungsfähigkeit 
eines  Schenkenden  die  nOthigen  Sdiritte  zu  thun. 

b)  Art  vmä  Qt$u$%  des  UreUleken  Tarailf  ent. 

Es  steht  nicht  zu  erwarten,  dass  gegen  folgende  zwei  Sätze  ernstlich 
eine  Einwendung  wird  gemacht  werden  wollen:  erstens,  dass  das  Vermögen 
einer  Kirche  möglicherweise  alle  wahren  Bedürfnisse  derselben  überschreiten 
kann,  dann  aber  nicht  nur  eine  nachtheilige  Beschränkung  des  frei  verfüg- 
baren Yolksvermögens  ist,  sondern  auch  gefährlich  für  die  wohlverstandenen 
Interessen  der  Kirche  selbst;  zweitens,  dass  ein  ausgedehnter  Grundbesitz 
in  den  Händen  einer  Kirche,  wie  jeder  Besitz  solcher  Art  in  todter  Hand, 
das  wirthschaftliche  Gedeihen*  des  Volkes  schwer  beeinträchtigt.  Dennoch 
wäre  es  ein  übereilter  Schluss,  wenn  hieraus  unmittelbar  und  unbedingt  die 
Nothwendigkeit  und  Erlaubtheit  einer  Beschränkung  der  Kirchen  auf  ein 
bestimmtes  Vermögensmass  und  auf  bewegliches  Eigenthum  ausgesprochen 
werden  wollte.  —  Was  zuerst  die  Grösse  des  Vermögens  überhaupt  betrifft, 
so  mag  der  allgemeine  Satz,  dass  ein  übermässiger  Reichthum  der  Kirchen 
möglich  und  dann  sdiädlich  sei,  ganz  unangefochten  bleiben;  allein  es  ist  damit 
noch  keine  bestimmte  Zahlengrenze  gegeben.  Eine  solche  würde  schliesslich 
auf  rein  subjectivem  Ermessen  beruhen,  und  sicherlich  auch  entschiedenen 
Widerspruch  finden;  theils  würde  sich  wohl  in  jedem  concreten  Falle  nicht 
in  Abrede  ziehen  lassen,  däss  auch  die  Vermehrung  eines  bereits  vorhandenen 
grossen  Vermögens  immerhin  noch  zu  weiteren  nützlichen  Zwecken  dienen 
könne.  Auch  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  die  verschiedenen  Kirchen 
sehr  verschiedene  Bedürfhisse  haben  und  somit  auch  eine  wesentliche  Ver- 
schiedenheit der  Vermögenshöhe  gerechtfertigt  wäre;  während  doch  auf  der 
andern  Seite  eine  Feststellung  abweichender  Massstäbe  in  einem  paritätischen 
Lande  zu  grossen  Beschwerden  führen  möchte  und  kaum  durchführbar  wäre. 
—  Die  Beschränkung  auf  bloss  bewegliches  Vermögen  aber  würde  die 
Grenzen  der  Zweckmässigkeit  in  so  ferne  überschreiten,  als  allerdings  der 
Besitz  von  Grundeigenthum  die  sicherste  Unterlage  für  eine  bleibende  Anstalt 
ist,  somit  auch  den  Kirchen,  welche  dauernde  nützlidie  Anstalten  sind  und 
sein  sollen,  der  Wunsch  nach  Besitz  dieser  Art  nicht  verdacht  werden  kann.  — 


1}  9.  Gko.  n,  Q.  86. 
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Es  mnss  also  hier  mit  Vorsicht  Torgesdiritten  und  nur  das  Erreichbare  und 
aus  aberwiegenden  ^rOnden  WOnschenswerthe  erstrebt  werden. 

Dem  gemäss  ist  denn  anf  Feststellung  eines  höchsten  erlaubten 
Vermögensbesitzes  ganz  zu  verzichten.  Sollte  sich  thatsächlich  ein 
übermässiger  Reidithum  bei  einer  Kirche  aufhäufen,  so  Hesse  sich  für  den 
einzelnen  Fall  schon  eine  Ausgleichung  finden,  z.  B.  durch  die  Zuscheidnng 
bestimmter  öffentlicher  Lasten,  durch  entsprechende  Regelung  der  Steuern 
u.  dgl.  Der  von  Seiten  der  betreffenden  Kirche  natürlich  zu  erwartende 
Widerstand  wäre  bei  wirklichem  Uebermasse  und  fühlbaren  Folgen  des- 
selben wohl  zu  Oberwinden  durch  BeihOlfe  einer  kräftigen  und  aufgeklärten 
öffentlichen  Meinung;  ohne  eine  solche  Unterstützung  aber  wäre  die  Fest- 
stellung und  Aufrechterhaltung  einer  erlaubten  Yermögenshöhe  ohnedem 
nicht  durchzufahren. 

In  Betreff  des  Besitzes  von  Orundeigenthum  dagegen  erscheint  es 
zwedanässig,  Unterscheidungen  zu  machen.  —  Die  Fundirung  der  einzelnen 
PffUTstellen  auf  Grundeigenthnm  hat  offenbar  theils  Vieles  für  sich,  theils 
nur  wenige  Gefahr  fOr  das  Allgemeine.  Die  örtlichen  Seelsorgen  sind  in 
jeder  Kirche  die  nöthigste  und  nützlichste  Anstalt.  Eine  sichere  Begründung 
derselben,  also  ein  Schutz  gegen  zuföUige  Verluste  Ton  beweglichem  Ver- 
mögen oder  gegen  abnehmenden  Werth  des  Geldes,  so  wie  gegen  die  Ab- 
hängigkeit Yon  blossen  Casualien,  ist  somit  höchst  wünschenswerth.  Eine 
Entziehung  allzu  yielen  Bodens  aus  dem  freien  Verkehre  ist  aber  bei  diesem 
Zwecke  nicht  zu  befürchten,  weil  die  Mittel  zur  Ausstattung  der  Pfarreien 
nur  sehr  selten  von  Erheblichkeit  sind,  somit  auch  nicht  viele  liegende 
Gründe  mit  denselben  erworben  werden  können.  Die  Fälle,  in  welchen 
ein  Pfiarrgut  die  landwirthschaftliche  Betriebsamkeit  einer  Gemeinde  wirklich 
beeinträchtigt,  dürften  zu  den  grössten  Ausnahmen  gehören.  Durdi  eigene 
Vorschriften  der  Kirchen  kann  aber  dafür  geeignete  Sorge  getragen  werden, 
dass  die  Pfarrer  nicht  ihr  geistliches  Amt  über  der  Landwirthschaft  vernach- 
lässigen. Wenn  Verpachtung  des  Pfandgutes  als  Regel  vorgeschrieben  wird, 
ist  allem  Uebelstande  abgeholfen.  —  Anden  verhält  es  sich  aber  mit  dem 
zur  Dotation  der  höheren  Kirchenstellen,  der  allgemeinen  kirchlichen  Zwecke 
und  namentlich  der  Klöster  bestimmten  Grundbesitze.  Es  soll  zwar  keines- 
wegs in  Abrede  gestellt  sein,  dass  auch  diese  Anstalten  Grundbesitz  sehr 
wünschenswerth  finden  werden;  allein  hier  treten  die  Nadbtheile  in  solchem 
Grade  ein,  dass  eine  Abwehr  geboten  erscheint.  Zunächst  handelt  es  sidi 
von  grossen  Gütermassen.  Die  betreffenden  Ausgaben  sind  beträchtlich,  und 
können  somit  auch  nur  darch  einen  ausgedehnten  Grundbesitz  gesichert 
werden.  Der  Einfluss  der  gerade  hier  in  Frage  stehenden  Personen  und 
Einrichtungen  ist  von  der  Art,  dass  ihnen  auch  die  Erwerbung  grösseren 
Vermögens  leichter  wird.  Wenn  einzelne  unglücklidie  Länder  ein  Dritttheil 
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und  die  Hftlfte  ihres  Grand  und  Bodens  in  kirchlichem  Besitze  gesehen 
haben  oder  noch  sehen,  so  tragen  hieran  nicht  die  Pflarrdotationen  Schuld, 
sondern  die  Bisthümer,  die  Domkapitel,  vor  AUem  die  Klöster.  Wollte  aber 
etwa  eingewendet  werden,  dass  auch  diese  letzteren  Anstalten  dauernd  und 
gegen  ZnfiUle  geschützt  sein  sollen:  so  wäre  darauf  zu  erwiedem,  dass 
gerade  ihre  Bedeutung  £influ8S  genug  gewährt,  um  zu  jeder  Zeit  Mangel 
an  nothwendigem  Einkommen  zu  ergänzen  oder  allmählig  abnehmenden 
Oeldwerth  zu  ersetzen.  Und  soUte  diess  je  bei  diesem  oder  jenem  Kloster 
nicht  so  sein,  so  ist  die  Ueberzeugung  erlaubt,  dass  diess  ein  kleines 
Unglack  wäre.  Nicht  konfessionelle  Beschränktheit  sondern  die  Geschichte 
stellt  den  Satz  auf,  dass  die  Blflthe  der  Klöster  im  umgekehrten  Verhältnisse 
zum  Gedeihen  der  Länder  steht.  —  Das  Ergebniss  ist  demnach,  dass  die 
Erwerbung  und  der  Besitz  von  Grundeigenthum  den  Kirchen  wohl  zur  Do- 
tation von  Pfarrstellen,  nicht  aber  zu  allgemeinen  Zwecken,  für  die  höheren 
Kirchenämter  oder  ftlr  Klöster,  gestattet  werden  kann.  Und  keinem  Zweifel 
unterliegt  dabei,  dass  selbst  ein  bereits  erworbener  Besitz  dieser  Art  allge- 
meinen Amortisationsgesetzen  unterliegt,  fedls  der  Staat  solche  zur  Befreiung 
des  Grundeigenthnmes  aus  ^todter  Hand  fClr  nöthig  erachtet.  Das  Eigenthums- 
recht,  es  sei  diess  wiederholt,  ist  kein  unbedingtes,  sondern  es  ist  den  Ge- 
setzen unterworfen;  das  Eigenthum  kirchlicher  Gesellschaften  aber  hat  in 
staatlichen  Beziehungen  keine  andere  Eigenschaft,  als  das  alletr  sonstigen 
Corporationen. 

Auf  den  ersten  Blick  scheint  eine  Theilnahme  des  Staates  an  der  Ver- 
waltung des  Kirchenvermögens  keineswegs  begründet  zu  sein;  und  zwar 
weder  vom  Standpuncte  der  Zweckmässigkeit,  noch  von  dem  des  Rechtes. 
Dass  im  Allgemeinen,  so  will  bedünken,  die  Kirche  wohl  im  Stande  sei,  ihr 
Vermögen  zu  verwalten.  Unterliege  keinem  Zweifel.  Aus  dem  Gesichtspunkte 
einer  Staatsfürsorge  für  die  Rechte  Minderjähriger  u.  dgl.  sei  somit  eine 
Einmisdiung  nimmermehr  zu  begründen.  Auch  könne  eine  solche  Befugniss 
nicht  etwa  desshalb  als  allgemeine  Massregel  beansprucht  werden,  weil  der 
Staat  nöthigen  Falles  die  fehlenden  Mittel  zu  gewähren  habe;  zu  einer 
Vermögensuntersuchung  und  Mitverwaltung  aus  diesem  Grunde  würde  erst 
eine  Bitte  um  Unterstützung  Veranlassung  geben,  und  auch  dann  wohl  nur 
mit  Beschränkung  auf  die  nothleidenden  Vermögenstheile.  Was  aber  di0 
Interessen  der  einzelnen  Kirchengenossen  betreffe,  welche  allerdings  bei 
einer  redlichen  Verwaltung  sowie  einer  gesetz-  und  stiftungsmässigen  Ver- 
wendung betheiligt  seien,  so  sei  es  ihre  Sache,  auf  eine  entsin^echende 
Sicherstellung  g'egen  ungerechtfertigte  Beitragsforderungen  oder  Unterlassung 
der  von  ihnen  zu  fordernden  Leistungen  hinzuwirken,  nöthigen  Falles  die 

entsprechenden  Bestimmimgen  in  den  Kirchengesetzen  zu  veranlassen.  *- 

16» 
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Dennoch  Iflsst  es  sich  rechtfertigen,  wenn  der  Staat  eine  Oberao&icht  über 
das  Gebahren  der  Kirchen  mit  ihrem  Vermögen  in  Ansprach  nimmt.  Auch 
hier  dürfen  die  Lehren  der  Erfahrung  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden; 
diese  machen  aber  in  dreifacher  Beziehung  aufinerksam  auf  die  Zweck- 
mässigkeit einer  regelmässigen  Aufsicht  und  nöthigen  Falles  eines  Einschreitens. 

Einmal  bestehen  thatsächlich  überall  Stiftungen  und  sonstige  Yermögens- 
theile,  welche  nicht  ausschliesslich  zu  kirchlichen  Zwecken  bestinmit  sind, 
sondern  denen  auch  noch  für  Schulen,  fCbr  Armenpflege  u.  s.  w.  Leistungen 
obliegen.  Eine  £5rmliche  Ausscheidung  derselben  nach  rein  kirchlichen  und 
ausserkirchlichen  Zwecken 4st  unmöglich;  eine  Anfechtung  .bereits  gemachter 
Ausgaben  aber  und  eine  Forderung  auf  naditrftgliche  Leistung  fOr  staatliche 
Zwecke  wäre  ebenso  zeitraubend  und  v^driesslich,  als  in  der  Regel  nutzlos. 
Hier  kann  nur  eine  gemeinschaftliche  Verwaltung  zu  gedeihlichen  Zuständen 
führen. 

Es  besteht  in  der  katholischen  Kirche  eine,  allerdings  nicht  allgemein 
anerkannte  aber  doch  von  gewichtigster  Seite  vertheidigte,  Lehre,  dass  alles 
Kirchenvermögen  der  gesammten  Kirche  gehöre,  und  daher  auch  nöthigen 
Falles  ausserhalb  der  betreffenden  einzelnen  Oertlichkeit  verwendet  werden 
könne.  Dieser  Satz  steht  nun  aber  im  entschiedensten  Widerspruche  nidit 
nur  mit  den  Interessen  der  Landeskirchen,  sondern  auch  mit  unzweifelhaften 
positiven  Rechten,  wo  nämlich  bestimmtes  Vermögen  für  einzelne  Oertlich- 
keiten  und  Bezirke  oder  für  das  gesammte  Land,  soweit  es  dieser  Kirche 
angehört,  gestiftet  ist.  Da  auch  hier  Vorbeugung  allein  sichert,  nur^der 
Staat  aber  in  der  Lage  ist,  mit  Wirksamkeit  Verschleppungen  entgegenzu- 
treten, indem  etwaige  Widersprüche  einzelner  Geistlicher  oder  Laien  leicht 
erstickt  werden  könnten:  so  rechtfertigt  sich  auch  in  dieser  Beziehung  eine 
Oberaufsicht. 

Endlich  noch  ist  zu  befürchten,  dass  die  Gesetze  über  Stiftungen  zu 
kirchlichen  Zwecken,  seien  sie  nun  im  Allgemeinen  oder  nur  fOr  bestimmte 
Arten  von  Vergabungen  besdiränkend,  nidit  die  gehörige  Vollziehung  erhalten, 
wenn  keine  genaue  Controle  über  die  Erwerbungen  für  die  Kirche  stattfindet. 

Hieraus  ergiebt  sich  die  Rechtfertigung  des  Verlangens  nach  einer  Mitauf- 
sicht des  Staates  über  das  Ejrchenvermögen  und  dessen  Verwendung,  und  zu 
dem  Ende  die  Berechtigung  einer  Abordnung  von  Vertretern  zu  den  verwal- 
tenden Behörden.  Es  ist  aber  zu  gleicher  Zeit  auch  die  Grenze  der  vom  Staate 
in  Anspruch  zu  nehmenden  Befugnisse  gesetzt.  Seine  Au^be  ist  lediglich 
eine  negative;  er  hat  desshalb  nur  darüber  zu  wachen,  dass  nichts  gegen 
Gesetz  und  Recht  vor  sich  geht,  nicht  aber  über  die  grössere  oder  kleinere 
Zweckmässigkeit  der  Verwendung  zu  entscheiden  oder  rein  kirchliche  Hand- 
lungen zu  veranlassen  beziehungsweise  zu  hintertreiben.  Sein  Recht  besteht 
nicht  in  der  regelmässigen  Verwaltung,  sondern  in  einem  Veto. 
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B.  VerhiltnlBse  der  Kirchen  sa  dem  einaelnen  Staatsgenoeeen. 

Unzweifelhaft  ist  es  die  Aufgabe,  and  somit  also  anch  das  Becht,  einer 
jeden  Kirdie,  auf  ihre  sämmtlichen  einzelnen  Angehörigen  einen  grossen 
und  mehr&chen  geistigen  Einfluss  auszuüben.  Durch  das  Dogma  sudit  sie 
deren  religiöse  Weltanschauung  zu  bestimmen ;  durch  Sittengesetze,  welchen 
sie  einen  göttlichen  Ursprung  zuschreibt,  bemüht  sie  sich  einzuwirken  auf 
die  Pflichten  des  Gläubigen  gegen  sich  selbst  und  gegen  Dritte;  durch  Cult 
und  Privatseelsorge  steigert  und  leitet  sie  das  religiöse  Gefühl  und  befestigt 
sie  ihre  Lehren  jeglicher  Art;  durch  Disdplinarmassregeln  sucht  sie  ihren 
Geboten  Gehorsam  zu  verschaffen  und  Ordnung  in  ihrem  ganzen  Thätigkeits- 
kreise  zu  bewerkstelligen. 

In  alle  diese  Beziehungen  hat  sich  nun  der  Staat  nicht  zu  mischen; 
sie  sind  recht  wesentlich  die  inneren  Angelegenheiten  der  Kirchen,  welche 
diesen  frei  und  selbstständig  zur  Besorgung  überlassen  sind.  Selbst  wenn 
gegen  Lehre  und  Uebung  einer  Kirche  aus  gewichtigen  Bücksichten  Be- 
denken erhoben  werden  können,  z.  B.  vom  Standpunkte  richtiger  Denk- 
gesetze, volkswirthschaftlicher  Grundsätze,  naturwissenschaftlicher  Wahrheiten, 
menschlicher  Billigkeit,  u.  s.  w.,  steht  dem  Staate  ein  Becht  des  Verbotes 
oder  der  Beschränkung  nicht  zu,  wenn  er  einmal  eine  Kirche  für  zulässig 
erklärt  hat.  Die  Gestattung  der  einzelnen  Lehren  und  Einwirkungen  ist 
dann  nur  die  logisch  richtige  Folge  des  allgemeinen  Grundsatzes.  Allerdings 
ist  der  Staat  seiner  Seits  nicht  gehindert,  gegen  das  von  ihm  für  theoretisch 
unrichtig  und  practisch  schädlich  Erachtete  mittels  des  von  ihm  geleiteten 
Unterrichtes  oder  in  [anderweitiger  von  ihnen  veranlasster  Belehrungsweise 
zu  wirken,  oder  auch  unmittelbar  im  Leben  ein  von  dem  kirchlicher  Seits 
gewtlnschten  verschiedenes  Verhalten  hervorzurufen.  Allein  Massregeln, 
welche  im  Innern  der  Kirche  unmittelbar  wirken  sollten,  stehen  ihm  nicht 
zu;  auch  wird  sich  sogar  der  Staat  es  immer  wohl  zu  überlegen  haben,  ehe 
er  einen  theoretischen  Streit  beginnt  oder  eine  thatsächlich  verschiedene 
Handlungsweise  hervorzurufen  sucht,  indem  aus  einem  solchen  Widerspruche 
zweier  für  den  Bürger  höchst  bedeutenden  Auctoritäten  nothwendig  für  diesen 
Unsidierheit  in  den  Grundsätzen  und  Verwirrung  im  Handeln  erzeugt  werden 
muss;  abgesehen  von  einer  nicht  inmier  bequemen  Polemik  von  Seiten  der  in 
ihrer  Wirksamkeit  mittelbar  oder  unmittelbar  angegriffenen  Kirche.  Am  besten 
bleibt  eine  Widerlegung  falscher  kirchlicher  Lehren  der  freien  Wissenschaft 
und  der  allgemeinen  G«sittigung  überlassen,  welche,  zwar  vielleicht  langsam 
aber  um  so  sicherer,  der  Wahrheit  und  dem  riditigen  Handeln  den  Sieg 
verschaffen  und  schliesslich  auch  die  Kirchen  zu  einem,  wenigstens  still- 
sdiweigenden,  Aufgeben  unhaltbar  gewordener  Sätze  bewegen  werden. 

Dieses  negative  Verhalten  oder  höchstens  mittelbare  Entgegenwirken 
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hat  Jedoch  eine  Grenze  and  es  kann  der  Staat  nach  zwei  Seiten  hin  in  die 
Lage  kommen  gebietend  oder  yerbietend  anfieatrcten,  aadi  auf  die  Oe&hr 
hin  mit  einer  Kirche  zosammenznstossen.  —  Einmal  ist  diess  möglich  bd 
solchen  Handlangen  der  Bürger,  in  Betreff  welcher  die  Staats-  nnd  die 
Kirchengesetze  sachlich  verschiedene  Yorschriften  enthalten,  so  dass  hienuu 
eine  Collision  der  Pflichten  für  den  Betreffenden  entsteht  Und  zwar  mag 
dieser  Fall  theils  eintreten  im  ganzen  Gebiete  des  Strafredites,  in  welchem 
der  Staat  Verbote  and  Androhungen  von  Uebeln  aafstellt  and  aafrecht  erhalt 
lediglich  nach  seinen  Begriffen  von  Rechtsordnang  and  von  Zweckmässigkeit« 
and  ohne  ROcksicht  aaf  etwa  abweichende  kirchliche  Anschaaangen;  theils 
kann  es  yorkommen  bei  der  Ordnang  solcher  privatrechtlicher  Verhältnisse, 
in  welchen  einer  Seits  das  bOrgerliche  Gesetz  dem  Bflrger  keine  Freiheit 
des  Handelns  gestattet,  sondern  bestimmte  allgemein  za  befolgende  Nonnen 
vorschreibt,  anderer  Seits  das  kirchliche  Gresetz  ebenfalls  ein  anbedingtes 
and  zwar  ein  abweichendes  Gebot  enthält.  —  Zweitens  aber  kann  es  sidi 
von  einem  Einschreiten  des  Staates  handeln,  wenn  es  za  seiner  Kenntniss 
kommt,  dass  eine  Kirche  ihr  Disdplinarrecht  aaf  eine  rechtswidrige  Weise 
benutzt  and  dadarch  einem  Angehörigen  anbefagter  Weise  Uebel  zaftlgt. 

1. 

Widersprach  der  Staats-  und  der  Kirchengesetze  in  Betreff 
weltlicher  Handlangen  einzelner  Bflrger. 

Es  kann  natflrlich  dem  Staate  nar  erwflnscht  sein,  wenn  die  von  ihm 
aaf  seinem  Standpunkte  fflr  nöthig  erachteten  Vorschriften  mit  den  Satzangen 
der  in  seinem  Gebiete  bestehenden  Kirchen  sachlich  übereinstimmen.  Es 
wird  sogar  bei  Gesetzgebangsarbeiten  eine  der  wichtigsten  Zweckmässigkeits- 
erwfigungen  von  seiner  Seite  sein,  wie  ein  drohender  Widersprach  za  ver- 
meiden sei.  Solches  wo  möglich  za  than,  ist  er  seinen  Bürgern  schuldig, 
weil  er  ihnen  dadurch  innere  Kämpfe  und  vielleicht  auch  äussere  Nachtheile 
erspart;  überdiess  gewinnt  natürlich  sein  eigenes  Ansehen,  wenn  seine  Ge- 
setze nidit  als  unvereinbar  erscheinen  mit  religiösen  Lehren  und  daher 
rührenden  Gewissensgeboten.  Allein  unbedingt  massgebend  sind  diese 
Rücksichten  doch  nicht.  Die  logischen  Folgerungen  aus  einem  obersten  als 
richtig  einmal  festgesetzten  Grundsatze  können  in  den  meisten  Fällen  nicht 
aufgegeben  werden  ohne  schädliche  Verwirrung;  und  wenn  ein  Rechtsinstitat 
überhaupt  der,  ganzen  Gesittigung  und  den  geistigen  oder  sachlichen  Be- 
dürfnissen des  Volkes  entspricht,  so  wird  es  nicht  leicht  auch  nur  in  Einzel- 
heiten nach  fremdartigen  Rücksichten  umgestaltet  oder  lückenhaft  gelassen 
werden  können.  Die  Schuld  widerwäitiger  Folgen  liegt  dann  nicht  am 
Staate,  welcher  nur  seine  Pflicht  erfüllt,  sondern  an  der  betreffenden  Kirche, 
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deren  Lehren  oder  Einrichtungen  onTereinbar  mit  den  Bedtkrfoissen  des 
thatsflcfa  bestehenden  Lebens  sind. 

•>  widersprach  Bwltehea  StrafgcMtB  und  Klrcbcng •■•!>• 

Ueber  etwaige  Widersprüche  zwischen  dem  Strafrechte  des  Staates  nnd 
kirchlichen  Lehren  ist  es  nicht  nOthig  ansfilhrlicher  zu  reden.  Wenn  ein 
Unterthan  aus  religiösen  Skmpeln  gegen  ein  Strafgesetz  fehlt,  so  ist  die 
einzige  Frage  fflr  den  weltlichen  Richter,  ob  bei  dem  Betreffenden  die  Zu- 
rochnnngsfähigkeit  vermindert  gewesen  sei,  oder  ob  wenigstens  ein  Grand 
zu  einer  milderen  Strafe  wo  nicht  gar  zu  einer  Begnadigung  vorliege?  Im 
Zweifel  wird  diess  nicht  der  Fall  sein,  da  ja  der  ungesetzliche  Wille  gerade 
bei  einer  aus  religiösen  Gründen  begangenen  Handlang  besonders  stark  und 
bewusst  stattfindet.  Audi  wäre  offenbar  die  ganze  Rechtssicherheit  auf  das 
tiefste  bedroht,  wenn  eine  Berufung  auf  religiöse  Bedenken,  deren  wirkliches 
Vorhandensein  in  der  Regel  nicht  einmal  dargethan  werden  könnte,  einen 
Reditfertigungsgrund  bei  Uebertretung  der  Strafgesetze  abgäbe.  Der  Satz: 
dass  man  Gott  mehr  gehorchen  müsse  als  den  Menschen,  hat  für  den  Staat 
keine  rechtliche  Bedeutung,  sondern  ist  nur  eine  innnere  sittliche  Erwägung 
für  den  Einzelnen;  auch  ist  überdiess  ^wischen  Gottes  Gebot  und  einer 
kirchlichen  Verordnung  ein  grosser  Unterschied.  Zuweilen  mögen  ausser- 
ordentliche Verhältnisse  eintreten,  welche  alsdann  der  Richter,  beziehungsweise 
das  Staatsoberhaupt,  zu  erwägen  hat.  Zu  einem  allgemeinen  gesetzlichen 
Entschuldigungsgrunde  liegt  aber  eben  so  wenig  genüge  Veranlassung  vor, 
als  zur  Aufstellung  von  bestimmten  Ausnahmen;  es  übei^gehen  daher  auch 
die  Strafgesetzbücher  das  Verhältniss  der  Rechtsübertretungen  zu  etwaigen 
kirchlichen  Lehren  ganz  mit  Stillschweigen. 

b)  Widersprach  Bwisehen  bfirg erllchem  Cetets«  vnd  KlrcbenfcictB« 

Nicht  so  einfach  sind  die  Fragen  in  Betreff  einzelner  Institute  des 
btb^erlichen  Rechtes. 

Auch  hier  ist  allerdings  in  der  Hauptsache  die  Gesetzgebung  des  Staates 
völlig  selbstständig  und  nimmt  auf  kirchliche  Anschauungen  keine  Rücksicht; 
es  kann  also  eine  Verschiedenheit  zwischen  den  objectiven  Normen  wohl 
stattfinden.  Es  artet  jedoch  dieselbe  hier  weit  seltener  zu  einem  wirklichen 
oder  gar  nothwendigen  Widerspruche  aus.  Die  Mehrzahl  der  Bestimmungen 
der  Privatrechtsordnung  sind  nämlidi  von  der  Art,  dass  sie  dem  Bürger 
zwar  »unter  gewissen  Voraussetzungen  einen  rechtlichen  Anspruch  gewähren, 
ihn  aber  nicht  nöthigen  von  demselben  Gebrauch  zu  machen  wenn  er  es 
selbst  nicht  verlangt.  Bei  allen  Gesetzen  dieser  Art  braucht  also  äusserlich 
und  soweit  der  Staat  irgend  betheiligt  ist,  keine  Collision  mit  kirchlichen 
Satzungen  vorzukommen.  Wenn  nämlich  ein  Eirdiengesetz  ein  vom  bürger- 
lidien  Gesetze  gestattetes  Recht  missbilligt,  so  ist  die  Folge  keine  andere, 
als  dass  die  zugesprochene  Befugniss  von   einem  gläubigen  Genossen  im 
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einzelnen  Falle  nicht  in  Ansprach  genommen  wird,  wie  diess  auch  ans  vielen 
anderen  Grflnden  geschehen  mag;  wird  aber  yan  ihr  Gebrauch  gemacht,  so 
ist  es  ein  Beweis,  dass  snbjectiv  und  in  dem  besonderen  Falle  für  den 
Betheiligten  ein  Zwiespalt  nicht  besteht.  Wenn  z.  B.  das  bürgerliche  Gesetz 
in  gewissen  Fällen  Verzugszinsen  gewährt,  eine  kirchliche  Lehre  ab^  die 
Forderung  von  Zinsen  überhaupt  missbilligt,  so  hat  dieser  Widerspruch  keine 
weiteren  Folgen,  als  dass  etwa  in  einem  concreten  Falle  Verzugszinsen  von 
dem  an  sich  vom  Staate  dazu  Berechtigten  nicht  gefordert  werden.  Nimmt 
sie  dagegen  der  Berechtigte  in  Anspruch,  so  hat  die  Zuerkennnng  i)lr  den 
Staatsrichter  keinerlei  Anstand,  und  er  flberlässt  es  dem  Klagenden  einfach, 
sich  mit  seinem  Gewissen  und  etwa  mit  seiner  Kirche  abzufinden.  Oder 
wenn  die  Erwerbung  eines  Rechtes  abhängig  gemacht  ist  von  der  Abschwö- 
rung eines  Eides,  den  Angehörigen  einer  Kirche  aber  die  Leistung  von 
Eiden  untersagt  ist,  so  unterbleibt  einfach  die  Erwerbung  des  Rechtes,  auf 
welches  Ja  auch  aus  vielen  anderen  sittlichen  Ursachen  Verzicht  geleistet 
werden  könnte. 

Aber  allerdings  sind  nicht  alle  Vorschriften  des  bflrgerlichen  Rechtes 
solcher  facultativer  Art.  Es  gibt  auch  in  dieser  Rechtssphäre  unbedingte 
Gebote  und  Verbote,  und  es  sind  namentlich  auf  solche  Weise  manche 
Lebenszustände  geordnet,  in  welchen  jeder  Mensch  nothwendig  oder  doch 
höchst  wahrscheinlich  steht.  Gebietender  Art  ist  z.  B.  ein  bedeutender  Theil 
des  Familienrechtes.  Dass  nun  hier  möglicherweise  ernste  und  nicht  durch 
subjective  Verzichtleistung  auf  einen  Anspruch  zu  lösende  Collisionen  zwischen 
dem  Rechte  des  Staates  und  den  ebenfalls  unbedingten  Vorschriften  einer 
Kirche  eintreten  können,  ist  einleuchtend.  Wenn  es  nicht  häufiger  geschieht, 
so  liegt  der  Grund  darin,  dass  die  Kirchengesetze  sich  gerade  auf  die 
Mehrzahl  dieser  Verhältnisse  nicht  erstrecken.  Dennoch  bleiben  einige  und 
zwar  höchst  wichtige  Gegenstände  übrig,  in  welchen  thatsächlich  ein  Wider- 
spruch zwischen  gebietenden  Staatsgesetzen  und  ebenfalls  gebietenden  Kirchen- 
verordnungen,  namentlich  Forderungen  der  katholischen  Kirche,  besteht. 
Es  sind  diess  die  Ehe  und  die  confessionelle  Erziehung  der 
Kinder. 

«)  Staats-  und  Kirchengesetze  über  die  Ehe. 

In  Beziehung  auf  kein  anderes  Lebensverhältniss  stossen  Staat  und 
Kirche  so  häufig  zusammen,  als  bei  der  Behandlung  der  Ehen  ihrer  An- 
gehörigen. Beide  Gewalten  ziehen  die  Ehe  in  den  Bereich  ihrer  Wirk- 
samkeit und  ihrer  Gesetzgebung,  indem  die  eine  in  derselben  einen  Vertrag 
mit  vielfachen  und  weitgreifenden  ernstlichen  Folgen,  die  andere  aber  in 
ihr  ein  religiöses  Verhältniss,  wohl  selbst  ein  Sakrament,  erblickt  und 
ordnet.    Wenn  dann  nicht  zufällig  die  beiderseitigen  Normen  sachlich  ganz 
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flbereinstiminen ,  sind  CoUisionen  nnvenneidlich,  und  zwar  nicht  etwa  bloss 
wo  geradezu  Widersprechendes  geboten  ist,  sondern  auch  schon  da,  wo  nur 
jeder  Theil  Verschiedenartiges  anordnet,  so  dass  eine  und  dieselbe  Ver- 
bindung dem  einen  Theile  als  gültig  und  erlaubt,  dem  andern  aber  als 
mangelhaft  wo  nicht  gar  als  strafbar  erscheint.  Eine  solche  Uebereinstim- 
mung  der  Ehegesetzgebungen  des  Staates  und  der  Kirche  ist  nun  aber  that- 
sächlich  nicht  vorhanden ;  und  so  ergeben  sich  natur-  und  erfahrungsgemäss 
die  übelsten  Folgen  zunächst  für  die  betheiligten  Privaten,  dann  aber  auch 
für  die  beiden  Gewalten,  wenn  sie  für  ihre  Gesetze  gegen  einander  ein- 
stehen. 

Eine  Ordnung  der  Angelegenheit  ist  eben  so  dringend  nothwendig,  als 
leider  schwierig.  —  Von  ^einer  Unterwerfung  des  einen  Theils  unter  die 
abweichende  Bestimmung  des  andern  in  jedem  concreten  Falle  eines  Wider- 
spruches ist  in  der  Regel  keine  Rede.  Die  Kirchen  erklären  diess  nicht 
zu  können,  da  ihre  Normen  göttliches  Gebot  seien;  die  Staaten  weigern 
sich  (mit  sehr  wenigen  Ausnahmen),  Gesetze  einer  fremden  Gewalt  im 
Bereiche  des  bürgerlichen  Lebens  gelten  zu  lassen  und  ihnen  gar  selbst  zu 
gehorchen.  In  paritätischen  Ländern  ist  letzteres  sogar  eine  Unmöglichkeit, 
da  die  verschiedenen  Kirchen  ein  unter  sich  abweichendes  Eherecht  haben, 
und  der  Staat  also  nicht  alle  zugleich  handhaben  könnte,  namentlich  bei 
gemischten  Ehen.  —  Eine  völlige  Beseitigung  der  einen  oder  der  andern 
der  beiden  Gewalten  in  Beziehung  auf  alles  Eherecht,  ist  ebenfalls  ausser 
Frage.  Der  Staat  kann  nicht  zurücktreten,  da  die  Ehe  die  verzweigtesten 
Folgen  in  allen  Theilen  der  Rechtsordnung  hat.  Die  E^irchen  können  un- 
möglich ganz  ausgeschlossen  werden,  da  die  Anerkennung  einer  religiösen 
Seite  der  Ehe  allgemein  bei  den  Völkern  europäischer  Gesittigung  verbreitet 
ist  und  diese  also  eine  völlige  Verweltlichung  der  Ehe  nicht  ertragen 
würden.  —  So  bleibt  denn  schliesslich  nichts  anderes  übrig,  als  den  Versuch 
zu  machen,  die  Gesetze  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen 
Lebens  und  überhaupt  der  vom  Staate  geordneten  Verhältnisse  gelten  za 
lassen,  ohne  weitere  Berücksichtigung  der  Anschauungen  der  Kirchen; 
diesen  aber  zu  überlassen,  in  ihrem  Wirkungskreise  nach  ihren  Gesetzen 
zu  handeln.  Ohne  Zweifel  ist  dies  nichts  weniger  als  ein  Wünschenswerther 
Zustand,  indem  nicht  nur  ein  Widerspruch  zwischen  den  beiden  grossen 
Ordnungen  des  Lebens  der  Achtung  vor  denselben  nicht  vortheilhaft  ist, 
sondern  namentlich  auch,  weil  d!e  Verlegenheiten,  welche  diesen  erspart 
werden,  nun  den  Einzelnen  zugeschoben  sind.  Diese  haben  die  Aufgabe, 
sich  mit  den  beiderseitigen  Forderungen  abzufinden;  und  wenn  es  ihnen 
nicht  gelingt,  so  müssen  sie  entweder  eine  ihnen  wünschenswerthe  und  von 
der  einen  Macht  gebilligte  Verbindung  unterlassen,  oder  sie  sind  in  der 
Lage,  sich  mit  der  vom  Staate  äusserlich   geordneten  Ehe   zufrieden  zu 
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stellen  nnd  der  kirchlichen  Weihe  za  entsagen,  vielleicht  kirchlichen  Strafen 
za  verfallen.  Es  ist  also  von  grösster  Bedeutung,  wenigstens  den  noch 
leidlichsten  Zustand  herzustellen,  bis  etwa  steigende  Gesittignng  und  eine 
längere  Erfahrung  der  erzeugten  und  erduldeten  Uebel  Kirche  und  Staat 
zu  einer  Vereinigung  in  den  Grundsätzen  bewegen. 

Es  sind  nun  aber  zunächst  wohl  nur  zwei  Systeme  zur  HersteUung 
einer  solchen  Ordnung  möglich.  —  Einmal  die  allgemeine  und  gesetz- 
lich erzwungene  Civilehe  auf  dem  Gebiete  des  Staates;  daneben  im 
Bereiche  der  kirchlichen  Wirksamkeit  die  volle  und  ganz  unangetastete 
Galtigkeit  der  Kirchengesetze.  Hier  bestimmt  also  der  Staat  lediglich  mit 
Rücksicht  auf  sein  Rechtsgebiet  das  Wesen  der  Ehe;  er  erklärt,  welche 
Geschlechtsverbindungen  er  als  gflltige  Ehen  zulassen  und,  wenn  sie  ein* 
gegangen  seien,  schätzen  werde;  er  bestimmt  die  sämmtlichen  rechtlichen 
Folgen  einer  Ehe  fOr  die  Gatten,  die  Kinder  und  fOr  Dritte,  sowohl  was 
persönliche  als  was  Vermögensrechte  betrifft;  er  schreibt  eine  rein  auf  bflr- 
gerlichem  Boden  sich  haltende  Form  der  Eingehung  bei  Strafe  der  Nidi- 
tigkeit  und  vielleicht  anderweitiger  Rechtsnachtheile  vor  und  erkennt  kei- 
nerlei andere  Eingehungsweise  als  zu  Recht  bestehend  und  mit  reditlichen 
Folgen  versehen,  verbietet  sogar  vielleicht  jede  weitere  Eingehungsform, 
Anerkennung  oder  Weihe,  ehe  seine  Vorschriften  vollständig  erfüllt  sind; 
er  setzt  endlich  die  Fälle  und  Formen  einer  erlaubten  Wiedertrennung  der 
Ehe  und  die  rechtlichen  Folgen  derselben  fest.  Welche  Vorschriften  Ober 
Ehewesen  die  Kirchen  neben  dieser  seiner  Ordnung  des  Institutes  aufstellen 
und  welche  Handlungen  sie  ausQben  wollen,  bleibt  ihnen  ganz  flberlassen, 
und  ebenso  den  einzelnen  Gatten,  ob  sie  sich  diesen  kirchlidien  Forderungen 
unterwerfen  wollen  oder  nicht.  Das  Eintreten  oder  Wegbleiben  einer  Thä- 
tigkeit  der  Kirchen  hat  keinerlei  rechtliche  Folgen  und  besteht  nicht  filr  die 
staatliche  Rechtsordnung.  Es  können  denn  also  bei  diesem  Systeme  Ver-* 
bindungen  beistehen,  welche  der  Staat  als  gültige  Ehen  betrachtet,  ohne  dass 
eine  Kirche  dabei  mitgewirkt  hätte,  und  selbst  gegen  ausdrückliche  kirchliche 
Satzungen;  und  anderer  Seits  mögen  Verbindungen  von  den  Kirchen  als 
Ehen  angesehen  werden,  welche  der  Staat  nicht  anerkennt,  vielleicht  sogar 
bestraft.  —  Zweitens  aber  mag  der  Staat  ein  gemischtes  System  an- 
nehmen. Einer  Seits  nämlidi  erkennt  er  in  solchem  Falle  die  Eingehung 
der  Ehen  nach  kirchlichen  Gesetzen  als  Grundsatz  an  und  ver- 
langt sie;  stellt  somit  auch  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Redites  über 
die  Folgen  der  Ehe  regelmässig  nur  für  die  kirchlich  gebilligten  und  ge- 
sddossenen  Verbindungen  auf;  auf  der  andern  Seite  aber  macht  er  doch 
einzeln«  Ausnahmen,  in  welchen  er  gewisse  Verbindungen  als  gültige 
Ehen  anerkennt  und  vielleicht  selbst  unter  seiner  Mitwirkung  zum  Abschlüsse 
bringt,  welche  die  Kirche  nicht  billigt  und  zu  deren  Eingehung  sie  ihren 
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Dienst  yersagt.  In  diesen  Aasnahmefällen  bektknunert  sich  dann  der  Staat 
nm  etwaige  kirchliche  Einsprachen  nichts,  gestattet  seinen  Unterthanen  die 
Eingehnng  der  Verbindong  und  hSlt  die  Ehe  in  allen  Theilen  seiner  Rechts- 
ordnnng  aufrecht 

Es  fragt  sich  nnn,  welches  der  beiden  Systeme  das  räthliche  ist? 

Das  System  der  obligatorischen  CiTÜehe  hat  unzweifelhaft  einige  bedeu- 
tende Yortheile  für  sich.  Zunächst  ist  es  logisch  vollkommen  richtig.  Der 
Staat  entscheidet  sich  darQber,  was  nach  seinen  Grundsätzen  und  Interessen 
nothwendig  ist;  er  ordnet  darnach  das  Verhalten  seiner  Beamten  und  Bürger, 
und  hält  das  von  ihm  Gewollte  und  unter  seinem  Gesetze  Geschehene  gegen 
alle  Anfechtungen  aufrecht  so  weit  seine  Wirkung  und  seine  Befugniss  geht; 
da,  wo  er  nichts  zu  befehlen  hat,  bestimmt  er  auch  nichts.  Ueber  seine 
Anordnungen  mögen  Andere  denken,  was  ihnen  beliebt;  sie  mögen  auch, 
so  weit  sie  Freiheit  zu  handeln  haben  in  ihrem  Kreise,  nach  andern  Grund- 
sätzen verfahren:  allein  sie  können  damit  keine  Wirkung  auf  das  Becht 
und  auf  die  Handlungen  des  Staates  ausüben.  Sodann  ist  nicht  zu  läugnen, 
dass  der  Staat  als  regierende  Gewalt  auf  diese  Weise  mit  den  Kirchen 
nidit  leicht  in  unmittelbare  ColMon  kommen  kann,  da  er  in  deren  Gebiet 
nicht  eingreift  und  sie  dort  ganz  nach  ihrem  Gutbefinden  gebahren  lässt, 
sie  sich  aber  wohl  hüten  müssen,  eine  ausdrücklich  nur  als  bürgerlich-recht- 
lich ausgegebene  Einrichtung  auf  diesem  Boden  anzufechten.  —  Leider  drängen 
sich  aber  auch  gewichtige  Bedenken  gegen  6i€  ganze  Idee  und  in  Beziehung 
auf  deren  Folgen  auf.  Vorerst  sind  keine  guten  sittlichen  Folgen  zu  er- 
warten, wenn  die  Ehe  ihres  religiösen  Charakters  grundsätzlich  vom  Staate 
selbst  entkleidet  ist.  Die  religiöse  Weihe  ist  eine  grosse  Bestärkung  des 
Bandes  und  seiner  Heilighaltung,  namentlich  für  die  Frauen.  Die  Einwen- 
dung, dass  der  Staat  die  kirchliche  Schliessung  nicht  verbiete,  sondern  sie 
völlig  freistelle^  wenn  nur  seine  Forderungen  erst  erfÜUt  seien,  genügt  nicht. 
Theils  wird  doch  allm&hlig  eine  Anzahl  von  Ehen  nur  bürgerlich  geschlossen 
werden;  theils  ist  überhaupt  die  Erklärung  des  Staates,  dass  er  die  religiöse 
Weihe  der  Ehe  nicht  für  wesentlich  erachte,  sie  nicht  verlange,  und  dass 
er  Verbindungen  ohne  dieselbe  eben  so  hoch  stelle  und  nach  Kräften  schütze, 
wenig  geeignet,  die  sittliche  Bedeutung  der  kirchlichen  Handlung  zu  fördern. 
Man  mag  zugeben,  dass  der  Staat  bei  seinem  Systeme  nicht  positiv  unsittiidi 
und  irreligiös  handelt,  allein  er  fördert  doch  auch,  mindestens  gesagt,  die  Sitt^ 
licfakeit  nicht;  diess  ist  aber  immer  ein  Fehler,  selbst  ein  politischer  Fehler. 
Sodann  trägt  es  zur  Auctorität  des  Staates  wenig  bei,  wenn  er  bei  Beziehung 
einer  täglich  vorkommenden  wichtigen  Angelegenheit  des  Lebens  seine  Un- 
Qiadit,  dieselbe  ganz  nach  seiner  Ansicht  vom  Recht  und  Zweckmässigkeit  zu 
ordnen,  eingestehen  muss.  Durch  die  Zurückziehung^  des  Staates  auf  die 
Civilehe  erkennt  er  thatsächlich  seine  Besiegung  durch  die  Geistlichkeit. 
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Endlich  erf&Ut  der  Staat  seine  Pflicht,  die  vollständige  Rechtsgleichheit  anter 
den  Kirchen  aufrecht  zu  erhalten,  hier  offenbar  nicht.  Der  Kern  des  ganzen 
Streites  Aber  die  kirchliche  Eingehung  der  Ehen  sind  die  gemischten  Ehen. 
Die  katholische  Kirche  weist  dieselben  mit  strengen,  ja  verletzenden  Aus- 
drflcken  («abhorret»,  «nefastum  crimen»)  zurQck,  obgleidi  sie  dieselben  nach 
ihren  eigenen  Grundsätzen  nicht  für  ungültig  erklärt,  und  vdrkt  höchstens 
unter  einer  die  Gleichstellung  der  Protestanten  verwerfenden  Bedingung, 
nämlich  ausschliessender  katholisdier  Erziehung  der  Kinder,  zu  einer  Ehe- 
schliessung mit.  Der  Staat  aber  weidit  aus,  anstatt,  wie  diess  sicher  seine 
Aufgabe  und  auch  ohne  Zweifel  bei  entschlossener  Anwendung  aller  geredit- 
fertigten  Mittel  durchführbar  gewesen  wäre,  die  Gleichberechtigung  zu  seiner 
Sache  zu  machen.  Die  Ausrede  aber,  dass  der  Staat  nicht  berechtigt  sei, 
den  katholischen  Priester  zur  Gewährung  eines  Sakramentes  zu  zwingen,  ist 
völlig  nichtig.  Es  handelt  sich  nicht  davon,  den  einzelnen  Priester  zu 
zwingen,  gegen  das  Gebot  seiner  Obern  zu  handeln,  sondern  davon,  diese 
zu  veranlassen,  dass  sie  nichts  anordnen,  was  einer  Seits  gegen  ein  Grund- 
gesetz des  Staates  ist,  und  doch  anderer  Seits  keineswegs  vom  Dogma  un- 
bedingt verlangt  wird,  wie  am  besten  die  vieljährige  eigene  Uebung  der 
Kirche  beweist.  Der  Staat  weicht  aus;  diess  mag  klug  sein,  allein  tapfer 
und  pflichtgetreu  ist  es  nicht. 

Was  nun  aber  das  gemischte  System  betrifft,  so  ist  Doppeltes  dabei  zu 
untersuchen:  erstens,  in  welchen  Fällen  denn  der  Staat  zweckmässigerweise 
einzelne  Ausnahmen  von  der  Forderung  machen  kann,  dass  die  Ehe  kirchlich 
einzugehen  sei;  zweitens  aber,  wie  weit  auf  diese  Weise  ein  befriedigender 
allgemeiner  Zustand  erreicht  wird?  —  Ueber  die  Gründe,  aus  welchen  Aus- 
nahmen der  bezeichneten  Art  aufgestellt  wei^den  können,  mag  nicht  wohl  ein 
Zweifel  obwalten.  So  oft  nämlich  der  Staat  findet,  dass  eine  Gattung  von 
Geschlechtsverbindungen,  gegen  welche  er  von  seinem  Standptincte  aus  nichts 
einzuwenden  hat,  auf  die  also  seine  Satzungen  des  bürgerlichen  Eheredites 
ungestörte  Anwendung  erleiden  und  die  auch  der  öffentlichen  Sittlichkeit 
oder  sonst  dem  allgemeinen  Wohle  keinen  Eintrag  thun,  dennoch  von  einer 
Kirche  zurückgewiesen  wird,  ist  er  nicht  nur  berechtigt,  deren  Zulassung 
auf  seinem  Thätigkeitsgebiete  auszusprechen,  sondern  sogar  verpflichtet  dazu, 
weil  er  sonst  eine  nach  seiner  eigenen  Ansicht  unmotivirte  Beschränkung 
der  natürlichen  Freiheit  anordnen  würde.  Er  kann  die  Weigerung  der 
Kirche  nur  als  eine  unberechtigte  betrachten,  gegen  deren  Folgen  er  seine 
Angehörigen  in  Schutz  zu  nehmen  habe,  zu  welcher  gar  mitzuwirken  offen- 
bares Unrecht  von  ihm  wäre.  Demgemäss  kann  und  soll  er  seine  Zulassung 
solcher-  Verbindungen  aussprechen  und  dieselben  von  der  kirchlichen  Form 
der  Eingehung  dispensiren;  auch  ist  es  dann  nur  eine  sich  von  selbst  ver- 
stehende Folgerung,  dass  er  nun  eine  andere  Form  rechtlich  gültiger  Ab- 
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Bcfaliessang  bestiinmt,  weil  ohne  diese  die  Anerkennung  keine  praktischen 
Wirkungen  haben  würde.  Die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  eine  unausgleich- 
bare  Verschiedenheit  der  Ansichten  von  Staat  und  Kirche  besteht,  ist  aller- 
dings nicht  unbedeutend.  Erfahrnngsgemäss  ist  es:  Verschiedenheit  des 
Glaubensbekenntnisses  der  Brautleute;  Wiedenrerehelichung  Geschiedener, 
welchen  das  bürgerliche  Recht  eine  neue  £he  nicht  untersagt,  sei  es  im 
Allgemeinen,  sei  es  mit  einer  bestimmten  Person;  Verwandtschaftsgrade, 
welche  der  Staat  nicht  mehr  als  ein  Ehehindemiss  betrachtet,  die  Kirche 
aber  noch  als  solches  aufrecht  erhftlt.  Dass  in  aUen  diesen  F&Uen  eine  ge- 
setzliche Befreiung  von  den  Kirchengesetzen  an  der  Stelle  ist,  bedarf  wohl 
nidit  erst  eines  Beweises,  Eine  Eheverweigerung  wegen  Glaubensverschie- 
denheit ist  gegen  die  Gewissensfreiheit  und  gegen  die  Gleichberechtigung 
der  Konfessionen;  eine  Wiedenrerehelichung  Geschiedener  mag  gegen  eine 
zufUlige  Kirchenlehre  sein,  ist  aber  niemals  dem  Rechte  zuwider  und  nicht 
in  allen  Fftllen  mit  Sittlichkeit  und  öffentlichem  Wohle  unvereinbar;  Ehen 
unter  entfernteren  Verwandten  haben  weder  sittliche  Bedenken  noch  Nach- 
theile ftlr  die  Nachkommenschaft,  die  Festhaltung  eines  kirchlichen  Dispen- 
saüonsrechtes  dient  also  nur  als  Einflussmittel  oder  als  Einkommen.  Die 
einzige  zweifelhafte  Frage  in  Betreff  der  zu  gestattenden  Ausnahmen  ist 
die,  ob  eine  völlige  Nichtberücksichtigung  des  Glaubensbekenntnisses  nicht 
doch  zu  weit  geht,  und  namentlich  ob  nicht  die  Grestattung  der  Ehen  zwischen 
Christen  und  Nichtchristen  ein  falscher  Grundsatz  ist?  Unzweifelhaft  kann 
man  Ehen,  bei  welchen  eine  so  weit  gehende  Verschiedenheit  in  den  wich- 
tigsten Lebensanschauungen  vorliegt,  mit  günstigem  Auge  nicht  betrachten. 
Sie  stellen  keine  guten  Folgen  für  einmüthiges  Zusammengehen  und  fdr 
gedeihliche  Kindererziehung  in  Aussicht.  Allein  die  Folgerichtigkeit  des 
Standpunktes  muss  anerkannt  werden.  Wenn  der  Staat,  in  der  Regel  sehr 
gegen  seinen  Willen,  von  der  Kirche,  namentlich  von  der  katholischen, 
durch  ausschliessendes  Festhalten  an  dogmatischen  Anschauungen  und  durch 
hartnäckige  Verläugnung  des  in  einem  paritätischen  Staate  natürlichen 
Wunsche  nach  Duldung  dazu  genöthigt  worden  ist,  sich  in  Beziehung  auf 
die  Ehen  lediglich  auf  den  Standpunkt  des  bürgerlichen  Rechts  zu  stellen, 
so  ist  die  Gültigkeit  eines  Ebevertrages  so  wenig  anzufechten  wegen  Ver- 
schiedenheit des  religiösen  Glaubens,  als  wegen  etwaiger  Meinungsver- 
schiedenheit über  Gegenstände  des  Wissens.  Eine  Schroffheit  ruft  die 
andere  hervor,  und  es  bleibt,  wenn  Billigkeits-  und  Gesittigungsgründe 
nichts  erlangen,  nur  die  Einhaltung  logischer  Folgerichtigkeit  übrig.  — 
Weniger  befriedigend  ist  die  Antwort  auf  die  Frage,  ob  dieses  gemischte 
System  eine  vollständige  und  eine  dauernde  Befriedigung  in  Aussicht  stelle? 
Zu  seinen  Gunsten  spricht  allerdings,  dass  für  die  grosse  Mehrzahl  der 
Ehen  das  Zusammenfallen  der  staatlichen  und  der  kirchlichen  Gesetze  bleibt, 
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und  dass  damit  sowohl  grundsätzlich  als  der  Regel  nach  thatsächlich  der 
religiöse  Character  der  Ehe  gewahrt  ist.  Anch  besticht  hier,  dass  der 
Staat  bei  seiner  Feststellung  von  Ausnahmen  den  widerspännstigen  Kirchen 
mannhafter  gegenüber  tritt,  als  wenn  er  durch  ein  ganzes  ausweichendes 
Institut  sich  aus  der  Schlinge  zieht.  Endlich  ist  dem  nächsten  practischen 
Bedflrfnisse  abgeholfen  und  es  wird  einzelnen  Borgern  die  peinliche  Lage 
erspart,  eine  von  ihnen  gewünschte  Ehe  nicht  schliessen  zu  kOnnen,  obgleich 
kein  Rechtsgrund  entgegensteht.  Auf  der  andern  Seite  lässt  sich  aber  auch 
eine  doppelte  Ausstellung  nicht  verhehlen.  Einmal  wird  auch  hier  die 
Gleichberechtigung  der  Earchen  nicht  durch  eine  unmittelbare  Massregel 
siegreich  durchgesetzt ,  somit  vielmehr  dem  Einzelnen  der  Kampf  mit 
Forderungen  der  Kirchen  zugeschoben,  wenn  er  eine  religiöse  Weihe  seiner 
Ehe  nicht  gerne  entbehrt.  Zweitens  ist  es  ein  grosser  Uebelstand ,  dass  die 
ausnahmsweise  von  dem  Staate  und  etwa  durch  seine  Behörden  geschlossenen 
Ehen  sich  in  unangenehmer  Weise  auszeichnen  und  vielleicht  von  der  Offent* 
liehen  Meinung  nicht  als  recht  voUgflltig  betrachtet  werden.  Dieses  letztere 
Yorurtheil  kann  so  stark  sein,  dass  manche  der  zu  einer  der  gesetzlichen 
Ausnahmen  eigentlich  Berechtigten  sich  derselben  nicht  zu  bedienen  wagen 
und  somit  der  Zweck  verfehlt  wird.  —  Es  ist  somit  zwar  das  gemischte 
System  kein  falscher  Schritt  im  Ganzen;  allein  es  ist  ein  Stückwerk,  ein 
Nothbehelf. 

Offenbar  ist  unter  solchen  Umständen  die  Wahl  zwischen  den  beiden 
Wegen  schwer.  Keiner  derselben  erspart  Nacbtheile,  und  es  ist  somit  mehr 
Sache  der  subjectiven  Schätzung,  welche  als  die  geringeren  angeschlagen 
werden  wollen.  Eine  Entscheidung  zu  Gunsten  des  gemischten  Systemes 
dürfte  Jedoch  schliesslich  durch  die  Erwägung  gerechtfertigt  sein ,  dass  die 
Fehler  der  obligatorischen  bürgerlichen  Ehe  principiell  sind  und  mehr  ins 
Grosse  gehen. 

ß)  Die  konfessionelle  Erziehung  der  Kinder. 

In  nächster  Verwandtschaft  mit  der  Ordnung  des  Widerstreites  zwischen 
Staats-  und  Kirchengesetzen  hinsichtlich  der  Ehen  stehen  Bestimmungen 
über  die  konfessionelle  Erziehung  der  Kinder.  ZumTbeile  fallen 
die  beiden  Fragen  zusammen,  da  bei  gemischten  Ehen  die  Forderungen  der 
katholischen  Kirche  in  Betreff  der  Erziehung  der  Kinder  einen  der  Hanpt- 
puncte  des  Streites  über  die  kirchliche  Mitwirkung  zur  Eheschliessung 
bilden;  in  anderen  Fällen  steht  jedoch  die  Bestimmung  über  diesen  Gegen- 
stand nicht  in  Verbindung  mit  der  Eingehung  einer  Ehe,  sondern  mit  einem 
späteren  Religionswechsel  der  Aeltern,  mit  wirthschaftlichen  Gründen  u.  dgl. 
Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  das,  was  in  dieser  Beziehung  Recht  sein 
soll,   sind  daher  nicht  alle  zur  Reglung  eines  streitigen  Punctes  in  dem 
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Orflnzgebiete  von  Staat  nnd  Kirche  bestimmt  und  nicht  sfimmtlich  den 
Schwierigkeiten  einer  Meinungsverschiedenheit  Aber  das  Wanschenswerthe 
nnd  Nothwendige  ausgesetzt;  sie  mttssen  aber  doch  des  innem  Zusammen- 
lianges  wegen  in  ihrem  ganzen  ^Umfange  erörtert  werden. 

Es  erscheint  zweckmässig,  die  Aufgabe  in  eine  Reihe  Ton  Fragen  zu 
xerlegen. 

Yor  Allem  sind,  zur  Gewinnung  einer  Tollstftndigen  Uebersicht  Aber 
das  zu  ordnende  Gebiet ,  die  sftmmtlichen  möglichen  thatsachlichen 
Yerh&ltnisse  aufzuzählen.  Es  sind  dieselben  aber  nachstehende :  — 
Beide  Aeltem  gehören  derselben  Kirche  an  und  erziehen  auch  ihre  sämmt- 
lichen  Kinder  als  Angehörige  dieser  Kirche;  (natflrlich  bis  zu  dem  Eintritte 
eigener  Ueberlegungsfähigkeit  von  Seiten  der  Kinder.)  Es  ist  diess  der 
bei  weitem  häufigste  und  auch  der  natnrgemässeste  Fall.  —  Beide  Aeltem 
sind  zwar  desselben  Glaubens,  allein  sie  lassen  eines  oder  mehrere  ihrer 
Kinder  in  einem  andern  Glauben  erziehen.  Solches  kommt  selten  vor,  es 
mag  aber  wohl  stattfinden  und  zwar  ans  sehr  verschiedenen  Gründen,  z.  B. 
aus  Ueberzeugung  der  Aeltem,  aus  Nachgiebigkeit  gegen  äussere,  etwa 
geistliche,  Einflüsse,  bei  Entfemung  von  einer  Kirche  und  Schule  der  eigenen 
Konfession,  in  Hinsicht  auf  einen  äussern  Yortheil,  z,  B.  eine  Heurath  des 
Kindes,  eine  Erbschaft,  besseres  Fortkommen  im  Staatsdienste  oder  Ge- 
werbe. —  Endlich  können  die  geltem  verschiedenen  Kirchen  angehören, 
wo  denn  wieder  entweder  alle  Kinder  dem  einen  Aelterntheile  folgen,  oder 
aber  dieselben  getheilt  werden  mögen,  namentlich  dem  Geschlechte  nach. 

Die  nächste  zu  beantwortende  Frage  ist:  welche  verschiedene  recht- 
liche Möglichkeiten  hinsichtlich  der  Bestimmung  über  die  Religion  der 
Kinder  bestehen?  Auch  hier  sind  dreierlei  Möglichkeiten.  —  Entweder 
kann  dem  Yater,  als  dem  Hanpte  der  Familie  und  dem  im  Allgemeinen 
Erziehungsberechtigten,  die  Bestimmung  zustehen.  —  Oder  aber  mag  die 
Entscheidung  durch  Yertrag  zwischen  den  Aeltern  geschehen.  —  Endlich 
kann  der  Staat  durch  ein  Gesetz  die  nöthigen  Yorschriften  geben;  wobei 
denn  aber  allerdings  wieder  sehr  verschiedene  Bestimmungen  denkbar  sind. 
Yorerst  kann  das  Gesetz  entweder  unbedingt  und  ohne  alle  Rücksicht  auf 
den  Willen  der  Aeltem  verfügen;  oder  aber  es  tritt  nur  da  subsidiarisch 
ein,  wo  keine  besondere  Bestimmung  von  Seiten  der  Aeltern,  beziehungs- 
weise des  Yaters  allein,  getrofi'en  ist.  Sodann  mag  es  in  sachlicher  Be- 
ziehung entweder  einer  bestimmten  Kirche  grandsätzlich  den  Yorzug  geben, 
oder  aber  kann  es  die  Entscheidung  von  einer  blossen  Thatsache  abhängig 
machen,  z.  B.  von  der  Religion  des  Yaters  oder  von  dem  Geschlechte  der 
Kinder. 

Nun  lässt  sich,  mit  der  Gewissheit  keinen  wesentlichen  Fall  zu  über- 
geben, zur  Untersuchung  schreiten,  wie  sich  die  Interessen  und  Rechte 
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des  Staates  zu  diesen  Terschiedenen  thatsftchlichen  und  rechtlichen 
Möglichkeiten  verhalten ,  was  sich  also  auf  seinem  Gebiete ,  nnd  abgesehen 
noch  von  anderweitigen  Rücksichten  z.  B.  auf  kirchliche  Verlangen,  als  das 
Richtige  herausstellt?  Es  wird  aber  keinen  Widerspruch  finden,  wenn 
bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  davon  ausgegangen  wird,  dass  der  Staat 
eine  dreifache  Rflcksicht  zu  nehmen  hat.  Einmal  auf  die  Auffindung  von 
Rechtsregeln,  welche  f%lr  die  gesammten  thatsftchlichen  Möglichkeiten  aus- 
reichen. Zweitens  auf  die  Gewissensfreiheit  von  Aeltern  und  Kindern. 
Drittens  endlich  auf  Festhaltung  der  allgemeinen  Grundsatze  des  bürgerlichen 
Gesetzes  über  das  Familienrecht,  namentlich  über  die  väterliche  Gewalt. 
Hieraus  ergeben  sich  aber  folgende  Sfttze: 

.  In  erster  Linie  steht  das  Bestimmungsrecht  des  Vaters.  Nicht 
nur  hat  der  Staat  kein  Recht  und  kein  Interesse  eine  bestimmte  Kirche  zu 
begünstigen,  und  somit  auch  keine  Veranlassung  mit  einem  Gesetze  vor 
allen  andern  Ordnungsweisen  einzuschreiten;  sondern  es  ist  überhaupt  das 
wesentliche  Entscheidungsrecht  des  Vaters  eine  Sache  der  Gewissensfreiheit 
und  des  Familienrechtes.  Die  religiöse  Erziehung  bildet  einen  Theil  der 
übrigen  Erziehung  überhaupt,  und  es  kann  ein  gedeihliches  Ergebniss  nur 
dann  erreicht  werden,  wenn  eine  Uebereinstimmung  in  allen  Theilen  statt- 
findet. Dem  Vater  steht  nun  aber  das  Erziehungsrecht  nach  jedem  Privat- 
rechte der  Welt  zu;  somit  muss  ihm  auch  die  Bestimmung  über  die  religiöse 
Bildung  überlassen  sein.  Ein  Eingriff  in  diese  seine  Befugniss  wftre  auch 
noch  zu  gleicher  Zeit  ein  Eingriff  in  die  Gewissensfreiheit.  Da  bei  einer 
etwaigen  Meinungsverschiedenheit  der  Mutter  die  v&terliche  Entscheidung 
im  Rechte  vorgeht,  so  kann  auch  die  Thatsache,  dass  der  Vater  in  einer 
gemischten  Ehe  lebt,  hier  keinen  Unterscliied  machen.  —  Die  ^einzige 
zweifelhafte  Frage  kann  die  sein,  ob  sich  der  Ehegatte  durch  einen 
Vertrag  mit  der  Frau  soll  binden  können  in  Betreff  einer  bestimmten 
konfessionellen  Erziehung  der  Kinder?  Gegen  die  Räthlichkeit  und  Gültig- 
keit eines  solchen  Abkommens  wird  angeführt,  dass  es  der  natürlichen 
Stellung  des  Vaters  als  Hauptes  der  Familie  zuwider  sei;  dass  Zerwürf- 
nisse in  der  Familie  dadurch  nicht  gehindert  werden,  falls  der  Vater  spftter 
sein  Versprechen  bereuen  oder  er  es  nicht  einhalten  sollte;  dass  Verhftlt- 
nisse  bleibend  bestimmt  werden  wollen,  während  später  Umstände  eintreten 
können,  welche  sämmtlichen  Betheiligten  selbst  eine  Aenderung  wünschens- 
werth  machen  würden;  endlich  dass,  nach  weitverbreiteten  Privatrechten, 
ein  Vertrag  zwischen  Mann  und  Frau  nicht  erlaubt  sei.  Diese  Gründe 
erscheinen  jedoch  nicht  als  schlagend.  Das  Eingehen  einer  Verpflichtung 
bei  freier  Selbstbestimmung  ist  so  wenig  etwas  Unwürdiges,  dass  vielmehr 
ein  guter  Theil  aller  geordneten  menschlichen  Verhältnisse  darauf  beruht. 
Warum  es  sich  nun  gerade  beim  gesetzlichen  Erziehungsrechte  des  Vaters 
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anders  yerhalten  sollte,  ist  nicht  einzasehen.  Zerwflrfiaisse  zwischen  Mann 
nnd  Frau  und  etwa  mit  Verwandten  sind  eben  so  gut  möglich,  wenn  der 
Vater  einseitig  eine  den  Wflnschen  der  übrigen  Familie  zuwider  laufende 
Bestimmung  giebt,  oder  wenn  er  gar  ein  vor  der  Ehe  gegebenes,  zwar  un- 
klagbares allein  doch  sittlich  verbindendes  Versprechen  nicht  h&lt.  Un- 
YernOnftigen  Folgen  eines  Vertrages  kann  entgangen  werden,  wenn  gesetzlich 
eine  Aenderung  desselben  unter  bestimmten  Voraussetzungen  gestattet 
wird,  z.  B.  bei  einem  Religionswechsel  der  Aeltem.  Der  Ungültigkeit  eines 
Vertrages  zwischen  Eheleuten  ist,  auch  wenn  der  Grundsatz  keine  Ausnahme 
erhalten  soll,  nur  wenig  im  Wege,  da  die  betreffenden  Verträge  vor  der 
Ehe  geschlossen  zu  werden  pflegen.  Bedenkt  man  nun  noch,  dass  in  ge- 
mischter Ehe,  also  da  wo  die  ganze  Frage  hauptsächlich  Ton  Bedeutung  ist, 
die  Möglichkeit,  die  Bestimmung  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder 
zu  ändern,  den  Vater  während  der  ganzen  Erziehungszeit  den  lästigsten 
Zumuthungen  auszusetzen  droht;  femer,  dass  der  Staat,  welcher  nicht  im 
Stande  oder  nicht  Willens  ist,  die  Kirchen  zu  einer  religiösen  Weihe  ge- 
mischter Ehen  zu  nöthigen,  doch  kaum  das  Recht  beanspruchen  kann,  die 
Einzelnen  zu  hindern  sich  selbst  (durch  Ablegung  eines  Versprechens  über 
die  Kindererziehung)  zu  helfen;  endlich,  dass  die  vom  Gesetze  ausgesprochene 
gerichtliche  Unklagbarkeit  eines  Versprechens  einer  Seits  zu  Unredlichkeit 
auffordert,  anderer  Seits  nur  dem  Gewissenlosen  Freiheit  des  Handelns 
gewährt,  den  ehrlichen  Mann  aber  unberührt  lässt:  so  muss  man  sich 
schliesslich  für  die  Zulässigkeit  rechtsgültiger  Verträge  über  die  confessionelle 
Erziehung  der  Kinder,  also  für  Ausnahme  von  dem  grundsätzlichen  Bestim- 
mungsrechte des  Vaters,  entscheiden. 

Durch  Aufstellung  eines  Täterlichen  Entscheidungsrechtes,  beziehungs- 
weise der  Gültigkeit  eines  Vertrages,  ist  in  der  unendlichen  Mehrzahl  der 
FäUe  die  Sache  rechtlich  erledigt,  und  es  kann  von  einer  unmittelbaren 
gesetzlichen  Einwirkung  des  Staates  nur  subsidiär  die  Rede  sein,  nämlich 
nur  da,  wo  weder  ein  Vertrag  besteht,  noch  der  Vater  etwas  angeordnet  hat, 
sei  es  vor  seinem  Tode,  sei  es  vor  einer  thatsächlichen  oder  rechtlichen 
Trennung  der  Ehe,  sei  es  endlich  ehe  ihm  das  Erziehungsrecht  obrigkeitlich 
abgenommen  wurde.  —  Ueber  den  Grundsatz,  welchen  der  Staat  bei  der 
hier  nothwendigen  Gesetzgebung  zu  befolgen  hat,  kann  im  Wesentlichen  nicht 
wohl  ein  Zweifel  bestehen.  Dass  er,  in  einem  paritätischen  Lande,  weder 
ein  Recht  noch  ein  Interesse  habe ,  eine  bestimmte  Kirche  durch  Zuweisung 
von  Kindern  zur  Erziehung  in  ihrem  Glauben  zu  begünstigen,  ist  bereits 
bemerkt.  Es  kann  also  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  kaum  eine  andere 
sein,  als  die,  in  ihren  ergänzenden  Bestimmungen  dem  bestehenden  Systeme 
des  Familienrechtes  so  nahe  zu  kommen,  als  möglich,  damit  keine  Verschieden- 
heit der  Zustände  eintrete  je  nachdem  der  natürlich  berechtigte  Erzieher 
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oder  der  Staat  als  dessen  Stellvertreter  handelt  Die  Folge  hiervon  ist  nun 
aber,  dass  das  Oesetz  die  Erziehung  der  Kinder  in  der  Religion  des 
Vaters  gninds&tKlich  vorzuschreiben  hat,  und  zwar  nicht  nur,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  bei  gleicher  Konfession  der  Aeltem,  sondern  auch  fttr  Kinder 
aas  gemischten  Ehen.  Offenbar  spricht  die  Vermathnng  dafür,  dass  der 
Vater  seine  Kinder  in  seinem  Olanben  erzogen  haben  würde;  die  Frage 
aber,  ob  nicht  nach  dem  WegCeülen  des  v&terlichen  Erziehongsrechtes  itzt 
ein  volles  VerfÜgnngsrecht  der  Matter  einzatreten  habe,  ist  za  verneinen« 
Wenn  ihr  abweichender  Wansch  gegenüber  von  dem  wirklich  aasgesprochenen 
Willen  des  Vaters  nicht  in  Betrachtung  konunen  kann,  so  ist  er  anch  gegen- 
über von  dem  gesetzlich  angenommenen  von  keiner  rechtlichen  Bedeutung. 
Aus  demselben  Grunde  ist  auch  nicht  etwa  eine  Theilung  der  Kinder  nach 
dem  Geschlechte  an  der  Stelle;  abgesehen  davon,  dass  überhaupt  einer  ver- 
schiedenen religiösen  Erziehung  von  Geschwistern  nicht  das  Wort  geredet 
werden  kann,  und  dass  sie  also  auch  vom  Gesetze  ohne  Noth  nicht  einzu- 
führen ist.  Bei  ganz  abnormen  Verhältnissen  oder  wo  sich  ein  erweislicher 
bedeutender  Schaden  aus  der  Vollziehung  der  gesetzlichen  Vorschrift  ergeben 
würde,  mag  im  Wege  der  Dispensation  nach  eingeholtem  Gutachten  der 
ObervormundschaftsbehOrde  eine  Abweichung  zugegeben  werden. 

Dass  im  Uebrigen  sowohl  die  Entscheidung  des  Vaters  als  die  Vorschrift 
des  (Gesetzes  nur  über  die  Erziehung  der  Kinder  in  einer  bestimmten  Kirche 
entscheiden  kann  und  soll,  nicht  aber  auch  über  das  Verbleiben  derselben 
in  dieser  Kirche  nach  erlangter  Selbstständigkeit  des  Urtheils,  versteht  sich 
von  selbst.  Beide  Normen  gelten  also  nur  bis  zu  den  gesetzlich  bestimmten 
Entscheidungsjahren,  nach  deren  Eintritt  das  Recht  der  Gewissens- 
freiheit für  die  itzt  zu  seiner  Ausübung  Befähigten  eintritt. 

Nichts  ist  nun  allerdings  möglicher  und  selbst  wahrscheinlicher,  als  dass 
die  Kirchen  mit  einer  solchen  staatlichen  Gesetzgebung  über  die  Kinder- 
erziehung nicht  einverstanden  sind,  vielmehr  abweichende  Forderungen 
aufstellen.  Wie  weit  hierin  namentlich  die  katholische  Kirche  bei  Kindern 
aus  gemischten  Ehen  geht,  ist  bekannt  Es  wirft  sich  also  noch  die  Frage 
auf,  ob  in  einem  Staate  des  gemischten  Systemes  eine  genügende  Veran- 
lassung zu  einer  Modification  des  vom  Standpunkt«  des  Staates  für  noth- 
wendig  und  zweckmässig  erachteten  Rechtes  besteht?  —  Diese  Frage  ist 
entschieden  zu  verneinen.  Der  Staat  handelt  nach  Grundsätzen,  welche 
ihm  als  die  durch  die  Natur  der  Sache  und  durch  allgemeine  Rechtsbegriffe 
begründeten  erscheinen.  Er  würde  sich  zum.  Gehülfen  einer  gegen  seine 
Ueberzeugung  und  somit  gegen  seine  Pflicht  laufenden  Handlungsweise 
herabwürdigen,  wenn  er  abweichenden  kirchlichen  Forderungen  nachgäbe; 
ausserdem  könnte  diess  nicht  anders  geschehen,  als  dadurch  dass  er  eine 
Kirche  gegenüber  von  der  andern  gleichberechtigten  bevorzugte.  Den  Kirchen 
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steht  natürlich  frei,  ihren  Einflas  auf  ihre  Angehörigen  dahin  geltend  zn 
machen,  dass  dieselben  in  den  ihrer  freien  Yerfllgung  ttberlassenen  FAlIen 
im  Sinne  der  kirchlichen  Lehre  handeln;  sie  mögen  selbst  den  Yersnch 
machen,  die  Genossen  einer  andern  Kirche  zu  freiwilliger  Nachgiebigkeit 
gegen  ihre  Wünsche  zu  bestimmen :  allein  nicht  nur  steht  ihnen  kein  äus- 
seres im  Gebiete  des  bflrgerlichen  Lebens  geltend  zn  machendes  Zwangs- 
recht zu,  sondern  es  bleibt  auch  einem  Jeden  Familienvater  Aet  Gebrauch 
des  Hansrechtes  gegen  blosse  üeberlftstigkeit  der  Zumuthnngen  vorbehalten. 
Eigene  religiöse  Ueberzeugung  oder  Absicht  giebt  keine  Berechtigung  zn 
Eingriffen  in  das  Recht  und  in  die  Lebenssphare  Dritter. 

2. 

Schutz  des  Staates  gegen  rechtswidrige  Ausflbung  des  kirch- 
lichen Straf-  und  Disciplinarrechtes. 

Dass  einem  Unterthan,  welcher  in  einem  zur  Rechtsordnung  des 
Staates  gehörigen  Verhältnisse  von  einer  Kirche  oder  einem  ihrer  Beamten 
und  Diener  beschädigt  werden  wollte,  Schutz  von  der  Staatsgewalt  gewährt 
werden  mfisste,  und  dass  in  geeigneten  Fällen  das  staatliche  Strafrecht  in 
seinem  ganzen  Umlange,  und  in  seiner  vollen  Strenge  .angewendet  werden 
würde,  bedarf  nicht  erst  einer  Auseinandersetzung.  In  bflrgerlichen  und 
staatlichen  Rechtsverhältnissen  steht,  wie  bereits  erörtert,  den  Kirchen  und 
ihren  Organen  keinerlei  Befreiung  von  dem  Gesetze  zn;  entgegenstehende 
Ansprache,  welche  eine  Religionsgesellschaft  ans  ihren  eigenen  Satzungen 
ableiten  möchte,  sind  einfieush  nicht  zu  beachten,  dem  Gesetze  aber  wird  im 
NothÜEtlle  mit  Gewalt  Wirksamkeit  verschafft.  —  Nicht  in  gleichem  Grade 
selbstverständlich  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  Unterthan  auch 
gegen  eine  auf  kirchlichem  Gebiete  von  einer  Kirchenbehörde  an- 
geblich erlittenen  Rechtsverletzung  Schutz  vom  Staate  verlangen  kann? 
Namentlich  ob  er  berechtigt  ist,  sich  gegen  eine  Ausschreitung  der  kirch- 
lichen Disciplinargewalt  an  weltliche  Behörden  um  Hfllfe  zu  wenden?  Eine 
vom  Standpuncte  des  Rechtes  und  der  Politik  richtige  Beantwortung  gehört 
vielmehr  zu  den  schwierigeren  Aufgaben. 

Es  stehen  in  dieser  Angelegenheit  zwei  Reihen  gewichtiger  Erwägungen 
einander  gegenüber. 

Auf  der  einen  Seite  ist  die  allgemeine  Rechtsschutzanfgabe  des  Staates 
in  Betrachtung  zu  ziehen. 

Allerdings  kann  eine  Berechtigung  der  Kirchen  zur  Anwendung  manch- 
&cher  Zwangsmittel  gegen  ihre  Angehörigen  nicht  bestritten  werden.  Schon 
von  einfachen  Genossen  können  sie  Abweichungen  vom  Dogma  und  Ver- 
letzungen der  Kultvorschriften  nicht  hinnehmen,  ohne  sich  selbst  aufrugeben 
^^  » 

und  eine  Vervrildemng  und  Auflösung  einreissen  zu  lassen.    Je  nach  der 

17  ♦ 
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Schwere  des  Falles  müssen  ihnen  also  entsprechende  geistige  Mittel  gegen 
geistige  Fehler  zustehen,  and  die  eigenen  Gesetze  jeder  Kirche  hab^  za 
bestimmen,  wer  solche  zu  erkennen  hat,  auch  welches  Verfahren  dabei  ein- 
zuhalten ist  Im  änssersten  Falle  mnss  eine  Ansschliessnng  gegen  ent- 
schieden Widerspenstige  oder  wegen  schwerer  Uebertretnngen  verhfingt 
werden  können.  Ebenso  mnss  eine  Kirche  die  Befngmss  haben,  ihre 
Beamten  und  Diener  zor  klaglosen  Erfilllang  der  Yon  denselben  Aber- 
nommenen  Pflichten  anzuhalten.  Namentlich  kann  ihr  nicht  zugemuthet 
werden,  Solche  im  Dienste  zu  behalten,  welche  sich  offen  und  in  entschei- 
denden Fragen  von  ihrer  Lehre  losgesagt  haben,  oder  durch  ihre  Lebens- 
weise die  kirchengesetzlichen  Vorschriften  missachten  und  bei  denOlftubigen 
Anstoss  erregen. 

Allein  eben  so  unzweifelhaft  wie  das  Strafrecht  der  Kirche  besteht 
auch  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates,  innerhalb  seines  Gebietes  kein 
Unrecht  zu  dulden,  so  weit  er  dazu  physisch  und  moralisch  im  Stande  ist, 
und  zwar  ohne  Rttcksicht  darauf,  wer  das  Unrecht  begehen  will  oder  be- 
gangen bat.  Namentlich  kann  es  in  dieser  Schutzpflicht  keinen  Unterschied 
machen,  ob  das  Unrecht  etwa  innerhalb  einer  mit  Autonomie  versehenen 
Korporation  begangen  wird.  Auch  hier  soll  nur  Recht  und  nicht  Unrecht 
geschehen.  Und  nichts  kann  unrichtiger  und  selbst  den  elementarsten 
Begriffen  über  das  Zusammenleben  im  Staate  widersprechender  sein,  als  die 
auch  schon  aufgestellte  Behauptung  ^) ,  dass  wenn  der  Staat  eine  Kirche 
als  selbststAndige  Korporation  anerkenne,  er  auch  ihre  Jurisdiktion  nicht 
bestreiten  dürfe,  diese  sich  aber  nach  kirchlichen  und  nicht  nach  Staats- 
gesetzen richte.  Die  Selbstständigkeit  einer  Kirche  bezieht  sich  auf  ihre 
religiösen  Zwecke  und  Einrichtungen,  ist  aber  nicht  gleichbedeutend  mit 
der  Erlaubniss,  in  allen  Beziehungen  zu  thun  und  zu  lassen,  was  sie  flir 
gut  findet  So  sollen  denn  allerdings  ihre  Strafen  hervorgehen  aus  ihren 
Gesetzen;  allein  dass  dem  so  sei  und  dass  sie  nicht  unter  dem  Vorwande 
einer  Bestrafung  einem  Bürger  ein  Unrecht  zufüge,  darüber  hat  der  Staat 
zu  wachen.  —  Dass  aber  thatsachlich  Missbrauch  mit  der  kirchlichen 
Strafgewalt  getrieben  werden  kann,  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises.  Es 
nt  gar  wohl  möglich,  dass  die  grosse  Masse  der  einfachen  Kirchenmitglieder 
durch  eine  überstrenge  Disziplin  zur  Ausübung  von  kirchlichen  Handlungen 
genöthigt  wird,  -welche  über  das  Bedürfmss  der  Gottesverehrung  und  den 
wahren  Sinn  einer  Religion  hinausgehen,  und  den  Einzelnen  nicht  nur 
beschwerlich,  sondern  selbst  nachtheilig  in  ihren  Lebensverhältnissen  sind; 
oder  dass  auch  wohl  durch  kirchliche  Censuren  Leistungen  erzwungen 
werden,  zu  welchen  nach  den  Gesetzen  der  Kirche  selbst  keine  Verpflichtung 


1)  8.  ]>«iikMhrlft  dM  EnUaehofM  Ton  Frilbiirg,  S.  SS. 
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besteht.  Es  mag  sich  begeben,  dass  eine  Strafe  ohne  genügenden  Gnind 
erkannt  wird.  Es  ist  nicht  ohne  Beispiel,  dass  ein  Verhalten  anfgedrongen 
oder  untersagt  werden  will,  welches  eine  Verletzung  der  Gleichberechtigung 
anderer  Religionen  enthält  und  in  einem  paritätischen  Lande  den  konfes* 
sionellen  Frieden  stört,  sei  es  durch  die  Moüye  sei  es  durch  die  Folgen. 
Eben  so  ist  es  denkbar,  dass  durch  Drohungen  mit  Amtsyerlust,  durch 
Zurücksetzung  und  missliebige  Massregeln  aller  Art  Eirchenbeamte  miss- 
handelt und  eingeschüchtert  werden,  welche  sich  keines  Vergehens  schuldig 
gemacht  haben,  sondern  sich  nur  weigern,  Werkzeuge  von  Uebergriffen  zu 
.  sein,  welche  namentlich  in  einem  Streite  zwischen  ihren  Eirchenobem  und 
dem  Staate  ihrer  Pflicht  gegen  den  letzteren  getreu  bleiben,  oder  welche 
Yon  der  dogmatischen  oder  Eultusrichtung  eines  Vorgesetzten  abweichen, 
ohne  desshalb  den  Lehren  der  Eirche  selbst  zuwider  zu  handeln.  Die  In- 
haber einer  Eirchengewalt  sind  Menschen  wie  andere,  möglicherweise  also 
Irrthttmem,  Leidenschaften  und  selbst  groben  Fehlem  unterworfen. 

Man  hat  allerdings  die  Verpflichtung  des  Staates,  Hülfe  zu  schaffen 
gegen  rechtswidrige  Eirchenstrafen,  dadurch  beseitigen  wollen,  dass  man 
dieselbe  für  Conventionalstrafen  erklärte.  Allein  es  reicht  dieser 
Grund  nicht  aus,  da  offenbar  eine  doppelte  Verwechslung  der  Begriffe  Yor- 
Uegt.  Einmal  nämlich  ist  von  Gonventionalstrafen  bei  der  Mehrzahl  der 
kirchlichen  Strafen  schon  nach  der  Art  der  zuerkannten  Uebel  keine  Rede. 
Gonventionalstrafen  sind  wesentlich  Vermögens  nachtheile,  welchen  man 
sich  in  Folge  eines  Vertrages  für  den  Fall  eines  nicht  eingehaltenen  Ver- 
sprechens unterwirft.  Vermögensstrafen  kommen  nun  aber  verhältnissmässig 
selten  unter  den  von  den  Eirchen  angedrohten  üebeln  vor.  Geistliche 
Bussen,  Entziehung  von  Heilsmitteln,  Entkleidung  von  Würden  und  Aemtem, 
Ausstossung  aus  der  Gesellschaft,  somit  gerade  die  am  häufigsten  vorkom- 
menden kirchlichen  Strafen  sind  wesentlich  verschiedener  Natur  und  eignen 
sich  gar  nicht  zu  einer  freiwilligen  Verabredung  über  ihren  Eintritt. 
Zweitens  aber  liegt  in  dem  Begriffe  einer  Ck)nventionalstrafe  nichts  weniger 
als  das  Zugeständniss,  dass  man  sich  einer  ungerechten  Zuerkennung  ver- 
theidigungslos  unterwerfe.  Man  giebt  allerdings  zu,  dass  der  Eintritt  des 
üebels  ausgesprochen  wird  von  Personen,  welchen  gesetzlich  keine  richter- 
liche Gewalt  zustünde;  und  man  lässt  sich  auch  etwa  ein  summarisches 
und  nicht  nach  der  Gerichtsordnung  des  Landes  eingerichtetes  Verfahren 
geMen.  Allein  keineswegs  begreift  die  Unterwerfung  unter  eine  Gon- 
ventionalstrafe  ^zu  gleicher  Zeit  das  Zugeständniss,  sich  auch  in  solchen 
Fällen,  fDr  welche  die  besondere  Strafe  gar  nicht  verabredet  ist,  in  gleicher 
Weise  behandeln  zu  lassen.  Man  macht  sich  keineswegs  dadurch  verbind- 
lich, die  verabredete  Strafe  gutwillig  zu  tragen,  wo  die  vorausgesetzte  Ver- 
schuldung   gar  nicht  vorhanden  ^ei.     Man    unterwirft    sich    nicht   jeder 
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beliebigen  und  die  Verabredung  ftbersteigenden  Strafimsetiung  oder  Jedem 
tnmnltuarischen,  handgreiflich  rechtswidrigen  TerfiAhren.  In  allen  solchen 
Fallen  steht  dem  Bedrohten  oder  Terletzten  die  Anrufung  des  Staats- 
schntzes  zu,  und  der  Richter  hat  dann  cu  untersuchen,  ob  die  in  Frage 
stehende  Strafe»  sowie  die  Art  ihrer  TerhAngung  dem  geschlossenen  Ver- 
trage entspricht  oder  nicht  Im  letzteren  Falle  ist  es  seine  Au^be,  die 
dem  Halfesuchenden  angemuthete  Unterwerfung  unter  das  zuerkannte  Uebel 
fllr  unverbindlich  zu  erklAren  und  zu  verhindern,  dass  demselben  innerhalb 
des  staatlichen  Organismus  und  Zusammenlebens  eine  Folge  gegeben  werde. 
Selbst  eine  Verabredung  von  Rechtsmitteln  und  Instanzen  Ar  das  Verbhren 
in  Ckmventionalstrafen  kann  dieses  Recht  und  diese  Pflicht  des  Staates  nicht 
andern,  denn  es  ist  ja  mOglich,  dass  gerade  Aber  eine  Nichtbeachtung 
dieser  Bestimmungen  oder  aber  deren  statutenwidrige  Anwendung  Beschwerde 
gefnhrt  wird.  —  Mit  einem  Worte ,  mit  der  Beruftmg  auf  Conventional- 
strafen  kann  weder  jede  beliebige  Ausdehnung  noch  die  Unantastbarkeit  der 
Kirchenstrafen  nachgewiesen  werden. 

Und  ebensowenig  ist  die  Pflicht  des  Staates  zur  Gewährung  von  Rechts- 
schutz dadurch  zu  beseitigen,  dass  man  den  mit  einer  ihm  ungerecht 
dttnkenden  Kirchenstrafe  Belegten  auf  den  ihm  freistehenden  Austritt 
aus  der  Kirche  hinweist.  Einmal  kann  die  Genossenschaft  mit  einer 
bestimmten  Kirche  innere  Ueberzeugung  und  religiöses  BedflrfliiBS  sein,  so 
dass  ein  erzwungener  Austritt  eine  schwere,  subjectiv  vielleicht  eine  ganz 
unerträgliche  Beeinträchtigung  wäre.  Die  im  Staate  bestehende  Gewissens- 
freiheit bedeutet  nun  aber  nicht  etwa  bloss  Befreiung  vom  Zwang  zu  einer 
bestimmten  Kirche,  sondern  sie  hat  auch  eine  positive  Seite,  nämlich  das 
Recht  derjenigen  Kirche  anzugehören,  an  deren  Lehren  und  Heilsmittel  man 
glaubt  Geht  nun  auch  dieses  Recht  nicht  so  weit,  dass  man  sich  einer 
Kirche*  aufdrangen  könnte,  welche  die  Ueberetnstimmung  des  Glaubens  ihrer 
Seite  laugnet;  so  ist  doch  jedeniaUs  der  Anspruch  darin  begriffen,  aus  der 
Kirche,  zu  welcher  man  sich  bekennt,  nicht  ohne  Grund  oder  durch  Miss- 
handluDg  hinausgewiesen  zu  werden.  Zweitens  aber  ist  es  mit  dem  Aus- 
treten aus  einer  Kirche  nach  manchfachen  Bestimmungen  selbst  der  borger- 
lichen Gesetze  nicht  so  einfach  abgethan.  Das  Gesetz  verlangt,  dass  man 
irgend  einer  Kirche  angehöre,  und  es  hat  wenigstens  sehr  grosse  Naditheile 
auch  im  bOrgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Leben,  wenn  Jemand  in  gar 
keine  Kirche  aufgenommen  ist.  Nun  hangt  aber  theils  weder  die  Aufnahme 
einÜEich  von  dem  Willen  des  Nachsuchenden  ab,  noch  ist  sie  gar  die  un- 
mittelbare Folge  des  Austrittes  ftus  einer  andern  Kirche;  theils  ist  es  sehr 
wohl  möglich,  dass  ein  gewaltthatig  aus  seiner  Kirche  Vertriebener  keiner 
andern  Kirche  sich  mit  Ueberzeugung  anscbliessen  kann.  Ein  etwa  durch 
ein  angedrohtes  Unrecht  zum  Austritte  aus  der  katholischen  Kirche  6e- 
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dräDgter  ist  desshalb  seiner  Uebensengong  nach  noch  kein  Protestant, 
Dentschicatholik  oder  Jade.  Endlich  darf  nicht  flbersehen  werden,  dass 
namentlich  ein  darch  nngerechtes  Verfahren  seiner  Oberen  bis  zum  Aastritte 
ans  der  Kirche  gedrängter  Geistlicher  unmittelbar  bedeutende  Nachtheüe 
erleidet  nnd  zom  Aufgeben  vonBechten  genOthigt  wird,  welche  er  sich  durch 
grosse  OpfSer  erkauft  hat. 

Smnit  scheint  denn  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates  zur  Gewährung 
von  Rechtsschutz  ausser  Zweifel  zu  sein.  Ehe  jedoch  ein  Schluss  fest  gezogen 
wird,  ist  erst  noch  eine  zweite  Reihe  von  Erwägungen  ins  Auge  zu  fassen, 
welche  den  bisher  geltend  gemachten  gegenflber  stehen. 

Vorerst  kann  von  einem  Rechtsschutze  nicht  die  Rede  sein,  wenn  kein 
eigentliches  Unrecht  begangen  worden  ist.  Die  Aufgabe  des  Staates  geht 
nicht  so  weit,  Unbilligkeiten  zu  verhindern  oder  zu  beseitigen;  solche  mögen 
unsittlich  und  unverständig  sein,  allein  sie  sind  kein  Unrecht.  Ebenso  kann 
er  der  verkehrten  und  taktlosen  Anwendung  einer  an  sich  unbestrittenen 
Gewalt  nicht  entgegentreten,  wenn  diese  nicht  zu  seinem  eigenen  Organismus 
gehört,  sondern  selbstständig  ist.  Unter  den  einen  oder  den  andern  dieser 
Gesichtspuncte  fiUlt  denn  nun  aber  unzweifelhaft  ein  grosser  Theil  solcher 
kirchlichen  Gensuren,  über  welche  man  glaubt  sich  beschweren  zu  dOrfen. 

Zweitens  kann  kein  Rechtsschutz  vom  Staate  verlangt  oder  geleistet 
werden,  wenn  seine  Macht  nicht  ausreicht,  um  das  zugefügte  Uebel  wieder 
zu  entfernen.  Unmögliches  zu  leisten  ist  auch  der  Staat  nicht  im  Stande; 
nnd  es  wäre  nicht  nur  thöricht,  sondern  selbst  unwürdig  und  schädlich, 
wenn  er  es  auch  nur  versuchen  würde.  Ob  der  Grund  der  Unmacht  ein 
physischer  oder  ein  moralischer  ist,  ändert  hierin  nichts.  Aus  diesem 
Grunde  ist  denn  der  Staat  z.  Bi  nicht  verpflichtet,  ungerecht  zuerkannte 
Ezcommunicationen  zu  beseitigen,  weil  er  weder  ein  Mittel  besitzt,  das  Uebel, 
welches  durch  eine  Ausschliessung  aus  der  Kirche  zugefügt  ist,  zu  entfernen, 
noch  eine  Möglichkeit,  die  kirchliche  Behörde  zu  einer  völligen  Zurücknahme 
ihres  Ausspruches  zu  zwingen.  Selbst  wenn  die  Kirchenbehörde  durch  An- 
wendung von  Zwang  zu  einer  scheinbaren  Wiederaufhebung  genöthigt  werden 
könnte,  wäre  in  den  Augen  aller  Gläubigen  der  Bann  doch  noch  vorhanden, 
und  somit  das  Unrecht  nicht  aufgehoben. 

Endlich  ist  keine  Verpflichtung  zum  Rechtsschutze  vorhanden,  wenn  der 
ungerecht  Behandelte  sich  freiwillig  dem  Zugefügten  unterwirft  und  er  selbst 
keinen  Schutz  in  Anspruch  nimmt.  Allerdings  möchte  es  scheinen,  als, 
schreite  der  Staat  in  solchem  Falle  ein  wegen  des  objektiv  begangenen 
Unrechtes,  und  nicht  wegen  des  subjektiv  erduldeten.  Allein  es  ist  zu  be- 
denken, einmal  dass  er  in  der  Regel  unter  solchen  Umständen  keine  Kenntniss 
von  dem  Vorgefallenen  erhält,  wenigstens  die  Mittel  zur  Herstellung  des 
erforderlichen  Beweises  eines   begangenen  Unrechtes  ihm    nicht   geliefert 
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werden.  Zweitens  hat  der  Staat  weder  die  Macht  noch  anch  ein  Becht, 
einen  dispositionsfiUügen  Menschen,  welcher  sich  einer  ongerechtQP  Strafe 
unterziehen  will,  von  der  Begehong  oder  Erdnldong  der  dabei  in  Frage 
kommenden  Handlangen  abzuhalten.  Eine  solche  freiwillige  Unterwerfong 
unter  eine  ungerechte  Eirchenstrafe  wird  aber  sehr  häufig  vorkommen, 
namentlich  bei  Priestern.  Ob  aber  die  Beugung  unter  das  Unrecht  wirklich 
aus  frommer  Demuth  oder  aus  Furcht  vor  Yerschlimmerung  der  Lage  durch 
Anrufung  des  weltlichen  Schatzes  erfolgt,  ist  in  Betracht  der  thats&chlichen 
und  der  rechtlichen  Möglichkeit  helfend  einzuschreiten  ganz  gleichgültig. 

Wenn  nun  auch  diese  Betrachtungen  den  entgegenstehenden  Grundsätzen 
keineswegs  ihre  Bedeutung  ganz  nehmen,  so  Iftsst  sich  doch  nicht  Iftngnen, 
dass  der  auf  den  ersten  Anblick  so  entschieden  vorhandene  und  so  weil 
gehende  Schutz  des  Staates  gegen  ungerechte  Anwendung  des  kirchlichen 
Strafrechtes  in  der  That  und  Wirklichkeit  beschränkt  ist,  und  dass  auch 
Deijenige,  welcher  nicht  die  mindeste  Neigung  hat,  den  Kirchen  irgend 
eine  unzurechtfertigende  Handlungsweise  hingehen  zu  lassen,  sich  theilweise 
rathlos  findet,  so  dass,  alles  wohl  aberlegt,  nur  nachstehende  S&tze  als 
richtig  und  ausfahrbar  flbrig  bleiben: 

Vorerst  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  Staat  selbst  keine  Strafe 
wegen  eines  Vergehens  gegen  die  kirchliche  Ordnung  ausspricht,  und  zwar 
weder  aus  eigenem  Antriebe  noch  auf  Ansuchen  der  Kirche.  Durch  eine 
Verfehlung  gegen  ein  Kirchengesetz,  wie  schwer  dieselbe  auch  auf  religiösem 
oder  gesellschaftlichem  Standpuncte  wiegen  mag,  wird  kein  Theil  der  Bechts- 
ordnung  des  Staates  verletzt  und  keine  Vorschrift  desselben  abertreten; 
er  hat  also  weder  Veranlassung  noch  Recht,  ein  in  seinem  Lebenskreise 
fahlbares  Uebel  darauf  folgen  zu  lassen.  Eine  übertriebene  Strenge  der 
Kirchengesetze  kann  also  wenigstens  im  bflrgerlichen  Leben  in  keinem  Falle 
unmittelbar  zum  Schaden  gereichen.  Und  auch  der  Umstand,  dass  in  dem 
hier  zunächst  unterstellten  Verhältnisse  eines  gemischten  Sjstemes  der  Staat 
zwei  Kirchen  als  öffentliche  Korporationen  erkennt,  ändert  an  diesem 
Femebleiben  nichts.  Diese  Anerkennung  giebt  nur  den  ganzen  (Gesellschaften 
als  solchen  eine  gewisse  Stellung  gegenüber  vom  Staate  und  von  anderen 
gesellschaftlichen  Kreisen,  ändert  aber  das  Wesen  ihrer  Gesetze  nicht, 
macht  sie  namentlich  keineswegs  zu  Theilen  der  Staats -Bechtsordnung. 
Selbst  wenn  ein  Vergehen  neben  den  Rechten  der  Kirche  auch  Rechte  des 
Staates  oder  eines  seiner  Gebote  verletzt,  tritt  der  Staat  nicht  für  die 
Kirche  ein.  Allerdings  wird  hier  die  Thätigkeit  der  staatlichen  Behörden 
in  Anspruch  genommen  und  je  nach  dem  Erfunde  ein  Strafhrtheil  von  den 
Staatsgerichten  gefällt  werden;  allein  mit  vollständiger  Beschränkung  auf 
die  Verfehlung  gegen  die  Staatsgesetze,  mit  durchaus  selbstständigem  Ver- 
fahren und  ohne  alle  Berücksichtigung  dessen,   was  die  Kirche  ihrer  Seite 
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schon  gethan  hat  oder  noch  thnn  wird.  MütheUnngen  der  Eirchenbehörden 
Ober  das  Geschehene  haben  rechtlich  für  den  Staat  nur  die  Bedeatong  von 
Anzeigen  oder  yon  Zengenaossagen,  nnd  können  auch  nur  als  solche  in  den 
W  den  Gerichten  des  Staates  gepflogenen  Terhandlongen  benfltzt  werden. 

Sodann  ist  anzweifelhaft,  dass  eine  Kirche  nur  über  ihre  eigenen  An- 
gehörigen eine  Strafgewalt  aasüben  kann.  Ihre  Satzungen  nnd  die  aaf 
deren  Yerletzongen  gesetzten  Uebel  haben  selbstredend  keinerlei  Verbind- 
lichkeit für  Solche,  welche  dem  Vereine  gar  nicht  angehören;  and  zwar 
gehören  zu  den  letztem  auch  Diejenigen ,  welche  förmlich  aasgetreten  sind. 
Ein  Versach  zar  Bestrafung  Andersgläabiger  wäre  eka  Eingriff  in  deren 
Freiheitsrechte,  somit  ein  bürgerliches  Vergehen,  gegen  welches  der 
Staat  auf  die  erste  Anzeige  rechtlichen  and  thatsflchlichen  Schatz  za  ge- 
währen hätte. 

Dagegen  ist  es,  drittens,  grondsätzlich  ein  Recht  der  Kirchen  die  zar 
Aafrechterhaltang  ihrer  Zwecke  and  Einrichtung  nöthigen  Strafgesetze  za 
erlassen,  die  Behörden  und  das  Verfahren  zu  deren  Anwendung  festzustellen, 
endlich  im  einzelnen  Falle  statntenmässig  zu  verfahren.  Der  Staat  hat  sich 
im  Allgemeinen  ^  in  diese  Innern  Angelegenheiten  der  Kirchen  nicht  zu 
mischen,  sondern  es  deren  eigener  Sittlichkeit  und  Klugheit  zu  überlassen, 
nicht  durch  übertriebene  Strenge  der  Satzungen  und  durch  Ungerechtigkeit 
in  der  Vollziehung  Hass  nnd  Abfall  zu  veranlassen.  Diese  Freiheit  des 
kirchlichen  Gebahrens  hat  jedoch  ihre  Grftnzen.  —  Einmal  nämlich  kann 
der  Staat  nicht  dulden,  dass  eine  Kirche  unter  ihre  Strafandrohungen 
Uebel  aufnehme,  deren  Zufügung  er  überhaupt  Unterthanen  im  Kreise  seiner 
Macht  nicht  gestattet,  also  z.  B.  Lebensberaubungen ,  Verstümmlungen, 
langwierige  Freiheitsentziehungen.  Eine  Beschränkung  der  kirchlichen  Strafen 
auf  geistige  Uebel  ist  allerdings  nicht  ganz  durchführbar,  theils  der  mög- 
lichen Schwere  einzelner  Fälle  wegen,  theils  bd  den  rechtlichen  Folgen 
einer  Amtsentziehung;  allein  daraus  folgt  nicht,  dass  es  einer  im  Schutze 
und  unter  den  (jesetzen  des  Staates  bestehenden  Gesellschaft  gestattet  sein 
kann,  auf  Verletzung  ihrer  Statuten  aus  eigener  Machtvollkommenheit  grau- 
same oder  unwiederbringliche  Nachtheile  zu  setzen.  Etwaige  Kirchengesetze 
solcher  Art  können  also,  und  müssen  sogar,  vom  Staate  als  ungültig  erklärt 
werden.  —  Zweitens  aber  hat  der  Staat  das  Recht  und  die  Pflicht  gegen 
ungerechtes  und  tumultuarisches  Verfahren  der  Kirchenbehörden  in  allen 
Fällen  Schutz  zu  gewähren,  in  welchen  sein  Einschreiten  möglicherweise 
Hülfe  bringen  kann.  Diess  ist  zwar  in  Beziehung  auf  eine  thatsächliche 
Beseitigung  rein  geistiger  Strafmittel  nicht  der  Fall,  wie  oben  bereits 
bemerkt;  wohl  aber  kann  bei  allen  Arten  von  Straferkenntnissen,  auch  wenn 
rein  geistliche  Uebel  ausgesprochen  sind,  das  Urtheil  als  ein  ungerechtes 
erklärt  und  damit  die  ideelle  Beschädigung  wenigstens  theilweise  abge- 
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nommen  werden.  Ueberdiess  ist  ganz  unmittelbarer  Schatz  gegen  vnge- 
rechte  ZafQgong  sachlicher  üebel  mOglich.  Demgemftss  mnss  sich  die  vom 
Staate  anzuordnende  Hfllfe  anch  auf  Beschwerden  yon  Kirchengenossen 
Ober  ungerecht  zuerkannte  Strafen  erstrecken. 

Aus  dem  Rechte  Strafen  zu  erkennen  folgt  flir  die  Kirchcm  auch  die 
Befugniss  den  Urtheilen  Vollzug  zu  yerschaffen,  falls  sie  keinen  freiwilligen 
Ckhorsam  finden.  Jedoch  können  sie  dabei  weder  eine  obri|^eitliche  0«wait 
in  Anspruch  nehmen,  noch  Oberhaupt  in  die  unter  der  Rechtsordnung  des 
Staates  stehenden  bftrgerlichen  Rechte  der  Einzelnen  eingreifen,  und  haben 
sich  folglich ,  so  weit  von  eigenen  Handlungen  die  Rede  ist,  auf  geistige 
Mittel  zu  beschrftnken.  Ein  Anspruch  auf  eine  Httlfe  von  Seiten  des  Staates 
findet  aber  nur  in  beschränktem  Masse  statt.  Erstens  nur  bei  materiellen 
Strafabeln,  da  die  geistigen  ausserhalb  des  Bereiches  seiner  Wirksamkeit 
sind.  Zweitens  aber  nur  auf  besondere  Bitte  der  Kirche  und  nach  Toran- 
gegangener  richterlicher  Einsicht  von  der  statutenmftssigen  Richtigkeit  des 
Verfahrens  und  von  der  sachlichen  Gerechtigkeit  des  Spruches.  Der  Staat 
hat  allerdings,  wenn  er  um  Rechtshillfe  von  einer  Untertbanen-Korporati<m 
angegangen  wird,  daftr  zu  sorgen,  dass  begründete  statutarische  Ver- 
pflichtungen gegen  dieselbe  nicht  unerfüllt  bleiben.  Staatliche  Hfllfe  wird 
aber  weder  geleistet,  wenn  die  Kirche,  deren  Strafnrtbeil  Ungehorsam 
entgegengesetzt  wird,  nicht  selbst  als  Klftgerin  auftritt  oder  die  von  dem 
die  Sachlage  untersuchenden  Richter  gestellten  Forderungen  nicht  erfallt; 
noch,  wenn  das  Verfahren  nach  dem  eigenen  Rechte  der  Kirche  fehlerhaft 
oder  der  Sprach  nach  demselben  als  ungerecht  erfunden  wird  *).  Drittens 
endlich  kann  dem  Staate  nicht  zugemuthet  werden,  seine  Hfllfe  zu  leihen, 
wenn  entweder  das  kirchliche  Gesetz,  auf  welches  das  ürtheil  an  sich 
logisch  richtig  gegrflndet  ist,  allgemeinen  Rechtsbegriffen  und  der  mensch- 


1)  Wenn  dM  badliche  OMdte  Tom  9tm  Oet.  1860  den  doroh  «hi  kJrohUohai  BtraAurCheO 
rerletsten  Bftrrern  keine  Beacbwerde  beim  Staate  gegen  den  Sprach  eelbet  einfimnt,  sondern 
nur  durch  Verweigernng  Jeder  BelhUIflB  som  VoDsage  ongerechter  Freiheit«-  und  Vermögene- 
•trnfen  sn  tchtttien  yersprieht:  eo  ist  dien  wohl  nicht  genügend.  Dass  der  Staat  nicht  aelbet 
▼oUileht,  was  er  rechtlich  nicht  billigen  kann,  rersteht  sich  freilich  Von  selbst;  auch  mag  den 
Vemrthellten  in  der  Regel  materieller  Schaden  dnrch  Verweigernng  des  Vollsnges  in  den 
beiden  beseiehneCen  FUlen  erspart  werden:  allein  der  Sunt  sollte  niemals  eine  Bitte  nm  Recht»- 
hflUb  grandslUslich  anerhört  lassen,  wenn  er  Irgend  im  Stande  ist  %n  helfen.  Eine  HflUe  ist 
aber  hier  möglich ;  and  swar  immer  and  In  allen  Fällen ,  so  weit  es  sich  nftmlich  ron  dem 
Ehrenpnncte  handelt,  Indem  die  Aufhebang  des  kirchlichen  ürtbeilee  als  eines  an  sieh  unge- 
rechten eine  weit  gehende  Genngthanng  Ist.  Dann  aber  Ist  es  anch  materiell  bei  einer  nnge- 
rechten  Vernrtheilung  sn  einem  ftnssem  Uebel  keineswegs  dasselbe,  ob  das  Urtheil  als  ein 
nngereehtes  Temiehtet  and  somit  die  anerkannte  Strafe  reehtUeh  gans  anfjrehoben  wird,  oder 
ob  man  sieh  nur  weigert,  rar  Vollsiehang  mitsnwirken.  In  dem  leUtem  Falle  bleibt  das 
UrtheU  in  seiner  Sphäre  und  an  nnd  für  sich  rechtskräftig,  and  es  mag  daher  anch  wenn  der 
Staat  es  nicht  rollsleht  doch  ▼ielleicht  gelegentlich  Nacbthelle  bringen ,  a.  B.  bei  Compen- 
sationen  von  Forderungen ;  Jeden  FaUs  aber  kann  sich  möglicherweise  die  Ansicht  der  Macht- 
haber  Im  Staate  über  die  VoUsiehbarkeit  ändern ,  während  ein  cassirtes  UrtheU  später  niemals 
mm  VoUange  gebracht  werden  kann. 
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liehen  Billigkeit  zuwider  Iftaft ,  oder  aber  wenn  sich  ein  grosser  Kacbtheil, 
sachlicher  oder  moralischer  Art,  ans  dem  Vollzüge  ergftbe.  Der  Staat  ist 
nicht  der  blinde  Vollzieher  kirchlichen  Willens,  sondern  er  wahrt  nnr  die 
Rechtsordnung  anch  in  Bezng[  anf  die  Kirchen.  Wo  er  also  bei  einer 
Verfehlung  gegen  seine  eigenen  Gesetze  einen  Bichterspruch  ans  über- 
wiegenden Orflnden  nicht  vollziehen,  sondern  eine  Begnadigung  eintreten 
lassen  würde,  leistet  er  selbstredend  auch  keine  Hflife  zur  Vollstreckung 
eines  kirchlichen  Urtheiles.  Er  hat  allerdings  formeU  kein  Begnadigungs- 
recht bei  Sprüchen  der  Kirche;  allein  an  dessen  Stelle  tritt  mit  ungel&hr 
derselben  Wirkung  eine  Verweigerung  des  Vollzuges. 

Endlich  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  etwaige  Gef&ngniss- 
anstalten  einer  Kirche  einer  wirksamen  Aufsicht  zu  unterwerfen  sind.  Ob 
eine  Kirche  Oberhaupt  wohl  daran  thut,  Einrichtungen  dieser  Art  zu  be- 
sitzen, und  ob  es  nicht  wftrdiger  und  wirksamer  zugleich  wäre,  wenn  in 
den  dazu  rechtlich  geeigneten  Fällen  der  Staat  um  die  üebernahme  der 
Yon  kirdüidier  Seite  zu  einer  Freiheitsstrafe  Verurtheilten  angegangen 
wQrde,  mag  dahingestellt  bleiben.  Jeden  Falles  aber  ist  es  Pflicht,  dafOr 
zu  sorgen,  dass  die  kirchlichen  Gefibignisse  den  Forderungen  der  Mensch- 
lidikeit  und  der  Erfahrung  nicht  widersprechen;  dass  Gefangenen  keine  im 
Kirchengesetze  nicht  enthaltene  und  im  Urtheile  nidit  ausgesprochene  Uebel 
zugefügt  werden;  endlidi  dass  Niemand  in  kirchlidien  Bftumlichkeiten  ge- 
fangen sei,  ausser  entweder  mit  seiner  eigenen  Zustimmung  oder  nadi  voran- 
gegangener Untersuchung  und  mit  Hfllfsvollstreckung  des  l^taates  selbst. 
Eine  Verweigerung  des  Zutrittes  mfisste  nidit  nur  augenblickliche  Zwangs- 
eröffnung sondern  auch  wohl  am  besten  völliges  Verbot  der  ganzen  Ein- 
richtung zur  Folge  haben. 

V. 
Mittel  zur  Aufreehterhaltung  des  gewfthlten  Systemea. 

Es  wSre  mehr  als  kindlich  zu  glauben,  dass  die  gesetzliche  Feststellung 
so  vieler  und  zum  Theile  so  verwickelter  Verhältnisse  schon  an  sich  eine 
beständige  Vollziehung  sicherstelle  und  jeden  Versuch  ihnen  entgegen  zu 
handeln  beseitige.  Diess  wäre  in  keinem  menschlichen  Verhältnisse  zu  er- 
warten, am  wenigsten  kann  aber  hiervon  die  Bede  sein,  wo  die  vom  Staate 
festgestellten  Vorschriften  und  Einrichtungen  manchfachen  WtLnschen  und 
Forderungen,  so  wie  geschlossenen  Systemen  zuwiderlaufen.  Namentlidi  ist 
daran,  dass  die  katholische  Kirche  sich  bleibend  beruhige  bei  einer  Be- 
schränkung von  Ansprüchen,  weldie  sie  als  geheiligtes  Becht  ansieht,  um 
so  weniger  zu  denken,  als  sie  zu  jederzeit  förmliche  Verwahrung  eingelegt 
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hat,  und  es  UbeiliBapt  ihr  System  ist,  niemals  eine  Stellnng  rechtsreibind- 
lidi  aufzugeben,  sondern  höchstens  der  Uebermadit  der  Verhältnisse  that- 
s&düich  zu  weichen,  bei  der  ersten  passenden  Gelegenheit  aber  ^wieder  zu 
der  ursprünglichen  Behauptung  zurackzukehren.  Mit  unbedingter  Oewissheit 
muss  daher  firflher  oder  später  auf  Versuche  zur  Nichtbeachtung  der  einen 
oder  der  anderen  der  staatlichen  Bestimmungen  gerechnet  werden. 

Unzweifelhaft  kann  sich  der  Staat  seiner  Seits  solchem  Ungehorsame  oder 
solchen  Umgehungen  nicht  fftgen,  sondern  muss  jede  Verletzung  des  fest- 
stehenden Systemes  zurückweisen,  im  NothfAlle  seine  ganze  MachtfUle  zur 
Vertheidigung  seines  Rechtes  und  des  Gesetzes  aufbieten.  Jede  Nachgiebig- 
keit ist  hier  verderblich  und  nur  die  Quelle  immer  neuer  und  immer  ge- 
steigerter Forderungen,  so  dass  es  die  schlechteste  Politik  ist,  nicht  fest 
auf  der  äussersten  Grenze  des  eigenen  Rechtes  zu  beharren.  Zu  dem  Ende 
ist  denn  eine  ausreichende  Rüstung  nothwendig,  und  zwar  sind  natürlich 
solche  Vorkehrungen  sehr  erspriesslich,  durch  welche  etwaige  Uebergriffe 
der  geistlichen  Gewalt  gleich  im  Beginne  entdeckt  und  durch  Anwendung 
ausreichender  gesetzlicher  Mittel  in  ihrem  Laufe  aufgehalten  werden  können. 
Das  sicherste  Mittel  zur  Verhinderung  eines  Streites  besteht  in  schlechter  Aus- 
sicht auf  einen  endlichen  Sieg.  Dass  die  Kirchen,  und  namentlich  wieder  die 
katholische,  auch  solche  Veranstaltungen  wieder  nicht  gerne  sehen,  und 
dass 'sie  dieselben  wo  möglich  als  ein  kränkendes  Misstrauen,  wo  nicht  gar 
als  eine  förmliche  Beeinträchtigung  darstellen  werden,  ist  freilich  nach  allen 
Erfahrungen  zu  erwarten;  diess  ist  aber  für  den  Staatsmann  nur  ein  Grund 
weiter,  das  Nothwendige  vorzukehren.  Ein  Eingriff  in  die  grundsätzlich 
zustehenden  Befugnisse  der  Kirchen  darf  und  soll  nicht  stattfinden;  allein 
wer  ohne  eine  solche  Verletzung  nur  sein  Recht  verwahrt  und  sich  gegen 
mögliche,  ja  selbst  höchst  wahrscheinliche,  eigene  Beeinträchtigung  vorsieht, 
bleibt  vollkommen  innerhalb  der  Grenze  seiner  Befugniss,  seiner  Pflicht 
und  der  Klugheit.  Wird  ihm  ohne  Zweifel  auch  das  Lob  der  Kirche  und 
ihrer  Verfechter  nicht  zu  Theil,  so  kann  er  reichliche  Entschädigung  hoffen 
in  dem  Danke  des  verständigen  und  vaterlandsliebenden  Theiles  seiner  Mit- 
bürger und  in  der  Anerkennung  der  unbefeingenen  Geschidite. 

Dem  gemäss  sind  denn  als  nothwendige  Ergänzungen  des  bisher  erörter- 
ten kirchenpolitischen  Systemes  noch  nachstehende  Einrichtungen  zu  be- 
spredien. 

1. 

Bestellung  einer  Oberaufsichtsbehörde. 

Vor  I^em  ist  offenbar  nothwendig,  dass  die  zur  Besorgung  der  staat- 
lich-kirchlichen Geschäfte  bestellten  Behörden  auf  eine  zweckmässige  und 
gerechte  Weise  geordnet  werden. 
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Wie  immer  im  Einzelnen  die  Yerhfiltnisse  zwischen  Staat  und  Kirchen 
bestimmt  sein  mOgen,  unter  allen  Umständen  bleibt  eine  doppelte  Art  von 
Geschäften  zu  besorgen.  Einmal  nftmUch  findet  in  einer  Anzahl  von  Fällen 
ein  Zusammenwirken  von  Staats-  und  Kirchenbehörden  statt,  so  z.  B.  bei 
der  Enennung  der  Geistlichen,  bei  der  Verwaltung  von  Vermögen,  vielleicht 
bei  der  Ffihrung  der  btlrgerlichen  Standesbttcher  u.  s.  f.  Zweitens  aber 
wird  der  Staat  immer  wieder  von  Zeit  zu  Zeit  Veranlassung  haben,  seine 
Rechtsgrenze  gegenüber  von  kirchlichen  Uebergriffen  aufrecht  zu  erhalten, 
sei  es  nun  bei  der  Erlassung  neuer  allgemeiner  Anordnungen  vpn  Seiten 
einer  Kirche,  sei  es  in  Beziehung  auf  einzelne  Handlungen.  Es  wird  sogar 
ganz  zweckmässig  sein,  wenn  sich  in  letzterer  Beziehung  die  Regierung  in 
fortwährender  Kenntniss  der  Ereignisse  und  der  Haltung  der  Kirchen  erhält. 

Welcher  Behörde  die  oberste  Leitung  dieser  Angelegenheiten  zu* 
fällt,  hängt  davon  ab,  ob  in  dem  betreffenden  Staate  ein  eigenes  Kult- 
ministerium von  dem  Ministerium  des  Inneren  abgezweigt  ist.  Ist  diess 
der  Fall,  so  liegen  natürlich  jenem  auch  diese  Geschäfte  ob;  wo  nicht,  so 
bleiben  sie  mit  der  Wahrung  der  übrigen  Hoheitsrechte  bei  dem  Ministerium 
des  Innern.  Ob  aber  ein  besonderes  Kultministerium  räthlicfa  ist,  hängt 
wohl  hauptsächlich  von  dem  Umfwge  des  Staates  ab.  Theoretisch  richtig 
ist  es  ohne  Zweifel,  wenn  die  ganze  innere  Verwaltung,  so  weit  sie  sich 
nicht  mit  der  Rechtspflege  und  mit  dem  Staatshaushalte  zu  beschäftigen  hat, 
einer  einzigen  Behörde  untergeordnet  ist,  welche,  je  nach  Gegenständen, 
Central -Behörden  oder  General -Directoren  unmittelbar  unter  sich  haben 
mag)  und  dann  natürlich  auch  Stellen  dieser  Art  für  die  staatskirchlichen 
Geschäfte.  In  grösseren  Staaten  kann  jedoch  allerdings  die  Masse  der 
einem  solchen  Ministerium  des  Inneren  obliegenden  Geschäfte  so  überwälti- 
gend sein,  dass  nur  die  Wahl  übrig  bleibt,  entweder  den  Abtheilungs- 
dirigenten eine  allzu  weit  gehende  Zuständigkeit  zu  verwilligen,  oder  aber 
eine  Spaltung  des  Ministeriums  selbst  vorzunehmen.  Entschliesst  man  sich 
zu  Letzterem,  (und  es  ist  wohl  das  kleinere  Uebel  von  den  beiden,)  so  ist 
wohl  die  Ausscheidung  der  Kirchen  «•  und  Unterrichtsangelegenheitcn  unter 
einer  selbstständigen  obersten  Verwaltung  jeder  anderen  Combination  vor- 
zuziehen, so  z.  B.  der  Bildung  eines  eigenen  Ministeriums  für  Handel  und 
Gewerbe.  Diess  aber  nicht  sowohl  desshalb,  weil  hier  die  Ausscheidung 
leichter  wäre  oder  die  Nachtheile  einer  jeden  Vermehrung  der  obersten 
Behörden  in  geringerem  Grade  hervorträten;  sondern  aus  psychologischen 
Gründen.  Zur  richtigen  Leitung  der  geistigen  Interessen  des  Volkes  sind 
Eigenschaften  nothwendig,  welche  nicht  eben  häufig  in  derselben  Person 
mit  jenen  Anlagen  vereinigt  sind,  die  für  eine  erspriessliche  Besorgung  der 
materiellen  Interessen  taugen.  In  jenem  Falle  ist  nämlich  eine  hohe  all- 
gemeine Bildung,  eine  ideelle  Richtung,  ein  zartes  und  versöhnliches  persön- 
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liches  Auftreten  vorzugsweise  wOnscfaenswerth;  wahrend  die  Verwaltmig  im 
engeren  Sinne  einer  Seits  mandiCacfae  besondere  and  technische  Kenntnisse, 
anderer  Seits  rasche  Entschlossenheit  und  Thatkraft  verlangt.  Man  wird 
also  leichter  einen  Minister  des  Inneren  finden,  wddier  audi  die  Geweibe- 
angelegenheiten  gnt  besorgt,  als  einen  solchen,  welcher  sn  gleicher  Zeit 
die  Eigensdiaften  eines  guten  Kultministers  hat 

Wie  es  sich  aber  auch  mit  dem  Iffinisterium  selbst  verhalten  mag, 
welchem  die  kirchenpolitisdien  Geschfifte  zugetheilt  sind,  jedeniialls  moss 
eine  eigene  Unterbehörde  zur  unmittelbaren  Bearbeitung  bestellt  werden, 
und  können  audi  in  einem  Eultministerium  dieselben  nicht  vermischt  mit 
der  Leitung  der  Unterrichtsanstalten,  den  Kunstangelegenheiten  u.  s.  f.  be- 
sorgt werden.  Hier  entsteht  denn  nun  in  einem  paritätischen  Staate  die 
Frage,  ob  diese  zun&chst  zur  Besorgung,  der  Staatsgeschftfte  gegenttber  von 
Kirchen  bestimmte  Gentralstelle  eine  einheitliche  sein  kann  und  soll,  oder 
ob  etwa  fftr  jede  der  Kirchen  eine  eigene  Behörde  zu  errichten  ist? 

Rein  vom  Rechtsstandpunkte  aus  betrachtet  l&sst  sich  allerdings  kein 
Grund  ersehen,  welcher  den  Staat  nöthigte,  die  ihm  zustehenden  Rechte 
in  Betreff  des  kirchlichen  Lebens  so  vielen  Behörden  zu  unterstellen,  als 
thatsftchlich  im  Lande  Kirdien  vorhajiden  sind.  Zwar  sind  die  Veihältnisse 
der  Staatsgewalt  zu  den  einzelnen  Landeskirchen  je  nach  deren  Organisation 
verschieden.  Auch  ist  es  selbstredend  nicht  möglich  die  betreffende  Be* 
hörde,  wenn  sie  mit  sämmtlichen  Kirchen  zu  thun  hat,  ausschliesslidi  aus 
Angehörigen  der  einzelnen  Kirchen  zu  besetzen,  sondern  wird  es  vielmehr 
unvermeidlich  sein,  dass  auf  Angelegenheiten  einer  Kirche  auch  sokhe 
Staatsdiener  Einfluss  haben,  welche  persönlich  einer  anderen  Konfession 
zugethan  sind.  Di'ess  sind  jedoch  keine  unbedingten  Hindemisse  einer 
Einheit  der  Behörde.  Eine  gleich  richtige  Kenntniss  der  Verhältnisse  des 
Staates  zu  mehreren  Kirchen  kann  bei  demselben  Beamten  und  somit  auch 
bei  derselben  Behörde  stattfinden,  lieber  eine  Verschiedenheit  der  Kon- 
fession der  Staatsdiener  aber  können  sich  die  Kirchen  nicht  besdiweren, 
da  die  Geschäfte  dieser  Centralbehörde  nur  in  Staatsangelegenheiten  nicht 
aber  in  kirchlidien  Handlungen  bestehen.  Durch  wen  der  Staat  seine 
Rechte  wahren  und  ausüben  lässt,  ist  lediglidi  seine  Sadie;  und  die  Rechte 
der  Kirdien  werden  nicht  im  mindesten  verändert  durch  die  PersönHdikeit 
der  gegenüber  von  ihnen  Wachhabenden.  Auch  ist  schliesslich  der  Minister 
und  der  Regent  selbst  nur  Mitglied  der  einen  oder  der  anderen  Kirche. 
Also,  wie  gesagt,  von  einem  inneren  ViTidersprudie  oder  einem  Unrechte 
ist  nidit  die  Rede,  wenn  der  Staat  eine  fOr  alle  seine  kirchlichen  Geschäfte 
gemeinschaftliche  Behörde  bestellen  will. 

Dennoch  ist  in  einem  paritätischen  Staate  die  Bestellung  einer  gemein- 
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heiten  ans  ZwedonSssigkeitsgrflnden  nicfat  amrarathen.  Eine  Kirche  wird 
immer  mitMisstraaeii  auf  die  Gtesinnangen  Solcher  hiosehen,  welche  anderen 
.Glaobens  sind,  indem  sie  bei  denselben  weniger  Wohlwollen  yoraossetzt, 
wohl  audi  eine  falsche  AnfiEassang  der  Yerhflltnisse  fObrditet.  *  Und  es  ist  in 
der  That  mOglidi,  dass  diese  Besorgnisse  begrOndet  sind.  Eine  vorzugs- 
weise Neigung  zur  Beschftftigang  mit  kirchlidien  Dingen  ist  natflrlich  die 
erste  Bedingung  zur  Uebertragnng  einer  SteUe  in  der  fraglichen  Behörde. 
Diese  Liebhaberei  kann  nun  aber  leicht  auf  einem  besonderen  Eifer  filr  die 
eigene  Kirche  beruhen,  ein  solcher  ^er  dann  wieder  BefEUigenheit  und 
Abneigung  gegen  Andersgläubige  erzeugen.  Eine  Beruhigung  der  Kirdie 
ist  aber  um  so  Wünschenswerther,  als  im  Falle  von  Streitigkeiten  ein  Miss- 
trauen in  die  Personen  die  Stimmung  sehr  yerbittem  kann.  Jedenfalls 
bietet  ein  solches  Yerhfiltniss  eine  leichte  Gelegenheit  die  Absichten  der 
Regierung  zu  yerdflcfatigen,  sie  der  Feindseligkeit,  yielleicht  eines  Be- 
kehrungsversuches zu  bezücfatigen,  und  so  die  Leidenschaften  der  Menge 
aufzustacheln.  Wo  namentlich  keine  ganz  scharfe  Ausscheidung  der  rein 
kirchlichen  und  der  staatlichen  Angelegenheiten  stattfindet,  wie  diess  leicht 
für  die  protestantische  Kirche,  aber,  bei  einem  gemischten  Systeme,  auch 
gegenüber  von  der  katholischen  stattfinden  kann,  da  ist  ein  Einfluss  von 
Angehörigen  einer  anderen  Kirche  schwer  zu  verwinden,  sollte  er  jaudi 
stofflich  nicht  tadelnswerth  sein.  Gegenüber  von  solchen  Folgen  dürfen 
etwas  grössere  Ausgaben  nicht  in  Betrachtung  kommen;  und  dieser  wirth- 
sdiafUiche  Nachtheil  einer  Trennung  ist  am  Ende  der  einzige  wirkliche, 
indem  eine,  an  sich  allerdings  denl^bare,  Verschiedenheit  des  Geistes  und  der 
Richtung  mehrerer  abgesonderter  Behörden  und  eine  daraus  sich  ergebende 
verschiedene  staatliche  Behandlung  der  beiden  Kirchen  durch  den  einheit- 
lichen Willen  des  Ministers  selbst  beseitigt  werden  kann.  —  Dass  im  Uebrigen 
die  zur  Besorgung  der  staatlidien  Geschäfte  gegenüber  von  einer  protestan- 
tischen Kirche  bestimmte  Behörde  nicht  zu  gleicher  Zeit  die  oberste  Behörde 
in  der  Kirche  selbst  sein  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Letztere  ist  es 
ja  gerade,  welche  zunächst  zu  überwachen  und  in  Schranken  zu  halten  ist. 
Die  Personalbesetzung  der  im  Grundsatze  bestimmten  Behörden 
unterliegt  keinen  besonderen  Zweifeln  oder  Schwierigkeiten.  Der  Staat  hat 
natürlich  völlig  freie  Hand,  und  es  kann  von  der  Nothwendigkeit  oder  auch 
nur  Zweckmässigkeit  einer  Verständigung  mit  den  Kirchengewalten  über  die 
Personen  der  zu  Ernennenden  nicht  die  Rede  sein.  Die  einzige  Bemerkung 
sei  daher  hier  gemacht,  dass  zwar,  diese  Au£sichtsbehörden  über  die  Kirchen 
einen  oder  mehrere  Geistliche  in  ihrer  Mitte  nidit  entbehren  können  wegen 
der  nöthigen  genauen  Kenntniss  der  kirchlichen  Lehren,  Uebungen  und 
Anschauungen;  dass  aber  die  Besetzung  bloss  mit  Geistlichen  oder  auch 
nur  überwiegend  mit  solchen  ein  grosser  Misagriff  wäre.    Die  Geschäfte 
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sind  wesenüicfa  rechtlicher  and  namentlich  staatsrechtlicher  Art,  erfordern 
also  Rechtsgelehrte.  Ausserdem  aber  wäre  zu  besorgen,  dass  eine  ans 
Geistlichen  zusammengesetzte  Behörde  ihre  .Aufgabe  und  Stellung  üedsch 
auffasste.  Entweder  könnte  sie  sich  zum  Regieren  in  der  Kirche  berufen 
erachten,  anstatt  zur  blossen  Besorgung  der  Staatsinteressen  gegenüber  von 
der  Kirche,  dadurch  aber  Missstimmung  und  Widersprucii  mit  Recht  hervor- 
rufen; oder  aber  w&re  auch  möglich,  dass  sie  gemeinschaftliche  Sache  mit 
der  Kirche  und  mit'  ihren  priesterlichen  Genossen  in  derselben  machte  und 
die  Rechte  des  Staates  daran  gäbe.  Jenes  wäre  wohl  mehr  bei  einer  aus 
protestantischen,  dieses  bei  einer  aus  katholischen  Geistlichen  bestehenden 
Stelle  zu  befürditen;  beides  aber  verkehrt  und  schädlich. 

Hat  man  sich  f&r  eine  eigene  Behörde  zur  Besorgung  der  Geschalte  gegen- 
über von  jeder  der  beiden  grossen  Elrchen  entschieden,  so  muss  folgerichtig 
auch  eine  sClbststandige  Besorgung  der  Angelegenheiten  in  Betreff  kleinerer 
Kirchen  angeordnet  werden.  Die  Juden  z.  B.  werden  die  Ueberwachung 
ihrer  religiösen  Angelegenheiten  eben  so  ungeme  durch  Christen  sehen,  als 
Protestanten  sie  in  den  Händen  von  Katholiken  erblicken  würden.  Eine 
Nichtberücksichtigung  dieses  Wunsches  würde  beweisen,  dass  die  angebliche 
Gleichheit  aller  an  und  für  sich  gestatteten  Religionen  vor  dem  Gesetze 
keineswegs  ernstlich  gemeint  sei;  und  wenn  vielleicht  auch,  bei  der  kleineren 
Anzahl  der  Mitglieder  einer  solchen  Kirche,  eine  Missstimmung  derselben 
keine  Gefahr  brächte,  so  wäre  eine  ungerechte  Behandlung  doch  unehren- 
haft, wie  jede  Gewaltthätigkeit.  —  Natürlich  ist  damit  nicht  gesagt,  dass 
für  jede  eine  einzelne,  vielleicht  nur  aus  Einer  Gemeinde  bestehende,  Sekte 
auch  ein  eigener  Staatskirchenrath  errichtet  und  derselbe  mit  ihren  Genossen 
besetzt  werden  könne.  Bis  zur  Absurdität  darf  die  Folgerichtigkeit  nicht 
getrieben  werden;  und  hier  ist  es  thatsächlich  unmöglich  eine  andere 
Einrichtung  zu  treffen,  als  die  Besorgung  der  wenigen  Geschäfte  einer  der 
bestehenden  Behörden  oder  dem  Ministerium  unmittelbar  zu  übertragen. 

2. 
Das  Placet. 

Zwei  Sätze  stehen  einander  gegenüber,  sind  aber  beide  ausser  Zweifel. 
Einmal,  dass  von  freier  Selbstständigkeit  einer  Kirche  und  von  dem  Rechte, 
ihre  Angelegenheiten  selbst  zu  verwalten,  nicht  die  Rede  sein  kann,  wenn 
sie  die  Erlaubniss  des  Staates  bedarf,  die  innerhalb  ihres  Thätigkeitskreises 
fallenden  Anordnungen  verkünden  und  ausführen  zu  dürfen.  Zweitens  aber, 
dass  es  unvereinbar  mit  dem  Ansehen  und  der  Wirksamkeit,  ja  selbst  mit 
dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  ist,  wenn  den  Häuptern  einer  oder  mehrerer 
Corporationen  in  seinem  Gebiete  das  Recht  zusteht,  Befehle  an  ihre  Ange- 
hörigen zu  erlassen,  weldie  mit  den  Gesetzen  und  Einrichtungen  des  Staates 
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im  Widerspinicdie  sind.  Offenbar  mnss  hier  eine  Einrichtung  gefunden  werden, 
welche  den  Kirchen  gestattet,  eich  innerhalb  ihres  nnzweifelhaften  Gebietes 
nicht  nur  hinsichtlich  der  einzelnen  Handlungen  sondern  auch  in  Betreff 
allgemeiner  Anordnungen  ganz  ungehemmt  zu  bewegen,  sie  aber  hindert, 
ihre  Grenzen  zu  fiberschreiten,  in  den  Organismus  des  Staates  einzugreifen 
und  dessen  Rechte  oder  Pflichten  zu  beeinträchtigen. 

Als  das  hierzu  geeignete  Mittel  wurde,  und  zwar  seit  Jahrhunderten 
und  in  den  verschiedensten  L&ndem,  das  landesherrliche  Placet  be- 
trachtet, das  heisst  die  Anordnung,  nach  welcher  kein  Erlass  allgemeinerer 
Art  von  einer  geistlichen  Behörde  veröffentlicht,  folglich  als  Vorschrift 
gegeben  werden  durfte,  ehe  er  der  Staatsregierung  vorgelegt  und  von  ihr 
genehmigt  war.  ~  Diess  galt  namentlich  in  der  katholischen  Kirche  nicht 
etwa  bloss  von  Befehlen  inländischer  Bischöfe,  sondern  auch  von  allen  Arten 
päpstlicher  Erlasse  und  sogar  eintretenden  Falles  von  CondlienbeschlQssen. 
Eine  Verletzung  der  Vorschrift  hatte  aber  nicht  nur  die  Ungültigkeit  der 
ohne  Erlaubniss  bekannt  gemachten  Anordnung,  sondern  auch  strenge 
Strafen  fttr  die  unbefngterweise  Veröffentlichenden  zur  Folge. 

lieber  keinen  Theil  der  Staatsmassregeln  lauteten  nun  aberun  neuerer 
Zeit  die  Beschwerden  der  katholischen  Kirchenbehörden  einstimmiger  und 
lauter,  als  fiber  dieses  landesherrliche  Placet;  und  sie  haben  es  auch, 
wenigstens  in  Deutschland,  dahin  gebracht,  dass  das  lange  ausgeübte  Recht 
von  den  Regierungen  aufgegeben  worden  ist,  theils  in  den  mit  Rom  abge- 
schlossenen. Concordaten,  theils  durch  einseitige  Erklärungen  oder  still- 
schweigende Uebungen  der  Staaten.  UeberaU  ist  itzt  —  so  in  Oesterreich, 
Preussen,  Bayern,  Hannover, '  den  Staaten  der  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz, femer  noch  in  Holland,  Belgien  u.  s.  w.  —  an  die  Stelle  der  vor- 
gängigen Einreichung  und  Genehmigung  die  Bestimmung  getreten,  dass 
Verordnungen  geistlicher  Oberer  nur  gleichzeitig  mit  ihrer.  Verkflndigung 
in  der  Kirche  der  Regierung  zur  Kenntniss  zu  bringen  seien. 

Es  ist  nun  zu  untersuchen:  ob  in  der  That  das  Placet  gegründeten 
Einwendungen  blossgestellt  ist;  und  ob,  wenn  dem  so  sein  sollte,  das  neu 
gewählte  Mittel  seinem  Zwecke  entspricht? 

Die  Gegner  des  Placet  bringen  eine  Menge  von  Grfinden  gegen  dasselbe 
vor,  begehen  aber  den  Fehler,  offenbar  Unstichhaltiges  einzumischen  und 
selbst  an  die  Spitze  zu  stellen.  Diess  muss  denn  vor  Allem  beseitigt 
werden,  damit  die  wahre  Sachlage  erkannt  werden  mag.  —  Nur  als  eine 
vollkommene  Begriffsverwechslung  kann  es  denn  bezeichnet  werden,  wenn  das 
Placet  ffir  eine  zu  Ungunsten  von  Papst  und  Bischöfen  geltende  Fortsetzung 
der  sonst  ttber  die  Presse  bestellten  itzt  aber  aufgehobenen  Censur  ausgegeben 
wird.  Pressfreiheit  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  dem  Rechte,  zwingende 
Vorschriften  für  Andere  zu  geben,  sondern  besteht  nur  in  der  Befngniss, 
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Meinungen  und  Thatsachen  auf  eigene  Yerantwortlichkeit  dordi  die  Presse 
zu  veröffentlichen.  Diese  Pressfreiheit  steht  da,  wo  sie  überiiaapt  gesetz- 
lich ist,  auch  den  Greistlidien  jeden  Grades  nnd  in  Beziehung  auf  jeden 
ihnen  beliebigen  Gegenstand,  also  auch  anf  kirchliche  and  staatliche  Ange- 
legenheiten, unbedingt  zu.  Allein  es  ist  üast  kindisdi,  mit  dem  Rechte, 
seine  Meinung  drucken  zu  lassen,  auch  ein  Recht,  Anderen  und  selbst  dem 
Staate  zu  befehlen,  beweisen  zu  wollen.  Das  letztere  Recht  kann  möglicher- 
weise ebeufidls  bestehen;  allein  sein  Bestand  und  die  nfiheren  Bedingungen 
mflssen  ihre  eig^e  Begründung  haben.  —  Eben  so  wenig  schlagend  ist 
sodann  ein  zweiter  gegen  das  Placet  vorgebrachter  Grund,  weldier  aus  der 
UnWürdigkeit  und  Unerlaubtheit  einer  Präventivmassregel  an  sich  gezogen 
werden  will.  Dass  mit  Prftventivmassregeln  Missbraucfa  getrieben  werden 
kann  und  schon  oft  getrieben  worden  ist,  und  dass  theils  in  Verhältnissen, 
welche  eine  Rechtswidrigkeit  ganz  unwahrscheinlich  erscheinen  lassen,  den- 
noch Beschränkungen  auferlegt,  theils  Yorsichtsmassregeln,  welche  an  sich 
begründet  wären,  Über  Zweck  und  Vernunft  hinaus  erstreckt  werden  mögen, 
soll  nicht  geläugnet  werden.  Die  weit  verbreitete  Abneigung  gegen  Prä- 
ventivmassregeln begreift  sich  also.  Allein  nichts  ist  dennoch  unbegründeter 
und  selbst  unverständiger,  als  dem  Staate  überhaupt  das  Recht  bestreiten 
zu  wollen,  Vorbeugungsmassregeln  zu  ergreifen.  Ist  es  doch  vielmehr 
weitaus  in  der  Regel  viel  besser,  einer  Rechtsverletzung  oder  einem  sonstigen 
Sdiaden  zuvorzukommen,  als  erst  das  bereits  eingetretene  Uebel  wieder 
zu  entfernen  zu  sudien.  Vorbeugungsmassregeln  sind  an  sich  so  wenig  ein 
Unrecht  von  Seiten  des  Staates,  dass  er  vielmehr  die  entschiedene  Pflicht 
hat,  sie  in  allen  passenden  Fällen  zu  ergreifen. 

Von  .ernsthafterer  Bedeutung  sind  dagegen  nachstehende  Einwendungen: 
—  Durch  die  Nothwendigkeit,  eine  besondere  Erlaubniss  in  jedem  einzelnen 
Falle  nachzusuchen,  werde  —  so  ist  die  Beschwerde  —  die  grundsätzlidi 
anerkannte  Selbstständigkeit  der  Kirchen  thatsächlich  wieder  aufgehoben, 
also  wegen  der  Möglichkeit  eines  Missbrauches  das  Grundprindp  vernichtet. 
Eingriffe  in  die  unzweifelhaft  eigensten  Rechte  der  Kirchen,  selbst  in  das 
Dogma  und  in  den  Cultus,  seien  keineswegs  unmöglich  und  ohne  Beispiel 
und  das  blosse  Versprechen  des  Staates,  sein  Veto  nicht  in  rein  geistlichen 
Angelegenheiten  zur  Anwendung  bringen  zu  wollen,  schütze  hiei'gegen  nicht, 
weil  er  sich  natürlich  selbst  die  Entscheidung  darüber  vorbehalte,  ob  eine 
kirchliche  Verordnung  in  dieses  Gebiet  gehöre  oder  nicht.  Selbst  grobe 
Unduldsamkeit  und  gewaltthätige  Bekehrungssucht  können  sich  geltend 
machen.  Auch  wo  schliesslich  das  Placet  nicht  verweigert  werde,  möge  die 
Kirche  durch  Verzögerung  in  ihrem  Ansehen  oder  in  sonstigen  Interessen 
empfindlich  Noth  leiden.  Da  nun  das  Wegfalleh  einer  Vorbeugungsmassregel 
den  wirklichen  Rechten  des  Staates  gegenüber  von  der  Kirdie  keinen  Ab- 
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brach  thae,  er  vi^mehr  immer  in  der  Lage  sei,  einen  bereits  gesdiehenen 
Eingriff  in  seine  Ordnnng  filr  ungültig  zn  erklären  und  wieder  aufzuheben, 
nöthigen  Falles  zu  bestrafen;  da  er  auch,  wenn  er  die  Madit  zur  Wieder- 
beselügung  mcht  habe,  schwerlich  stark  genug  sei,  ein  präventives  Veto 
auszasprecfaen,  somit  das  Placet  ihm  keine  neue  Kraft  gebe,  sondern  nur 
eine  vorhandene  nachweise:  so  sei  es  im  grossen  Ganzen  weit  erspriess- 
Ucher,  auch  den  Kirdien  ihr  Recht  auf  Freiheit  zu  lassen  und  nur  einem 
bereits  geschehenen  Missbrauche  desselben  wiederaufhebend  und  rOgend 
entgegenzutreten. 

Offenbar  liegt  in  diesen  Sätzen  manches  Wahre;  ob  aber  auch  die 
ganze  Wahrheit? 

Unzweifelhaft  nein!  Den  Grflnden  wider  das  Placet  stehen  vielmehr 
andere  ebenfiedls  gewichtige  für  dasselbe  entgegen.  —  Es  versteht  sich  von 
selbst,  dass  die  dem  Staate  wirklidi  gegenüber  von  den  Kirchen  zustehenden 
Rechte  durch  eine  dieselben  misskennende  Verordnung  einer  Kirchengewalt 
nicht  geändert  werden.  Vielmehr  muss  der  Staat  in  solchem  Falle  sidi  in 
Yertheidigungsstand  setzen,  wenn  er  sich  nidit  selbst  anheben  und  zu 
immer  weiter  gehenden  Eingriffen  einladen  will.  Er  wird  also  die  Verord- 
nung für  ungültig  erklären  und  ihre  Vollziehung  thatsächlich  hindern.  Un* 
läugbar  entsteht  nun  aber  aus  soldiem  nachträglichen  Einschreiten  mehr  als 
Ein  empfindlicher  Nachtheil. 

Vor  Allem  ist  zu  bedenken,  dass  die  Wiederzurücknahme  einer  bereits 
verkündeten  und  vielleicht  theilweise  schon  im  Vollzuge  begriffenen  Anord- 
nung fär  die  betreffende  Kirche  weit  peinlicher  ist,  als  wenn  sie  vor  der 
Erlassung  durch  einen  nicht  in  die  OeffenÜichkeit  gelangenden  Einspmdi 
von  den  Ansiditen  der  Staatsregierung  in  Kenntniss  gesetzt  worden  ist. 
Es  ist  zu  fürchten,  dass  nnr  solche  Kirchenoberen,  welche  von  menschlicher 
Schwäche  in  ungewöhnlichem  Masse  frei  sind,  sich  nicht  nach  Kräften  einer 
nachträglichen  Anmuthung  auf  Zurücknahme  oder  mindestens  einer  Ungültig- 
keitserklärung widersetzen  werden.  So  kommen  also  zu  den  etwa  in  der 
Sadie  selbst  liegenden  Gründen  des  Widerspruches  auch  noch  verletzte 
Eigenliebe  und  Besorgniss  um  das  bedrohte  Ansehen.  Das  ohnedem  schwierige 
Verhältniss  wird  dadurch  noch  bedenklicher.  —  Sodann  ist  zu  besorgen, 
dass  wenigstens  in  einzelnen  Fällen  der  durch  eine  übei^eifende  kirchliche 
Verordnung  entstandene  Nachtheil  selbst  durch  eine  Ungültigkeitserklärung 
nicht  mehr  ganz  ungeschehen  gemacht  werden  kann.  Es  liegt  in  der  Natur' 
der  Sache,  dass  der  von  der  Regierung  zu  fassende  Beschluss  erst  einige 
Zeit  nach  der  Veröffentlichung  des  fraglidien  Befehles  durdi  die  Kirchen- 
gewalt erfolgt  Bis  die  Regierung  mit  sich  im  Reinen  ist  über  den  einzu- 
haltenden Weg,   und  bis  dieser  Entschluss  hinausgegeben  sein  kann,   ist 

nun  aber  bereits,  vidleicht  auf  allen  Kanzeln,   die  Bekanntmachung  des 
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kirdüichen  Befehles  erfolgt,  nach  Umständen  der  Vollzug  begonnen,  wo  niciit 
gar  vollendet.  Dass  nun  die  durch  eine  solche  Verordnung  herbeigefiBhrte 
Aufregung  durch  das  nachhinkende  Einschreiten  des  Staates  wieder  be- 
schwichtigt, eine  zugefQgte  Verletzung,  z.  B.  anderer  Religionsparteien, 
wieder  gut  gemacht,  eine  Beeinträchtigung  der  Auctorität  des  Staates  wieder 
spurlos  ausgewischt  werden  kann,  ist  keineswegs  einfiAch  anzunehmen;  und 
schliesslich  ist  gerade,  hier  der  Satz  einleuchtend,  dass  es  sowohl  sicherer 
als  zuträglicher  ist,  einem  Uebel  zuvorzukommen,  als  dasselbe  erst  nach- 
träglich wieder  gut  zu  machen.  —  Femer  will  es  doch  mit  der  Wflrde 
der  Staatsgewalt  nicht  redit  vereinbar  erscheinen,  wenn  eine  unter  ihrem 
Schutze  stehende  und  wenigstens  in  gewissen  Beziehungen  ihr  untergeordnete 
Corporation  ohne*  Weiteres,  und  ohne  auch  nur  ihre  Absicht  anzuzeigen, 
Anordnungen  treffen  kann,  bei  welchen  jene  wenigstens  möglicherweise  be- 
theiligt ist,  und  Aber  deren  reditliche  Gültigkeit  sie  eine  Entsdieidung  in 
Anspruch  nimmt.  Diese  Anstandsrflcksidit  ist  aber  um  so  mehr  zu  betonen, 
als  den  wirklidien  Rechten  der  Kirchen  durch  eine  vorgängige  Mittheüung 
ihrer  Absichten  kein  Eintrag  in  solchen  Fällen  geschieht,  bei  welchen  dodi 
schliesslich  ein  Zusammenwirken  stattfinden  muss.  Entweder  macht  der 
Staat  keine  Einwendungen,  dann  kann  daran,  dass  er  etwas  froher  Kennt- 
niss  von  der  Sache  erhalten  als  die  Menge  der  Gläubigen,  nidits  gelegen 
sein;  oder  aber  es  erfolgt  ein  motivirter  Widerspruch,  dann  mag  sich  ent- 
weder die  Kirche  von  dessen  Begrandung  tiberzeugen,  oder  sie  beharrt 
bei  ihrer  Ueberzeugung  von  der  Berechtigung  und  der  Zweckmässigkeit 
ihrer  Absicht.  In  Jenem  Falle  unterlässt  sie  einfach  jedes  Handeln,  und 
hat  selbst  Ursache  dankbar  zu  sein  fdr  die  Abwamung  von  einem  Fehler. 
Im  andern  Falle  dagegen  kann  sie  nun  freilich  ihre  festgehaltene  Ueber- 
zeugung wenigstens  nicht  in  der  Form  einer  Verordnung  öffentlich  aus- 
sprechen, (zu  andern  Mittheilungsweisen  ist  Gelegenheit  genug;)  allein  in 
eine  materiell  verschiedene  Rechtsstellung  wird  sie  dadurch  nicht  versetzt. 
Sie  mag  auch  itzt  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  ihr  vermeint- 
liches Recht  weiter  verfolgen,  und  die  Entscheidung  ist  schliesslich  immer 
eine  Machtfrage. 

Offenbar  ist  es  nidit  leicht,  hier  eine  Entscheidung  zu  treffen,  und 
sehr  wflnschenswerth  wäre  es,  wenn  eine  Einrichtung  aufgefunden  werden 
könnte,  welche  die  Wahl  zwischen  Beibehaltung  des  Placet  und  einfachem 
Aufgeben  desselben  ersparte.  Leider  ist  es  jedoch  bis  itzt  nicht  gelungen 
einen  Gedanken  zu  finden,  welcher  die  gerechten  Forderungen  von  beiden 
Seiten  im  Wesentlichen  zu  befriedigen  verspräche.  Jeden  Falles  ist  es 
mehrmals  zweifelhaft,  dass  das  oben  erwähnte  Mittel  einer  mit  der  Ver- 
öffentlichung kirchlidier  Verordnungen  gleichzeitigen  Mittheilung  an  die 
Regierung  dem  Zwecke  entspridit.    Alle  GrOnde,  welche  gegen  eine  spätere 
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ZorUckweisaDg  eines  bereits  TerOffentliditeii  Gesetzes  der  Eircben  anzn- 
ftbren  sind,  treten  auch  hier  vollkommen  ein.  Die  gleichzeitige  Mittheilong 
hindert  die  vollendete  Thatsache  der  Bekanntmachung  von  Seiten  der  Kirdie 
nicht,  gestattet  der  Regierang  keineswegs  immer  die  Möglichkeit  einer  als- 
bald wirksamen  Thätigkeit,  erspart  nicht  den  Streit  über  die  Erlanbtheit 
des  Inhaltes,  nnd  macht  eine  hartn&ddge  Festhaltang  des  einmal  bekannt 
Gemachten  darchaas  nicht  weniger  wahrsdieinlich.  Dazu  kommt  noch,  dass 
anter  Umständen  eine  solche  Mittheilang  an  die  Regierang  nicht  besser  als 
ein  Hohn  and  offenbarer  Trotz  ist.  —  Aach  der  Zusatz  des  neuen  badischen 
Gesetzes,  welchem  gemäss  kirchliche  Verordnungen,  welche  in  bürgerliche 
oder  staatsbürgerliche  Einrichtungen  eingreifen,  erst  nach  erhaltener  Re- 
gierungsgenehmigung  Geltung  haben  und  in  Vollzug  kommen  sollen,  ist 
wohl  kaum  geeignet,  einen  wesentlichen  Unterschied  zu  bewirken.  Nicht 
nur  bleibt  auch  hier  die  geschehene  Veröffentlichung  mit  allen  ihren  Folgen; 
sondern  es  kommt  noch  dazu  die  Möglichkeit  eines  Streites  über  die  Kate- 
gorie,  in  welche  die  Verordnung  gehöre. 

Eine  Entscheidung  muss  nun  aber  getroffen  werden;  etwas  muss  ge- 
schehen. Kann  es  nun  dem  Staatsmanne  verdacht  werden,  wenn  er  sich 
fOr  das  Placet,  also  für  die  Einrichtung  bestimmt,  welche  die  für  den  Staat 
Bichemdere  ist  und  Jahrhunderte  lang  als  nothwendig  betrachtet  wurde  ^)  ? 

Nicht  dem  mindesten  Anstände  unterliegt  dabei  natürlich,  dass  Alles, 
was  zur  Vermeidung  von  Missbrauch  dienen  und  zur  Beruhigung  der  Kirchen 
beitragen  kann,  vorgekehrt  oder  vielmehr,  richtiger  gesprochen,  verheissen 
werde.  Es  mag  also  immerhin  der  Staat  verspredien,  jede  unnöthige  Ver- 
zögerung seiner  Erklärung  zu  vermeiden.  Es  mag  anstandlos  der  Grundsatz 
anerkannt  werden,  der  Staat  habe  sidi  jeglicher  Einmischung  in  das  innere 
Leben  und  Wirken  der  Kirchen  zu  enthalten,  namentlich  also  in  das  Gebiet 
der  Lehre,  des  Cultes,  der  Aemterordnung.  Es  wird  ganz  nützlich  sein 
auszusprechen,  dass  eine  ertheilte  Zustimmung  nicht  wieder  zurückgenommen 
werden  dürfe,  ausser  in  NothMen,  wenn  also  die  Erfahrung  zeige,  dass 
die  Zustimmung  zu  einer,  kirchlichen  Anordnung  unerwarteterweise  grosse 
Naditheüe  hervorrufe,  oder  dass  offenbarer  Missbrauch  erfolgt  sei.  Und  selbst 
für  einen  solchen  Fall  mag  noch,  um  Willkür  und  Wankelmuth  möglichst 
zu  beseitigen,  der  blossen  Verwaltungsbehörde  das  Recht  der  Zurückziehung 
vorenthalten  und  die  Beschlussnahme  auf  die  höchste  berathende  Behörde 
des  Staates  übertragen  sein. 

Unzweifelhaft  werden   die  Kirchen,    wird  namentlich  die  katbolische 


])  Die  Grflnde  fttr  die  Beibehaltaagr  des  Plaeet  lind  nenerdings  mit  gans  besonderer  Kraft 
berTorgeboben  worden  von  dem  berflbmten  Recbtsbistorikec  Lanrent  in  seiner  mntbisrea 
und  gelstreicben  Schrift:  Van  Espen.  Broz.,  1860.  Er  beruft  sieb  aof  die  Vorgünge  selbst  In 
den  am  nnzweifelbaftesten  katbolischen  Staaten ,  x.  B.  in  Spanien  nnter  Phüipp'  II ,  nnd  fllbrt 
seUagende  Beispiele  des  Natsens  an,  namentlleb  ans  der  Geschiebte  der  Kiederlande. 
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Kirche,  mit  der  Beibehaltung  des  Placet  nicht  snfrieden  sein;  und  andi 
alle  Vorsicfatsmassregeln  dflrften  sie  schwerlich  mit  der  Massregel  selbst  aus- 
söhnen. Allein  wo  nur  die  Wahl  zwischen  Uebeln  ist,  muss  man  sich  fttr 
das  kleinere  entscheiden,  wenigstens  so  laoge,  bis  ein  neuer  glflddicher 
Gedanke  alle  Interessen  befriedigt.  Nach  einem  soldien  ehrlich  und  eifrig 
zu  suchen,  ist  denn  hier  fortwährend  die  Aufgabe  der  Politik. 

3. 
Der  recursus  ab  abusu. 

Wie  aber  immer  das  Yeriifiltniss  der  Staatsgewalt  zu  dem  Gesetz* 
gebungsrechte  der  Kirchen  bestimmt  werden  mag,  unter  keiner  Voraus- 
setzung ist  natflrlich  zu  hoffen,  dass  niemals  vonseiten  kirchlicher  Behörde 
werden  Grundsätze  aufgestellt  werden,  denen  der  Staat  nicht  zustimmen 
kann,  und  niemals  einzelne  ungereditfertigte,  sei  es  die  Redite  der  Ge- 
sammtheit  sei  es  Einzelner  verletzende  Handlungen  werden  begangen 
werden.  Fälle  von  verkehrter  AufiEassung  der  Gesetze  und  von  Leiden- 
schaften der  verschiedensten  Art  sind  flberall  und  immer  von  Zeit  zu  Zeit 
zu  erwarten.  Eben  so  selbstverständlidi  ist  aber  auch,  dass  der  Staat 
solche  Ausschreitungen  nicht  dulden  kann,  sondern  das  Recht  und  die  Pflicht 
hat,  das  riditige  grundsätzliche  Yerhältniss  wieder  herzustellen,  sich  und 
die  Seinigen  zu  schätzen. 

Es  sind  nun  aber  zwei  wesentlich  verschiedene  Gattungen  von  Fällen 
zu  unterscheiden:  solche,  in  welchen  entweder  an  und  für  sich  die  vom 
Staate  angefochtene  kirchliche  Handlung  nicht  unter  den  Begriff  eines  straf- 
baren Vergehens  fällt,  oder  wenigstens  nach  den  Persönlichkeiten  und  nadi 
der  Sachlage  kein  ungesetzlidier  Wille,  sondern  nur  eiu  Misskennen  der 
richtigen  Grundsätze  und  folglich  ein  Handeln  in  gutem  Glauben  anzunehmen 
ist{  zweitens  aber  solche,  in  welchen  eine  zuredmungsfilhige  rechtswidrige 
Gesinnung  einer  auch  objectiv  ungesetzlichen  Handlung  zu  Grunde  liegt. 
Beide  erfordern  eine  verschiedene  Behandlungsweise  von  Seiten  des  Staates. 

Zunächst  denn  von  dem  Verfahren  bei  Handlungen  der  erstbezeichneten  Art 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  bei  Forderungen  oder  Hand- 
lungen kirchlicher  Behörden,  welche  der  Staat  als  nicht  vereinbar  mit  dem 
gesetzlidi  aufgestellten  Systeme  betrachtet  ohne  dodbi  aber  ein  geriditlidi 
strafbares  Verbrechen  darin  zu  erblicken,  in  der  Regel  diejenigen  Behörden, 
welche  zur  Handhabung  des  öffentlichen  Rechts  berufen  sind,  80w<dd  die 
Vertheidigung  des  Gesetzes  zu  Übernehmen  als  auch  einzelne  Bürger  zu 
schützen  haben.  Sie  werden  also  unbegründete  Forderungen  zurückweisen, 
thatsächlichem  Vorgehen  widerstehen,  nöthigen  Falles  die  ganze  Macht  des 
Staates  einsetzen,  um  die  rechtliche  Ordnung  der  weltlidien  Dinge  aufrecht 
zu  erhalten.     Es  ist  namentlich,  in  oberster  Instanz,    Sache  des  Mini- 
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iteriiims  des  Innern  (beziehungsweise  des  Coltministerioms)  die  Grftnze  der 
beiderseitigen  Gebiete  zu  überwachen  und  Störungen  im  gewöhnlichen  Ver- 
waltungswege zu  beseitigen. 

Allein  es  genügt  diess  nicht  für  alle  möglichen  Fülle.  Es  können 
nämlich  Handlungen  vorkommen,  welche  nidit  sowohl  als  die  übereilte 
Th&tigkeit  eines  Einzelnen  erscheinen,  sondern  als  wohlbedachtes. Vorgehen 
der  Landeskirchengewalt  selbst,  und  welche  nicht  in  einem  unmittelbaren 
Eingreifen  in  die  bestehenden  Verhältnisse,  sondern  nur  im  Aufstellen  unzu« 
lässiger  und  die  gesetzliche  Ordnung  Iftngnender  Grundsätze  bestehen.  Auch 
hier  kann  nun  freilich  einfach  die  zustandige  Verwaltungsstelle  auftreten ; 
allein  es  mag  auch  nicht  selten  wüDsdienswerth  erscheinen,  dass  nidit  bloss 
ein  administratives  Handeln  entgegengesetzt  werde,  sondern  eine  rechts- 
begründete, auf  gehörige  Untersuchung  gestützte  Entscheidung  einer  unbe- 
theiligten  Behörde.  Gegen  thatsächliche  Uebergriffe  mögen  thatsächliche 
Abwehrmittel  mit  Erfolg  gebraudit  werden;  Grundsätze  werden  auf  diese 
Weise  nicht  überwunden. 

Es  ist  daher  räthlich,  dass  eine  Einrichtung  getroffen  werde,  weldie  es 
dem  Staate  möglich  macht,  einen  Konflikt  mit  der  Kirche  einer  umsichtigen 
und  regelmässigen  Prüfung  und  einem  gerechten  Ausspruche  zu  unterwerfen, 
im  Falle  eines  Unrechtes  von  Seiten  der  Kirchengewalt  dieses  prinzipiell 
auszusprechen.  Eine  solche  Einrichtung  muss  aber,  wenn  sie  ihrem  Zwecke 
entsprechen  soll,  zwei  Forderungen  erfüllen.  Einmal  muss  sie  so  gewählt 
sein,  dass  der  Staat  eine  kräftige  Aufrechterhaltung  seines  Rechtes  von  ihr 
erwarten  kann.  Es  soll  die  Benützung  der  Anstalt  weder  dem  Staate  versagt 
werden,  noch  eine  der  Staatshoheit  prindpiell  feindselige  Gesinnung  sich  in 
ihr  geltend  machen  können.  Anderer  Seits  aber  ist  es  nothwendig,  dass 
von  der  entscheidenden  Behörde  eine  gründliche  und  unbefangene  Prüfung 
auch  der  für  die  kirchlichen  Ansprüche  redenden  Gründe  und  eine  Unab- 
hängigkeit des  Urtheiles  erwartet  werden  darf.  Es  ist  ja  immerhin  möglich 
dass  bei  dem  Streite  das  Unrecht  auf  Seite  der  betreffenden  Staatsbehörde, 
beziehungsweise  des  einzelnen  vom  Staate  vertretenen  Bürgers  ist:  dann 
wäre  aber  eine  Aufrechterhaltung  des  Begonnenen  weder  gerecht  noch 
staatsklug.  Ausserdem  ist  wohl  ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  öffentliche 
Meinung  sich  bei  dem  Ausspruche  einer  geachteten  Behörde  und  von  welcher 
man  eine  gründliche  Untersuchung  und  Wtlrdigung  unbedingt  voraussetzen 
kann,  leichter  beruhigt  und  sich  auch  auf  die  Seite  der  Begierung  stellt, 
wenn  deren  Verlangen  dort  Bestätigung  erhält;  Die  öffentliche  Meinung  aber 
ist  bei  einem  Streite,  welcher  sich  auf  geistigem  Gebiete  bewegt,  von  höchster 
Bedeutung  und  wird  schliesslich  entscheidend  sein. 

Diess  sind  nicht  bloss  theoretische  Meinungen;  vielmehr  hat  'die  Er» 
bhrung  schon  längst  sowohl  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  Einrichtung 
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an  sich,  als  die  Yortheüe  einer  guten  Wahl  bewiesen.  Selbst  soldie  Begie«^ 
rangen^  welche  die  Anfirechterhaltong  nnd  aUeinige  Herrschaft  der  katholisdieii 
Kirche  als  ihre  wesentlichste  Aufgabe  erachteten,  wie  z.  B.  die  spanische, 
haben  doch  eine  Bemfong  an  die  Gerechtigkeit  des  Landesherm  krftftigst 
festgehalten  >).  Doch,  statt  aller  anderen  Beispiele  sei  die  Gesetzgebung 
Frankreichs  'genannt.  Seine  Könige  nannten  sich  mit  Stolz  die  allerchrist- 
lichsten,  und  dennoch  trafen  sie,  den  heiligen  Ludwig  an  der  Spitze,  eine 
Einrichtung,  welche  —  unbeschadet  des  thatsftchlichen  Vorgehens  der  Staats- 
gewalt in  den  dazu  geeigneten  Fftllen  —  dazu  bestimmt  war,  die  Kirdie 
grundsätzlich  und  durch  ein  förmliches  Urtheil  in  die  gesetzlichen  Schranken 
zurückzuweisen,  und  die  noch  heute,  nadi  fast  sieben  Jahrhunderten,  im 
Wesentlichen  unverändert  und  unbeirrt  durch  die  verschiedensten  Gtestal- 
tungen  des  weltlichen  Regimentes  in  Wirksamkeit  besteht.  Es  ist  diess  dl^ 
Einrichtung  der  «Appels  oomme  d*abus»,  also  die  Bestimmung,  nach  weldier 
der.Uebergriff  einer  geistlichen  Behörde  in  die  Gesetze  des  Landes,  in  die 
Rechte  der  Regierung  oder  in  die  der  einzelnen  Borger  auf  Klage  des 
Betheiligten  oder  auf  Verlangen  einer  Regierungsbehörde  vor  eine  gesetzlich 
dazu  bestellte  Behörde  gebracht  und  dort  nach  nfiherer  Untersuchung  der 
Sache  durch  rechtskräftiges  Urtheil  als  unstatthaft  und  nichtig  erklftrt  und 
vielleicht  je  nach  den  Umständen  zu  weiterer  gerichtlicher  Behandlung 
verwiesen  werden  kann.  Diese  entscheidende  Behörde  war,  je  nadi  der 
allgemeinen  Organisation  des  Staates,  eine  verschiedene,  allein  immer  eine 
hochstehende  und  geachtete ;  in  früherer  Zeit  das  Parlament  von  Paris,  seit 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  der  Staatsrath ').  Wenn  nun  aber  ein  mächtiger 


1)  Kui  sehe  höchst  mefkwflrdiffe  Beispiele  bei  Lanrent,  Van  Bspen,  8.  140  tg. 

t)  Pie  FUIe,  In  welchen  ein  Verfhhreu  wegen  geistlichen  Amtsmissbranches  möglich  sei, 
^And  sn  keiner  Zeit  In  der  franxösfilcben  Oesetsgebnng  e Inseln  genaa  bestimmt  worden,  sondern 
man  hat  sich,  trots  immer  wiederholter  Beschwerden  der  Gelsaichkeit,  aof  allflremeinste  Be- 
seichnnng  yon  Gattungen  beschränkt  So  galten  nach  dem  Bechte  der  alten  Monarchie  als 
Veraidassang  für  appel  comme  d'abns:  Eingriff  In  die  königllehe  Oerichtsbarkeit;  AngrIfliB  aof 
die  In  Frankreich  angenommenen  Canones  und  Deerete;  AngrIfflB  aof  königliche  Verordnungen 
oder  ParlamentsbeschlOsse;  Angriffe  auf  die  Bechte  und  Freiheiten  der  gallicaalschen  Kirche. 

8.  Laferriöre,  Essai  s.  l'hist  da  droit  firanQ.  Par.,  18&9,  Bd.  I,  8.  S16.  Das  organische  Oesets 
Tom  18  Oerminal,  X.  (das  itet  noch  gültige  Eecht)  setst  als  Fälle  eines  BlnschreitenB  dep  Staats- 
rathes  fest:  Anmaassung  oder  Ueberschreltang  der  Amtsgewalt;  Uebertretung  der  Oesetse  und 
Anordnungen  des  Staates;  Verletsung  der  in  Frankreich  anerkannten  KIrehengesetse;  Angriff 
auf  die  Freiheiten  und  Gewohnheiten  der  galllcanlschen  Kirche;  Jede  Handlang,  welehe  In  der 
Aosflbang  des  Cultus  die  Ehre  der  Bttrger  verletsen,  ihr  Gewissen  willkUrlich  beanruhigen,  in 
Unterdrückung  oder  Beleidigung  derselben  ausarten,  oder  die  öffSentUche  Buhe  stören  kann. 
Vgl.  Batbie,  Doctrlne  et  Jarispr.  en  matitee  d'appel  comme  d*abtttf.  Par.,  1851.  —  Ueber  das 
Veifahren  nur  so  viel ,  dass  die  an  den  Staatsrath  gebrachten  appels  comme  d'abus  ron  dem 
Cultusminister  an  den  Justisansschuss  der  genannten  Behörde  gewlesen,  ron  diesem  In  der  yoUeo 
Versammlung  rorgetragen  nnd  durch  diese  entschieden  werden,  und  swar  in  geheimer  SItmng 
und  ohne  Plaldoyer  von  Anwälten.  Der  Staatsrath  kann  aber  folgende  Beschlüsse  fassen; 
1.  einfache  Erklämng,  dass  Mlssbranch  der  geistliehen  Gewalt  (abus)   stattgefunden  habe; 

9.  Erklämng  von  lllssbranch  nnd  Unterdrückung  des  missbräuchlichen  Schriftstüdkes ;  8.  Gleiche 
Erklämng  und  Befehl  an  den  Priester,  das  In  Frage  stehende  Sakrament  nicht  sn  yerwelgem; 
4.  Missbraaohserklärung  nnd  Verweisimg  an  die  Strafgerichte;  6.  lllssbraiiehsdrklänuig  nnd 
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Staat  wie  Frankreich  eines  solchen  Sdintzes  seiner  Rechte  bedurfte  und  bedarf^ 
so  ist  es  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  auch  andere  und  kleinere  Staaten 
desselben  nicht  entbehren  können.  Und  was  dort  in  fast  sieben  Jahr- 
hunderten derEjidie  and  Religion  nicht  gesdiadet  hat,  wird  auch  anderwSrts 
▼ertrfiglich-mit  ihr  sein.  Fraglidi  kann  emstlidier  Weise  nur  sein,  ob  sich 
in  andern  Staaten  eine  Behörde  ausfindig  machen  lässt,  weldier  der  in  Frage 
stehende  Auftrag  mit  Sicherheit  in  der  doppelten  Richtung  einer  dem  Rechte 
des  Staates  nicht  feindseligen  Gesihnung  und  unzweifelhafter  Unbe&ngenheit 
anvertraut  werden  kann;  sodann,  welche  Zustftndigkeit  ihr,  wenn  sie  gefunden 
ist,  eingeräumt  werden  soll? 

Hinsichtlich  der  Stelle,  welcher  die  Entscheidungen  Aber  Missbrftuche 
der  kirchlichen  Gewalt  anzuvertrauen  wären,  ist  wohl  ausser  Zweifel,  dass 
es  nur  Eine  Instanz  zu  sein  braudit,  dass  die  Einheit  der  Ordnung  eine 
und  dieselbe  Behörde  fär  das  ganze  Land  verlangt,  und  dass  eine  oollegialische 
Berathung  und  Beschlussnahme  erforderlich  ist.  Zur  ErfOUung  dieser  Be- 
dingungen bieten  sich  nun  aber  zwei  Möglichkeiten  dar:  entweder  die 
Uebertragung  an  einen  zahlreichen  und  durch  die  Bedeutung  seiner  sonstigen 
Geschäfte  hochgestellten  Staatsrath;  oder  aber  die  Verwendung  des  ober- 
sten Gerichtshofs  des  Landes.  Beide  Mittel  sind  braudibar.  Dass  der 
Zweck  durch  einen.  Staatsrath  der  bezeichneten  Art  vollständig  erreicht 
werden  kann,  beweist  das  Beispiel  von  Frankreich,  und  liegt  in  der  Natur 
der  Sache.  Falls  also  ein  solcher  besteht,  mag  ihm  der  Auftrag  anstandlos 
zu  Theile  werden.  Da  aber  nicht  alle  Staaten  einen  solchen  hodigestellten, 
von  der  laufenden  Verwaltung  getrennten  und  unabhängigen  Rath  besitzen, 
kleinere  ihn  sogar  nicht  haben  können  aus  Mangel  an  genOgender  Besdiäf- 
tigung  und  der  Kosten  wegen:  so  ist  es  erfreulich,  dass  auch  ein  oberster 
Gerichtshof  in  aller  Sicherheit  mit  dem  Auftrage  betraut  werden  mag. 
WOrde  es  sich  von  der  Ergreifung  von  Verwaltungsmassregeln  handeln,  so 
wäre  allerdings  ein  Gericht  nicht  geeignet,  indem  der  Trennung  von  Rechts- 


VerweUung  an  die  Cirilfferichte  *,  6.  MiasbraachBerkIJIninff,  Jedoch  wegen  gflltig  erAindener 
Entschaldigrnng  ohne  Verweisang  «n  die  Oerichte;  7.  BrUärangr,  das«  kein  Missbraach  statt- 
gefunden  habe;  8.  ErUärang,  dass  wedec  Verweimng  an  die  Oerichte  stattfinde  noclT  ein  Aus- 
sprach Ober  den  angeblichen  Missbranch  cu  erfolgen  habe;  9.  Verwerftmg  der  Beschwerde  anter 
Verwejsang  der  Angelegenheit  an  die  höhere  geistliche  Behörde;  10.  Znrfickwelsang  der  Be- 
schwerde angebrachtermassen;  il.  theilweise  Anerkennung  nnd  theilweise  Znrflckweisong  der 
Beschwerde.  Vgl.  Cormenin,  Droit  administratif,  6d.  6,  Band  I.,  8.  2S8  ff.  (Zar  ErlAaterang 
des  vorstehenden  Verzeichnisses  diene «  dass  sich  das  anter  Nro.  8  angeführte  Urtheil  aaf  den, 
dem  firansösischen  Bechte  eigenthflmlichen  Grondsats  stütat,  das  Staatsoberhanpt  sei  „Äusserer 
Bischof,  die  Staatsgewalt  aber  verpflichtet,  dem  Unterthanen  den  Genuss  der  Heilsmittel  sa 
sichern,  anf  weiche  er  einen  Ansprach  gegenfiber  von  seiner  Kirche  habe.)  —  Die  Literatar 
fiber  die  Appeis  oomme  d*abas  ist  sehr  sahlreich.  Ton  den  Vertheidigem  der  Anstalt  sind 
besonders  su  bemerken:  Le  Maistre,  Trait^  des  appellations  conime  d'abas,  in  dessen  Oearres, 
Par.,  1858;  Et.  Pasqaier,  Des  appellations  commed'abos;  in  dessen Becherches  de  la  France; 
Bieher,  TraJt«  des  a.  c.  d'abns.  6d.  nonr.  Par.,  1784;  Feyret,  Trait«  de  Tabus.  Zuent 
erschienen  D^on,  18S3.  Van  Espen,  de  Becursu  ad  principem  (Opera,  Bd.  IV.)  —  Haaptgegner 
aber  ist:  Altes^rra,  Vindidae  Jnrisd.  ecdetiMtlcae,  inerst  1670. 
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pflege  and  Verwaltaiig  ein  schwerer  Stoes  gegeben  würde.  Allein  faie^on 
ist  gar  nicht  die  Rede.  Die  im  Falle  eines  recorsos  ab  abnsn  zn  entsdiei* 
denden  Fragen  sind  lediglich  rechtliche,  nimlidi  ob  eine  Kirchenbeh6rde 
nach  den  Gesetzen  (je  nach  den  Umat&nden  den  Gesetzen  des  Landes  oder 
den  eigenen  kirchlichen  Statuten)  berechtigt  gewesen  sei,  eine  gewisse 
Handlung  yonanehmen,  nnd  was  im  Falle  der  Yemeinang  dieser  Frage 
rechtlich  hierans  folge?  Zar  Entscfaeidang  einer  solchen  Frage  ist  non 
aber  ein  Gerichtshof  unzweifelhaft  yollstftndig  befähigt,  und  auch  aUe  Neben- 
umstftnde  sind  nur  gOnstig.  Ein  oberstes  Gericht  ist  immer  zahlreich  besetzt; 
es  steht  in  Ansehen;  es  ist  von  der  Regierung  so  unabhängig  als  irgend 
eine  Behörde  sein  kann,  während  doch  eine  grundsätzlich  feindselige  Ge* 
sinnung  gegen  den  Staat  und  seine  Rechte  in  keiner  Weise  zu  befilrchten 
steht:  unzweifelhaft  werden  also  seine  Entscheidungen  auch  in  Fällen  eines 
Streites  mit  einer  Kirche  achtungsvoll  aufgenommen  werden  und  die  öffentliche 
Meinung  beruhigen.  Allerdings  wäre  wohl  in  einem  paritätischen  Lande 
eine  konfessionelle  Verschiedenheit  der  Mitglieder  vorhanden;  allein  abge« 
sehen  davon,  dass  derselbe  Fall  ohne  allen  Zweifel  auch  bei  dem  Staatsrathe 
einträte,  konunt  überhaupt  das  persönlidie  kirdüidie  Verhältniss  in  dem 
vorliegenden  Falle  nicht  in  Betracht,  da  es  sich  ganz  objectivvon  der  Prüfung 
der  Rechtsfrage  handelt,  ob  eine  bestimmte  Handlung  den  Gesetzen  gemäss 
sei  oder  nicht.  Weder  zur  Eentniss  dieser  Gesetze,  noch  zu  einer  logisch 
richtigen  Subsumtion  des  concreten  Falles  unter  dieselben  bedarf  es  aber 
eines  bestimmten  persönlichen  Glaubens.  In  einer  Rechtsfrage  können  die 
Behörden  beider  Kirchen  und  die  eifrigsten  Anhänger  der  letzteren  einer 
Entscheidung  audi  einer  konfessionell  gemischten  Behörde  mit  Vertrauen 
entgegensehen.  Daran  aber,  dass  das  oberste  Gericht  durch  die  ihm 
ertheilte  Aufgabe  allzu  sehr  in  Anspruch  genommen  würde,  ist  gar  nicht  zu 
denken.  Es  handelt  sich  nidit  davon,  alle  und  jede  Zuiückweisungen  über- 
greifender Handlungen  von  Seite  einzelner  Geistlichen  oder  auch  höherer 
kirchlicher  Behörden  vor  jene  Behörde  zu  bringen.  Die  meisten  wird 
die  Verwaltung  als  laufende  Angelegenheit  behandeln,  oder  es  werden  die 
gewöhnlichen  Strafgerichte  zuständig  sein.  Nur  solche,  in  welchen  es  sich 
um  den  Ausspruch  eines  rechtsbegründeten  Prinzipes  in  einer  materiell 
wichtigen  Frage  handelt,  sollen  als  recursus  ab  abusu  behandelt  werden. 
Solche  Fälle  sind  nun  aber  sehr  selten.  Das  blosse  Vorhandensein  der 
Anstalt  genügt  zur  Beseitigung  der  zu  fürchtenden  Uebel;  und  gerade  darin 
liegt  ihr  Hanptvorzug. 

Dass  ein  eigenes  Verfahren  für  Fälle  des  Prüfungsrecfates  gesetzlich 
geordnet  werden  muss  und  zwar  sowohl  für  einen  Staatsrath  als  für  einen 
Gerichtshof,  versteht  sich  freüich  von  selbst;  diess  kann  aber  mit  wenigen 
Bestimmungen  geschehen. 
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So  bleibt  denn  also  nur  nodi  der  Umiieuig  der  Znstftndigkeit  zu  be« 
sprechen,  lieber  diese  kann  denn  aber  nach  dem  Vorstehenden  kanm  ein 
Zweifel  obwalten.  Der  Zwe<dc  ist,  angebliche  Uebergriffe  einer  Kirchen- 
behOrde  in  die  Ordnung  und  Gesetzgebung  des  Staates  zu  untersuchen  und 
erfundenen  Falles  fllr  ungesetzlich  und  unwirksam  zu  erklären.  Nur  Fftlle 
also,  in  welchen  eine  Beschwerde  dar&ber  gefohrt  war,  dass  eine  Handlung 
einer  kirchlichen  Behörde  die  Redite  des  Staates  oder  die  eines  einzelnen 
ünterthanen  prinzipiell  yerletze,  dieselbe  somit  die  gesetzlichen  Befugnisse 
einer  Kirche  auf  -eine  fOr  die  Rechtsordnung  nachhaltige  bedenkliche  Weise 
tt\>er8chreite,  würden  sich  zu  einer  Entscheidung  eignen.  Und  zwar  wäre 
es  sowohl  zu  grösserer  Rechtssidierheit  dienlich,  als  auch  erprobten  Vor- 
gängen angemessen,  wenn  das  Klagerecht  lediglich  einer  dazu  näher  zu  be- 
zeichnenden Staatsbehörde  zustände,  welche  denn  auch  zu  entscheiden  hätte, 
ob  die  Beschwerde  eines  sich  fftr  verletzt  erachteten  Privaten  zuzulassen 
und  nun  im  Namen  des  Staates  zu  verfolgen  sei. 

4. 
Strafgesetze  gegen  Amtsmissbräuche  von  Geistlichen. 

Nicht  alle  Verletzungen  des  Staates  oder  einzelner  Bürger,  welche  von 
Seiten  kirchlicher  Behörden  begangen  werden,  sind  aber  subjectiv  unschuldiger 
oder  wenigstens  entschuldigbarer  Art.  Ausser  Missverständnissen  und  zweifel- 
haften Verhältnissen  kommen  auch,  aller  Er&hrung  gemäss,  Handlungen  vor, 
weldien  eine  mehr  oder  weniger  bewusste  rechtswidrige  Gesinnung  zu  Grunde 
liegt.  Nicht  immer  ist  die  Staatsordnung  wieder  genügend  hergestellt  und 
das  Recht  gesühnt  durch  eine  grundsätzliche  Ungültigkeitserklärung  und 
eine  thatsädüiche  Wiederherstellung  des  richtigen  Verhältnisses,  sondern 
erfordert  das  verletzte  Gesetz  und  die  eingehaltene  Handlungsweise  eine 
Strafe,  und  zwar  eine  Strafe  von  Seiten  des  Staates  und  durch  die  von 
ihim  bestellten  Gerichte. 

Nichts  ist  überflüssiger  als  diese  Nothwendigkeit  und  dieses  Recht  erst 
zu  beweisen.  —  Mit  welchem  Grunde  könnte  ein  Unterthan  des  Staates 
desshalb,  weil  er  von  einer  religiösen  Gesellsdiaft  einen  bestimmten  Auftrag 
erhalten  hat  und  er  in  ihrer  Mitte  eine  gewisse  Stellung  einnimmt,  Straf- 
losigkeit verlangen,  wenn  er  allgemeine  Gesetze  des  Staates  in  schuldhafter 
Weise  verletzt  hat?  In  jedem  gesittigten  Staate  sind  alle  Bürger  vor  dem 
Gesetze  gleich,  und  nur  das  Staatsoberhaupt  selbst  ist,  in  einer  Monarchie 
wenigstens,  unverantwortlich  und  straf&ei.  Die  besondere  Würde  und  Heilig- 
haltung, welche  eine  Kirche  etwa  ihren  Vorstehern  und  Beamten  einräumt, 
ist  lediglich  eine  innere  Angelegenheit  derselben  und  hat  ausserhalb  ihres 
Lebenskreises  keinerlei  Bedeutung.  .  Für  den  Staat  ist  ein  Priester  nicht 
heilig,  weil  er  von  den  Genossen  eines  religiösen  Vereines  dafür  erklärt  ist. 
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Hat  .derselbe  doch  eogar  nicht  einmal  die  Redite  eines  Offentlidien  Beamten 
in  Anspruch  zu  nehmen,  wenn  solches  der  Staat  nicht  aas  eigenen  £r- 
wftgangsgrOnden  fftr  zweckmAssig  and  anstAndig  erachtet.  Sadie  der  be- 
treffenden Kirdie  ist  es,  einen  ihrer  Beamten,  welcher  der  Straf  gerechtigkeit 
des  Staates  yer&llen  ist,  selbst  der  in  ihrer  lütte  bekleideten  Wflrde  za 
entheben,  wenn  sie  eine  Yerortheilang  and  die  Erdoldong  eines  Straftbels 
nicht  vereinbar  findet  mit  der  Heiligang  von  Person  oder  Stellung.  Nur 
eine  Zweckmfissigkeits-  nicht  aber  eine  Rechtsfrage  ist  es  aber  fftr  den  Staat, 
ob  und  wie  weit  er  etwa  bei  der  Bestralang  eines  Geistlichen  solche  Formen 
einhalten  oder  solche  Rücksichten  eintreten  lassen  will,  welche  das  religiöse 
Gefühl  Ton  Unterthanen  zu  schonen  geeignet  sind.  Dardber  kann  ohnedem 
kein  Zweifel  sein,  dass  ein  Geistlicher,  welcher  ein  Verbrechen  begeht,  in 
Betrachtung  seiner  Lebensau^be  und  seiner  Bildung  sittlich  doppelt  sdiuldig 
ist.  —  Eben  so  wenig  kann  einer  Kirdie  zugegeben  werden,  dass  nicht  der 
Staat,  sondern  sie  selbst,  eine  begangene  Rechtswidrigkeit  eines  Geistlicfaen 
zu  untersuchen  und  zu  bestrafen  habe.  Dass  eine  Kirche  wegen  Verstössen 
gegen  ihre  eigenen  Gesetze  nach  ihren  Statuten  und  etwa  innerhalb  be* 
stimmter  Grenzen  ein  Strafrecht  habe,  ist  unzweifelhaft  und  oben  auch 
bereits  besprochen ;  allein  schon  begrifflich  kann  sich  dieses  kirchliche  Straf- 
recht nur  auf  kirchlidie  Verhältnisse  und  Gesetze  beziehen.  Handelt  es  sich 
von  der  Rechtsordnung  des  Staates,  so  ist  er  der  natflrliche  und  einzige 
Vertheidiger  uird  Rächer  derselben.  Er  bedarf  hierzu  der  Kirchen  nicht, 
und  er  kann  sich  nicht  durdi  sie  vertreten  lassen.  Damit  soll  nicht  gesagt 
sein,  dass  die  katholische  ELirche  im  Mittelalter  Unrecht  hatte,  wenn  sie 
ihre  Priester  durch  Beanspruchung  einer  ausschliesslichen  Gerichtsbarkeit 
Aber  dieselben  vor  der  Willkflr  der  damaligen  weltlichen  Gewalthaber  und 
vor  der  Barbarei  des  Verfahrens  derselben  zu  verwahren  suchte.  Auch 
versteht  sich  von  selbst,  dass  sie  zu  Durchsetzung  dieser  Absicht  Gründe 
geltend  machen  musste,  wie  soldie  in  jener  Zeit  Eindruck  machen  konnten, 
also  namentlich  die  Heiligkeit  eines  gottgeweihten  Priesters.  Allein  solcher 
Schutzmittel  bedarf  es  itzt  nicht  mehr;  der  Priester  kann  wie  der  Laie  auf 
Menschlichkeit  und  Gerechtigkeit  bei  den  Staatsgerichten  zfihlen. 

Nicht  die  Frage  aber,  ob  überhaupt  die  Kirchenbeamten  vom  Staate 
zur  Rechenschaft  und  Strafe  gezogen  werden  können,  nicht  einmal  die 
beschränktere,  ob  sie  wegen  einer  im  Amte  begangenen  Reditsverletzung 
vom  Staate  bestraft  werden  können,  ist  die  hier  eigentlich  zu  beantwortende; 
sondern  vielmehr  die:  ob  etwa  eigene  Stra^esetze  gegen  die  von  Kirchen- 
beamten als  solchen  verübte  Vergehen  zu  erlassen  seien?  Mit  andern 
Worten:  ob  die  von  Geistlichen  im  Amte  begangenen  Handlungen  unter 
Men  Umständen   nur   unter   die   allgemeinen   Strafgesetze   zu  sUbsumiren 
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seien,  oder  ob  den  besonderen  thatsftchlidien  Yerhftltnissen  auch  in  der 
Gesetzgebung  Rechnung  getragen  werden  müsse? 

Es  sind  mehrere  aber  sehr  unstichhaltige  Grflnde  gegen  eine  solche 
besondere  Gesetzgebung  vorgebracht  worden. 

Man  hat  es  vor  Allem  als  eine  Ehrverletzung  gegen  den  ganzen  Stand 
der  (Geistlichen  erkl&ren  wollen,  wenn  besondere  Strafgesetze  in  Beziehung 
auf  ihre  Handlungen  festgestellt  würden.  Nichts  kann  verkehrter  sein.  Ein 
Strafgesetz  wegen  bestimmter  Amtshandlungen  geht  keineswegs  von  der 
Yermuthung  aus,  dass  alle  Mitglieder  des  betreffenden  Standes  oder  dass 
auch  nur  eine  bedeutende  Anzahl  desselben  die  strafbaren  Handlungen 
begehen  werde,  oder  fähig  sei  sie  zu  begehen;  es  soll  nichts  weniger  sein, 
als  eine  allgemeine  ünwürdigkeitserklftrung:  sondern  es  wird  nur  für  den 
etwa  eintretenden  Fall  einer  Rechts-  oder  Gesetzesverletzung  Vorsorge  ge- 
troffen. Die  blosse  Annahme  einer  Möglichkeit  könnte  nur  dann  für  eine 
Beleidigung  gelten,  wenn  die  in  Frage  stehende  Klasse  von  Personen  über- 
haupt thatsftchlidi  ganz  fehlerfrei  und  eine  Gresetzesübertretung  bei  ihr 
ganz  undenkbar  wäre.  Eine  soldie  unbedingte  Sdiuldlosigkeit  besteht 
nun  aber  unter  Menschen  nicht;  und  es  wftre  geradezu  IftdierUch  sie  für 
eine  so  zahlreiche  Klasse,  wie  die  Geistlichkeit  grosser  Kirchen  ist,  zu  bean- 
spruchen. Wie  es  sich  vielmehr  in  der  Wirklichkeit  verh&lt,  zeigt  Gesdiichte 
und  tägliche  Er&hrung.  Und  wann  ist  es  je  als  eine  Beleidigung  der 
Standesehre  betrachtet  worden,  dass  es  eigene  Militärstrafgesetze  gibt,  oder 
Strafdrohung  gegen  Amtsvergehung  der  Staatsdiener?  Wo  halten  sidi  die 
Verwalter  öffentlidien  GKites  für  beleidigt  in  Masse,  weil  es  ein  Gesetz  gegen 
Kassenrest  gibt? 

Nur  aus  einer  vollständigen  Begrifbverwirrung  kann  es  sodann  erklärt 
werden,  wenn  man  von  Ausnahmegesetzen  zu  spredien  versudit  hat.  Aus- 
nähmegesetze sind  da  vorhanden,  wo  eine  und  dieselbe  Handlung  für  strafbar 
oder  für  straffrei  erklärt  ist,  nicht  nach  der  inneren  Verschiedenheit  der 
Fälle  selbst,  sondern  je  nachdem  sie  von  bestimmten  Personen  begangen 
werden;  oder  wenn  einer  einzelnen  Person  oder  einer  gewissen  Klasse  der 
sonst  allgemeine  Schutz  der  Gesetze  entzogen  ist.  Allein  von  Ausnahmegesetzen 
ist  nicht  die  Rede,  wenn  eine  bestimmte  Gattung  von  Handlungen  in  allen 
Fällen,  in  welchen  sie  der  Natur  der  Sache  nach  überhaupt  begangen  werden 
können,  mit  einer  bestimmten  Strafe  bedroht  wird.  Die  Allgemeinheit  eines 
Gesetzes  ist  dadurch  nicht  beeinträchtigt,  dass  bestimmte  Eigenschaften 
des  Thäters  vorausgesetzt  sind,  wenn  nur  alle  Thäter,  welche  diese  Eigen- 
schaften haben,  gleichmässig  unter  das  Gesetz  gestellt  werden.  Die  bei 
Weitem  meisten  Strafgesetze  setzen  solche  Eigenschaften  voraus,  ohne  dass 
sie  desshalb  je  als  Ausnahmegesetze  betrachtet  worden  wären.  Wenn  also 
alle  (Geistlichen,  welche  in  ihrem  Amte  eine  bestinunte  Gesetzesverletzung 
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begehen,  mit  einer  and  derselben  Strafe  bedroht  sind,  so  ist  diess  zwar  ein 
besonderes,  allein  es  ist  kein  Ansnabmegesetz. 

Wenn  es  endlich  als  ein  Recht  der  Kirchen  in  Ansprach  genommen 
wird,  Geistliche  zu  bestrafen,  weldie  sich  im  Amte  verfehlt  haben:  so  be- 
streitet der  Staat  keiner  Kirche  die  Befngniss,  ihren  Geistlichen  die  Ver- 
letzung der  Staatsgesetze  bei  Gelegenheit  von  Amtshandlungen  zu  nntersagen 
und  entsprechende  Disdplinarmassregeln  in  Fftllen  des  Ungehorsams  gegen 
ihre  Verbote  anzuwenden;  er  wird  im  Gegentheile  eine  soldie  Unterstatzung 
seiner  Rechtsordnung  gerne  sehen  und  mit  Dank  erkennen.  Allein  in  keiner 
Weise  wird  dadurch  sein  Recht  und  seine  Pflicht  beseitigt,  die  allgemeiiie 
Reditsordnung  aufrecht  zu  erhalten  und  die  dagegen  Fehlenden  ohne  An- 
sehen der  Person  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  zu  behandeln.  Vielmehr 
ist  diess  das  Erste,  was  zu  geschehen  hat.  Findet  dann  auch  noch  die  Kirche 
es  fOr  nöthig,  In  ihrem  Interesse  etwas  zu  thun,  und  will  sie  z.  B.  einen 
Priester  nidit  in  ihrem  Dienste  behalten,  welcher  seine  Pflichten  soweit 
▼ergessen  hat,  eine  grobe  Verletzung  des  Redites  Dritter  oder  des  Staates 
zu  begehen,  so  ist  diess  ihre  Sache.  Ein  ausschliessendes  Strafrecht  gegen 
ihre  Beamte,  üalls  sich  dieselben  gegen  die  allgemeinen  Gesetze  des  bttrger- 
lichen  Lebens  vergangen  haben,  hat  sie  aber  so  wenig  in  Anspruch  zu  nehmen 
als  irgend  eine  andere  Corporation,  z.  B.  eine  Gemeinde,  eine  vom  Staate 
anerkannte  Gewerbegesellschaft  u.  dgl. 

Bei  klaren  Begriffen  und  logisch  riditigem  Schliessen  ist  die  Frage 
Aber  die  Zweckmässigkeit  oder  vielmehr  Nothwendigkeit  einer  besonderen 
Gesetzgebung  gegen  den  Amtsmissbranch  von  Geistlichen  sehr  einfach  zu 
beantworten.  Es  handelt  sich  lediglich  davon,  ob  der  Geistliche  bei  der 
Ausübung  seiner  kirchlidien  Gesdiftfte  in  der  Lage  ist  eigenthflmlidie  Rechts- 
verletzungen zu  begehen?  und  ob,  dieses  angenommen,  schon  die  gewöhn- 
lichen Gesetze  gegen  die  einschlagende  Art  von  Rechtsverletzungen  aus- 
reichen; oder  ob  der  Umstand,  dass  gerade  ein  Geistlicher  im  Amte  die 
Handlung  begeht,  die  Verletzung  entweder  subjectiv  erschwert  oder  sie 
objectiv  besonders  gefährlich  macht?  Dass  nun  diese  beiden  Fragen  zu 
bejahen  seien,  kann  auch  nicht  dem  geringsten  Zweifel  unterliegen.  — 
Die  Geistlichen,  wenigstens  aller  christlichen  Religionspartheien,  haben  im 
Amte  und  als  wesentlicher  Theil  ihres  Amtes  öffentliche  Vorträge  zu  halten. 
Nun  ist  aber  einleuchtend,  dass  sie  in  solchen  Vorträgen  möglicherweise 
Einzelne  injoriren  und  verlänmden  können;  dass  sie  denselben  durch  öffent- 
'  liehe  Aufforderungen  und  durch  Tadel  in  rechtlich  erlaubtem  Gewerbe  oder 
sonstigeir  bttrgerlicher  Stellung  Schaden  zuzufügen  vermögen;  dass  sie  gegen 
den  Staat  und  sein  Verhalten  im  Allgemeinen  oder  gegen  einzelne  Organe 
desselben  sich  rechtsverletzend  auszusprechen,  zum  Hasse  und  zur  Verachtung 
gegen  dieselben  au&ufordem,  selbst  Ungehorsam  und  Empörung  gegen  sie 
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zu  predigen  im  Stande  Bind.  Ebenso  liegt  klar  Tor,  dass  sie  die  von  ihnen 
vorzunehmenden  kirchlichen  Gebräuche  sowie  die  ihnen  zustehende  Spendung 
von  religiösen  Heilsmitteln  möglicherweise  zq  Ehrverletzungen,  za  rechts- 
widrigen Einschüchtemngen,  zu  Aufreizungen  gegen  Personen  oder  Anstalten 
gebrauchen  können.  Die  Grenze,  wo  die  erlaubte  Ermahnung  zur  Frömmigkeit 
und  zum  Guten  aufhört  und  die  Verletzung  und-  die  Ueberschreitung  der 
Lehraufgabe  anfängt,  mag  im  einzelnen  ooncreten  Falle  bestreitbar  sein; 
allein  dass  sie  an  sich  besteht  und  auf  eine  sdiuldhafte  und  yerbrecherische 
Weise  flberschritten  werden  kann,  clarüber  ist  eine  Meinungsverschiedenheit 
nidit  denkbar.  —  Ebenso  unlftugbar  ist  die  besondere  Sdiwere  und  unter 
Umstanden  die  Gefährlichkeit  solcher  von  Geistlichen  begangenen  Bedits- 
Verletzungen.  Die  öffentlichen  Vorträge  der  Geistüchen  sind  an  zahlreiche 
Zuhörer  gerichtet;  sie  finden  in  besonders  Eindruck  machender  Weise  und 
an  heilig  gehaltenen  Orten  statt;  sie  nehmen  ihrem  Inhalte  nach,  Wahrheit 
in  besonderem  Grade  in  Anspruch;  eine  Unterl^rechung  oder  augenblickliche 
Widerlegung  ist  nicht  gestattet;  ein  grosser  Theil  der  Zuhörer  ist  zu  eigener 
Prüfung  des  Vorgebrachten  wenig  geeignet  und  zu  unbedingtem  Glauben 
von  Jugend  auf  angewiesen;  es  ist  möglich,  dass  dieselbe  Verletzung  oder 
Aufreizung  zu  gleicher  Zeit  an  vielen  Orten  vor  sich  gehen  kann, 
dadurch  aber  um  so  eindrucksvoller  und  gefährlicher  wird.  In  gleicher 
Weise  kann  die  Vornahme  oder  die  Verweigerung  kirchlicher  Handlungen 
oder  Onadenmittel  höchst  verletzend  sein  oder  den  WiUen  in  ungewöhn- 
licher Weise  bestimmen,  kann  z.  B.  die  Verweigerung  eines  Sacramentes 
oder  der  Ausschluss  aus  der  Eirchengemeinschaft  grossen  Nachtheü  und 
selbst. mächtige  öffentliche  Gefahr  bringen,  je  nachdem  es  gegenüber  einer 
bestimmten  Person  oder  wegen  einer  gewissen  Handlungsweise  stattfindet. 

Hiermit  ist  denn  aber  der  Beweis  vollständig  geliefert,  einmal,  dass 
eigenthümliche  Bechtsverletzungen  von  Geistlichen  als  solchen  begangen 
werden  können;  zweitens,  dass  die  eigenthümliche  Beschaffenheit  solcher 
Vergehen  auch  eine  ihrem  Masse  entsprechende  eigene  Strafbarkeit  recht- 
fertigt. Eine  nähere  Auseinandersetzung  der  Fälle  und  der  anzudrohenden 
Strafübel  muss  dem  Strafrechte  und  der  Criminalpolitik  überlassen  bleiben; 
in  der  Hauptsache  ergeben  die  vorstehenden  Bemerkungen  die  Richtung, 
in  welcher  der  Gesetzgeber  thätig  zu  sein  hat. 

Dass  aber  alle  diese  Erwägungen  und  Schlüsse  nicht  etwa  Erzeugnisse 
subjectiver  Abneigung  oder  Furchtsamkeit,  femer  dass  die  Nothwendigkeit 
eines  entsprechenden  Rechtsschutzes  nicht  bloss  in  einem  einzelnen  Aus- 
nahmefalle und  etwa  unter  besonderen  Umständen,  welche  nicht  massgebend 
sein  können,  sich  geltend  macht,  diess  beweisen  am  besten  die  zahlreichen 
positiven  Gesetzgebungen.  Und  zwar  sind  es  keineswegs  bloss  kirchlich 
gleichgültige  oder  gar  dem  Kirchenthume  abgeneigte  Staaten,  welche  solche 
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Bestiiiimiingnn  erlassen  haben,,  sondern  im  Gegentheile  gerade  solche,  in 
welchen  Religion  und  Kirdie  eind  grosse  Bolle  spielen.  Dass  es  aber  den 
thatsächlichen  Verhftltnissen  nach  hanptsflchlidi  die  katholische  Geistlichkeit 
ist,  gegen  welche  diese  Schärfe  des  Gesetzes  gekehrt  wird,  rOhrt  eben  daher, 
dass  diese  Kirche  besonders  mächtig  organisirt  und  daher  auch  in  ihren 
▲nsschreitangen  besonders  zu  beachten  ist  ^). 

6. 
Pressfreiheit. 

Die  Macht  der  Kirchen  ist  ihrem  Ursprange  und  ihrem  Kerne  nach 
eine  geistige.  Aach  etwaige  Missbräacfae  derselben  gegenüber  vom  Ein- 
zelnen and  Yom  Staate  können  in  der  Haaptsache  nar  mittelst  dieser 
geistigen  Macht,  das  beisst  also  darch  den  Einflass  anf  Ueberzeagong, 
Glaaben  and  Gewissen  der  Menge  darchgeführt  werden.  So  nothwendig 
nan  sicher  die  bisher  besprochenen  ftasseren  Anstalten  dem  Staate 
and  dem  Gesetze  zor  Aafrediterhaltang  des  Organismus  sind,  so  reidien 
sie  doch  schliesslich  nicht  aas  zar  Beendigang  eines  emstlidien  Kampfes 
zwischen  Staat  and  Kirche,  indem  sie  zwar  wohl  das  ftassere  Handeln 
nidit  aber  die  Gesinnung  bestimmen  können,  and  weil  sie  dem  stillen 
allein  auf  die  Dauer  höchst  mächtigen  Einflüsse  der  Geistlichen  an  sich 
nicht  entgegentreten.  Offenbar  mttssen  schädliche  und  unerlaubte  Einwir- 
kungen auf  geistigem  Gebiete  mit  Waffen  derselben  Art  bekämpft  werden. 

Einleuchtend  ist,  dass  der  Staat  an  sich  hier  in  grossem  Nachtheile  ist. 
Er  kann  seine  Rechte  und  Interessen  auf  geistigem  Gebiete  nicht  in  den- 
selben Formen  vertreten,  wie  sie  den  Kirchen  zu  Gebote  stehen.  Er  kann 
keine  Predigten,  keine  Beichten,  keine  Priyatbelehrungen  in  den  Familien 
durch  seine  Beamten  vornehmen  hissen.  Durch  Manifeste  und  ähnliche 
(untliche  Veröffentlichungen  ist  nur  in  seltenen  Fällen  und  bei  grossen  Ge- 
legenheiten eine  Wirkung  zu  erzielen;  häufig  angewendet  wäre  diese  Form 
der  Belehrung  sehr  bald  abgenützt.  Glücklicherweise  bedarf  es  aber  einer 
solchen  unmittelbaren  geistigen  Thätigkeit  der  Staatsbehörden  nidit  zur 
Erreichung  des  Zweckes.  Der  Staat  braudit,  in  der  Regel  wenigstens,  nidit 
selbst  zu  reden,  sondern  nur  Freiheit  der  Rede  zu  gewähren.  Es  ist  nidit 
nöthig  dass  er  selbst  lehre;  er  darf  nur  diejenigen  lehren  lassen,  weldie  ihn 
vertheidigen. 

Offenbar  nämlich  ist  bei  der  Aufrechterhaltung  eines  rationellen  Yer- 


1)  Folf^de  Beispiele  tod  Oeietzgebnngen  ilod  beeondert  bemerkenswerth :  FraniSsiMhet 
Strafläretetsbach  Art.  SOI— 806;  Belgisches  Strafgb.  yon  1859,  Art  295—800;  Spanisches  Btrafgb. 
▼OB  1860,  Art  804--806;  Portagiesisebes  Stral^eb.  Ton  1858,  Art  186—140;  Sardinisohes  Btrallrb. 
TOD  1859,  Art  198, 868—870.  Von  deutschen  Staaten  haben  Uinliche  Bestimmangen:  Wfirttembery, 
Btral^b.  Ton  1889,  Art  447—449;  Braonschweig ,  Criminal-Q.B.  |  888;  Baden,  OeseU  Tom 
9.  Cot  1860. 
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hältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  eine  grosse  Anzahl  von  Bürgern  un- 
mittelbar betheiligt,  entweder  weil  Uebergriffe  der  Kirc}iengewalten  sie  selbst 
berOhren  würden,  oder  weil  sie  wenigstens  theoretisch  grossen  Antheil  nehmen 
an  Geistes-  und  Gewissensfreiheit.    Man  kann  also,  wenn  nur  die  Gesetze 
eine  freie  Besprechung  von  Thatsachen  und  Grundsätzen  gestatten,  darauf 
rechnen,  dass  jeder  einzelne  Fall  von  irgendwelcher  Bedeutung*alsbald  seinen 
Weg  in  die  Presse  finden  und  dort  eine  eingehende  Erörterung  veranlassen 
wird.    Der  hiervon  zu  erwartende  Nutzen  ist  einleuchtend  und  mehrfach. 
Einmal  wird  die  Regierung  auf  diese  Weise  sicher  und  schnell  von  allen 
Yörkommenheiten  in  Kenntniss  gesetzt;  es  entsteht  also  eine  wirksame  Con- 
trole  und  Ergänzung  der  Aufinerksamkeit  ihrer  Behörden.    Sodann  wird  in 
gar  manchen  Fällen  die  Sdieu  vor  der  Oeffentlichkeit  und  vor  deren  Folgen 
kirchliche  Behörden  ganz  abhalten.  Bestreitbares  oder  gar  entschieden  Gresetz- 
widriges  auch  nur  zu  versuchen.   Endlich,  und  hierin  dürfte  der  Hauptnutzen 
bestehen,  wird  durch  die  häufige  Besprechung  der  richtigen  Grundsätze  und 
durch  ihre  logische  Anwendung  auf  die  einzelnen  Vorkommnisse  eine  klare 
Einsicht  in  das  ganze  Yerhältniss  in  weiten  Kreisen  verbreitet,  dadurch  aber 
entgegehstehenden  Einwirkungen  der  Kirchen   der  Boden  entzogen.     Das 
ganze  Interesse  und  die  ganze  Aufgabe  des  Staates  in  Betreff  der  kirchlichen 
Angelegenheiten  besteht  lediglich   darin,    das  Verhalten   des   organisirten 
religiösen  Lebens  zu*  allen  übrigen  Lebenskreisen  auf  eine  vernünftige  Weise 
geordnet  zu  sehen.    Wer  nun  aber  sich  mit  einer  Kirche  oder  mit  einer 
einzelnen  kirchlichen   Stelle   in   eine   Erörterung  über   einen  angeblichen 
Missbrauch  ihrer  Gewalt  einlassen  will,  ist  in  seinem  eigenen  Interesse  ge- 
nöthigt,  so  verständig  als  möglich  zu  argumentiren,  das  von  ihm  vertheidigte 
Recht  klar  nachzuweisen  und  die  angeblich  religiösen  Forderungen  in  über- 
zeugender Weise  auf  das  ihnen  wirklich  zustehende  Gebiet  zu  beschränken. 
Jeder  solcher  Streit  ist  somit  eine  Uebung  in  riditigem  Denken,  ein  Streit 
der  Logik  mit  der  Phrase,  oder  eine  Darstellung  des  wirkUchen  geschicht- 
lichen Verlaufes  mit  Widerlegung  von  Fabeln  und  unkritischen  Traditionen. 
Mit  Einem  Worte,  es  wird  an  die  Stelle  von  Glauben  Ueberzeugung  gesetzt; 
diess  aber  ist  Alles,  was  nothwendig  ist,  um  dem  Staate  diejenige  geistige 
Grundlage  zu  geben,  welcher  er  bedarf. 

Gegen  die  Gestattung  voller  Pressfireüieit  in  kirchlichen  Angelegenheiten 
werden  freilich  auch  Bedenken  erhoben;  dieselben  halten. aber  eine  nähere 
Prüfung  nicht  aus. 

Es  wird  gefürchtet  oder  wenigstens  vorgegeben ,  dass  der  Glaube  an 
das  Heilige  durch  solche  ungebundene  Erörterungen  untergraben,  irreligiöser 
Sinn  verbreitet,  bereditigtes  GefOhl  verletzt  werde.  —  Diess  ist  zu  läugneuv 
Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es  natürlich  nämlich,  dass  jede  öffentliche 
Erörterung  über  religiöse  und  kirchliche  Fragen  nicht  nur  in  würdiger 

▼.Hohl,  Staatsrecht    Bd.  11.  19 


290  üeber  das  Verhütiuss  des  Staates  rar  Kirolie. 

Form  gefEÜirt  werden  mnss,  so  dass  nidit  schon  die  Form  verletst  and 
sdiadet;  sondern  dass  Oberhaupt  bei  Streitigkeiten  dieser  Art  dem  Gegner 
zwar  die  nachtheilige  Folge  seiner  Lehre  nachgewiesen,  nidit  aber  Obler 
Glaube  und  T&aschnng  bei  ihm  Toransgesetzt  werden  darf.  Fflr  Beides  kann 
die  Pressgesetzgebnng  genügend  sorgen.  Dass  aber  eine  anständige  and 
das  religiöse  Bedtlr&iss  an  sidi  achtende  Besprechung  Ton  Handlungen  einer 
Kirchengewalt  und  der  Gründe,  auf  weldie  sie  sich  stützt,  sittlich  verderblich 
wirken  könne,  ist  entschieden  zu  läugnen.  Es  ist  allerdings  möglich,  dass 
die  Leser,  weil  sie  zum  Denken  veranlasst  werden,  einen  bisher  gehegten 
unkritischen  Ghiuben  aufgeben;  allein  hierin  liegt  nicht  nur  kein  Uebel, 
sondern  es  ist  ein  offenbarer  Fortschritt  in  der  Gesittigung  und  in  der 
Lebensaufgabe.  Möglichst  sichere  und  klare  Einsicht  in  sein  eigenes  Wesen 
und  in  die  ihn  umgebende  äussere  Welt  ist  Bestimmung  des  Menschen, 
nicht  ununtersuchtes  Nachreden;  es  ist  weder  ein  Glück  noch  eine  Pflicht 
für  ihn,  einen  Theil  seinem  Geisteskreises  absichtlich  im  Dunkel  zu  lassen 
und  über  eine  der  wichtigsten  Beziehungen  seines  Daseins  nicht  selbst  zu 
denken,  sondern  Andere  für  sich  denken  zu  lassen.  Wahre  religiöse  Demuth, 
Frömmigkeit  und  Gottyertrauen  können  sehr  gut  bestehen  neben  eigener 
Ueberzeugung.  Auch  vait  es  ein  in  der  That  ruchloser  Hochmuth,  ein  Recht 
der  Selbstprüfnng  und  eigenen  Entscheidung  nur  etwa  auf  die  gesellschaftlidi 
höher  (jestellten  oder  die  Grebildeten  zu  beschränken,  also  z.  B.  kirchlidi 
politisdie  Untersuchungen  nur  in  gelehrten  und  der  grossen  Mehrzahl  der 
Bürger  unzugänglichen  Werken  zu  gestatten,  nicht  aber  in  einer  fikr  Alle 
verständlidien  Weise.  Jeder,  welcher  Besdiäftigung  und  welchen  Standes 
er  sei,  hat  das  Recht  und  die  sittliche  Pflicht,  mit  sidi  ins  Reine  zu  kommen 
über  sein  Yerhältniss  zu  Gott  und  der  Welt,  sowie  zu  den  äusseren  reli- 
giösen Einrichtungen.  Die  verschiedenen  Bildungsstufen  haben  allerdings 
hinsichtlich  der  Form  und  hinsichtlich  der  Beweiskraft  der  Erörterungen 
verschiedene  Bedürfnisse;  allein  glücklicherweise  ist  nichts  unrichtiger  als 
die  Annahme,  dass  der  Mensch  bei  geringerem  Wissen  und  bei  weniger 
geübter  Geisteskraft  nicht  doch  audi  in  religiösen  und  kirchlichen  Fragen 
zu  einer  eigenen  Ueberzeugung  und  zu  einer  ihn  befriedigenden  Einsicht 
gelangen  könne.  Man  lasse  nur  eben  der  Erörterung  vollkommene  Freiheit; 
auf  die  Dauer  wird  dann  Jeder  &iden,  was  er  zu  fassen  veimag  und  was 
ihm  genügt. 

Ein  anderes  Bedenken  ist,  dass  die  fr^ie  Erörterung,  sei  es  einzelner 
YorMe  sei  es  ganzer  Grundsätze,  auch  gegen  die  Ansprüche  des  Staates 
ausfallen  könne.  —  Diess  ist  allerdings  möglich;  allein  es  ist  nicht  einzu- 
sehen, wo  hier  der  Schaden  liegen  soll.  Die  Absicht  bei  Gestattung  einer 
öffentlichen  Erörterung  aller  Verhältnisse  des  Staates  und  der  Kirchen  geht 
nicht  dahin,  unter  allen  Umständen  und  wie  auch  immer  die  Yeriiältnisse 
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sein  mögen,  &xie  fOr  dien  Staat  günstige  Meinung  hervorzurolen;  vielmehr 
soll  nur  die  Wahrheit  zu  Tage  gefördert  und  eine  rechtsbegrflndete  Ueber- 
zeugung  im  Volke  bewerkstelligt  werden.  Wenn  also  d/er  Staat  bei  einem 
entsponnenen  Str^te  im  Unrechte  ist,  so  ist  es  nicht  nur  kein  Uebelstand, 
sondern  im  Oegentheiie  ein  erwUnsdites  Ergebniss,  falls  sich  dieses  heraus- 
stellt, und  dann  die  Kirche  auch  durch  die  öffentliche  Meinung  in  der  Ver- 
theidigung  ihrer  Ansprüche  unterstützt  wird.  Nichts  wird  ja  weniger  beab- 
sichtigt, als  die  Kirchen  in  dem  ihnen  wirklich  zustehenden  Gebiete  und 
Rechte  zu  schädigen,  sondern  es  soll  nur  Vorkehrung  gegen  unerlaubte 
Uebergriffe  von  ihrer  Seite  getroffen  werden.  Dafür  aber  zu  soigen,  das? 
der  Streit  nicht  auf  eine  die  Gesetze  und  Ordnung  bedrohende  Weise  geführt 
werde,  ist  Sache  der  Pressgesetzgebung,  und  von  selbst  versteht  sich,  dass 
auch  bei  Gesetzesübertretungen  dieser  Art  Kirchenbeamte  unter  dem  ge- 
meinen Rechte  stehen. 

Wenn  aber  endlich  geltend  gemacht  werden  will,  dass  eine  Kirche  durch 
die  in  der  Presse  gegen  sie  geführten  Angriffe  in  die  Lage  versetzt  werden 
könnte,  Verbote  gegen  Druckschriften  zu  erlassen  und  dass  daraus  neue 
Gonflicte  mit  dem  Staate  entstehen  möchten:  so  ist  auch  hierauf  die  Antwort 
leidit  zu  finden.  Ein  soldies  kirchlidies  Verbot  von  Druckschriften  ist  der 
Natur  der  Sache  nach  nur  eine  an  die  Gläubigen  gerichtete  Warnung  vor 
einer  Handlung,  welche  die  Kirche  als  eine  dem  Seelenheile  nachtheilige 
erachtet,  vielleicht  verbunden  mit  einer  Androhung  von  Disdplinarmassregeln 
im  Falle  eines  Ungehorsams.  Im  bürgerlichen  Leben  hat  dieser  Schritt 
einer  Kirchenbehörde  keine  Zwangskraft.  Es  kann  weder  der  Druck,  noch 
der  Verkauf,  noch  endlich  der  Besitz  einer  ihr  missfälligen  Schrift  von  der 
Kirchengewalt  verhindert  werden,  und  jeder  Versudi  hierzu  wäre  als  ein 
gewaltthätiger  Eingriff  in  die  Rechte  Dritter  zu  behandeln.  Ob  also  die 
Gläubigen  jener  Warnung  folgen  wollen  oder  nicht,  ist  hier  so  gut  ihre 
Sache,  wie  bei  aUen  anderen  sittlidien  und  religiösen  Geboten  ihrer  Kirche; 
vom  Staate  werden  sie  in  keiner  Weise  gezwungen.  Finden  sie  aber  den 
von  der  Kirdie  ausgeübten  Druck  nicht  vereinbar  mit  ihrem  Redite  und 
mit  ihrer  Selbstständigkeit,  so  sind  sie  ebenfalls  vom  Staate  in  keiner  Weise 
gehindert,  entweder  im  Innern  der  Kirche  und  nadi  deren  Verfassung  auf 
eine  andere  Handlungsweise  der  Oberen  hinzuwirken,  oder  aber  ganz  aus- 
zuscheiden, wenn  sie  die  Bevormundung  unerträglich  finden.  Das  Ganze  ist 
somit  lediglich  eine  Angelegenheit  der  Kirchen  und  ihrer  einzelnen  Genossen, 
und  jede  derselben  mag  sich  überlegen,  in  wie  ferne  es  mit  ihren  Grund- 
sätzen und  mit  ihren  Interessen  vereinbar  ist,  so  bedenkliche  Verlangen 
zu  stellen.  Besorgliche  Zerwürfnisse  mit  dem  Staate  können  daraus  nicht 
entstehen,  wenn  sich  dieser  einfach  leidend  verhält  und  nur  etwa  in  dem, 

hier  sehr  unwahrgcheralidien,  Falle  einer  Ausschreitung  von  Seiten  einer 
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kirchlichen  Behörde  das  aUgemeine  öffentliche  und  Privatrecht  des  Landes 
schätzt. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  also  immerhin  möglidi,  dass  eine  voll- 
kommene Pressfreiheit  auch  hier  gelegentlich  ihre  Unannehmlichkeiten  und 
einzelnen  Nachtheile  hat;  allein  die  F&Ue  werden  nicht  häufiger  und  die 
Uebelstände  nicht  grösser  sein,  als  in  allen  anderen  Beziehungen  des  öffent- 
lichen Lebens.  Wenn  daher  volle  Pressfr^iheit  Oberhaupt  ein  nidit  abzu- 
weisender Anspruch  der  Bflrger  in  einem  Rechtsstaate  ist,  wenn  sie  im 
grossen  Ganzen  segensreich  wirkt,  und  wenn  namentlich  in  der  vorliegenden 
besonderen  Beziehung  entschiedene  Yortheile  zu  erwarten  stehen:  so  ist 
dieselbe  unbedenklich  als  eines  der  Mittel  anzurathen,  durch  welche  das 
richtige  Yerhfiltniss  von  Staat  und  Kirche  aufrecht  erhalten  wird. 


6. 
Die  allgemeine  Abstimmung. 

Allgemeine  Abstimmnngen  sind  allerdings  weder  ftür  die  Staatswissen- 
schaft ein  neuer  Gegenstand  der  Erörterung,  noch  sind  sie  im  Leben  ohne 
manchfache  Anwendung  gewesen.  Sowohl  im  philosophischen  Rechte  als 
in  der  Staatskunst  wird  schon  seit  Jahrhunderten  darüber  verhandelt,  ob 
eine  Theilnahme  aller  rechtsbefähigter  Staatsgenossen  zu  der  Gründung  und 
wesentlichen  Aenderung  von  Verfassungen  und  Gesetzen  nöthig  und  nützlich 
sei?  sodann  noch  insbesondere,  ob  dieselbe  bei  den  Ernennungen  von  Stell- 
vertretern, wie  diese  in  mehreren  weitverbreiteten  Staatsformen  vorkommen, 
Anwendung  zu  erleiden  habe  oder  nicht?  In  der  Wirklichkeit  aber  ist 
allgemeine  Theilnahme  der  Bürger  an  staatlichen  Beschlüssen  nicht  etwa 
bloss  in  reinen  Demokratieen  zu  allen  Zeiten  vorgekommen,  weil  schon  im 
B^piffe  derselben  gelegen;  sondern  es  sind  auch  ausnahmsweise  in  anderen 
Staatsformen  solche  Befragungen  Jedes  einzelnen  rechtsfähigen  Genossen 
angeordnet  worden,  sei  es  zur  Entscheidung  über  eine  bestimmte  Frage, 
namentlich  über  die  Annahme  oder  Verwerfung  einer  neuen  Verfas- 
sung, sei  es  selbst  als  regelmässige  Einrichtung  zur  Entscheidung  bei 
gewissen  wichtigeren  Gesetzen  oder  sonstigen  Aussprüchen  des  Staatswillens. 
Abstimmungen  der  ersteren  Art  sind  namentlich  in  Frankreich  während 
des  Laufes  der  Revolution  mehrere  angeordnet  worden  ^) ;  und  ganz  regel- 
mässig finden  sie  itzt  in  repräsentativdh  Demokratieen,  namentlich  sowohl 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  als  in  der  Schweiz,  statt  als 
Mittel,  den  wirklichen  Willen  des  Volkes  in  Erfahrung  zu  bringen*). 


1)  Die  —  Im  Uebrigren  nie  mr  AnsfBhrnng  irekommene  —  YeafaMKong  Ton  1798  wurde  TOn 
1,801,010  Stimmen  gegwi  11,610  yerwerftnde  angenommen.  Die  VerÜMSong  von  1705  fand 
1,057,990  Zuftimmende  nnd  49,977  Oegner.  Ffir  die  Verfkasang  von  1799  waren  3,011,000,  gegen 
dieselbe  1569  Stimmen.  Bei  der  Emennong  Bonaparte*«  snm  lebeulingliehen  Consnl  stimmen 
8,588,195  tfkr  nnd  19,054  gegen  den  Antrag;  bei  der  Erhebung  som  Kaiser  8,681,675  fUr  dieselbe, 
8,579  dagegen« 

8)  In  der  Schwois  lohreibt  die  BnadesyerfMurong  Ton  1048  Tor,  dass  in  Jedem  einMlnea 
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Eine  ganz  neue  Bedentimg  fllr  Lehre  und  Leben  hat  -aber  die  Ein- 
richtung allgemeiner  Abstimmung  in  der  Jtingsten  Zeit  erhalten  darch  die 
wiederholte  Anwendung,  welche  dieselbe  in  Frankreich  nnd  Italien  zur 
Entscheidung  der  wichtigsten  staatlichen  Fragen  erhalten  hat.  So  zur  Ent- 
scheidung Ober  den  Staatsstreich  vom  2.  December  1851  und  die  Wahl 
Ludwig  Napoleons  zum  erblichen  Kaiser');  zur  Billigung  oder  Missbilligung 
der  Abtretung  einiger  sardinischer  Landestheile  an  Frankreich ;  endlich  und 
im  grössten  Massstabe  zur  Erklärung  der  Bevölkerungen  einer  Anzahl 
italienischer  Staaten  Aber  Lossagung  von  ihren  bisherigen  Regierungen  und 
über  Vereinigung  mit  Piemont  zu  einem  einheitlichen  mehr  und  mehr  ganz 
ItAlien  umfassenden  Reiche*).  Es  kann  gerne  zugegeben  werden,  dass  bei 
diesen  letzteren  Abstimmungen  Unfug  aller  Art  mit  untergelaufen  ist;  und 
es  mag  sehr  zweifelhaft  sein,  ob  ihr  Ergebniss,  so  flberwältigend  und  ein- 
stimmig es  zu  sein  scheint,  in  der  That  den  inneren,  wahren,  überlegten 
und  nachhaltigen  Willen  der  Bevölkerungen  darthut:  immerhin  bleibt  die 
Thatsache  bestehen,  dass  grosse  staatliche  Veränderungen  ihre  rechtliche 
Begründung  in  dieser  früher  ungewöhnlichen  Weise  haben  erhalten  sollen, 
und  dass  das  europäische  ö£fentliche  Recht  eine  kecke  Anwendung  eines 
neuen  Principes  oder  wenigstens  einer  neuen  Form  erfahren  hat  Bereits 
bildet  sich  eine  Gruppirung  der  Staaten ,  je  nachdem  dieselben  ihre  itzigen 
Zustände  und  Ansprüche  auf  die  allgemeine  Abstimmung  stützen  oder  andere 
Grundlagen  für  dieselben  geltend  machen.  Und  von  vielleicht  noch  grösserer 
Bedeutung  ist  es,  dass  die  allgemeine  Abstimmung  als  ein  gewaltiger  neuer 
Bundesgenosse  für  den  Fall  von  Kriegen  und  Ausdehnungsgelüsten  in  Aus- 
sicht gestellt,  gleichsam  als  Damoklesschwert  über  die  Häupter  solcher 
Regierungen  aufgehängt  wird,  in  deren  Gebieten  man  glaubt  weitverbreitete 
.Verstimmung  und  Aenderungswünsche  annehmen  zu  können.  —  Es  ist  daher 
sicherlich  keine  unveranlasste  Aufgabe,  wenn  das  Wesen  und  die  Bedeutung 
allgemeiner  Abstimmungen  in  Staatssachen  einer  näheren  Prüfung  unter- 
worfen wird,  und  zwar  nicht  bloss  vom  rechtlichen  Standpuncte  aus,  sondern 
vorzugsweise  auch  aus  dem  Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit. 


Kantone  Verfkssangvyeräadeniiigeii  durch  die  Mehnuüd  der  Bflrger  Teriangt  werden  können ; 
▼on  selbst  ▼ersteht  sich ,  dass  auch  die  Verfassnniren  selbst  nnd  etwaige  Reyisionen  derselben 
der  allflreinelnen  Abstimmong  unterworfen  werden  mflssen.  Bin  Gleiches  gilt,  Ar  die  Oesammt- 
helt  der  Schwelser  Bfirger ,  von  Aendemngen  an  der  Bondesverlkssang.  Ueberdless  findet 
noch  In  den  Kantonen  Schwys  nnd  Oranbflnden  allgemeine  Abstlmtaiang  bei  gewissen  wich- 
tigeren  Oegenstinden,  and  oln  durch  die  Gesammtheit  der  Bürger  aussufibendes  Veto  gegen 
aUe  Gesetxe  statt  In  den  Kantonen  Luxem,  Solothum,  Basel-Landschaft,  Sehaffhansen,  Bt  Gallen 
und  Thurgan.    Vgl.  Kaiser,  Schweb.  Staatsieeht,  Bd.  n,  8.  86  4r.  nnd  IM  1^.  — 

1)  Die  Btimmensahten  waren  bd  dieser  Oelegenl^elt :  7,889,659  bejahende;  tM^l  Tenei- 
nende;  88,898  nngflltlge  Zettel. 

8)  Laut  der  öffnitllehen  Angaben  wurden  In  dieeen  Lindem  n.  a.  folgende  Stimmen  abgegeben: 
in  Neapel  fllr  die  Verbtndung  mit  Sardinien  1,109,489  blähende,  9881  remelnende ;  In  Modena 
59,499  blähende,  68  verneinende;  in  Parma  68,789  blähende,  186  verneinende;  InderSomagna 
900,868  b<!^ahende,  944  verneinende. 
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1. 
Begriff  der  allgemeinen  Abstimmung. 

Unter  allgemeiner  Abstimmung,  snffirage  nniversel,  mrd  —  namentlich 
nach  Massgabe  der  jüngsten  Yorgftnge  -r-  die  Einrichtung  verstanden,  nach 
welcher  den  sämmtlichen  rechtsfähigen  Einwohnern  eines  bestimmten  Ge- 
bietes die  Entscheidung  über  eine  staatliche  Frage  durch  eine  Abstimmung 
mit  Ja  oder  Kein  und  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  zngetheilt  ist.  Das 
fragliche  Gebiet  mag  aber  ein  ganzer  Staat  oder  auch  nur  ein  bestimmter 
bei  der  Frage  besonders  betheiligter  Bezirk  *)  sein. 

Die  Absicht  bei  dieser  Massregel  ist,  die  Stimme  des  Volkes  selbst  zu 
hören  und  keinerlei  Vertretung  oder  Fiction  an  deren  Stelle  zu  setzen.  Als 
leitender  Grundsatz  fQr  die  n&heren  Bestimmungen  muss  daher  einer  Seits 
die  eigene  und  unmittelbare  Abgabe  der  Stimme,  anderer  Seits  die  möglichst 
ausgedehnte  Berechtigung  zur  Theilnahme  festgehalten  werden.  Es  liegt 
also  im  Wesen  der  Sache,  dass  von  einem  Nachweise . bestimmter  Eigen- 
schaften oder  einer  ungewöhnlichen  Betheiligung  beim  Staatswohle  tlberhaupt 
und  bei  der  zu  entscheidenden  Frage  insbesondere  ganz  abgesehen  wird. 
Nicht  die  besonders  Befähigten  oder  die  ausnahmsweise  Interessirten  sollen 
—  wie  diess  in  anderen  Fällen  der  Theilnahme  von  Bürgern  bei  Regierungs- 
handlungen beabsichtigt  ist  —  hier  entscheiden,  sondern  im  G^gentheile 
die  Gesammtheit,  und  es  können  daher  auch  nur  Solche  von  der  Abstim- 
mung ausgeschlossen  werden,  deren  Unfähigkeit  zur  Abgabe  einer  irgend 
beachtenswerthen  Stimme  ganz  ausser  Zweifel  ist.  Diess  wird  denn  aber 
nur  der  Fall  sein,  einer  Seits  bei  Geisteskranken  Und  bei  Mindeijährigen, 
anderer  Seits  bei  schweren  Verbrechern,  welche  der  Ausübung  politischer 
Rechte  für  unwürdig  erklärt  worden  sind;  und  noch  ist  es  dabei  ohne 
Zweifel  in  Betreff  des  Alters  angezeigt,  das  Stimmrecht  möglichst  frühe 
beginnen  zu  lassen,  da  ja  auch  in  allen  anderen  Beziehungen  keine  erschwe- 
renden Bedingungen  gestellt  werden.  Folgerichtig  wird  also  der  Besitz 
eines  bestimmten  Vermögens  eben  so  wenig  gefordert,  als  irgend  ein  Nach- 
weis über  Bedingung  zum  Verständnisse  staatlicher  Verhältnisse ').  Es  ist 
femer  das  Abstimmungsrecht  nicht  etwa  auf  Ein  Mitglied  einer  jeden 
Familie  beschränkt,  sondern  es  nehmen  alle  Genossen,   wie  viel  ihrer  auch 


1)  wie  I.  B.  Nina  und  SaToyen. 

9)  Nor  In  gans  wenigen  F&Uen  nnd  in  kleinerem  Massstabe  Ist  aoch  schon  Bekanntsdiafl' 
mit  den  MSten  Elementarkenntnissen  als  Bedingnng  des  Stimmrechtes  anfjirMtellt  worden; 
S]»äter  and  in  aUen  HaaptüUlen  ist  man  hiervon  aber  wieder  abgeganiren ,  wohl  in  der  Er- 
wigang,  dass  (frefiioh  beseiohnend  genng)  gerade  anter  den  Jttngst  sa  einer  solchen  Aeossening 
ihres  staatlichen  Willens  beroflDnen  BcTÖlkerungen  selbst  die  ersten  Anfänge  einer  Bildung 
sehr  mangelhaft  yorhanden  waren ,  ein  Bestehen  aof  denselben  also  den  Character  der  Allge- 
meiiihett  bei  der  Abstünmnng  sehr  beelntrftchtigt  haben  würde. 
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'sein  mögen,  einzeln  Antheil.  Auch  Selbstst&ndigkeit  der  Stellung  ist  keines- 
wegs eine  Bedingung;  Haussöhne,  Diener,  im  täglichen  Lohne  Befindliche, 
Proletarier  jeder  Art  Oben  dasselbe  Stimmrecht  wie  der  Hausvater  oder 
wie  der  grösste  Grundbesitzer  und  dei:  Eigenthttmer  des  reichsten  Geschäftes  *). 
Auch  ist  kein  Stand  oder  sonstiges  Verhältniss  zum  Staate  ein  Ausschlies- 
sungsgrund; bei  den  jüngsten  allgemeinen  Abstimmungen  sind  nicht  nur 
sämmtliche  Beamten,  sondern  selbst  die  Mitglieder  der  bewaffneten  Macht, 
welche  man  sonst  von  allem  Antheile  an  staatlichen  Handlungen  ferne  zu 
halten  pflegt,  (und  wohl  aus  triftigen  Gründen,)  unbedenklich  und  vielleicht 
sogar  mit  Vorliebe  zugelassen  worden. 

Die  einzige  bedeutsame  Ausnahme  besteht  in  der  Femehaltung  der 
Frauen.  Diese  sind  bis  jetzt  nirgends  zur  Abstimmung  berufen  worden; 
und  wenn  zuweilen  auch  ein  kleiner  Theil  derselben  unter  sich  dem  Bei- 
spiele der  Männer  folgte  und  Stimmen  sammelte,  (z.  B.  ihrer  3000  in 
Neapel,)  so  wurde  einer  solchen  Handlung  keine  rechtliche  Folge  beige- 
messen, sondern  sie  nur  als  ein  Zeichen  der  auch  ausserhalb  des  zunächst 
berechtigten  Kreises  lebendigen  Theilnahme  und  Vaterlandsliebe  begrüsst, 
wohl  als  ein  liebenswürdiges  Spiel  belächelt  Mit  welcher  Folgerichtigkeit 
des  Gedankens  dieser  Ausschluss  der  Weiber  beschlossen  wird,  ist  freilich 
schwer  zu  sagen,  da  bei  den  Männern  Selbstständigkeit  der  Stellung,  Antheil 
an  den  öffentlichen  Lasten,  unmittelbare  Theilnahme  am  Gemeinwesen  oder 
Verständniss  staatlicher  Fragen  keineswegs  eine  Bedingung  der  Berechtigung 
ist,  auf  der  anderen  Seite  aber  die  Frauen  ebenso  gut  ein  Vaterland  und 
ein  Interesse  bei  der  Gestaltung  der  staatlichen  Einrichtungen  haben,  als 
die  Männer.  Begreift  sich  daher  auch,  dass  da,  wo  erst  besondere  Be- 
fähigung zu  öffentlichen  Geschäften  oder  die  Tragung  der  öffentlichen  Lasten 
die  Berechtigung  zu  einer  Theilnahme  an  politischen  Rechten  begründet, 
die  Frauen  ausgeschlossen  sind,  so  erscheint  doch  bei  einem  allgemdnen 
Stimmrechte  deren  Zurückweisung  kaum  anders,  denn  als  eine  Gewaltthätig- 
keit  der  Männer. 

Aber  auch  bei  der  Beschränkung  auf  diese  letzteren  ist  natürlich  die 
Zahl  der  nach  vorstehenden  Bestimmungen  zur  Abstimmung  Berechtigten 
sehr  beträchtlich,  und  sie  mag,  wenn  namentlich  die  niederste  Altersgrenze 
tief  gezogen,  z.  B.  auf  das  einundzwanzigste  Jahr  gesetzt  ist,  sich  auf  den 
vierten  bis  fünften  Theil  der  gesammten  Bevölkerung  belaufen.    In  Frank- 

1)  Beseiohnend  ist  eine  Anectode,  welche  der  berflhmte  ameriluuiische  Bechtsgelehrte 
and  Staatsmann  Story  sn  enithlen  liebte.  Als  er  eines  Tages  xa  einer  allgemeinen  Abstim- 
mnng  über  eine  Yorgeschlagene  Verfassangsändemng  des  Staates  liassacbosetts  fiihr,  firagte  er 
unterwegs  seinen  Kutscher,  einen  eingewanderten  Irländer,  wofUr  dieser  stimmen  werde?  Auf 
Patty's  Antwort  ^t  Ja**  sagte  Story  mhig :  in  diesem  Falle  kehre'  am  nnd  stelle  die  Pferde  wieder 
in  den  Stall;  ich  wollte  mit  „Nein"  stimmen;  es  heben  sich  also  unsere  Stimmen  gegenseitig 
auf.  We  wiU  palr  off.  Gesagt;  gethan!  Die  Stimme  des  ersten  SachyerstÜndigen  Im  Lande 
blieb  neutralisirt  durch  ^e  Stimme  eines  Halbwilden,  die  des  Herrn  durch  dl«  des  Bedientem 
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reich  sollen,  wie  oben  bemerkt,  gegen  acht  Hillionen  Stimmen  ftr  das 
Kaiserthnm  abgegeben  worden  sein;  nnd  ancb  in  Italien  belief  sich  die  Zahl 
der  Stimmzettel,  je  nach  der  Grösse  der  Lftnder,  auf  Hnnderttansende  and 
Millionen.  Es  ist  somit  die  Theilnahme  an  staatlichen  Angelegenheiten 
dnroh  die  allgemeine  Abstimmnng  in  einer  Weise  ausgedehnt  worden,  wie 
sie  niemals  zuvor  in  der  Welt  bestand,  und  wie  sie  namentlich  selbst  die 
grössten  Republiken  des  Alterthums  nicht  entfernt  kannten.    . 

2. 
Form  der  Anwendung. 

An  nnd  fQr  sich  ist  eine  doppelte  Form  allgemeiner  Abstimmung 
möglich;  entweder  n&mlich  in  einer  Volksversammlung,  oder  durch 
Abgabe  der  Stimmen  in  den  verschiedenen  Bezirken  des  Landes. 
Obgleich  nun  aber  ein  richtiges  Ergebniss  keineswegs  in  beiden  Fällen 
gleichmässig  sichergestellt  ist,  so  steht  doch  eine  Wahl  unter  denselben 
nicht  nach  Belieben  frei. 

Abstimmung  in  Einer  Versammlung  ist  natürlich  nur  da  anwendbar, 
wo  die  zur  Stimmenabgabe  Berufenen  nicht  allzuweit  auseinander  wohnen^ 
so  dass  sie  ohne  grosse  Beschwerde  sich  zusammenfinden  können.  Sie  taugt 
also  nur  für  die  Bewohner  einer  Stadt,  höchstens  eines  Staates  von  sehr 
kleinem  Gebiete.  Und  selbst  hier  hat  die  Abstimmung  an  Einem  Orte  bloss 
dann  ihre  volle  Berechtigung,  wenn  die  Gesammtzahl  der  Berechtigten  nicht 
allzu  beträchtlich  ist,  als  dass  eine  vorangehende  Berathung  stattfinden 
könnte.  Die  menschliche  Stimme  vermag  nicht  jeden  beliebigen  Raum 
auszufüllen,  noch  das  unvermeidliche  Geräusch  einer  sehr  grossen  Anzahl 
von  Menschen  zu  übertönen.  So  ist  denn  eine  allgemeine  Abstimmung  in 
einer  Volksversammlung  schon  ffSar  die  grossen  Hauptstädte  unserer  Zeit 
nicht  wünschenswerth,  eine  völlige  Unmöglichkeit  aber  sogar  für  die  An- 
gehörigen ganzer  grosser  Staaten.  —  Ohne  Zweifel  ist  diess  zu  bedauern 
im  Interesse  der  Zweckmässigkeit.  Eine  allgemeine  Abstimmung  verspricht 
ein  innerlich  weit  zuverlässigeres  Ergebniss,  wenn  die  Abstimmenden  vorher 
einer  Verhandlung  über  den  Gegenstand  ihrer  Entscheidung  haben  anwohnen. 
Gründe  und  Gegengründe  vernehmen  können.  Sodann  sind,  absichtliche 
oder  unabsichtliche,  Täuschungen  über  das  wirkliche  Ergebniss  der  Abstim- 
mung weit  weniger  zu  fOrchten,  wenn  dieselbe  vor  den  Augen  Aller  vor  sich 
geht.  Allerdings  muss  für  Ruhe  und  Ordnung  in  der  Volksversammlung 
und  namentlich  für  die  Freiheit  der  Abstimmung  eines  jeden  Einzelnen 
gesorgt  sein;  auch  bedarf  es  einer  Einrichtung,  welche  sowohl  Verwirrung 
und  Unsicherheit,  als  einen  allzu  grossen  Zeitaufwand  bei  der  Stimmen- 
abgebung  verhindert:  es  sind  diess  jedoch  keine  unlösbaren  Aufgaben,  wie 
das  Beispiel  so  vieler  Demokratieen  älterer  und  neuerer  Zeit  beweist 
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Kann  mm  aber  eine  einzige  Yenammlong  der  Stünmberechtigten  nidit 
stattfinden  —  also  thatsftehlich  in  den  meisten  Fftllen  —  so  bleibt  freilich 
nur,  eine  gleichzeitige  Abstimmung  nach  Bezirken  ond  somit  an  einer 
grösseren  Anzahl  verschiedener  Orte  übrig. 

Absümmnngen  dieser  Art  sind  in  der  jüngsten  Zeit  sehr  in  Miss* 
achtong  gekommen,  weil  bei  denselben  in  frechster  Weise  Tftnschnngen, 
Einschflchterongen,  kurz  jede  Art  von  Fftlschongen  geübt  worden  sein  sollen; 
nnd  es  ist  bereits  dahin  gekommen,  dass  allgemeine  Abstimmung  Vielen  für 
gleichbedeutend  gilt  mit  plumpem  Craukelspiel  und  empörendem  Hohne.  Es 
beweisen  jedoch  offenbar  diese  Yoriälle  nichts  gegen  die  Möglichkeit  der 
Massregel  an  sich;  denn  welche  Einrichtung  wftre  nicht  schon  missbraucht 
worden?  Nur  in  dem  Falle,  wenn  eine  Sicherung  gegen  Betrug  oder 
Gewalt  unter  keiner  Voraussetzung  ausführbar  wftre,  müsste  der  ganze 
Gedanke  als  ein  an  sich  falscher  aufgegeben  werden.  Dem  ist  aber  nicht 
so.  Geradezu  kindisch  wftre  es  freilich,  von  Sicherungsmassregeln  da  zu 
reden,  wo  eine  allgemeine  Abstimmung  von  einer  ungesetzlichen  Gewalt  mit 
vollem  Bewusstsein  bloss  zum  Scheine  angeordnet  wird,  um  ihren  Hand- 
lungen, welche  keine  geordnete  rechtliche  Prüfung  ertragen  würden,  eine 
angebliche  Billigung  durch  das  Volk  selbst  zu  verschaffen.  Hier  ist  es 
natürlich  nicht  um  Erforschung  der  Wahrheit,  d.  h.  um  Kenntniss  der 
thatsftehlich  vorhandenen  Anschauung  des  Volkes,  zu  thun,  sondern  um  die 
Aufweisung  der  zur  Bejahung  einer  bestimmten  Frage  erforderlichen  Stimmen- 
zahl; und  hier  werden  daher  auch  keinerlei  Mittel  gespart  werden,  um 
dieses  Ergebniss  zu  erhalten,  wie  immer  die  eigentliche  Gesinnung  des 
Volkes  sein  mag.  Man  muss  daher  auf  jede  Art  der  Bestechung,  der  Ein- 
schüchterung, der  Lüge  rechnen,  und  schliesslich  geradezu  auf  Betrug  beim 
Zfthlen  der  abgegebenen  und  auf  Unterschiebung  ganz  falscher  Stimmen ; 
nnd  es  werden  entweder  alle  Sicherungsmassregeln  mit  Füssen  getreten 
werden,  oder  sie  sollen  nur,  durch  scheinbare  Einhaltung  aber  wirkliche 
Verletzung,  die  Tftuschung  verstärken.  Was  beweist  diess  Alles  aber?  Un- 
zweifelhaft nur,  dass  gewissenlose  Gewaltth&tigkeit  und  Bechtsverachtung 
auch  diese  Staatseinrichtnng  missbrauchen  und  misshandeln  können.  Sehr 
übereilt  aber  wftre  der  Schluss,  dass  desshalb  dieselbe  auch  in  gesetzlichen 
Zustftnden  nichts  tauge,  und  hier  nicht  mit  nöthigen  Sichemngsmassregeln 
umgeben  werden  könne.  Wenn  der  Missbranch '  einer  Staatseinrichtung  in 
einer  Zeit  von  Gewalt  und  Umsturz  sogleich  dazu  berechtigte,  den  Stab  über 
sie  zu  brechen,  so  wftre  überhaupt  gar  kein  Cresetz,  gar  keine  Institution 
möglich,  denn  alle  ohne  Ausnahme  sind  schon  durch  Gewalt  und  List 
geillischt  worden.  So  alle  Arten  von  Wahlen,  die  volksvertretenden  Ver- 
sammlungen, die  Gerichte,  die  Gemeindefreiheiteu.  Auch  darf  man  nicht 
wfthnen,   es  werde  die  ungesetzliche  Gewalt  sich  der  allgemeinen  Abstim- 
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miingen  nicht  zu  ihren  Zwecken  bedienen,  wenn  dieselbe  wohl  nicht  bestehe 
und  nicht  auch  in  geordneter  Weise  angewendet  werde.  Wenn  sie  ihr  za 
taugen  scheint,  wird  sie  Gebrauch  von  ihr  machen,  werde  sie  ausserdem 
geübt  oder  nicht  Die  ein2dg  richtige  und  entscheidende  Frage  ist,  ob  unter 
der  Voraussetzung  gesetzlicher  Zustande  und  ehrliche^  Anwendung  bei  einer 
allgemeinen  Abstimmung  solche  Massregeln  und  Formen  angewendet  werden 
können,  dass  der  Zweck,  nftmlich  die  Erkundung  des  wirklich- bestehenden 
Yolkswillens,  ohne  Irrthum  und  Täuschung  erreicht  wird? 

Diese  Frage  kann  denn  aber  mit  gutem  Gewissen  bejaht  werden.  — 
Vor  Allem  beweisen  es  schon  offenkundige  Thatsachen.  Die  vielen  Ab- 
stimmungen, weiche  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und 
in  Schweizerkantonen  ohne  allen  Vorwurf  von  Fälschung  oder  Gewalt  vor- 

m 

genommen  worden  sind,  weisen  unzweifelhaft  die  Möglichkeit  einer  ehrlichen 
und  verlässlichen  Erklärung  des  Volkswillens  in  dieser  Form  nach.  —  So- 
dann aber  lassen  sich  ohne  flbergrosse  Anstrengung  von  Scharfsinn  und 
ohne  dass  ^e  Vorkehrungen  sehr  künstlich  und  damit  gebrechlich  wären, 
Massregeln  theoretisch  angeben,  welche  den  Zweck  der  Sicherstellung, 
natürlich  immer  unter  der  Voraussetzung  gesetzlicher  Zustände  und  ehrlicher 
Anwendung,  genügend  zu  erfüllen  versprechen.  Es  sind  diess  aber  nament- 
lich folgende  Vorkehrungen. 

Vorerst  ist  erforderlich,  dass  der  Abstimmung  eine  genügende  freie 
Erörterung  über  den  Gegenstand  des  Beschlusses  vorangehe,  damit 
der  denkende  und  gewissenhafte  Theil  der  Bevölkerung  Gelegenheit  habe, 
sich  Belehrung  zu  verschaffen,  sei  es  durch  die  Presse,  sei  es  in  eigens 
veranstalteten  Besprechungen.  Es  darf  also  der  Zeitpunct  der  Abstimmung 
dem  Aufrufe  zu  einer  solchen  nicht  allzu  nahe  gerückt  sein;  und  dass  die 
Presse  vollkommene  Freiheit  haben  muss  die  Frage  nach  allen  Seiten  zu 
erörtern,  versteht  sich  von  selbst.  Werden  diese  Mittel  zur  Belehrung  nicht 
gewährt,  so  ist  es  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  das  Ergebniss  der  Ab- 
stimmung früher  oder  später  als  erzwungen  oder  erschlichen,  somit  als 
ungültig  dargestellt  werden  wird.    Und  in  der  That  auch  nicht  mit  Unrecht. 

Sodann  ist  für  vollständige  Sicherstellung  des  Geheimnisses  der 
einzelnen  Abstimmung  zu  sorgen.  —  Es  ist  allerdings  ein  unter  politischen 
Parteien  vielfach  geführter  und  bis  auf  diese  Stunde  noch  keineswegs  mit 
allgemeiner  Zustimmung  entschiedener  Streit,  ob  man  von  dem  Bürger  in 
staatlichen  Dingen  ein  offenes  Aussprechen  seiner  Meinung  verlangen  könne, 
oder  ihm  Geheimhaltung  seiner  Abstimmung  zu  gewähren  sei,  und  was  als 
nützlicher  erscheine  0?  Für  den  ruhig  Prüfenden  liegen  aber  doch  sehr 
gewichtige  Gründe  zu  Gunsten  der  Geheimhaltung  vor.    Dass  man  theo- 


1)  £•  sei  nur  mi  den  Streit  in  England  über  das  „Ballot**,   eine  der  Forderangeo  der  Radi- 
kalen, erinnert. 
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retisch  dem  Bflrger  ein  onerscbrockenes  Bekennen  m  seiner  üeberzengong, 
anch  wenn  dieselbe  ihm  Nachtheile  bringen  sollte,  als  sittliche  Pflicht  aufer- 
legen kann,  ist  freilich  unzweifelhaft;  allein  eben  so  gewiss  ist  es,  dass  im 
wirklichen  Leben  keineswegs  Alle  eine  solche  Festigkeit  haben,  und  dass  die 
blosse  Forderung  sie  ihnen  auch  nicht  yerschafit  Die  Frage  kann  also  nur 
die  sein:  ob  es  zweckmässiger  ist,  die  Einrichtung  so  zu  treffen,  dass  man 
die  wahre  Meinung  der  Befragten  wirklich  erhftlt ,  und  nunentlich  auch  von 
Solchen,  welche  nicht  den  Muth  gehabt  hätten,  sich  öffentlich  zu  ihr  zu 
bekennen;  oder  ob  man  die  Verzagten  nOthigen  soll,  sich  den  Entschiedenen 
und  Kräftigen  anzureihen,  auch  wenn  Jene  deren  Meinung  in  der  That  nicht 
theilen?  Man  braucht  nun  aber  diese  Frage  bloss  zu  stellen,  um  alsbald  zu 
sehen,  dass  yerstfindigerweise  nur  Eine  Antwort  möglich  ist.  Bei  einer  Ab- 
stimmung kann  die  Absicht  nur  sein,  die  wahre  Ansicht  der  Stimmberech- 
tigten zu  erfahren.  Nun  ist  aber  offenbar  bei  einer  geheim  gehaltenen 
Abstimmung  kein  Grund  vorhanden ,  warum  nicht  Jeder  seine  Ueberzeugung 
wirklich  ausdrücken  sollte,  da  ihm  die  Bethätigung  keinen  Nachtheil,  die 
Yerläugnung  keinen  Yortheil  bringen  kann.  Im  Gegentheile  aber  ist  man 
der  Wahrheit  keineswegs  sicher,  wenn  das  Bekennen  zu  einer  bestimmten  An- 
sicht einen  Schaden  zu  bringen  droht.  Qanz  sinnlos  aber  wäre  die  Behauptung, 
dass  die  wirkliche  Meinung  eines  Feiglings  keinen  Werth  habe.  Zunächst 
kann  sie  vollkommen  begründet  sein ;  sodann  hat  sie  doch  jedenfalls  mehr 
Werth  als  diejenige,  welche  ihm  eben  durch  seine  Muthlosigkeit  aufgezwungen 
wtlrde.  Auch  muss  man  in  der  That  mit  der  Beschuldigung  der  Feigheit 
etwas  sparsam  sein.  Die  Nachtheile  einer  bestimmten  Erklärung  Über  eine 
politische  Frage  können  möglicherweise  fflr  einen  in  abhängigen  Verhältnissen 
befindlichen  Mann  so  bedeutend  sein,  dass  von  einer  wirklich  verächtlichen 
Gesinnung  noch  lange  nicht  die  Rede  zu  sein  braucht,  wenn  er  sich  scheut, 
offen  aufzutreten.  Es  mag  sogar  in  der  That  eine  Gollision  sittlicher 
Pflichten  bestehen,  z.  B.  einer  Seits  der  gebotenen  Rücksicht  auf  die  Familie, 
anderer  Seits  der  Verpflichtung  für  das  aUgemeine  Wohl  zu  sorgen,  so  dass 
selbst  einem  ehrlichen  Manne  schwere  Zweifel  kommen.  Daher  geht  auch 
das  Verlangen  nach  öffentlicher  Abstimmung  nicht  sowohl  von  dei\jenigen 
Parteien  aus,  welche  auf  die  innere  Güte  ihrer  Sache  vertrauen,  als  viel- 
mehr von  solchen ,  welche  viele  Mittel  zum  Einflüsse  zu  haben  glauben ,  und 
praktisch  liegt  sicherlich  den  Anfeindungen  der  geheimen  Abstimmung  nicht 
das  Verlangen  nach  tapferer  Bflrgertugend ,  sondern  im  Gegentheile  die 
Hoffnung  auf  eine  Einschüchterung  zu  Grunde.  Ist  dem  aber  so ,  so  muss 
auch  daftu*  gesorgt  werden,  dass  bei  allen  allgemeinen  Abstimmungen  der 
Inhalt  der  vom  Einzelnen  abgegebenen  Stimme  unbekannt  bleibe.  An  Mitteln 
hierzu  fehlt  es  nicht;  namentlich  empfiehlt  sich  eine  vollkommen  äussere 
Gleichheit  der  Stimmzettel  für  Bejahung  und  für  Verneinung,  so  dass  bei 
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der  Einwerfiang  in  die  Urne  die  getroffene  Wahl  unter  denselben  von  keinem 
Dritten  erkannt  werden  kann.  Natürlich  mnss  die  vorgeschriebene  Form 
auf  das  strengste  eingehalten  werden,  und  es  darf  vor  Allem,  soll  nicht  der 
ganze  Zweck  vereitelt  werden,  keinerlei  freiwillige  Kundgebung  der  Abstim- 
mung stattfinden,  indem  sonst  auf  diese  Weise  indirect  die  Abstimmung  der 
sich  an  die  Yorschrilb  Haltenden  entdeckt  oder  wenigstens  mit  grosser  Wahr- 
scheinlichkeit vermuthet  werden  kann.  Die  Ungültigkeitserklärung  jeder 
veröffentlichten  Stimme  wird  eine  gerechte  Strafe  der  Gesetzesumgehung 
und  ein  wirksames  Mittel  zur  Aufirechterhaltung  des  Gebotes  sein. 

£ine  dritte  Vorkehrung  muss  die  Bewahrung  vor  offenem  Zwange 
sein.  lieber  die  rechtliche  Verpflichtung  und  die  politische  Zweckmässigkeit 
eines  solchen  Schutzes  kann  natürlich  kein  Zweifel  obwalten.  Ist  schon 
mittelbare  Köthigung  zu  verhindern,  so  um  so  mehr  eine  geradezu  aus- 
geübte; überdiess  würde  eine  solche  die  ganze  Handlung  unheilbar  nichtig 
machen.  Es  kann  sich  also  nur  von  den  Mitteln  handeln.  Hier  muss 
denn  aber  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  verfahren  werden; 
und  nur  die  allgemeine  Bemerkung  ist  wohl  gerechtfertigt,  dass  die,  auch 
schon  beliebte,  Entfernung  jeder  bewaffneten  Macht  aus  der  Kähe  der  Ab- 
stimmungsplätze eine  sehr  zweifelhafte  Massregel  ist.  Möglicherweise  kann 
freilich  durch  Aufstellung  von  Truppen  ein  unerlaubter  Einfluss  ausgeübt 
werden;  allein  eben  so  leicht  und  vielleicht  noch  leichter  mag.  es  sich 
begeben,  dass  eine  solche  Bereithaltung  zum  Schutze  der  einen  Partei  gegen 
die  andere  oder  zur  Vermeidung  sonstiger  Unordnung  gereicht.  Die  that- 
Bächlichen  Verhältnisse  müssen  also  auch  in  dieser  Beziehung  entscheiden. 
Dass  die  Abstimmenden  selbst  ohne  Waffen  zu  erscheinen  haben,  mag  da- 
g^en  mit  Fug  unter  allen  Umständen  verlangt  werden. 

Endlich  ist  noch  fOr  Vermeidung  von  Irrthum  oder  gar  von 
Täuschung  hinsichtlich  der  Berechtigung  der  Abstimmenden  und  ihrer 
Zahl  zu  sorgen.  Hierzu  ist  denn  einer  Seits  nothwendig,  dass  die  Listen 
der  zur  Abstimmung  Berechtigten  auf  eine  zuverlässige  Weise  geführt, 
einer  öffentlichen  Controle  (etwa  durch  Anschlag  an  allgemein  zugänglichen 
Orten)  unterworfen  und  im  Falle  einer  Beschwerde  alsbald  berichtigt 
werden.  Anderer  Seits  muss  eine  genaue  Beaufsichtigung  der  Wahlurnen 
und  eine  unzweifelhafte  Controle  der  schliesslichen  Zählung  augeordnet  sein. 
Zu  beiden  mögen  aber  entweder  zuverlässige  öffentliche  Beamte,  z.  B.  aus 
dem  Richterstande,  oder  Gemeindevorsteher  bestimmt  werden,  oder  aber, 
imd  vieUeicht  noch  zweckmässiger,  von  den  Stimmenden  selbst  gewählte 
Aufsichtspersonen. 
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8. 

Von   der   Znlässigkoit   einer  Volksabstimmung  im 

Allgemeinen. 

Bei  Untersnchang  der  Frage,  ob  and  unter  welchen  Voraussetzungen 
aUgemeine  Abstimmungen  grundsätzlich  als  zulässig  erkannt  werden  können, 
sind  jeden  Falles  drei  wesentlich  verschiedene  Fälle  zu  unterscheiden.  Vor- 
erst die  völlige  Neugrflndung  eines  Staates.  Zweitens  die  Anwen- 
dung allgemeiner  Abstimmung  als  einer  gesetzlichen,  wenn  vielleicht  auch 
nur  selten  angewendeten  aber  doch  dem  staatlichen  Organismus  eingereihten, 
Massregel.  Drittens  endlich  die  Benützung  derselben  in  ausserordent- 
lichen, d.  h.  in  der  verfassungsmässigen  Ordnung  gar  nicht  vorgesehenen 
und  vorhersehbaren  Fällen. 

a)  In  Betreff  der  Neugrflndung  eines  Staates  sei  vor  Allem  bemerkt, 
dass  hier  keineswegs  flberflflssiger  Scharfsinn  auf  einen  unmöglichen  oder 
wenigstens  unpractischen  Fall  verwendet  wi^d.  Nicht  nur  lässt  eine  ge- 
nauere Betrachtung  die  Möglichkeit  mehrerer  wesentlich  verschiedener  Arten 
solcher  Bildungen  erkennen,  sondern  es  fehlt  auch  im  wirklichen  Leben 
keineswegs  an  Beispielen  wirklich  eingetretener  Gestaltungen  ^.  In  Ländern 
alter  Gesittigung ,  also  z.  B.  in  den  europäischen  Verhältnissen ,  ist  freilich 
die  Entstehung  eines  ganz  neuen  Staates  aus  bisher  unverbunden  gewesenen 
Individuen  und  ohne  eine  vorgängigc  andere  gesellschaftliche  Ordnung  nicht 
möglich.  Das  gesammte  Gebiet  ist  längst  bestimmten  Staaten  zugetheilt, 
auch  nirgends  eine  Bevölkerung  vorhanden,  welche  nicht  bereits  einem 
gesetzlich  geordneten  Gemeinwesen  angehörte.  Dennoch  kann  auch  hier 
von  Staatsgrflndung  unter  zwei  Voraussetzungen  die  Rede  sein.  Einmal, 
wenn  eine  Anzahl  von  kleineren  bisher  selbstständigen  Staaten  zu  einem 
grossem  einheitlichen  Ganzen  verbunden  werden  soll,  wobei  wieder  entweder 
ein  Bundesstaat  oder  ein  Einheitsstaat  beabsichtigt  sein  mag.  Zweitens 
aber,  wenn  ein  neuer  Staat  aus  Bruchstücken  bisheriger  Staaten  gebildet 
werden  will,  wobei  wieder  entweder  nur  ein  bestimmter  Theil  aus  seinem 
Verbände  abgelöst  und  als  eine  selbstständige  Gestaltung  geordnet  werden, 
oder  aber  die  neue  Einheit  aus  Theilen  mehrer  verschiedener  Staaten  ent- 
stehen kann.  Noch  weit  einfacher  und  häufiger  aber  ist  die  völlige  Neu- 
bildung eines  Staates  in  neu  bevölkerten  und  einer  höheren  Gesittigung  oft 
entgegenstehenden  Erdstrichen.    Hier  ist  die  Entstehung  neuer  Gemeinheiten 


1)  Es  lei  nur,  aus  neuerer  Zelt,  erinnert  an  die  NeabUdong  des  nordamerlkanieoben  und 
des  schweixerlschen  Bundesstaates;  an  die  Orilndnng  Griechenlands  und  Belgiens,  als  beson- 
derer Staaten;  an  die  sahireichen,  freilich  cum  Thelle  tumultuarlsohen  und  Torfibergehenden, 
Bildungen  und  Umbildungen  Ton  Staaten  in  Mittel-  und  in  Sttdamerlka ;  an  die  fortdauernde  ' 
Entstehung  neuer  Staaten  im  Westen  Ton  Nordamerika;  an  die  Möglichkeit  einet  itallinisehen 
Einheitsstaates,  u.  s.  w. 
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aus  bisher  völlig  unverbonden  gewesenen  Individaen  und  kleineren  gesell- 
schaftlichen Kreisen  mOglich  und  nothwendig.  —  Was  nun  aber  die  An- 
wendung allgemeiner  Abstimmungen  zum  Behufe  der  RichtigsteUung  solcher 
Neubildungen  betrifft,  so  soU  zwar  keineswegs  der  Satz  aufgestellt  werden, 
dass  ein  Staat  rechtlich  nur  durch  einen  allgemeinen  Vertrag  aller  Genossen 
mit  allen  gegründet  werden  könne;  vielmehr  wird  gerne  die  Zulftssigkeit 
auch  anderer  Entstehungsarten  eingeräumt.  Allein  eben  so  wenig  unterliegt 
einem  Zweifel,  dass  eine  Gründung  durch  Yolkswillen  an  und  für  sich,-  und 
zwar  sowohl  rechtlich  als  thats&chlich,  ebenfalls  möglich  ist>).  Für  Fälle 
dieser  Art  nun  darf  ohne  Bedenken  die  Behauptung  aufgestellt  werden, 
dass  gerade  die  Form  einer  allgemeinen  Abstimmung  an  der  Stelle  ist. 
Wenn  irgendwo,  so  ist  es,  wo  eine  andere  berechtigte  Auctorität  nicht 
besteht,  bei  der  Ordnung  des  bisher  noch  nicht  vorhanden  gewesenen  Staats- 
zweckes und  bei  der  Einrichtung  des  neuen  Verhältnisses  von  befehlender 
Grewalt  und  rechtlicher  Verpflichtung  zum  Gehorsam  nothwendig,  vollkommen 
ausser  Zweifel  zu  sein  über  die  Zustimmung  aller  Betheiligten,  und  offenbar 
ist  die  Befragung  eines  jeden  Mannes  im  Volke  ein  geeignetes  Mittel,  die 
Thatsache  zu  erfahren.  Und  zwar  findet  die  Massregel  gleichmässige  An- 
wendung in  den  sämmtlichen  eben  angegebenen  Fällen  einer  Neubildung; 
auch  kann  von  einer  beachtenswerthen  Störung  und  Beunruhigung  durch 
die  Vollziehung  nicht  die  Bede  sein,  da  es  sich  hier  nur  von  einer  ein- 
maligen Abstimmung  handelt,  deren  wichtiger  Zweck  sicherlich  der  ent- 
sprechenden Anordnung  werth  ist.  Auch  ist  kein  innerer  Grund,  warum 
die  Abstimmung  in  einem  solchen  Falle  nicht  sollte  ruhig  und  ehrlich  vor- 
genommen werden  können;  thatsächliche  Beispiele  vom  gegentheiligen  Ver- 
fahren beweisen  bloss  Missbrauch,  aber  keine  innere  Nothwendigkeit.  (Nicht 
erst  ier  Bemerkung  aber  bedarf  es  dabei,  dass  hier  die  Frage  über  die 
etwaigen  Rechte  anderer  Staaten  oder  über  völkerrechtliche  Hindemisse 
ganz  bei  Seite  bleibt,  indem  itzt  nicht  untersucht  werden  soll,  o  b  und  unter 
welchen  Voraussetzungen  ein  Stück  von  einem  bestehenden  Staate  abgetrennt 
und  selbstständig  geordnet  werden  kann,  sondern  nur,  wie  dieses  zu  ge- 
schehen hat,  wenn  eine  Trennung  eingetreten  ist.) 

b)  In  Betreff  der  Anwendung  allgemeiner  Abstimmungen  als  regel- 
mässige.und  gesetzliche  Massregel  in  bestehenden  Staaten  leuchtet 
wohl  auch  dem  unbedingtesten  Anhänger  des  Abstimmungsprincipes  ein, 
dass  es  ganze  Staatsgattungen  und  Staatsformen  gibt,  bei  welchen  von  einer 
allgemeinen  Meinungsäusserung  und  gar  Entscheidung  der  Bevölkerung  als 
von  einer  regelmässigen,  sei  es  nun  häufig  sei  es  selten  angewendeten,  Ein- 
richtung niemals  die  Bede  sein  kann.    Wo  nämlich  nicht  nur  die  Staats- 


1)  8.  meine  BneyUopMie  der  Btaatewiflienflcluifteii,  8.  84  flg. 
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gewalt   einer  bestimmten   physischen   oder  moralischen   Person  ans   einer 
selbstständigen  berechtigenden  Ursache  nnd  nicht  dnrch  Uebertragong  des 
Volkes  zusteht,   sondern  auch  der  Ausspruch  des  Willens  zur  Anwendung 
der  Gewalt  dem  Inhaber  derselben  ausschliesslich  zukommt,  somit  die  Staats^ 
genossen  nur  im  Verhältnisse  des  Gehorsams  stehen  und  politische  Rechte 
nicht  in  Anspruch  zu  nehmen  haben:   da  ist  auch  selbstredend  von  Ab* 
Stimmungen   der  Unterthanen   über   bestimmte    staatliche   Angelegenheiten 
keine  Frage.    Weder  ist  eine  unmittelbare  Befugniss  dazu  vorhanden,  noch 
kann  durch  irgend  eine  Schlussfolge   über  die  Entstehung  und  das  Wesen 
der  bestehenden  Gewalt  logisch  richtig  zu  einem  solchen  Rechte  aufgestiegen 
werden.    Staaten  dieser  Art  sind  jeden  Falles  die  Theokratieen  und  die 
Patnmonialstaaten,  wo  der  Besitz  der  Staatsgewalt  auf  göttlicher  Anordnung 
beziehungsweise  auf  einer  eigenen  zum  Schutze  befähigenden  Macht  beruht. 
Aber  auch  ein  grosser  Theil  der  Rechtsstaatsgattung  gehört  hierher.    So 
vor  Allem  die  auf  einem  geschichtlichen  Rechte  beruhenden  unbeschränkten 
Monarchieen  und  die  Aristokratieen ,   als  in  deren  Begriff  schon   die  aus- 
schliessende   Berechtigung   der  Regierenden   zum  Ausspruche   des   Staats- 
willens liegt,   und  wo  also  eine  verfassungsmässige  Feststellung   gewisser 
Fälle,   in  welchen  die  gesammte  Bevölkerung  um  ihre  Meinung  und  Ent- 
scheidung  angegangen   werden   mttsste ,   nicht  bloss   eine  Folgewidrigkeit, 
sondern  eine  völlige  Zerstörung  des  Grundsatzes  wäre.    Und  sdbst  bei  den 
Einherrschaften  mit  Volksvertretung  muss  ein  Unterschied  gemacht  werden. 
In  allen  jenen  zahlreichen  Staaten,   deren  Fürsten  den  Besitz  der  Staats- 
gewalt  geschichtlich  auf  eine   andere  Grundlage  als   auf  den  Volkswillen 
stützen,  somit  auf  Eroberung,  völkerrechtliche  Bestimmungen,  ursprüngliche 
Patrimonialgewalt  oder  kaiserliche  Verleihung,  und  in  welchen  erst  später 
eine  Beschränkung  der  Regierungsrechte  durch  eine  ständische  Versammlung 
zu  Stande  kam,  ist  eine  allgemeine  Abstimmung  gegen  das  positive  Recht 
nnd  dessen  Wesen.    Die  Mitwirkung  von  Vertretern  der  Unterthanen  und 
deren,  wenigstens  theilweise,  Wahl  ist  eine 'genau  umschriebene  Ausnahme 
von  der  in  den  Händen  des  Fürsten  aus  eigenem  Rechte  ruhenden  Fülle 
der  Staatsgewalt  und  dem  Rechte  ihrer  Anwendung  im  einzelnen  Falle,  ans 
welcher  Ausnahme  keineswegs    auf  noch  weitere  Beschränkungen  und  noch 
weniger  auf  grundsätzliche  Aufhebungen  dieser  Gewalt  geschlossen  werden 
könne.    Die  möglicher  Weise  von  einem  unbeschränkten  Monarchen  gefähr- 
deten Rechte  und  Interessen  des  Volkes  sollen  in  diesen  Staaten  durch  die 
Einräumung  einer  Mitwirkung  in  gewissen  und  durch  wirksame  Klagen  in 
den  übrigen  Fällen  geschützt  werden ;  allein  nur  so  weit  geht  die  Befugniss, 
nnd  nur  in  dieser  Form  kann  sie  ausgeübt  werden.    Eine  allgemeine  Ab- 
stimmung des  Volkes  als  regelmässige  Massregel  wäre,   so  weit  sie  allein 
entscheidend  sein  sollte ,  eine  Aufhebung  des  Regierungsgrundsatzes ;  als 
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blosse  Mitwirkung  mm  mindesten  im  Widersprncbe  mit  dem  ganzen  Ge- 
danken der  Vertretung.'  Der  einzige  etwa  zulässige  Ausnahmefall  wäre  eine 
Abänderung  an  Yerfassungsbestimmungen ;  und  auch  hier  ist  es  Vielen 
sehr  zweifelhaft,  ob  nicht  in  den  zunächst  in  Betrachtung  stehenden  Staaten 
eine  andere  Einrichtung  vorgezogen  werden  muss.  Dieser  Punct  wird 
fibrigens  weiter  unten  besonders  besprochen  werden. 

Anders  allerdings  verhält  es  sich  in  beiden  Arten  von  Demokratieen 
und  in  solchen  Monarchieen,  deren  itzige  Fürstengeschlechter  durch  eine 
ausdrückliche  Anerkennung  und  Zustimmung  des  Volkes  auf  den  Thron  neu 
erhoben  oder  auf  den  bereits  verlorenen  wieder  gesetzt  worden  sind.  Hier 
ist  kein  offener  Widerspruch  zwischen  der  rechtlichen  Grundlage  der  Staats- 
gewalt und  einer  unmittelbaren  Aeusserung  des  Volkswillens;  im  Gegen- 
theile.  Doch  muss  Jedea  Falles  wieder  unterschieden  werden  zwischen 
reinen  Volksherrschaften  und  repräsentativen  Demokratieen  und 
Monarchieen.  —  Was  jene  betrifft,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  all- 
gemeine Abstimmungen  regelmässig  vorkommen  können  und  selbst  vor- 
kommen müssen;  es  ist  diess  ja  die  natürliche  Art,  wie  sich  in  dieser 
Regierungsform  der  Staatswille  äussert.  £s  braucht  jedoch  von  dieser 
Staatsart  hier  nicht  weiter  die  Bede  zu  sein;  die  gegenwärtig  Europa  in 
Bewegung  setzende  Frage  über  allgemeine  Abstimmung  ist  nicht  in  Be- 
ziehung auf  die  wenigen  mikrOscopischen  reinen  Demokratieen  aufgeworfen 
und  bedarf  nicht  ihrer  wegen  eine  Erörterung.  Wie  die  Urkantone  und 
Appenzell  ihre  Angelegenheiten  ordnen,  ist  weder  fbr  das  politische  Leben 
noch  Dar  die  Wissenschaft  von  Bedeutung.  —  Wichtig  dagegen  ist  die  Sache 
in  Betreff  der  repräsentativen  Demokratieen  und  der  immer  zahlreicher 
werdenden  Monarchieen  der  bezeichneten  Art.  Hier  kann  denn  vor  Allem 
nur  wiederholt  werden,  dass  ein  grundsätzliches  Hindemiss  gegen  die  regel- 
mässige Benützung  allgemeiner  Abstimmungen  in  gesetzlich  bezeichneten 
Fällen  in  keiner  Weise  besteht.  Wenn  ein  Volk,  welches  die  Staatsgewalt 
im  eigenen  rechtlichen  Besitze  hat  und  nur  ans  Zweckmässigkeitsgründen 
die  Ausübung  an  eine  Anzahl  von  Stellvertretern  zu  übertragen  für  gut 
findet,  die  eigene  Handhabung  in  bestimmten  ihm  dazu  geeignet  dünkenden 
Ausnahmen  sich  vorbehält,  so  ist  natürlich  vom  Rechtsstandpuncte  aus 
nicht  das  Mindeste  einzuwenden.  Ebenso  k^nn  ohne  irgend  welchen  inneren 
Widerspruch  ein  Volk,  welches  eine  monarchische  Begierungsform  einsetzt, 
sich  in  dieser  oder  jener  Voraussetzung  eine  abermalige  unmittelbare 
Aeusserung  seines  Willens  zum  Voraus  vorbehalten.  Die  Form  ist  unter 
dieser  Bedingung  übertragen  oder  nach  einer  Krise  neu  anerkannt  Mit 
dieser  Erwägung  ist  die  Sache  jedoch  nicht  ganz  abgemacht.  Wenn  eine 
allgemeine  Abstimmung  auch  nicht  im  Widerspruche  mit  der  rechtlichen 
Grundlage  des  Staates  ist,   so  kann  sie  doch  möglicherweise  gegen  deu 

T.  Mohl,  StMterecht   Bd.  U.  20 
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Gedanken  der  besonderen  Einrichtung  der  Yertretong  durch  Abgeordnete 
Verstössen;  nnd  hier  ist  denn  allerdings  Gewichtiges  za  bedenken.  In  den 
Staaten  der  bezeichneten  Art  ist  die  Aasflbang  der  Staatsgewalt  oder 
wenigstens  die  Wahrong  der  staatsbürgerlichen  Rechte  und  Interessen  aus 
Zweckmftssigkeitsgrflnden  einer  kleinen  ansgew&hlten  Anzahl  zngetheilt,  weil 
die  Gesammtheit  der  Bürger  für  za  zahlreich  und  zu  weit  auseinander 
wohnend  erachtet  wird,  als  dass  sie  zu  einer  Versammlung  zusammentreten 
könnte ;  femer  weil  man  die  Berathung  und  Beschlussnahme  in  Staatssachen 
besser  glaubt  von  wenigeren  besonders  befähigten  M&nnem  vornehmen  za 
lassen,  als  durch  die  grosse  ununterrichtete  oder  sonst  untaugliche  Menge. 
*Den  Auserwählten  wird  aber  ein  Recht  zu  solcher  Stellvertretung  durch  die 
freie  Wahl  und  Uebertragung  der  Gesammtheit  gegeben,  welche  damit  ihren 
nützlichen  Antheil  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  für  erschöpft  erachtet 
Es  fragt  sich  also,  ob  zureichende  Gründe  vorhanden  sind,  um  Ausnahmen 
von  dieser  als  zweckmässig  und  nothwendig  erachteten  Beschränkung  auf 
besonders  Befähigte  zu  machen?  Es  lassen  sich  zwei  wesentlich  ver- 
schiedene Veranlassungen  hierzu  denken:  entweder  nämlich  die  besondere 
Wichtigkeit  einer  Angelegenheit;  oder  aber  eine  Unzufriedenheit  mit  einem 
bestimmten  einzelnen  Benehmen  der  Stellvertreter.  —  In  ersterer  Beziehung 
nun  wird  es  wohl  wenig  Widerspruch  finden,  wenn  eine  Veränderung  in  der 
Verfassung,  wäre  sie  selbst  an  sich  nur  untergeordneter  und  vielleicht  bloss 
formeller  Art,  als  hinreichend  bedeutend  zu  einer  unmittelbaren  Theilnahme 
des  ganzen  Volkes  erachtet  wird.  Es  ist  zwar  nicht  undenkbar  und  recht- 
lich unmöglich,  dass  selbst  das  Recht,  Veränderungen  in  den  Grundgesetzen 
vorzunehmen,  den  Vertretern  übertragen  wird;  allein  jeden  Falles  kann  es 
keinen  Anstand  finden,  wenn  das  Volk  nicht  so  weit  in  der  Entsagung  auf 
sein  ursprüngliches  Recht  und  in  seinem  Vertrauen  gehen,  sondern  seine 
Interessen  in  so  tief  greifenden  Fragen  selbst  wahren  will.  Schwieriger  ist 
die  Entscheidung  in  Betreff  sonstiger  wichtiger  Staatshandlungen.  Es 
streiten  hier  zweierlei  Rücksichten  um  den  Vorrang.  Auf  der  einen  Seite 
mag  auch  hier  das  Interesse  des  Volkes,  in  den  bedeutenderen  seiner  An- 
gelegenheiten wirklichen  und  nicht  bloss  angenommenen  WiUen  geltend  zu 
machen,  hervorgehoben  werden.  Auf  der  anderen  Seite  aber  kann  man 
darauf  aufmerksam  machen,  dass  gerade  bei  wichtigeren  Angelegenheiten 
die  Benützung  derjenigen  Einrichtung  räthlich  sei,  welche  die  Entscheidung 
in  die  Hände  besonders  Ausgewählter  lege.  Auch  dürfte  mit  Recht  die 
Schwierigkeit  betont  werden,  ein  für  aUemal  einen  gesetzlichen  Unterschied 
zwischen  mehr  und  weniger  wichtigen  Angelegenheiten  zu  machen,  indem 
bald  bei  einer  in  der  That  nach  Zeit  und  Umständen  unbedeutenden  Frage 
die  schwerfällige  Maschinerie  einer  allgemeinen  Abstimmung  in  Bewegung 
zu  setzen  sein,  bald  aber  eine  wirklich  wichtige  Angelegenheit  nicht  unter 
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die  ZOT  unmittelbaren  Yolksentscheidang  vorbehaltenen  Kategorieen  fallen 
könnte.  Endlich  hätte  wohl  eine  h&ofige  Anwendung  der  allgemeinen  Ab- 
stimmung Qble  Folgen,  sei  es  non  dass  sie  ErmQdong  und  Gleichgültigkeit 
erzeugen,  sei  es  dass  sie  eine  beständige  Aufregung  erhalten  w&rde. 
Unzweifelhaft  sind  diese  letzteren  Gründe  gewichtiger;  es  muss  daher 
auch  in  den  hier  unterstellten  Staatsarten  die  unmittelbare  Befragung  des 
Volkes  als  regelmässige  Begierungseinrichtung  bei  gewöhnlichen,  wenn  gleich 
vielleicht  wichtigen,  Staatsgeschäften  als  unzweckmässig  erklärt  werden.  — 
Soll  diese  Ausschliessung  aber,  diess  ist  die  zweite  Frage,  so  weit 
gehen,  dass  es  bei  der  Entscheidung  der  Vertreter  bleibt,  wo  entschiedene 
Zeichen  der  Missbilligung  und  des  Missvergnfigens  im  Volke  selbst  hervor-* 
treten?  Soll  der  gesetzlich  präsumirte  Wille  auch  dann  aufrecht  erhalten 
werden,  wenn  es  wahrscheinlich  ist,  dass  der  wirkliche  Wille  ein  anderer 
ist,  dieser  aber  alsbald  durch  eine  unmittelbare  Befragung  erkundet  werden 
kann?  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  eine  Bejahung  dieser  Frage  gegen 
Billigkeit  und  vielleicht  selbst  gegen  gesunden  Verstand  zu  gehen  scheint. 
Dennoch  zeigt  eine  nähere  Betrachtung,  dass  die  Sache  nicht  so  einfach 
liegt.  Einmal  bleiben  vorweg  alle  Gründe,  welche  überhaupt  der  Behand- 
lung von  Staatsangelegenheiten  durch  wenige  Auserwählte  vor  einer  Ent- 
scheidung durch  die  grosse  Menge  den  Vorzug  verschaffen,  auch  hier  voll- 
kommen in  Kraft.  Das  MissvergnQgen  eines  Theiles  dieser  Menge  beweist 
noch  keineswegs,  dass  das  Verfahren  der  Vertreter  wirklich  ein  unrichtiges 
war.  Sodann  ist  zu  bedenken,  dass  die  Einräumung  eines  Bechtes  der 
Berufung  an  die  Gesammtheit  einer  unruhigen  und  ränkesüchtigen  Minder- 
zahl eine  zu  jeder  Zeit  anwendbare  Handhabe  zur  Erweckung  von  Unruhe 
und  zu  muthwilliger  Störung  des  Ganges  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
giebt.  Trägt  sie  auch  schliesslich  den  Sieg  nicht  davon,  so  hat  sie  wenig- 
stens eine  Zeitlang  in  Zweifel  gestellt  und  Verdruss  gemacht  Endlich  fällt 
in  die  Augen,  dass  es  sich  mit  dem  Begriffe  einer  Monarchie,  selbst  wenn 
sie  durch  freien  Volkswillen  entstanden  sein  sollte,  nicht  verträgt,  wenn 
eine  mit  Zustimmung  der  gesetzlichen  Vertretung  zu  Stande  gekommene  von 
dem  Staatsoberhaupte  bereits  genehmigte  und  veröffentlichte  Begierungs- 
haudlung  nun  nachträglich  doch  noch  vor  das  Volk  gebracht  und  von 
diesem  einfach  für  ungültig  erklärt  werden  könnte.  Letztere  Erwägung  ist 
nun  so  durchschlagend,  dass  jeden  Falles  in  einer  Monarchie  von  einer 
wegen  später  auftauchender  Unzufriedenheit  im  Volke  zu  veranstaltenden 
aUgemeinen  Abstimmung,  von  einem  Veto,  in  Beziehung  auf  regelmässige 
Begierungsmassregeln ,  z.  B.  Gesetze,  niemals  die  Bede  sein  kann.  In 
repräsentativen  Demokratieen  fällt  dieser  Grund  allerdings  weg;  es 
frfigt  sich  hier  also,  ob  die  beiden  anderen  Bedenken  gewichtig  genug  sind 

die  Gegengründe  zu  besiegen?    Die  Wahl  ist  schwer,  und  es  kann  kaum 
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in  gatem  Glauben  und  mit  voller  Ueberzengang  von  der  einen  oder  von 
der  andern  Seite  behauptet  werden,  Tiass  der  Gegner  offenbar  einer  yer- 
kehrten  und  verderblidien  Ansicht  sei.  Auch  die  Thatsachen  beweisen  die 
ungefilhr  gleiche  Bedeutung  der  Gründe  Fflr  und  minder;  während  in  einer 
Anzahl  repräsentativer  Demokratieen  allgemeine  Abstimmungen  wegen  Un- 
zufriedenheit mit  den  Beschlüssen  der  gesetzlichen  Vertreter  pn^lftii^ig  sind, 
so  z.  B.  regelmassig  in  den  nordamerikanischen  und  in  einem  Theile  der 
schweizerischen  Kantone,  sind  sie  bei  andern  unter  ganz  gleichen  Yerhait- 
nissen  stehenden  eingeführt,  z.  B.  in  andern  Theilen  der  Schweiz.  Es 
muss  somit  schliesslidi  wohl  die  Zulässlichkeit  zwar  nicht  unbedingt  verlangt, 
aber  doch  als  eine  Möglichkeit  zugegeben  werden. 

So  stellt  sich  denn  das  Ergebniss  der  Untersuchung  über  die  Zulftssig- 
keit  allgemeiner  Abstimmungen  als  einer  regelmässigen  in  den  gesetzlidien 
Organismus  einzureihenden  Massregel  folgendermassen:  Unzulässig  sind  die- 
selben durchaus  in  allen  Staaten,  deren  Begierung  auf  selbstständigem, 
nicht  auf  Yolkswillen  gegründetem  Rechte  beruht,  (vielleicht  Yerfiassungs- 
Veränderungen  ausgenommen;)  femer  auch  in  repräsentativen  Demokratieen 
und  in  volksthümlidi  begründeten  Monarchieen  in  Betreff  gewöhnlicher 
Staatsgeschäfte,  endlich  in  Staaten  der  letzteren  Art  zum  Behufe  der  Aus^ 
sprechung  eines  Veto.  Anwendbar  und  nothwendig  sind  sie  theils  bei 
Neugründungen  von  Staaten,  theils  als  regelmässige  Einrichtung  in  reinen 
Yolksherrschafben,  und  bei  Yerfassungsänderungen  in  Demokratieen  und 
volksthümlich  begründeten  Monarchieen.  Als  zweifelhaft  jedoch  nicht  un- 
bedingt verwerfbar  endlich  erscheinen  sie  in  repräsentativen  Demokratieen 
zur  Geltendmachung  eines  Yeto  gegen  einen  von  den  gewöhnlichen  Behörden 
gefassten  Bescfaluss. 

c)  Auf  ganz  anderem  Boden  steht  die  Frage,  wenn  es  sich  von  der 
Anwendung  aUgemeiner  Abstimmung  als  von  einem  ausserordentlichen 
in  die  gesetzliche  Ordnung  der  Dinge  gar  nicht  eingereihten  Mittel  handelt. 

Nachstehende  Sätze  des  allgemeinen  Staatsredites  werden  hier  als  zu- 
gegeben vorausgesetzt:  Der  Staat  ist,  welches  auch  immer  seine  Form  sein 
mag,  dazu  bestimmt,  die  concreten  Lebenszwecke  des  Yolkes,  wie  sidi 
diese  auf  der  Gesittigungsstufe  desselben  thatsächlich  gestalten,  zu  schützen 
und  zu  fördern.  Wenn  also  in  Folge  veränderter  Lebensrichtungen  und 
Gesittigungszustände  neue  Zwecke  sich  ausgebildet  haben  und  in  überwiegender 
Bedeutung  vorhanden  sind,  so  hat  auch  der  Staat  die  Pflidit,  seine  Aufgabe 
zu  ändern,  sei  es  nun  dass  er  sich  in  seinem  Wesen  verwandelt  und  sich 
einer  ganz  andern  Gattung  anzureihen  hat,  sei  es  dass  geringere  Aende- 
rungen  genügen  und  nur  eine  verschiedene  Art  (Regierungsform)  innerhalb 
derselben  Gattung  nothwendig  wird.  Die  Rechte  der  bisherigen  Träger  der 
Staatsgewalt  sowie  anderer  Organe  des  Staatswillens  könneu,  so  begründet 
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sie  in  dem  bestehenden  Gesetze  sein  mögen,  hiergegen  nicht  in  Betracht 
kommen,  da  sie  keineswegs  ein  Selbstzweck  and  selbstständig  sind,  sondern 
nur  als  Bedingnngen  eines  richtigen  Staatslebens  eine  Bedeutung  und  innere 
Gültigkeit  haben.  Der  Staat  ist  als  Anstalt  ewig;  in  seinen  Richtungen 
und  Formen  aber  yerftnderlich.  Seine  Einrichtungen,  namentlich  audi  seine 
Yerfassungsformen  und  Gesetze,  sind  nur  fdr  den  bestehenden  Zustand  der 
Dinge,  also  filr  die  Forderung  der  itzt  anerkannten  Zwecke  des  Volkes 
berechnet,  und  nur  unter  deren  Voraussetzung  innerlich  berechtigt. 

Aus  diesen  Sfttzen  ergiebt  sich  denn  in  Betreff  der  Anwendung  allge- 
meiner Abstimmung  zu  einer  wesentlichen  Umgestaltung  des  Staates  in 
seinen  Grundlagen  und  letzten  Zwecken  die  Nothwendigkeit  der  Beant- 
wortung einer  doppelten  Frage:  einmal,  inwiefeme  eine  Willensäusserung 
des  Volkes  selbst  zur  Feststellung  der  Thatsache  einer  Veränderung  im 
wesentlichen  Lebenszwecke  überhaupt  nothwendig  ist?  zweitens,  inwiefeme 
ein  Widerstreben  der  bisher  ver&ssungsmässigen  Gewalten  gegen  die  Aende- 
rung  durch  eine  allgemeine  Abstimmung  beseitigt  werden  kann? 

Was  nun  zunächst  die  Constatirung  einer  wesentlichen  Veränderung 
im  Volksleben  betrifft,  so  kann  allerdings  nicht  behauptet  werden,  dass 
eine  allgemeine  Abstimmung  das  einzige  riditige  und  somit  erlaubte  Mittel 
zur  Erkundung  der  Thatsache  sei.  Es  lässt  sich  vielmehr  denken,  dass 
auch  andere  und  vielleicht  bisher  schon  zur  Erledigung  wichtiger  Staats- 
fragen gebraudite  Formen  angewendet  werden.  Wenn  in  einem  Staate 
bereits  Vorkehrungen  getroffen  waren,  welche  in  einer  genägenden  Weise 
den  Willen  des  urtheilsfihigen  Theiles  der  Bevölkerung  zum  Bewusst- 
sein  und  zur  äusseren  Erscheinung  brachten:  so  ist  kein  Grund  einzu- 
sehen, warum  diese  nicht  auch  zur  Erledigung  der  Frage  ttber  eine 
wesentliche  Aenderung  in  der  Gesittigung  und  Lebensrichtung  angewendet 
werden  könnten.  Zu  solchen  Einrichtungen  gehören  denn  aber  namentlich 
die  verschiedenen  Arten  von  Vertretungen  der  Bevölkerung,  gleichviel  wie 
immer  sie  eingerichtet  sein  mögen,  also  nach  Ständen  und  Interessen,  oder 
als  ein  aus  der  Gesammtheit  der  Bttrger  gewählter  Ausschuss.  Auch  hätte 
es  nichts  Unmögliches  oder  Widersinniges,  zur  Entscheidung  einer  solchen 
Frage  eine  besondere  Versammlung  der  urtheilsfilhigsten  Männer  des  Landes 
einzuberufen.  Allein  eben  so  wenig  kann  geläugnet  werden,  dass  es  recht- 
lich möglich  ist,  die  Frage  der  gesammten  Masse  der  Bevölkerung  zur 
Entscheidung  mittelst  einer  allgemeinen  Abstimmung  vorzulegen.  Im  Gegen- 
theile  mag  für  ein  solches  Verfahren  angefahrt  werden,  dass  man  durdi 
eine  Vernehmung  sämmtlicher  Betheiligter  die  Wahrheit  unmittelbar  erhalten 
werde,  während  die  übrigen  Einrichtungen  nur  eine  mehr  oder  weniger 
zutreffende  Wahrscheinlidikeit  zu  liefern  im  Stande  sei^x;  sodann,  dass  es 
ein  natttrlidbes  Recht  des  Menschen  sei,  sich  in  eigener  Person  und  nicht 
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bloss  durch  StellTertreter  daiüber  auszusprechen,  welche  Zweite  er  zu 
yerfolgen  Trtlnsche,  und  ob  die  bestehenden  Einrichtangen  ihm  hierzu  ge- 
nügend erscheinen.  Die  als  regelmftssige  Ordnung  bestimmte  Wahl  von 
Vertretern  und  deren  Wirksamkeit  im  Namen  Aller  nnd  mit  Verbindlichkeit 
fOr  dieselben  sei  ganz  vemttnftig,  so  lange  es  sich  von  der  Entscheidung 
über  Einzelnheiten  handle,  welche  innerhalb  des  allgemein  anerkannten 
Staatsgedankens  liegen  und  folgerichtig  mit  demselben  entschieden  werden 
müssen;  allein  die  Annahme  gehe  doch  allzn  weit,  dass  diese  Vertreter 
unch  zn  einer  Bestimmung  über  die  Lebenszwecke  des  Volkes  selbst  beauf- 
tragt seien.  Hierüber  habe  schliesslich  nur  dieses  selbst  ein  yoUgfiltiges 
Urtheil  und  eine  bindende  Zustimmung.  Die  Uebelstände  einer  Befragung 
der  ganzen  Menge  über  eine  so  schwierige  und  vielleidit  verwickelte  Frage 
lasse  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  die  Anwendung  zweier  Mittel 
beseitigen.  Einmal  durch  eine  vorangehende  hinlftnglich  ausgedehnte  öffent^ 
liehe  Berathung  der  Angelegenheit.  Zweitens  mOge  durch  eine  gemein- 
verstAndlidie  Fassung  der  zur  Abstimmung  zu  stellenden  Fragen  viel  zn 
einem  allgemeinen  Verständnisse  der  Sachlage  und  zur  Möglidikeit  eines 
verständigen  Ausspruches  über  dieselbe  beigetragen  werden.  Es  verstehe 
sidi  von  selbst,  dass  nicht  über  abstracto  Sätze  sondern  über  ganz  concreto 
Fragen  Abstimmung  verlangt  werden  dürfe.  Jeden  Falles  sei  die  allgemeine 
Abstimmung  ein  letztes  Mittel,  wenn  kein  sicheres  Ergebniss  über  angebliche 
neue  Bedürfoisse  des  Volkes  durdi  Anwendung  regelmässiger  Einrichtungen 
habe  erlangt  werden  können  oder  man  die  Ueberzeugung  i^ewinnen  wolle, 
4ass  die  Entscheidung  der  Ausschüsse  aus  dem  Volke  auch  wirklidi  der 
Meinung  desselben  entspreche.  Also  mit  Einem  Worte :  eine  allgemeine  Ab- 
stimmung sei  zwar  nicht  das  unbedingt  nothwendige,  wohl  aber  ein  rechüidi  an 
sich  nicht, angreifbares  Mittel,  um  die  Wahrheit  über  die  Behauptung  einer 
Veränderung  in  den  Lebenszwecken  einer  Bevölkerung,  also  über  eine 
thatsächliche  und  sittlich  nothwendige  Aenderung  des  Staates  in  Erfahrung 
zu  bringen. 

Nun  aber  die  zweite  Frage.  —  In  den  bisher  besprochenen  Voraus^ 
Betzungen  hat  es  sich  immer  von  einem  zwar  ungewöhnlichen  aber  fried- 
lichen Verfahren  gehandelt  und  von  einer  Mitwirkung  der  verfassungsmässig 
bestehenden  Gewalten,  hervorgegangen  aus  einer  richtigen  Einsicht  derselben 
in  Betreff  der  Thatumstände  und  der  eigenen  Pflicht.  Die  Frage  war  also 
nur  die,  ob  der  Massregel  an  sich  das  Wort  geredet  werden  könne;  das 
Recht  zur  Anwendung,  falls  eine  solche  gut  befunden  würde,  war  nicht 
im  Streite.  Allein  die  Dinge  können  auch  weniger  günstig  liegen.  Es 
mag  sidi  nämlich  leicht  begeben,  dass  die  bestehenden  Inhaber  der  Staats- 
gewalt die  Nothwendigkeit  einer  Aenderung  im  Staatsleben  in  Abrede 
ziehen,   somit  nicht  nur  keine  Beihülfe  zur  Herbeiführung  einer  soldien 
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leisten  wollen,  sondern  yiehnehr  die  in  ihren  Händen  liegende  Macht  ge- 
brauchen, um  sich  der  gewflnschten  Neuerung  zu  widersetzen  und  ihr  in 
positiT  rechtlicher  Form  entgegenzutreten.  Will  sidi  nun  das  Volk  dem 
nicht  fügen,  sondern  beharrt  es  auf  seinem  Bechte  zu  einer  Aenderung,  so 
tritt  die  immer  aufs  Neue  entstehende  und  immer  wieder  schwierige  Frage 
entgegen:  ob  im  Namen  des  Gesanmitwillens  und  im  Wege  der  Yolks- 
gewalt,  das  heisst  also  in  revolutionftrer  Weise,  die  formelle  gesetzliche 
Ordnung  bekämpft  werden  darf,  und  mit  welchen  Mtteln?  —  Dass  hier 
die  Meinungen,  und  zwar  nicht  bloss  über  die  Zweckmässigkeit  und  Aus- 
führbarkeit, sondern  auch  über  das  Becht  sehr  auseinandergehen,  bedarf 
nicht  erst  der  Bemerkung.  Auf  der  einen  Seite  stehen  Diejenigen,  weldie 
einem  Volke  unter  keinen  Umständen  das  Becht  einräumen,  die  Erreichung 
seiner  Lebenszwecke  mit  Gewalt  zu  erkämpfen,  wenn  ihm  dieselbe  von  den 
Inhabern  der  bestehenden  Macht  yorenthalten  werden,  oder  welche  wenig- 
stens das  Becht  zum  Widerstände  auf  die  Fälle  einer  ungesetzlichen  Be- 
gierung  beschränken,  es  aber  nicht  einräumen  zur  Beseitigung  einer  zwar 
nidit  missbrauchten  wohl  aber  untauglich  gewordenen  Einriditung.  Ihnen 
stehen  Jene  entgegen,  welche  die  Erreichung  der  menschlichen  Lebens- 
aufgabe höher  achten  als  positives  Becht,  und  die  Erreichung  des  Zweckes 
hoher  als  die  Aufrechterhaltung  unbrauchbar  gewordener  Mittel.  Die  Ersteren 
verwerfen  denn  natürlich  auch  die  Anwendung  einer  allgemeinen  Abstimmung, 
indem  sie  in  derselben  zwar  nicht  eine  unmittelbare  Niederwerfung  des 
bestehenden  Bechtes,  wohl  aber  eine  an  sich  unbefugte  Erklärung  gegen 
die  gesetzliche  Ordnung  und  eine  Grundlage  erblicken,  auf  weldie  sidi  die 
Gegner  in  der  Verfolgung  ihrer  verbrecherischen  Plane  stützen  können. 
Die  Vertheidiger  des  Volksnothrechtes  dagegen  werden  in  einer  Aufforderung 
zu  einer  allgemeinen  Erklärung  des  Volkswillens  über  die  wirklich  vorhandenen 
Lebenszwecke  und  in  der  thatsächlichen  Abgabe  einer  solchen  eine  unter 
Umständen  gerechtfertigte  Handlung  erblicken,  da  ihnen  dieselbe  theils  der 
Beweis  einer  in  der  That  vorhandenen  Aenderung  der  Volkszwecke,  theils 
ein  nützlicher  Standpunkt  für  etwa  nöthige  weitere  Zwangsmittel  ist.  Sie 
erkennen  in  ihr  die  Constatirung  des  Nothstandes  und  zu  gleicher  Zeit 
den  ersten  Act  der  Vertheidigung.  Sie  läugnen  gar  nicht,  dass  in  einem 
solchen  Falle  die  Abstimmung  ein  revolutionärer  Schritt  ist,  und  dass  sie 
auch  wohl  nodi  zu  weiteren  Verletzungen  und  Beseitigungen  des  bestehenden 
Bechtes  führen  wird;  allein  eine  Verwerfung  ist  ihnen  desshalb  nicht  schon 
ui  und  für  sich  begründet,  sondern  sie  wäre  es  nur  dann,  wenn  das  Ver- 
langen nach  einer  Aenderung  sich  nicht  auf  eine  wahrhafte  Umgestaltung  in 
d^  Volksbedürfiüssen  stützte,  somit  natürlich  am  wenigsten  eine  Befugniss 
zu  3inem  Zwange  vorhanden  wäre.  Sie  scheut  nidit  das  Wort  Bevolutionen, 
und  auch  nicht  die  Thatsache  einer  solchen,  wo  sie  solche  als  letzte,  nach 
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Erschöpfung  aller  gesetzlicher  Abhfllfemittel  allein  nodi  übrige  Möglidikeit 
der  Rechtserlangong  erkannt  haben  und  ihnen  im  bestimmten  Falle  der 
Gewinn  des  allerdings  forcbtbaren  Einsatzes  werth  ist  Aach  bestimmt  nattlr^ 
lieh  ihr  Urtheil  über  Erlanbtheit  oder  Verbrechen  der  umstand  nicht,  dass 
allgemeine  AbstimmoAgen  auch  schon  zu  ungerechtfertigten  Zwecken  und 
vielleicht  in  trügerischer  Weise  veranstaltet  worden  sind.    Sie  behaupten  ja 
nicht  die  Bereditigung  zu  jeglicher  Art  von  Gewalt  und  aus  jedem  selbst 
noch  so  unzureichenden^ und  niditswürdigen  Grunde;   sondern  nur  das  un- 
veräusserliche Recht  des  Menschen,  also  auch  eines  Volkes,   seine  an  sidi 
erlaubten  Lebenszwecke  zu  verfolgen  und,  im  NothfsJle,  entgegenstehende 
Hindemisse  mit  Gewalt  zu  beseitigen.  —  Jeder  Versuch,  diese  beiden  ein- 
ander entgegengesetzten  Ansichten  zu  versöhnen,  ist  vergeblich;  der  Streit 
zwischen  unbedingten  Gegnern  und  bedingenden  Vertheidigem  einer  Re- 
volution und  revolutionärer  Mittel  dauert  nicht  nur  schon  so  lange,  als  die 
Staatswissenschaft  besteht,  sondern  selbst  so  lange  Staaten  vorhanden  sind, 
welche  den  Einen  nicht  mehr  genügen,   von  den  Anderen  aber  gehalten 
werden.    Es  bleibt  nichts  übrig,  als  sich  nach  subjectiver  Ueberzeugung 
von  der  Richtigkeit  der  Gründe  zu  entscheiden.    Wir  unseres  Theiles  ge- 
stehen nun,   dass  wir  —  bei  aller  Verabscheuung  ungerechtfertigter  Staate 
lieber  Störungen  und  bei  voller  Anerkenntniss  der  grossen  Gefahren  einer 
gewaltsamen  Selbsthülfe  —  die  zuletzt  angeführte  Ansicht  als  die  richtige 
erkennen.    Es  ist  höchst  traurig,   wenn  zu  einer  allgemeinen  Abstimmung 
als  zu  einer  revolutionären  Massregel  gegriffen  werden  muss;   es  ist  aber 
unter  Umständen  kein  Unrecht.    Unerlässliche  Bedingungen  sind  nur  dabei, 
dass  erst  jedes  gesetzliche  Mittel  zur  Erreichung  von  Volkswünschen  muss 
erfolglos  veirsucht  worden  sein;  und  dass  in  der  That  eine  Veränderung  in 
der  Lebensrichtung  der  Volkes  eingetreten  ist,*  welche  eine  neue  Staats- 
ordnung erfordert.    Ob  beides  erfüllt  sei,   ist  aber  nur  eine  thatsächliche 
und  keine  rechtliche  Frage.  ' 

4. 

Die  einzelnen  Fälle  der  Anwendung  näher  betrachtet. 

Mit  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wo  eine  allgemeine  Ab- 
stimmung überhaupt  stattfinden  könne,  und  mit  der  Feststellung  der  hin- 
sichtlich der  Form  einzuhaltenden  Bedingungen  ist  jedoch  der  Gegenstand 
noch  keineswegs  erschöpft.  Es  sind  nun  auch  noch  die  Fälle,  in  welchen 
die  Massregel  als  anwendbar  erkannt  wurde,  sowohl  vom  Rechtsstandpuncte 
als  von  dem  der  Zweckmässigkeit  im  Einzelnen  genauer  zu  untersuchen. 

Auch  hier  wird  es  übrigens  erlaubt  sein,  die  Frage  in  Beziehung  auf 
Volksversammlungen  in  reinen  Demokratieen  unbeachtet  zu  lassen.  Zvar 
ist  es  hnmerhin  ein  Gegenstand  der  Erwägung,  welche  Arten  von  Angelegen- 
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holten  anf  diese  Weise  zu  erledigen  sind  nnd  weldie  besser  einer  Ent« 
Scheidung  anderer  Organe  des  Staatswillens  anheim&Uen,  (ausübenden  Be- 
hörden, einem  kleinen  Bathe  u.  dgl.) ;  allein  es  ist  theils  dieses  Regierungs- 
mittel nicht  Gegenstand  neuerer  Anwendungen  oder  Zweifel  geworden,  theils 
überhaupt  die  ganze  Staatsform  nur  noch  in  wenigen  und  unbedeutenden 
Fällen  Yoihanden. 

a)  Die  Neugründung  eines  Staates  auf  friedlichem  und  formal 
rechtlichem  Wege. 

Theilnahme  des  gesammten  Volkes  an  der  Gründung  eines  Staates  ist 
im  Ganzen  erst  eine  Erscheinung  der  neueren  Zeit;  und  es  sind  namentlich 
zwei  Ursachen,  welchen  dieselben  zuzuschreiben  ist.  Einmal  die  Entdeckung 
neuer  Welttheile,  welche  allmfihlig  von  Abkömmlingen  altgesittigter  Na- 
tionen in  Besitz  genommen  und  dann  audi  im  Verlaufe  der  Zeit  in  eine 
Anzahl  selbstst&ndiger  Staate  eingetheilt  und  geordnet  werden.  Sodann 
aber  die  immer  weiter  greifende  Anerkennung  der  dem  Bechtsstaate  zu 
Grund  liegenden  Gedanken,  nach  welchen  das  Volk  als  das  berechtigte  Sub- 
ject  des  Staates  und  als  befugt  zur  Verfolgung  seiner  eigenen  Lebenszwecke 
erscheint.  Allerdings  kommen  zwischen  hinein  immer  auch  nodi  Fälle  einer 
Gründung  durch  Gewalt  und  Eroberung  oder  durdi  yölkerrechtliche  Ver- 
fügung Dritter  vor;  allein  theils  sind  jene  correcteren  Beispiele  thatäuMch 
vorhanden,  theils  ist  auf  eine  immer  weiter  gehende  Wirkung  dieser 
Anschauungen  zu  rechnen.  Eine  Erörterung  der  bei  einer  allgemeinen 
Theilnahme  des  Volkes  zur  Sprache  kommenden  Fragen  ist  somit  nicht  nur 
ein  Bedürfhiss  der  Gegenwart,  sondern  noch  mehr  eine  Vorarbeit  fOr  die 
Zukunft.  Und  zwar  bringen  es  die  manchfach  unnatürlidien  Verhältnisse 
der  bestehenden  europäischen  Staaten  mit  sich,  dass  alle  möglichen  Arten 
solcher  Neugründungen  ins  Auge  gefosst  werden  müssen.'  Eine  jede  der- 
selben steht  da  oder  dort  in  Aussicht. 

Was  nun  zuerst  die  Gründung  eines  Bundesstaates  betrifft,  so 
sprechen  f&r  die  allgemeine  unmittelbare  Theilnahme  aller  Bürger  an  der 
Errichtung  der  höheren  Einheit  nachstehende  Erwägungen.  Handelt  es  sich 
yon  Demokratieen,  so  macht  schon  der  Reditspunkt  die  Massregel  zur  unbe- 
dingten Nothwendigkeit,  indem  der  Inhaber  der  Staatsgewalt,  hier  also  das 
Volk,  um  eine  solche  wesentliche  Veränderung  mit  derselben  befragt  werden 
muss.    Allein  auch  bei  einem  aus  Monarchieen  Ibestehenden  Bundesstaate  ^) 


1)  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  sa  nntersocben,  ob  und  unter  welchen  VormoBeetnuigen  ein  ans 
Monarchieen  bestehender  Bundesstaat  ftberhanpt  als  möglich  erscheint  und  Gedeihen  yerspricht. 
Die  Schwierigkeit  des  Unternehmens  unterliegt  freilich  Iceinem  Zweiftl ,  da  die  sur  Zostande* 
bringung  nöthige  Vereinigung  Ton  Herrschen  und  Gehorchen  bei  den  Begenten  der  Glieder- 
staaten ein  schwieriges  theoretisches  Problem  und  eine  noch  schwierigere  Aufgabe  im  Leben 
ist  AUein  eine  logische  Unmöglichkeit  besteht  nicht;  und  selbst  ein,  wenn  gleich  unvollkommenes 
und  unerquiddiches ,  Beispiel  einer  ähnlichen  Ordnung  liegt  im  deutschen  Belebe  ror.  Jeden 
Falles  ist  es  nicht  Im  Vortheile  der  Besitser  und  der  Anhiinger  forstlicher  Gewalt,  das  dentsohe 
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wäre  die  allgraieine  Abstimmiiog  rathsam,  mag  andi  etwa  darOber  gestritten 
werden  können^  ob  ein  natflrliches  Recht  aller  Unterthanen  auf  eine  unmittelbar 
auszusprechende  Znstimmang  zu  einer  wesentlichen  Yerftndening  mit  dem 
Staate  bestehe;  and  mag  wohl  von  Vielen  behauptet  werden,  dass  in  reprä- 
sentativen Monardiieen  die  Mitwirkung  der  Unterthanen  zu  Acten  des 
Staatswillens  ausschliesslich  durch  die  dazu  bestimmten  Vertreter  ausgeflbt 
werde,  und  ihr  ganzes  Redit  sich  in  der  Wahl  derselben  erschöpfe:  so 
sprechen  doch  jeden  Falles  ZweckmftssigkeitsgrOnde  fitr  die  Veranstaltung 
einer  allgemeinen  Befragung.  Vor  AUem  ist,  um  mit  der  Beseitigung  einer 
Besorgniss  zu  beginnen,  ein  von  den  yorbereitenden  Schritten  der  Re- 
gierungen abweichendes  Ergebniss  der  Abstimmung  nicht  zu  erwarten,  da 
sicfaerlidi  von  einer  Aufgebung  der  vollen  Souverftnität  und  von  Einordnung 
in  ein  höheres  Ganzes  nur  dann  in  Monarchieen  Oberhaupt  die  Rede  sein 
wird,  wenn  sich  die  öffentliche  Meinung  bereits  ganz  entschieden  und  selbst 
gebieterisch  fEür  ein  solches  Opfer  ausgesprochen  hat  Dennodi  ist  eine 
Befragung  eines  jeden  einzelnen  Mannes  im  Volke  keineswegs  eine  blosse 
leere  Form,  sondern  es  sind  für  dieselbe  auch  positive  GrOnde  geltend  zu 
machen.  Die  Befragung  und  Zustimmung  kann  die  Zufriedenheit  der  Menge 
mit  dem  neuen  Zustande  der  Dinge  nur  erhöhen;  und  jedenÜBdls  schneidet 
sie  spätere  Beschwerden  und  Bestreitungen  der  Rechtmässigkeit  und  Ehr^ 
lichkeit  des  Verfahrens  in  der  Wurzel  ab.  Das  Volk  wird  freudiger  zu  dem 
stehen,  was  es  ausdrtlcklich  selbst  gewollt  und  beschlossen  hat,  und  Versuche 
zu  einem  Wiederaustritte  sind  bedeutend  erschwert,  indem  mancher  Schein- 
grund zur  Rechtfertigung  von  vorneherein  unmöglich  gemacht  ist.  Unge- 
wöhnlich ist  der  Schritt  allerdings  in  der  Monarchie,  und  Solche,  weldie  sich 
überhaupt  vor  jeder  Anerkennung  des  Grundsatzes  scheuen,  dass  einem 
Volke  eine  Stimme  in  der  Ordnung  seiner  allgemeinen  Angelegenheiten 
gebühre,  wird  eine  allgemeine  Abstimmung  doppelt  zuwider  sein.  Allein 
ungewöhnlich  ist  auch  die  GrOndung  eines  neuen  Staatswesens,  und  daher 
die  Anwendung  besonderer,  fCbr  den  Fall  tauglicher  Massregeln  an  der  Stelle. 
Und  wohin  diese  Anschauungen  Aber  die  Stellung  des  Volkes  im  Staate 
schliesslich  fflhren,  dflrfte  allmahlig  durch  die  Logik  der  Thatsachen  klar 
genug  geworden  sein '). 


Volk  Ton  einer  Unthanllchkelt  der  EinordniiBff  von  Monarchleen  in  eine  höhere  staatliche 
Einheit  zu  fibeneof^n  zu  suchen.  Es  ist  nicht  ^ans  sicher,  dass  bei  der  sich  alsdann  ergebenden 
Altematire  der  Anfgebanflr  der  Monarchie  oder  des  Bundesstaates  sich  der  Entsohlnss  aof  die 
Daner  dem  letzteren  Oliede  zanefgen  wflrde.  —  Doch,  wie  gesagt,  nicht  diese  Frage  ist  hier 
■nr  Beantwortong  gestellt,  sondern  nnr  die,  was  zu  thon  sei,  wenn  ein  Bandesstaat  dieser  Art 
gebildet  werden  wollte. 

1)  Die  Frage  Über  die  allgemeine  Abstlmmnng  zvr  Begründung  eines  ans  Monarchieen 
bestehenden  Bandesstaates  kann  —  and  wird  holfentlioh  firfiher  oder  später  -z,  in  Deutschland 
practisch  werden.  In  diesem  FaUe  mag  denn  also  Jeder  seine  Ansieht  Ton  der  RAthliobkeit 
oder  UnWithliehkelt  einer  solchen  anmittelbaren  Befragung  aller  Bürger  auf  die  Probe  stellen, 
wurden  wir  uns,  diess  wäre  vor  AUem  zu  beantworten,  bei  einer  Bntseheldung  der  Tersehledenen 
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Keiner  ansfOhrlichen  Erörterang  bedarf  es  sodann  nm  za  zeigen,  dass 
dieselben  GrQnde,  nur  in  einem  noch  erhöhten  Masse,  für  die  Anfrofang 
der  Bevölkemng  za  einer  allgemeinen  Abstimmang  sprechen,  wenn  es  sich 
gar  Ton  der  Bildung  eines  einheitlichen  Staates  ans  mehreren  bisher 
selbstständigen  kleineren  Staaten  handeln  sollte,  (angenommen,  dass  eine 
solche  Verwandlung  jemals  in  friedlicher  Weise  und  in  gesetzlichen  Formen 
vor  sich  gehen  könne.)  Hier  tritt  anch  in  Monarcfaieen  der  Rechtsgmnd 
nodi  entschiedener 'in  den  Yordergrand,  indem  nidit  wird  behauptet  werden 
können,  dass  eine  Versammlung  von  Vertretern  berechtigt  sei,  die  ganze 
Existenz  des  Staates  au&ugeben,  auch  ohne  den  Willen  des  Volkes  und 
▼ielleicht  gar  gegen  denselben.  Es  ist  diess  aber  um  so  mehr  zu  beachten, 
als  bei  einer  solchen  völligen  Aufhebung  der  bisherigen  Souverftnitftten  auf 
die  freie  Zustimmung  der  regierenden  Geschlechter  wohl  selten  wird  ge- 
rechnet werden  können,  somit  wenigstens  die  unzweideutige  Willenserklftrung 
der  Bevölkerungen  sicher  zu  stellen  ist.  —  Die  ZweckmässigkeitsgrQnde 
bleiben  ohnedem  in  voller  Bedeutung  ^). 

In  Betreff  der  Neubildung  von  Staaten  durch  Lostrennug  einer 
Provinz  oder  durch  Verbindung  von  Gebietstheilen  mehrerer 
Staaten  mag  gerne  zugegeben  werden,  dass  der  Hergang  selbst  sich  wohl 
nur  sehr  selten  im  friedlichen  Wege  und  in  rechtlichen  Formen  entwickelt, 
und  dass  die  Frage,  ob  der  neue  Staat  gegenüber  von  den  bisherigen  Re- 
genten und  von  den  coexistirenden  Staaten  als  zu  Recht  bestehend  betrachtet 


'BtiadeTenammloag«!!  ToUtttndiff  benihigen  was  den  Reohtspimct  betrifft?  Schwerlieh  dfirfte 
die  B()Jahang  mit  Hinbliclc  auf  die  bestehenden  Grandgesetse  and  auf  die  bei  den  Wahlen  der 
Mitglieder  gehegte  Absicht  eine  sehr  allgemeine  sein,  ylelmehr  von  den  Meisten  in  einer 
allgemeinen  Znstfmmitng  desgansen  Volkes  eine  weit  unzweifelhaftere  und  bindendere  ErUärang 
gefhnden  werden.  Dass  die  Abstimmang  verneinend  aasfallen  könnte,  wenn  alle  Vorbereitangen 
getroffisn  nnd  selbst  von  den  Regierangen  die  Einwllligangen  gegeben  worden  wären,  kann 
wohl  Keiner  beArcJbten.  Die  Schwierigkeiten  liegen  Ja  schon  heate  nicht  in  dem  Mangel  einer 
Ueberelnstimmnng  im  Volke.  Endlich  dflrften  anch  wohl  Wenige  besweifeln ,  dass  wenn  eine 
allgemeine  Abstimmang  des  ganzen  Volkes  zn  den  Einwilligungen  der  Fürsten  getreten  wäre, 
nnd  sie  etwa  andere  Torbereitende  Schritte  gut  geheissen  hätte,  der  neue  Bandesstaat  dadnrch 
eine  grosse  moralische  Kraft  nnd  einen  mächtigea  Schirm  gegen  Anfechtungen  erhielte.  Die 
Nationalversammlung  In  Frankfurt  war  ausdrücklich  gewählt  zur  Entwerfting  einer  Verfkssnng 
fÜi^Oesammtdeutschland,  und  zum  Theile  wenigstens  durch  allgemeine  Abstimmung;  dennoch 
war  (abgesehen  von  anderweitigen  Hinderungen  und  Bestreitungen)  das  GefOhl  wohl  sehr  weit 
Terbreitet,  dass  ihr  Beschloss  doch  nicht  die  rechte  bindende  Kraft  habe.  Wären  die  Dinge 
ttbeihaupt  zu  einem  genflgenden  Abschlüsse  aogethan  gewesen,  so  möchte  die  Anordnung  einer 
allgemeinen  Abstimmung  sich  als  sehr  zweckmässig  erwiesen  haben. 

1)  Wenn  sich  gegen  die  im  liaufo  des  Jahres  IMO  In  rerschiedenen  italllnischen  Ländern 
ram  Behufs  der  Bildung  eines  einheitlichen  Staates  rorgenommenen  allgemeinen  Abstimmungen 
Tielfhch  Stimmen  erheben,  so  sind  dieselben  Tiellelcht  gerechtfertigt.  In  so  ferne  sie  das  Tdlker- 
reehtswldrlge  Vorgehen  Piemonts  tadeln  oder  Oberhaupt  gegen  revolutionäre  Massregeln  sind; 
auch  mag  wohl  die  Freiheit,  Ehrlichkeit  und  üeberlegung  der  Abstimmungen  mit  Fug  bean- 
standet werden :  allein  die  Massregel  an  sich  verdient  keinen  Tadel.  Dass  vertretende  Ver- 
iammlungen  nicht  nur  kein  grösseres,  sondern  gar  kein  Recht  zu  einer  völligen  Auflösung  der 
Mtfherigen  Staaten  gehabt  hätten,  und  dass  durch  solche  Beschlftsse  die  ganze  Sachlage  keines- 
wegs eine  bessere  geworden  wäre,  Ist  wohl  unbestreitbar,  üeber  das  Recht  und  die  Zweckmässig- 
keit der  Annexionen  ao  sich  mag  gestritten  werden,  nicht  aber  ftber  die  Form  des  Ausspruches. 


816  ^^  allgemeine  Abstimmimg. 

werden  könne,  auch  noch  ans  anderen  Gründen  zu  entscheiden  ist,  ab  ans 
dem  aasgesprochenen  Willen  der  BevOlkening.  Allein  eine  hievon  gana 
verschiedene  Frage  ist  die,  aof  welche  Weise  der  neogegrttndete  Staat,  wenn 
er  einmal  besteht,  seine  inneren  Einrichtangen  gdltig  nnd  zweckmfissig  za 
Stande  bringe?  Es  soll  nun  nicht  behauptet  werden,  als  sei  eine  allge- 
meine Abstimmung  das  einzige  znlMsige  Mittel,  indem  z.  B,  eine  Yeifassong 
auch  durch  eine  Versammlung  von  Vertretern  endgOltig  besdüossen  werden 
mag;  allein  unzweifelhaft  ist  wohl,  dass  eine  allgemeine  Abstimmung  hier 
besonders  als  eine  zweckmässige  Massregel  ersdieint.  Oerade  in  den  voraus- 
gesetzten  Verhältnissen  ist  eine  grosse  Meinungsverschiedenheit  tlber  die 
wflnschenswerthe  künftige  Ordnung  des  Staates  zu  erwarten  und  sind  Umtriebe 
gegen  deren  Rechtsbeständigkeit  und  Passlichkeit  zu  besorgen.  Eine  Frage 
gleidi  von  vorne  herein  ist  daher  gerathen,  um  den  wahren  Stand  der  Sache 
festzustellen,  und  ist  somit  ein  geeignetes  Mittel,  falsche  Behauptungen  kAnftig 
unmöglidi  zu  machen.  Allerdings  setzt  man  sich  der  Möglidikeit  einer  Ver* 
werftmg  der  vorgeschlagenen  Einrichtungen  aus,  und  mag  diess  unter 
Umständen  keine  kleine  Verlegenheit  sein;  allein  es  darf  wohl  behauptet 
werden,  dass  es  immer  noch  besser  ist,  die  IMQssbilligung  der  Mehrheit  der 
Bevölkerung  sogleich  zu  er&hren  und  dadurch  reditzeitig  auf  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Veränderung  des  Einzuführenden  aufionerksam*  gemacht  zu 
werden,  als  diess  später  durdi  weitverbreitetes  Miss  vergnügen,  stürmische 
Revisionsverlangen,  wo  nicht  gefiihrliche  VersdiwOrungen  und  Empörungen 
kennen  zu  lernen  ^). 

Am  allerwenigsten  zweifelhaft  endlich  ist  die  Sache  bei  der  Neubildung 
von  Staaten  aus  bisher  noch  gar  nicht  verbundenen,  ganz  vereinzelt 
stehenden  Individuen,  und  höchstens  Familien,  also  in  Ländern,  welche 
erst  einer  Gesittigung  entgegen  gehen.  Hier  erst  über  die  rechtliche 
Nothwendigkeit  sowohl,   als   über  die  Zweckmässigkeit  einer  allgemeinen 


1)  Ckigen  diMe  Aniloht  mttohta  TleUaicht  aogefllhrt  werden  woUen,  dan  bei  TenchledeBeii 
ToUkommen  gelangenen  Lostrennangeo  ron  ProTloseii  and  deren  Neablldnngen  bu  el|rw«n 
Staaten  eine  allgemeine  Abetbnmang  nicht  Torgenonunen  worden  sei,  ein  Schaden  eich  aber 
nicht  ergeben  habe ;  ao  namentlich  bei  der  Lonagang  der  amerlkaniichen  Kolonieen  von  England, 
bei  Griechenland  nnd  bei  Belgien.  Es  könnte  Jedoch  in  diesem  Einwände  keine  Widerlegung  der 
Bätldichkeit  geftmden  werden.  Dass  In  den  genannten  FAUen  die  Unterlassang  einer  nnmittel- 
baren  Beftagong  des  Volkswillens  keinen  Schaden  gebracht  hat,  ist  noch  kein  Beweis,  dass  es 
In  andern  Fällen  nicht  sweckmissiger  sei,  eine  solche  Frage  so  stellen.  Aach  wird  wohl  Niemand 
behaupten  wollen,  dass  gerade  bei  den  genannten  Nengrttndangen  eine  allgemeine  Abstimmung 
eine  Störung  rerursacht  oder  gsr  ein  yon  den  Beschlüsse  der  ▼ertretenden  Versammlnng 
▼erschledenes  Brgebniss  geliefert  haben  könnte.  Im  Oegentheile  mochte  hier  eine  unmittelbare 
Aufforderung  an  das  gesammte  Volk  sur  Abgebung  einer  Erklirung  hauptsichuch  desshalb 
unterbleiben,  weil  nach  der  gansen  Sachlage  und  nach  unmittelbar  Toraagcgangenen  Thatsaehea 
gar  kein  Zweifel  über  die  allgemeine  Oecinnung  stattfinden  konnte.  Der  Hauptgrund  der 
Unterlassung  war  wohl,  dass  cur  Zeit  dieser  Ereignisse  allgemeine  Abstimmungen  wenig  Im 
Gebrauche  und  in  den  Gedanken  der  Menschen  waren.  Itst  würde,  es  darf  diess  kflhn  aage> 
nommen  werden,  auch  in  Griechenland,  Belgien  u.  s.  w.  die  Hassregel  gefordert  nnd  angeordnet 
werden. 
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Abstiinmiuig  za  reden,  ist  in  der  That  fiist  überflflssig.  In  einem  solchen  Falle 
ist  zwar  wohl  eine  dringende  Nothwendigkeit  vorhanden,  eine  Ordnung  des 
Zusammenlebens  zu  schaffen  und  dieselbe  mit  einer  entsprechenden  Gewalt 
auszurasten ;  allein  auf  der  andern  Seite  ist  gar  Niemand  vorhanden,  welcher 
das  Recht  hätte,  im  Namen  der  zu  Y ereinigenden  und  mit  Rechtsverbindlichkeit 
für  dieselben  eine  Erklärung  abzugebeii^  oder  irgend  eine  Einriditung  zu 
treffen.  Die  Befragung  der  Einzelnen  kann  also  gar  nicht  umgangen  werden, 
denn  nur  durch  ihren  Willen  ist  in  solche  Zustände  überhaupt  eine  sie  ver- 
bindende Gestaltung  der  Dinge  herzustellen.  Die  thatsächliche  und  sittliche 
Nothwendigkeit  eines  einheitlichen  und  mit  Gewalt  versehenen  Organismus 
rechtfertigt  zwar  im  Allgemeinen  die  Herstellung  eines  solchen '  und  macht 
sie  selbst  zur  sittlichen  Pflicht;  allein  sie  ist  noch  nicht  die  Begrtlndung  einer 
förmlichen  Rechtsverbindlichkeit  gegenüber  von  einer  concreten  Einrichtung. 
Wer  anders,  als  sie  selbst,  hätte  z.  B.  jenen  Männern,  welche  beschlossen 
den  Staat  Califomien  zu  gründen^),  eine  rechtliche  Verpflichtung  zu  der 
Handlung  überhaupt  und  zum  Crehorsam  gegen  die  bestimmte  ihnen  vorge- 
schlagene Verfassung  auferlegen  können?  Auch  die  Schwierigkeiten  der 
Ausführung  sind  kein  entscheidendes  Hindemiss.  Was  die  mechanische 
Einrichtung  einer  allgemeinen  Abstinmiung  betrifft,  so  mag  bei  kleinerer 
Zahl  eine  allgemeine  Volksversammlung  stattflnden;  für  eine  bereits  zahl- 
reichere oder  zerstreut  wohnende  Bevölkerung  lässt  sich  Ort  und  Zeit  zu 
Bezirksabstimmungen  leicht  feststellen.  Die  sachlichen  Vorbereitungen  zur 
Abstimmung  aber,  namentlich  den  Entwurf  der  zur  Abstinunung  zu  bringenden 
Fragen,  mag  irgend  ein  einflussreicher  Mann,  oder  wohl  nodi  natürlicher  ein 
irgendwie  vorläufig  zusammengetretener  Ausschuss,  ohne  alles  Bedenken  und 
ohne  Nachtheüe  in  die  Hand  nehmen,  da  es  ja  unverbindlich  und  nur  vor- 
läufig ist.  —  Allerdings  tritt  in  einem  solchen  Falle  vollständiger  Neubildung 
die'^Sdiwierigkeit  der  Frage,  mit  welchem  Rechte  einer  verneinenden  Minderheit 
Gehorsam  gegen  den  Beschluss  der  Mehrheit  auferlegt  werden  könne,  in 
ihrer  ganzen  Wucht  entgegen.  Die  Annahme  einer  stillsdiweigendcn  Ver- 
einbarung über  Unterwerfung  Aller  unter  den  Mehrheitsbeschluss  ist  offenbar 
ganz  willkührlich,  ja  selbst  widersinnig;  und  von  einem  natürlichen  Rechte 
der  Mehrheit,  die  Minderheit  sich  zu  unterwerfen,  kann  auch  nicht  die  Rede 
sein,  da  der  einzige  Grund  zur  Behauptung  eines  solchen  Rechts,  nämlich 
die  noch  grössere  Ungerechtigkeit  einer  Herrschaft  des  Willens  der  Minderheit, 
hier  nicht  Platz  greift,  weil  keineswej^s  nur  die  Alternative  zwischen  beiden 
besteht,  vidmehr  weitere  Bemühungen  noch  eine  Ausgleichung  finden  lassen 
können.  Glücklidierweise  wird  in  der  Regel  gerade  unter  den  angenommenen 
Verhältnissen  die  Frage  thatsächlich  schnell  entschieden  sein.    Entweder  ist 
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eine  solche  Minderheit  so  bedeutend,  dass  sie  die  von  ihr  gewollte  Ordnung 
der  Dinge  in  ihrem  Kreise  und  fOr  sich  einführen  kann;  dann  entstehen 
mit  Bechtsverbindiichkeit  zwei  Staaten  an  der  Stelle  eines  einzigen.  Oder 
aber  die  Minderheit  ist  nur  unbedeutend;  dann  ist  sie  durch  das  dringende 
Bedürfoiss  irgend  einer  Ordnung  gezwungen,  ihre  besonderen  Ansichten  und 
den  .Streit  darfiber  aufzugeben.  Kin  Einzelner  durchaus  nicht  zum  Zuge- 
st&ndniss  zu  Bewegender  aber  mag  sich  aus  den  ihm  nicht  zusagenden  Ver- 
hältnissen entfernen. 

b)  Wesentlich  verschieden  von  den  bisher  besprochenen  Ffillen  ist  die 
blosse  Umgestaltung  einer  Staatsverfassung  mit  Beibehaltung  der 
bisherigen  Gränzen  und  vielleicht  eines  grossen  Theiles  der  bestehenden  Ein- 
richtungen. Hier  soll  also  kein  neues  Staatswesen  geschaffen,  sondern  nur 
ein  bereits  vorhandenes,  und  zwar  auf  dem  Wege  friedlicher  und  gesetzlicher 
Reform,  verbessert  werden;  eine  Aufgabe,  welcher  in  den  beiden  letzten 
Menschenaltem  kaum  ein  einziger  europäischer  Staat  sich  hat  entziehen 
können,  welcher  sich  manche,  beim  Missglttcken  des  ersten  Versuches,  wiederholt 
unterworfen  haben,  und  die  nach  aller  menschlichen  Wahrsdieiolichkeit  — 
noch  vielen  weiter  bevorsteht. 

Bei  näherer  Betrachtung  dieser  Verhältnisse  treten  von  vorne  herein 
zwei  verschiedene  Möglichkeiten  entgegen.  Entweder  nämlich  ist  in  den 
bestehenden  Grundgesetzen  des  fraglichen  Staates  der  Fall  einer  Verfassungs- 
veränderung vorgesehen  und  sind  Vorschriften  gegeben  sowohl  hinsichtlich 
der  zur  Vorbereitung  und  Entscheidung  zuständigen  Personen,  als  in  Betreff 
des  einzuhaltenden  Verfahrens  ^).  Oder  aber  es  hat  die  bestehende  Gesetz-  ^ 
gebung  unterlassen,  Vorkehrungen  in  dieser  Beziehung  zu  treffen. 


1)  Der  OedÄnke,  eigene  Bestimmmupen  über  die  Vornahme  etwaiger  späterer  yerfkasangs- 
Aendemngen  liestaustelien,  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  Ton  Nordamerika  alsbald 
bei  ihrer  Lossagnng  ron  England  ond  bei  der  Orttndnng  neuer  Qrondgesetxe  für  die  itst  selbst- 
ständig  gewordenen  Staaten  stir  Ausführung  gekommen.  Wenn  auch  nicht  alle,  so  doch  mehrere 
dieser  Staatenconstitntionen  enthalten  Vorschriften  für  diesen  Fall,  und  iwar  gehen  diese, 
merkwürdigerweise,  ihrem  Inhalte  nach  sehr  wesentlich  auseinander,  so  dass  sich  die  Keime 
der  spätem  entwickelteren  Abweichungen  gleich  im  Anfange  vorfinden.  In  d9r  Verfassung 
für  Delaware  vom  Ji  1776  ist  nur  eine  grossere  Stimmenmehrheit,  von  */y  der  gewÖhnHchea 
gesetzgebenden  Versammlung,  rerlangt  sur  rechtsgültigen  Abänderung  einer  Verfkssungs- 
bestimmung;  In  der  für  Maryland,  in  demselben  Jahre  gegebenen,  wird  dagegen  Torgeschrieben, 
dass  eine  von  der  Vertretung  beschlossene  Verfassungsrerändernng  drei  Monate  lang  vor  einer 
lum  Zwecke  der  Bestätigung  oder  Verwerfhng  Tonunehmenden  Neuwahl  der  ganaen  Ver- 
sanmilung  öffentlich  bekannt  su  machen,  der  entscheidende  Beschluss  aber  von  der  neuen 
VerMunmlung  auf  dem  ersten  Landtage  su  fassen  sei.  Die  im  J.  1780  für  Massachusetts  rtit- 
einbarte  Verfassung  bestimmte  dagegen,  dass  nach  fttnftehn  Jahren  die  sämmtlichen  mit  Wahl- 
recht versehenen  Bürger  su  befragen  seien,  ob  sie  eine  Veränderung  wünschen,  und  dass,  wenn 
swei  Dritttheüe  der  abgegebenen  Stimmen  sich  dafür  aussprechen,  eine  eigene  rerlkssnnggebende 
Versammlung  (Convention)  su  wählen  sei.  In  der  Verfkssung  für  Süd-Carolina  endUch,  vom 
J.  1790,  wurde  ein  dreimaliges  Verlesen  in  beiden  Häusern,  dann  eine  hierauf  folgende  drei- 
monatliche Bekanntmachung,  endlich  eine  Stimmenmehrheit  von  swei  Dritttheilen  in  den  beiden 
Abtheilungen  der  neugewählten  Versammlung  vorgeschrieben.  Diese  verschiedenen  Bestim- 
mungen sind  denn  nun  auch,  bald  die  eine  oder  die  andere  allein,  bald  mehrere  derselben  su 
einem  ausgebildeteren  Systeme  verbanden,  in  die  Verfliisnngen  der  später  ent  entstandenen 
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DasB  in  der  ersten  Unterstellung  die  bestehenden  gesetadichen  Normen 
panktUch  eingehalten  werden  müssen,  kann  natürlich  keinem  Zweifel  unter- 

Staaten,  bis  anf  Jowa,  Califomlen  und  Mlnesota  henmter,  nnd  ebeiuo  in  die  manchfkchen  um- 
ftndernngen  iUterer  Verfiuaangen,  welche  anprängUcli  keine  einschla^oden  Voischrifken  gehabt 
hatten,  wie  s.  B.  New-Yorlc  nnd  Pennsylvanien  aufgenommen  worden,  so  dass  itzt  die,  allerdings 
hftoflg  nur  mittelbare  aber  doch  besondere,  Theilnahme  des  ganzen  Volkes  an  VerfSusnngs- 
Teränderungen  in  dem  gansen  nordamerikanischen  Btaatsleben  genau  geordnet  ist.  Aucb  In  der 
Bundesverfassung  ist  eine  Bestimmung  (Art  V.)  Aber  Verfassnngsveränderungen  getroffen,  nnd 
swar  dahin  gehend,  dass  eine  eigene  eonstitnirende  Versammlang  eincabemfen  sei  entweder 
nach  Beschlttss  Toa'/s  der  Mitglieder  beider  Häuser  des  Congresses  oder  auf  Verlangen  von  '/t 
der  Bundesstaaten,  und  dass  die  von  Jener  Versammlung  gefkssten  Beschlüsse  Gesetzes-Kraft 
erlangen,  wenn  sie  Ton  */«  der  Bundesstaaten  gutgehelssen  werden.  ^  Ohne  Zweifei  angeregt 
durch  diese  Vorgänge  in  der  neuen  Welt  beschloss  denn  auch  die  grosse  yerüusanggebende 
Versammlung  Frankreichs,  ihrem  Qrundgesetze  eine  ähnliche  Bestimmung  einzuverleiben. 
Hauptabschnitt  VII  der  VerfkBsatig  von  1791  besehältigt  sieh  ausschliesslich  mit  dem  Gegenstande, 
übrigens  schwerlich  in  zweckmässiger  Weise.  Die  Besorgnis  ▼or  ungerechtfertigten  Aendemngen 
waltete  zu  sehr  vor.  So  sollten  nicht  nur  die  beiden  ersten  Legislaturen  gar  keinen  Antrag 
auf  eine  Veränderung  steUen  dfirfen ,  sondern  ancb  nach  Ablauf  dieser  Zeit  eine  solche  nur 
dann  in  Berathung  konmien  können,  wenn  drei  aufeinander  folgende  Versanunlungen  gleichförmig 
den  Wunsch  einer  Verbesserung  ausgedrückt  haben  würden.  Der  Beschluss  aber  sollte  einer 
verdoppelten,  ansscfaliesslich  hierzu  beruftnen  and  berechtigten  gesetzgebenden  Versammlung 
zustehen.  Von  den  späteren  französischen  Verfassungen  haben  nur  die  republikanischen  eine 
Bestimmung  über  Veränderungen  getroffen.  So  ordnet  die  Verfassnng  von  1793  die  Berufhng 
eines  eigens  zu  wählenden  Hationalconventes  an,  fidls  V»  ^^  Urversammlungen  den  Wunsch 
äussern  and  dann  die  Mehrheit  des  darum  befhigten  gesammten  Volkes  zostinamen  würde. 
Die  Directorialverfassung  von  1795  gestattet  eine  Abänderung,  vorzunehmen  durch  eine  eigens 
nnd  nur  dazu  gewählte  Versammlung,  nach  dreimaligem,  Je  drei  Jahre  von  einander  entferntem 
Vorbeschlnsse  beider  Bäthe.  Die  Verfassung  von  1848  gestattet  eine  Veränderung,  wenn  '/i 
der  gesetzgebenden  Versammlung  im  dritten  Jahre  ihrer  Erwählung  eine  solche  verlangt;  die 
Berathung  nnd  Beschlussnahme  hat  dann  durch  eine  eigens  gewählte  Versammlung  zu  geschehen. 
In  den  Verfassungen  von  1808,  1814,  1830  und  1868  sind  keine  Vorkehrungen  getroffen.  —  In  der 
Schweiz  sind  Bestinmiungen  über  Verfsssungsveränderungen  nicht  nur  schon  längst  gewöhnlich 
gewesen,  sondern  sie  sind  sogar  itzt  bundesverlhssnngsmässig  nothwendig.  Die  Bundesver- 
fassung selbst  wird  verändert  im  Wege  der  gewdnlichen  Bundesgesetzgebong;  darüber  aber, 
ob  eine  Revision  vorzunehmen  sei ,  entscheiden  entweder  die  beiden  Rätbe ,  oder  bei  einem 
Widerspräche  derselben  unter  einander  oder  auf  den  Antrag  von  50,000  Bürgern  das  gesammte 
Volk  in  allgemeiner  Abstinmiung.  In  den  einzelnen  Kantonen  können  Veränderongen  Jeder 
Zeit  statt  finden,  und  zwar  theils  auf  Verlangen  der  Mehrheit  der  Bürger,  theils  wohl  auch 
auf  Beschluss  der  Grossräthe  u.  s.  w.  Ueber  die  Einzelheiten  s.  Kaiser,  Schweizerisches 
Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  97  ügr-  —  Auch  in  den  deutschen  Staaten  sind  sehr  allgemeine  Be- 
stinmmngen  über  Veifhssungsverändemngen  vorhanden,  wobei  denn  freilich  von  allgemeiner 
and  unmittelbaTer  Theilnahme  des  Volkes  nirgends  die  Rede  ist,  wohl  aber  natürlich  von  der 
Zustimmung  des  Staatsoberhauptes.  Zum  Theile  können  Veränderungen  auch  an  den  Grund- 
gesetzen im  gewöhnlichen  Wege  der  Gesetzgebnng  ohne  weitere  Eischwerungen  oder  Be- 
dingungen des  Beschlusses  vorgenonunen  werden.  So  in  Preussen,  Saohsen-Meiningen, 
8.-Cobarg.  In  andern  Staaten  ist  eine  verstärkte  Stimmenzahl  in  den  Kammern  erforderlich; 
namentlichin  Bayern,  Hannover,  Sachsen,  Luxemburg  (1848),  Sachsen-Weimar (1850) 
Anwesenheit  von  >/4  der  Mitglieder  beider  Kaaunem,  und  s/s  der  Stinunen;  in  Württemberg, 
Buden,  Darmstadt,  Braunschweig  */(  der  Stimmen;  in  Oldenburg  Beschluss  durch 
■wei  aufeinander  folgende  Landtage  mit  >/s  der  Stinunen.  —  Von  den  übrigen  europäischen 
Staaten  mögen  nur  noch  folgende  erwähnt  sein.  Nach  der  spanischen  Verfassung  von  1818 
sollte  eine  Verfassangsänderung  in  den  ersten  acht  Jahren  gar  nicht,  dann  aber  nur  vorge- 
nommen werden  dürfen ,  wenn  in  drei  verschiedenen  Cortes-Versammlungen ,  von  welchen  die 
dritte  einen  ausdrücklichen  Auftrag  von  den  Wählern  erhalten  hätte,  ^s  der  Stimmen  dafür  seien. 
Die  portugiesisohe  Verfassung  von  1886  schreibt  vor  Allem  ebenfalls  eine  vieijährige  Un- 
veränderlicbkeitsfrist  vor,  dann  mag  im  Wege  des  einfachen  Gesetzes  geändert  werden.  Jedoch 
moas  die  nädiste  Versammlung  mit  einem  besonderen  Mandate  zur  Aendemng  von  den  Wählern 
versehen  werden  und  nun  anch  ihrer  Seite  zustimmen.  Das  Grundgesetz  für  die  Niederlande 
▼on  1815  verlangt  eine  Verdopplung  der  Versammlung,  Anwesenheit  von  *k  ^^  Mitglieder, 
Zostimmnng  von  1/4  der  Anwesenden.    Die  belgische  Verfassong  and  die  holländische 
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liegen.   Ihr  Bestehen  ist  ein  grosser  Yortheil,  indem  er  nber  yiele  Sdiwierig- 
keiten  weghilft  und  einen  geordneten  Weg  anweisst;  eine  einfEMshe  Kidit- 
beachtong  derselben  wttrde  das  auf  andere  Weise  zu  Stande  Gebrachte 
formell  nngflltig  machen.   Ob  die  Vorschriften  als  völlig  zweckmässig  erscheinen 
oder  nicht,  könnte  in  dieser  Yerpfliditang  keinen  Unterschied  machen.    Und 
sollten  sie  je,   namentlich  unter  thatsftchlich  veränderten  Umständen,    als 
ganz  onansfflhrbar  erscheinen,  so  müsste  jeden  Falles,  und  zwar  wieder  auf 
ver£Eissangsmässigem  Wege,  vor  jedem  weiteren  Schritte  die  nöthige  Yer- 
ftndening  mit  denselben  vorgenommen  werden.   —   Ist   unter  den  vorge- 
schriebenen Formen  eine  allgemeine  Abstimmung  enthalten,  so  findet  sie 
natürlich  statt;  aber  auch  wenn  das  Gesetz  es  für  zweckmässig  erachtet  hat^ 
die  Entscheidung  ttber  Yerfassungsveränderungen  ausschliesslich  einem  engeren 
Kreise  von  Staatsangehörigen  zu  flbertragen,  sei  es  nun  den  gewöhnlichen 
Organen  der  Gesetzgebung,  sei  es  einer  nur  zu  solchem  Zwecke  bestimmten 
besondern  Yersammlung  oder  Person :  so  unterliegt  die  vollständige  Berech- 
tigung derselben  keinem  Zweifel,  und  falls  die  Yeränderung  nur  genau  auf 
die  vorgezeichnete  Weise  zu  Stande  gekommen  ist,  kann  sie  vom  rechtlidien 
Standpunkte  aus  niemals  angefochten  werden.    Eine  sachliche  Missbilligung 
des  Beschlossenen  wOrde  Niemand  eine  Befugniss  zur  Beanstandung  geben, 
sondern  höchstens  neue  Bemühungen  um  abermalige  Aenderungen  veranlassen. 
Forderung  der  Klugheit  wird  es  freilich  sein,  auch  in  solchem  Falle  die 
öffentliche  Stimmung  und  die  Ansichten  besonders  einflussreicher  Kreise  zu 
beachten,  damit  nicht  das  in  unbestreitbarer  formeller  Giltigkeit  Beschlossene 
dennoch  später  Widerstand  finde  und  vielleicht  thatsächlich  in  der  AusfQhrung 
scheitere  ^). 

Verf.  Ton  1848  fordert:  Beschlofs,  dau  eine  Verftodemng  in  Betracht  eq  riehen  sei;  Neuwahl 
der  Kammern;  Zostlmmang'  ron '/i  Bfimmtlicher  Stimmen.  Iii  Norwegen  Ist  erforderlieh: 
Ankttndignng  aof  einem  NorthingOi  Beschloss  ron  ^i  anf  dem  nächsten;  gestattet  sind  nnr 
Iftodiilcationen  aber  iLCine  Abiüidemngen  der  Ornndprindplen.  (?) 

1)  Gerne  mag  übrigens  sugegeben  werden,  dass  diese  Klugheitsregel  anch  Aosnahmen 
erleiden  lumn.  Ein  beweisendes  Beispiel  ist  die  swar  dnreh  die  Organe  der  gewdnliehen 
Oesetsgebong  aber  gegen  den  allgemeinen  Willen  des  betheiilgten  Volkes  Tollsogenen  Ver^ 
ehilgang  Irlands  mit  Grossbritannien  nnd  die  Aufhebung  des  selbstständigen  irischen  Par- 
Uamentes.  An  der  formellen  Beftigniss  dieser  letzteren  Körperschaft  su  dem  Schritte  nnd  also 
Bu  der  eigenen  Belbstremichtung  war  allerdings  kein  Zweifel,  da  das  englische  Recht  keinen 
Unterschied  swischen  Verfitfsungs-  und  gewöhnlichen  Gesetxen  kennt  und  die  gesetsgebende 
Gewalt  keinerlei  Schranken  hat,  als  die  der  physischen  Möglichkeit.  AUein  so  durchaus  noth- 
wendig  der  Schritt  cur  Erhaltung  des  grossbritannischen  Reiches  war,  and  so  gewhis  er,  wenn 
auch  nur  spät  und  langsam,  cum  Vortheile  Irlands  selbst  gereichen  musste:  so  war  doch  nicht 
nur  die  Mehrheit  der  bei  der  Besetxung  Ton  irischen  ParliamentssteUen  betheiligten  grossen 
Ornndbesltser  der  Massregel  durchaus  abhold,  sondern  auch  die  allgemeine  Stimme  des  Landes 
entscliieden  dagegen.  Dieser  Sachlage  trat  nun  aber  die  englische  Regierung  mit  Entschlossen- 
heit entgegen,  und  setzte  anch  schliesslich,  freilich  mit  Anwendung  mancher  sittlich  sehr 
bedenklicher  Mittel ,  die  Vereinigung  beider  Königreiche  in  gesetslioher  Form  durch.  Dass  die 
Vereinigung  ohne  allen  Zweifel  nicht  hätte  durchgeführt  werden  können,  wenn  irgendwie 
•Igenthttmliche  Einrichtungen  sur  Vornahme  Ton  Verfassungsreränderungen  bestanden  hätten, 
oder  wenn  gar  Irgend  etiras,  was  einer  aUgemeinen  Abstimmung  ähnlich  gesehen  hätte,  nötfaJg 
gewesen  wäre,  mag  übrigens  gelegentlich  bemerkt  sein. 
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Sind  dagegen  keine  besonderen  Bestimmungen  über  Ver&ssungsver- 
Änderungen  getroffen,  so  unterliegt  es  allerdings  rechtlich  keinem  Zweifel, 
dass  auch  sie  ¥on  den  gewöhnlichen  Organen  der  gesetzgebenden  Gewalt 
und  in  den  für  alle  übrigen  Gesetze  bestimmten  Formen  beschlossen  werden 
können.     Allein  bedenklich  bleibt  es   immer,  wesentliche  Umgestaltungen 
des  Staates  vorzunehmen,  ohne  der  Stimme  des  Volkes  selbst  eine  besondere 
Gelegenheit  zur  Aeusserung  zu  geben  und  es  ist  daher  auch  hier  sicher 
rathsam,  auf  ein  passendes  Mittel  zu  seiner  Beiziehung  zu  denken,    lieber 
die  Art  der  Theilnahme  mögen  denn  freilich  die  Ansichten  yersdüeden  sein. 
Die  Einen  werden  ein  grösseres  Gewicht  auf  die  ungestörtere  Ruhe  der 
Berathung  unter  Wenigeren,  auf  die  staatsmftnnische  Einsicht  der  mit  der 
Besorgung  öffentlicher  Geschäfte   regelmässig  Betrauten,   endlich  auf  die 
leichtere  Handhabung  des  Mechanismus  der  Versammlung  legen;   während 
Andere  unter  allen  Umständen   die  Vermeidung  von  Beschlüssen,  welche 
gegen  den  Wunsdi  des  Volkes  gehen,  die  Abschneidung  späterer  Beschwerden 
und  Schwierigkeiten,  die  ausgesprodmere  Achtung  vor  dem  Wesen  des  Rechts- 
staates und  vor  der  Theorie  seiner  rechtlichen  Entstehung  verlangen  werden. 
—  Die  Ersteren  müssen  sich  mit  dem  Auskunftsmittel  begnügen,  die  Schritte 
zur  Vornahme  von  Verfassungsveränderungen  einer  eigens  zu  dem  Zwecke  neu 
gebildeten  gesetzgebenden  Versammlung  zu  übertragen.    Es  wird  also  von 
der  Regierung  die  Absicht  der  Veränderung  anzukündigen,  die  bestehende 
Versammlung  aufzulösen  und  eine  neue  allgemeine  Wahl  auszuschreiben  sein« 
Sache  der  öffentlichen  Meinung  aber  ist  es  dann,  sich  der  Angelegenheit,  zu 
bemächtigen,  auf  die  Wahlen  einzuwirken  und  diese  im  Sinne  der  gewünschten 
Entscheidungen  vorzunehmen.   Allerdings  ist  hier  das  Ergebniss  kein  unbe- 
dingt sicheres,  namentlich  wenn  etwa  ein  bedeutender  Theil  der  gesetz- 
gebenden Versanunlung  einer  Wahl  nicht  unterliegt;  allein  die  nothwendiger- 
weise  in  einem  solchen  Falle  hervorgerufene  allgemeine  Theilnahme  und 
Aufregung  erschwert  doch  in  ungewöhnlicher  Weise  die  Fassung  eines  der 
Mehrzahl  des  Volkes  entschieden  entgegengesetzten  Beschlusses.   —  Den 
Andern  wird  eine  allgemeine  Abstinimung  als  das  richtige  Mittel  erscheinen* 
Eine  solche  ist  allerdings-  in  einem  Staate  der  unterstellten  Art  eine  unge- 
wöhnliche Massregel;  allein  in  einem  logischen  Widerspruche  steht  sie  nicht. 
Man  mag  immerhin  es  zweckmässig  finden,   die  Berathungen  und  ersten 
Beschlussnahmen  über  eine  wichtige  Angelegenheit  den  gewöhnlichen  Organen 
des  Staates  zu  überlassen,  und  dennoch  es  fOr  nöthig  erachten,  über  dieses 
Ergebniss  auch  noch  den  Willen  des  ganzen  Volkes  zu  vemehnien.    Auch 
macht  der  Umstand,  dass  eine  solche  Abstinunung  nicht  als  eine  regelpiässige 
Vetfassungsmassregel  vorgeschrieben  ist,  kein  ernstliches  Hindemiss.  Wenn 
die  Inhaber  der   gesetzgebenden  Gewalt  in  einem  bestimmten  Falle   die 
Befragung  der  Bürger  für  zweckmässig  oder  nothwendig  erachten,  so  kann 
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durch  ein  einfaches  Gesetz  in  jedem  Augenblicke  die  Anordnung  gelroifeii 
werden.  —  Ein  gleichförmiges  Urtheil  über  diese  beiden  Yerfahrensarten 
ist  wohl  nicht  zu  erzielen.    Dass  in  Demokratieen  eine  schliessliche  Befra^n^ 
des  Volkes,  welcherlei  vorbereitende  Massregeln  auch  angeordnet  sein  mögen, 
rechtlich  und  politisch  unyermeidlich  ist,  wird  zwar  wohl  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden.    Es  heisst  die  Fiction  einer  durch  Vertreter  ausgeftbten 
Volksregierung  doch  allzuweit  treiben,  wenn  man  diesen  sogar  das  Recht 
einräumt,  die  Grundlagen  des  Staates  zu  Andern,  vielleicht  über  den  Besitz 
der  Staatsgewalt  selbst  zu  verfflgen,  ohne  dass  der  rechtliche  Inhaber  der 
letzteren,  nftmlich  eben  das  Volk,  auch  nur  darüber  befiragt  würde.    Und 
welchen  andern  Erfolg  könnte  man  sich  von  einem  solchen  aufgedrungenen 
Beschlüsse  versprechen,  als  einen  offenen  Widerstand?   In  den  Monarchieen 
dagegen  werden  wohl  immer  diejenigen,  welche  der  fürstlichen  Gewalt  das 
wenigst  Mögliche  entziehen  wollen,  so  wie  die  Vorsichtigeren  und  Schüchternem 
der  bloss  mittelbaren  Theilnahme  des  Volkes,  nflmlich  der  Wahl  einer  eigens 
zur  Vornahme  von  Verfassungsänderungen  bestimmten  Versammlung,   den 
Vorzug  geben;   während  die  einem  keckeren  Versuche  nicht  Abgeneigten, 
wenn  derselbe  einen  sicheren  Erfolg  in  Aussicht  stellt,   und   die  fOr  die 
Rechte  des  Volkes  Besorgteren  die  Vornahme  einer  aligemeinen  Abstimmung 
fordern  werden. 

c)  Wie  immer  es  sich  nun  auch  hier  verhalte,  jedenfalls  kann  die 
Annahme  oder  Verwerfung  regelmässiger  Staatshandlungen,  namentlich  ein- 
zelner und  gewöhnlicher  Gesetze  durch  allgemeine  Abstimmung  nidit 
auf  gleiche  Linie  gestellt  werden.  Eine  solche  Einrichtung  ist  vielmehr 
unter  allen  Umständen  in  jeder  Staatsform  und  wie  sie  auch  geregelt  sein 
möchte,  von  höchst  zweifelhaftem  Werthe,  wie  diess  oben,  S.  306,  bereits 
ausfohrlicher  dargethan  ist.  Als  einzige,  aber  freilich  auch  schweren  Be» 
denken  ausgesetzte,  Ausnahme  mag  etwa  in  repräsentativen  Demokratieen 
die  Einlegung  eines  Veto  gegen  Beschlüsse  der  regehnässigen  Behörden 
zugelassen  werden,  wenn  solche  entschiedenen  Widerspruch  im  Volke  finden. 
— -  Nur  die  Frage  also,  wie  in  diesem  besonderen  Falle  eine  allgemeine 
Abstimmung  am  zweckmässigsten,  vieUeicht  richtiger  gesprochen  am  wenigsten 
unzweckmässig,  eingerichtet  werde,  kann  des  Nähern  zu  erörtern  sein.  Es 
sind  dabei  aber  dreierlei  Punkte  zu  beachten:  erstens,  die  Bezeichnung 
deijenigen  Fälle,  in  welchen  eine  solche  nachträgliche  Prüfung  angestellt 
wierden  darf;  zweitens  die  Bestimmung  des  Grundsatzes  bei  der  Stimmen- 
Zählung,  namentlich  die  Entscheidung  der  Frage,  wie  die  sich  der  Ab* 
Stimmung  Enthaltenden  gerechnet  werden  sollen;  drittens,  was  die  zwed[- 
mässige  Anordnung  der  Abstimmung  selbst  sei. 

In  erster  Beziehung  sind  wieder  zwei  Fragen  zu  beantworten:  einmal 
nämlich,    welche  Arten  von  Regierungshandlungen   der  Feuerprobe   einer 
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nachträglichen  Yolksabstimmang  unterworfen  werden  können   and  sollen? 
zweitens  aber,  anf  welche  Weise  der  Beschlnss  einer  Befragung  des  Volkes 
im  einzelnen  Falle  zu  Stande  zu  bringen  sei?- —  Je  zweifelhafter  der  Nutzen 
der  ganzen  Einrichtung  ist,  desto  leichter  kann  man  zu  der  Ansicht  gelangen, 
dass  wenigstens  die  Anwendung  möglichst  beschränkt  werden  mflsse.    Auch 
mag  man  nicht  ohne  einen  einleuchtenden  Schein  von  Recht  behaupten,  dass 
eine  häufige  Wiederholung  allgemeiner  Abstimmungen  bald  zu  einer  grossen 
GleichgQltigkeit ,   dadurch  aber  wieder  zu   andern   Uebeln  führen  werde. 
Dennoch  wäre  es  unzweifelhaft  ein  falscher  Schluss,  wenn  man  daraus  zu 
dem  Satze  gelangen  wollte,  es  könne  die  Abstimmung  nur  bei  Massregeln 
Ton  bestimmter  Art  oder  in  Beziehung  auf  gewisse  Gegenstände  stattfinden. 
Dieselbe  soll  allerdings  eine  Ausnahme,  und  wo  möglich  eine  seltene  Aus- 
nahme, bleiben;  allein  wenn  der  ganze  Gedanke  einmal  zugegeben  ist,  dass 
in  einer  Demokratie  dem  Volk  selbst  das  Recht  zustehe,  seine  Angelegen- 
heiten unmittelbar  zu  ordnen,  falls  es  entschieden  unzufrieden  sei  mit  der 
Handlungsweise  seiner  Beamten  und  Vertreter :  so  ergiebt  sich  daraus  auch, 
dass  dieses  Recht  inmier  muss  ausgeübt  werden  können,  wenn  eine  ent- 
sprechende ÜnzuMedenheit  wirklich  besteht,  sei  der  Gegenstand  derselben 
welcher  er  wolle.     Es  wird  somit  die  Seltenmachung  der  Abstimmungen 
nicht  durch  eine  Bezeichnung  nur  weniger  Gegenstände,  sondern  vielmehr 
durch  eine  Erschwerung  des  Eintrittes  der  Massregel  zu  erzielen  sei.   Wenn 
nun  da,  wo  die  Einrichtung  besteht,  gewöhnlich  nur  von  Gesetzen  die  Rede 
ist,  gegen  welche  ein  nachträgliches  Veto  eingelegt  werden  könne,  so  gehören 
zwar  diese  schon  auch  zu  den  Beschlüssen  der  ordentlichen  Behörden,  gegen 
welche  sich  ein  überwiegendes  Misstrauen  erheben  mag;   allein   sie   sind 
keineswegs  die  einzigen.    Vielmehr  erscheint  jede  schliesslich  festgestellte 
Regierungshandlung    (natürlich  mit  Ausnahme    gerichtlicher  Urtheüe)   als 
geeignet  zu  einem  nachträglichen  Veto.  —  Um  so  mehr  muss  denn  aber 
bei  der  Feststellung  der  Bedingungen  des  wirklichen  Eintrittes  einer  allge* 
meinen  Abstimmung  mit  Umsicht  und  in  der  Absicht  einer  Beschränkung 
auf  dringende  Fälle  verfahren  werden.  Hier  muss  man  nun  davon  ausgehen, 
dass  eine  Unzufriedenheit  und  somit  ein  Verlangen  nach  einer  unmittelbaren 
Erklärung  des  Volkes  nicht  vermuthet  werde,  sondern  das  Missvergnügen 
oft  bewiesen  werden  müsse.    Sodann  ist  klar,  dass  das  ganze  Volk  nicht  in 
Unruhe  versetzt  und  bemüht  werden  darf,  wenn  nur  einzelne  Wenige  mit 
dem  regelmässig  Beschlossenen  oder  VoUzogienen  nicht  einverstanden  sind, 
sondern  dass  nur  bei  dem  Verlangen  einer  erklecklichen  Anzahl  von  Bürgern 
etwas  geschehen  kann.    Endlich  darf  natürlich  eine  so  wichtige  Massregel 
nicht  auf  unbestimmtes  Gerücht  oder  auf  etwaigen  vorlauten  Ruf  Einzelner 
in  der  Presse  u.  s.  w.  vorgenommen,  sondern  sie  muss  auf  eine  genau  vor- 
gezeichnete, gesetzliche  und  amtliche  Weide  eingeleitet  werden.    Hieraus 
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ergiebt  sidi  dann,  dass  eine  allgemeine  Abstimmung  zur  Yerwerfong  oder 
Billigung  einer  bestimmten  Regiernngsbandlung  nur  dann  angeordnet  zu 
werden  braucht,  wenn  eine,  yon  dem  Gesetze  nfiher  bezeichnete,  grossere 
Anzahl  von  stimmberechtigten  Borgern  solches  gleichzeitig,  ausdrücklich, 
förmlich  und  bei  der  dazu  bestimmten  Behörde  verlangt.  Wie  gross  diese 
Zahl  sein  mflsse,  ist  allerdings  nicht  aus  allgemeinen  GrOnden  festzustellen; 
allein  es  dflrfte  wohl  keinen  Widersprudi  finden,  wenn  zum  Mindesten  der 
zehnte  Theilder  Stimmberechtigten  verlangt  wird.  Nicht  nur  würde  sonst 
die  Möglichkeit  einer  Belästigung  in  die  Hftnde  weniger  unruhiger  Men- 
schen gelegt,  sondern  überdiess  auch  die  Abstimmung  selbst  sehr  überflüssig 
sein,  da  die  Erlangung  einer  Mehrheit  zur  Verwerfung  nicht  zu  erwarten 
steht,  wo  so  Wenige  von  vorne  herein  Verlangen  nach  ihr  tragen.  Ausserdem 
erscheinen  aber  noch  zwei  weitere  Bestimmungen  zweckmässig  zur  Er- 
zielung des  gewünschten  Gharacters  der  Ausnahme.  Eiimial  sollte  das 
Verlangen  nach  einer  Veto-Abstimmung  nur  während  einer  bestimmten 
kürzeren  Frist,  etwa  innerhalb  eines  halben  Jahres,  nach  Zustandekommen 
der  anzufeditenden  Massregel  gestellt  werden  können.  Was  sich  nicht  in 
solcher  Zeit  als  unverträglich  mit  dem  wirklichen  Volkswillen  gezeigt  hat, 
kann  es  auch  nicht  wohl  in  hohem  Grade  sein,  und  mag  füglich,  wenn  je 
eine  Aenderung  nöthig  ist,  dem  gewöhnlichen  Geschäftsgange  überlassen 
werden.  Das  Verbot  einer  zu  jeder  beliebigen  Frist  vorzunehmenden  ausser- 
ordentlidien  Aufhebung  sichert  gegen  muthwillige  oder  unüberlegte  An- 
wandlungen des  Parteigeistes.  Zweitens  wäre  es  wohl  nicht  unzweckmässig, 
wenn  die  zur  Erzielung  einer  Abstimmung  erforderlidien  Stimmen  aus  einem 
grösseren  Umbnge  des  Gebietes  stammen  müssten.  Nur  dann  nämlidi  ist 
auf  ein  wirklich  allgemeineres  Missvergnügen  zu  schliessen,  während  selbst 
eine  grössere  Anzahl  von  Stimmen  aus  nur  einem  Theile  des  Landes  künstlich 
zusammengebracht  sein,  dann  aber  keinerlei  Schluss  auf  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  Zustimmung  bei  der  Abstimmung  gezogen  werden  kann. 

Dass  es  für  den  Erfolg  einer  allgemeinen  Abstimmung  von  der  wesent- 
lichsten Bedeutung  ist,  wie  die  Meinung  Derjenigen  in  Anschlag  genommen 
wird,  welche  an  einer  verabredeten  Abstimmung  gar  keinen  Antheil  nehmen, 
fällt  in  die  Augen.  Die  Zahl  der  Gleichgültigen,  Feigen,  aus  irgend  einem 
äusseren  Grunde  Abgehaltenen  ist  natürlich  bei  allen  Abstimmungen  eine 
beträchtliche;  sehr  oft  übertrifft  sie  sogar,  wie  die  Geschichte  so  mancher 
ßtände-  und  Gemeindewahl  beweist,  bei  weitem  die  Zahl  der  Theilnehmenden, 
und  nur  in  den  selteneren  Fällen  eines  ausgesprochenen  Parteikampfes 
nähert  sich  die  Zahl  der  ihre  Stimme  wirklich  Abgebenden  der  Gesammt- 
zahl  sämmtlicher  Berechtigter.  Wo  nicht  in  der  Regel ,  so  doch  jedenfalls 
sehr  häufig,  hängt  somit  das  Ergebniss  davon  ab,  ob  die  sich  Enthaltenden 
den  das  Gesetz  Billigenden,  den  dasselbe  Verneinenden  zugerechnet  oder 
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gar  nicht  gezählt  werden,  so  dass  nnr  die  wirklich  abgegebenen  Stimmen 
in  Betrachtang  kommen.  Nachfolgende,  keineswegs  in  äassersten  Möglich- 
keiten sich  bewegende,  Beispiele  mögen  diess  beweisen.  Wenn  im  Ganzen 
50,000  Btimmherechtigte  Bürger  vorhanden  sind,  von  diesen  24,000  gegen 
das  neue  Gesetz,  nnr  6000  aber  f&r  dasselbe  wirklich  stimmen,  so  hleibt  es 
in  Kraft,  wenn  die  Nichtstimmenden  20,000  als  billigend  herechnet  werden. 
Dagegen  wird  ein  Gesetz  verworfen,  wenn  von  derselhen  Gesammtzahl  sich 
zwar  24,000  wirklich  Stimmende  dafOr  und  nnr  6000  dagegen  erklären,  die 
20,000  Nichstimmenden  aber  za  den  Verwerfenden  gezählt  werden.  Kommen 
aber  die  Nichtabstimmenden  gar  nicht  in  Betrachtung,  so  ist  in  dem  ersten 
Falle  das  Gesetz  verworfen,  im  zweiten  Falle  dagegen  genehmigt.  —  Die 
Entscheidung  dieser  wichtigen  Frage  hängt  nun  aber  davon  ab,  ob  man  be- 
rechtigt ist,  solche  Bürger,  welche  keinen  Antheil  an  einer  Abstimmung 
nehmen,  als  gar  nicht  vorhanden  zu  betrachten;  oder  ob  man  es,  wenn 
man  dieses  nicht  thun  kann  oder  will,  für  richtiger  hält  anzunehmen,  dass 
Nichtabstimmende  zufrieden  mit  dem  angefeindeten  Gesetze  seien,  weil  sie 
bei  einer  Abneigung  gegen  dasselbe  sich  die  Mühe  genommen  hätten  da- 
gegen zu  stimmen ;  als  zu  behaupten,  dass  Stillschweigende  mit  dem  Angriffe 
einverstanden  seien,  weil  sie  sonst  zur  Yertheidigung  des  von  ihnen  Ge- 
billigten einen  Schritt  gethan  hätten?  Dass  eine  völlige  Uebergehung  der 
Nichtstimmenden  vom  rechtlichen  Standpuncte  aus  vertheidigt  werden  könnte, 
soll  nicht  geläugnet  werden,  weil,  wer  von  einem  angebotenen  Rechte  keinen 
Gebrauch  macht,  als  auf  dasselbe  verzichtend  betrachtet  werden  mag.  Auch 
möchte  immerhin  eine  solche  Ausschliessung  als  eine  billige  Strafe  ftkr 
Gleichgültigkeit  und  Bequemlichkeit  erklärt  werden,  dieselbe  vielleicht  auch 
eine  grössere  Theilnahme  an  öffentlichen  Angelegenheiten  erzeugen.  Den- 
noch dürfte  diess  der  richtige  Gesichtspunkt  nicht  sein.  Eine  allgemeine 
Abstimmung  bezweckt,  die  wirkliche  Meinung  der  Bürger  über  einen  von 
der  gewöhnlichen  stellvertretenden  Versammlung  gefassten  Beschluss  ans 
Licht  zu  bringen,  damit  dieser  Wirklichkeit  gemäss  entweder  Verwerfung 
oder  Billigung  des  Geschehenen  erfolge.  Diese  wirkliche  Meinung  wird  nun 
aber  nicht  erforscht,  wenn  man  eine,  vielleicht  sehr  grosse,  Anzahl  als  gar 
nicht  vorhanden  annimmt;  und  es  wird  die  Sache  dadurch  nicht  anders, 
wenn  etwa  die  Uebergangenen  durch  einen  Fehler  von  ihrer  Seite  Veran- 
lassung zu  der  Nichtbeachtung  gegeben  haben.  Auch  dann  sind  sie  that- 
sächlich  doch  vorhanden,  und  haben  auch  eine  Meinung.  Wenn  daher  ohne 
Rücksicht  auf  sie  entschieden  wird,  so  ist  einmal  die  Absicht  nicht  erreicht, 
nach  der  wirklichen  Sachlage  zu  entscheiden;  zweitens  aber  ist  offenbar 
Gefahr  späterer  Unzuträglichkeiten,  falls  nämlich  die  itzt  ausser  Berech- 
nung Gelassenen  bei  neuer  Veranlassung  thätig  werden  und  in  üeberein- 
stiinmung  mit  ihrer  itzt  schon  vorhandenen,    wenn  gleich  nicht  ausge*- 
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sprocbenen,  Heinnng  handeln,  z.B.  bei  neaen  Wahlen  oder  bei 
Aber  Gesetze  verwandten  Inhaltes.    Es  ist  somit  anzweifelhaft   richtiger, 
aach  die  Nichtabstimmenden  in  Berechnung  zu  nehmen  and  deren  wirklichen 
Willen  durch  eine  möglichst  richtige  Präsumtion  ausfindig  zu  machen.     Von 
den  beiden  möglichen  Yermuthungen  ist  nun  aber  diejenige  wohl  die    be- 
gründetere, welche  die  Nichtabstimmenden  als  einverstanden  mit  dem 
angegriffenen  Gesetze  annimmt.    £s   erscheint  nftmlich  entschieden  wahr- 
scheinlicher, dass  alle  Diejenigen,  welche  den  Angriff  auf  das  Gesetz  wirklich 
billigen,  auch  ansdrflcklich  für  die  Aufhebung  stimmen,  als  dass  die,  trotz 
einer  ausdrücklichen  Aufforderung  zur  Missbilligung,  stille  Bleibenden   mit 
der  Ansicht  und  Absicht  der  Agitatoren  in  ihrem  Inneren  einverstanden 
sind.    Nach  dieser  grösseren  Wahrscheinlichkeit  muss  denn  aber  gehandelt 
werden;   und  zwar  diess  um  so  mehr^  als  die  aus  logischen  und  psycho- 
logischen Gründen  getroffene  Entscheidung  auch  noch  den  Yortheil  darbietet, 
dieStätigkeit  der  Staatseinrichtung  zu  fördern  und  den  Umtrieben  unruhiger 
Parteigänger  eine  Schranke  zu  ziehen. 

Was  endlich  die  Art  und  Weise  der  Abstimmung  betrifft,  so  ist  kein 
Grund  yorhanden,  von  den  allgemeinen,  oben  bereits  besprochenen  Regeln 
in  dieser  besonderen  Anwendung  abzuweichen;  nur  ist  wohl  die  Bemerkung 
an  der  Stelle,  dass  es  verkehrt  wäre,  die  Beschwerlichkeiten  und  Kosten 
einer  allgemeinen  Volksversammlung  wenigstens  theilweise  durch  Feststellung 
nur  weniger  und  somit  in  grösserer  Entfernung  von  den  meisten  Berechtigten 
befindlicher  Abstimmungsorte  hervorzurufen.  Da  es  nun  doch  einmal  nicht 
thunlich  ist,  eine  die  s&mmtlichen  Abstinmienden  gleichm&ssig  aufklärende 
Yorberathung  zu  halten,  so  ist  es  das  Naturgemässeste,  die  Abstimmung  in 
jeder  einzelnen  Gemeinde  vornehmen  zu  lassen,  wo  sich  dann  Jeder  mit 
der  geringsten  Unbequemlichkeit  daran  betheiligen  kann.  Unzweifelhaft 
wird  dadurch  auch  die  stärkste  Zahl  von  Stimmen  gewonnen  und  somit  die 
blosse  Yermuthung  der  thatsächUchen  Wahrheit  möglichst  nahe  gerftckt 

d)  Es  mag  auf  den  ersten  Blick  vielleicht  thörigt  erscheinen,  allge> 
meine  Abstimmungen  in  so  ferne  sie  als  revolutionäre  Massregeln 
gebraucht  werden  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung  zu  unterwerfen, 
indem  dieselben  in  solchem  Falle  Jeder  Regel  und  Grundsätzlichkeit  haar 
seien.  Dem  ist  jedoch  nicht  ganz  so.  Auch  wenn  sie  einen  Theil  eines 
positiv  unrechtlichen  Ycrfahrens  ausmachen  oder  zur  Rechtfertigung  eines 
solchen  dienen  sollen,  bieten  sie  Stoff  zu  allgemeinen  Betrachtungen. 

Allerdings  ist  da,  wo  eine  Handlungsweise  nicht  nar  gegen  das  positive 
Recht  verstösst,  sondern  auch  keine  Yertheidigung  aus  allgemeinen  Grund- 
sätzen zulässt,  und  wo  die  Abstimmung  nur  den  Schein  einer  Rechtfertigung 
und  den  fadenscheinigen  Deckmantel  abgeben  soll,  sie  zu  dem  Ende  auch 
mit  allen  Mitteln  der  Gewalt  und  des  Truges  durchgesetzt  wird,  weder  zur 
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Anfstellnng  von  Verfahrensregeln  noch  znr  Erörtemng  Yon  Bechtssätzen 
der  Ort.  Dass  es  hier  mehr  als  naiv  wäre',  Rath  zn  geben  Ober  eine  nn« 
tadelhafbe  Ausführung,  ist  oben^  S.  298,  bereits  bemerkt  werden;  ein  Be* 
ginnen  der  Art  stünde  an  Weisheit  und  Würde  etwa  auf  gleicher  Linie  mit 
einer  Anweisung  für  Räuber,  das  Recht  in  der  formell  erträglichsten  Weise 
zu  brechen.  Auch  bedarf  es  keines  Beweises,  dass  eine  an  sich  unrecht- 
fertigbare  Handlung  durch  eine  Zustimmung  von  Seiten  des  Volkes  keines* 
wegs  rechtliche  Bedeutung  erhält,  sondern  höchstens  diese  Billigung  den 
Verlust  eines  Beschwerderechtes  für  die  Stimmenden  selbst  zur  Folge  hat, 
ohne  dass  begründete  Ansprüche  Dritter  irgend  dadurch  geändert  würden. 
£s  sind  somit  allgemeine  Abstimmungen  in  rechtlich  verwerflichen  revo- 
lutionären Unternehmungen  einfach  als  Thatsachen  hinzunehmen,  welche  mit 
dem  Ganzen  stehen  und  fallen;  und  sie  verdienen  nur  in  so  ferne,  wenn 
auch  nicht  im  Rechte  so  doch  in  der  Staatskunst,  eine  höhere  Beachtung, 
als  in  denselben  unläugbar  ein  unter  Umständen  sehr  wirksames  Mittel  zu 
Erreichung  unerlaubter  Zwecke  gefonden  worden  ist.  So  wenig  nämlich 
Abstimmungen  dieser  Art  eine  Prüfung  auszuhalten  vermögen,  so  können 
sie  doch  einen  doppelten  Erfolg  haben.  Einmal  mögen  sie  dazu  dienen, 
Urtheilslosen  Sand  in  die  Augen  zu  streuen  über  die  Unrechtmässigkeit  des 
Unternehmens  selbst.  Der  Schein  einer  Billigung  des  ganzen  Volkes  gewährt 
Manchen  eine  Gewissensberuhigung,  Andern  wenigstens  einen  Vorwand  zur 
Unterwerfung.  Sodann  aber  können  die  abgegebenen  Stimmen  wirklich 
dazu  dienen  Manche  an  das  Unternehmen  zu  knüpfen,  für  welches  sie 
sich  erklärt  haben.  Theils  schmeichelt  schon  die  Befragung;  theils  erachten 
sie  sich  durch  ihre  Erklärung  und  Zustimmung  sittlich  und  rechtlich  ver- 
pflichtet zur  Aufrechterhaltung  des  von  ihnen  gebilligten  Zustandes.  Nament- 
lich aber  sind  Abstimmungen  solcher  Art  ein  sicheres  Mittel,  den  Gelüsten 
und  Abneigungen  des  Proletariates  eine  unmittelbare  Bedeutung  zu  verschaffen 
und  durch  dasselbe  eine  Gewaltherrschaft  auf  Kosten  der  höheren  Bildung 
und  des  Besitzes  zu  gründen.  Unzweifelhaft  wird  sich  die  Massregel  all- 
mählig  abnützen  durch  groben  Missbrauch  und  durch  die  Einsicht  in  die 
schlimmen  Folgen  der  auf  solche  Weise  geschaffenen  Sachlagen;  allein  bis 
dieses  geschehen  ist,  und  es  mag  längere  Zeit  dazu  gehören,  muss  eine 
genügende  Abwehr  der  neuen  Waffe  gefunden  werden.  Kaum  wird  diese 
in  etwas  Anderem  bestehen  können,  als  in  einer  wahrhaft  freisinnigen  und 
im  wahren  Sinne  volksthümlicheu  Regierungsweise,  welche  die  Förderung 
aller  wirklich  vorhandenen  Interessen  sicher  stellt  und  den  Beweis  liefert, 
dass  das  Wohl  nicht  nur  einzelner  bevorzugter  Klassen,  sondern  auch  der 
Gesammtheit  am  besten  besorgt  ist  bei  aufrichtiger  Verwendung  der  in  der 
Nation  vorhandenen  Einsicht,  Ehrbarkeit  und  Willenskraft.  Je  Wenigere 
unzufrieden  sind,  desto  kleiner  wird  auch  die  Zahl  Derer  sein,  deren  Stimmen 
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man  rar  Oenehmigong  eines  Angriffs  benutzen  kann;  nnd  wo  das  Proletariat 
dnrch  eine  YerstAndige  nnd  wohlwollende  Gesetzgebung  in  wirthscbaftlichen 
Dingen  anf  die  geringst-möglicbe  Zahl  beschränkt  ist,  da  kann  es  auch  kdn 
flberwiegendes  Gewicht  in  die  Wagschale  legen.  Enrz,  wie  flberhanpt  Er* 
fÜUang  der  Regierangspflichten,  Unterdrackong  yon  Selbstsucht  und  recht- 
zeitige Berflcksichtignng  neu  entstehender  berechtigter  Fordemngen  das 
sicherste  Mittel  "gegen  Revolutionen  ist,  so  wird  eine  solche  Handlongsweise 
auch  insbesondere  einer  missbränchlichen  Anwendung  der  allgemeinen  Ab- 
stimmung den  meisten  Boden  entziehen.  Gegen  Betrag  und  Gewalt  bei 
einer  Abstimmung  aber  ist  Schatz  bei  einer  weit  verbreiteten  bürgerlichen 
Selbstständigkeit  and  einem  durch  tägliche  Befriedigung  gestärkten  Rechts- 
bewusstsein  zu  finden.  Versuche  zur  Gutheissung  schlechter  Zwecke  durch 
allgemeine  Abstimmungen  und  zur  Verfälschung  ihres  Ergebnisses  können, 
zunächst  wenigstens  noch,  nicht  verhindert,  wohl  aber  mag  die  Wahrschein- 
lichkeit des  Gelingens  vermindert  werden. 

Nicht  zusammenzuwerfen  mit  Handlungen  ungerechtfertigter  Gewalt- 
anmassung  oder  ümsturzlust,  und  mit  absichtlichen  Verfälschungen  der 
Abstimmungen  dttrfen  aber  jene  Fälle  werden,  wo  aussergesetzliche  Be- 
wegung hervorgerufen  worden  ist  durch  hartnäckigen  dem  Guten  und  Noth- 
wendigen  entgegengesetzten  Widerstand,  und  nun  eine  Befragung  des  ganzen 
Volkes  in  der  ehrlichen  Absicht,  die  wirkliche  Stimmung,  zu  erkundigen^ 
veranstaltet  werden  soll.  Nicht  nur  ist,  wenigstens  nach  der  Ansicht  sehr 
vieler  zur  Abgabe  einer  Stimme  in  staatlichen  Fragen  Befugter,  hier  kein 
unbedingt  verwerfliches  Unternehmen,  sondern  es  mag  auch  unter  solchen 
Voraussetzungen  nicht  unvernünftiger  Weise  die  Befolgung  von  Regehi  be- 
sprochen werden.  Allerdings  kann  auch  in  solchen  besseren  Fällen  von 
revolutionärer  Massnahme  von  einem  formell  untadelhaften  Verlaufe  der 
Abstimmungen  nicht  wohl  die  Rede  sein,  in  so  ferne  selbstredend  die  Auf- 
forderung von  keiner  dazu  gesetzlich  befugten  Auctorität,  sondern  von  den 
Leitern  der  revolutionären  Schritte  ausgeht;  und  es  wird  also  die  Massregel 
an  sich  nur  als  eine  aussergesetzliche  Thatsache  betrachtet  werden  können, 
deren  innere  Berechtigung  mit  dem  ganzen  Unternehmen  steht  und  föllt, 
durch  dessen  Ausgang  sie  ebenSftlls  gerechtfertigt  oder  verworfen  wird.  Allein 
nichts  hindert,  wenigstens  die  Forderung  auf  Erfüllung  aller  jener  Regeln 
zu  stellen,  welche  zur  Sicherung  der  wirklichen  Erkundigung  des  Volks- 
willens gegeben  worden  sind.  Ja  es  ist  sogar  einleuchtend,  dass  gerade  in 
solchen  Fällen  eines  positiv  ungesetzlichen  aber  auf  Berechtigung  aus 
höheren  Gründen  Anspruch  machenden  Vorgehens  mit  besonderer  Strenge 
auf  Abhaltung  von  Gewalt  und  Betrug  und  auf  Bewahrung  des  Geheimnisses 
der  Abstimmungen  gehalten  werden  muss.  Theils  wird  in  Zeiten  gestörter 
Ordnung  grössere  Lust  und  leichtere  Gelegenheit  zu  Unfug  sein»  theils  ist 
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zu  erwarten,  dass  jeder  Yorgekommene  Fehler  von  Oegnem  auf  das  Lauteste 
geltend  gemacht  werden  wird.  Ehrenwerthe  Ftthrer  einer  Bewegung  werden 
das  Gewicht  dieser  Gründe  im  Interesse  einer  rechtmässigen  Entscheidung 
und  in  dem  ihres  Namens,  kluge  aber  mit  Hinsicht  auf  den  schliesslichen 
Erfolg  und  die  Yertheidigung  nicht  verkennen. 

Noch  ist  Jedoch  mit  diesen  Hinweisungen  auf  die  Yerpffichtung  zu  einem 
geordneten  Verfahren  die  Frage  keineswegs  erschöpft.  Es  fragt  sich  noch, 
und  zwar  hauptsächlich,  ob  Oberhaupt  die  Yomahme  allgemeiner  Abstim- 
mungen in  Fällen  der  unterstellten  Art  zweckmässig  erscheint,  und  ob  sie 
einen  wesentlichen  Yortheil  zur  Neuordnung  gestörter  Staatsverhältnisse  und 
zur  Herüberffthrung  aus  dem  Gebiete  der  Gewalt  in  das  des  Rechtes ,  viel* 
leicht  eine  besondere  Befestigung  in  Aussicht  stellt?  —  Hier  nun  mflssen 
dem  besonnenen  Beurtheiler  nicht  unbedeutende  Bedenken  aufsteigen. 

Allerdings  hat  eine  unzweifelhafte  Erklärung  des  Yolkswillens  fär  Solche, 
welche  an  der  Spitze  einer  revolutionären  Bewegung  stehen,  den  grossen 
Yortheil,  dass  sie  eine  ausdrflckliche  Billigung  der  Bevölkerung  erhalten. 
Wenn  auch  dadurch  allein,  wie  schon  bemerkt,  weder  die  innere  Recht« 
fertigbarkeit  des  Unternehmens  vollständig  erwiesen  werden  kann,  noch  weniger 
die  positiven  Rechte  Dritter,  sei  es  bisheriger  Gewalthaber,  sei  es  anderer 
Staaten,  sei  es  endlich  einzelner  Staatstheilnehmer,  eine  Aenderung  erleiden : 
so  ist  doch  fbr  die  Yertheidigung  des  Unternommenen  viel  gewonnen.  Soll 
nämlich,  wie  diess  in  Fällen  solcher  Art  in  der  That  häufig  der  Angelpunct 
ist,  gezeigt  werden,  dass  wirklich  eine  wesentliche  Aenderung  der  Lebens- 
anschauungen bei  der  flberwiegenden  Mehrheit  des  Yolkes  eingetreten,  ein 
fortgesetzter  Widerstand  gegen  eine  entsprechende  Umänderung  der  Staats- 
ordnung also  unberechtigt  gewesen  sei:  so  giebt  eine  unmittelbar  von  diesem 
Yolke  selbst  abgegebene  Erklärung  ein  sehr  scheinbares,  unter  Umständen 
selbst  ein  entscheidendes,  Beweismittel  an  die  Hand.  Sodann  mag  es  leicht 
sein,  dass  die  durch  eine  Befragung  befriedigte  Bevölkerung  ftlr  eine  Sache, 
welche  so  unverhoffte  Rechte  im  Gefolge  hat,  Dankbarkeit  und  Yorliebe 
äussert ,  bei  der  Durchfflhrung  zur  Hand  ist.  —  Allein  es  muss  auf  der 
andern  Seite  eingeräumt  werden,  dass  eine  allgemeine  Abstimmung  unter  den 
besondem  vorliegenden  Umständen  keineswegs  immer  eine  wahre  Erkundung 
des  Yolkswillens  sichert;  sodann  dass  sie  auf  die  Dauer  keinen  Yerlass 
gewährt.  In  erster  Beziehung  ist  nämlich  wohl  zu  unterscheiden  zwischen 
einer  Bewegung,  welche  aus  einer  naturgemässen  innem  Entwicklung  der 
Dinge  entstanden  ist ,  deren  Ziel  somit  lange  der  Gegenstand  allgemeiner 
Erörterungen  und  lange. gehegter  Wünsche  war,  und  einer  unvermuthet  in 
die  Masse  geschleuderten  Frage.  Gerne  mag  zugegeben  werden,  dass  in 
jenem  Falle  das  Yolk  reif  sein  kann  zu  einer  bewussten  Abgabe  seiner 
Anschauung  und  einem  Qberlegten  Ausdrucke  seines  Willens,  und  dann  hat 
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auch  dieAbstiminung  einen  wirklichen  Werth  als  Feststellung  der  thatsAch* 
liehen  Zustände.  Wenn  dagegen  das  die  ungeordnete  Bewegung  yeranlassende 
Ereigniss  plötzlich  hereingebrochen  ist  und  das  allgemeine  Urtheil  flberrascht 
und  betäubt  hat,  so  kann  es  sich  wohl  begeben,  dass  die  Leidenschaften 
mächtig  aufgeregt  sind;  allein  einer  allgemeinen  Befiragung  des  Volkes  am 
sein  Urtheil  und  seinen  Willen  in  Betreff  dessen,  was  geschehen  soU,  kann 
nur  eine  geringe  Bedeutung  beigelegt  werden.  Nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
wird  die  grosse  Mehrzahl  der  Abstinunenden  keine  klare  Einsicht  in  die 
Frage  haben,  und  somit  auch  keine  wirkliche  üeberzeugung  und  keinen 
nachhaltigen  Entschluss,  bei  der  ausgesprochenen  Meinung  zu  stehen.  Sie 
stimmt  so,  wie  die  augenblickliche  *Strömung  geht,  oder  wie  Di^enigen,  auf 
welche  sie  Vertrauen  setzt,  ihr  anrathen,  ohne  GrQnde  und  Gegengründe  za 
kennen,  ohne  die  Schwierigkeiten  und  Opfer,  welche  die  Durchflihrung  mit 
sich  bringen  wird,  auch  nur  zu  ahnen.  Einer  Seits  reizt  sie  das  Neue, 
anderer  Seits  ist  sie  überrascht.  Dazu  kommt  noch,  dass  in  jedem  Zustande, 
zu  jeder  Zeit  und  bei  jedem  Volke  eine  grössere  oder  kleinere  Menge  von 
Unzufriedenheitsursachen  Torhanden  ist;  wenn  nun  diese,  welche  vielleicht 
mit  der  zunächst  vorliegenden  Frage  gar  nichts  gemein  haben,  mit  Geschick 
hervorgezogen  und  mit  Leidenschaft  bearbeitet  werden,  so  kann  unschwer 
ein  Gefahl  von  Hass ,  ein  stürmischer  Ruf  nach  Aenderung  erzeugt  werden. 
Mit  all'  diesem  ist  aber  noch  lange  nicht  gesagt,  dass  die  bisherige  Ordnung 
der  Dinge  in  ihrer  Gesammtheit  dem  Volke  wirklich  antipathisch  sei,  und 
noch  weniger,  dass  das  qut  Gewalt  eingeführte  Neue  in  der  That  die  Billi- 
gung der  Mehrzahl  habe.  Eine  allgemeine  Abstimmung  in  revolutionären 
Zuständen  mag  somit  vielleicht  eine  Bedeutung  als  Abschluss  haben,  nimmer- 
mehr aber  als  Anfangsmassregel  ^).  —  Allein  selbst  wenn  dem  nicht  so 
wäre,  so  giebt  jeden  Falles  eine  solche  Abstimmung  in  gewaltsam  bewegten 
Zeiten  nur  eine  sehr  unsichere  Gewähr  für  eine  Nachhaltigkeit  der  dar- 
gelegten Volksstimmung.    Treten  nämlich  die  Vortheile,  welche  man  sich 


1)  DI088  ist  denn  mnoh  der  Onind,  warum  die  im  Jahre  1S59  und  60  in  Italien  Tennitalteten 
aOgremeinen  Abstimmangen  doe  höchst  Tcrschiedene  thatsächliche  Bedeatong  hatten. 
In  der  Lombardei,  in  den  üereoflrthfimem,  wohl  auch  in  dem  Kirchenstaate  war  eine  Aendemng 
der  bestehenden  Znstftnde  seit  Jahren  der  Mittelpnnct  aUer  Gedanken  und  das  Ziel  der  maoeh- 
ikchsten  Bestrebungen  geworden ,  (gleichgültig  itxt ,  ob  mit  Recht  oder  Unrecht)  Hier  ent- 
sprachen denn  ohne  Zweifel  die  Abstimmungen  über  den  Umstun  der  bisherigen  Regierungen 
und  Über  den  Anschlnss  an  Sardinien  einer  weitverbreiteten  Anschauung  im  Volke.  Di^regen 
konnten  die  Abstimmungen  in  Sicilien  und  Neapel  nicht  den  geringsten  Werth  auch  nur  in 
Bexiehung  auf  die  thatsächliche  Stimmung  der  Menge  haben.  Diese  war  hier  mit  dem  Gedanken 
einer  Aendemng  des  bestehenden  Systemes,  einer  Anüi^bung  der  tielbstst&ndigkeit  desReiohos, 
Gründung  eines  einheitlichen  Italiens  nicht  im  aUermindesten  vertraut,  hatte  keinen  Begriff 
wovon  es  sieh  handle;  ihre  Abstimmung  war  somit  nur  ein  augenblicklicher  Einfkll,  ein  untei^ 
haltendes  Schauspiel  ohne  Ernst  und  Verpflichtung.  Die  nach  wenigen  Tagen  sehen  ttberaU 
■loh  erhebenden  blutigen  Aufttände  beweisen  deutlich  genug,  dass  die  Abstinomraden  nicht 
gewusst  hatten,  was  sie  thaten,  dass  das  Ergebniss  der  Stimmensühlung  und  die  thatsJichliche 
Stimmung  im  Lande  iwei  gana  verschiedene  Dinge  waren. 
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versprochen  hat,  nicht  ein,  werden  leichtsinnig  oder  in  absichtlicher  Täuschung 
gemachte  Zusagen  nicht  erfttUt ;  beginnen  gar 'die  positiven  Nachtheile,  welche 
natflrlich  jeder  neue  Zustand,  vor  Allem  aber  ein  Uebergangszustand,  eben* 
falls  hat,  sich  geltend  zu  machen,  und  sollen  die  Lasten  zur  Ordnung 
und  Yertheidigung  der  durch  die  Abstimmung  gebilligten  Verhältnisse  ge- 
tragen werden :  dann  kann  gar  leicht  ein  Rflckschlag  eintreten.  Auf  ein 
Yerstandniss  der  Nothwendigkeit  aller  dieser  Folgen  ist  nicht  zu  rechnen; 
und  nichts  ist  möglicher,  als  dass  in  kürzester  Zeit  die  Enttäuschung  eine 
ebenfalls  allgemeine  Unzufriedenheit  und  Keue  veranlasst.  Wenige  Menschen* 
kenntniss  aber  würde  Der  an  den  Tag  legen,  welcher  glaubte,  dass  doch 
jeden  Falles  die  Theilnahme  an  der  Abstimmung  als  eine'  moralische  Ver- 
pflichtung zum  Beharren  betrachtet  werden  werde.  Es  kann  vielmehr  auch  die 
Lehre,  dass  gegen  bestehendes  Recht  der  aUgemeine  Wille  Alles  vermöge, 
gelehrig  benützt  und  zu  einer  Waffe  gegen  das  früher  Selbstgewollte  und 
Beschlossene  geschmiedet  werden.  Dann  kommt  die  Zeit  für  die  Gegner  der 
Neuerung,  und  es  mag  eine  Wiederherstellung  des  Alten  oder  wenigstens 
ein  Umsturz  des  Neuen  mit  Erfolg  versucht  werden.  Vielleicht  findet  sich 
auch  hierzu  wieder  eine  allgemeine  Abstimmung. 

Aus  allem  diesem  folgt  denn  aber  wohl,  dass  die  Befragungen  des 
gesammten  Volkes  um  seine  Meinung  und  seinen  Willen  in  revolutionären 
Zeiten  und  veranlasst  von  den  Führern  der  aussergesetzlichen  Bewegung 
ein  nur  sehr  bedingt  brauchbares  Mittel  ist,  selbst  wenn  der  Bruch  mit 
dem  Bestehenden  Gewichtiges  für  sich  anzuführen  hat  Ganz  unbrauchbar 
zur  verlässigen  Gründung  einer  neuen  Ordnung,  wenn  ohne  gehörige  Vor- 
bereitung angewendet,  ist  eine,  allgemeine  Abstimmung  auch  unter  richtigeren 
Vorbedingungen  wenigstens  keine  grosse  Sicherheit  gegen  Umkehr  und  Beue 
und  eigentlich  nur  als  ein  augenfälliges  Beweismittel  für  eine  thatsäcMich 
geänderte  Lebensrichtung  des  Volkes  von  Werth,  natürlich  ehrliche  und 
zweckmässige  Anordnung  vorausgesetzt. 


Was  ist  nun  aber  der  langen  Rede  kurzer  Sinn?  Wohl  kein  anderer 
als  der,  dass  die  allgemeinen  Volksabstimmungen,  welche  gerade  in  der 
Gegenwart  so  grosse^s  Aufsehen  machen  und  von  den  Einen  mit  Jubel 
begrüsst,  von  Andern  schlau  benützt,  von  Dritten  als  ein  Umsturz  alles 
sicheren  Rechtes  oder  als  eine  freche  Verhöhnung  von  Wahrheit  und  gutem 
Glauben  verabscheuet  werden,  weder  so  nützlich  noch  so  entsetzlich  sind. 
Sie  sind  kein  sicheres,  mit  Leichtigkeit  richtig  anwendbares,  in  zahlreichen 
Fällen  brauchbares  Regierungsmittel;  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
können  sie  auch  nur  als  ein  verlässiger  Beweis  der  thatsächlichen  Volks- 
stimmung  angesehen  werden;   sie  geben  einen  mehr  oder  weniger  schein- 
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baren  Onmd  in  einer  Rechtsvertheidigong  ab,  keineswegs  aber  eine  Gewiss- 
heit von  Aosdaner  und  Folgerichtigkeit  des  Benehmens,  oder  gar  Ton 
Opferbereitwilligkeit.  Dagegen  sind  sie  keineswegs  eitel  Lng  nnd  Trag; 
sie  können  in  ganz  gesetzlichen  Staatszaständen  ohne  Gefahr  nnd  selbst  mit 
Nutzen  angewendet  werden,  ja  müssen  zuweilen  als  rechtliche  Nothwendig- 
keit  gefordert  werden;  sie  sind  endlich  kein  neues  unbekftmpfbares  Mittel 
gegen  jede  Rechtsordnung,  nnd  lockern  nicht  schon  an  sich  Verfassung  und 
Gesetz,  sondern  weisen  nur  nach,  wo  schon  ein  Bruch  vorhanden  ist.  Auch 
versteht  sich  von  selbst,  dass  der,  keineswegs  zu  läugnende,  freche  Miss- 
brauch, welcher  mit  den  Abstimmungen  schon  getrieben  worden  ist,  die 
Massregel  nicht  an  sich  yerurtheilt  und  als  eine  ehrlicher  Anwendung  und  flber- 
legender  Betrachtung  unwürdige  Gaunerei  darstellt;  sondern  nur,'  einmal 
dass  man  sich  um  Sicherungsmittel  umzusehen  hat,  und  zweitens  dass  im 
einzeln  vorkommenden  Falle  mit  offenen  Augen  geprüft  werden  muss  und  man 
sich  nicht  verblüffen  lassen  darf.  Wie  bei  so  vielen  andern  Staatsmassregeln, 
so  ist  auch  hier  entschieden  Gutes,  ebenso  entschieden  Schlechtes,  endlich  Be- 
dingtes und  Zweifelhaftes  gemischt,  und  es  ist  Aufgabe  für  die  Wissenschaft, 
diese  Bestandtheile  nachzuweisen  und,  wenn  es  sein  kann ,  Regeln  zur  Ver- 
besserung so  wie  die  Falle  einer  zweckmässigen  Anwendung  anzugeben. 
Weitere  Erfahrung,  zu  welcher  wir  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  Veran- 
lassung genug  erhalten  dürften,  wird  diese  Sätze  auf  die  Probe  stellen,  und 
ohne  Zweifel  noch  auf  sonstige  Seiten  und  Folgen  aufinerksam  machen ;  die 
volksthümliche  Reizbarkeit  für  und  gegen  das  Mittel  wird  sich  allmählig 
durch  Gebrauch  und  Missbrauch  abstumpfen;  und  schliesslich  wird  die 
allgemeine  Abstimmung  ihre  wohlerwogene  und  auf  wirklichen  Nutzen  ein- 
gegränzte  Stelle  im  Leben  und  in  der  Lehre  erhalten,  wie  hundert  andere 
Gedanken,  welche  anfänglich  auch  durch  Neuheit  und  falsche  Anwendung 
Schrecken  oder  übertriebene  Hoffnung  erregten. 


7. 
Die  Nationalitätsfrage. 

£s  ist  schwer  zu  sagen,  ob  es  als  ein  Glück  oder  als  ein  Missgeschick 
üELr  die  Staatswissenschaften  zu  betrachten  ist,  dass  immer  wieder  neue 
wichtige  Fragen  im  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  aoftauchen,  deren  Be- 
handlung denn  natürlich  auch  der  Theorie  zufällt.  Yortheilhaft  für  diese 
ist  es,  dass  sie  auf  diese  Weise  vor  Stillstand  und  yor  kleinlicher  Beschäfti- 
gung mit  untergeordneten  Gegenständen  in  Ermangelung  yon  bedeutenderen 
bewahrt  wird;  aber  als  nicht  zuträglich  muss  es  angesehen  werden,  dass  es 
der  Doctrin  schwer  gemacht  wird,  alle  ihre  Aufgaben  vollständig  durchzu- 
arbeiten. Hierzu  gehört  längere  Zeit,  und  zwar  aus  doppeltem  Grunde. 
Einmal  muss  eine  neue  Erscheinung  sich  erst  im  Leben  allseitig  ausgebildet 
und  fühlbar  gemacht  haben,  damit  ihre  ganze  Tragweite  erkannt  werde; 
diess  kann  aber  nicht  alsbald  geschehen,  sondern  nur  im  Verlaufe  der  Er- 
eignisse, auch  wohl  erst  durch  den  Eintritt  der  Thatsachen  in  verschiedenen 
Ländern.  Zweitens  aber,  weil  nur  sehr  selten  eine  neue  wissenschaftliche 
Frage  alsbald  von  dem  ersten  Bearbeiter  in  allen  ihren  Beziehungen  voll- 
ständig aufgefasst  und  richtig  beantwortet  wird.  In  der  Regel  muss  eine 
Erörterung  von  verschiedenen  Standpunkten  aus  und  wohl  auch  mit  ver- 
schiedenen geistigen  Kräften  unternommen  sein,  ehe  sie  abschliessend  zu- 
sammengefasst  und  in  ihren  Ergebnissen  sicher  festgestellt  werden  kann, 
laicht  ohne  Grund  darf  daher  eine  billige  Beurtheilung  erster  Versuche 
verlangt  werden,  wenn  sie  auch  nur  einen  mangelhaften  Beitrag  zur  Lösung 
der  Aufgabe  liefern. 

Ein  solcher  neuer  Vorwurf  für  die  Wissenschaft  ist  die  Frage  über  die 
Bedeutung  und  Berechtigung  der  Nationalität;  besondem  Ansprudi 
auf  nachsichtige  Aufnahme  darf  aber  der  nachstehende  Versuch  einer  wissen- 
BchafUicfaen  Behandlung  des  Gegenstandes  machen,  theils  eben  dieser  Neuheit 
wegen,  theils  weil  der  Gegenstand  ein  ungewöhnlich  verwickelter  ist. 

Bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  wurde  die  Stammeseigenthümlichkeit  einer 
Bevölkerung  von  der  Staatskunst  nur  in  sehr  untergeordneter  Weise  be- 
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achtet,  und  zwar  in  derUebnng  so  gut  wie  in  der  Lehre.  Natflrlich  konnte 
za  keiner  Zeit  ^e  Verschiedenheit  der  Racen  nnd  Stämme  des  Menschen- 
geschlechtes ganz  ohne  Rücksicht  bleiben,  wenn  es  sich  von  den  Aufgaben 
des  Staates  und  yon  den  Mitteln  zu  ihrer  Erreichung  handelte.  War  es 
doch  einleuditend,  dass  diese  Verschiedenheit  von  Bedeutung  war  filr  die 
Gesittigung  der  Völker,  damit  denn  aber  auch  für  die  Zwecke  und  die 
Einriditung  der  Staaten.  Die  Besonderheit  der  geistigen  Anlagen  erzeugte 
zu  jeder  Zeit  eigenthtUnlidie  Forderungen  und  gewährte  anderer  Seits  ent- 
sprediende  Mittel ;  die  Sympathieen  und  Antipathieen  verschiedener  Völker- 
schaften gegen  einander,  welche  im  Leben  oft  eine  so  grosse  Rolle  spielten, 
konnten  auch  als  Gegenstand  theoretischer  Betrachtung  nicht  ganz  ausser 
Augen  gelassen  werden.  Namentlich  aber  machte  die  Verschiedenheit  der 
Sprachen,  welche  ja  unmittelbar  mit  der  Abstammung  zusammenhängt,  manch- 
fache  Noth.  Allein  im  grossen  Ganzen  wurde  auf  die  Nationalität  weder 
bei  dem  Gebahren  der  Regierungen  in  der  Wirklichkeit,  noch  bei  der  Aus- 
bildung der  theoretischen  Lehren  grosse  Rücksicht  genomme^j  In  jener 
Beziehung  wurde  der  Besitz  von  Gebiet,  die  Zahl  der  Bewohner,  der  Gewinn 
einer  vortheilhaften  Grenze,  die  Steigerung  der  Einnahmen  weit  höher  in 
Anschlag^  gebracht  als  die  Gleichheit  oder  die  Verschiedenheit  der  Abstam- 
mung. Die  Staaten  wurden  durch  Eroberung,  Heirath,  Erbschaft  und  wie 
immer  sonst  zusammengebracht,  wenn  eine  Gelegenheit  dazu  sich  bot,  ohne 
die  mindeste  Berücksichtigung  darauf,  welchem  Stamme  etwa  die  Bevölkerung 
angehöre;  und  die  Einwohner  selbst  legten  darauf  nur  einen  untergeord- 
neten  Werth,  6b  sie  mit  anderen  Racen  und  Stämmen  zusammen  zu  einem 
Staatsganzen  vereinigt,  wurden,  wenn  sie  nur  mit  ihrem  Loose  sonst  zufrieden 
waren.  Zuweilen  schien  man  fast  stolz  darauf,  eine  grosse  Musterkarte  von 
Nationalitäten  in  einem  Staate  aufweisen  zu  können.  Was  aber  die  Wissen- 
schaften betraf,  so  trachteten  sie  mehr  darnach,  ideale  Zustände  für  die 
Menschheit  überhaupt  ausfindig  zu  machen,  als  das  unter  concreten  Um- 
ständen Zweckmässigste  nachzuweisen.  Sie  nahmen  den  Menschen  in  ab- 
stracto und  nicht  in  seinen  thatsächlichen  Besonderheiten.  Die  Verschiedenheit 
der  Abtheilungen  des  Menschengeschlechtes  wurde  mehr  als  ein  Gegenstand 
für  die  Naturwissenschaften  als  für  die  Politik  betrachtet'). 


1)  Dm  einclge,  mir  wenigsten«  bekannte,  Werk,  welches  die  Abtheilnngen  des  Menseben- 
irescbleebtes  als  einen  wesentlichen  Factor  der  staatlichen  Binrichtangen  behandelt,  Ist 
(Vollgraff's)  Erster  Vennch  einer  wissenschaftlichen  BeflrrflndunK  sowohl  der  allgemeineo 
jßthnoloflrie  durch  die  Antbropologle ,  wie  anoh  der  Staats-  and  Rechtsphilosophie  durch  die 
Sthnoloffie  oder  Nationalität  der  Völker.  Marbg.,  1851/56,  I—III.  Ein  ansfUhrUeheres  allge- 
meines UrtheU  Über  diese  grosse  Arbeit,  bei  welcher  sich  Löbliches  und  Tadelnswerthes  am 
den  Vorrang  streiten,  habe  ich  an  einem  andern  Orte  abgegeben,  (s.  meine  Geschichte  nnd 
Llteratar  der  BtW.,  Bd.  III,  S.  861  fg.;)  hier  Ist  die  Bemerkung  su  machen,  dass  das  Werk 
AUS  zwei  GrOnden  eine  unbefkngene  Würdigung  des  Einflusses  der  Kationalitftt  auf  das  Staats- 
leben nicht  Bu  liefern  yermag.    Einmal,  weil  die  systematische  Anlage  der  DarsteUung  eine 
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Diess  hat  sich  denn  nun  mächtig  geändert.  —  In  der  praktischen 
Politik  haben  die  auf  Nationalität  gegründeten  Zustände  und  Forderungen 
eine  der  ersten  Stellen  eingenommen.  Erwerbungen  undLändereintheilungen, 
welche  zum  Theile  seit  Jahrhunderten  bestanden,  werden  jetzt  angefochten, 
weil  sie  nicht  übereinstimmen  mit  den  Grenzen  der  Nationalitäten.  Die 
Bildung  eigener  Staaten,  lediglich  auf  der  Grundlage  der  Abstammung  der 
Bevölkerungen  wird  verlangüund  zwar  hier  im  Wege  der  Ausscheidung  und 
der  Zertrümmerung  eines  grösseren  Ganzen,  dort  mittelst  Zusammenlegung 
bisher  getrennter  Bruchstücke.  Gegenüber  von  den  auf  Beachtung  der  Volks- 
besonderheit  gestützten  Ansprüchen  werden  Rechte  unbeachtet  gelassen,  welche 
aus  Staats-  oder  völkerrechtlichen  Quellen  fliessen,  und  deren  grundsätzliche 
Bezweifeluiig  früher  Niemand  in  den  Sinn  kam.  Zuerst  trat  wohl  diese  neue 
Auffassung  der  Dinge  in  Beziehung  auf  das  Schicksal  von  Polen  in  die  Wirk- 
lichkeit; später  folgten  die  Forderungen  und  Abneigungen  der  Iren;  und 
nicht  weniger  haben  die  Forderungen  der  Magyaren,  und  itzt  gar  die  der 
Italiener  die  Welt  in  Bewegung  gesetzt.  Auch  in  Deutschland  wird  der  Gedanke 
der  Nationalität  immer  lebendiger  und  tritt  mehr  und  'mehr  in  die  Zahl  der 
politischen  Factoren  ein,  mit  welchen  gerechnet  werden  muss.  Ob  der  Pan- 
slavismus  sich  zu  einer  furchtbaren  Wirklichkeit  gestalten  kann,  oder  er  nur 
ein  Wunsch  und  eine  Drohung  zu  bleiben  bestimmt  ist,  ist  wohl  noch  nidiit 
zu  sagen;  und  ebenso  steht  das  Schicksal  einer  skandinavischen  Yölker- 
vereinigung  noch  dahin.  —  Natürlich  hat  es  auch  an  Bemühungen  nicht  ge- 
fehlt, für  alle  diese  Wünsche  und  Handlungen  theoretische  Begründangen 
ausfindig  zu  machen;  es  ist  aber  wohl  nicht  zu  viel  gesagt,  wenn  dieselben 
hauptsächlich  in  das  Gebiet  der  Flugschrift  und  der  Verbrämung  von  prakti- 
schen Zwecken  gesetzt  werden.  Dass  es  an  der  Zeit  ist,  die  Frage  mit  ab- 
sichtsloser Unbefangenheit  und  wo  möglich  in  ihrer  ganzen  Tragweite  zu 
untersuchen,  bedarf  demnach  wohl  keines  Beweises. 


▼erwickelte  und  verkehrte  ist.  Anstatt  von  der  Anfielthlung  der  Tersehiedenen  Menschenraoen 
anssngehen  and  dann  bei  Jeder  derselben  die  ihr  eiffenthümlicben  staatlichen  Erschelnangen 
BQ  schildern,  legt  der  Verfasser  eine  Eintheilang- des  Menschengreschlechtes  nach  Cidtarstafen 
m  Grunde  (Wilde,  halbwilde  Nomaden  u.  s.  w.),  thellt  jeder  dieser  Btnfen  eine  entsprechende 
Staatsart  sn,  und  weist  nnn  erst  die  elnxelnen  Racen  in  diese  fertigen  Kategorieen  ein.  Hier- 
durch wird  offenbar  die  Frage  selbst  anf  den  Kopf  gestellt.  Zweitens  aber  wird  mit  der 
einzelnen  Kationalitüt  wiUkfirllofa  und  nach  einer  Toransangenommenen  Schablone  verlUiren. 
Es  sind  vier  Colturstnfen,  vier  Btaatsarten,  vier  Stämme  für  Jede  derselben,  n.  s.  w.  Diess  ist 
keine  unbefangene  wissenschaftliche  Erörterung  der  Thatsachen ,  sondern  ein  Prokrustesbett 
fBr  dieselben.  Doch  damit  soU  keineswegs  gesagt  sein,  dass  das  Werk  nicht  im  Einseinen 
▼id  Wissen  und  scharfsinnige  Beobachtungen  enthalte.  —  Von  gar  keiner  Bedeutung  für  die 
hier  auHgestellte  Frage  ist  Comte,  Tratt6  de  l^gislation,  4d:  2,  Par.,  1835,  I— IV,  obgleich  ein 
flfichtiger  Ueberblick  es  glauben  machen  könnte,  da  wenigstens  in  einem  grossen  Theile  des 
Werkes  die  Besiehungen  der  Tersehiedenen  Bacen  m  gesellschaftlichen  Einrichtungen  und  lur 
Oesetsgebung  besprochen  werden.  Genauer  betrachtet  ist  die  Aulli^be,  welche  sich  der  Ver» 
fasser  gesetst  hat,  gerade  die  umgekehrte  von  der  unsrigen.  Er  erörtert  n&mlich ,  welchen 
Einfluss  die  Lebensweise,  das  Klima  u.  s.  w.  auf  di»  Nationalitäten  haben,  nicht  aber,  welchen 
•le  anf  die  Einrichtungen  ausöben. 
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1. 
Begriff  der  Nationalität. 

Sdion  der  äussere  Anblick  zeigt,  dass  das  Menschengeschlecht  zwur  einer 
Seits  gegenüber  yon  anderen  lebenden  Geschöpfen  eine  sdiarf  abgesonderte 
eigene  Gattung  und  in  dieser  Beziehung  ein  Ganzes  bildet,  dass  es  aber 
anderer  Seits  wieder  in  sich  manch&che  Verschiedenheiten  und  Abtheilnn^en 
darbietet.  Wissensdiaftlicfae  Untersuchungen  bestätigen  sowohl  die  Einheit 
im  Grossen  als  die  Verschiedenheiten  im  Einzelnen  und  Untergeordneten '). 


1)  £•  Ist  nicht  eben  leicht,  licb  In  den  BewdifUhmn^n  Aber  die  ElffenthümlichkeiC  und 
die  Einheit  oder  VieUielt  des  Menschengeschlechtes,  sowie  In  der  Literatur  Über  den  Qeg^mtfimd 
■nrecht  in  linden.    Theils  trist  die  grosse  Znhl  Derer,  welche  sieh  mit  den  elnsehlaerooden 
Fragen  beschäftigt  haben,  die  Schuld  daran;  theils  nnd  haaptsächUch  aber  ist  es  der  liffaji^el 
an  Logik,  welcher  verwirrt    Gans  Torschiedene  Fragen  werden  durch  einander  geworfen, 
nicht  immer  ohne  Absieht,  besonders  in  theologischer  Richtong.    Offenbar  mOssen  Tier  wesent- 
lich Terschledene  Fragen  unterschieden  und  getrennt  gehalten  werden:  —  l)  Welches  sind  die 
geistigen  und  die  körperlichen  Eigenschaften,  durch  die  sich  der  Mensch  als  ein  too    den 
Übrigen  lebenden  Geschöpfen  speciJisch  verschiedenes  Wesen  darstellt?    Die  Beantwortung 
dieser  Frage  steht,  so  weit  von  geistigen  Eigenschaften  die  Bede  ist,  der  Psychologie,  so  weit 
die  körperlichen  dargelegt  werden  sollen,  der  yerglelchenden  Anatomie  nnd  Physiologie  sn. 
Eine  fibersichtliche  Zusammenstellung  der  besonderen  Merkmale  nnd  Eigenschaften  des  Mens<dien 
glebt  J.CHall,  In  PIckering'sBaces  ofmen,pag.  VIII  fg.;  namentlich  aber  Walt s,  Authropo- 
logle  des  Menschengeschlechtes,  Bd.  I,  8.  807  fg.    Die  Entwicklung  des  Menscbengesohlechtea 
ans  den  Thleren,   namentlich  aas  den  Affen,   wie  sie  s.  B.  Lamarck  und  J.  Geoffroj- 
8t  H  Ilaire  selgen,  mag  füglich  als  ein  eben  so  yerkehrter  als  widriger  8charftinn,  die  Theorie 
D  a  r  w  1  n  's  (Entstehung  der  Arten  des  Thier-  und  Pflansenrelches,  übers,  von  Bronn,  Btuttg.,  1800X 
nach  welcher  alle  organischen  Wesen  ans  Einem  ursprünglichen  Keime  allmälig  entstanden  sind, 
als  eine  Im  weitesten  Felde  stehende  Hypothese  betrachtet  werden.  —  S)  In  welche  Arten  und 
Unterarten  thellt  sieh  erfhhmngsgemftss  das  menschliche  Geschlecht?   Die  Antwort  steht  thella 
der  nasseren  Beobachtnng  in  sftmmtUchen  Theilen  der  Erde,  theils  der  Anatomie  xu;  ein- 
schlagende Leistungen  sind  eine  sehr  beliebte  Aufigrabe  für  Wissen  und  8charlUnn,  und  die 
meisten  Werke,  welche  sich  mit  dem  Menschengeschlechte  als  solchem  beschäftigen,  behandeln 
aaeh  diese  Frage  mehr  oder  weniger.     Vonugsweise  sind  aber  nachstehende  8ehrlften  in 
nennen :  BInmenbaoh,J.  F.,De  generis  hnmani yarietate  natlya.  GÖtt.,  1777 ;  P r  1  c h ar d ,  J. C, 
Researehes  Into  the  physical  hlstory  of  mankind.    Ed.  4,  Lond.,  1847,  I— IV;  Picke  ring,  Gh., 
The  races  of  men.    Ed.  by  J.  Ch.  Hall.    I^nd.,  1850;  Latham,  &.  G.,  The  natural  hlstory  of 
the  yarieties  of  men.  Lond.,  1850 ;  K  n  o z,  R.,  The  races  of  men.  Lond.,  1850.   Gobinean,  A.de, 
Essai  s.  I'in6gallt6  de  la  raoe  humaine.    Par.,  1863.    I— IV.    Nott,  J.  C.  and  Gliddon,  G.  B., 
lypes  of  mankind.  Lond.,  1854,  4*;  dieselben,  Indigenous  races  of  theearth.  Philad.,  1867. 
Sine  sehr  belehrende  Kritik  der  yerschledenen  EJntheilungsprincipien ,   n&mlich   des  natur- 
geschlehtUohen ,  des  sprachlichen  und  des  geschichtlichen,  glebt  Waits,  a.  a.  O.,  Bd.  L, 
B.  S68  fg.  —  8)  Sind  die  Itst  yorhandenen  und  nachgewiesenen  Verschiedenheiten  des  Menschen- 
geschlechtes yereinbar  mit  der  Abstammung  yon  Einem  Stamme,  oder  sind  gleich  nrsprflnglloli 
yerschiedene  Baeen  geschaffen  worden?    In  die  Beantwortung  dieser  Frage  thellt  sich  die 
Theologie  und  die  Naturwissenschaft ,  und  sie  ist  es  yor  Allem ,  welche  oft  der  gansen  Unte^ 
■achung  einen  bittem  und  fanatischen  Cbaracter  gegeben  hat    Für  eine  Einheit  der  Ab- 
stammung haben  sich  u.  A.  erkl&rt:  Blumenbach,  In  der  oben  angeführten  Schrift;  Camper, 
Oeuyies,  Par.,  1803,  Bd.  II,  S.  463  liff. ;  Adelung  und  Vater,  Mithridates,  Berl.,  1800  tjr., 
Bd.  1,8.  Sfg.;  Lawrence,  Lectures  on  physiology,  soology  and  the  natural  hlstory  of  men. 
Lond.,  1819;  Smith,  Th.,  The  unity  of  the  human  raoes.  N.York,  1860,  (bei  diesem,  8.  126  Hf. 
ein  weiteres  sehr  grosses  Verseichniss  weiterer  Anhilnger  dieser  Meinung.)    Eine  schon  anfäng- 
liche Verschiedenheit  der  Bacen  nehmen  dagegen  an:  Bndolphi,  Beitrüge  sur  Anthropo- 
logie. Lpsg.,  1812;  Bory  de  St.  Vineent,  Art.  „Honmie'*  im  Dlct.  des  soiences  naturelles; 
I>esmoulins,  Hlst  naturelle  des  raoes  hnmaines.  Par.,  1896;  Humboldt,  A.  und  W., 
Koonoc,  Bd.  V,  8.  801  fg.;  Lucas,  H«rMit4  naturelle,  Bd.  I,  8.  160  tg, ;  Pott,  A.  L.,  die 
Ungleichheit  der  menschildien  Rassen,  hauptsächlich  yom  sprachlichen  Standpunkte.  Lemgo,  18S6; 
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Beide  Erscheinangen  sind  nicht  bloss  in  naturwissenschaftlicher  Beziehung 
Ton  Bedeutung,  sondern  von  grosser  Wichtigkeit  auch  fftr  das  Leben  der 
Menschen  und  dessen  Ordnung,  und  zwar  für  die  Einheit  in  der  Yielheit  so 
gut  als  für  die  Vielheit  in  der  Einheit.  Unzweifelhaft  hat  z.  B.  die  Thatsache 
der  Einheit  und  wesentlichen  Gleichförmigkeit  der  Menschen  bedeutende 
Folgen  in  staatlicher  Beziehung,  und  zwar  sowohl  in  priyatrechtlichen  als 
in  Offentlichrechtlichen  Fragen,  und  hier  wieder  theils  im  Staats-  theils  im 
Völkerrechte.  Es  ist  jedoch  nicht  die  Absicht,  den  Gegenstand  hier  in  allen 
seinen  Beziehungen  zu  besprechen;  vielmehr  ist  die  Aufgabe  nur  die,  eine 
der  Folgen  der  Verschiedenheit  innerhalb  des  gleichen  Grundcfaaracters 
zu  erörtern,  nftmlich  die  Nationalität  und  deren  Bedeutung  fOr  das  staat- 
liche Leben.  —  Zu  dem  Ende  ist  es  aber  nothwendig,  vor  Allem  an  fol- 
gende Thatsacfaen  zu  erinnern: 

Das  Menschengeschlecht  zerfUlt  unzweifelhaft  zunächst  in  eine  Anzahl 
von  Racen,  das  heisst  in  AbtheUungen,  deren  Mitglieder  sich  durch  eine 
besondere,  beständig  gleichbleibende  und  durch  Vererbung  auf  alle  Nach- 
kommen übergehende  Eörperbildung  unterscheiden.  Diese  Eigenthümlich- 
keiten  sind  aber  die  Hautfarbe,  die  Schädelbildung,  die  Beschaffenheit  der 
Haare,  der  Gesichtswinkel,  Tielleicht  die  Bildung  des  Beckens  und  noch 
einige  andere  untergeordnete  Punkte.  Woher  ursprünglich  diese  Verschieden- 
heit rührt,  ist  geschichtlidi  nicht  bekannt ;  ob  sie  sich  durch  Einflüsse  des 
Himmels  und  des  Bodens  sowie  durch  Lebensweise  habe  aus  ursprünglicher 
Einheit  entwickeln  können;  oder  ob  eine  ursprünglidie  Schaffung  yerschieden 
gestalteter Menschenabtheilungen  anzunehmen  sei:  darüber  ist  fortdauernder 
Streit.  Soviel  ist  jedoch  jedenfalls  sicher,  dass  die  Eigenthümlichkeiten  der 
verschiedenen  Racen  seit  dem  Beginne  der  geschichtlichen  Zeit  und  so  weit 
Denkmale  hinaufreidien  bleibend  sind,  und  dass  selbst  Versetzungen  in 
ganz  verschiedene  Verhältnisse  eine  Aenderung  entweder  gar  nicht  oder  nur 
in  unmerklich  langsamer  Weise  zu  bewerkstelligen  vermögen^). 


B  r  o  c  a ,  im  Joarn.  de  Physiologie,  Jahrg.  1860 ;  Smith,  H. ,  Nat.  histoiy  of  the  hnman  species. 
Edlnb.,  1848;  A  gas  alz,  Im  Christian  Examiner.  Bost,  Jnly,  1850,  (allerdings  im  Widerspruche 
mit  frftheren  Ansichten;)  Giebel,  Tagesfragen  ans  der  Naturgeschichte.  Berlin,  1857.  *-  Als 
noch  offen,  d.h.  nach  dem  itzigen  Masse  der  Kenntnisse  nicht  entscheidbar,  halten  die  Frage 
nach  der  Arteinheit  VfTaits,  Anthropologie  der  NatarrÖlker.  Lps.,1859.  Bd.I,  8.88  tg,\  fbrner 
die  oben  bereits  genannten  Nott  nnd  Gliddon,  Knoz,  Gobinean,  (wenigstens  hin- 
neigend dasn.)  —  A)  Sind  unter  diesen  Terschledenen  Arten  Ton  Menschen  so  grosse  Abweichungen, 
dass  dieselben  einen  wesentlichen  Unterschied  innerhalb  des  Menschengeschlechtes,  hSher  und 
Biederer  aasgestattete  Abtheilungen,  bilden?  Diese  Frage  ist  nur  sum  geringeren  Theile  rom 
anatomischen  und  physiolpgischen  Standpunkte  sn  beantworten,  sondern  hauptsfichlich  durch 
Beobachtung  des  geistigen  Lebens  der  yersohiedenen  Arten  yon  Erdbewohnern.  Auch  hier  ist 
kein  Mangel  an  Bearbeitungen,  namentUoh  Teraolasst  durch  die  auf  angebliches  Tieferstehen 
der  Neger  begründete  Vertbeidignng  der  BlüaTcrei.  Statt  aUer  weiteren  Anführungen  ist  hier 
iufWaits,  Anthropologie  der  Natnrrölker  su  rerweisen,  wo  die  Frage  über  angebliehe  natfli^ 
liehe  Unterordnung  ganier  Bacen  mit  eben  so  grossem  Wissen  als  Terstftndiger  Kritik  oster- 
sacht,  schliesslich  aber  entschieden,  verneint  wird. 

1)  A.  M.  ist  Waiti ,  Anthropologie  der  Natonrtflker,  Bd.  I,  8. 88  i^. 

▼.  Mohl,  Staatsrecht.    Bd.  II.  22 
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Die  Raoen  theilen  sich  denn  aber  wieder  weiter  ab  in  eine  grossere 
oder  kleinere  Zahl  Ton  Stftmmen.  Solche  haben  zwar,  insofeme  sie  der- 
selben Bace  angehören,  den  gleichen  Grandtypos;  allein  sie  sind  doch 
bleibend  von  einander  nntferschied^n  in  kleineren  Abweichungen,  welche 
sich  ebenfiüls  aof  die  Hautfarbe,  auf  die  Haare,  überhaupt  aber  auf  die 
ganze  Haltung  und  die  äussere  Erscheinung  des  Körpers  beziehen.  Bei 
einzelnen  Individuen  mag  die  Eigenthflnüichkeit  des  Stammes  yerwischt  sein; 
im  Ganzen  ist  sie  unverkennbar. 

Die  Verschiedenheit  der  Abtheilungen   des  Menschengeschlechtes   be- 
scfarftnkt  sich  aber  nicht  auf  äussere  Erscheinungen;  sondern  eine  feinere 
Beobachtung  zeigt,  dass  die  Racen  und  Stämme  auch  in  Beziehung  auf  die 
geistigen  Anlagen  und  auf  die  Anwendung,   welche  sie  von  denselben 
machen,  wesentlidi  und  ebenfalls  wieder  bleibend  verschieden  sind.    Alle 
Menschen  haben  allerdings  dieselbe  geistige  Grundanlage,  das  heisst  alle 
haben  Denkvermögen,   sittliches  GefOhl,  Einbildungskraft,  Leidenschaften, 
Empfindung  für  Schmerz  und  Freude  u.  s.w.;  allein  die  Stärke  der  einzelnen 
dieser  Eigenschaften    und  ihre  Entwicklungsfähigkeit  ist  verschieden  bei 
Jeder  verschiedenen  Abtheilung,  damit  aber  nattlrlich  auch  das  Gesammt- 
eigebniss.    Die  geringere  oder  grössere  Kraft  der  geistigen  Bestandtheile 
und  das  daraus  sich  ergebende  Yerhältniss  derselben  zu  einander  lässt  sich 
allerdings  nicht  mit  mathematischer  Schärfe  messen;  audi  bringt  die  indivi- 
duelle Anlage  eine  Ungleichheit  und  zuweilen  wohl  eine  Annäherung  an 
einen  andern  l^us  mit  sich;   endlich  erzeugt  augenscheinlich  die  grössere 
oder  geringere  Gesittigung  eines  Volkes  allmälig  auch  eine  Veränderung  in 
den  geistigen  Anlagen:  allein  auch  hier  ist  im  Grossen  und  Granzen  Ober- 
raschende Aehnlichkeit  und  aufiEedlende  Dauer  in  der  Zeit.  Eine  allgemeine 
Würdigung  sowie  Vergleichung  ist  somit  allerdings  möglich. 

Zu  den  wesentlichsten  und  gleidibleibendsten  Anwendungen  der  mensch- 
lichen Geistesanlagen,  aber  auch  zu  den  bezeichnendsten  Kennzeichen  der 
Verschiedenheit,  gehören  namentlich  die  Sprachen.  Der  letzte  Grund  der 
Verschiedenheit  mag  ebenfalls  unbekannt  sein;  allein  die  Thatsache  ist  un- 
zweifelhaft, dass  die  Bacen  und  die  Stämme  sich  in  der  Sprache  unter- 
scheiden; und  wenn  diess  etwa  auch  nicht  in  der  Weise  geschieht,  dass  die 
Hauptsprachstämme  vollständig  zusammenfallen  mit  den  Bacen-Unterschieden 
und  die  einzelnen  Sprachzweige  mit  den  Stämmen:  so  ist  doch  immer  so 
viel  gewiss,  dass  im  Wesentlichen  Jeder  Stamm  seine  eigene  Sprache  hat, 
und  dass  selbst  wieder  die  Unterabtheilungen  der  Stämme  sich  durch  weitere 
Abzweigungen  in  der  Sprache  unterscheiden.  Grosse  Beständigkeit  waltet 
auch  hier  ob.  Die  Sprachen  bilden  sich  zwar  mit  der  Zeit  und  entsprechend 
der  geistigen  Fortentwicklung  der  Völker  aus;  sie  können  auch  durch 
massenhafte  Beimischungen  von  Angehörigen  fremder  Stämme  oder  durch 
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die  EinwirkuDg  einer  fremden  Herrschaft  verftndert  and  von  ihrer  nr- 
sprftnglichen Reinheit  nnd Folgerichtigkeit  abgebracht  werden:  allein  niemaU 
wechselt  ^in  Stamm  seine  Sprache  plötzlich  nnd  freiwillig,  nnd  eine  dnrch 
Äussere  Gewalt  versuchte  Anfdrftngung  einer  anderen  Sprache  findet  in  der 
Regel  grössten  Widerstand,  und  hat  jeden  Falles  Jahrhunderte  zu  ihrer 
Vollendung  nCthig. 

Diese  Thatsachen  bilden  denn  nun  die  Grundlage  und  den  Haupte 
bestandtheil  der  Nationalität;  doch  bilden  sie  dieselbe  nicht  allein.  Es 
wäre  unrichtig,  wenn  die  ganze  besondere  Art  eines  Volkes  ausschliesslich 
auf  die  Eigenthflmlichkeiten  der  Race  und  des  Stammes  zurückgefohrt 
werden  wollte;  das  Klima,  die  Beschaffenheit  des.  Bodens  und  seiner  Er- 
zeugnisse, dann  aber  auch  geschichtliche  Ereignisse,  die  Religion,  bedeutende 
Persönlichkeiten,  haben  ebenfalls  einen  grösseren  oder  kleineren,  zuweilen 
selbst  einen  vorwiegenden  Antheil  daran.  Die  einzelnen  Bestandtheile  und 
Ursachen  der  besonderen  Entwicklung  mag  menschlicher  Scharfsinn  nidit 
auseinanderlegen  können;  in  jedem  einzelnen  Falle  kann  es  zweifelhaft 
bleiben,  was  an  den  bestehenden  Zuständen,  Wflnschen  und  BedQrfhissen 
den  ursprünglichen  Eigenschaften  und  was  dem  späteren  Gebahren  mit  den«- 
selben  angehört:  alles  zusammen  aber  bildet  ein  Ganzes,  nämlich  eben  die 
Nationalität.  Ihr  Begriff  muss  also  dahin- bestimmt  werden,  dass  dieselbe 
die  einem  bestimmten  Volke  thatsächlich  zukommende,  dasselbe  von  andern 
Völkern  unterscheidende  körperliche  und  geistige  Eigenthümlichkeit  ist, 
welche  sich  äusserlich  in  Gestalt,  geistig  vor  Allem  durch  die  Sprache,  dann 
aber  überhaupt  durch  die  ganze  Gesittigungsweise  kennzeichnet,  und  welche 
im  letzten  Grunde  auf  angeborenen  und  sich  gleichbleibenden  natürlichen 
Eigenschaften  beruht,  dann  aber  auch  durch  geschichtliche  Ereignisse  näher 
bestimmt  und  im  Einzelnen  ausgebildet  ist. 

Die  staatliche  Eigenschaft,  das  heisst  das  Inbegriffensein  in  einem  be- 
stimmten Staatsorganismus,  bildet  kein  wesentliches  Merkmal  dieser  Volks- 
besonderheit, vielmehr  können  verschiedene  Nationalitäten  in  Einem  Staate 
vereinigt  sein,  und  ist  anderer  Seits  eine  Zersplitterung  derselben  Nationalität 
unter  verschiedene  Staaten  wohl  möglich.  Auch  ein  räumliches  und  un- 
getrenntes Zusammenleben  sämmtlicher  Bestandtheile  einer  und  derselben 
Nationalität  ist  nicht  durchaus  nothwendig,  wenngleich  naturgemäss  und  von 
grosser  Bedeutung  fOr  die  innere  Entwickelung  und  kräftige  Ausbildung. 

2. 

Staatliche  Bedeutung  der  Nationalität. 

r^  Ist  die  vorstehende  Auffiissung  der  Nationalität  richtig,  so  ergiebt  sich 
von  selbst,  dass 'deren  Dasein  und  Beschaffenheit  von  mehr&cher  Bedeutung 
ftr  den  Staat  ist. 

22* 
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Vor  Allem  werden  die  besonderen  Lebenszwecke  eines  Volkes,    wie 
bereits  bemerkt,  durch  die  orsprOnglichen  Anlagen  nnd  die  dadurch  wesent- 
lich bedingte  Gesittigung  zum  grossen  Tbeile  festgestellt.    Hierdurch  wird 
denn  nun  aber  ganz  unmittelbar  auch  die  Angabe  des  Staates  und  die 
zur  folgerichtigen  Lösung  derselben  erforderUdie  Regierung9form  geordnet. 
Wenn  der  Staat  kein  Selbstzweck  ist,   er  vielmehr  nur  zur  Förderung  der 
Zwecke  des  Volkes  besteht  und  er  den  Inhalt  seiner  Thfttigkeit  sowie  die 
Form  seiner  Einrichtung  durch  diese  erh&lt,   so  ergiebt  sich  von  selbst, 
dass   ein  Staat  nur  mit  Versäumung  seiner  Pflichten  und  yielleicht   mit 
grosser  Oefthrdung    seines  Bestandes    die    besondere  Nationalität   seiner 
Theilnehmer  unberücksichtigt  lassen  kann.    Auffassungen  des  Staates,  welche 
denselben  nur  als  ein  Werkzeug  fär  die  indiTiduellen  Plane  der  Regierenden 
ansehen,   die  Bevölkerung  aber  nur  als  die  Quelle,   welche  die  geistigen 
und  sachlichen  Mittel  fttr  solche  Plane  zu  liefern  hat,  verdienen  in  der 
Wissenschaft  keine  Beachtung,  im  Leben  nur  Widerstand. 

Die  Nationalität  steht  aber,  zweitens,  auch  in  engster  Verbindung  mit 
der  Geschichte  des  Volkes.  Diese  hat  unvermeidlich  manche  Ueberlieferungen 
und  Gewohnheiten  zur  Folge,  welche  zwar  vielleidit  mit  dem  Kerne  des 
Staats-  und  Volkslebens  nicht  wesentlich  zusammenhängen,  aber  dodi  ohne 
grosse  Unklugheit  nicht  vernachlässigt  werden  können.  Oft  hängt  an  solchen 
Gewohnheiten  und  Formen  die  Bevölkerung  mehr  als  an  wichtigen  Ange- 
legenheiten, und  es  wird  daher  eine  Nichtberflcksiditigung  schwer  aufge- 
nommen, während  ihre  Hegung  und  Benützung  dem  Staate  nur  geringe 
Opfer  kostet,  vielleicht  nur  das  Aufgeben  gleichgültiger  Gewohnheiten  oder 
einer  Folgerichtigkeit  in  Kleinigkeiten.  Dass  eine  Nachgiebigkeit  gegen 
nationelles  Herkommen  nicht  bis  zur  Duldung  oder  gar  positiver  Unter- 
stützung von  Unsittlichkeit  und  gemeinschädlichen  Zuständen  gehen  darf, 
versteht  sidi  allerdings  von  selbst;  allein  einfältig  ist  es,  in  gleichgültigen 
Dingen  oder  aus  eigener  abweichender  Liebhaberei  Missvergnügen  zu  er- 
wecken und  Eigenthtlmlichkeiten  zu  zerstören.  Es  darf  nicht  ausser  Augen 
gelassen  werden,  dass  es  selbst  eine  höhere  politische  Bedeutung  hat,  wenn 
sich  ein  Volk  von  seinen  Nachbarn  in  bestimmten  Sitten  und  Formen  unter- 
scheidet. Es  fühlt  sich  um  so  sicherer  als  eine  Besonderheit  und  ist  fremden 
Einflüssen  weniger  zugänglich,  was  denn  gegenüber  von  ehrgeizigen  Nach- 
barn ein  ganz  beachtenswerthes  Vertheidigungsmittel  ist. 

Femer  mag  Nationalität  von  der  höchsten  staatlidien  Bedeutung  sein, 
wenn  ein  Volk  durdi  geschichtliche  Ereignisse  in  eine  grössere  oder  kleinere 
Anzahl  von  Bruchstücken  getheilt  worden  istjsei  es  nun  dass  der  Verlauf 
der  inneren  eigenen  Entwicklung  die  Spaltung  erzeugte,  sei  es  dass 
äussere  Gewalt  eine  bisher  vereinigte  Nation  in.  Trümmer  schlug  und  die 
Stücke  andern  fremdartigen  Staaten  zuwarf.     Es  ist  allerdings  möglich, 
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dass  sich  solche  getrennte  Bestandtheile  eines  Ganzen  bei  diesem  Schicksale 
berohigen,  entweder  ans  Mangel  an  Bewnsstsein  nnd  an  staatlicher  Aus- 
bildung, oder  weil  der  neue  Zustand  ihnen  Yortheile  yerschafft,  oder  endlich 
in  völliger  Hoffnungslosigkeit;  audi  können  gewinnende  und  allmSlig  herflber- 
fthrende  Massregeln  von  den  neuen  Regierungen  ergriffen  oder  hinterlistige 
gegenseitige  Verhetzungen  der  Stammesgenossen  angezettelt  werden.  Aber  es 
mag  auch  ein  leidenschaftliches  Verlangen  nach  Wiedervereinigung  bestehen, 
von  Anfang  an  oder  später  erst  wieder  erwacht,  und  daraus  dann  eine 
anabsehbare  Reihe  von  Rflcksichten,  Schwierigkeiten  und  Gefahren  für  alle 
Betheiligten  sich  entwickeln.  Bei  einer  bloss  inneren  Zersplitterung  der 
Nationalität  geht  in  solchem  Falle  die  Riditung  nach  Wiedervereinigung; 
natürlich  mit  Beseitigung  oder  doch  wesentlicher  Beeinträditigung  der  be- 
stehenden Bruchstflckregierungen.  Ein  ganz  zerrissener  und  unter  fremde 
Staaten  getheüter  Stamm,  aber  wird  sich  von  den  fremdartigen  Mitbflrgem 
und  Staatseinrichtungen,  denen  er  beigefflgt  ist,  mit  entschiedenem  Wider- 
willen abwenden  und  nach  Wiedervereinigung  verlangen,  dadurch  aber  je 
nach  den  Umständen  grosse  und  bleibende  Verlegenheiten  bereiten.  Schon 
in  Friedenszeiten  sind  Bemühungen  um  WiderVereinigung,  somit  um  Los- 
trennung, möglich;  in  Folge  deren  aber  alle  Arten  von  Umtrieben,  geheimen 
Gesellschaften  und  Verschwörungen.  Nothwendig  scheinende  Gegenwirkungen 
und  vielleicht  Strafen  werden  die  Stimmung  nur  verschlimmem,  und  leicht 
mag  ein  grundsatzloser  und  ehrgeiziger  fremder  Gegner  das  Missverhältniss 
im  Geheimen  unterhalten  und  steigern  zur  Schwächung  der  diesseitigen 
Macht,  und  um  eine  gelegentlich  zu  benützende  Handhabe  zu  erhalten. 
Und  noch  weit  schlimmer  -kann  sich  die  Sache  gestalten  im  Falle  eines 
Krieges,  namentlich  wenn  der  Feind  als  der  wesentliche  Vertreter  der 
zerrissenen  Nationalität  auftritt,  sei  es  nun  dass  er  sich  selbst  zum  Haupte 
derselben  aufwirft,  sei  es  dass  er  wenigstens  ihre  Wiederherstellung  zu  be- 
günstigen vorgiebt.  Man  darf  hier  zum  Belege  nur  auf  die  Ereignisse  und 
Verhältnisse  in  Polen  und  Italien  hinweisen.  Eine  solche  Nationalitätsfrage 
mag  dann  der  Angelpunkt  der  grossen  Politik,  eine  Existenzaufgabe  ftkr  die 
betheiligten  Staaten  werden. 

Endlich  sind  noch  unter  Umständen  die  aus  den  Nationalitäten  hervor- 
gehenden Antipathieen  und  Sympathieen  zwischen  den  Bewohnern  verschie- 
dener Länder  auch  staatlich  beachtenswerth.  —  Es  verdient  vielleicht  aus 
höherem  menschlichem  Gesichtspunkte  die  Abneigung  eines  Stammes  gegen 
einen  andern  Tadel,  und  sie  mag  einen  Mangel  an  freier  Bildung  beweisen; 
auch  kann  natürlich  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  eine  Regierung  ein 
gemeinschaftliches  Zusammengehen  mit  einem  andern  Staate,  wenn  soldies 
durdi  den  eigenen  Vortheil  gerathen  ist,  desshalb  zu  unterlassen  habe,  weil 
im  Volke  ein  Widerwille  gegen  die  Nationalität  der  Bewohner  dieses  Landes 
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besteht;  allein  bei  gemeinadiaftlidien  ünternehmoiigeii'ist  es  immerlmi 
beachtenswertber  Umstand,  wenn  auf  ein  henliches  Zusanunenwirken 
Seiten  der  Massen,  Tielleicfat  selbst  bei  den  Fnbrem,  nicht  geredmet  werd< 
kann,  vielmehr  Afisstranen  nnd  Yielleicht  gegenseitiges  Verlassen  in 
Gte&hr  SU  erwarten  ist.  Auch  darf  wohl  in  Staaten  mit  freieren  ¥< 
£assnngen  beim  Abschlüsse  von  Yertrtigen  nnd  bei  der  Hoifoang  anf  Dam 
derselben  eine  thats&cfalieh  bestehende  volksthflmlidie  Abneigung  ins  Ange 
gefasst  werden,  insofeme  sich  dieselbe  nicht  etwa  nnr  in  der  Presse  auf- 
reizend und  Schwierigkeiten  bereitend  zeigen  kann,  sondern  sie  möfi^di«'- 
weise  anch  bis  in  die  Parlamente  dringt  nnd  dort  unerwartete  und  unrer* 
ständige  Handlungen  bewirict.  —  Was  aber  die  Sympathieen  eines  Volkes 
filr  die  Bewohner  eines  andern  Staates  betrifft,  so  ist  zu  untersdieiden. 
Im  Allgemeinen  haben  dieselben  unzweifelhaft  eine  erfreuliche  Bedeutung; 
und  zwar  sind  sie  gerade  in  denselben  Beziehungen,  in  weldien  sich  nationale 
Abneigungen  nachtheilig  erweisen,  positiv  vortheilhaft.  Ausnahmsweise  aber 
mag  doch  audi  eine  staik  ausgesprodiene  Hinneigung  zu  den  Angehörigen 
eines  andern  Landes  schwierige  und  selbst  gefUirliche  Verfaftltnisse  zur  Folge 
haben,  und  zwar  sind  der  möglichen  Fälle  mehrere.  Einmal  n&mlich  kann 
eine  solche  vorwiegende  Sympathie  stattfinden  in  dem  oben  erwAhnten  Falle 
einer  zersprengten  Nationalität,  dadurch  aber  eine  grössere  Theilnahme  an 
den  Schicksalen  und  Unternehmungen  des  auswärtigen  Stanunvenrandten 
als  an  den  Rechten  und  den  Einrichtungen  des  eigenen  Staates.  In  solchen 
Fällen  ist  selbst  Landesverrath  nicht  undenkbar,  wird  wohl  gar  als  eine 
Tugend  betrachtet  Zweitens  aber  hat  es  sich  auch  schon  begeben,  dass  die 
Theilnahme  an  einer  fremden  Nationalität  die  Sorge  fOr  das  eigene  Interesse 
und  Recht  in  den  Hintergrund  drängt  und  selbst  ungerechten  Angriffen 
geneigter  macht  als  der  Vertheidigung  des  bedrohten  Heerdes.  Eine  solche 
Gesinnung,  oder  richtiger  gesprochen  Gesinnungslosigkeit,  ist  freilich  eben 
so  kläglich  als  verstandlos;  allein  wenn  sie  besteht,  fällt  sie  politisdi  in 
die  Wagschale. 

3. 

Die  verschiedenen  möglichen  Zustände  in  Betreff  der 

Nationalität. 

Ehe  allgemeine  Grundsätze  und  einzelne  Massregeln  in  Betreff  der 
Nationalitätsfrage  aufgestellt  werden  können,  ist  es  vor  Allem  nothwendig, 
sich  die  verschiedenen  tbatsächlichen  Zustände,  in  welchen  die  Nationalität 
im  Verhältniss  zum  Staate  sein  kann,  übersichtlich  zu  vergegenwärtigen. 
Es  sind  aber  nachstehende: 

a)  Es  ist  möglich,  dass  das  eigentlich  naturgemässe  Verhältniss  auch 
wirklich  besteht,  also  die  ganze  Bevölkerung  eines  Staates  einer 
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und  derselben  Nationalität  angehört  und  ausserhalb  desselben 
keine  Bestandtheile  dieses  Stammes  sich  vorfinden;  mit  andern 
Worten,  dass  ndi  Nationalität  und  Staat  gegenseitig  decken.  —  Leider  ist 
dieser  richtigste  und  gesundeste  Zustand  nur  selten  Torhanden,  weil  in  der 
Begel  die  Staaten  und  die  Völker  nicht  nach  ihren  natttrlichen  Bestand- 
tbeüen  geordnet,  sondern  den  versdiiedensten  Interessen  zu  Liebe  bald 
zerrissen  bald  bunt  zusammengesetzt  werden.  Ats  dem  Alterthume  lassen 
sich  feist  nur  Aegypten  und  der  israelitische  Staat  vor  seiner  Spaltung  als 
beweisende  Fälle  nennen.  Von  den  bestehenden  europäischen  Staaten  aber 
erfüllt  Portugal  allein  die  Bedingungen  eines  Zusammen&lles  von  Stamm 
und  Staat  vollständig,  (und  auch  dieses  nur  insofeme  man  von  Brasilien 
absieht  und  dort  eine  eigenthümliche  sich  allmälig  heranbildende  Nationalität 
annimmt.)  Am  nächsten  kommt  dann  Spanien,  wenn  sdion  hier  die  Basken 
einen  fremdartigen  und  überdiess  nur  bruchstücklichen  Zusatz  bilden.  Schla- 
gender wäre  allerdings  das  Beispiel  eines  einheitlichen  Italiens,  feüls  ein 
solches  zu  Stande  kommt  und  nadihaltig  besteht,  namentlich  aber  wenn  auch 
die  sänmitlichen  von  Italienern  bewohnten  Inseln  Theil  an  dem  Reiche  nehmen. 
Unter  den  aussereuropäischen  Staaten  scheint,  so  weit  unsere  Kenntnisse 
gehen,  Japan  ein  vollgültiges  Beispiel  zu  sein;  in  den  Vereinigten  Staaten 
dagegen  sind  zwar  bloss  Nordamerikaner,  und  kein  Theil  dieses  Volkes  unter- 
steht einem  fremden  Staate;  allein  hier  ist  theils  selbst  die  Nationalität  der 
weissen  Bevölkerung  noch  lange  nicht  schliesslich  gebildet  und  zu  einem 
ununtersdieidbaren  Ganzen  verschmolzen,  theils  und  hauptsächlich  sind  die 
Millignen  Schwarze  ein  unabsehbares  Hindemiss  eines  einheitlichen  das 
ganze  Land  ausfällenden  Stammes. 

b)  Der  nächstliegende  Fall  besteht  da,  wo  eine  Nationalität  zwar  in 
mehrere  Theile  zersplittert  ist,  diese  aber  eigene  und  unge- 
mischte Staaten  bilden.  Hier  stehen  und  wirken  also  zwei  Beziehungen 
neben  einander:  die  eine  nähere  eines  jeden  der  Theile  zu  dem  besonderen 
Staate;  die  zweite  mittelbare  und  vielleicht  äusserUch  nicht  organisirte  sämmt- 
licher  Bruchstücke  zu  der  Gesammtnationalität.  Die  Bedeutung  dieses  letzteren 
Verhältnisses  kann  eine  sehr  verschiedene,  vielleicht  auch  eine  zeitweise 
wechselnde  sein;  bald  sehr  in  den  Hintergrund  tretend,  so  dass  sie.  von 
keiner  fühlbaren  staatlichen  Bedeutung  ist,  bald  aber  auch,  wo  nicht  in  den 
Einrichtungen  so  doch  in  den  Gesinnungen,  den  ersten  Platz  einnehmend, 
80  dass  die  unmittelbare  Verbindung  der  Bevölkerungen  mit  dem  einzelnen 
Staate  dagegen  verblasst,  vielleicht  ihnen  sogar  verhasst  ist.  Beispiele  dieser 
Zustände  haben  die  hellenischen  Staaten  dargeboten;  später,  und  zwar  vom 
Mittelalter  an  bis  in  die  jüngste  Zeit  herunter,  die  einzelnen  italienischen 
Staaten;  und  sind  noch  itzt  die  grosse  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten, 
nämlich  jene,  welche  lediglich  eine  Bevölkerung  deutschen  Stammes  haben. 
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c)  Eine  dritte  MO^dikeit  ist,  dum  sicfa  zwar  ein  gaozejr  StAmm 
in  demselben  Staate  befindet,  daneben  aber  auch  nooli  Andere 
Stamme  Antheil  am  StaatsTerbande  baben.  Hierbei  sind  denn  aber 
wieder  mebrere  wesentlich  verschiedene  Modalitäten  wohl  zu  an^ox-scheiden. 

Einmal  nftmlieh  können  mit   der  die  Hauptmasse   der  ^ev^dlkening 
bildenden  Nationalität  auch  noch  ganze  weit^e  Stamme  verbiuideii   sein, 
so  dass   diese  letzteren  nnr  diesem  Staate  angeboren.     Ein  riesenliaftes 
Beispiel  dieser  Art  ist  das  römische  Reich  znr  Zeit  seiner  Weltherrschafl; 
als  neben  dem  herrschenden  italischen  Stamme  die  Hellenen,  die  gpallischen 
Kelten,  die  sflmmtlichen  spanischen  Stamme,  alle  Völker  NordafriJca's  mit 
Einschlnss  der  Aegypter,  die  Juden,  Phönizier  n.  s.  w.  zu  Einem  ^rrossen 
Staate  yerbnnden  waren.    Ein  anderer  nicht  wemger  grossartiger  FsUl    ist 
China.    Aber  auch  im  gegenwärtigen  Europa  sind  in  mehr  als  Einem  Staate 
YerhAltnisse  dieser  Art;   so  in  Grossbritannien,  wo  neben  der  gesamm ten 
angelsächsischen  Nationalität  auch  die  keltischen  Stämme  der  Walliser,    der 
Hochschotten  und  der  Iren  sich  befinden;    femer  in  Russland,   wo    eine 
grosse  Menge  ganzer  Stämme  neben  der  grossen  russischen  Naüonalit&t  im 
Staate  leben;   so  früher  im  türkischen  Reiche,  wo  neben  (der  herrschenden 
Nationalität  der  gesammte  griechische  Stamm  sidi  befand. 

Zweitens  aber  begiebt  nch  wohl,  dass  die  der  grösseren  NationalitAt 
beigemischten  fremden  Stämme  zwar  mehr  oder  weniger  geschlossen  bei- 
sanmien  wohnen,  aber  doch  nur  Bruchstücke  eines  grösseren  Yolksganzen 
sind,  welches  auch  auswärts  Sitze  hat  und  Tielleicht  sogar  dort  Hauptmassen 
bildet.    Diess  ist  z.  B.  der  Fall  bei  Frankreich  hinsichtlich  der  ursprünglidi 
deutschen  Provinzen  Elsass  und  Lothringen,  in  neuester  Zeit  in  Betreff  der 
italienischen  Bevölkerung  Nizza's;  femer  bei  Dänemark  in  Betreff  Schleswigs 
und  Holsteins;   sodann  bei  der  Türkei,   deren  herrschende  Nationalität  die 
Osmanlis  sind,   weldie  aber  auch  Griechen,  Serben,  Wallachen,  Amenier, 
Kurden  und  Araber  zu  ihren  Unterthanen  zählt,   deren.  Stammverwandte 
ringsum  in  benachbarten  Ländern  theils  selbstständig  theils  ebenfedls  als 
untergeordnete  Beimischungen  wohnen. 

Drittens  können  einem  Hauptstamme  auch  noch  zahlreiche  Angehörige 
einer  anderen  Nationalität  beigemischt  sein,  so  dass  diese  nicht  geschlossen 
in  ganzen  Provinzen,  vielmehr  unter  Beibehaltung  ihrer  Yolksthümlichkeit 
zerstreut  und  höchstens  in  einzelnen  Bezirken  oder  Gemeinden  beisammen 
wohnen.  Am  bezeichnetsten  tritt  dieses  da  hervor,  wo  Juden  in  grösserer 
Menge  einem  Staate  angehören,  wie  z.  B.  im  ehemaligen  Polen,  oder  wo 
zahlreidie  Einwanderer  derselben  Nationalität,  sei  es  nun  als  Kolonisten 
sei  es  vielleicht  als  Nachkommen  ehemaliger  Eroberer,  vorhanden  sind,  wie 
z.  B.  die  Deutschen  in  Russland  und  in  Ungarn. 

d)  Ein  weiterer  Fall  ist  die  Zerreissung  einer  Nationalität  in 
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mehrere  Theile  nnd  Zutheilang  der  letzteren  an  Staaten  von 
Terschiedener  Stammesart.  Ein  für  alle  Zeiten  wegen  seiner  grossen 
und  fortdauernden  Wirkungen  merkwürdiges  aber  auch  fOr  alle  Zeiten 
warnendes  Beispiel  ist  die  Theilnng  Polens.  Aber  auch  die  Einverleibung 
Oberitaliens  in  das  österreichische  Reich  gehört  hierher;  femer  die  Theilung 
der  Serben  und  WaUachen  zwischen  der  Türkei  und  Oesterreich. 

e)  Eine  fernere  Möglichkeit  ist  die  Bildung  eines  Staates  aus  mehreren 
gleichberechtigten  Bruchstflcken  grösserer  Nationalitäten, 
welche  zwar  in  dem  gemeinschaftlichen  Verbände  ein  neues  Vaterland  finden, 
aber  ohne  dass  in  Beziehung  auf  Sprache  und  Sitte  ein  gemeinschafUicfaes 
Drittes  entstünde.  Sie  mögen  dann  staatlich  sehr  enge  verbunden  sein,  in 
Beziehung  auf  Nationalität  aber  ganz  verschieden  bleiben.  So  die  Schweiz, 
so  das  aus  Wallonen  und  Flammändem  zusammengesetzte  Belgien. 

f)  Endlich  kann  ein  der  vollständigen  Einheit  von  Volk  und  Staat 
geradezu  entgegengesetzter  Zustand  bestehen,  nämlich  die  staatliche 
Aneinanderreihung  einer  Mehrheit  von  ganzen  Stämmen,  blosser 
jedoch  geschlossener  Bruchstücke  von  Stämmen,  endlich  einge- 
sprengter vereinzelter  Bestandtheile,  so  dass  von  einem  mass- 
gebenden Ueberwiegen  einer  bestimmten  Nationalität  nicht  die  Rede  ist, 
sondern  diese  mehr  oder  weniger  antipathisch  oder  wenigstens  fremdartig 
neben  einander  stehen  und  sich  durch  einander  bewegen;  nur  durch  einzelne 
gemeinschaftliche  Einrichtungen,  vor  Allem  aber  durdi  die  für  alle  gleiche 
Regierung  zusammengehalten.  Das  schlagendste  Beispiel  dieser  Art  ist  der 
österreichische  Kaiserstaat,  wo  neben  einem  grossen  Bruchstücke  des  deutschen 
Stammes  theils  ganze  fremdartige  Nationalitäten,  wie  die  Magyaren,  die 
Czechen  und  die  Slowaken,  theils  kleinere  wenn  immerhin  noch  beträchtliche 
Stücke  von  grösseren  über  benachbarte  Länder  verbreiteten  Stämmen,  wie 
Polen,  Italiener,  Wallachen  und  Serben,  theils  endlich  da  und  dort  zerstreute 
kleine  Fragmente  von  Völkerschaften  mittels  einiger  allgemeiner  staatlicher 
Einrichtungen  zusammengehalten  sind,  unter  sich  aber  das  bunteste  Gemisch 
.von  Sprachen,  Gewohnheiten  und  überhaupt  Gesittigung  darbieten,  mit  den 
ausgesprochensten  Sympathieen  zu  Fremden  und  ebenso  starken  Antipathieen 
gegen  Mitbewohner.  Ein  anderer  Fall  ist  das  englische  Reich  in  Ostindien, 
welches  sich  allmälig  über  die  verschiedensten  Nationalitäten  ausgedehnt 
hat,  ohne  dass  der  herrschende  Stanmi  selbst  numerisch  irgend  in  Betrachtung 
käme,  oder  gar  von  einer  hohem  Einheit  der  vielen  wesentlich  verschiedenen 
Besonderheiten  die  Rede  wäre. 
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4. 
Berechtigungen,  welche  aus  der  Nationalität  entstehen. 

Die  Verschiedenheit  der  Nationalitäten  und  ihrer  Einordnung  in  be- 
stimmte staatliche  Zustände  ist  keineswegs  bloss  eine  geschichtliche  Thai- 
Sache  und  höchstens  ein  politischer  Factor,  mit  welchem  unter  Umständen 
sei  es  im  Innern  sei  es  in  den  äussern  Beziehungen  zu  rechnen  ist;  sondern 
dieselbe  ist  auch  die  QueUe  Ton  förmlichen  Rechtsansprüchen,  und 
gerade  diese  sind  es  sogar,  welche  dem  ganzen  Verhältnisse  in  der  Gegen- 
wart eine  so  grosse  Bedeutung  geben.  Ihre  B^rflndung  und  Ausdehnung 
ist  daher  auch  ein  wesentlicher  Theil  der  Erörterung. 

Bei  den  auf  die  Nationalität  gestutzten  AnsprOchen  ist  vor  Allem  wohl 
zu  unterscheiden  zwischen  positivem  und  somit  unzweifelhaftem  Rechte, 
und  Forderungen,  welche  aus  der  Natur  der  Sache  abgeleitet  werden  wollen, 
also  philosophischen  Rechtes  sind. 

Von  geringerer  Bedeutung  und  Umfänglichkeit  sind,  bis  itzt  wenigstens, 
die  ersteren,  obgleich  allerdings  in  nicht  ganz  seltenen  Fällen  Einrichtungen 
zum  Schutze  oder  zur  Anerkennung  bestimmter  Nationalitäten  durch  positives 
Gesetz  getroffen  sind.  So  ist  z.  B.  wohl  angeordnet,  dass  in  einer  Provinz 
nicht  die  sonst  im  Staate  zum  amtlichen  Verkehre  oder  zum  Unterrichte 
gebrauchte  Sprache  angewendet  wird,  sondern  die  angestammte  der  Be- 
wohner *).  In  anderen  Fällen  ist  die  ganze  Verwaltung,  vielleicht  selbst  die 
Verfassung,  in  einzelnen  Landestheilen  verschieden  eingerichtet  nach  altem 
Herkommen,  und  sind  auch  wohl  die  Gesetze  in  materieller  Beziehung  ver- 
schieden *).    Zuweilen   ist   auf  die   Stanmiesverschiedenheit  auch  bei  dem 


1)  In  den  itsUäniscben  Prorinsen  Oesterrelehs  wsr  Immer  die  itolUüiiaohe  Sprache  im  amt- 
liclien  Verkehre  gebraacht;  InUnipam  firäher  die  lateinische,  später  die  magyartsobe,  itatioU  — 
nach  einer  eq  grossem  Missvergnttgen  dienenden  knrsen  Herrschaft  der  deatschen  —  in  Jedem 
Bezirke  die  Sprache  der  Mehrheit  der  Bewohner  angewendet  werden.  Im  Königrelclie  Polen 
wird  nicht  in  rassischer,  sondern  in  polnischer  Sprache  regiert;  fBr  preoaalsch  Polen  besteht 
ein  TÖlkerrechtUches  Versprechen  sum  Schatze  derselben;  in  den  rassischen  Ostseeprovinsen 
ist  deutsch  die  amtliche  Sprache.  In  den  schwelserischen  Bundesrersammlangen  hat  sich  tod 
Jeher  Jedes  Hitglied  seiner  nationeilen  Sprache  bedienen  dürfen  and  war  für  eine  alsbaldige 
Uebertragong  sam  allgemeinen  Verständnisse  gesorgt  Im  pieraontesischen  Parlamente  hatten, 
ehe  SaYoyen  abgetreten  war,  dessen  Abgeordnete  das  Recht  fransösisch  so  sprechen,  anoh 
wurde  die  ganze  Verwaltung  firansösisch  gefährt.  Eine  der  Hanptldagen  fiber  die  dänisehe 
VergewalHgnog  Schleswigs  ist  die  Verdrängung  der  deutschen  Sprache. 

t)  Es  ist  allerdings  zuzugeben,  dass  die  Einräumung  besonderer  Oesetsgebnngen  und 
Verfassungen  nicht  bloss  auf  der  Nationalität  im  engeren  Sinne  des  Wortes  beruhen  mag, 
sondern  auch  noch  auf  anderen  geschichtlichen  und  politischen  Verhältnissen ;  allein  Jene  pflegt 
doch  der  letzte  Orund  der  beachteten  Zustände  su  sein,  und  daif  somit  Torzogsweise  als  Ursache 
und  Ziel  genannt  werden.  —  Im  übrigen  sind  Beispiele  eigener  Verfassungen,  weiche  auf  Na- 
tionalitäten und  was  damit  zusammenhängt,  beruhen,  nicht  selten.  So  die  Verfiusong  Ungam's ; 
die  Siebenbärgens ,  gegrilndet  auf  die  drei  Nationalitäten  des  Landes ;  die  des  Königreiches 
Polen  Yon  1815—1830 ;  die  Fueros  der  baskischen  Prorinsen ;  die  Vorrechte  der  Niederlande 
unter  der  spanischen  Herrschaft;  der  halbsouveränen  türkischen  Donau-Proylnsen.  —  Weit 
häuflger  nocJi  sind  eigenthümliche  Verwaltungselnrichtangen  und  Kechtagesetageboogeo ;  ■.  B. 
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Heere  ROcksicht  genommen,  sei  es  durch  Ansscheidnng  eigener  Tmppen- 
kOrper,  sei  es«  dnrch  Yerschiedenheit  hinsichtlich  der  Dienstpflicht,  sei  es 
endlich  mehr  in  Beziehung  auf  AeusserUchkeiten  ^).  Aach  in  kirchlichen 
Beziehungen  sind  dann  und  wann  Verschiedenheiten  festgestellt,  etwa 
grössere  Rechte  einer  Kirche  in  nur  einem  Theile  des  Landes,  oder  ab- 
weichende gesetzliche  Bestimmungen  über  das  Yerhältniss  der  Einzelnen 
zu  der  Eirchengewalt;  damit  mögen  denn  aber  wieder  näher  oder  entfernter 
zusammenhängen  abweichende  Gesetze  Aber  das  Unterrichtswesen,  über  die 
Presse,  die  Befähigung  zu  Aemtem ').  —  Dass  an  solchen  besonderen  Mass- 
regeln die  Bevölkerungen  mit  besonderer  Vorliebe  hängen  und  in  denselben 
yielleicht  weit  über  deren  wahre  Tragweite  hinaus  grosse  Bevorzugungen 
erblicken,  ist  nicht  zu  längnen ,  und  in  einem  solchen  Falle  mag  es  politisch 
sehr  räthlich  sein,  dass  die  Begierung  nicht  einm$d  zu  dem  Verdachte  Ver- 
anlassung giebt,  als  wflnsche  sie  eine  Veränderung.  Die  aus  solchen  Be; 
Sonderheiten  allerdings  entstehenden  Unzuträglichkeiten  können  leicht  von 
weit  geringerer  Bedeutung  sein,  als  ein  durch  die  Gleichmachung  henror- 
gerufenes  Missvergnflgen.  Namentlich  ist  eine  gewissenhafte  Einhaltung  von 
förmlichen  Versprechen  nicht  nur  Gebot  der  Sittlichkeit,  sondern  einfache 
Klugheit;  auch  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  eine,  wirkliche  oder  nur 
vermeintliche,  höhere  Gesittigung  keineswegs  ein  Becht  giebt,  die  mit 
VolkseigenthQmlichkeiten  zusammenhängenden  besonderen  Einrichtungen  gegen 
Vertrag  und  Gesetz  zu  verletzen  und  umzugestalten.  Nur  wenn  diese  höhere 
Gesittigung  sidi  aUmälig  und  durch  ihre  eigenen  Vorzflge  Bahn  gebrochen 


die  Tenchiedenfln  Ordnongen  nnd  Oesetie  in  den  österreiclifschen  Llndergnippen;  der  Code 
KftpoMon  als  Gesetxbnch  in  Polen;  die  mnhamedanische  Oesetsgebongr  Ar  die  Ein^borenen 
in  Alfi^er;  die  Coutome  de  Paris  für  die  fransösischen  Kanadier,  Uberliaapt  die  angestammten 
Gesetze  in  den  arsprttnglicli  franzdsischenf  spanischen,  liollündiscben ,  itzt  aber  englischen  Ko- 
lonieen ;  die  yerschiedenen  Gesetze  nnd  Einrichtungen  in  dem  englisch-ostindisehen  Reiche  n.  s.  w. 

1)  So  s.  B.  der  Unterschied  in  dem  russischen  Heere  s wischen  der  Dienstpflicht  n.  s.  w.  der 
Haoptmasse  der  Beyöllcemng,  der  Kosaclcen,  Tor  1890  der  Polen;  oder  im  österreichischen 
Heere  die  Verschiedenheit  zwischen  deutschen ,  ungarischen  nnd  italienischen  Regimentern  in 
Beslehnng  anf  Dienstdaner,  Anwerbung  n.  s.  w.;  die  Bergschotten  im  englischen  Heere 
wenigstens  als  ein  Ceberbleibsel  yon  Nationalitat;  namentlich  aber  das  indische  Heer  mit 
grossen  nationellen  Verschiedenheiten ;  die  Befreiung  der  Sidllaner  nnd  der  Basken  ron  Zwangi- 
anshebnng. 

i)  Eine  der  durchgreifendsten  Folgen  der  Vereinigung  yerschiedeuer  Kationalitfttta  pflegen 
die  Jeder  derselben  eigenthümlichen  religiösen  Einrichtungen  su  sein ,  welche  der  Btaat ,  wohl 
oder  ttbel,  zu  beachten  hat,  falls  er  nicht  grossen  Schwierigkeiten  nnd  selbst  Gefahren  yeiiUlen 
will.  So  z.  B.  die  Anerkennung  des  Mnhamedanismus  nnd  was  damit  an  Gesetzen  nnd  Gewohn- 
heiten znsammenhftngt  bei  den  eingeborenen  BeyÖIkemngen  Algiers,  bei  den  Tartaren  n.  s.  w. 
im  russischen  Reiche;  die  des  Brabmaismus  und  Buddhismus  im  englischen  Indien;  sodann,  in 
abgeschwächten  Folgerungen,  der  Berechtigung  des  Katholicismns  im  Königreiche  Polen,  des 
Protestantismus  in  den  russischen  Ostseeproyinsen,  in  Ungarn,  im  Elsasse  (yor  der  Royolntion) ; 
der  griechisch  orthodoxen  Kirche  in  mehreren  Österreichischen  Proyinzen.  Nicht  selten  haben 
selbst  kleinere  eingewanderte  Stamme  Ausnahmegesetze  In  Klrchensaohen  nnd  eine  eigene 
Anerkennung  ihres  sonst  nicht  staatsilbllchen  Glaubens;  ■.  B.  eingewanderte  ealyinlstlsche 
Refhgids  und  WaldQnser  in  deutschen  Staaten,  Lutheraner  in  Sttdrussland.  Von  den,  allerdings 
in  der  Regel  nur  in  Vernachthelllgungen  bestehenden,  Besonderrechten  der  Juden  in  der|Mehrzahl 
der  enropftlsehen  LKnder  gar  nicht  zu  reden* 
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hat  und  in  Folge  dessen  nnn  anch  bei  den  bisher  Getrennten  ein  BedflrfiiisB 
des  Fortschrittes  entsteht, .  kann  ohne  Unrecht  nnd  Gefahr  zor  Beseitigung 
angestammter  Unvollkommenheiten  geschritten  werden.  Diese  mag  das  Er- 
gebniss  aber  nicht  der  Anfang  einer  Ausgleichung  sein. 

Es  sind  übrigens  weniger  solche  geschichtliche  Berücksichtigiuigen  und 
Bevorrechtungen  der  Nationalitäten,  welche  in  der  jOngsten  Zeit  die  Auf- 
merksamkeit auf  sich  gezogen  haben  und  als  grosse  Fragen  des  öffentlichen 
Rechtes  und  der  Staatskunst  aufgetaucht  sind;  vielmehr  handelt  es  sich  itst 
hauptsächlidi  von  allgemeinen  Grundsätzen  und  von  sehr  weit- 
greifenden Forderungen  natürlichen  Rechtes. 

Wie  noch  in  einigen  andern  Punkten,  so  ist  auch  hier  im  staat- 
lichen Leben  und  in  der  Staatswissenschaft  eine  grosse  Veränderung  einge- 
treten. Froher  ganz  Unbeachtetes  ist  hervorgetreten  und  verlangt  nidit 
nur  die  ihm  wirklich  gebührende  Rücksicht,  sondern  geht  auch  wohl  weit 
über  das  richtige  Mass  hinaus.  Neben  der  firüher  nicht  besprochenen  und 
beachteten  Beziehung  der  Gesellschaft,  und  der  neuen  weitausgedehnten 
Anwendung  eines  allgemeinen  Stimmredites  hat  sich  die  Nationalität  in  erste 
Linie  gedrängt,  und  es  ist  nun  auch  Sache  der  Wissenschaft,  der  Frage 
gerecht  zu  werden.  Die  dadurch  veranlasste  Erweiterung  und  Umge- 
staltung der  Lehre  ist  aber  von  Bedeutung.  Bis  itzt  wurde  nämlich  in  den 
Staatswissenschaften,  und  zwar  sowohl  im  philosophischen  Staatsredite  als 
in  der  Staatskunst,  nur  ein  abstractes  Ideal  aufgestellt  und  der  Mensch 
bloss  in  seinen  ganz  allgemeinen  Beziehungen  aufgefasst,  so  dass  bei  der  Fest- 
stellung von  Rechten  oder  bei  der  Ausfindigmachung  der  zweckmässigsten 
Einrichtungen  nur  die  Menschennatur,  so  weit  sie  für  alle  dieselbe  ist,  nie- 
mals aber  die  etwaige  Besonderheit  der  Stämme  in  Betrachtung  kam.  Dass 
hiermit  wissenschaftlich  das  Richtige  nicht  getroffen  war,  und  namentlich  die 
Staatskunst,  deren  Aufgabe  es  doch  ist,  die  richtigen  Mittel  für  gegebene 
Zwecke  zu  ünden,  vielfach  im  Hohlen  und  Unanwendbaren  blieb,  kann  nicht 
geläugnet  werden.  Diess  aber  war  um  so  mehr  zu  beklagen,  als  audi,  und 
keineswegs  ohne  Schuld  der  unvollkommenen  Lehre,  häufig  genug  im  wirk- 
lichen Leben  einerseits  unnöthig  wehe  gethan  wurde,  anderer  Seits  mancher 
erlaubte  und  nahe  liegende  Yortheil  versäumt  blieb.  Itzt  ist  man  freilich 
in  Gefahr,  in  das  Gegentheil  zu  verfallen.  Die  Berücksichtigung  der  Na- 
tionalität wird  vielfach  allen  anderen  Forderungen  voran  gestellt  und  für 
sie  eine  durchgreifende  Berechtigung  in  Anspruch  genommen,  darüber  aber 
aus  den  Augen  gesetzt,  was  sonst  noch  Recht  und  Vortheil  verlangt. 

Die  in  Folge  der  neuen  Anschauung  weitverbreitete  und  wohl  von  den 
Meisten  als  selbstverständige  Wahrheit  angenommene  Aufbssung  ist  die: 
eine  j^ede  besondere  Nationalität  habe  das  Recht  einen  abgesonderten  Staat 
zu  bilden,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  sie  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  in 
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denselben  sei,  Beimiscfaangen  aber  nicht  zu  dulden  brauche.  Auf  frohere 
positiye  Einrichtui^en  und  auf  die  daraus  entspringenden  Bechte  brauche 
keine  Rücksicht  genonunen  zu  werden;  das  Recht  der  Nationalität  sei  älter 
und  stehe  höher.  Es  wird  also  gefordert,  dass  etwaige  kleinere  innerhalb 
der  Nationalität  befindliche  Staaten  aufzulösen,  oder  wenigstens  einem 
höheren  Ganzen  unterzuordnen,  die  einem  fremden  Staate  zugefallenen 
Bruchstücke  der  Nationalität  aber  yon  diesem  abzutrennen  seien;  Beides 
im  Nothfalle  mit  Gewalt,  im  Inneren  und  gegen  Aussen. 

Unzweifelhaft  ist  in  dieser  Anschauung  Vieles  richtig.  —  Einer  Seits 
springen  die  Yortheile  einer  anerkannten  und  einheitlichen  Nationalität  in 
die  Augen.  Die  angeborenen  Stammesbesonderheiten  erzeugen  eigenthümliche 
Lebenszwecke,  machen  jedenfalls  eine  besondere  Behandlung  derselben 
wünschenswerth;  hieraus  ergibt  sich  aber  unmittelbar  die  Berechtigung  und 
die  Zweckmässigkeit  besonderer  Staaten.  Sodann  steigert  die  Vereinigung 
einer  gesammten  Nationalität  zu  einem  äusserlichen  Ganzen  unzweifelhaft 
die  Eigeuthtünlichkeit  ihrer  Anlagen  und  bringt  sie  leichter  zu  der  Blüthe, 
deren  «ie  überhaupt  fähig  sind.  Dadurch  kommt  aber  ein  Gesetz  der  Welt- 
ordnung zur  Geltung,  welches  die  Vollkommenheit  des  Menschengeschlechtes, 
wie  schon  das  thatsächliche  Vorhandensein  der  verschiedenen  Racen  und 
Stamme  beweist,  nicht  in  einer  farblosen  Gleichförmigkeit  und  abstracten 
Vervollkommnung  aller,  sondern  in  der  Harmonie,  das  heisst  in  der  Einheit 
der  Verschiedenheiten  findet.  —  Auf  der  andern  Seite  kommen  die  mannch- 
fachen  Nachtheile  der  Zersplitterung  in  Betracht.  Eine  in  mehrere  Staaten 
zersplitterte  Nationalität^  ist  schwächer  gegen  Aussen,  damit  aber  Beein- 
trächtigungen ihrer  Rechte  und  selbst  Einbusseu  im  Bestände  ausgesetzt. 
In  kleineren  Staaten  kann  sich  ein  grossartiges  Leben  nicht  entwickeln;  die 
Gesichtspunkte  sowohl  im  Verhältnisse  zu  der  übrigen  Welt,  als  auch  in 
Betreff  der* inneren  Bestrebungen  sind  enger  und  niederer.  Zu  manchen 
Einrichtungen,  und  zum  Theile  gerade  zu  den  nützlichsten  und  die  höchsten 
Interessen  fördernden,  fehlen  j^dem  der  Theilstaaten  die  sachlichen  Mittel; 
die  Nation  bleibt  also  zurück  in  der  ihr  an  sich  möglichen  Gesittigung  und 
fallt  die  ihr  bestimmte  Aufgabe  nicht  ganz  aus.  Diess  aber  ist  um  so  mehr 
zu  beklagen,  als  die  Forderungen  an  die  Bevölkerungen  dieser  kleineren 
Staaten  keineswegs  desshalb  geringer  sind,  sondern  im  Gegentheile  die  Er- 
haltung mehrerer  Regierungsmittelpunkte  grosse  Opfe^  verlangt.  Und  wenn 
etwa  für  eine  Vertheilung  eines  grossen  Stammes  unter  verschiedene  Re- 
gierungen angeführt  werden  will,  dass  dadurch  eine  grössere  Anzahl  von 
geistigen  Mittelpunkten  geschaffen  und  die  Nachtheile  einer  weit  ausgedehnten 
Gleichförmigkeit  unter  Zusammenziehung  aller  Kräfte  an  Einem  Punkte 
vermieden  werde:  so  lässt  sich  diesem,  allerdings  nicht  abzuläugnenden, 
Vortheile  entgegenhalten,  dass  er  zu  theuer  erkauft  ist,  namentlich  weil  die 
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flblen  Seiten  der  Einheit  sehr  gemildert  werden  können  durch  grosse  Selbst- 
ständigkeit des  Gemeindelebens  and  durch  yerst&ndige  Einriditung  der 
Provinzen. 

So  wahr  nun  aber  diess  Alles  ist,  so  darf  es  doch  auch*  i)idit  flbertrieben 
werden.  , 

Einmal  nfimlich  darf  man  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  die  Stammes- 
gleichheit   der    Bevölkerung    keineswegs   die   einzige    berechtigte    Grund- 
lage und  Bedingung  eines  gedeihlichen  Staates  und  einer  blühenden  Ge- 
sittigung  ist.    Ein  Staat  besteht  nicht  bloss  aus  Menschen,  sondern  auch 
aus  einem  Gebiete;  und  bei  der  Bevölkerung  kommt  nicht  bloss  die  Ab- 
stanmiung  sondern  auch  die  Zahl  in  Betradit.    Es  kann  also  von  einer  Er- 
reichung der  sftmmtlichen  Lebensaufgaben  des  Volkes  nicht  die  Rede  sein, 
wenn  dasselbe  nicht  einer  Reihe  von  anderweitigen  Forderungen  entspricht, 
als  > denen,  welche  sich  auf  die  Stammeseigenthflmlichkeiten  beziehen.    Es 
muss  dasselbe  vor  Allem  seine  natürlichen  Grenzen  haben,  das  heisst  solche, 
welche  zur  Yertheidigung   geschickt   sind  und  innerhalb  welcher  eine  fOr 
Gewerbe  und  Verkehr  nöthige  Entwickelung  des  Territoriums  möglich  ist, 
also  ein  oder  mehrere  ganze  Flussgebiete  und  der  freie  Zutritt  zum  Welt- 
verkehre.    Sodann  muss  das  Gebiet  des  Staates  eine  solche  geometrische 
Gestalt  haben,  dass  die  Bestandttheile  weder  durch  fremdes  Land  unter- 
brochen, nodi  in  zu  weiten  Entfernungen  auseinandergerückt  sind.    Es  ist 
femer  sehr  wünschenswerth,   dass  innerhalb  des  Staates  die  nothwendigen 
Lebensbedürfiiisse  s&mmtlich  gefunden  und  erzeugt  werden  können,   dass 
also  die  erforderlichen  Bedingungen  der  Fruchtbarkeit  und  die  unentbehr- 
lichen Naturschätze  nicht  vermisst  werden.     Endlich  kann  von  einem  ge- 
schützten, reich  entwickelten  und  allen  Forderungen  entsprechenden  Volks- 
leben nicht  die  Rede  sein,  wenn  die  Zahl  der  Staatsangehörigen  nur  klein 
ist.   Eine  spärliche  Bevölkerung,  und  wäre  sie  noch  so  homogen;  kann  keine 
starken  Heere  aufbringen,  hat  nur  ein  verhältnissmässig  kleines  Mass  von 
hohem  Geisteskräften  zur  Verfügung,  ist  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  im 
Stande  ein  grosses  Volksvennögen  zu  schaffen,  und  besitzt  somit  auch  die 
Mittel  nicht,  um  den  Staat  zur  Erreichung  seiner  Zwecke   genügend  aus- 
zustatten.    Je  mehr  ein  nicht  zahlreicher  Stamm   seine  Nationalität   aus- 
schliesslich geltend  macht,  in  desto  grösserer  Gefahr  ist  er,  sie  ganz  zu 
verlieren  oder  doch  zu  verkümmern  aus  Mangel  an  Kraft.   —  Mit  allen 
diesen  Forderungen  an  eine  richtige  Staatsbildung,  deren  Berechtigung  nicht 
erst  bewiesen  zu  werden  braucht,  kann  nun  aber  die  Zusammenfassung  der 
Nationalität  zu  einer  ausschliessenden  Einheit  in  entschiedenem  Widerspmche 
stehen,   da  sich  die  Völkerschaften  keineswegs  gerade  mit  Rücksicht  aaf 
diese  weiteren,  und  zum  Theile  erst  bei  höherer  Entwicklung  hervortretenden, 
Bedingungen  niedergelassen  und  geschichtet  haben.    Es  mag  sich  z.  B.  be- 
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geben,  dass  ein  Yolksstamm  thatsftcUich  binüberreicbt  in  das  einer  anderen 
Nationalität  notbwendig  und  wesentlich  gehörende  Gebiet,  and  desshalb  dann 
auch  Ton  dieser,  vielleicht  seit  langer  Zeit,  mit  sich  vereinigt  wurde  so  weit 
die  natOrliche  Grftnze  geht.  Die  Wiedervereinigung  eines  solchen  Stammes- 
theils mit  seiner  Hauptmasse  würde  den  Staat  zerreissen  und  könnte  von 
ihm  niemals  in  Gutem  zugegeben  werden.  Es  wird  also  hier  nothgedrungen 
der  Grundsatz  der  vollständigen  Zusammengehörigkeit  einer  Nationalität 
verletzt.  Zu  gleicher  Zeit  aber  wird  auch,  und  zwar  aus  der  nämlichen 
zwingenden  Ursache,  gegen  die  Forderung  der  eigenen  Eonheit  gehandelt. 
Innerhalb  des  für  das  Volk  nothwendigen  Gebietes  ist  ein  fremdartiger 
Stamm  oder  wenigstens  ein  Theil  eines  solchen  wohnhaft;  seine  Einbeziehung 
in  den  eigenen  Staat  stört,  und  zwar  bleibend,  die  Reinheit  des  volksthüm- 
lichen  Lebens;  und  dennoch  kann  auf  diese  Einverleibung  ohne  die  fühl- 
barsten, ebenfalls  bleibenden,  Nachtheile  nicht  verzichtet  werden  ^).  In  einem 
anderen  Falle  mag  ein  kleinerer  Stamm,  gleichsam  wie  eine  Oase,  mitten 
in  dem  Gebiete  einer  grossem,  denselben  rings  umfluthenden  Nationalität 
liegen,  und  desshalb  von  dieser  angeeignet  und  in  den  Staat  angenommen 
worden  sein.  Hier  kann  verständigerweise  eine  Herausgabe  und  die  Gründung 
einer  störenden  und  vielleicht  gefährlichen  Enclave  nicht  verlangt  werden, 
obgleich  die  Grundsätze  der  Selbstständigkeit  jeder  Nationalität  und  der 
Beinerhaltung  einer  solchen  gleichmässig  hintangesetzt  sind ').  Oder  es  kann 
ein  von  einem  einheitlichen  aber  wenig  zahlreichen  Stamme  gebildeter  Staat 
Gelegenheit  erhalten  seine  Bevölkerung  zu  vermehren,  jedoch  nur  dui*ch 
Angehörige  einer  verschiedenen  Nationalität.   Sicherlich  wäre  der  Bath,  auf 


1)  Sicherlich  kann  es  weder  Frankreich  noch  Spanien  verdacht  werden,  daas  sie  ilir  Gebiet 
gegenseitig  bis  za  den  Pyrenilen  vorschoben  ohne  Berücluichtigang  des  auf  beiden  Seiten  des 
Oebirges  wohnenden  baskischen  Stammes.  Die  Natur  selbst  hatte  hier  die  Oräoxen  beider 
Beiehe  als  eine  Nothwendigkelt  yorgexeichnet.  —  Es  wäre  unvernünftig ,  von  Frankreich  zu^ 
verlangen,  dass  es  die  Bretagner,  oder  von  England,  dass  es  die  Walliser  aus  dem  Beichs- 
verbände  aussondere,  weil  sie  eine  verschiedene  Nationalit&t  bilden.  Beide  bedArfen  dieser 
Landstrecken  sur  Abrundung  ihres  Gebietes  und  zu  ihrer  Sicherstellung.  —  England  hatte  gani 
Recht,  als  es  die  schottischen  Hochlande  vollständig  in  seine  Staatseinrichtungen  einbezog, 
wenn  gleich  diess  eine  Verkümmemng  und  später  sogar  eine  allmäUge  Vernichtung  einer 
scharf  abgesonderten  Kationalität  sur  Folge  hatte.  —  Bussland  musste,  wollte  es  zu  einer  höheren 
Gksittigung  gelangen,  Zugang  zum  Meere  haben;  seine  Eroberung  schwedischer  Kiistenländer 
war  somit  eine  Nothwendigkeit,  damit  aber  gerechtfertigt.  Ans  demselben  Grunde  kann  denn 
auch  sein  Vordringen  gegen  das  schwarze  Meer  keinem  gerechten  Tadel  unterliegen ,  ob  auch 
dort  Beste  von  Tartaren,  Walachen  u.  s.  w.  wohnen  mögen.  Dagegen  erscheinen  seine  Ueber^ 
griffe  Jenseits  des  Cancasns  und  über  die  Steppen  hinaus  in  das  mittlere  Asien  als  ungerecht- 
fertigte Ländergier,  da  dorthin  seine  nützlichen  Verbindungen  mit.  der  Welt  nicht  liegen.  — 
Wäre  der  Rhein  die  wirkliche  natürliche  Griinze  Frankreichs,  (was  er  nicht  ist,  da  vielmehr 
die  Vogesen  und  die  Ardennen  die  natürliche  Gränse  Dentschlands  bilden,)  so  wäre  sein 
Streben  nach  dem  linken  Ufer  gerechtfertigt. 

t)  Sollte  etwa  Sachsen  die  Wenden  in  der  Lausitz  aussondern  und  als  eigenen  slavischen 
Bnodeastaat  errichten?  -~  Frankreich  kann  (den  Besitz  von  Algerien  einmal  zugegeben)  die 
Kabylen  nicht  unabhängig  in  ihrer  Bergfestnng  bestehen  lassen.  —  Kiemais  dürfte  Deutschland 
ein  eigenes  esechlsches  Reich  in  seinem  Herzen  dulden,  bloss  weil  der  Hauptstamm  der  böhmischen 
Bevölkerung,  ein  slavischer  und  kein  germanischer  ist 
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eine  soldie  Einwandening  oder  GebietsrergrOssenuig  za  verziditen  in  unbe- 
dingter Befolgong  des  Principes  der  Bevölkerongseinheit,  damit  aber  im 
Innern  und  nach  Aussen  krafUos  zu  bleiben,  ein  sehr  bedenklidier,  welcher 
höchstens  bei  völliger  Unverträglichkeit  der  Racen  Befolgung  in  Anspruch 
nehmen  könnte.  Diess  aber  nicht  desshalb,  weil  jenes  Prindp  überhaupt 
keine  Wahrheit  hätte,  sondern  weil  diese  Wahrheit  nur  eine  bedingte  und 
verhältnissmtoige  ist  ^).  Mit  Einem  Worte,  eine  umsiditige  und  allen  Ver- 
hältnissen Rechnung  tragende  Staatskunst  wird  in  jedem  einzelnen  Falle 
zwischen  den  verschiedenen  Forderungen  wählen,  während  eine  rücksichtslose 
Durchführung  des  Nationalitätsgrundsatzes,  wenn  sie  überhaupt  möglich  ist, 
zu  den  fühlbarsten  und  bleibenden  Nachtheilen  zu  führen  droht. 

Zweitens  kann  keineswegs  so  einfach  über  den  Reditspunkt  weggegangen 
werden;  und  zwar  verdient  sowohl  das  Staatsrecht  als  das  Völkerrecht  Be- 
achtung. —  Will  man  auch,  was  das  erstere  betrifft,  zugeben,  dass  es  Fälle 
gibt,  in  welchen  positives  Recht  hintangesetzt  werden  kann  und  muss  gegen- 
über von  natürlichen  und  angeborenen  Forderungen  eines  Volkes;  mag  man 
auch  einräumen,  dass  nicht  bloss  eine  unerträglich  rechtswidrige  oder  sonst 
unvernünftige  Regierungsweise  zur  Beseitigung  einer  bestehenden  Staats- 
ordnung befugt,  sondern  eben  so  wohl  auch  die  Unvereinbarkeit  ihres  Be- 
standes mit  der  Erreichung  wesentlicher  Lebenszwecke:  so  ist  damit  noch 
keineswegs  gesagt,  dass  der  Wunsch,  eine  ganze  Nationalität  zu  einem  ein- 
heitlichen Staate  zu  vereinigen,  eine  Berechtigung  zur  Entfernung  einer 
jeden  seiner  Verwirklichung  im  Wege  stehenden  Regierung,  zum  Umstürze 
jedes  mit  dieser  Vereinigung  nicht  verträglichen  Zustandes  gibt.  Erbt  muss 
im  einzelnen  Falle  gezeigt  sein,  dass  vrirklich  die  Erreichung  der  Lebens- 
zwecke des  betreffenden  Stammes  mit  der  Beibehaltung  der  bisherigen 
Staatseinrichtungen  nicht  vereinbar  ist,  dass  das  vemtUiftigerweise  zu  Er- 
strebende mit  Wahrsdieinlichkeit  von  der  Vereinigung  der  getrennten  Stammes- 
theile  erwartet  werden  kann,  und  dass  es  nur  auf  diesem  Wege  in  Aussicht 
steht.  Diess  fordert  das  Recht;  und  so  will  es  überdiess  auch  die  Klugheit. 
Eine  unnöthige,  das  heisst  nicht  unbedingt  vom  Sittengesetze  verlangte,  Re- 
volution ist  das  grösste  Verbrechen,  welches  Menschen  begehen  können;  sie 
ist  aber  auch  ein  unberechenbarer  Fehler,  weil  sie  selbst  im  besten  Falle 


1)  E»  hat  wohl  nie  Jemand  die  Gebieta-  nnd  BerSUcenuigsTersrrftaeenuigen  Friedrichs  dae 
Grossen  desshalb  getadelt,  weil  die  Keuerworbenen  sam  Theile  nichtdeatschen  Stammes 
waren.  Der  Tadel  trllR  die  Unjcerecht!?l(eit  der  AnsprachsgrUnde  und  die  Zertrfimmemng 
einer  Vormaaer  gegen  rassisches  Vordringen.  Die  Schweix  hat  onxwelfelhafl  eine  riebtig« 
Politik  verfolgt,  als  sie  sieh  bei  passender  Gelegenheit  dnrch  romanische  Bestandtheile  ver- 
schiedener Art  verstärlctef  wenn  schon  sngegeben  werden  mag,  dass  eine  gans  anvermischte 
Bev51kerang  germanischen  Stammes  aber  von  gleicher  Zahl  wttnschensweriher  wäre.  Es  Ist 
immer  nar  gelobt  worden,  dass  Brandenbarg  die  flflchtigen  flraniösischen  Protestanten,  Württem- 
berg nach  dem  dreissigjihrigen  Kriege  Waldenser  aufiiahm  ohne  Bflckslcht  auf  deren  fremd- 
artige  Abstammung. 
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eine  unendliche  Menge  von  Uebeln  zur  Folge  hat,  welche  in  ihrer  Gesammtheit 
nur  durch  die  Erlangung  der  höchsten  Güter  der  Menschheit  ausgeglichen 
oder  gar  übertroffen  werden  können.  —  Vom  Standpuncte  fies  Völkerrechtes 
aber  ist  bei  der  Erstrebung  ungetheüter  und  ungemisditer  Nationalitaten  zu- 
nächst zu  beachten,  dass  die  Gränzen  der  Staaten  keineswegs  bloss  durch 
die  unmittelbar  Betheiligten  festgesetzt  sind,  sondern  dass  sie  durch  allge- 
meinere Verträge,  zum  Theile  unter  Mtwirkung  sämmtlicher  europäischer 
Mädite,  bestimmt  zu  sein  pflegen.    Zu  einer  gültigen  Veränderung  derselben 
reicht  nun  also  auch  nicht  der  einseitige  Willen  einer  Bevölkerung  hin, 
welche  es  etwa  mit  den  zunächst  betroffenen  Regierungen  in  Güte  oder  mit 
Gewalt  abzumachen  hätte;   sondern   es  gehört  auch  die  Zustimmung  der 
Mächte  dazu,  welche  seiner  Zeit  den  begründenden  Vertrag  abgeschlossen 
haben.   Von  Ansprüchen,  welche  bloss  aus  der  Erhaltung  des  Gleichgewidites 
abgeleitet  werden  möchten,  gar  nicht  zu  reden.  Wie  hoch  oder  wie  nieder 
nun  solche  Einmischungsansprüche  Dritter  aus  dem  Gesichtspuncte  der  allge- 
meinen Menschenrechte  und  der  Sittlichkeit  angeschlagen  werden  mögen, 
und  ob  die  in  Frage  stehende  Nation  ihre  Geltendmachung  unbillig  findet: 
sie  bestehen  jeden  Falles  als  positives  Recht,  und  können  nach  Gutfinden, 
also  wie  das  eigene  Interesse  der  Berechtigten  und  die  Lage  der  Dinge 
anräth,  benützt  werden.     Eine  blosse  Machtfrage  ist  es  dann,   ob  einem 
solchen  Rechte  mit  Erfolg  entgegengetreten  werden  kann;  und  sehr  ver- 
derblich könnte  es  sein,  wenn  bei  dem  Beginne  einer  Nationalitätsbewegung 
nicht  in  Berechnung  genommen  würde,  dass  dem  bedrohten  positiven  Staats- 
rechte positives  Völkerrecht  zu  Hülfe  kommen  dürfte.  —  Es  hat  aber  die 
völkerrechtliche  Seite  der  Frage  auch  noch  eine  höhere  Bedeutung,  als  die 
des  zufälligen  positiven  Rechtes.    Unzweifelhaft  ist  es  eine  der  wichtigsten 
Bedingungen  des  allgemeinen  Gedeihens  und  Fortschreitens  der  Völker,  dass 
der  Gebietsbestand   der  Staaten   nicht  willkürlich  geändert  werden  kann, 
indem   sonst  Ehrgeitz   und  Habsucht  freien  Spielraum  haben,   und  schon 
deren  Abwehr  zu  den  verderblichsten  Opfern  zwingt,  vom  Gelingen  ganz  zu 
schweigen.    Die  hauptsächlichste  Gewährleistung  dieses  ungestörten  Besitz- 
standes ist  aber  die  Heiligkeit  der  Verträge,  und  Alles,  was  diese  beein- 
trächtige^  kann,  ist  somit  als  ein  grosses  Uebel  zu  betrachten.   Offenbar  ist 
es  nun  gleichgültig,  aus  welchem  Grunde  an  allgemeinen  Verträgen  gerüttelt 
wird;  die  Folgen  sind  immer  die  gleichen,  namentlich  nehmen  die  Aus- 
gleichungs-  und  Interessenansprüche  Dritter  keine  Rücksicht  auf  die  Be- 
gründung einer  ihnen  unangenehmen  Aenderung,  und  mag  also  der  gegebene 
Anstoss  die  allgemeinste  Unordnung  und  ihren  Jammer  veranlassen.    Kann 
man  nun  auch  diese  Rücksicht  wohl  nicht  so  stark  betonen,  dass  schon  ihrer 
wegen  alle  Vereinigungen  getrennter  Nationalitäten  unbedingt  verurtheilt 
wären:  so  ist  doch  unläugbar,  dass  einem  Gesittigungsinteresse  ein  anderes 
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entgegensteht,  und  daes  also  zum  mindesten  ein  sehr  mächtiges  nationelles 
BedOrfiuss  vorliegen  mnss,  ehe  es  gerechtfertigt  erscheint,  dasselbe  auf 
Kosten  der  Beständigkeit  völkerrechtlicher  Verträge  nnd  anf  die  Ge&hr 
sehr  weit  greifender  and  verderblicher  Folgen  zu  befriedigen. 

ß. 
Erreichbare  Ziele.   ^ 

Ist  das  im  Vorstehenden  AnsgefiGdirte  nicht  vollständig  nnrichtig,  so 
ergeben  sich  daraus  drei  gleidi  beachtenswerthe  Sätze: 

erstens,  dass  es  sidi  bei  der  Nationalitätsfrage  nicht  ansschliesslicfa 
von  der  Vereinigung  bisher  getrennter  Theile  desselben  Stammes  zn  Einem 
Staatswesen  handelt,  sondern  dass  die  thatsächlichen  Verhältnisse  ancfa 
anderweitige  Massregeln  wünschenswerth  erscheinen  lassen  können; 

zweitens,  dass  die  Befriedigung  des  Nationalitätsbedflrfiiisses  nicht  unter 
allen  Umständen  in  der  ersten  Beihe  der  politisch  nothwendigen  Verbesse- 
rungen steht,  sondern  dass  auch  Forderungen,  welche  sich  auf  das  Oebiet 
und  auf  die  Zahl  der  Bevölkerung  beziehen,  eine  grosse,  sogar  eine  vor- 
wiegende Bedeutung  haben  mögen;  endlich 

drittens,  dass  sowohl  positive  als  allgemeine  Rechtsforderungen  sich 
mit  voller  Begrandung  einer  auf  Nationalitätswünsche  gestützten  Massregel 
entgegenstehen  können. 

Wenn  nun  im  Weitem  zu  der  Erörterung,  der  einzelnen  in  Betreff  der  * 
Nationalität  möglidierweise  zu  erfollenden  Aufgaben  geschritten  werden  soll, 
so  geschieht  es  unter  der  ausdrücklichen  Voraussetzung,  dass  in  jedem  be- 
sonderen Falle  erst  eine  umsichtige  und  gewissenhafte  Prüfung  der  Vor- 
bedingungen vorangegangen  und  dadurch  im  Allgemeinen  die  Erlaubtheit  des 
Handelns  überhaupt  festgestellt  worden  ist.  Die  Nationalität  hat  ohne 
Zweifel  eine  grosse  Bedeutung  und  eine  entschiedene  Berechtigung;  allein 
sie  steht  nicht  über  allen  andern  menschlichen  Verhältnissen  und  kann 
nicht  blinde  und  rücksichtslose  Befriedigung  fordern.  Auch  hat  die  Staats- 
kunst keine  spedfischen  Heilmittel,  sondern  die  Riditigkeit  ihrei*  Rathschläge 
ist  dadurch  bedingt,  dass  sämmtlicfaen  einwirkenden  Verhältnissen  Rechnung 
getragen  wird.  —  Unter  Festhaltung  dieser  Warnung  sind  denn  nun  aber 
namentlich  folgende  Massregeln  zur  Befriedigung  des  Nationalitätsbedürifnisses 
näherer  Erörterung  werth  und  bedürftig: 

1.  Die  Vereinigung  bisher  getrennter  Theile  desselben 
Volksstammes. 

Ohne  Zweifel  ist  die  Erreichung  dieses  Zieles  der  wichtigste  Theil  des 
ganzen  Gregenstandes.  Eine  Vereinigung  aller  Stammesgenossen  ist  von 
höchster  Bedeutung  für  Kraft  und  Macht  nach  Aussen,  für  vollständige 
eigene  Entwickel'ung,  für  Abwendung  unzähliger  Schäden  und  schmählicher 
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Zostftnde.  Es  begreift  sich  daher,  dass  dieselbe  bei  zersplitterten  Nättonali* 
täten,  und  zwar  im  YeriiAltnisse  ihrer  staatlichen  Bildnng  und  ihres  Selbst- 
gefühles, das  bewnsste  Ziel  staatlich  gebildeter  Yaterlandsfrennde  and  die* 
mstinktmAssige  Forderung  der  Menge  ist,  dass  anch  wiederholtes  und  leiden- 
▼olles  Missglflcken  von  Wiederholung  der  Versuche  nicht  abhflit.  Die  Sache 
ist  so  bedeutend  und  an  sich  natürlich,  dass  es  sdion  ein  grosser  Vortheil 
ist,  wenn  zunächst  auch  nur  ein  Theil  der  Stammesangehörigen  beigezogen 
werden  kann;  und  zwar  ist  dieser  Gewinn  um  so  grösser,^ als  die  erstmalige 
YerstArkung  um  so-  mehr  Kräfte  zu  Erreidiung  auch  noch  weiterer  Ziele 
gewährt. 

Leider  können  die  sich  entgegenstellenden  Schwierigkeiten  so  bedeutend 
sein,  dass  eine  Erftdlung  des  Wunsches  oft  während  sehr  langer  Zeit,  wo 
nicht  ftkr  immer,  vereitelt  wird.    Es  sind  dieselben  aber  manch&cher  Art. 

Einmal  stehen  die  persönlichen  Rechte  und  Interessen  der  Begenten 
entgegen.  Eine  Vereinigung  der  gesammten  Nation  setzt  ein  yollständigea 
oder,  wenn  nur  ein  Bundesstaat  beabsichtigt  wird,  wenigstens  ein  in  wesent- 
liche Verhältnisse  eingreifendes  theilweises  Aufgeben  bisheriger  Regierung»- 
rechte  voraus.  Dass  die  Berechtigten  hierzu  keine  Lust  haben  und  ihnen 
die  Erhaltung  des  eigenen  Daseins  näher  liegt,  als  eine  Selbstaufopferung 
zu  Gunsten  eines  ideellen  Planes  und  zum  Vortheile  Dritter,  ist  natflrlich 
genug.  Es  werden  sidi  also,  seltene  Fälle  besonderer  Einstdit  oder  Hocb* 
herzigkeit  abgwechnet,  die  Regenten  der  eine  Vereinigung  anstrebenden 
Staaten  oder  Staatentheile  sowohl  der  ihnen  noch  zustehenden  und  positiv 
rechtlich  begründeten  Macht  bedienen,  um  Vereinigungsversuchen  entgegen- 
zutreten, als  auch  mit  ihren  ebenüsdls  bedrohten  Genossen  zu  gemeinschaft- 
lichen Massregeln  zusammentreten.  Dass  dadurch  die  Vereinigungsbemflhungen 
wesentlich  beeinträchtigt  Werden  und  selbst  als  Verbredien  erscheinen  können^ 
bedarf  keiner  Auseinandersetzung.  Leicht  mögen  sie  aus  diesem  Grunde 
allein  Generationen  lang  vereitelt  werden.  —  Dieser  dynastische  Widerstand 
hat  aber,  zweitens,  einen  natflrlichen  Bundesgenossen  an  einem  Theile  der 
Bevöücerungen  selbst,  deren  Interessen  mit  dem  Bestehen  des  bisherigen 
Zustandes  zusammenhängen.  Wie  nachtheilig  nämlich  auch  immer  im  Grossen 
und  Ganzen  die  Zersplitterung  der  Kation  wirken  mag,  immerhin  hat  das 
Bestehen  der  mehreren  Staaten  und  ihrer  Regierungen  f&r  eine  bedeutende 
Anzahl  von  Menschen  entschiedene  Vortheile.  Die  Hauptstädte,  vielleicht 
auch  noch  andere  Oertlichkeiten,  sind  durch  die  vorhandenen  Hoflager  und 
durch  die  in  ihnen  vereinigten  Behörden  und  sonstigen  mancherlei  Anstalten 
bevorzugt.  Bei  einer  Vereinigung,  namentlich  einer  vollständigen,  der  ganzen 
Nation  zu  Einem  Staate,  hätten  sie  diese  begünstigte  Stellung  abzutreten 
an  die  neue  Hauptstadt  des  grossen  Ganzen.    Die  nächsten  Umgebungen 

der  Höfe  sind  in  ihrer  Bedeutung  und  in  ihrer  ganzen  wirthsehaflüchen 
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Existenz  von  den  Einheitsbestrebangen  wesentlich,  wo  nicht  tödtlidi,  be- 
droht, natürlich  also  im  höchsten  Gi-^de  einer  Verftndenuig  abgeneigt  AUe 
höheren  Beamten  im  bflrgerlichen  and  im  Kriegsdienste  haben  ein  völliges 
Weg£Edlen  oder  wenigstens  eine  entschiedene  Yemünderang  der  Bedeutung 
ihrer  Stellen  zu  erwarten,  und  die  Hoffnungen  der  Wenigen,  weldie  eine 
grössere  Laufbahn  bei  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  erwarten  mögen,  sowie 
die  verschiedenen  Interessen  der  Untergeordneten  und  der  Jflngefen,  kommen 
gegenüber  von  der  Abneigung  der  meisten  Einflussreichen  um  so  weniger 
in^  Betracht,  als  sie  doch  nur  auf  entfernte  Möglichkeiten  hinweisen.  Selbst 
edleren  Beweggründen  mag  die  Fortdauer  des  Bestehenden  als  wünschens- 
werth  erscheinen,  insofeme  allerdings  ein  Aufhören  der  bisherigen  Staaten 
nicht  ohne  nachtheilige  Wirkung  auf  manche  örtlich  gepflegte  künstlerische 
und  wissenschaftliche  Interessen  bleiben  würde,  während  der  Ersatz  durch 
neue  grossartige  Anstalten  noch  im  Ungewissen  steht  und  jeden  Falles  nicht 
Jedem  und  jedem  Orte  einen  Ersatz  gewähren  könnte.  Und  so  bildet  sich 
denn  aus  besseren  und  schlechteren  Bestandtheilen  der  Bevölkerung  eine 
Kraft  des  Widerstandes,  welche  keineswegs  gering  anzuschlagen  ist.  — 
Eine  dritte  Schwierigkeit  liegt,  wenigstens  'in  dem  Falle  einer  Vereinigung, 
bei  welcher  es  sich  von  der  Losreissung  der  Stammesbestandtheile  von 
verschiedenen  Staaten  handelt,  in  den  Machtinteressen  dieser  letzteren.  In 
der  Regel  wird  durch  eine  Nationalitätseinigung  eine  Machtsteigerung 
erzielt,  und  auch  wohl  hauptsächlich  beabsichtigt;  hier  aber  soll  dei^Gebiets- 
umfemg,  die  Bevölkerungszahl,  damit  aber  natürlich  auch  die  Macht  mehrerer 
Staaten  in  vielleicht  sehr  empfindlicher  Weise  vermindert  werden.  Nichts 
ist  natürlicher,  als  dass  sie  sich  dem  widersetzen,  und  zwar  nicht  etwa  nur 
die  Begierungen  aus  selbstischen  Rücksichten,  sondern  wohl  auch  die  ge- 
sammten  dem  loszutrennenden  Stamme  nicht  angehörigen  Bevölkerungen. 
—  Endlich  ist  aber  auch  noch,  viertens,  fast  immer  auf  gewichtige  Hinder- 
nisse von  Aussen  zu  rechnen.  Es  kann  mit  ziemlicher  Gewissheit  ange- 
nommen werden,  dass  auswärtige,  namentlich  benachbarte,  Staaten  nationellen 
Einheitsbestrebungen  keineswegs  hold  sind.  Theils  haben  sie  vielleicht  von 
solchen  einen 'bedenklichen  Vorgang  für  sich  selbst  zu  erwarten;  theils  wird 
in  der  Regel  das  Entstehen  einer  neuen  grösseren  Macht  nicht  zuträglich 
fOr  die  eigenen  Interessen  erscheinen,  sondern  die  Fortdauer  des  zersplitterten 
Zustandes  weit  vorgezogen  werden.  Zu  einem.hindemden  Einschreiten  findet 
sich  dann  aber  die  leichteste  Gelegenheit.  Entweder  werden  die  zunächst 
mit  Beseitigung  oder  Beschränkung  bedrohten  kleineren  Regierungen,  welchen 
selbstredend  diese  Gesinnungen  nicht  unbekannt  sind,  Hülfe  von  den  Fremden 
verlangen;  oder  aber  finden  diese  in,  oben  bereits  näher  bezeichneteui 
völkerrechtlichen  Verhältnissen  eine  zureichende  Begründung  zu  einer  auch 
unverlangten  Einmischung.    Und  selbst  wenn  die  Fremden  nicht  unmittelbar 
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eingreifen  sollten  .zur  Aofrediterhaltang  des  Bestehenden,  so  können  doch 
die  nationeilen  Wünsche  und  Bestrebungen  nur  auf  Ablehnung  und  mittel- 
bare Dorchkreoznng,  so  wie  auf  jede  Art  von  verdeckter  Unterstützung 
widerstrebender  Personen  and  Parteien  rechnen. 

Es  soll  mit  dieser  AnfzShlnng  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Hindernisse 
immer  nnüberwindlich  seien,  und  dass  also  yemOnftigerweise  unter  allen  Um- 
stftnden  auf  Vereinigung  gespaltener  Nationalitäten  Verzicht  geleistet  werden 
mflsse.  Allein  Pflicht  ist  es,  auf  die  unläugbaren  Schwierigkeiten  und  Gre- 
fahren  besonnen  hinzuweisen;  und  das  Angedeutete  sollte  allerdings  hin- 
reichen, um  wenigstens  yor  dem  Glauben  zu  warnen,  dass  es  einer  Yolks- 
thflmlichen  Begeisterung  oder  der  theoretischen  Nachweisung  eines  Bedfliftisses 
nothwendig  gelingen  mflsse,  das  Ziel  zu  erreichen.  Die  Sache  ist,  wie  audi 
Beispiele  zeigen,  unter  Umständen  möglich;  allein  es  bedarf  gflnstiger  Ver- 
hältnisse und  einer  weisen  und  thatkräftigen  Benützung  derselben.  Mit 
blossen  Wünsdien  und  mit  Worten,  und  wären  dieselben  noch  so  beredt 
und  noch  so  emstlidi  gemeint,  ist  nichts  ausgerichtet;  die  Erklärung,  Gut 
und  Blut  zu  setzen  an  die  Herstellung  der  nationellen  Einheit,  muss  nicht 
bloss  auf  dem  Papiere  stehen,  sondern  ein  furchtbar  ernster  Entschluss  sein. 

Eine  nähere  Betrachtung  zeigt  im  Uebrigen,  dass' es  sidi  you  drei 
wesentlich  verschiedenen  Fällen  handeln  kann,  bei  welchen  weder  die 
Schwierigkeiten  noch  die  Voraussetzungen  des  Gelingens  dieselben  sind,  und 
welche  daher  auch  sorgfältig  aus  einander  gehalten  werden  müssen. 

Unzweifelhaft  am  günstigsten  steht  die  Sache,  wenn  die  Absicht  nur 
dahin  geht,  eine  Anzahl  kleinerer  Staaten,  welche  derselben  Nationalität 
angehören,  zu  einem  Bundesstaate  zu  vereinigen.  Die  Opfer,  welche  zu 
diesem  Zwecke  von  den  einzelnen  bisher  gesonderten  Staaten  und  Regierungen 
gebracht  werden  müssen,  gehen  nicht  bis  zu  einer  völligen  Vernichtung  der 
bisherigen  Zustände,  Interessen  und  Rechte.  Das  bisherige  besondere  staat- 
liche Leben  hört  nicht  auf.  Es  bleiben  noch  die  bisherigen  Regierungen, 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  bisherigen  Verfassungen,  die  Hauptstädte, 
wenigstens  ein  Theü  der  Aemter,  die  örtlichen  Anstalten  und  lieb  gewordenen 
Besonderheiten;  und  es  wird  nur  eine  höhere  gemeinschaftliche  Staatsgewalt 
mit  genau  bestimmten  Rechten  in  allgemeineren  und  höheren  Angelegen- 
heiten und  mit  den  fOr  ihre  Ausübung  nothwendigen  Organen  geschaffen. 
Eine  solche  Einbusse  ist  dann  in  der  That  nicht  übermässig  zu  nennen 
gegenüber  von  dem  grossen  Gewinne  einer  nationalen  Einheit,  und  es  fällt 
damit  auch  ein  bedeutender  Theil  der  Schwierigkeiten  einer  Zusammen- 
legung fort.  Doch  besteht  allerdings  ein  wesentlicher  Unterschied  hinsicht- 
lidi  der  Wirkungen  auf  die  verschiedenen  Staatsformen,  und  somit  auch  in 
Betreff  der  zu  erwartenden  Hindemisse.  In  Demokratieen  nfimlich  ist  der 
Verlust  an  Regierungsrechten  und  an  Selbstständigkeit  viel  leichter  zu  tragen. 
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Was  das  regierende  Volk  im  nftchsten  Kreise  Teriiert,  gewinnt  es,  smn 
grössten  Theüe  wenigstens,  wieder  durch  seinen  Antheil  an  der  Bandes- 
gewalt; nnd  die  allgemeinen  Yortheiie  des  stärkeren  Staates  and  der  onge«- 
hemmten  inneren  Entwiddang  sind  also  reiner  Gewinn.  Anders  in  Monarddeen, 
insofeme  zwar  aneh  hier  im  Interesse  der  Bevölkerang  oder  des  Staates 
an  sidi  keine  bedentenden  Einwendangen  erhoben,  vielmehr  grosse  Yortheiie 
in  Aassicht  genommen  werden  können,  wohl  aber  die  theilweise  Minderang 
der  Regentenstellong  den  Fürsten  sehr  fthlbar  ist.  Allerdings  bleibt  den- 
selben aadi  in  einem  Bandesstaate  eine  sehr  beyorzagte  Steilang  and  ein 
sdiOner  Wirkongskreis;  allein  dass  eine  capitis  diminntio  eintritt,  ist  nicht 
xn  Iftagnen.  Namentlich  ist  nicht  za  Terwandem,  wenn  das  Wegfallen 
eigener  anmittelbarer  Beziehungen  zum  Aaslande,  also  der  Absendung  und 
der  Annahme  Ton  Gesandten,  wenn  femer  der  Verlust  einer  fireien  Yer- 
ftagung  im  Kriegswesen  tief  empfunden  wird,  und  es  ist  nur  menschlich, 
wenn  der  Gedanke  an  die  Unterordnung  unter  eine  höhere  Gewalt  und 
das  Ertragen  von  Bundesbehörden,  welche  yielleicht  nicht  immer  sehr  rllck- 
sichtsToll  yer&hren,  schwer  fiUlt.  Diess  aber  um  so  mehr,  als  ein  ganz 
vollständiger  Ersatz  fttr  die  Einbusse,  etwa  durch  die  Theilnahme  an  der 
Bundesgewalt,  nicht  in  Aussidit  steht.  Wenn  daher  er&hmnsgemäss  die 
EinlOhrung  eines  Bundesstaates  zur  Begründung  einer  nationeilen  Einheit 
bei  Demokratieen  weit  geringere  Schwierigkeiten  hat  ^) ,  als  in  Monardiieen, 
so  ist  diess  leicht  begreiflich,  und  nicht  sowohl  ein  Beweis  einer  höheren 
staatlichen  Ausbildung  der  Bevölkerungen  in  jenen  Staaten,  als  des  Nicht- 
vorhandenseins eines  bestimmten  Hindermsses.  —  Die  wesentliche  Frage 
unter  diesen  Umständen  ist,  ob  auf  eine  Beseitigung  des  Widerwillens  der 
Regierungen  gehofft  werden  kann,  und  durdi  welche  Mittel  es  bewerk- 
stelligt werden  mag?  Offenbar  sind  nur  zwei  Beweggründe  einer  Einwilli- 
gung zu  denken:  eigene  Ueberzeugung  von  der  Berechtigung , und  dem 
grösseren  allgemeinen  Nutzen  des  neuen  Zustandes,  und  Furcht  vor  noch 
schlimmeren  Folgen.  Höchst  wttnsdienswerth  wäre  natttrlidi  eine  freiwillige 
Zustimmung  aus  richtiger  eigener  Einsicht;  und  man  ist  auch  nicht  be- 
rechtigt, von  dem  Verstände  und  dem  Pflichtgefühle  der  Menschen  so  gering 
zu  denken,  dass  man  einen  solchen  Entsdüuss  unbedingt  und  bei  allen 
Betheiligten  für  unmöglich  erklären  dürfte.  Männer  von  vateriandsliebendem 
Sinne  und  von  scharfem  Verstände  vermögen  unzweifelhaft  einzusehen,  dass 
die  ihnen  zugemutheten  Verluste  und  Besdiränkungen  der  Fortdauer  der 


1)  Und  telbit  hier  geht  die  Anfgebmig  der  ToUen  SonrerinetiU  ra  Giuuten  einer  höheren 
gemelDflchafUichen  Staatsordnung  keineswegs  leicht  vor  sich.  Die  Vereinigten  Staaten  haben 
erst  die  nnglflokliche  nnd  unehrenhafte  Ck>nf5deration  dnrchgemaeht,  ehe  lieb  das  Volk  «i  dem 
ilaigen  Bundesstaate  entschloss;  und  die  Schweis  hat^  Ton  1815  bis  18A8  Anstrengungen  nnd 
Versuche  gemacht,  um  zu  einer  Terstftndigeren  Einheit  sn  gelangen.  Die  Vereinigten  Nieder« 
lande  haben  niemals  eine  richtige  Gesammtrerflusnag  erreieht 
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bisherigen  Üebelstände  und  dem  wenigstens  sehr  leicht  mögliehen  Eintritte 
schwerer  Gefahren  yorznzieheii  sind.  Wäre  die  WahL  zwischen  einem  swar 
bedrohten  aber  an  sich  erfrenüchen  Ganzen  und  einer  gesicherten  H&lfte, 
sd  mödite  eine  stolze  Gewohnheit  oder'  ein  kecker  Sinn  für  Jenes  ent- 
scheiden; allein  diess  ist  nicht  die  Sachlage.  Es  handelt  sich  vielmehr 
davon,  ob  eine  verhasste  and  nicht  selten  peinliche,  allerdings  dem  Scheine 
nadi  freiere  Stellung,  oder  ob  eine  zwar  bescheidene  aber  zufriedenstellende 
Wirksamkeit  vorzuziehen  sei?  Femer  ob  derVortheil  und  die  Bevorzugung 
Einzelner  oder  die  ungehemmte  Entwicklung  ei^es  ganzen  Stammes  und 
die  volle  Macht  eines  Staates  eine  grössere  Berechtigung  haben?  Da  nun 
die  Antwort  auf  diese  Frage  nicht  zweifelhaft  sein  kann,  so  ist  es  immerhin 
möglich,  dass  sidi  Einzelne  zu  einer  freiwilligen  Nachgiebigkeit  entschliessen. 
Wenn  dem  aber  nicht  so  ist,  und  so  weit  ihm  nicht  so  ist,  vesrmag 
freilich  nur  entschiedene  Besorgniss  vor  noch  grösseren  Verlusten  die  un- 
gftnstig  Gesinnten  zur  Nachgiebigkeit  zu  bewegen  oder  gar  offener  Zwang 
sie  dazu  zu  nöthigen,  und  es  müssen  sich  die  Führer  der  nationeilen  Be- 
wegung darüber  keinen  Täuschungen  hingeben.  Sind  sie  zu  solchem  Ein- 
flüsse nicht  im  Stande  oder  nicht  Willens,  so  ist  auch  auf  Erfolg  ihrer 
Bestrebungen,  wenigstens  zunächst,  nicht  zu  rechnen.  Damit  ist  übrigens 
keineswegs  gesagt,  dass  gerade  eine  offene  (Gewalt  nothwendig  sei,  falls 
nur  unter  dem  Drange  äusserer  Gefahren  und  einer  einmüthigen  mächtigen 
Stimmung  im  Innern  die  Sache  zur  rechten  Zeit  und  auf  die  rechte  Welse 
angefasst  wird.  Wie  stark  in  solchem  Falle  der  Druck  der  öffentlidien 
Meinung  sein  muss,  und  welche  Formen  er  anzunehmen  hat,  ist  freilidi 
nidit  ein-  fftr  allemal  zu  sagen;  diess  hängt  theils  von  der  Persönlichkeit, 
theils  von  der  Machtstellung  der  zu  Beeinflussenden  ab,  theils  auch  wohl 
von  der  Ausdehnung  imd  Gewalt  der  ganzen  Bewegung.  Nur  so  viel  ist 
gewiss,  dass  den  örtlidien  Widerstrebungen  auch  örtlich  überall  in  geeigneter 
Weise  und  in  entsprechendem  Maasse  entgegengewirkt  werden  muss,  und 
dass  ein  schliesslicher  Erfolg  nur  von  einem  standhaften  Beharren  erwartet 
werden  kaim^).    Die  Hauptsache  ist,  dass  der  nationeile  Gedanke  und  das 


1)  Es  mag  immerhin  sein,  daM  Deotscbe  kein  lauteres  Mitgefflhl  fBr  die  Einheitsbettirebiiiiffen 
Italiens  haben  können,  weil  diese  auch  anf  Kosten  eines  deutschen  Staates  nnd  langgeSbten 
Einflnsaea  gehen ;  auch  sind  die  ron  den  Wiilschen  angewendeten  Mittel  aom  grossen  Theile 
unserem  sYttlichen  Bewusstsein  und  unseren  staatlichen  Anschauungen  zuwider,  so  die  geheimen 
Gesellschaften,  die  Yerschwdinngen,  gar  die  Mordthaten;  endlich  ist  es  möglich,  dass  durch 
das  Anstreben  eine«  Einheitsstaates  das  richtige  Ziel  übenohossen  wurde,  und  ist  es  unxweifel- 
haft,  dass  die  Bendtzung  fremder  Macht  ein  höchst  bedenkliches  Mittel  ist,  welches  kaum  Je 
SU  einem  guten  Ende  geführt  hat.  AUein  nicht  in  Abrede  kann  gesogen  worden,  dass  die  Be- 
harrlichkeit des  Entschlusses,  die  Zähigkeit  des  Beharrens  bei  dem  Begonnenen  und  fOr  sutrftg^ 
Uch  Erachteten,  die  Bereitwilligkeit  su  Opfern  jeder  Art,  welche  seit  Jahrsehnten  in  Italien 
dargethan  worden  sind,  die  Anerkennung  des  Politikers  verdienen.  Man  war  sich  Tollkommen 
der  Wahrheit  bewusst,  dass,  wer  den  Zweck  wolle,  auch  die  Mittel  wollen  müsse,  und  man 
yerliess  sich  sur  Besi^pung  von  Macht  und  Interessen  nicht  auf  Worte  und  tugendhafte  Ent- 
rfistnng.    Der  Erfolg  war  denn  auch  ein  entsprechender  trots  sehr  grosser  Hindemisset 
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Verlangen  nach  einem  Bundesstaate  aadi  in  die  Hasse  der  BevOlkenuig 
dringt  und  bei  dieser  z«r  nnbewussten  Ueberzengong  wird.  Zwei  Warnungen 
ergeben  sich  dabei  als  von  selbst  einleuchtend.  Einmal,  dass  es  bei  der 
ersten  Feststellung  der  Einrichtungen  fdr  den  neuen  Gesammtstaat  weit 
weniger  darauf  ankommt,  das  Bestmögliche  in  soigßltigster  Ausbildung 
ausfindig  zu  machen,  als  darauf,  eine  Begierungsgewalt  zu  bestellen,  welche 
genügende  Mittel  zum  Handeln  hat,  so  dass  ihr  die  Besiegung  der  noch 
übrigen  Schwierigkeiten  Oberlassen  werden  kann.  Zum  Abwägen  und  zu 
Verbesserungen  wird  es  immer  noch  Zeit  sein,  wenn  die  Zusammenlegung 
wirklich  erreicht  und  verhältnissmässige  Ruhe  eingetreten  ist.  Zweitens 
aber  muss  Ober  die  aufrichtige  Theilnahme  und  WilUUirigkeit  der  an  die 
Spitze  der  neuen  Gesammtregierung  zu  stellenden  Person  oder  Gewalt  kein 
Zweifel  sein,  damit  falsche  Schritte  vermieden  und  die  vielleicht  unwider* 
bringliche  Zeit  nicht  verloren  werde. 

Bleibt  bei  der  Anstrebung  eines  blossen  Bundesstaates  als  Form  der 
Nationalvereinigung  wenigstens  die  Möglidikeit  eines  gesetzlichen  Verlaufes, 
so  ist  freilich  auf  eine  friedliche  Entwickelung  nicht  zu  hoffen,  wenn  es  sich 
von  der  Gründung  eines  Einheitsstaaates  handelt,  da  eine  freiwillige 
Einwilligung  zur  völligen  Selbstvemichtung  bei  den  bisherigen  Regierungeh 
nicht  in  Aussidit  genommen  werden  kann.  Schon  in  Demokratieen  wird 
die  völlige  Ansehung  der  Selbstständigkeit  und  Besonderheit  von  Vielen  nur 
mit  Widerstreben  zugegeben  werden;  in  Monarchieen  aber  gar  wird  sie 
den  entschiedensten  Widerstand  finden.  Nur  mittelst  einer  Revolution  also 
wird  diese  engste  Vereinigung  einer  bisher  getrennten  Nationalität  zu  Stande 
kommen.  Aus  diesem  Grunde  ist  denn  auch  vom  Standpunkte  der  Wissen- 
schaft Aber  ein  solches  Unternehmen,  welches  sich  lediglich  auf  dem  Boden 
der  Gewalt  bewegt  und  nur  durch  diese  zum  Ziele  gefohrt  werden  kann, 
nur  Weniges  zu  bemerken.  —  Gleich  die  Reditsfrage  findet  keine  durch- 
schlagende Antwort.  Mag  nämlich  auch  ganz  im  AQgemeinen  behauptet 
werden  können,  dass  Diejenigen,  welche  durch  eine  hartnäckige  Verweigerung 
des  Wenigeren,  das  auch  noch  zufrieden  gestellt  hätte,  Ueberforderung  und 
Umsturz  herbeiführten,  eine  schwere  sittliche  Schuld  begehen;  und  mag  der 
Satz  vertheidigt  werden  können,  dass  eine  Revolution  nicht  unter  allen 
Umständen  unerlaubt  ist:  so  ist  doch  damit  für  die  Beurtheilung  des  einzelnen 
Falles  wenig  gewonnen.  Immer  konmit  es  nämlich  noch  auf  die  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  an,  also  ob  der.  bisherige  Zustand  wirklich  ein  unleid- 
licher und  mit  der  Erreichung  der  auf  der  erlangten  Gesittigungsstufe  be- 
stehenden menschlichen  Lebenszwecke  unvereinbarer  war;  sowie  darauf, 
ob  der  von  den  Inhabern  der  bisher,  bestehenden  Staatsgewalt  einer  Ver- 
besserung entgegengesetzte  Widerstand  auf  keine  andere  Weise  besiegt 
werden  konnte,  namentlich  ob  wirklich  alle  gesetzliche  Mittel  zur  Erlangung 
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eine«  genttgenden  Znstandes  richtig  gebrancht  und  fruchtlos  erschöpft  waren. 
Es  mag  also  das  einzige  Mittel  zur  Herbeiführang  nationeller  Einheit  mittebt 
eines  Einheitsstaates  eben  so  wohl  ein  schweres  Verbrechen  sein,  als  es 
unter  andern  Umständen  als  eine  Folge  offenbaren  Nothstandes  entschuldigt 
werden  kann.  —  Was  aber  die  Zweckmflssigkeitsfrage  betrifft,  so  hängt 
auch  deren  Beantwortung  lediglich  von  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
ab;  und  diess  zwar  nach  zwei  Seiten  hin.  Einmal  nämlich  von  der  Wahr- 
scheinlichkeit eiher  glücklichen  DurchfQhrung.  Eine  Revolution  hat  unter 
allen  Umständen  so  viele  Uebel  in  ihrem  Gefolge,  und  namentlidi  bringt 
ein  missglückter  Versuch  für  alle  dabei  Betheiligten  so  schwere  Folgen, 
dass  ein  Unternehmen  solcher  Art  geradezu  Wahnsinn  ist,  wenn  nicht  die 
überwiegendste  Wahrscheinlichkeit  des  Gelingens  vorliegt.  Die  Wichtigkeit 
des  Zieles  kann  daran  nichts  ändern,  indem  audi  um  einen  grossen  Vortheil 
nicht  gegen  Wahrscheinlickeit  mit  hohem  Einsätze  gespielt  werden  darf. 
Namentlich  ist  auch  wohl  zu  überlegen,  ob  die  um  so  theuren  Preis  zu 
gewinnende  Vereinigung  eine  Dauer  verspricht.  Es  kommt  aber  in  dieser 
Beziehung  in  Betracht,  dass  bei  der  Gründung  eines  Einheitsstaates  an  der 
Stelle  vieler  kleinerer  Staaten  die  oben  näher  angedeuteten  Ortlichen  und 
persönlichen  Interessen  noch  weit  empfindlicher  leiden  werden,  als  bei 
blosser  Bildung  eines  Bundesstaates,  und  dass  daher  auch,  selbst  nach  an- 
fänglich erreichtem  Ziele,  spätere  Versuche  zur  Wiederherstellung  des  alten 
Zustandes  der  Dinge  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  und  mit  gesteigerter 
Heftigkeit  erwartet  werden  müssen.  DieReaction  ist  immer  im  Verhältnisse 
zu  der  Ausdehnung  und  zu  der  einschneidenden  Wirkung  der  vorangegangenen 
Aenderung,  und  sie  hat  natürlich  auch  in  demselben  Masse  auf  Unterstützung 
zu  rechnen.  Zweitens  aber  kommt  bei  der  Beurtheilung  der  Zweckmässig- 
keit eines  revolutionären  Unternehmens  in  Betrachtung,  ob  der  angestrebten 
Einheit  des  Staates  eine  ungewöhnliche  Menge  von  Vortheilen  vieler  kleinerer 
Staaten  zum  Opfer  fallen  würden.  Vereinigung  der  Nationalität  ist  un- 
zweifelhaft ein  hoch  anzusQhlagendes  Gut,  welches  auch  mit  der  Entbehrung 
mancher  bisher  genossener  Güter  nidit  zu  theuer  bezahlt  ist.  Doch  hat 
auch  diess  seine  Gränze,  und  es  kann  die  Rechnung  sich  entschieden  un- 
günstig stellen,  wenn  zu  einer  ohnedem  schon  stark  belasteten  Schuldseite 
nun  auch  noch,  wie  doch  geschehen  muss,  die  unvermeidlichen  grossen 
Uebel  einer  jeden  Revolution  geschlagen  werden.  Ist  also  z.  B.  die  Regie- 
rung der  kleineren  Staaten,  welche  aufhören  mussten,  um  dem  Einheits- 
staats Platz  zu  machen,  eine  besonders  zufriedenstellende  gewesen,  hat  sich 
das  Volk  in  die  Vortheile  eingelebt,  welche  die  vielen  Mittelpunkte  gesell- 
schaftlicher Organismen  gewähren,  sind  manche  örtliche  Besonderheiten  von 
geistiger  Bildung  vorhanden:  so  mag  diess  wohl  schwer  ins  Gewicht  fidlen 
für  die  Erhaltung  der  bestehenden,  wenn  auch  natiouell  unvollkommenen 
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Zastftade,  und  ist  ein  Nutzen  einer  durch  genaltsunen  Umstun  heib^ 
geführten  Vereinigung  keineswegs  immer  zu  erweisen.  Leider  ist  freilidi, 
wenn  die  Dinge  einmal  bis  zur  Unmöglichkeit  und  zur  Tenndntlichen  Noth- 
wendigkeit  offener  Gewalt  gekommen  sind,  auf  eine  Terstftndige  Abwflgung 
von  Nutzen  und  Schaden  so  wie  auf  eine  Hinsicht  auf  erst  künftige  Uebelstfinde 
nicht  viel  zu  rechnen,  und  es  wird  theils  die  Leidenschaft  der  aufgestachelten 
Menge,  theils  die  Besorgniss  der  Fflhrer,  welche  nur  in  YoUständiger  Ter* 
nichtung  der  Gegner  persönliche  Sicherheit  fttr  sie  selbst  erwartet,  die 
Bewegung  unaufhaltsam  und  ttber  die  naturgemftssen  Ziele  hinaus  treiben. 
Wieder  anders  sind  die  Verhältnisse  und  die  Bedingungen  des  Gelingens 
in  dem  dritten  Falle,  wenn  die  Vereinigung  der  Nationalität  nur  durdi  die 
Losreissung  verschiedener  bisher  mehreren  Staaten  zugetheilter 
Bruchstflcke  aus  ihrem  bisherigen  Verbände  gesdiehen  kann. 
Da  an  eine  gutwillige  Abtretung  eines  solchen  Gebiets-  und  Bevölkerungs- 
theiles  von  Seiten  der  bisherigen  Regierungen  nicht  wohl  zu  denken  ist, 
so  kann  von  einer  Verwirklichung  des  Planes  nur  in  Folge  eines  offenen 
Krieges  die  Rede  sein.  Dieser  Krieg  wird  aber  mit  sämmtlichen  einem 
Verluste  ausgesetzten  Staaten  zu  gleicher  Zeit  geführt  werden  müssen,  denn 
es  versteht  sich  von  selbst,  dass  dieselben  gegenüber  von  der  ihnen  allen 
drohenden  (jefahr  gemeinschaftliche  Sache  machen  und  sich  zur  Bekämpfung 
der  Losreissung  und  Vereinigung  aufs  engste  verbinden  werden.  Dabei 
würde  man  sich  auch  wohl  sehr  täuschen,  wenn  man  in  dem  sich  ent- 
spinnenden Kampfe  bloss  einen  Kabinetskrieg  sehen  würde;  vielmehr  wäre 
sehr  wahrsdieinlich,  dass  die  anderen  Stämmen  angehörige  übrige  Bevölke- 
rung der  bedrohten  Staaten  aufrichtig  und  leidenschaftlicfa  Theil  an  dem 
Kampfe  nähme.  Es  mag  nicht  eben  logisch  folgerichtig  und  nicht  sittlich 
sein,  dass  man  einer  fremden  Nationalität  abgesondertes  Leben  und  Selbst- 
ständigkeit nicht  einräumen  will,  während  man  vielleicht  auf  die  eigene 
mit  grosser  Bestimmtheit  hält;  allein  verletzter  Stolz,  Eigensucht  und  Eigen- 
liebe vermitteln  gar  leicht  einen  solchen  inneren  Widerspruch.  Man  kann 
den  Gedanken  einer  Machtverringemng  nicht  ertragen  und  ist  durdi  die 
thatsächlidi  so  entschieden  ausgesprochene  nationelle  Abneigung  schwer  ver- 
letzt, findet  wohl  in  ihr  nur  Undankbarkeit  und  Unbildung.  Mit  Einem 
Worte,  die  zu  gemeinschaftlichem  Abfalle  Entschlossenen  haben  auf  ent- 
schiedenen und  selbst  erbitterten  Widerstand  zu  rechnen,  und  es  kann 
ihrer  Erhebung  in  mehreren  Staaten  und  gegen  mehrere  Staaten  kaum  ein 
glücklicher  Ausgang  vorausgesetzt  werden,  wenn  ihnen  nicht  etwa  eine  aus- 
wärtige Hülfe  zu  Theil  wird  oder  die  bisherigen  Herren  im  eigenen  Lande 
durch  mächtige  Ereignisse  in  Ansprudi  genommen  sind. '  Jeder  Versuch 
unter  minder  günstigen  Umständen  ist  daher  widersinnig  und  ein  Verbrechen, 
indem  er  nur  zur  Verstärkung  der  bisher  schon  drückenden  Kräfte  und  zu 
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grösserer  ünwahrsdieinlichkeit  des  Gelingens  ancb  in  späterer  Zeit  fthren 
kann.  Dass  Verbannte  und  Solche,  welche  in  lange  fortdauernden  Yer- 
schwönmgen  ihr  Leben  zubringen,  eine  solche  nüchterne  Berechnung  der 
Möglichkeiten  nicht  anstellen,  mag  immerhin  sein,  ändert  aber  nichts  an 
dem  wahren  Sachverhalte,  sondern  hat  nur  manches  einzelne  und  nutzlose 
Unglttds  zur  Folge.  Im  Uebrigen  ist  diese  Auffassung  der  Wahrscheinlich- 
keit und  Möglichkeit  gar  wohl  vereinbar  nut  der  Anschauung,  dass  eine 
gewaltsame  Zertrflmmerung  einer  Nationalität  und  die  unfreiwillige  Ein- 
ordnung ihrer  Bestandtheile  unter  mehrere  fremde  upd  fremdartige  Staaten 
ein  grosses  Unglück  fOr  die  Betroffenen  und  ein  eben  so  grosses  Unrecht 
gegen  sie  und  zugleich  an  der  Menschheit  ist.  Das  ist  ja  eben  das  Furcht- 
bare einer  solchen  That,  dass  sie  nie  zur  Ruhe  kömmt  und  kaum  Je  wieder 
gut  genmcht  werden  kann'). 


1)  Kicbti  ist  elffentlich  fiberflflniger,  all  Uer  noch  aiudrttcklich  aa  Poleo  sn  erinnern.  Bi 
Ist  das  traiplflchste  Beispiel  einer  mit  Unrecht  serrlssenen  und  unter  yerschiedene  Staaten 
▼ertheilten  NatidnaUt&t,  welche  sich  in  Wünschen  und  BemUhongen  nach  einer  Wieder- 
yereiniirani^  abmattet  nnd  Yoransslchtllch  niemals  zum  Ziele  gelangen  wird.  Sicher  w&re  es 
nicht  eben  schwer,  in  einer  geharnischten  BeweisfÜhmng  sn  zeigen,  dass  Beohts-  nnd  Sitten- 
pflicht den  drei  theilenden  Mfichten  eine  frelwiUlge  Herausgabe  des  sehleoht  erworbenen  Besitzes 
aoferlegen:  aUein  unzweifelhaft  Ist,  dass  an  eine  Erfüllung  dieser  Forderung  niemals  zu  denken 
Ist;  und  zwar  erfordert  die  Oerechtigkeit  gegen  die  Regierungen,  einzugestehen,  dass  nicht 
bloss  diese  einer  solchen  Herausgabe  abgeneigt  wären,  sondern  die  ganze  Mehrheit  der  Be- 
Tölkerung  diese  Gesinnung  theilt.  Oewaltr ersuche  von  Seiten  der  Polen  sind  nledergesohlagen 
worden  und  haben  das  Uebel  nur  rerstürkt;  und  selbst  tible  Zustfinde,  in  welchen  sich  die 
herrschenden  Staaten  selbst  befluiden ,  konnten  nicht  benfltzt  werden  zu  einer  Losretssnng. 
Die  Aremde  Hülfe,  welche  ron  Zeit  zu  Zeit  aus  der  Feme  erglänzte ,  hat  sich  Jedesmal  In  Ver- 
rath  und  Ausbeutung  verwandelt,  und  wttrde  auch  ernstlich  yersucht  kaum  eine  andere  Folge 
haben,  als  ein  festestes  Aneinandersehliessen  der  gleichmässig  bedrohten  ICächte  zu  einet 
augenblicklichen  gemeinschaftlichen  Niederwerfung  Jedes  Innern  Auflehnungsvenuches  und 
einer  ttberlegenen  Zurttckwelsung  des  äusseren  Feindes.  Es  gehört  grosse  Leiditbltttigkelt  und 
ünremunft  dazu,  um  dieses  nicht  einzusehen,  und  immer  wieder  zu  nutzlosen  Opfern  bereit  zu 
sein.  —  Eine  ganz  andere  Frage  Ist,  ob  es  recht  ist,  dass  sich  das  Alles  so  verhält?  Ueber 
die  Beantwortung  dieser  Frage  kann  denn  auch  kein  Zweifel  sein.  Für  den  Deutschen  ist 
sicher  das  Bewusstsein,  dass  seine  zwei  grdssten  Staaten  an  der  Begehung  und  der  Festhaltung 
des  Unrechtes  Theil  haben,  kein  erhebendes  Gefühl;  und  die  den  Polen,  wie  nicht  geläugnet 
werden  soU,  durchaus  abgeneigte  öffentliche  Meinung  ist  in  egoistischem  Belbstwiderspruehe, 
wenn  sie  zu  gleicher  Zeit  Vereinigung  der  eigenen  Nationalität  verlangt  nnd  dabei  ent> 
gegenstehendes  positives  Becbt  nicht  hoch  anschlägt,  vielmehr  die  Festhaltnng  der  Zer- 
splitterung eines  fremden  Stammes  als  selbstverständlich  billigt  Fast  wäre  man  geneigt 
an  eine  Nemesis  zu  glauben.  Und  keines  Beweises  bedarf  es,  dass  an  der  Sachlage  nichts 
geändert  wird  weder  durch  die  den  Deutschen  sowohl  abgeneigte  als  widerwärtige  Art  der 
Polen,  noch  durch  den  anfHchtIgen  Wunsoh,  den  letzteren  die  Segnungen  deutscher  Gesittigung 
and  Ordnung  zugänglich  zu  machen.  Darin  besteht  eben  das  Wesen  nnd  das  Becht  der 
Nationalität,  dass  Jeder  Stamm  in  seiner  eigenen  Welse  beharren  und  sich  nach  dieser  ent- 
wickeln, kann,  nnd  ihm  keine  fremdartige  Lebensweise  anfig:edrungen  werden  darf,  wie  hoch 
anch  diese  von  sich  denke.  Man  mag  die  „  polnische  Wirthschaft**  noch  so  widrig  finden  und 
die  Fähigkeit  der  Polen  zu  einer  vemflnftigen  Begiemng  noch  so  sehr  beawelfeln;  man  ist 
femer  vÖHig  berechtigt,  die  nationeile  Unterdrückung  der  Bauern  schändlieh  zu  finden:  allein 
daraus  ergiebt  sich  keine  Befhgniss  für  Deutsehe,  und  gar  für  Russen,  die  Nation  zu  serrelssen, 
sieh  stückweise  anzueignen,  und  sie  dann  in  ihrer  Eigenthümllchkeit  zu  stören.  Die  Pflicht, 
Unrecht  gut  zu  machen,  sobald  man  es  eingesehen  hat,  bleibt  trotz  aller  Fehler  des  Verletzten, 
und  selbst  trotz  der  Wahrscheinliohheit  eines  Missbranches  des  wiederhergestellten  Beehtta.  — 
Diesen  Ansichten  tritt  aUerdlngs  der,  seiner  eigenen  Schätzung  nach,  praktische  Politiker  mit 
Hohn  entgegen.    Ihm  zu  Folge  ist  es  kindisch,  aus  weinerlichem  und  in  die  Wolken  gehendem 
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2.  Die  Verschmelzung  antergeordeter  Nationalitäten  mit 
einer  überwiegenden  Bevölkerung  anderen  Stammes. 

Bei  aller  Anerkennung,  dass  jede  Nationalität  an  und  fOr  sich  zn  einem 
selbstständigen  und  ihren .  EigenthOmlichkeiten  entsprechenden  Leben  be» 
rechtigt,  mass  nun  aber  doch  der  Staatsmann  diejenigen  Fälle  ins  Auge 
fassen,  in  welchen  grossen,  oder  wenigstens  yergleichungs weise  grossen 
Staaten  kleinere  Bestandtheile  fremder  Nationalität  thatsächlich  beigemischt 
sind,  ohne  dass  nach  der  Lage  der  Umstände  von  einer  Absonderung  die 
Rede  sein  kann,  sei  es,  dass  die  Gebietsverhfiltnisse  es  nicht  gestatten,  sei 
es,  dass  die  Bedingungen  eines  selbstständigen  Daseins  fehlen,  sei  es  aus 
welch*  anderem  Grunde.  Hier  wirft  sich  denn  die  Frage  auf,  ob  solche 
untergeordnete  Beimischungen  in  ihrer  Besonderheit  zu  erhalten  sind; 
oder  ob  es  recht  und  zweckmässig  ist,  auf  eine  Verschmelzung  mit  dem 
grösseren  Ganzen  hinzuarbeiten?  —  üeber  das  Interesse  des  grosseren 
Staates  kann  natürlich  ein  Zweifel  nicht  bestehen.  Sein  offenbarer  Vortheii 
ist.es,  eine  gleichförmige  Bevölkerung  zu  haben.  Jede  Beimischung  von 
Fremdartigem  ist  für  das  Staats-  und  Volksleben  stOrend  und  schwächend. 
Allein  wird  dieser  Vortheii  nicht  erkauft  werden  müssen  durch  ein  grosses 
Unrecht  gegen  die  auf  solche  Weise  ihrer  Eigenthümlichkeit  zu  Entfrem- 
denden? Dem  ist  wohl  nicht  so  unter  der  Voraussetzung,  dass  von  einer 
Selbstständigkeit  niemals  die  Rede  sein  konnte.  Das  abstracto  Recht  zur 
Auslebung  jeder  Besonderheit  soll  nicht  in  Abrede  gestellt  sein;  allein 
es  muss  doch  in  Betrachtung  gezogen  werden,  dass  unter  den  gegebenen 
Umständen  von  einem  gesunden  und  höhere  Zwecke  wirklich  erftQlenden 
nationellen  Leben  die  Rede  nicht  sein  kann,  während  auf  der  andern  Seite 
ein  Uebergang  in  den  Geistes-  und  Thätigkeitskreis  des  vorwiegenden  Theiles 
der  Bevölkerung  allmälig  die  grOssten  Vortheile^  mit  sich  bringt.  Nicht  nur 
die  Bequemlichkeit  des  täglichen  Verkehres  und  die  Leichtigkeit  des  Fort- 
kommens im  ganzen  Staatsgebiete,  femer  die  mannchfachste  Bequemlichkeit 


ReohtsffefShle  daf  Wmigt,  wm  num  Aber  Fremde  emmgea  het,  hemuehenkeii,  wXbrend  man 
dM  an  Fremde  verlorene  Eigene  nicht  snrflekfordere.  Bewahrung  der  Macht  sei  die  HAoptaaehe; 
das  Vdlkerrec)it  gebe  die  BeAignias  daxn  nnd  habe  den  nnprfingliohen  Flecken  der  Erwerbung 
▼erwischt.  Wolle  man  angeblieh  höhere  Ziele  verfolgen  nnd  sittliche  Pflichten  geltend  machen, 
so  m9ge  man  sich  an  die  Aufgabe  halten,  die  Oeslttigang  in  dieWildnlss  sa  tragen.  Hier  fragt 
sich  nun  aber,  ob  diese  Alles  wirklieh  so  „praktfsch**  ist?  Wenn  man  sieht,  wohin,  nnd  swar 
snnächst  in  Deutschland,  es  die  angeblich  aus  dem  wirklichen  Leben  gesehdpfte  Btaatsweisbeltf 
besonders  die  Verachtung  aUes  ideellen  Rechtes  und  die  unbedingte  Haltung  von  positiT  redit- 
lich  gewordenen  OewalthAidlungen  nnd  Anmassungen  gebracht  bat,  dann  ist  ein  Zweifel  an 
der  Bichtigkeit  dieser  Ansohannngsweise  wohl  erlaubt  VieUeloht  wird  die  Geschichte  einst 
iiber  das,  was  nicht  nur  geboten  sondern  auch  klug  gewesen  wilre,  anders  urtheilen,  als  unsere 
itaigen  Staatsmftaner  und  ihre  Sykophanten  für  gut  finden,  als  selbst  die  allgemeine  Meinung 
billigt.  Verhalte  es  sieb  aber  damit,  wie  ihm  wolle,  so  knnn  es  wenigstens  keinem  ZweitU 
nnteiUegen,  dass  dann,  wenn  man  ein  Stflck  von  Polen  niemals  surückgeben  will  oder  kann, 
es  bei  weitem  der  gerechteste  und  sicherste  Weg  ist,  dasselbe  allmllig  absukanftn  nnd  es  mit 
eigenen  Btanungenoasen  au  bevölkern.  Dann  hört  das  Unrecht  nnd  das  fldsehe  Verbiltniss 
wenigstens  allmUlg  anl 
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ün  Verkehre  mit  den  Behörden,  den  Schulen,  Kirdien  n.  s.  w.  wird  dadorch 
gefördert;  sondern  auch  allmälig  die  Fähigkeit  gewonnen,  in  die  geistigen 
Richtongen  der  grösseren  Nation  einzugehen  und  an  deren  Gtesittigung 
Theil  zu  nehmen.  Es  wird  somit  Wenig  entzogen  und  Vieles  dagegen  ge- 
boten. Auch  ein  empfindliches  Gewissen  kann  sich  daher  wohl  mit  einer 
solchen  allm&lichen  Herflberfflhrung  der  Wenigen  zur  Nationalität  der 
Vielen  einverstanden  erklären.  Von  selbst  versteht  sich  dabei  freilich,  dass 
unter  keiner  Voraussetzung  in  gewaltthätiger  Weise  oder  auch  nur  mit 
unmittelbaren  Eingriffen  verfahren  werden  darf.  Ein  Versuch  zu  einer 
plötzlichen  Umwandlung  in  eine  fremdartige  Art  zu  sein  und  zu  einer  mit 
einem  solchen  Verfahren  nothwendig  verbundenen  Veränderung  aller  Gefühle 
und  Gewohnheiten  ist  unter  allen  Umständen  verwerflich.  WUrde  nicht 
sdion  das  Rechtsbewusstsein  abhalten,  so  mflsste  die  Klugheit  abrathen. 
Gäbe  es  doch  kein  sichereres  Mittel,  die  zu  Ver¥randelnden  an  ihre  Be- 
sonderheit zu  ketten  und  ihnen  die  hartnäckigste  Festhaltung  derselben  auf- 
zudrängen. Was  immer  geschehen  mag,  die  Mittel  müssen  sanft  und  nidit 
auf  Zwang,  sondern  auf  Ueberzeugung  und  Gewohnheit  berechnet  sein. 
Im  Einzelnen  sind  sie  aber  nach  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse 
einzurichten,  deren  sich  zwei  wesentlich  verschiedene  Grattungen  unter- 
scheiden lassen. 

Offenbar  der  leichteste  und  niatttrlichste  Fall  ist  der,  wo  es  sich  nur 
von  der  Gewinnung  einzelner  in  die  Masse  der  grösseren  Bevölkerung 
sporadisch  Eingesprengter  handelt;  es  ist  aber  auch  zu  gleicher  Zeit 
derjenige  Fall,  welcher  einer  Veränderung  des  bisherigen  Zustandes  am 
meisten  bedarf.  Solche  Vereinzelte  Bruchstücke  einer  fremden  Nationalität  — 
sei  es  nun,  dass  sie  als  Colonisten  angesiedelt,  sei  es,  dass  sie  durch  ein 
anderes  Ereigniss  unter  dem  fremden  Stamme  verschlagen  wurden  —  sind 
einer  Seits  ein  tägliches  Hindemiss  im  bürgerlichen  und  amtlichen  Verkehre, 
anderer  Seits  sind  sie  selbst  doppelt  übel  daran,  da  ihnen  die  Vortheile  der 
grösseren  Gemeinschaft  fehlen,  und  doch  ihre  Besonderheit  zu  keiner  Ent- 
wickelung  kommen  kann.'  Ihr  gewöhnliches  Loos  ist  ein  völliges  Stillestehen 
auf  dem  Standpunkte  der  Gesittigung,  welchen  sie  einst  in  ihrem  Vaterlande 
eingenommen  hatten,  und  welcher  oft  nieder  genug  ist.  Man  sollte  glauben, 
dass  ein  solches  Verhältniss  schon  von  selbst  die  Fremdlinge  zu  einer  möglichst 
beschleunigten  Aneignung  des  sie  umgebenden  Elementes  bringen  werde; 
dem  ist  aber  erfahrungsgemäss  nicht  so.  Zuweilen  sind  noch  nach  Jahr- 
hunderten die  angestammten  Gewohnheiten,  die  Sprache,  die  Kleidung  vor- 
handen, und  findet  somit  nur  ein  beschränkter  und  beschwerlicher  Verkehr 
mit  der  Mehrzahl  statt.  Grosser  Massregeln  bedarf  es  hier  nun  allerdings 
nicht,  um  den  Zeitpunct  der  Verschmelzung  zu  beschleunigen;  aUein  eine 
entsprediende  Einwirkung  ist  doch  nöthig.    Es  handelt  sich  hauptsächlich 
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Ton  Yerbreitmig  der  Landessprache  unter  den  Abgesonderten;  stierst  tob 
der  blossen  Kenntniss  derselben,  später  Ton  ihrem  ausschliesslichen  Gebrauche. 
Hier  muss  denn  vor  Allem  darauf  gesehen  werden,  dass  in  der  Sdiule  die 
allgemeine  Sprache  des  Landes  tachtig  gelehrt  und  geflbt  wird;  später  wird 
der  amtliche  Verkehr  nur  in  dieser  Sprache  su  pflegen  sein;  endlich,  jedodi 
nur  nach  vollständiger  Vorbereitung,  kann  auch  zum  ausschliessenden  Ge- 
brandie  der  allgemeinen  Sprache  in  der  Kirche  übergegangen  werden. 
NatOrlich  wird  möglichste  Eiieichterung  der  Verbindung  mit  dem  flbngen 
Staate  durch  Strassen,  Posten  u.  s.  w.,  femer  die  Au&iahme  der  Jugend  in 
die  öffentlichen  Erziehungsanstalten,  die  Einreihung  in  das  Heer,  die  Be- 
gOnstigung  der  Freizüigigkeit  die  Ausgleichung  befördern'^). 

Weit  schwieriger  ist  die  Aufgabe,  wenn  sich  die  fremdartige  Nationalität 
in  grösserer  geschlossener  Masse  im  Lande  befindet,  und  hier  musa 
denn  mit  grosser  Umsicht  verfahren  werden.  —  Vor  Allem  muss  hier  rasches 
und  baldiges  Handeln  unterbleiben.  Zunächst  ist  lediglich  daflUr  zu  sorgen, 
dass  sich  keine  allgemeine  Abneigung  bei  dem  besonderen  Stamme  gegen 
den  neuen  Staat  und  gegen  die  Einordnung  in  denselben  ausbildet,  sondern 
er  vielmehr,  abgesehen  von  der  Nationalitätsfrage,  sich  GlOck  wünschen 
muss  demselben  anzugehören.  Diess  kann  natürlich  nur  dadurch  erreidit 
werden,  dass  überhaupt,  namentlich  aber  in  den  betreffenden  Landestheilen, 
gut  regiert  wird  und  die  Bedürfiiisse  und  Interessen  Befriedigung  finden. 
Von  selbst  versteht  sich,  dass  eine  vollständige  Gleichheit  in  allen  staatlichen 
Dingen  gehandhabt  werden  muss,  und  dass  sich  der  kleinere  Stamm  in  keiner 
Weise  zurückgesetzt  fühlt.  Sehr  wünschenswerth  ist  es  dabei,  dass  nicht 
etwa  geschichtliche  Verhältnisse  die  Noihwendigkeit  besonderer  Einrich- 
tungen und  Formen  fOr  denselben  nothwendig  machen.  Wenn  soldie  vor- 
handen und  zugesagt  sind,  so  müssen  sie  freilich  gewissenhaft  eingehalten 
werden;  allein  sie  erhalten  die  Besonderheit  länger  aufrecht  und  erschweren 
die  Verschmelzung.  In  einem  späteren  Stadium  mag  zur  Verbreitung  der 
allgemeinen  Landessprache  und  etwa  zur  Annahme  von  Gewohnheiten  und 
Gesetzen  der  Mehrzahl  übergegangen  werden.    Aber  auch  hier  ist  grösste 


1)  In  di6Mr  Weise  süid  In  lehr  Tielen  FUlen  dnflretpreiiffte  ftMudwtlge  BMtnndtheUe  der 
Berölkerooff  ellmftUg  gewonnen  worden  nnd  spurlos  in  der  aUgemelnen  Kettonelität  yw 
schwnnden.  So  s.  B.  die  verschiedenen  firanxösischen  Kolonieen  in  Preossen,  die  Waldenser 
In  Warttemberg,  Wenden  tn  Sechsen.  Aber  nach  hier  het  es  unter  den  gflnstigstenUmstfinden 
sehr  lenge,  oft  Jahrhunderte,  gedeuert  bis  cum  Verwischen  der  lotsten  Beste  der  firttheren 
Besonderheit.  Am  längsten  bleibt  der  Oebranch  der  angestemmten  Sprache  nnd  Sitte  bei  den 
Frauen,  weil  diese  weniger  in  den  grossen  Verkehr  kommen  und  sich  von  Hause  entfernen. 
In  Terschledenen  Ländern  wird  als  letste  Person,  welche  eine  erloschene  Sprache  yerstanden 
habe,  eine  alte  Frau  genannt.  —  Wenn  von  Seiten  des  Staates  nichts  geschieht  sur  Beschleuni- 
gung der  Umwandlung,  so  kann  sieh  selbst  in  gans  vereinselten  Gemeinden  eine  fremde  Art 
nnd  Sprache  sehr  lange  erhalten,  sum  eigenen  Maehtheil  der  Betreffenden  selbst  und  mit 
mannchfacher  BtSmng  Ar  Andere.  So  s.  B.  deutsche  Dörfer  Im  Banat  und  In  Bussland,  die 
deutsche  BevOtkernng  in  Pennslyranien. 
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Yonicht  und  Schonung  nicht  nur  wirklicher  Interessen,  sondern  auch  nur 
lebhafter  Yorartheile  geboten.  Von  Zwang  darf  keine  Bede  sein,  am  wenigsten 
gegen  die  grosse  Madse.  Die  dargebotene  Gelegenheit  und  der  manncfafache 
Yortheil,  welchen  deren  Benützung  naturgemftss  mit  sich  bringt,  mflssen 
zunächst  genQgen,  wenn  audi  die  Fortschritte  an&nglich  nur  langsam  sind. 
Yor  Allem  muss  die  Kirche  und  deren  hergebrachte  Sprache  unangetastet 
bleiben,  und  ebenso  die  Yerwaltung  und  die  Bechtspflege  sich  zunächst  noch 
der  Stammessprache  bedienen,  und  können  daher  auch  keine  Beamte  yer- 
wendet  werden,  welche  derselben  nicht  mächtig  sind.  Dagegen  sind  nicht 
nur  die  Yerbindungen  jeder  Art  mit  dem  Hauptlande  und  Hauptstamme 
möglichst  zu  erleichtem,  sondern  es  mag  auch  der  Heerdienst  dazu  benützt 
werden,  um  die  jungen  Männer  in  der  Hauptspradie  zu  unterrichten  und 
zu  befestigen  und  sich  überhaupt  mit  dem  übrigen  Theile  des  Landes  durch 
jahrelangen  Aufenthalt  bekannt  zu  machen.  Es  werden  natuzgemäss  die 
höheren  und  die  gewerbenden  Klassen  sein,  welche  sich  zuerst  die  neue 
Art  aneignen;  jene  ans  Ehrgeitz,  um  nicht  von  einer  Laufbahn  und  Wirk- 
samkeit im  grösseren  Theile  des  Staates  ausgeschlossen  zu  sein,  diese  zur 
Erleichterung  der  Yerbindungen.  —  £r6t  in  einem  dritten  Stadium,  welches 
vielleicht  sehr  spät  erst  eintritt,  kann  dann  nachdrücklicher  und  wo  es 
nöthig  ist  auch  mit  Zwangsvorschriften  vorgegangen  werden.  In  Kirche 
und  Schule  wird  nun  die  allgemeine  Landessprache  eingeführt,  vielleicht 
zuerst  abwechslungsweise,  später  aber  ausschliesslich;  ebenso  in  der  Yer- 
waltung. Sind  etwa  noch  besondere  Einrichtungen  übrig  aus  früherer  Zeit, 
so  müssen  diese  itzt  beseitigt  werden,  und  besteht  etwa  ein  formelles  Becht 
auf  dieselben,  so  sind  die  Betheiligten  durch  alle  erlaubten  Mittel  zum  Auf- 
geben desselben  zu  bewegen.  Im  NothfeJle  dürfen  selbst  bedeutende  Opfer 
nicht  gescheut  werden.  Dass  eine  solche  Yerwandlung  gelingen  kann,  wenn 
sie  folgerichtig  angestrebt  und  nachhaltig  festgehalten  wird,  beweist  die 
Geschichte  in  manchen  auffallenden  Beispielen,  während  sie  freilich  auf  der 
andern  Seite  auch  ein  Misslingen  bei  ungeschicktem  Yerfahren  nachweist  0- 
Eine  grosse  Erleichterung  fOr  die  Yerwandlung  der  Nationalität  eines  Stammes 
ist  es  freilich,  wenn  der  Stamm,  welcher  zur  Sprache,  Gesittigung  und  Lebens- 


1)  YoUstiadiff  gelangen  ist  s.  B.  die  Germanlsirang  der  slarlsohen  Bottandthelle  im  Kord- 
oeten  von  DenUchland,  die  Beseitignog  dee  Iceltischen  Wesens  in  Cornwall,  der  deutschen 
Sprache  und  Sitte  in  Lothringen ;  im  ungestörten  Fortselirelten  ist  die  Gewinnung  der  gaelisehen 
HoehlÜnder  Ar  englische,  der  polnischen  Berölkemng  Sohlesiens  für  deutsche,  der  Iteltischen 
Sinwohner  der  Bretsgne  fElr  fransSsische  Art,  leider  auch  (dem  OefUhle  und  Interesse  des 
I>eatschen  naeh)  die  FransSsIsirung  des  Bisasses.  Selbst  in  Irland  macht,  trots  der  fHlheren. 
entsetzUchen  MissgtiiTe  und  Misshandlnngen  und  trots  dar  geschichtlichen  und  kirchlichen 
Hindemisse,  die  Angüsirung  grosse  Fortschritte,  so  dass  nur  noch  eine  kleine  Minderzahl  die 
angestammte  Sprache  allein  gebraucht  —  Zuweilen  schUgt  allerdings  ein  bereits  begonnenes 
Unternehmen  wieder  sur&ck,  so  dass  sich  die  angestammte  Sprache  und  Sitte  wieder  rordriagt. 
Das  wieder  annebende  Csechenthum  in  Böhmen  ist  ein  solcher,  für  die  politischen  Yerhiltnisse 
nicht  eban  erfreoUcher,  FaU. 
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weise  der  HaaptbeTdlkemng  herflbergeleitet  werden  soll,  yereinzelt  steht, 
und  somit  keine  Krftftigang  seiner  Besonderheit  von  Aussen  her  bekommen 
kann,  oder  wenn  wenigstens  die  grössere  Nationalität,  welcher  er  angehört, 
in  Bildung  entsdiieden  zurfkcksteht  hinter  dem  Volke,  zu  welchem  die  staatlich 
Getrennten  hinübergezogen  werden  wollen.  Wenn  ein  geschlossener  Theil 
der  Bevölkerung  einer  grossen,  lebenskräftigen  und  gesittigten  Nationalität 
angehört,  diese  yielleicht  unmittelbar  anstossend  selbstständige  Staaten  bildet, 
so  ist  der  Versuch  einer  Umwandlung  ein  sehr  gewagter,  welcher  leicht  zu 
offenbarem  Nachtheile  ausschlagen  kann,  so  zwar,  dass  hier  als  Regel  die 
Unterlassung  angerathen  erscheint. 

3)  Staatliches  Zusammenleben  einer  Mehrzahl  yerschiedener 
Volksstämme  oder  Bruchstficke  von  solchen  ohne  vorherrschen- 
des Element. 

Unzweifelhaft  ist  es  ein  nichts  weniger  als  wUnschenswerther  Zustand, 
wenn  die  Bevölkerung  nicht  bloss  aus  zwei  oder  drei  grösseren  Stammen, 
sondern  aus  einer  ganzen  Anzahl  solcher  neben  und  durch  einander  besteht, 
und  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  eine  Einheit  nicht  nur  für  die  Ver- 
waltung und  für  den  btirgerlichen  Verkehr  die  grössten  Vortheile  brächte, 
sondern  auch  die  geistige  und  selbst  die  politische  Kraft  des  Staates  ausser- 
ordentlich stärken  würde.  Ebenso  gewiss  ist  aber  auch  die  Bewerkstelligung 
einer  Vereinigung  sehr  schwer,  da  die  nattlrliche  Grundlage  zu  einer  solchen 
fehlt.  Es  wäre  ebenso  thöricht  als  unrecht,  dieses  zu  verschweigen  oder  zu 
bemänteln. 

Ueber  das  Princip,  von  welchem  ausgegangen  werden  müsste,  kann 
allerdings  nicht  wohl  ein  Zweifel  sein.  Die  Schaffung  einer  ganz  neuen, 
nach  Belieben  ersonnenen  Gesittigung,  Sprache  u.  s.  w.,  welche  noch  gar 
nicht  in  dem  Staate  vorhanden  ist,  und  zu  welcher  alle  einzelnen  Besonder- 
heiten gemeinschaftlich  bekehrt  werden  müssten,  ist  begreiflich  ausser  Frage. 
Theils  erfindet  sich  so  etwas  überhaupt  nicht;  theils  würde  es  an  aller  natur- 
wüchsigen Kraft  und  Zähigkeit  im  Kampfe  mit  feindseligen  Zuständen  und 
Neigungen  fehlen.  Im  höchsten  Falle  könnte  man  solchen  künstlichen  Einheits- 
mitteln die  Bedeutung  einer  allgemein  vorgeschriebenen  Dienstkleidung  oder 
einer  Form  des  amtlichen  Verkehres  verleihen,  und  zwar  einer  solchen, 
welche  gar  Niemand  befriedigt,  da  sie  Keinem  gewohnt  und  natürlich  wäre. 
Die  Masse  der  Bevölkerungen  würde  ihr  gar  keine  Beachtung  schenken. 
Es  bleibt  somit;  wenn  denn  doch  eine  Einheit  in  nationeller  Beziehung  (und 
nicht  bloss  in  politischer)  angestrebt  werden  soll,  nichts  Anderes  übrig,  als 
diejenige  der  vorhandenen  Besonderheiten,  deren  Verbreitung  über  das  ganze 
Gebiet  und  über  die  ganze  Bevölkerung  der  wünschenswertheste  Zustand  wäre, 
zum  Mittelpunkte  zu  machen,  und  den  Versuch  zu  wagen,  alle  übrigen  Na- 
tionalitäten gleidizeitig   und   gleichmässig   zu    derselben  herüberzuführen. 
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Massgebend  &ir  die  Wahl  könnte  aber  mehr  als  Eine  Rficksicht  sein;  so 
entweder  der  geschichtliche  Ausgangspunkt  des  itzigen  Staates;  oder  die 
entschieden  höhere  Gesittigung  eines  der  Bestandtheile;  oder  die  politische 
Rücksicht,  einem  benachbarten  Staate  möglichst  ungleich  oder  aber  mö^chst 
verwandt  zu  sein.  Dass  jeden  Falles  die  persönliche  Abstammung  der 
regierenden  Familie  nur  ein  unbedeutendes  Moment  wäre,  ist  klar;  nöthigen 
Falles  läge  eben  auch  die  Aufgabe  einer  Umwandlung  yor. 

Auch  in  Betreff  der  Yerfohrensart,  falls  das  Wagestück  wirkUch  unter- 
nommen werden  will,  ist  wenig  Besonderes  zu  bemerken.     Es  wäre  im 
Wesentlichen  das  in  dem  zuletzt  besprochenen  Falle  angerathene,  und  nur 
einige  wenige  Puncto  möchten  etwa  ausdrücklich  hervorzuheben   sein.  ^ 
Vorerst  müsste  gleich  von  Anfang  an  positiv  und  mit  allen  Mitteln  auf  die 
Verbreitung  der  zur  allgemeinen  Benützung  bestimmten  Sprache  hingewirkt 
werden,  weil  eine  durch  die  Bedürfnisse  und  die  Oelegenheiten  des  Ver« 
kehres  hervorgebrachte  Ausdehnung  derselben  hier  weit  weniger  von  selbst 
zu   erwarten,    und   doch    ohne    diesen    ersten  Erfolg  an    die  Erreichung 
weiterer  Ziele  gar  nicht  zu  denken  wäre.     Nicht  unbemerkt  darf  dabei 
freilich  bleiben,  dass  gerade  eine  solche  jähe  Aufdrängung  einer  fremden 
Sprache  ein  bedenklidies  Unternehmen  ist,  welches  leicht  den  lebhaftesten 
Widerstand  hervorroft,  nicht  nur  wegen  der  im  Anfange  unvermeidlichen 
sachlichen  Schwierigkeiten  und  Belästigungen  im  täglichen  Leben,  sondern 
weil  gerade  in  dieser  Beziehung  Vorliebe  und  AbstammungsgefQhl  empfindlich 
verletzt  werden.    Dass  an  der  Sprachenfrage  auch  diejenigen  Schichten  der 
Bevölkerung  Theil  nehmen,  welche  vielleicht  durch  andere  feinere  Beziehungen 
nicht  bewegt  werden,  macht  die  Sache  um  so  bedenklicher.    Leicht  mögen 
Agitatoren  diesen  Hebel  mit  Erfolg  ansetzen,  und  es  kann  das  ganze  Unter- 
nehmen schon  an  der  Einleitung  scheitern,  die  denn  doch  nicht  unterlassen 
werden  mag.  —  Zweitens  ist  die  eigene  Ausbildung  der  zum  gemeinschaft- 
lidien  Vorbilde  gewählten  Nationalität  ins  Auge  zu  fassen.     Es  ist  oben 
schon  in  anderer  Beziehung  bemerkt  worden,  dass  eine  entschieden  höhere 
Gesittigung  ein  günstiger  Umstand  zur  Geltendmachung  eines  Stammes- ist. 
Im  vorliegenden  Falle  wiegt  sie  aber  besonders  schwer,  theils  zur  Beseitigung 
von  Vorwürfen,  theils  weil  durch  Stärke  und  Glanz  zu  ersetzen  ist,  was  an 
räumlicher  und  numerischer  Verbreitung  abgeht.     Eine  möglichst  kräftige 
Hebung,  der  zum  Vereinigungspuncte  bestimmten  Nationalität  in  Literatur, 
Kunst,  Lebensweise,  kurz  in  der  ganzen  Gesittigung  wäre  somit  unerlässliche 
Bedingung;  nur  dürfte  freilich  in- den  Anfangsstadien  keine  Vemachtheiligung 
der  übrigen  Stämme  damit  verbunden  sein,   damit  nicht  durch  Eifersucht 
und  verletztes  RechtsgefOhl  Widerwillen  erzeugt  und  somit  positiv  geschadet 
würde.  —  Drittens  endlich  ist  zähe  Nachhaltigkeit  in  allen  Massregeln,  welche 
für  zweckmässig  und  nothwendig  erachtet  worden  sind,  unerlässlich.    An 
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Last  zum  Wideretande  wird  es  nicht  fehlen;  TrS^eit  und  Gleichgültigkeit 
müssen  überwunden  werden;  zuweilen  werden  förmliche  Rflckschlftge  eintreten. 
Alle  diese  Hindemisse  wachsen  nun  ins  Vielfache  und  werden  vielleidit 
unüberwindlich,  sobald  ein  Schwanken  bei  der  Regierung  bemerkbar  ist  und 
Widersp&nstigkeit  sich  Hoffnung  auf  Erfolg  machen  kann,  wfthrend  umgekehrt 
schon  der  Versuch  einer  Widereetzung  da  unterlassen  wird,  wo  mäh  zum 
Voraus  auf  unerschütterliches  Beharren  glaubt  zählen  zu  müssen. 

Wie  aber  immer  das  vermittelnde  Element  gew&hlt,  und  welche  Ver- 
fahrensart eingeschlagen  werden  möchte,  unmöglich  kann  man  sich  Täuschungen 
hingeben  über  die  ungewöhnliche  Grösse  der  Schwierigkeiten.   Den  Meisten 
werden  sie  sogar  unüberwindlich  düuken,  und  in  den  meisten  Fällen  sie  es 
wirklich  auch  sein.  —  Vor  Allem  liegen  dieselben  in  dem  mit  Sicherheit 
zu  erwartenden  Widerwillen  sämmtücher  zu  einer  Umwandlung  bestimmter 
Be¥ölkerungen,  somit  sämmtlicher  Stämme  mit  einziger  Ausnahme  des  zum 
Mittelpunkte  Bestimmten.    Wenn  das  Verlassen  der  angestammten  Spradhe 
und  Art  unter  allen*  Umständen  eine  harte  Zumuthung  und  besten  Falles 
ein  Werk  von  langer  Dauer  ist;  so  kann  die  Aufdrängung  einer  nicht  bereits 
überwiegenden,  durch  ihre  Massenhaftigkeit  Eindruck  machenden  und  für 
den  Gebrauch  im  täglichen  Leben  offenbaren  Nutzen  verheissenden  Sprache 
von  allen  andern  Stämmen  kaum  anders,    denn  als  eine  Ungerechtigkeit 
und  Willkür,   wo   nicht  gar  als  eine   Beleidigung    aufgenommen  werden. 
Jeder  einzelne  Stamm  wird  die  Frage,  warum  denn  nicht,  wenn  einmal  eine 
Aenderung  vor  sich  gehen  soll,  er  als  Mittelpunct  gewählt  worden  sei,  mit 
Bitterkeit  und  Wideretandslust  aufwerfen.   Statt  die  guten  Eigenschaften  der 
Bevorzugten  anzuerkennen  wird  man  ihre  angeborenen  Fehler  betonen  und 
ins  Lächerliche  oder  Verächtliche  ziehen;  und  je  grösser  die  Zahl  der  im 
Staate  vorhandenen  besonderen  Stämme  ist,  für  desto  unbilliger  wird  es 
ausgegeben  werden,  dass  sich  so  Viele  nach  Einem  umgestalten  sollen.    So 
dürfte  wenigstens  zunächst  an  Einheit  nur  ein  gemeinschaftlicher  Widerwillen 
gegen  das  Beabsichtigte  erzielt  werden.     Es   ist  vielleicht   möglich,    dass 
alle   diese   Schwierigkeiten   überwunden   werden;    allein  wahrscheinlich   ist 
es  nicht  und  schon  der  Vereuch  schwanger  von  Gefahren.  — ^^Diess  ist  um  so 
mehr  zu  bedenken,  als  eine  zweite  Unwahrscheinlichkeit  des  Gelingens  darin 
liegt,  dass  die  nötbige  Zeit  für  ein  langes  ungestörtes  Gebahren  nicht  gewähr^ 
geleistet,  ja  selbst  kaum  gehofft  werden  kann.    Ein  befriedigendes  Ergebniss 
kann  unter  keiner  Voraussetzung  schnell  eintreten;  es  bedarf  zu  einer  solchen 
allgemeinen  Umwandlung  besten  Falles  vieler  Jahre.    Wie  kann  nun  eine  so 
lange  Zeit  innerer  und  äusserer  Ruhe  angenommen  werden?     Wenn  aber 
der  Staat  genöthigt  wird,   seine  Aufmerksamkeit  und  seine  Kraft  anderen 
Zwecken  zuzuwenden,  so  mag  auch  leicht  alles  mühesam  Gewonnene  wieder 
zerfallen.    Davon  gar  nicht  zu  reden,  dass  in  schwierigen  Zeiten  das  Fallen- 
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lassen  verhasster  Massregeln  fOnnlich  zur  Bedingung  ungewOhnlidier  An- 
strengungen oder  selbst  nur  der  Bewahrung  der  Buhe  gemacht  werden  kann.  — 
Endlich  ist  noch  wohl  ins  Auge  zu  fassen,  dass  das  ganze  Unternehmen  nur 
dann  eine  Aussicht  auf  Gelingen  haben  kann ,  wenn  in  allen  anderen  Be- 
ziehungen des  Staatslebens  Ursache  zur  Zufriedenheit  ist.  Falls  die  Be- 
völkerung neben  der  ihre  Gewohnheiten  und  Gefühle  auf  das  tiefste  und 
vielleicht  auf  das  schmerzlichste  in  Anspruch  nehmenden  Umgestaltung  ihres 
geistigen  Wesens  auch  noch  zu  klagen  hat  Ober  Hintanhaltung  positiver  oder 
nattlrlicher  Rechte  oder  über  Yemachlflssigung  ihrer  materiellen  Interessen,  ' 
wenn  sie  mit  schweren  Abgaben  belastet  ist,  oder  die  Regierung  durch  Un- 
sicherheit, misslungene  Versuche  und  fehlerhafte  Richtungen  sich  in  Miss- 
achtung gebracht  hat:  dann  wird  jene  Zumuthung  unerträglich  bedanken. 
Einer  solchen  Regierung  rftumt  das  Volk  das  Recht  nicht  ein,  mit  seinem 
ganzen  Wesen  nach  Willkflhr  zu  schalten,  während  es  vielleicht  durch 
glänzende  Erfolge  auf  anderen  Gebieten  sich  auch  in  dieser  Beziehung  hätte 
fortreissen  und  durch  Dankbarkeit  beruhigen  lassen.  Grosses  kann  den 
Menschen  nur  zugemuthet  werden,  wenn  man  Grosses  für  sie  leistet;  ein 
Eingriff  in  die  Nationalität  in  einer  Zeit  unglOcklicher  und  an  sich  schon 
genugsam  missstimmender  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  ist  zu 
viel  auf  einmal.  Unzweifelhaft  soll  zu  idlen  Zeiten  gut  regiert  werden, 
und  so,  dass  die  gesammte  Bevölkerung  zufrieden  ist;  allein  es  begibt  sich 
wohl  auch  Anderes,  and  nicht  einmal  immer  durch  Schuld  der  Regierung 
allein.  Wenn  nun  ein  unbefangener  Staatsmann  sich  das  Gest&ndniss  nidit 
ersparen  könnte,  dass  eben  itzt  ein  Zeitpunkt  allgemeiner  Befriedigung  nicht 
vorhanden  sei  und  auch  ein  solcher  zunächst  nicht  erwartet  werden  könne, 
so  müsste  er  darin  einen  mächtigen  Abhaltungsgrund  gegen  Einbeitsmass- 
regeln  erblicken. 

Niemand  kann  in  Abrede  ziehen,  dass  diese  Schwierigkeiten  ungewöhnlich 
gross  sind,  und  es  ist  selbst  einem  entschlossenen  Manne  nicht  zu  verdenken, 
wenn  er  vor  ihnen  zurücktritt.  Die  ganze  Aufgabe  mochte  unter  die  mög- 
lichen Ziele  aufgenommen  werden;  zu  den  leidit  oder  auch  nur.  wahr- 
scheinlich zu  erreichenden  gehört  sie  nicht.  Es  sind  in  der  That  in  der 
ganzen  Geschichte  nur  wenige  Beispiele  ernstlicher  Versuche  solcher  Art 
vorhanden,  und  noch  wenigere  eines  günstigen. Gelingens  ^). 


1)  Die  beiden  grdssten  F&Ue  schUessUcher  Verelnlffiuig  vieler  Tenchiedener  Stftinme  la 
Einer  Nadonalität  sind  dai  römlBche  Beicli  und  China.  Der  geschichaiclie  Hergang  im  Beiche 
der  Mitte  ist  nns  nicht  bekannt,  das  thatsächliche  Ergebniss  spricht  aber  (Ur  sich  selbst;  im 
römisohen  Beiche  hat  der  Umwandlongsprocess  Jahrhunderte  lang  gedauert  und  war  ^rst  in 
der  Kaiseneit  vollendet,  selbst  hier  aber  nur  insofeme,  als  in  den  westlichen  und  nördlichen 
Provinsen  das  lateinische  Element  den  Sieg  errang,  während  das  griechische  in  den  östUchen 
Ländern  daf  Bindungsmittel  war.—  Unter  den  europäischen  Staaten  der  Neuzeit  sind  in  Oester- 
reich  die  thatsäehUchen  Verhältnisse  cur  AnftteUung  der  Aufgabe  in  schlagendster  Weise  an- 
gethan;  auch  hat  ea  an  wiederholten  Veiauehen  aar  DurchfUhrung  nioht  gefehlt    Bis  itst  fireilioh 
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Was  nun  aber,  wenn  das  Unternehmen  misslingt,  oder  auch  gar  nicht 
gewagt  werden  will?  Wenn  somit  entweder  die  vielen  kleineren  Stämme 
sich  nicht  unter  einen  gemeinschaftlichen  höheren  Nenner  bringen  lassen 
wollen;  oder  aber  von  der  Verschmelzung  zwar  wenigerer  aber  grosser 
Völkerschaften  verschiedener  Nationalit&t  nicht  die  Rede  sein  kann,  weil  jede 
derselben  zu  bedeutend  ist,  als  dass  ihr  Aufgehen  in  einer  anderen  verlangt 
werden  könnte?  Offenbar  ist  dann  die  einzige  verständige  und  durch- 
fohrbare  Politik,  die  Nationalitäten  ungestört  in  ihrer  Besonderheit  zu  lassen, 
zu  dem  Ende  geographische  Abgrenzungen  zwischen  den  verschiedenen 
Stämmen  zu  ziehen,  und  innerhalb  jedes  Gebietes  die  betreffende  Sprache, 
Sitte,  vielleicht  Gesetzgebung,  als  die  einzig  berechtigte  zu  behandeln.  — 
Diess  Alles  aber  ohne  Hintergedanken  und  ohne  kleinliche  Quälereien,  weldie 
im  Grossen  keinen  Nutzen  schaffen  und  doch  Misstrauen  und  Erbitterung 
unterhalten.  Ohne  Zweifel  ist  ein  solches  Nebeneinanderbestehen  weit 
entfernt  von  einem  Staatsideale;  allein  es  ist  besser  die  daraus  entstehenden 
UnVollkommenheiten  zu  ertragen,  als  die  Gefahr  eines  grossen  inneren 
MissvergnQgens,  vielleicht  selbst  erbitterter  Aufstände  ganzer  Theile  des 
Staates  zu  laufen.  Vielleicht  ist  in  einem  solchen  Falle  eine  wohlberechnete 
Personalunion  das  nützlichste,  weil  das  naturgemässe  Verhältniss,  und  kommt 
dann  das  Prindp  der  Nationalität  so  zur  Anerkennung. 


ohne  glücklichen  Erfolg,  und  erst  Itit  wieder  (1861)  Ift  ein  groner  Anlauf  all  gescheitert  m 
betrachten,  Ja  er  hat  in  das  Gegentbeil  ungeschlagen.  Jeder  Besonnene  mosste  vom  enten 
Anfltnge  an  das  Unternehmen  einer  ToUstindigen  Reiohseinheit,  und  was  damit,  wenn  gleioh 
in  Tcrdeckterer  Weise,  znsammenhing,  einer  gemeinsamen  Nationalität  auf  deutscher  Grundlage 
als  ein  httchst  gewagtes  betrachten,  welches  nur  bei  besonders  glflcklichen  äusseren  Verhält- 
nissen und  bei  richtigster  Leitung  ein  gutes  Ende  Anden  konnte.  jKun  fehlte  es  aber  anBeidem. 
Schwere  innere  Verwicklungen  und  Lasten  Terursachten  Missstimmung,  welche  sumKachtheile 
des  Einheitsgedankens  ausgebeutet  wurden;  ein  unglücklicher  Krieg  nahm  die  Kräfte  in  An- 
spruch und  schwächte  den  Glauben  an  die  Macht  und  an  die  Handlungsfähigkeit  der  Re- 
gierung; Vorbereitungen  auf  neu  beTorstehende  Kämpfe  raubten  die  Zeit  sur  Durchfiihrung 
und  nöthigten  sogar  su  unmittelbaren  Rückschritten.  Allein  neben  her  ging  auch  vom  Beginne 
an  eine  yerkehrte  Handhabung  der  ndthigen  Massregeln.  Wenn  das  deutsche  Element  su  Grunde 
gelegt  werden  wollte,  so  musste  es  mit  allen  Mitteln  in  sich  gestärkt  und  gehoben,  su  dem 
Ende  aber  mit  dem  grossen  Stocke  dieser  Nationalität  in  ^engste  Berflhrung  gesetst  und  Ihm 
alle  Möglichkeit  einer  Kräftigung  und  Ausbildung  durch  die  welter  vorgeschrittenen  Theile  des 
Stammes  gewährt  werden.  Das  seit  Jahrhunderten  verkümmerte  und  surückgebliebene  öster- 
reichische Deutschthum  konnte  nicht  fUr  sich  allein  die  slavlschen,  romanischen  und  magyarischen 
Stämme  geistig  beherrschen  und  allmälig  absorbiren.  Einer  vollen  Ziehung  der  Schlenssen, 
welche  ein  gewaltiges  Einströmen  von  Gesittigung  und  Biidungsmitteln  veranlasst  hätte,  trat 
nun  aber  kirchlicher  Fanatismus  und  beschränkte  Selbstsufiriedenhelt  entgegen;  und  schon  aus 
diesem  Grunde  war  ein  Gelingen  unmöglich. 


B.  Justiz-Politik. 


1. 

Die  Abfassung  der  Bechtsgesetse. 

Ein  Bruchstück. 

Die  nachstehende  Abhandlung  ist  ein  Bruchstück;  nicht  etwa  weil  der 
zunächst  behandelte  Gegenstand  nur  theilweise  erörtert  wäre,  sondern  weil 
das  hier  Mitgetheilte  ursprünglich  nur  ein  Bestandtheil  eines  weit  grösseren 
Ganzen  ist.  Schon  vor  einer  Beihe  von  Jahren  hatte  ich  die  Bearbeitung 
eines  vollständigen  Systemes  der  Justiz-Politik  beabsichtigt,  und  war  auch 
bereits  ziemlich  weit  in  der  Durchführung  gekommen,  als  sich  andere  Ge- 
schäfte dazwischen  schoben  und  neue  schriftstellerische  Unternehmungen 
mehr  anzogen.  Innere  und  äussere  Gründe  hindern  mich  nun  zwar,  den 
verlassenen  Plan  wieder  aufzunehmen;  dagegen  will  es  mir  nicht  unnützlich 
bedünken,  wenn  ich  einen  bereits  vollständig  beendigten  Theil  der  Aufgabe 
veröffentliche,  nämlich  die  Beantwortung  der  Frage:  auf  welche  Weise  ein 
Staat  hoffen  kann  zu  einer  guten  Bechtsgesetzgebung  zu  gelangen,  und 
welche  Massregeln  überhaupt  bei  der  Entwerfung  von  Bechtsgesetzen  zu 
ergreifen  sind?  Meines  Wissens  wenigstens  ist  dieser  wichtige  Gegenstand 
noch  niemals  in  seinem  ganzen  Umfange,  namentlich  auch  mit  gehöriger 
Berücksichtigung  der  verschiedenen  Staatsformen  und  der  aus  ihnen  fQr 
die  Gesetzgebung  entspringenden  formellen  Bedingungen  besprochen  worden  *); 


1)  Die  den  C^enstand  behandelnden  Schriften  lelded  Eom  grossen  Theile  an  einer  niflclaren 
Vermlschnng  zweier  wesentlich  yerschiedener  Aufgaben,  nftmlich  der  Erörterung  der  Qmnd- 
sfitee  Aber  den  wünschenswerthen  sachlichen  Inhalt  einer  Bechtsgesetsgebnng,  nnd  der  Fest- 
stellung der  Regeln  fttr  eine  sweckmässlge  Behandlung  der  Ausarbeitung  und  weiteren  formellen 
Zostandebrlngung ,  d.  h.  der  Gesetsgebungs -Wissenschaft  und  der  Gesetzgebungs -Kunst. 
Dass  auch  der  erstgenannte  Gegenstand  ein  berechtigter  nnd  wichtiger  Vorwurf  ffir  eine 
wissenschaftliche  Untersuchung  ist,  versteht  sich  allerdings  von  selbst,  wenn  schon  die  Arfihere 
Auflassung,  welche  nach  rein  vemunftmässigen  Rechtsregeln  ohne  alle  Berflcksichtigung  des 
besonderen  VolkstbÜmllchen  und  Geschichtlichen  strebte,  itst  wohl  allgremein  verlassen  sein 
mag.  Auch  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  eine  umfassende  Arbeit  sowohl  eine  Unter- 
snehuDg  Aber  den  Inhalt,  als  eine  Feststellung  des  formellen  Verfahrens  in  sich  begreifen  kann. 
Allein  die  beiden  Angaben  mUssen,  wenn  nicht  Verwirrung  nnd  vieUdcht  XJnvollständigkelt 
entBtoheii  soll,  scluttf  getrennt  gehalten  werden;  und  eine  besondere  Srdrtenmg  der  Gtosets* 
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und  dodi  lassen  sich  Einseitigkeiten  und  selbst  Irrthtbmner  nnr  dann 
meiden,  wenn  einer  Seits  die  Tersdiiedenen  äusseren  Bedingungen,    unter 


gebongskonst  tot  In  aUe  Wege  mSgUeh,  da  der  Inhalt  dea  Baofatigeaatiaa  Ton  kebMm  Ei 
anf  die  swecluniaaigfte  Art  der  formellen  Znatandebringnng  tot  ~  Jedooh  aaeh 


Ton  diesem  liangel  einer  klaren  Anflkaaong  und  Bekandlnng  dea  Oegenstandee,  iat 
Gntee  von  der  Mehrsahl  der  Schriften  über  die  Abfuaang  der  Oeaetse  an  aagen.    Sie  aliad 
aUe  nnbedentend  and  oberfliehlich,  wie  sich  aoa  nachstehendeV  Anlkihlonff  deraelben  ei 
wird. 

Fllangierl,  O.,  Ia  sdeni«  della  legglilaaione.    Kap.,  1780. 
Daa  bekannte  nnd  %u  seinerzeit  rlel  gelesene  nnd gerflhmte Werk beschlfUgt sieh  bekmwmt- 
lieh  nnr  som  gerinirsten  Theile  mit  der  Gesetigebnngswisaenschaft  i.  e.  8.,  sondern  ist  io  der 
Hauptsache  ein  System  dea  phlloaopbischen  Staatsrechtes  nnd  der  Politik.    Ea  enthllt  jedoch 
das  erste  Bach  eine  Abhandlung  ttber  die  Oesetse  Im  Allgemeinen  und  Aber  ihr  richtiges  ' 
hiltniss  au  den  Bedtlrftilssen  nnd  Eigenschaften  der  VSlker.    Wie  richtig  nnd  wie  tief 
dringend  diese  Bemerkungen  sind,  kommt  hier  nicht  welter  in  Betracht,  da  sie  jeden  Fall« 
den  Inhalt  der  Oesetse  betreffen  und  nicht  die  Kunst  ihrer  Herstellung.    Diese  wird,  abgeaeli« 
▼on  einigen  anderweitigen  gelegenlieltlich  eingestreuten  Bemerkungen,  höchstens  berührt 
dem  kursen  8ten  Kapitel,  in  welchem  der  Vorschlag  gemacht  ist,  eine  „Oesetae»^nsax* 
stehende  Behörde  elnsufUhren,  und  dieser  die  Sorge  dafttr  su  flbertragen,  dass  die  Oeaetse 
nicht  reralten  und  überhaupt  den  Forderungen  des  Volkes  entsprechen.    Der,  an  sich  kaam 
eine  AusAhmng  gestattende,  wenigstens  kaum  einen  Erfolg  In  Aussicht  stellende,  Oedanke  iet 
jeden  Falles  nur  gans  kura  angedeutet  und  die  Torgesohlagene  Einrichtung  In  unsicherem 
Nebel  gelassen. 

Schlosser,  Briefb  über  die  Oesetigebung  ttberhanpt,  und  den  Entwurf  dea  preos* 
sischen  Oesetsbuohes  insbesondere.  Frankf.,  1789. 
Ein  in  manchUftcher  Besiehung  merkwürdiges  Buch,  welches  sichtbar  grossen  TMnfluss  auf 
Sayigny's  spätere  mit  allerdings  mehr  Methode  und  Umsicht  ausgesprochene  Ansieht  tou  OeseCs- 
gebnng  und  Natur  des  Bechtes  ausgeübt  hat  Der  Verf.  tritt  auf  gegen  den  Dünkel  der  Auf- 
klAruDg  nnd  des  Besserseins,  welcher  sich  in  der  s weiten  HUfte  des  iSten  Jahrhunderts  breit 
machte,' und  als  dessen  Vertreter  er  namentlich  Filangieri  TorfUhrt,  und  ist  thells  der  Ansicht, 
dass  überhaupt  Oesetse  weder  nach  Beliebeii  noch  auch  nach  angeblichem  Naturrechte  ent- 
werfen  werden  können,  sondern  nur  eine  Bestimmung  der  Volksmeinnng  Über  Recht  und  Un- 
recht seien,  thells  aber  erachtet  er  insbesondere  seine  Zelt  ftlr  unreif  sur  Oesetigebung.  Letsterea 
aus'swei  Oründen.  Einmal,  weil  die  Rechte  der  Fürsten  und  Völker  keineswegs  g^enseltig 
feetgesetst  seien,  vielmehr  die  erstem  unter  dem  Verwände  des  Oemelnwohles  In  alle  Rechte 
der  Elnxelnen  willkürlich  eingreifen ;  ein  Zustand,  in  welchem  eine  Undeutlichkeit  dea  Bechtea 
ein  Olück  sei.  Zweitens,  weil  über  die  Orundsitse  der  Regierungskunst  (namentlich  der  Volks- 
wirthscbaftspflege)  noch  grösste  Meinungsverschiedenheit  herrsche,  die  Lösung  dieser  Fragen 
aber  auf  viele  Theile  der  Oesetsgebung  von  dem  wesentlichsten  Einflüsse  sei.  Seine  sehlleasUeha 
Meinung  ist  demgemäss,  dass  sun&chst  nnr  ein  authentischer  Gommentar  aur  Beaeitigung  von 
Controversen  snUtssig  sei,  überhaupt  aber  und  su  Jeder  Zelt  nur  das  Civilgeseta  eine  be- 
ständige Feststellung  sulasse,  dagegen  die  Regiemngsrechte,  worunter  daa  Strafrecht,  veränder- 
lich seien  und  nur  als  Befehle  und  Verordnungen  erscheinen  können.  Die  besonderen  Bemei^ 
kungen  Über  das  prenssische  Recht  sind  scharfsinnig,  wenn  vielleicht  auch  nicht  alle  richtig. 
Das  Oanae  aber  ist  ein  Beweto  grosser  geistiger  Selbstständigkeit,  und  gar  manche  Itat  aUge- 
mein  angenommene  Oedanken  über  Recht  und  Oeaeta  sind  hier  suerst  ausgesprochen,  wenn 
schon  Bum  Theile  noch  roh  und  einseitig. 

Bergk,  J.  A.,  Die  Theorie  der  Oesetsgebung.    Meissen,  1808. 
Eine  Reihe  von  aiemlich  aphoristischen  kleinen  Abhandlungen  aua  dem  Oebiete  der  Reehti» 
Philosophie,  welche  sich  nicht  auf  die  formelle  Abfhssung  von  Oesetsen  erstrecken. 

Zachariä,  K.  S.,  Die  Wissenschaft  der  Oesetsgebung.  Als  Einleitung  au  einem  allge> 
meinen  Oesetsbnche.  Lpsg.,  1806. 
Ein  völlig  missrathenea  Buch,  das  über  seinen  eigentlichen  Oegenstand  so  gut  wie  gar 
nichts,  sonst  aber  über  allgemeine  Rechts-  und  Staatsbegriffe  mancherlei,  sum  Theile  geist- 
reiches, allein  ohne  beatimmte  Ordnung  und  ohne  ersichtUehes  System  vorbringt  Kaum  möchte 
Jemand  aus  diesem  Versuche  Hoflhungen  haben  schöpfen  können,  wie  solche  die  späteren 
Leistungen  des  Verf' s  verwirklichten.  —  Eine  Fruoht  gereifteren  Denkens  und  Wissens  sind 
die  betreffenden  Abachnitte  In  den  nVienIg  Büchern  des  Staates*  <Bueh  80,  Hptst.  8  und  i,  der 
tten  Aufl.,)  In  welchen  manche  treffende  Bemerkungen  und  Rathschläge  enthalten  sind,  aber 
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welchen  Rechtsgesetze  zu  Stande  zn  kommen  haben,  s&mmtlich  ins  Auge 
gefasst,  anderer  Seits  alle  Arten  von  Rechtsgesetzen  in  ihrer  Eigentbflm- 


fireOioh  mehr  nur  als  Andeatnngen  und  ohne  BemUhnnir  «iner  systematischen  Vollstindigkeit, 
wie  diese  der  Verftsser  in  dem  merkwürdigen  aber  in  grossen  Ansstellangen  Anlass  gebenden 
Werke  zu  thon  liebt. 

Beck,  J.  8.,  Onmdftflge  der  Gesetsgebnng.   Lpsg.,  1806.    I.  n. 
System  der  Rechtsphilosophie,  olme  alle  BerQcksichtignng  der  Gesetigebnngepolltik.    Das 
Werk  Tcrdiente  (Ibrigens  seinem  Inhalte  nach  mehr  in  Erinnerang  nnd  Oebranch  sn  sein. 

Schrader,  E.,  Die  priitorischen  Edicte  derSömer  anf  unsere VerhUtnine  flbertragen, 
ein  Hanptmlttel  unser  Recht  allm£Iich  gut  und  volksmässig  au  bilden.  Weim.,  1815. 
Ein  von  schwachem  Urthelie  sengender  Vorschlag,  durch  eine  Art  von  beständiger  Oeseti- 
gebnngs-Commisslon  erlAutemde,  ergänsende  und  selbst  abftndemde  Gemein-Bescheide 
abfassen  sn  lassen,  diese  sodann  von  Zeit  su  Zeit,  etwa  Je  nach  sehn  Jahren,  su  sammeln  und 
SU  ordnen ,  und  auf  diese  Welse  die  Fortbildung  des  Rechtes  in  Einklang  su  erbalten  mit  den 
BedOrfliissen  des  Lebens  und  mit  neu  auftauchenden  Fragen.  Hierdurch  sollen  dieKaehtheile(t) 
▼ermieden  werden,  welche  sich  aus  einer  floststehenden  Rechtsgesetsgebung  und  namentlich 
aus  Jeder  Codiflcation  ergeben.  —  Dass  bei  diesem,  in  allen  Einselheiten  ansgefUhrten,  Plane 
eine  der  Hauptforderungen  an  eine  gute  Rechtsgesetsgebung,  Sicherheit  und  Festigkeit,  gana 
Terloren  ginge,  bedarf  wohl  eben  so  wenig  eines  Beweises,  als  dass  er  in  einem  oonstitntionellen 
Staate  schon  ans  formalen  GrOnden  Tttllig  unznUtoslg  ist. 

Bentham,  J.,  Works.  Publ.  by  J.  Bowring.  I— ZI.  Edinb.,  1848. 
Es  wäre  in  der  That  Undankbarkeit,  bei  der  Erörterung  der  Frage  über  die  Verbesserung 
der  Gesetze  die  Bemfihnngen  Bentham*s  nicht  ansdrficklich  anzuerkennen.  Waren  dieselben 
auch  sunAchst  anf  die  Verbesserungen  seiner  vaterlindischen  Gesetze  gerichtet,  so  hat  er  doch 
bei  den  unzähligen  Aufforderungen,  Kritiken,  eigenen  Versuchen  zu  diesem  Zwecke  die  all- 
gemeinen Erwägungen  yorsugsweiee  geltend  gemacht.  Es  ist  wahr,  seine  Grundansicht  über 
das  Recht  ist  eine  unrichtige  und  selbst  flache;  es  Ist  nicht  su  läugnen,  dass  sich  gegen  seine 
eigenen  Verbessemngs-Plane  in  formeller  und  sachlicher  Beziehung  Vieles  und  Bedeutendes 
einwenden  lässt.  Ja  dass  sie  zuweilen  ins  Abentheuerllche  und  Absurde  yerlaufen;  es  ist  end- 
lich zn  bedauern,  dass  er  in  seinen  Angriffen  auf  wirkliche  oder  vermeintliche  Gegner  bis  zum 
Widersinnigen  ungerecht  war,  und  z.  B.  die  englischen  Rechtsgelehrten,  Richter  sowohl  als 
Anwälte,  nur  als  eine  Bande  von  herzlosen  Betrttgem  darstellt,  welche  in  der  Schlechtigkeit 
des  Rechtszustandes  Gewinn  suchen:  es  ist  daher  begreiflich,  dass  er  wenig  ausrichtete,  und 
es  ist  nicht  zu  bedauern,  dass  England  seine  Gesetze  nicht  nach  B.'s  Plan  umänderte.  Allein 
eben  so  wenig  darf  yergessen  oder  geläognet  werden,  dass  in  seinen  Schriften  eine  Menge 
der  geistreichsten,  scharftinnigsten  Gedanken  über  Gesetzgebung,  und  namentlich  über  Um- 
gestaltung, Vereinfachung,  allgemeine  ZugängUchkeit  enthalten  sind;  dass  die  TÖUige  Freiheit 
deslCannes  von  allem  Auctoritäts-Glanben  auch  Andern  nothwendig  die  Augen  über  eine  Menge 
Ton  gedankenlos  angenommenen  Vomrtheilen  und  Unrichtigkeiten  öflhen  muss ;  und  dass  seine 
von  menschlichem  Scharftinne  noch  nicht  übertroiTene,  wenn  freilich  in  ihrer  Unerschroeken- 
heit  nicht  selten  von  einem  falschen  Ausgangspunkte  zn  haarsträubenden  Schlussfolgen  ge- 
langende Logik  auch  den  nicht  Ueberzeagten  zum  ernstlichen  Kachdenken  nöthigt.  —  Es  ist 
TÖllig  unmöglich,  die  Stellen  alle  anzuführen,  in  welchen  Bentham  der  Law  Reform  das 
Wort  im  Einzelnen  oder  im  Gesammten  redet;  sie  laufen  durch  alle  seine  Werke  durch.  Als 
hauptsächlichste  Vorrathshäuser  mögen  Jedoch  nachstehende  Schriften  betrachtet  werden : 
Essay  on  the  inflnence  of  Time  and  Place  in  matters  of  Legislation.  (In  der  englischen  Ge- 
sammtausgabe,  Bd.  I,  8.  169;  in  der  brfissler  Sammlung  der  französischen  Bearbeitungen, 
Bd.  I,  S.  881  fg.) 
Nomography,  or  the  art  of  Indlting  Laws.  —  Appendix.  Logleal  arrangements.    (Works, 

Bd.  in,  S.  281  fg.) 
'  Easay  on  the  Promulgation  of  Laws  and  the  reasons  thereof,  with  speoimen  of  a  Penal  Code. 

(Works,  Bd.  I,  967  fg;  brüss.  Sannnlung'der  „OenTres^  Bd.  I,  S.  867  tg.) 
Trust  Tcrsus  Ahnrst;  or  Law  as  it  is,  contrasted  with  what  it  is  said  to  be.    (Worka,  Bd.  V, 

8.  881  tlg[,) 
A  general  Tiew  of  a  complete  Ck>de  of  Laws.    (Works,  Bd.  lU,  S.  356  fg.;  Oenyres,  Bd.  I, 

S.  808  fg.) 
Pannomlal  firagments.    (Works,  Bd.  in,  8.  810  fg.) 

Papers  rel.  to  Codiflcation  and  public  Instruction.    (Works,  Bd.  IV,  8.  461  f^.) 
Oodifleatlon  Propoeal.    (Worka,  Bd.  IV,  8.  688  fg.;  OeuTres,  Bd.  III,  8.  87  1^.) 
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lichkeit  erwogen  werden.  Ich  bin  nicht  so  eitel,  mir  einziibflden,  dass  lA 
die  Aa%ibe  Yollständig  gelöst  habe,  aber  einen  Beitrag  zu  ihrer  £2rreicliiing 
glaube  ich  allerdings  zu  liefern. 


Justice  and  Oodiflcation  Petttions.  (Works,  Bd.  V,  8.  586  ig.) 
Ausserdem  ist  in  den  zahlreichen  Schriften  über  das.StraAreoht  and  dem,  in  manchen  Be- 
siehnngen  freilich  nngehenerttohen  |,Constltational  Code**  noch  sehr  '^eles  in  die  Oeseti- 
irebanffskonst  Einschlagende  zu  finden.  Vgl.  meine  Abhandlang:  J.  Bentham  und  seine  Be- 
dentang IHr  die  Staatswissenschaften,  in  der  Geschichte  and  Liteimtor  der  StW.,  Bd.  HE, 
S.  59S  fg. 

Schenrlen,  K.,  Ueber  die  Abfhssnng  Ton  Oesetsbttchem,  Insbesondere  einer  bfiiger- 
llchen  Processordnnng  für  Wflrttemberg.    Tflb. ,  1884. 
Bei  weitem  dem  grSsstenTheile  nach  Vorsehlüge  in  einer  Cirll-Processordnong  für  Wibrttem- 
berg  mit  ansschllesslicher  BerQcksicbtignng  der  Bechtunstinde  dieses  Landes.    Selbst  die  an- 
scheinend allgemeinen  Vorschläge  haben  stillschwelgend  immer  diesen  Hintcrgnind.  Im  Uebrlgea 
Bemerkungen  ron  praktischer  VerstHndigkelt  und  nilohtemer  Beschränkung  auf  das  wahrscheiii- 
Ud^  SU  Erreichende,  ohne  gelehrten  Apparat  oder  tieferes  Eingehen  in  Streitfhigen. 
Symonds,  A.,  The  mechanics  of  Law-making.    Lond.,  1885,  8., 
Kn  unbedeutendes  Buch,  dessen  wesentlicher  Ckgenstand  die  Verbesserang  der  englischen 
Parliamentsacten  ist,  das  sich  aber  weder  sn  allgemeinen  theoretischen  Ansichten  über  Ctesete 
und  Gesetzgebungsknnst  erhebt,  noch  auf  der  andern  Seite  mit  praktischem  Sinne  das  Verfhhren 
in  England  Im  Einseinen  sn  fassen  und  sn  verbessern  weiss.    Die  Hauptsache  sind  Regeln  sur 
Vermeidung  ttberflflssiger  Worte  und  Sätse,  und  es  werden  dieselben  mit  grösster  Breite  an 
einigen  Parl.Acten  durchgeführt.    Ein  Verselchniss  der  sn  Tcrmeidenden  Worte  ist  beigefBgt. 
Manches  Ist  geradesu  abgeschmackt,  so  s.  B.  die  Vorschlige  su  InhaltsTcrseichniss,  Register 
u.  s.  w.  J  edes  Oesetses,  femer  sur  Erlassnng  einer  eigenen  Auslegungs-Akte.    Das  Gute 
ist  von  Bentham,  (den  der  Verf.  aber  gar  nicht  erwähnt;)  aUeln  nur  ein  lOnlmum  Ton  dessen 
Reichthum  Ist  genommen. 

Teilkampf,  J.  F.,  Ueber  Verbesserung  des  Rechtssustandes  in  den  deutschen  Staaten. 
Berl.,  1885. 
Ausser  einer  Schilderung  der  VerbesserungsbedfirfUgkeit  des  deutschen  Rechtssustandes 
glebt  der  Verf.  einen  Vorschlag  sum  Besten,  wie  eine  stehende  Gesetsgebuugs-Commission  in 
Jedem  deutschen  Lande  palt  roUkommener  Selbstständigkeit  die  Ungewlsshelten  und  Lücken 
des  Rechtes  durch  Erlassnng  einselner  Vorschriften  yerbessem  könne.  Weder  gründliche 
Arbeit  noeh'ausfOhrbarer  Gedanke.  , 

Gerstäcker,  C.  F.  W.,  Systematische  Darstellung  der  Gesetsgebungskunst,  sowohl 
nach  ihren  allgemeinen  Prlnciplen ,  als  nach  den  Jedem  ihrer  Hanptthelle,  .  .  eigen- 
thümlichen  Grundsätzen.    I— IV.    Frankf. ,  1887/40. 
Der  Titel  ist  durchaus  fidsch.   Indem  von  Gesetsgebungskunst  so  gut  wie  gar  nicht  die 
Rede  Ist  in  dem  gansen  Werke.    Dasselbe  ist  Tielmohr  als  eine  Encyklopädie  der  Rechts- 
pnd  der  Staats-Wissenschaften  su  bezeichnen,  mit  mancherlei,  zum  Theile  wunderlichen  Ab- 
schweiftiDgen ,  und  einer  grotesken  Mischung  ron  Pedanterie  und  Anlauf  sn  geistreichen  Be- 
merkungen.   Weder  für  die  Wissenschaft  noch  ftlr  das  Leben  ron  irgend  einer  Bedeutung. 

Kitka,  J.,  Ueber  das  Verfkhren  bei  Abftwsung  der  Gesetzbücher  überhaupt  und  der 
Strafjgresetzbücher  insbesondere.  Brunn,  1888. 
Eine  sehr  tüchtige,  auf  eigene  Erfthhmngen  gegründete  Arbeit.  Sie  serfällt  in  zwei  ungleiche 
Hälften.  Die  ^ine,  hier  nicht  weiter  In  Betracht  kommende,  enthält  Erörterungen  über  den 
Inhalt  eines  Straf^esetsbuches;  die  andere  dagegen  glebt  Regeln  Über  die  formeUe  Behandlung 
des  Gesetzgebungsgeschäftes.  Diese  Anweisung  ist  im  Gänsen  richtig  und  yeiständig,  wenn 
gleich  zuweilen  mit  zu  enger  Beziehung  auf  besondere  österreichische  Einrichtungen  und  Zustände. 

Penal  Code  prepared  by  the  Indian  Law  Commissloners  and  published  by  command 
oftheGoTCmor  General  inOouncIl.  Ord.  by  theH.  ofC.  to  be  printed  8  Aug.  1838.  foL 
Es  ist  diess  das  merkwürdige  von  dem  Geschichtschreiber  Macanlay  in  Indien  ausgearbeitete 
Strafgesetzbuch,  (welches  freilich  nicht  eingeführt  wurde.)  Für  die  Gesetsgebungspolitik  hat  es 
eine  mehrfache  Bedeutung.  Zunächst  enthält  das  Werk  in  dem  Binleitnngs-Berlehte  sehr  be- 
achtenswerthe  Bemerkungen  über  richtige  formelle  Fassung  der  Gesetze ,  sowie  über  später 
etwa  nöthig  werdende  Aendemngen  und  Zusätze.  Sodann  ist  in  dem  Gesetsbnche  selbst  dnreh- 
gehende  der  dem  Verf.  eigenthümliche  Gedanke  durchgeführt,  den  Artikeln  Beispiele  rar 
Erklärung  (iUustrations)  balzufllgeii.   Endlich  sisd  Tortreflliöhe  Motire  beigefügt    In  wie  Itone 
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das  Q«ietsbaeh  für  Indien  anwendbar  gewesen  wäre,  mag  allerdings  sehr  sweifelhaft  sein; 
allein  für  den  Theoretiker  ist  es  eine  höchst  bedeutende,  leider  wie  es  scheint  aof  dem  Festlande 
fast  unbekannt  gebliebene,  Arbeit. 

Pnrgold,  F.,  Die  Gesetzgebangswissenschaft,  in  Entwicklung  der  fUr  den  Entwurf  einet 
neuen,  namentlich  deutschen,  Gesetsbuchs  sieh  ergebenden  Grundsätse.   Darmst.,  1840. 

Eine  rechtsphilosophische  Abhandlung  Aber  die  Einführung  des  allgemeinen  Vemunftsrecbtes 
In  die  Wirklichkeit  durch  Oesetsgebung;  sehr  abstract  gehalten  und  auch  die  allgemeinsten  SAtse 
nicht  ttberschreitend.  Von  der  formellen  Gesetxgebungskunst  ist  gar  nicht  die  Aede,  somit  die 
Schrill  für  den  Torliegenden  Zweck  ohne  alle  Bedeutung. 

Gesetsgebungswissenschaft  und  Gesetxgebungskunst,  von  Günther,  In  Welake's  Hechts- 
lezicon,  Bd.  lY.  (1848),  8.  7&&— 768. 

Dem  Verf.  serfSllt  die  Gesetsgebungswissenschaft  in  G.-Polltik,  welche  den  Stoff  herbei- 
schafft, und  in  G.-Kunst,  d.  h.  die  Fertigkeit  einer  guten  Innern  und  ftussern  Darstellung. 
Es  werden  einselne,  aber  sehr  spärliche,  sich  in  gans  allgemeinen  Abstractionen  haltende  und 
doch  nicht  tief  in  das  Wesen  der  Sache  eindringende  Regeln  für  beide  Thelle  gegeben ;  ausser- 
dem einige  besondere  die  formelle  Abfiissung  der  Gesetxe  betreffende  Sätse  autjsestellt.  Die 
Darstellung  ist  zu  schwerfällig  für  eine  kurze  Uebersicht,  nicht  eingehend  genug  für  eine 
Brauchbarkeit  im  Leben.  ^ 

Gelb,  G.,  Die  Beform  des  deutschen  Beehtslebens.    Leips.,  1848. 

Die  Hauptaufgabe  des  gutgeschriebenen  Buches  ist  die  Kaohweisung  des  Bedttrftaisses  allge- 
meiner Gesetzbücher  für  ganz  Deutschland;  doch  beschäftigt  sich  eine  der  Abhandlungen  mit 
der  Redaction  derselben  insbesondere.  Der  Hanptgegenstand  der  Erörterung  ist  Jedoch  nicht  das 
Verfahren,  sondern  die  Bestimmung  der  nöthigen  Eigenschaften  der  Mitglieder  einer  Gesetz- 
gebungsCommission,  und  die  ZurflokfÜhrung  der  ttitwlrkung  von  StändeTersammlungen  auf  ein 
nützliches  und  mögliches  Mass. 

Vening-Meinenz,  8J.  A.,  Gesohiedniss  der  staatsregtl^ke  bepalingen  betrekkeiyk 
de  Verrardiging  yan  Wetten.    Amst,  1856.  8. 

Hauptsächlich  geschichtlichen  Inhaltes,  nämlich  Geschichte  der  Gesetzgebung  von  den 
ältesten  bis  auf  die  neuesten  Zeiten,  mit  Beschränkung  der  letztem  Jedoch  auf  England,  Frank- 
reich, Deutschland  und  Holland.  Nur  der  dritte  Abschnitt  beschäftigt  sieh  mit  Regelq  über  die 
zweckmässige  Abfassung  von  Gesetzen.  Das  Gegebene  Ist  knrs  aber  verständig;  eine  gute 
Erstlingsarbeit. 

Rousset,  G.,  De  la  R6daotlon  et  de  la  Codiileation  rationelle  des  lois.    Par.,  1858. 

Ein  beachtenswerthes  Buch,  welches  viele  feine  Bemerkungen  enthält,  dessen  Titel  aber 
doch  mehr  verspricht,  als  es  leistet.  Einer  Seite  wird  ausführlich  Mehreres  (und  wohl  nicht 
immer  richtig)  besprochen,  was  mit  dem  Gegenstande  eigentlich  nichts  zu  thun  hat,  nämlich 
theils  der  allgemeine  Begriff  von  Recht  und  Gesetz,  theils  die  angebliche  Nichtigkeit  und 
Unbranchbarkeit  eines  blossen  Gewohnheitsrechtes,  theils  endlich  die  Zweckmässigkeit  einer 
Codiflcation  überhaupt.  Anderer  Seite  sind  nur  einzelne  Theile  der  Gesetzesarbeit  erörtert, 
nämlich  die  Bekanntmachung  der  Motive,  die  AnCsteUnng  von  Begriffsbestimmungen  und  endlich 
die  wörtliche  Formnlirung  der  verschiedenen  Arten  von  Vorschriften.  Es  ist  also  wohl  ein 
nennenswerther  B'eitrag  zur  Gesetzgebungspolitik,  allein  eben  nur  ein  Beitrag. 


Einleitimg. 

Von  Beohtiquellen  nnd  inibetondere  toü  Oeietiea. 

§1. 
Die  Arten  der  Rechtsqaellen. 

Unzweifelhaft  ist  die  Grundbedingung  einer  tüchtigen  Leistung  der 
Reditspflege  des  Staates  eine  richtige  Beschaffenheit  der  das  Redht  er- 
zeugenden Kräfte,  d.h.  der  Bechtsquellen.  Diese  können  möglicherweise 
in  sidi  fiEdsdi  organisirt  und  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen  oder  in  ihrer 
freien  Thatigkeit  gehemmt  sein,  oder  endlich,  fsdls  ihrer  mehrere  sind,  unter 
sidi  in  falschen  Verhältnissen  stehen.  Im  ersten  Falle  wird  ein  in  Form 
oder  Inhalt  schlechtes  Recht  erzeugt ;  im  zweiten  dem  Bedürfnisse  gar  nicht 
oder  nidit  rechtzeitig  entsprochen,  und  drittens  entsteht  Verwirrung  nnd 
Widerspruch.  Es  ist  somit  mit  der  Ordnung  der  Bechtsquellen  selbst  die 
erste  sadüiche  Aufgabe  der  Justiz-Politik. 

Um  nun  aber  hierin  mit  Sicherheit  und  Umsicht  vorzugehen,  ist  vor 
Allem  eine  genaue  Einsicht  in  das  Wesen  und  die  innere  Begründung  der 
verschiedenen  Arten  von  Rechtsquellen,  in  deren  Verhältniss  zu  einander, 
und  in  die  jeder  derselben  beiwohnenden  Eigenschaften  zu  einer  tüchtigen 
Rechtserzeugung  nothwendig.  Die  beiden  ersten  Fragen  sind  von  der  Rechts- 
wissenschaft i.  e.  S.,  für  welche  sie  ebenfalls  von  grosser  Bedeutung  sind, 
längst  gründlich  erwogen,  und  namentlich  noch  in  jüngerer  Zeit  der  Gegen- 
stand geistreicher  Erörterungen  gewesen.  Es  wird  also  genügen,  hier  nur 
das  Ergebniss  der  Lehre  in  klares  Bewusstsein  zu  bringen.  Selbstständiger 
ist  zu  verfahren  in  Beantwortung  der  gemeinhin  vernachlässigten  Frage 
nach  den  Eigenschaften  der  verschiedenen  Quellen  zur  Rechtsschaffnng. 

Zunächst  denn  von  den  verschiedenen  Arten  der  Rechtsquellen  und  von 
ihrer  inneren  Begründung. 

Es  ist  das  grosse  Verdienst  der  deutsdien  geschichtlichen  Rechtsgelehrten 
die  Unhaltbarkeit  der  Annahme  nachgewiesen  zu  haben,  welche  alles  positive 
Recht  im  Staate  lediglich  als  hervorgehend  aus  der  gesetzgebenden  Gewalt 
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des  Staates  oder  wenigstens  nur  durch  deren  Billigung  verhindlich  werdend 
betrachtet,  und  den  Inhalt  dieses  Rechtes  völlig  in  das  Belieben  der  Staats- 
gewalt stellte.  Mit  tieferer  Auffassung  der  sittlichen  Natur  des  Menschen 
und  des  äusseren  Bedflrfnisses  ist  das  thatsftchliche  besondere  Leben  eines 
jeden  Volkes  als  der  Gegenstand,  das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  des- 
selben aber  als  die  Quelle  seines  Rechtes  erkannt,  und  sind  daraus  Folgerungen 
f(lr  die  ursprOngliche  GOltigkeit  d^  Yolksrechtes ,  für  die  rechterzeugende 
Kraft  der  wissenschaftlichen  Erörterung  und  für  die  Nothwendigkeit  einer 
Nationalität  des  Rechtes  gezogen  worden  ^). 

Dennoch  ist  ein  unbedingtes  Anschliessen  an  die  Sätze  der  geschidit- 
liehen  Schule  nicht  möglich.  Nicht  sogleich  nämlich  wurde  von  ihr  in  dem 
Kampfe  gegen  eine  falsche  und  geistlose  Auffassung  die  ganze  Wahrheit 
erfasst.  Vielmehr  leidet  ihre  Lehre  selbst  noch  an  mehr  als  Einem  wesent- 
lichen Fehler,  welche  auf  Leben  und  Wissenschaft  nachtheilig  wirken. 

Einmal  geht  sie  der  Entstehung  des  Rechtes  und,  was  damit  innigst 
zusammenhängt,  der  Ursache  seiner  Zwangskraft  nicht  nach  bis  auf  den 
letzten  Grund,  sondern  begnflgt  sich  bei  jener  Frage  mit  einer  unklaren 
mystischen  Vorstellung,  bei  der  zweiten  sogar  mit  einer  handgreiflich  un- 
richtigen Annahme.  Das  in  der  Ueberzeugung  des  Volkes  bestehende  Redit 
ist  ihr  nämlich  eine  ungewollte,  naturwüchsige  Erscheinung,  gleich  etwa  der 
Sprache,  von  dem  sich  kein  weiterer  Grund  nachweisen  lässt^  und  für  dessen 
Inhalt  kein  Beurtheilungsmassstab  vorliegt,  das  also  anzunehmen  ist,  wie  es 
eben  besteht.  Die  zwingende  Kraft  des  Volksrechtes  aber  ist  ihr  nur  eine 
Folge  der  allgemeinen  Uebereinstimmung  über  seinen  Inhalt.  —  Hier  ist 
nun  aber  vielmehr  das  Richtige,  dass  die  mehr  oder  weniger  entwickelte 
Volksüberzeugung  vom  Bestehen  gewisser  Rechtssätze  keineswegs  ein  uner- 
klärlicher und  als  Thatsache  anzuerkennender  Zustand  ist;  sondern  dass  sie 
vielmehr  im  letzten  Grunde  auf  dem  bei  allen  Menschen  gleichen  Begriffe 
der  Gerechtigkeit,  des  an  und  für  sich  Nothwendigen  im  Zusammensein 
vernünftiger  und  ihre  Lebenszwecke  verfolgender  Menschen  ruht.  Dieser 
Begriff  kommt  allerdings  nur  in  dem  Medium  der  Nationalität,  der  Sitte 


.  1)  Es  wird  genflgOD,  über  diese  rielbesprocfaenen  Straf tfragren  «of  die  Haaptsdiriflen  sa 
rerweisen,  also  auf:  8  a  v  i  g  n  7,  Vom  Berufe  unserer  Zeit  für  Oesetigebang,  Ste  Aufl.  Heidlg .  ISSS ; 
dessen  System  des  Rom.  Redits,  Bd.  L,  S.  Sl  fS;.;  Pncbta,  Das  Gewohnheitsrecht.  Erl., 
18SS— 87,  I.  II.;  dessen  Pandecten,  9te  Ausg.,  S.  16  fg.;  Wicht  er,  Handbaeh  des  in  Wflrttem- 
berg  geltenden  FrlTatrechtes.  Stnttg.,  ISiS,  Bd.  n.,  l.  8.  17  lig.;  Beseler,  Volksieeht  nnd 
Jnxlstentheil.  Lpi.,  1843.  —  Als  Hauptrertreter  der  gegenseitigen  Ansicht,  welehe  das  Recht 
lediglich  ans  dem  Willen  des  Staates  entstehen  IXsst,  demselben  Iceine  nationeile  Grundlage  giebt, 
sondern  es  lediglich  einem  allgemeinen  GrundsaUe  anpassen  will,  mag  dagegen  J.  Bentham 
betrachtet  werden.  Schon  das  Bestraben  seines  Lebens,  und  sein  Öffentlich  ausgesprochenes 
Anerbieten,  für  alle  Völker,  wenn  sie  sich  nnr  sn  fraisinnigen  Ansichten  bekennen,  t^fürRnss- 
land,  Spanien  und  Maiocoo**,  Bin  gemeinschaftliches,  das  ganae  Rechtsgebiet  omteasendes  Geseta- 
boeh  ananfertigen,  sind  Zeuge  dessen.  Näheres  namentlich  in  dessen  Pipers  on  Ck>dUlcation, 
nnd  in  dem  Codiflcation  Proposal,  im  4ten  Bande  seiner  von  Bowrlng  gesammelten  Werke. 
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nnd  der  äusseren  BedOrfhisse  jedes  einzelnen  Volkes  znr  Erscheinung,  und 
wird  hierdurch  eigenthttmlich  nach  Inhalt  und  Form  gestaltet;  es  ist  ganz 
riditig,  dass  die  RechtsanfEassung  eines  jeden  Stammes  nur  ein  Stttck  von 
seiner  Oesammt-Lebensapsicht  ist:  allein  der  innerste  Kern  ist  flberall  der- 
selbe, weil  er  fiberall  auf  der  menschlichen  Natur  und  auf  den  menschlichen 
Bedflrfhissen  beruht.  Somit  ist  auch  ein  allgemeiner  Anhalt  fOr  die  Beur- 
theilung  der  einzelnen  Ausbildung  oder  Yerbildung  gegeben.  Was  aber  den 
richtigen  Grund  fftr  die  allgemeine  Gültigkeit  eines  solchen  Yolksrechtes 
auch  für  Widerstrebende  betrifft,  so  ist  derselbe  eben  in  diesem  höheren 
geistigen  Gesetze  begründet,  während  eine  bloss  vielfache  gleichförmige 
Meinung  weder  in  sich,  noch  am  wenigsten  für  Solche,  welche  sie  nicht 
theilen,  eine  zwingende  Macht  hätte '). 

Ein  zweiter  Fehler  aber  ist  die  fiftlsche  Auffassung  der  Staatsgesetz- 
gebung als  Rechtsquelle.  Sie  wird  lediglidi  als  die,  kaum  wün^chenswerthe, 
Aufzeichnung  und  Feststellung  des  selbstentstandenen  Yolksrechtes  anerkannt, 
und  in  ihrer  Berechtigung  nicht  nur  unter  die  rechterzeugende  lieber- 
Zeugung  des  Yolkes  und  deren  Ergebniss,  das  Gewohnheitsrecht,  gestellt, 
(«Recht  ist  vor  dem  Gesetze»,)  sondern  nur  eben  der  rechtsbildenden  Wissen- 
schaft gegenüber  gesetzt').  So  wenig  nun  sicherlich  eine  willkürliche,  auf 
Ansichten,  Bedürfiüsse  und  Sitten  des  Yolkes  keine  Rücksicht  nehmende, 
somit  nutzlos  und  verkehrt  ein  fremdartiges  Recht  aufdringende  Gesetzgebung 
frünschenswertk  ist:  so  ist  dodi  die  dem  Staatswillen  als  Reditsquelle  ge- 
bührende Stellung  eine  weit  höhere  und  wesenüicfa  verschiedene.  Allerdings 
ist  es  die  unzweifelhafte  Aufgabe  des  Staates,  die  im  Bewusstsein  der  Ein- 
zelnen und  der  gesellschaftlichen  Kreise  mehr  oder  weniger  klar  vor- 
handenen Rechtssätze  und  Rechtsanstalten  äusserlich  festzustellen  und  mit 
einer  unwiderstehlichen  YoUziehungskraft  zn  versehen;  und  in  so  weit  ist 
denn  auch  seiner  Gesetzgebung  keine  andere  Bedeutung  und  Stellung  anzu- 
weisen, als  die  oben  bezeichnete.  AUein  keineswegs  ist  hiermit  die  ganze 
Befngniss  und  Yerpflichtung  des  Staates  hinsichtlich  des  Rechtes  erf&Ut.  Er 
hat  auch  selbstständig  Recht  zu  schaffen.  Einmal  schon  ist  allseitig  zuge- 
geben, dass  auf  den  späteren  Stufen  einer  verwickeiteren  Gesellschaft  und 
Gtesittigung  das  ursprüngliche  Rechtsbewusstsein  des  Yolkes  nicht  mehr 
lebendig  und  umfassend  genug  sei  für  das  Bedürfhiss.  Diess  nöthigt 
nun   aber  eben   den   Staat  zu   selbstthätiger  und   selbstständiger   Rechts- 


1)  Dms  dar  Vorwarf  einer  unrichtigen  AnfllMflanff  des  letsten  Onindes  dei  Rechtet  SnTiff  ny 
weit  weniger,  ala  nunche  seiner  Anliloger  trifft,  beweist  dessen  Ssrstem,  Bd.  I,  8.  61  fg. 

f)l¥och  weit  sehroflier,  als  die  dentsebe  gesdiiehtliche  Schale  steUt  diese  Ansicht  von  der 
Unterordnongr  des  Gesetses  unter  dos  Voliureoht  auf:  Comte,  Traitd  de  16gtslation,  M.  t; 
Bd.I,  0.0. 0.,  namentlich  S89  fg.  Ihm  su  Folge  ist  die  Sitte  die  einsige  schaffende  Kraft; 
ein  geschriebenes  Oesets  ist  nur  eine  Beschreibung  (d^seriptloa)  einer  Thotsoche,  welche  keine 
eigenen  Gedanken  enthalten  darf;  wenn  sie  nicht  eine  LQge  oder  eine  ^ronnische  Unterdvftcknng 
sein  W>U. 
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erzeagong.  Und  es  überachritte  in  der  Tbat  die  Gi-änzen  einer  erlaubten 
Fiction,  wollte  man  die^unübersebbare  Gresetzgebung  eines  gesittigten  Staates, 
namentlich  die  das  btlrgerlicbe  und  das  Process-Recht  betre£fende ,  nur  als 
eine  logische  Entwicklung  des  ursprünglichen  Yolksrechtes  betrachten.  So- 
dann aber  ist  es  überhaupt  ursprüngliche  Aufgabe  des  Staates,  zur  Bewirkung 
eines  höheren  einheitlichen  Volkslebens  die  Widersprüche  und  das  selbst- 
süchtige Auseinanderlaufen  der  Zwecke  sowohl  der  Einzelnen  als  der  grösseren 
gesellschafblichen  Kreise  zu  beseitigen,  ihr  Nebeneinandersein  und  beziehungs- 
weise ihre  Unter-  und  Ueberordntmg  festzustellen,  und  zu  dem  Ende 
positive  und  negative  Vorschriften  zu  geben,  das  heisst  Recht  zu  schaffen. 
Hier  geht  also  die  Gesetzgebung  nicht  nur  zufällig,  sondern  grundsätzlich 
gegen  das  Rechtsbewusstsein  der  Betreffenden  an,  schneidet  oft  tief  und 
schmerzhaft  ein,  und  stellt  aus  eigener  Macht,  und  zu  eigenen  Zwecken 
neues-  Recht  auf.'  Soll  nun  auch  allerdings  dieses  ebenfalls  mit  Berück- 
sichtigung der  Art  und  Gewohnheit  des  Volkes  geschehen,  so  weit  es  möglich 
ist:  so  ist  es  doch  nicht  die  Hanptrücksicht,  und  die  ganze  Thätigkeit  der 
Gesetzgebung  hat  ihr  eigenes,  erst  mit  dem  Staate  entstandenes,  Prindp, 
nämlich  das  der  Einheit  und  organischen  Ordnung.  Drittens  ist  es  nicht 
selten  nöthig,  ein  durch  Unklarheit  der  Schaffenden  verwirrt  und  unrichtig 
bestimmtes  Volks-  oder  gewillkürtes  Recht  durch  selbstständige  neue  Sätze 
zu  ordnen  ^).  Und  endlich  ist  noch  zu  bedenken,  dass  es  dem  Staate  nicht 
nur  erlaubt,  sondern  dass  es  selbst  sein  höchster  Ruhm  ist,  mit  richtiger 
Beobachtung  der  Merkmale  und  Verhältnisse  ftü*  eine  von  der  Volks- 
entwicklung itzt  einzuschlagende  Richtung  zum  Voraus,  d.  h.  ehe  die  Masse 
sich  in  Bewegung  setzt,  die  Bahn  zu  eröffnen  und  somit  das  Nothwendige 
zu  erleichtem.  Hierzu  werden  nicht  selten  auch  ganz  neue  Gesetze  nöthig 
sein,  damit  aber  auch  ein  im  Volksbewusstsein  noch  keineswegs  auch  nur 
dunkel  vorhandenes  Recht  vom  Staate  selbstständig  geschaffen  werden.  — 
Sicherlich  Gründe  genug  zur  Behauptung,  dass  in  der  bisher  bekämpften 
Lehre  nicht  bloss  die  Bedeutung  der  Gesetzgebung  für  das  Recht  unterschätzt, 
sondern  dass  sie  selbst  wesentlich  unrichtig  aufgefasst  wird '). 


1)  8.  Sohmid,  B.,  Theorie  und  Methodik  des  bfirgerlichen  Rechtes.    Jen«,  1848,  8. 139  Ijg. 

S)  Verl.  Schmid,  Theorie,  8.  178  fg.  Wenn  Jedoch  dieser  geistreiehe ,  Bekampfer  der. 
hletorischen  Schale  so  weit  geht,  dass  er,  wenn  auch  nicht  in  ^t  Begründung  so  doch  im 
Ergebnisse,  in  die  alte  Lehre  xurttcklKUt,  und  alles  positire  Recht  nnr  dnrch  die  Staatsgesetz- 
gebung entstehen  lassen  wUi,  weil  nur  der  Staat  die  Macht  zur  etwa  nöthigen  Zwangsdnreh- 
Setzung  habe:  so  liegt  doch  ein  offenbares  Missverst&ndniss  zu  Grunde.  Nicht  die  Macht  zur 
Durchsetzung,  sondern  die  Orflndongin  einer  äusseren  Auotorltftt  ist  das  bezeichnende  Merkmal 
des  positiTen  Rechtes.  Ob  und  in  welchem  Umfonge  dasselbe  durchgesetzt  wird,  ist  eine  weitere 
Frage;  und  wenn  allerdings  nur  der  Staat  die  in  allen  Fällen  ausreichende  Macht  hierzu  hat, 
so  folgt  nur,  dass  er  Jedem  an  sieh  giUtig  entstandenen  positiven  Rechte,  s.  B.  einem  Volks- 
rechte  oder  einem  gewUlkilrten  Rechte,  seine  Macht  eben  so  wohl  zu  Gute  kommen  lassen 
muss,  wie  seinem  eigenen  durch  Gesetz  entstandenen  Reohte,  nicht  aber,  dass  nnr  seine  Auctorität 
allein  poeitlTes  Recht  schaffen  kann. 
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Als  ein  dritter  Fehler  mnss  es  sodann  noch  erkannt  werden,  dass   die 
geschichtliche  Schnle  der  Rechtsbildang  dnrch^die  Wissenschaft 
ein  viel  zu  grosses  Feld  einräumt.    Ist  es  auch  anzweifelhaft,  dass    nad 
dem  Gesetze  der  Arbcitstheilung  mit  der  Entwicklung  der  Yolkszust&nde, 
und  somit  des  Rechtes,  das  Bedttrfniss  einer  eigenen  Klasse  von  Rechts- 
verständigen  entsteht;  ist  es  gleich  femer  richtig,  dass  die  in  den  Gerichten 
des  Staates  das  Recht  übenden  Sachverst&ndigen  in  die  Lage  konmien  können, 
neues  Recht  zu  schaffen,  (wovon  weiter  unten  das  Nähere):  so  ist  es  doch 
eine  nicht  zu  begcündende  Annahme,  dass  die  in  dem  allgemeinen  Volk»' 
willen  liegende,   eine  Zwangsgültigkeit  für  neue  Rechtssätze  begründende 
Auctorität  übergehe  auf  die  Rechtsgelehrten  im  Volke,  und  dass  diese  durch 
bloss  wissenschaftliche  Sätze  selbstständig  Recht  erzeugen.   Die  Wissenschaft 
hat  nur  innere  Wahrheit,  keine  Zwangskraft;  und  die  Ansicht  der  Sach- 
verständigen ist  etwas  von  dem  allgemeinen  Yolkswillen  wesentiidi   ver- 
schiedenes.   Die  Lehre  der  Juristen  mag  die  Veranlassung  geben  zu  einem 
Gewohnheitsrechte,  indem  sie  allmälig  die  Ueberzeugung  des  Volkes  durch- 
dringt; oder  sie  mag,  noch  leichter,  den  Gerichtsgebrauch  besünmien;  endlich 
mag  sie  den  Staat  zu  einer  Gesetzgebung  bewegen:  aber  an  und  für  sich 
ist  sie  kein  positives  Recht  und  vermag  auch  unmittelbar  keines  zu  schaffeiu 

Wird  diesen  Bemerkungen  Rechnung  getragen  und  damit  der  richtige 
Theiil  der  von  der  geschichtlichen  Schule  entwickelten  Ansicht  verbunden, 
so  ergiebt  sich,  dass  zwei  hauptsächliche  und  unmittelbare  Rechtsquellen 
bestehen,  welchen  sich  noch  zwei  untergeordnete  weder  nach  Umfang  ihrer 
Erzeugungen  noch  hinsicfatlidi  der  inneren  Berechtigung  in  gleicher  Linie 
stehende  anschliessen. 

Die  uranfängliche  und  unmittelbarste  Quelle  vieler  Rechtssätze  und 
Rechtsianstalten  ist  die  im  Volke  lebendige  Ueberzeugung  von  der 
Nothwendigkeit  derselben.  Schon  in  den  ersten  Anfängen  der  Entwicklung 
der  Volker,  sei  es  dass  man  sich  dieselben  noch  als  Einzelne  und  als  natürlich 
gebildete  gesellschaftliche  Kreise  denkt,  sei  es  dass  man  sie  alsbald  in  einem, 
wenn  gleich  itzt  noch  sehr  unvollkommenen,  Staate  lebend  annimmt,  ist 
diese  Quelle  des  Rechtes  ergiebig;  ja  ist  sie  oft  lange  die  einzige,  wenigstens 
vorherrschende.  Die  Gegenstände  solcher  Rechtssatzungen  können  kaum 
andere  sein,  als  die  der  täglichen  Bedürfnisse  und  Verhältnisse  der  Ein- 
zelnen und  Familien  oder  der  Gesellschaft;  den  Inhalt  aber  liefert,  unter 
Einwirkung  des  dem  Menschen  eingebomen,  freilich  in  sehr  verschiedenen 
Entwicklungsstufen  möglichen,  Rechtsbewusstsein^,  die  Sitte,  wie  sie  sich  bei 
jedem  einzelnen  Volke  durch  Stanmieseigenschaften,  climatische  Beziehungen, 
äussere  Schicksale,  religiösen  Glauben,  Beschäftigung  u.  s.  w.  eigenthümlich 
ausbildet.  Der  letzte  Grund  der  Verbindlichkeit  dieses  durch  keine  abge- 
sonderte Macht  zur  Geltung  gebrachten  und  aufrecht  erhaltenen  Rechtes  ist 
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die  UebereiDstimmiiiig  mit  dem  natOrlicheii  Bechtsbegriffe;  die  Yeranlassang 
der  Entstehung  ist  ein  allgemeines  Bedürfniss  der  festen  Regelung  eines 
bisher  ungeordneten  Verhältnisses;  die  Schaffung  geschieht  durch  die  Ver- 
einigung der  Ueberzeugungen  von  der  materiellen  Richtigkeit  eines  Satzes; 
die  nothwendige  Folge  und  der  äussere  Beweis  der  Gültigkeit  endlich  ist 
die  allgemein^  Uebung  der  Betheiligten  >).  Diese  Quelle  von  Bechtssfttzen 
ist  offen,  so  lange  ein  Volk  besteht  und  neben  allen  anderen  möglichen 
RechtsqneUen;  allein  sie  wird  bei  aUm&liger  Befriedigung  des  Bedürfnisses 
oder  bei  grösserer  Sicherheit  und  Leichtigkeit  der  Anwendung  anderer 
Rechtsgründungsarten  im  Verlaufe  der  Zeit  immer  weniger  in  Ansprudi 
genommen.  Möglicherweise  kann  auch  ein  aus  dem  Leben  und  dem  Be- 
dürfoisse  des  Volkes  nicht  ursprünglich  entstandenes,  und  auch  nicht  durch 
eine  berechtigte  Gewalt  auferlegtes  Recht  durdi  irgend  eine  äussere  Ver* 
anlassung  zur  Kenntniss  gebracht  und  so  lange  in  Uebung  erhalten  werdeui 
bis  die  Sitte  dasselbe  allm&lig  aufnimmt  und  sich  eine  Volksüberzeugung 
Yon  seiner  Brauchbarkeit  und  Gültigkeit  bildet.  Auch  in  diesem  Falle  aber 
wird  es  zum  Volksrechte  erst  durch  diese  Ueberzeugung;  bis  dahin  kann  es 
nur  als  gewillkürtes  Recht  oder  aus  Irrthum  gültig  gewesen  sein').  Die 
GiQtigkeit  eines  Volks-  (Gewohnheits-)  Rechtes  von  der,  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden,  Billigung  der  Staatsgewalt  grundsätzlich  abhängig  zu  machen, 
widerspricht  dem  Begriffe  desselben  an  sich,  und  ist  aus  dem  ursprünglichen 
Staatszwecke  nicht  ableitbar.    Dagegen  mag  allerdings  im  concreten  Staate 

• 

der  Gesetzgeber  zum  Schutze  des  von  ihm  gesetzten  Rechtes  und  zur  Be-» 
seitigung  -etwaiger  Zweifel  über  das  Bestehen  eines  angeblichen  Gewohn- 


1)  BekanntUeh  Ist  noch  Immer  Streit  onter  ansem  enten  Beehtslehrern  fiber  dM  Wesen  imd 
die  Begrandaner  des  Gewohnlieitsrechtes.  Es  steht  einer  Seits  Paehta,  SaTignji  Göschen,  anderer 
Betts  Kieralf,  Mühlenbmch ,  Wächter.  Non  nostram  est,  tantss  componere  Utes;  daher  nor 
swei  Bemerkangen.  ~  Es  ist  eine  unentschuldbare  WiUkttr,  wenn  man  —  mit  Pnohta 
Oew.-Recht,  Bd.  II,  8.  65  f|;.  —  bei  der  Entstehung  des  Volksrechtes  mit  so  grosser  Gering- 
schätzung anf  die  „gemeine  Meinung  des  grossen  Haufens"  herabsieht,  und  ein  Volksrecht  theils 
schon,  theils  nur  durch  eine  „rationeUe,  in  dem  Volksgeiste  wunelnde  Ansichf*  begründet  er« 
kennt  Mag  man  auch  lugeben,  dass  die  Bildung  eines  Gewohnheitsrechtes  nicht  etwa  die 
Zustimmung  oder  wenlgfstens  das  Wissen  Jedes  einielnen,  um  die  Frage  gar  nicht  bekttmmerten, 
Indiyiduums  im  gansen  Volke  Toranssetit,  sondern  dass  schon  die  Ueberelnstimmung  ssM** 
reicherer  Betheiligter  hierzu  hinreicht:  so  ist  doch  bei  einem  allgemeinen  Volksrechte  eine  rer- 
breitete  Theilnahme  schon  dem  Begriffe  nach  nothwendlg,  und  Jeden  Falles  die  Meinung  der  grossen 
Menge  das  sicherste  Merkmal  einer  rationellen  Ansicht.  Oder  soll  etwa  ein  angeblicher  „Volks* 
geist**  der  wirklichen  gemeinen  Meinung  yorgezogen  werden  können?  —  Wenn  aber  Andere, 
B.  B.  Wächter,  Handbuch,  Bd.  II,  1,  8.  88  i^.,  die  längere  Uebung  und  Anwendung  als 
„äusseren  Grund  der  GiUtigkeit  als  Bechtsnorm,  als  Moment,  wodurch  der  in  der  rechülchen 
Ueberzeugung  des  Volkes  füssende  Grundsatz  zum  geltenden  Rechte  werde**,  festhalten:  so  bleibt 
ewig  die  Frage  unbeantwortbar :  wie  aus  der  Wiederholung  einer  Thatsache  ein  Recht 
entstehen  soU?  Es  erinnert  eine  solche  Erzeugung  an  die  weitverbreitete  Mythe,  uaoh  welcher 
die  Terirrte  Prinzessin  das  silberne  Glöcklein  stiftete,  welches  sie  im  Walde  hatte  läuten  htfren. 

8)  Wenn  Beseler,  Volksrecht  und  Jnristenrecht,  das  Gewohnheitsrecht  dem  Volks« 
recht  gegenflber  stellt,  darunter  aber  nur  ein  ans  dem  eigenen  Volkssinne  nieht  eotstandenes 
dem  Volke  änsserlich  beigebrachtes  Beeht  rersteht:  so  scheint  weder  diese  Wortansrendang 
passend,  noch  der  ganse  Begriff  ein  riohtiger  au  sein. 

T.Mohl,  Staatsrecht.   Bd.  IL  25 
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heitsrechtes  diese  oder  andere  Bedingungen  durch  posiiiYe  Vorschrift   fest- 
stellen. 

In  keinem  irgendwie  entwickelten  Volks-  und  Staatszustande  ^enO^  es 
aber  an  dieser  £inen  RechtsqueUe.    £ine  zweite,  mit  der  Zeit  immer  reich- 
lichere und  dadurch  immer  wichtigere  ist  der  als  Gesetz  förmlicli  aus- 
gesprochene Willen  der  Staatsgewalt.     Wenn  es  auch  eine    allzu 
enge  und  bei  manchen  Staatsgattungen  sogar  schiefe  Auffassung   ist,    als 
Staatszweck  lediglich  nur  die  Herstellung  einer  Rechtsordnung  zu  setzen :  so 
ist  allerdings  diese  Aufgabe  immer  eine  der  wesentlichsten  jedes  Staates. 
Dass  er  dabei  theils  nur  förmlich  anerkennend,  theils  ordnend,  beschränkend 
und  ergänzend,  theils  ganz  selbstständig  handelnd  aufzutreten  berechtigt  und 
yerpflichtet  sei,   ist  oben  bereits   erörtert.     Welches  Organ  er  zu  -dieser 
wichtigen  Thätigkeit  bestimmt,  ist  in  rechtlicher  Beziehung  gleichgültig,  wenn 
nur  die  verfassungsmässige  Berechtigung  nach  Umfang  und  Inhalt  unzweifelhaft 
ist;  die  verschiedenen  Staatsgattungen  haben  wesentlich  verschiedene  JSin- 
richtungen  nöthig.    Weder  im  Begriffe  der  Gesetzgebung,  noch  in  dem  des 
Staates  liegt  die  Unmöglichkeit  der  Uebertragung  eines  nach  Gegenstand 
oder  räumlichem  Umfange  beschränkten  Gesetzgebungsrechtes  an  besondere, 
selbst  untergeordnete,  Organe  des  Staatswillens  *).   Der  GOltigkeitsgrund  der 
Staatsgesetze   ist  lediglich   der  Wille   der   Staatsgewalt;   einen   allfiUligen 
Widerstand  mit  ihrer  ganzen  Macht  niederzuhalten  und  zu  beseitigen,  ist 
für  sie  Recht  und  Pflicht.     Hinsichtlich  des  Inhaltes  ist  der  Gesetzgeber 
nur  beschränkt  durch  die  Verfassung  des  Staates  und  durch  die  Gränzen 
der  physischen  Möglichkeit.    Ein  Gesetz,  welches  eine  mit  der  Verfassung 
unverträgliche  Vorschrift  giebt,  ist  rechtlich  gar  nicht  vorhanden  und  kann 
also  auch  kein  Recht  erzeugen;  Aufrechterhaltung 'durch  Gewalt  wäre  auch 
nur  Thatsache  und  weiteres  Unrecht.    Die  Anordnung  einer  physischen  Un- 
möglichkeit ist  Widersinn;  zu  Unmöglichem  ist  Niemand  verpflichtet,  also 
auch  Niemand  berechtigt.    Dagegen  ist  Beachtung  der  Sitte  und  des  Volks- 
rechtes für  den  Gesetzgeber  nur  eine  sittliche  und  eine  politische  Aufgabe; 
wichtige  innere  und  äussere  Grttnde  können  eine  Abweichung  vollkonmien 
rechtfertigen.   Eine  gehörige  Bekanntmachung  an  Alle,  für  welche  das  Gesetz 
gebietende  Rechtsvorschrift  sein  soll,  ist  unerlässliche  Bedingung  der  Aus- 
filhrung,  weil  der  Wille  des  Gesetzgebers  nicht  errathen  werden  kann  und 
dar^  nur  aber  Der,  welcher  eine  Regel  kennt,  sie  zu  befolgen  vermag. 


1)  Hierher  irehSrea  theUs  das  den  VerwaltnngBbehiJrden  itutehende  Recht,  Verordaangen 
innerhalb  ihrer  Zoatlndiff  keit  und  Ihres  Besirlces  sa  erlassen,  theils  förmliche  Gemeinbescheide 
der  obersten  Gerichte.  Nor  offenbare  Begriffsrerwechslongr  kann  (mit  Puohta,  Gew.-Recht, 
Bd.  n,  8.  106)  die  ersteren  sur  Autonomie,  oder  die  letsteren  snm  Oerlchtsgebranche  tfthlen. 
Eine  andere  Frage  ist,  ob  und  wieweit  ein  solches  nntergeordneten  Staatsorganen  übertragenes, 
Itocht  gerade  in  Staaten  mit  Volksvertretong  snlissig  ist  Uleraber  s.  Wäehter,  a.  a.  O. 
8.  44  fg. 
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Sehr  in  den  Hintergrand  gegen  die  beiden  grossen,  bisher  besprochenen 
Bechtsqaellen  treten  ,die  zwei  noch  übrigen,  nftnüieh  der  Wille  yon  Privaten 
und  die  Bestimmongen  der  Gerichte.  Nicht  nur  sind  sie  gegenständlich  anf 
einen  weit  kleineren  Kreis  beschränkt,  sondern  sie  haben  Überhaupt  nur  ein 
abgeleitetes  Dasein;  ja  die  erstgenannte  ist  sogar  in  manchen  Staatsarten 
rechtlich  gar  nidit  möglich,  in  den  andern  wenigstens  nur  zuäLllig  vorhanden. 
Doch  sind  sie  anzuerkennen,  so  weit  Becht  und  Thatsachen  gehen. 

Was  zunächst  den  Willen  von  Privaten,  die  Autonomie,  betrifft,  so 
ist  wohl  zu  unterscheiden  zwischen  der  unflbersehbaren  Menge  von  Be- 
stimmungen, welche  die  Bürger  im  Allgemeinen  theils  durch  einseitige 
Willenserklärungen,  theils  im  Wege  des  Vertrages  innerhalb  ihrer  Bechts- 
sphären  treffen,  und  zwischen  Vorschriften,  welche  Einzelne  mit  besonderer 
Staatserlaubniss  abweichend  vom  allgemeinen  Bechte  und  mit  Zwangskraft 
ftbr  Dritte  geben.  Nur  die  letzteren  sind  ein  neues  Becht,  und  nur  der 
auf  ihre  Schaffung  gerichtete  und  dazu  berechtigte  Willen  ist  eine  Bechts- 
quelle.  Die  Bestimmungen  ersterer  Art  sind  weder  dazu  bestimmt,  noch  im 
Stande,  Becht«sätze  zu  schaffen;  sondern  sie  ordnen  nur  Bechtsverhältnisse 
an,  welche  zwar  wohl  ftür  die  Betheiligten  Verbindlichkeit  haben,  aber  unter 
den  allgemeinen  Bechtsregeln  stehen.  Sie  haben  sich  lediglich  innerhalb 
der  Gränzen  zu  halten,  welche  die  unbedingt  gebietenden  oder  verbietenden 
Bechte  stecken,  und  selbst  die  etwa  für  ein  solches  Verhfiltniss,  sei  es 
durch  Vertrag  sei  es  durch  einseitige  Willenserklärung,  gegebenen  Statuten 
sind  nur  Verabredungen  unter  freiwillig  Betheiligten,  kein  Becht  für  Dritte. 
Der  Staat  hat  allerdings,  wenn  er  dazu  aufgerufen  wird,  die  Pflicht,  diese 
von  dem  Einzelnwillen  ausgehenden  Bechtsverhältnisse  aufrecht  zu  erhalten, 
aber  nur  weU  und  so  weit  sie  dem  gemeinen  Bechte  angehören.  Verträge 
namentlich  sind  somit  keine  Bechtsquellen ,  sondern  Veranlassungen  von 
Bechtsverhältmssen  ^).  Hier  sind  somit  nur  die  Fälle  in  Betrachtung  zu 
ziehen,  wo  Einzelnen  oder  ganzen  Ständen  die  Befugniss  zusteht,  über 
gewisse  Verhältnisse  neue,  d.  h.  dem  allgemein  im  Staate  geltenden  Bechte 
widersprechende,  Vorschriften  zu  geben,  welche  auch  für  Dritte  gelten.  Bei 
solcher  Befugniss  ist  die  Schaffung  eigenen  Bedites  nicht  bloss  zufällige 
Folge,  sondern  recht  eigentlich  Absicht;  und  wenn  auch  die  Zuständigkeit 
nur  eine  abgeleitete  ist,  so  ist  eine  solche  Autonomie  doch  eine  eigentliche 
Bechtsquelle.  Ihr  letzter  Gültigkeitsgrund  ist  das  Zugeständniss  des  allge- 
meinen Willens;  der  nähere  des  einzelnen  Erzeugnisses  aber  die  untadelhaft 
zu  Stande  gekommene  Willenshandlang  des  Ermächtigten.  Namentlich  kann 
sie  nicht  als  eine  blosse  Unterart  der  Staatsgesetzgebung  betraditet  werden, 
da  der  Staatswillen  die  wirkliche  Ausübung  nicht  einmal  mittelbar  veranlasst, 

und  auch  der  Staat  das  Erzeugniss  niemals  als  das  seinige  anerkennt  und 

- 

1)  Vgl.  SftTigny,  System,  Bd.  I,  B.  IS  4;*;  Wächter,  Haadbndi,  n,  l,  8.  60. 
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Tertritt  0-    Beisj^ele  soldber  durch  Aatonomie  enengten  Bedite  sind   das 
Privatrecht  des  Adels,  Statuten  von  Oemeinden,  von  privilegirten  Körper- 
Schäften.  Die  Frage,  ob  einem  Privatwillen  eine  rechtschailende  Kraft  dieser 
Art  beiwohnt,  und  welche  Yeriiftltnisse  sie  zu  bestimmen  vermag,  ist  unter 
diesen  Umständen  in  jedem  einzelnen  Falle  eine  thatsAchliche  Aatonomie, 
ist  immer  eine  Ausnahme,  wird  also  nicht  vermuthet,  und  kann  nur  wo  und 
80  weit  ein  darauf  gerichtetes  Vorrecht  zu  erweisen  ist,  beansprucht  werden. 
Ganz  unmöglich  ist  sie  in  allen  deigenigen  Staatsgattungen,  in  weldien  der 
Grundsatz  unbedingter  Rechtsgleichheit  aller  Angehörigen  gilt;  nur  sdiwer 
vereinbar  mit  deqjenigen,  in  welchen  grundsätzlich  neue  Hechte  nur  mit 
Zustinmiung  von  Volksvertretern  entstehen  sollen.   Ihre  Bedeutung  ist  somit 
flbertiaupt,  namentlich  aber  in  den  Rechtsstaaten  der  Neuzeit,  nur  gering 
und  ihr  Beitrag  zu  der  gesammten  Rechtsordnung  ein  kleiner. 

Um  die  Bedeutung,  welche  die  Thätigkeit    der  Gerichte   als 
Rechtsquelle  hat,  richtig  bestimmen  zu  können,  sind  vor  Allem  diejenigen 
Handlungen  derselben  auszuscheiden,  welche  neue  Rechtssätze  weder  fest* 
stellen,  noch  feststellen  sollen.    Diese  sind  aber:  alle  blosse  Folgerungen 
aus  bereits  bestehendem  Rechte  bis  einschliesslich  zur  Beseitigung  von  An- 
tinomieen;  die  Anwendungen  von  Gewohnheitsrechten,  welche  ohne  Zuthun 
der  Gerichte  sich  gebildet  haben,  und  diess  zwar  auch  dann,  wenn  eine 
solche  Anwendung  die  erste  öffentliche  Anerkennung  wäre;  endlich  die  von 
dem  Gerichte  etwa  gegebenen  mittelbaren  Veranlassungen  zur  Entstehung 
von  Volksrechten  oder  Gesetzen.    Es  bleiben  somit  thatsächlidi   nur  zwei 
Möglichkeiten  einer  unmittelbaren  und  wahren  Rechtsschaffung  durch  Ge- 
richte :  die  Ausfüllung  von  LQcken  im  bestehenden  Rechte,  und  die  Ersetzung 
eines  bestehenden  Rechtssatzes  durch  einen   neuen.     Von   diesen  beiden 
möglichen  Thätigkeiten  muss  denn  aber  wieder  die  letztgenannte,  als  die 
Befogniss  der  Gerichte  flberschreitend   und  als  zu  unbemessbarer  Rechts- 
unsicherheit fohrend,  rechtlich  verworfen  werden.    Die  Gerichte  sind  nur 
zur  Ordnung  der  einzelnen  Fälle  von  Streitigkeiten   Qber  das  Recht  oder 
Yon  Störungen  desselben  vom  Staate  bestellt,  somit  zur  Anwendung  des 
bestehenden  Rechtes;  nicht  aber  dürfen  sie  ihren  subjectiven  Willen  an  die 
Stelle  des  allgemeinen  setzen,  noch  das  selbst  aufheben,  was  sie  erhalten 
sollen.    Jede  von  ihnen  versuchte  Beseitigung  eines  wirklich  bestehenden 
Rechtssatzes  und  Ersetzung  desselben  durch  einen  andern  ist  daher  von 
Anfang  an  nichtig ').  Anders  ist  das  Verhältniss  bei  Ausfüllung  von  Lücken 


1)  Ueber  den  Begriff  der  Antoiiomie  s.  Pneht«,  Oew.-Becbt,  Bd.  I,  8.  107  ÜTm  *K  ^«t 
B.  Sehmid,  Tbeorie  und  Methode,  8.  S84,  Note. 

s)  Wenn  angebliche  ErfUmmgen  rom  Oegentheile  angefahrt  werden,  wie  %.  B.  die  allmilice 
Anfhebnng  derCarOUiin  dnreh  bloeeen  Oerlehtigebraach,  lo  liegt  eine  Verwachslong  ta  Omode. 
Dieses  Oesetsbnch  ist  nilmilig  in  seinen  nUsahnrten  Bestimmungen  mit  dem  allgemeinen  Beeltti* 
bewoistseltt  In  entschiedenen  Wlderspmeh  gekommen ,  und  es  wendeten  also  die  Qeriohte  nur 
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im  Redite.  Die  Gerichte  haben  die  Yerpflichtong,  in  Jedem  ihnen  YOige* 
legten  Falle  einen  Sprach  zu  geben,  nnd  dürfen  sich  weder  mit  dem  Mangel 
eines  anwendbaren  Rechtssatzes  entschuldigen,  noch  die  Gesetzgebung  nm 
Erlassung  eines  solchen  für  das  bereits  vorliegende  einzelne  Yerhältniss 
angehen.  Also  können  sie  nicht  nur,  sondern  müssen  sogar,  wo  sie  in 
Entscheidung  einer  bestimmten  Frage  auf  eine  wahre  Lücke  im  bestehenden 
Rechte  stossen,  diese  durch  einen  selbstgeschaffenen  Rechtssatz  ausfUlen. 
Allerdings  gilt  dieser  Satz  zunftchst  nur  für  den  einzelnen  Fall;  allein  da 
einer  Seits  dieselben  inneren  Gründe  in  allen  gleichen  Fftllen  anschlagen, 
anderer  Seits  Sicherheit  und  Gleichförmigkeit  des  Rechts  sowohl  allgemeines 
Bedürfhiss  als  besondere  Verpflichtung  der  Geridite  ist:  so  muss  der  einmal 
geschöpfte  und  als  Recht  ausgesprochene  Satz  als  bleibende  Norm  ffir  den 
Sprengel  des  betreffenden  Gerichtes  stehen  bleiben  *),  er  wird  Gerichts« 
gebrauch.  Ausdehnung  auf  gleichstehende  Sprengel  ist  zwar  nicht  Gebot, 
da  diese  keine  Befehle  von  Nebengeordneten  anzunehmen  haben,  aber 
wünschenswerth,  und  bei  innerer  Wahrheit  des  neuen  Satzes  zu  vermuthen; 
Annahme  derRechtsschöpfung  eines  höheren  Gerichtes  f&r  die  untergeordneten 
räthlich  und  &st  sittliche  Pflicht  zur  Abschneidung  von  Berufungen.  So  weit, 
aber  audi  nur  so  weit,  sind  also  die  Gerichte  wahre  Rechtsquellen. 

Diess  die  yoUständige  Au&fthlung  tler  möglichen  Recfatsquellen.  Es  ist 
eben  so  unrichtig,  noch  weitere  anzunehmen,  als  sie  nicht  alle,  je  in  ihrem 
Kreise,  anerkennen  zu  wollen.  Ersteres  ist  zwar  gesdiehen  hinsichtlich  der 
göttlichen,  durch  die  Religionsurkunden  vermittelten  Gebote,  und  hinsichtlich 
des  gemeinsamen  Willens  verschiedener  von  einander  unabhängiger  Staaten; 
Letzteres,  in  so  ferne  die  Möglichkeit  eines  Fortbestehens  des  Yolksrechtes 
neben  einer  Staatsgesetzgebung  ftlr  unthunlich  erklärt  wird.  Allein  kurzes 
Nachdenken  zeigt  die  Unrichtigkeit   aller  dieser  Ansichten.  —  Was  die 


dn  answeifelhaft  bestehendes  and  ohne  sie  entstandenes  Volksrecht  «a,  als  sie  es  als  aufgehoben 
bebandelten.  Wenn  sie  nun  aber,  geswangen  dareh  die  ünthAtigkeit  der  Gesetzgebung,  welohe 
nichts  an  die  Stelle  des  Aufgehobenen  setste,  die  entstandenen  Lflckeu  durch  eigene  neue  SAtso 
aasfiUlten,  so  war  diess  ein  sweiter  für  sich  bestehender  Act  ihrer  Thfttlgkeit,  an  welchem  sie 
nnter  den  obwaltenden  umständen  berechtigt  nnd  yerpflichtet  waren. 

1)  Die  Frage ,  ob  ein  Oericbt  an  seine  eigenen  Bechtsaofitellongen ,  Prftjadisien ,  gebnnden 
sei,  Ist  keineswegs  nnr  bei  der  Schaffang  neaer  eigener  Bechtssfttse  la  beantworten ,  sondern 
Sberhaopt  bei  allen  gerichtlichen  Sprüchen,  so  namentlich  bei  den  einlachen  Anwendangeo  and 
Aaslegangen  des  bestehenden  Rechtes.  Unswelfelhaft  sprechen  sowohl  fllr  B^ahang  als  für 
Vemeinang  gewichtige  Gründe  *,  and  es  ist  sehr  wohl  so  begreifen,  dass  sich  bedeutende  Stimmen 
fBr  die  Verpflichtung  des  Bichters  erkUren,  Je  nach  seiner  neuesten  besten  Ueberseugung  nnd 
nicht  nach  einem  itzt  als  Irrthum  eingesehenen  Vorgange  an  sprechen.  (So  s.  B.  Pnehta, 
Gew.-B.  Bd.  I,  S.  164,  Bd.  n,  S.  16;  Savigny,  System,  Bd.  I,  S.  149;  Wftohter,  Handbuch, 
n,  1,  8.  42).  Allein  wo  ei  sich  von  der  Gründung  wirklicher  Bechtssfttse  handelt,  —  nnd  aar 
hierron  kann  an  dieser  SteUe  die  Bede  sein,  —  sind  die  Gründe  für  das  Bestehenbleiben  des 
einmal  aufgestellten  Bechtes  überwiegend,  da  Gewissheit  des  Bechtes  selbst  einer  feiner 
erwogenen  Biehtigkeit  vorgeht.  Strenge  genommen  fehlt  sogar  dem  Gerichte  nach  einmal  ge- 
sehehener  AnsIBlInng  der  Lücke  dieBefUgniss  aar  Aendemng,  welche  Ja  eben  durch  die  Lllcke 
bedingt  ist 
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gottlichen  ^mileniftassenugen  betrifft,  so  ist,  mit  einziger  Ansnabme   der 
Theokratie,  in  allen  Staatsgattungen  ein  unmittelbares  göttlidies  Gebot  nur 
auf  dem  religiösen  (Gebiete  anerkannt,  and  es  sind  somit  auch  Bechtesfttze 
ans  dieser  Quelle  nur  dann  mit  Zwang  durdiftthrbar,  wenn  sie  durch    eine 
der  Formen  des  Yolksbewusstseins  vermittelt  und  in  das  weltlidie  Leben 
versetzt  worden  sind.    In  der  Theokratie  selbst  aber  ftUt  die  Aeusserang 
des  gottlichen  Willens  und  der  Staatsgesetzgebnng  völlig  zusammen,  und  ist 
somit  die  Aubtellung  des  ersteren  als  einer  besonderen  Rechtsquelle  unnöthig. 
In  den  Geboten  einer  Kirchengewalt  aber  gar  eine  eigene  Rechtsquelle    zu 
erkennen,  ist  völlige  Begriffsverwirrung.    Solche  Gebote  sind  lediglich  ^e- 
willkartes  Recht  einer  bestimmten  Gesellschaft.  —  Durch  gemeinschaftlichen 
Willen  mehrerer  Volker  kann  allerdings  Recht  entstehen.    Allein  entweder 
beruht  es  auf  der  inneren  Uebereinstimmung  ihres  Rechtsbewusstseins,  oder 
auf  förmlicher  vertragsmAssiger  Uebereinkunft  ihrer  Organe,  der  Regierungen. 
In  jenem  Falle  ist  solches  Recht  lediglich  ein  Gewohnheitsredit  ^) ;  in  diesen? 
gewillkürtes  für  die  Staaten  als  Gesammtheiten,  und  vielleicht  Gesetz  fftr 
die  Einzelnen,  wenn  es  ihnen  nfimlidi  von  ihrer  Staatsgewalt  als  solches 
bekannt  gemacht  wird.   Also  auch  hier  sind  nur  bestimmte  F&lle  der  bereits 
erkannten  Rechtsquellen,  keine  neue  Arten  dieser  letzteren.  —  Endlich  ist 
der  fiär  eine  Unvertrftglichkeit  des  Tolksrechtes  mit  der  Gesetzgebung  ange- 
gebene Grund'),  dass  die  Gestattung  mehrerer  unabhängiger  die  Lebens- 
verhftltnisse  ordnender  Kräfte  einen  den  Staat  aufhebenden  Dualismus  er- 
zeugen wOrde,  völlig  unrichtig.    Es  bedarf  zur  Einheit  der  Rechtsordnung^ 
lediglich  nur  einer  Bestimmung  des  Yerhäitnisses  der  verschiedenen  Redits* 
quellen  zu  einander.    (S.  den  nächsten  §.)    Zurttckgedrängt  wird  das  un- 
mittelbare Rechtsbewusstsein  des  Volkes  durch  die  Staatsgesetzgebung,  allein 
unverträglich  sind  sie  nicht. 

Wissenschaftlicher  Ordnungssinn  hat  sich  vielfach  bemOht,  die  verschie- 
denen Rechtsquellen  und  ihre  Erzeugnisse  unter  sich  wieder  zusammenzu- 
stellen nach  dem  Masse  der  Gleichartigkeit  oder  Verschiedenheit.  Man 
hat  so  das  geschriebene  Recht  gegenübergestellt  dem  ungeschriebenen;  das 
unmittelbare  Volksrecht  dem  mittelbaren;  das  Volksrecht  dem  Juristen- 
rechte u.  s.  w.  Es  haben  diese  Gruppimngen  den  Vortheil  der  Ueber- 
sicht;  allein  eine  grossere  Bedeutung  für  Leben  und  Lehre  kOmmt  ihnen 
doch  nicht  zu,  da  sie  das  Wesen  der  einzelnen  Quelle  nicht  ändern  kOnnen 
und  sollen,  und  somit  aucii  zu  keinem  neuen  Ergebnisse  führen.  Eine 
weitere  Erörterung  der  Sache  erscheint  somit  hier  überflüssig,  und  es  mag 
nur  bemerkt  sein,  dass  es  für  den  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit  passend 
ist,   in    den  späteren  Erörterungen   die  Entstehung  des   Rechtes   durch 

1)  Vffl.  Bayigny,  System,  Bd.  I,  8.  SS  fg» 

S)  So  B.  B.  Sohmid,  Theorie  and  Methodik,  8.  233. 
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nnmittelbare  Staatstbätigkeit  der  dnrch  andere  Kräfte  vermittelten  gegenüber 
zu  stellen.  Während  nämlich  die  Politik  bei  ihren  Bemühungen  um  ein 
möglichst  gutes  formelles  und  materielles  Ergebniss  bei  den  letzteren  Arten 
der  Rechtszeugung  nur  mittelbar  wirken  kann,  mag  sie  vom  Staate  geradezu 
das  Gewünschte  verlangen.  Es  sind  also  die  Mittel  verschieden,  somit  auch 
getrennt  zu  halten. 

§2. 
Yerhältniss  der  Rechtsquellen  zu  einander. 

Dass  das  Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Rechtsquellen  Schwierig- 
Jteiten  erzeugen  muss  für  die  Herstellung  einer  gleichartigen,  in  sich  über- 
einstimmenden Rechtsordnung,  welche  denn  doch  Aufgabe  des  Staates  ist, 
leuchtet  von  selbst  ein.  * 

Zwar  könnte  nur  einem  vollkommenen  Missverständnisse  des  Wesens 
der  verschiedenen  Rechtsquellen  die  Ansicht  entspringen,  dass  dieselben 
sämmtlich  in  beständiger  und  in  gleich  grosser  Thätigkeit  seien.  ImGegen- 
theile  findet  hier  nach  Zeit  und  Umständen  die  weiteste  Verschiedenheit 
statt.  Während  in  den  ersten  Zeiten  des  Volks-  und  Staatslebens  haupt- 
sächlich das  unmittelbareTolksbewusstsein  thätig  ist,  geht  später  die  Rechts- 
erzeugung  hauptsächlich  über  auf  die  Gesetzgebung  des  Staates.  Ebenso 
ist  das  autonomische  Recht  in  verschiedenen  Zeiten  bald  seht  rührig,  bald 
beinahe  erloschen.  Für  eine  gesetzschaffende  Thätigkeit  giebt  nur  der  Zu- 
fall Raum  und  Recht,  bald  weiter  und  häufiger,  bald  sehr  b^sduränkt.  ,Und 
nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es,  dass  zu  allen  Zeiten  ausf&hrliche, 
ausgearbeitete  Rechtstheile  nur  vom  Gesetzgeber  zu  Stande  und  in  Wirk- 
samkeit gebracht  werden  können. 

Ebenso  versteht  «ich  von  selbst,  dass  die  Verschiedenheit  der  Rechts- 
quellen keineswegs  audi  mit  Nothwendigkeit  eine  materielle  Verschiedenheit 
des  von  ihnen  erzeugten  Rechtes  zur  Folge  hat.  Im  Gegentheile  wird  sich, 
wenn  das  im  nationellen  Bewusstsein  abgespiegelte  natürliche  Rechtsgefühl 
nach  Gebühr  von  sämmtlichen  Rechtsquellen  geachtet,  und  das  allen  gleich- 
massig  gegenüberliegende  objective  Bedürfniss  berücksichtigt  wird,  eine 
wesentliche  Uebereinstimmung  der  verschiedentlich  erzeugten  Rechtssätze 
ergeben. 

Dennoch  ist  Widerspruch  allerdings  möglich.  Es  kann  nicht  bloss 
Einsicht  und  guter  Wille,  sondern  auch  Eigensucht  und  Missverständniss 
die  Schaffung  neuer  Rechtssätze  veranlassen.  Autonomische  Bestimmungen 
sind  schon  ihrem  Wesen  nadi  abweichend  von  gemeinem  Rechte.  Zur 
Vermeidung  unbehaglicher  und  nachtheiliger  Verwirrung  ist  daher  eine 
Feststellung  des  Verhältnisses  der  verschiedenen  Rechtsquellen  zu  einander 
nöthig,  damit  jeden  Falles  erkannt  werden  mag,  welchem  yon  zwei  wider- 
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sprechenden  Bechtssätzen  schon  nach  seiner  Entstehung  der  Vorrang  gebtUxre. 

Daneben  bleiben  dann  immer  noch  die  technischen  Regeln,  wie  die    aus 

derselben  Quelle  fliessenden,  der  ersten  AufEassang  nadi  nicht  sogleidE 

vereinbaren  Satze  in  einander  gefügt  werden  mOssen.    Und  zwar 

diese  Ordnung  der  Quellen  sie  sftmmtlich  um&ssen;  denn,  wenn  sie 

nicht  immer  alle  oder  gar  gleichförmig  th&tig  sind,  so  bleibt  doch  bei  je<leir 

m 

die  beständige  Möglichkeit  einer  Reditserzeugung,  und  ümner  bestehen  bo^^bjt 
thatsächlich  von  verschiedenen  Quellen  ausgegangene  Sätze  neben  einander 
in  der  Wirklichkeit.  Lediglich  der  Gerichtsgebrauch  kann  hierbei  ausser 
Acht  gelassen  werden,  da  er  nur  Lttcken  ausfüllen  kann,  somit  seine  Sätze 
niemals  mit  denen  der  andern  Quellen  zusammentreffen.  Es  sind  nun  abe£> 
drei  regelnde  Grundsätze  möglich: 

Entweder  können  die  verschiedenen  Rechtsquellen  je  auf  einen  be- 
stimmten Kreis  beschränkt  werden,  in  diesem  denn  aber  ihre  Sätze  jedem 
anderen  Rechte  vorgehen;  und  zwar  mag  ein  solcher  Kreis  möglicherweise 
ein  geographischer  sein,  oder  gewisse  Personen  und  ihre  Zustände,  wo  inmier 
sie  sich  im  Staate  befinden,  um&ssen. 

Oder  werden  die  verschiedenen  Quellen  als  an  sich  gleich  kräftig  be- 
trachtet, und  dann  je  dem  jflngst  entstandenen,  als  dem  gegenwärtig  gflltigen 
Ausdrucke  des  gemeinen  Willens  der  Vorrang  gegeben  durdi  Aufhebung 
des  älteren  entgegenstehenden  Satzes,  woher  er  auch  stammen  möge. 

Oder  endlich  ist  es  möglidi,  eine  innere  Rangordnung  unter  den 
Rechtsquellen  anzuerkennen,  so  dass  zwar  jede  das  ganze  Gebiet  der 
menschlichen  Verhältnisse  umfiasst,  aber  der  einen  derselben  ein  solches 
üebergewicht  eingeräumt  wird,  dass  im  Falle  einer  Verschiedenheit  jeder 
widersprechende  Satz  bloss  des  Widerspruches  mit  ihr  wegen  ungflltig  ist; 
wobei  möglicherweise  eine  regelmässige  Stufenfolge  von  Bevorzugungen  be- 
stimmt werden  kann. 

Dabei  fällt  in  die  Augen,  dass  die  Anwendung  des  einen  oder  des 
andern  dieser  Grundsätze  keineswegs  ausschliessend  zu  sein  braucht, 
sondern  vielmehr  verschiedene  Verbindungen  derselben  denkbar  sind.  So 
ist  es  z.  B.  keineswegs  nöthig,  den  Grundsatz  der  ausschliesslichen  Zu- 
weisung eines  geschlossenen  Kreises  auf  die  Weise  anzuwenden,  dass  das 
ganze  Rechtsgebiet  eines  Volkes,  nach  geographischen  Bezirken  oder  nach 
persönlichen,  etwa  ständisdien  oder  Stammes-Beziehungen  in  Abtheilungen 
zerschlagen,  jede  derselben  einer  andern  Rechtsquelle  untergeordnet  wflrde, 
also  die  eine  derselben  der  Gesetzgebung,  die  andere  dem  Gewohnheits- 
rechte zufiele,  u.  8.  w.  Vielmehr  mag.  allerdings  irgend  ein  Kreis  Einer 
Rechtsquelle  ausschliesslich  zustehen,  das  übrige  Rechtsgebiet  aber  der 
Herrschaft  aller  Rechtsquellen  unterliegen,  sei  es  nach  dem  Grundsatze  des 
Alters,  sei  es  in  einer  Rangordnung.    Oder  es  kann  im  Allgemeinen  die 


Von  Rechtsqnellen  and  Gesetzen.  393 

ganze  Rechtsordnung  dem  Principe  des  Alters  unterworfen  sein,  in  Beziehung 
auf  bestimmte  einzelne  Gegenstände  oder  Bechtssätze  aber  dennoch  ein 
unbedingter  Vorrang  bestehen. 

Eine  PrOfung  des  Wesens  der  Rechtsquellen,  namentlidi  aber  des 
letzten  Grundes  ihrer  rechtschaffenden  E[raft  zeigt  nun,  dass  nur  durch 
eine  richtige  Verbindung  der  ordnenden  Grundsätze  die  nothwendige 
Einheit  des  gesammten  Rechtslebens  bewerkstelligt  werden  kann. 

An  und  f&r  sich  wäre  zwar  eine  Abtheilung  der  Gesammtreditsordnung 
im  Staate  nach  den  yerschiedenen  Quellen  keineswegs  undenkbar.  Es  wäre 
z.  B.  keine  Unmöglichkeit,  die  persönlichen  Reditsverhältnisse  der  ver« 
schiedenen  Klassen  von  Bürgern  je  ihrer  Autonomie,  das  Sachen-  und  Obliga- 
tionen-Recht einer  allgemeinen  Gewohnheit,  Strafrecht,  gerichtliches  Verfiahren 
u.  s.  w.  der  Gesetzgebung  zu  überlassen.  Oder  es  könnten  die  Abkömmlinge 
verschiedener  Stämme,  welche  itzt  in  demselben  Staate  zusammenwohnen, 
je  ihr  ganz  eigenes  Rechtssystem  haben,  wie  diess  nach  der  Eroberung  der 
römischen  Provinzen  durch  die  Barbaren  der  Fall  war,  oder  wie  es  itzt  im 
englischen  Reiche  in  Indien  geschieht.  Allein  der  Einheitsgedanke  des 
Staates  und  die  vielyerschlungenen  und  ausgebildeten  Bedttrfiiisse  des  ge- 
sittigten  Lebens  treten  doch  itzt  bei  allen  in  normalen  Zuständen  befind- 
lichen Völkern  einer  solchen  Ordnung  der  Rechtsquellen  entgegen.  Bei 
solchen  bleibt  fQr  die  Zuscheidung  eines  besonderen  Kreises  aus  der  Ge- 
sammtrechtsordnung  heraus  nur  ein  verhältnissmässig  unbedeutender  Raum 
flbrig,  nämlich  der  Fall  einer  Anwendbarkeit  von  Autonomie.  Hier  Hegt 
es  allerdings  im  Begriffe,  dass  das  selbstgesetzte  'Redit  in  dem  ihm  zuge- 
theilten  Kreise  jeder  anderen  RechtsqueUe  unbedingt  vorgeht.  Die  ganze 
Befugniss  zu  einem  eigenthümlichen  Rechte  hat  ja  nur  den  Zweck,  das 
gemeine  Recht  zu  entfernen.  Weder  Gewohnheitsrecht  nodi  Gesetz,  und 
weder  frühere  noch  spätere  Satzungen  anderer  Rechtsquellen  können  daher, 
so  allgemein  oder  gebietend  sie  lauten  mögen,  autonomische  Bestimmungen 
beseitigen;  diese  bilden  immer  eine  sich  von  selbst  verstehende  Ausnahme. 
Es  mag  etwa  die  ganze  Befugniss  zur  Autonomie  durch  eine  Willenshandlnng 
des  Staates  zurückgenommen  oder  beschränkt  werden,  und  damit  natürlich 
auch  das  darauf  ruhende  Recht  ganz  oder  theilweise  fallen;  allein  so  lange 
sie  besteht,  hat  sie  eben  so  gewiss  in  ihrem  Kreise  unbedingten  Vorrabg, 
als  ausserhalb  desselben  gar  keine  Kraft.  —  Eine  aUgemein  riditige  Be- 
zeichnung deijenigen  Theile  der  Gesammtreditsordnung,  welche  auf  solche 
Weise  ihre  ganz  abgesonderte  Reglung  erhalten,  ist  freilich  nicht  möglich. 
Es  hängt  diess  lediglich  in  jedem  Staate  von  dem  thatsächlichen  Bestehen 
und  Umfange  der  autonomischen  Befugnisse  ab.  Möglicherweise  bestehen 
gar  keine. 

Sei  dem  nun  aber  wie  ihm  wolle,  so  ist  jeden  Falles  für  den  übrig 
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bleibenden  Theil  der  Rechtsordnnng  (in  dem  oben  angedeuteten  Falle  sogar 
für  die  Gesammtheit  derselben)  das  Yerbflltniss  der  allgemeinen  Rechtsquelien 
zu  bestimmen,  d.  h.  des  Yolksrechtes  und  der  Gesetzgebung.  Darüber  ist 
nun  keine  MeinungSTerschiedenheit,  dass  beide  in  dem  übrig  bleibenden 
Gesammtgebiete  der  mensdilichen  Verhältnisse  wirksam  sein  können,  und 
zwar  neben  einander.  Es  besiebt  kein  Yerhftltniss,  welches  nicht  sowohl 
durch  Gesetz  als  durdi  Yolksbewusstsein  sein  Recht  erhalten  könnte.  Und 
wenn  nur  Eine  dieser  Quellen  thätig  war,  so  ist  das  Ergebniss  ein&di  gflltig 
und  in  das  System  einzureihen.  Allein  zweifelhaft  kann  sein,  welche  Rechts- 
queUe  vorgeht,  wenn  beide  dasselbe  Yerhältniss  mit  einer  Norm  bedacht 
haben.  Hier  haben  denn  nun  in  der  That  die  beiden  oben  angefahrten 
Möglichkeiten,  welche  nach  Abzug  besonderer  Wirksamkeitskreise  f&r  die 
Autonomie  übrig  bleiben,  ihre  Yertheidiger  gefunden;  und  es  sind  somit, 
da  bei  der  Annahme  eines  unbedingten  Yorzuges  sowohl  das  Gesetz  als 
das  Yolksrecht  vorangestellt  werden  kann,  dreierlei  Theorieen  entstanden. 
Nach  der  einen  muss,  weil  der  letzte  Grund  alles  Rechtes  der  allgemeine 
Yolkswille  ist,  dem  Yolks-  (Gewohnheits-)Rechte  der  Yorrang  einger&umt 
werden,  so  dass  ein  demselben  widersprechendes  Gesetz  des  Staates,  von 
welcher  Beschaffenheit  und  aus  welcher  Zeit  es  auch  sein  möchte,  ungültig 
ist').  Yon  Andern  wird  umgekehrt  der  Gesetzgebung,  als  dem  unzweifel- 
haften und  für  gesittigte  Zustände  passenderen  Ausdrucke  des  Staatswillens 
unbedingt  der  Yorzug  vor  dem  Gewohnheitsrechte  gegeben,  so  dass  nie 
durch  letzteres  ein  Staatsgesetz  geändert  oder  beseitigt  werden  soU,  sondern 
es  nur  für  noch  ungeordnete  Verhältnisse  Normen  zu  geben  vermag'). 
Endlich  aber  werden  beide  auf  völlig  gleiche  Stufe  gestellt,  beide  als  gleich 
reine  Ausdrücke  des  allgemeinen  Willens  betrachtet,  so  dass  im  Falle  eines, 
nach  den  gewöhnlichen  Regeln  der  Auslegung  nicht  wegräumbaren,  Wider- 
streites zwischen  denselben  lediglich  die  Zeit  entscheidet,  insofeme  die 
zuletzt  entstandene  Norm,  gleichgültig  welcher  der  beiden  Quellen  ent- 
Sprüngen,  als  der  itzige  Ausdruck  des  gemeinsamen  Willens  geachtet  werden 
muss').  —  Yon  diesen  Ansichten  beruht  nun  aber  die  erste  offenbar  auf 
einem  viel  zu  geringen  Begriffe  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Staates. 
Es  kann  doch  darüber  verständigerweise  kein  Zweifel  obwalten,  dass  der 
Staat  auch  eigenthümliche  Rechtsvorschriften  geben  darf,  und  dass  er,  wenn 
er  in  der  Ausführung  seiner  Aufgabe,  das  Volksleben  einheitlich  nach  ge- 
wissen obersten  Grundsätzen  zu  ordnen,  auf  eine  widersprechende  Gewohn- 
heit stosst,  dieselbe  zu  beseitigen  und  durch  eine  in  sein  System  passende 


1^  Diese  Ansicht  yertritt  Oomte,  Tnit^  de  löjpisUtion,  s.  oben,  $  1,  Anmerk.  8. 

f)  Vgl.  die  AasfBhrong  von  Wftchter,  Handb.  1, 1,  8.60  tg.  Wenn  dieselbe  auch  cnnXebst 
nur  die  BeBtlnimongen  des  wttrttembergiMhen  Rechtes  erörtert,  so  mht  sie  doch  auf  deo  obigen 
allgremeineQ  Orflnden. 

S)  8.  BAYlynj,  Bystem,  Bd.  I,  8.  8t  1);. 
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zu  ersetzen  berechtigt  ist.  Das  Beispiel  aller  Staaten  beweist  anch  die 
ganz  allgemeine  Annahme  eines  soldien  Rechtes.  Eben  so  wenig  lässt  sich 
aber  nach  Lehre  nnd  Erfahrung  die  zweite  der  obigen  Theorieen  vertheidigen, 
welche  gerade  umgekehrt  den  rechtschaffenden  Volkswillen  unbedingt  dem 
in  einem  Gesetze  ausgesprochenen  Staatswillen  nachsetzt.  Er  kann  nur 
entweder  auf  der  Behauptung  beruhen,  dass  mit  der  Entstehung  einer  ge«- 
ordneten  gesetzgebenden  Staatsgewalt  die  recht4schaffende  Kraft  des  allge- 
meinen Willens  ganz /aufhöre;  oder  auf  dem  Satze,  dass  diese  letztere  Kraft 
unbedingt  eine  untergeordnete  sei  gegenüber  von  dem  Willen  der  Staats- 
gewalt. Ersteres  widerspridit  denn  nun  aber  entschieden  der  Er&hrung, 
welche  die  Entstehung  von  neuen  Gewohnheitsrediten  nachweist,  und  ist 
sogar  unvereinbar  mit  der  eigenen  Annahme,  dass  Gewohnheitsrecht  für 
ein  gesetzlich  nodi  ungeordnetes  Verh&ltniss  Gültigkeit  habe.  Der  andere 
Grund  aber  ist,  wenn  nicht  die  ganze  Ansicht  von  der  Entstehung  eines 
volksthümlichen  ungeschriebenen  Rechtes  fOr  falsch  erklärt  werden  will, 
desshalb  unrichtig,  weil  beide  Rechtsquellen  auf  dem  allgemeinen  Yolks- 
bewusstsein  schliesslich  beruhen,  ja  sogar  ein  Yolksrecht  der  unmittelbarere 
Ausdruck  desselben  ist.  Es  bleibt  somit  die  Gleichstellung  mit  Be- 
rücksichtigung der  Entstehungszwecke  als  das  riditige  Yerhftltniss 
der  beiden  grossen  Reehtsquellen. 

Von  diesem  Ergebnisse  darf  weder  die  Besorgniss  vor  Unsicherheit 
des  Rechtes,  noch  die  Rücksicht  auf  Grund-  oder  Yerfassungsgesetze  ab- 
wendig machen. 

Was  nfimlich  jene  Besorgniss  betrifft,  so  ist  allerdings  nicht  zu  läugnen, 
dass  die  Sicherheit  der  Rechtsordnung  durch  die  Gleichstellung  von  Ge- 
wohnheitsrecht und  Gesetz  insofeme  gefährdet  ist,  als  die  Thatsache  eines 
gültig  zu  Stande  gekommenen  Gewohnheitsrechtes  keineswegs  immer  so  un- 
zweifelhaft voriiegt,  wie  die  Thatsache  eines  Gesetzes.  Es  kann  also  bei 
Betheiligten  und  Richtern  eine  Yerschiedenheit  der  Ansicht  darüber  statt- 
finden, der  Eine  das  ältere  Gesetz  fiEkr  aufgehoben  ansehen  durch  ein  Yolks- 
recht, der  Andere  das  Yorhandensein  dieses  letzteren  läugnen,  woraus 
Ungewissheit  und  Yerschiedenheit  der  Richtersprüche  entstehen  muss.  Aus 
dieser  Möglichkeit  eines  Uebels  geht  nun  aber  nicht  etwa  die  Unrichtigkeit 
des  Satzes  selbst  hervor,  sondern  nur  die  Aufforderung  zur  Umschau  nach 
einer  Hülfe.  Und  diese  ist  audi  zu  finden.  Es  darf  nämlich  nur  an  den 
Staat  eine  doppelte  Forderung  gestellt  werden.  Einmal,  dass.  er  die  Be- 
dingungen der  gültigen  Entstehung  eines  Gewohnheitsrechtes,  mit  andern 
Worten  dessen  rechtliche  Eigenschaften,  in  gesetzlicher  Feststellung  genau 
ausspreche,  so  dass  kein  Streit  in  der  Lehre  möglich,  in  der  Beurtheilung 
des  einzelnen  Falles  aber  ein  fester  Halt  vorhanden  ist.  Zweitens  aber, 
dass  er  durch  Anordnung  von  Sammlung  und  Aufzeichnung,  (keineswegs 
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zü  verwecfaseln  mit  Yerwandlnng  in  Gesetze,)  die  thats&chlicfa  voriumdeoen 
Gewohnheitsreelite  Jedem  leicht  zugänglich  mache  und  ihr  Bestehen,  wenig- 
stens so  weit  diese  Anfiieichnnng  geht,  ausser  Zweifel  setze. 

Mit  Rflcksicht  auf  Yerfassungsgesetze  aber  könnte  insofeme  die  Gleich- 
berechtigung des  Yolksrechtes  und  des  Gesetzes  angefochten  werden,  als  in 
jedem  Staate  gewisse  Gesetze  eine  besondere  Heiligkeit  in  Anspruch  nehmen, 
weil  sie  die  Grundlagen  des  ganzen  Staatslebens  bestimmen.  Bei  vielen 
Völkern  sind  sogar  diese  Grundgesetze  in  besonderen  Urkunden  yerzeidmet 
und  in  solcher  Eigenschaft  für  ganz  unabänderlich  oder  wenigstens  nur 
unter  Einhaltung  bestimmter  Formen  abftnderlidi  erklärt.  Es  ist  somit 
allerdings  der  Zweifel  möglich,  ob  audi  diese  Grundgesetze  durch  Gewohn- 
heitsrecht beseitigt  oder  verändert  werden  können,  und  ob  nicht  wenigstens 
die  Yorschiift  Jener  formellen  Bedingungen,  welche  der  Natur  der  Sache 
nach  bei  Entstehung  eines  Gewohnheitsrechtes  gar  nicht  einzuhalten  sind, 
eine  Unantastbarkeit  ftr  die  geschriebenen  Yerbssungs-Urkunden  herbei- 
führe? Bedenkt  man  nun  aber,  dass  gerade  hinsichtlidi  der  vom  Staate 
yerfolgten  obersten  Zwecke  und  der  Grundbedingungen  des  Zusammen- 
lebens der  Ausdruck  des  unmittelbaren  Yolksbewusstseins  von  der  grössten 
Bedeutung  ist,  weil  die  Verfassung  des  Staates  nur  berechtigt  ist,  insofeme 
sie  den  Lebenszwecken  des  Volkes  entspricht;  femer,  dass  unttberlegte  und 
wankelmflthige  Aenderungen  in  der  Verfassung  durch  neues  Gewohnheitsredit 
schon  desshalb  wenig  zu  fürchten  sind,  weil  zu  ihrer  gtütigen  Entstehung 
die  Theilnahme  des'gesammten  Volkes  nöthig  ist,  welche  im  Zweifel  nur 
nach  längerer  Prüfung  und  Ueberwindung  manchen  Widerstandes,  und 
namentlich  bei  wenigstens  stillschweigender  Zustimmung  der  bestehenden 
Regierung  erlangt  werden  kann;  endlich  dass  die  Zurückweisung  des  Volks- 
rechtes in  Verfassungsfiragen  sehr  leicht  zu  der  schlimmen  Altemative  einer 
Erstickung  der  naturgemässen  Entwicklung  des  Lebens  oder  einer  gewalt- 
samen Sprengung  der  unpassend  gewordenen,  aber  nicht  auf  rechtlidiem 
Wege  abänderbaren  Verfassung  führt:  so  muss  dem  Gewohnheitsrechte  auch 
gegenflber  von  Gmnd-  und  Verfassungsgesetzen  eine  Gleichberechtigung 
zugesprochen  werden.    Und  zwar  ist  diess  audi  in  Beziehung  auf  solche 
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Bestimmungen  festzuhalten,  für  deren  Abänderung  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung erschwerende  Vorschriften  gegeben,  oder  welche  selbst  für  ganz 
unabänderlich  auf  diesem  Wege  erklärt  sind.  Alle  diese  Vorschriften  be- 
ziehen sich  eben  nur  auf  das  Verfahren  der  Gesetzgebung,  sind  aber  völlig 
unanwendbar  auf  eine  Reditsbildung  durch  unmittelbares  Volksbewusstsein'). 


1)  Vgl.  Wächter,  Handbuch,  n,  l,  8. 85.  Gerne  nehme  Ich  die  Ton  mir  an  einem  andern 
Orte  (Staatsrecht  dei  KSnigrr.  Württemberg,  S.Aafl.,  Bd.  I,  8. 31  fg.,  93^.)  geSiueerfe  Ansicht 
surflok,  nach  welcher  snr  Bildong  eines  Gewohnheitsrechtes  gegen  eine  Bestimmnng  einer 
Verfassanga-Urkonde  die  Einhaltnng  der  in  solchem  Falle  fBr  die  Gesetsgebnng  rorgeschriebenen 
erschwerenden  Form  nöthig  sein  sollte.   Von  selbst  rerrteht  sich,  dass  dann  aber  anch  die 


Von  Bechtsquellen  und  Gesetiatt.  397 

Dass  die  meisten  Staaten  in  der  That  YerCAssongsab&nderangen  dordi  Ge- 
wohnheitsrecht, namentlich  ein&die  Beseitigungen  nnbrandibar  oder  nnaus- 
f&hrbar  gewordener  Gesetze,  aufzuweisen  haben,  kann  nur  befestigen  in  der 
Annahme  dieser  L^ire. 

Auf  diese  Weise  ergiebt  sich  denn  folgende  Ineinanderf&gung  der 
Rechtsquellen  und  durdi  sie  ein  unzweifelhafter  und  in  sich  Übereinstim- 
mender Zustand  der  Bechtsordnung: 

Allem  anderen  Rechte  gehen  yor  autonomische  BestimmungeUi 
falls  und  so  weit  Gesetz  oder  Gewohnheit  die  Befugniss  zu  ihrer  Erlassung 
eingeräumt  hat;  jedoch  sind  sie  ausschliesslich  nur  gültig  in  dem  Lebens- 
kreise, für  welchen  sie  gegeben  werden  durften. 

Die  gesummten  übrigen  menschlichen  Verhältnisse  im  Staate  beherrscht 
Yolksrecht  und  Gesetz  mit  völlig  gleicher  Befugniss,  so  dass  im  Falle 
eines,  durch  Auslegungskunst  wirklich  nicht  lösbaren,  Widerspruches  ledig- 
lich die  Zeit  der  Entstehung  des  einzelnen  Recfatssatzes  entscheidet,  indem 
immer  der  jüngst  zu  Stande  gekommene  gilt. 

Nur  wo  die  vorstehenden  Rechtsquellen  auch  nach  richtiger  gegenseitiger 
Ergänzung  dodi  nodi  eine  Lücke  lassen,  kann  solche  durch  einen  recht- 
bildenden Ausspruch  der  Gerichte  des  Staates  ausgefüllt  werden.  Jeder 
später  aus  einer  der  andern  Quellen  entstehender  Satz  hebt  einen  solchen 
auch  wieder  auf. 

§3. 

Ton  den  Eigenschaften  der  Rechtsquellen. 

Es  ist  Pflicht  des  Staates,  eine  möglichst  vollkommene  Rechtsordnung 
herzustellen  und  beständig  zu  erhalten.  Vollkommen  aber  wird  sie  sein, 
wenn  sie  Vollständigkeit,  innerliche  Richtigkeit  und  formelle  Untadelhaftig- 
keit  aller  Rechtsanstalten  und  einzelnen  Recfatssätze  vereinigt;  vollkommen 
erhalten  werden,  wenn  einer  Seits  lallen  neu  entstehenden  Rechtsbedürfiiissen 
alsbald  und  im  Einklänge  mit  dem  bereits  bestehenden  Rechte  abgeholfeui 
anderer  Seits  jeder  abgestorbene,  weil  keinem  itzt  noch  vorhandenen  mensch* 
liehen  Verhältnisse  entsprechende,  Reohtssatz  beseitigt  wird. 

Ein  solcher  Zustand  ist  natürlich  nur  dann  denkbar,  wenn  die  ver- 
schiedenen Rechtsquellen  der  beständigen  Hervorbringung  so  tadellosen 
Rechtes  gewachsen  sind.  Diess  aber  setzt  wieder  das  Vorhandensein  mancher 


MeiniiDg  flUlt,  nich  welcher  inr  OiUtigrkeit  eines  nur  einer  Yerordnang  gegenftbeniutenen* 
den  Qewohnheitsrechtes  wenigere  Eigenschaften  hinreichen  sollten,  als  wenn  ein  Oesets  in 
Frage  stehe.  Wo  immer  ein  Yolksrecht  gegen  ein  geschriebenes  Becht  gelten  soU,  moss  es 
an  sich  gtUtig  sn  Stande  gekommen  sein;  es  gieht  keine  yerschiedene  BUdnng  eines  nnmittel* 
hären  Rechtsbewnsstseins  des  Volkes,  Je  nach  dem  Gegenstande  oder  der  Art  des  entgegen« 
stehenden  Bechtes. 
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an  sidi  nicht  häufiger  und  im  Vereine  nodi  seltenerer  Eigenschaften  yoraiiB. 
Es  sind  diese: 

Kenntniss  des  thatsftdilichen  BedOrfiiisses  neuer  Rechtsbestimninngen^ 
damit  weder  Locken  onaasgefüllt  bleiben,  noch  UeberflOssiges  und  somit 
Sdiftdliches  geschieht. 

Klares  and  vollständiges  Bewnsstsein  des  bereits  bestehenden  Rechtes^ 
um  sowohl  das  Nene  gehörig  einzupassen,  als  die  gegenseitigen  Beziehungen 
desselben  und  des  älteren  Redites  zu  ermessen  und  zu  ordnen. 

Nach  Bedürfhiss  beliebig  erweckbare  Thätigkeit,  zur  Vermeidung  von 
Zurflckbleiben  hinter  eingesehenen  Bedflrfmssen  und  begriffenen  Mitteln. 

Verbindung  von  bedaditer  Zähigkeit  und  Festhaltung  des  Guten  mit 
entschlossener  Verwerfung  des  als  ungenügend  oder  nachtheilig  Erkannten, 
damit  weder  das  Recht  nach  jeder  vorübergehenden  Laune  wechselt  und 
Borger  sowohl  als  Richter  Sicherheit  und  Rechtserkenntniss  verlieren,  noch 
aber  auch  das  Untaugliche  beibehalten  wird  bloss  weil  es  besteht. 

Guter  Wille  fOr  das  Rechte  und  Zweckmässige,  also  namentlich  Unbe- 
theiligtheit  bei  den  bisherigen  Uebelständen. 

Endlidi  Fähigkeit  zur  unzweifelhaften  Abfotssung  und  genOgenden  Be- 
kanntmachung der  neu  geschaffenen  Vorschriften,  als  ohne  welche  nur 
Zweifel  und  Streit  oder  unverschuldete  Unkenntniss  entstehen  kann. 

Nichts  ist  schon  an  sich  wahrscheinlicher,  als  dass  nicht  alle  Rechta- 
quellen  diese  Eigenschaften  sämmtlich  und  gar  in  demselben  Grade  besitzen. 
Und  eine  genauere  Untersuchung  zeigt  denn  auch  in  der  That  die  auf- 
fallendsten Verschiedenheiten  derselben  in  dieser  Beziehung. 

Fassen  wir  nämlich  zunächst  das  dem  unmittelbaren  Volksredite  (Gre- 
wohnheitsrecfate)  zu  Grunde  liegende  Volksbewusstsein  ins  Auge,  so  kann 
nidit  verkannt  werden :  das  Vorhandensein  einer  Kenntniss  des  thatsädilidien 
BedOr&iisses,  des  guten  Willens,  und  des  zähen  Festhaltens.  Schon  in 
geringerem. Grade  ist  ein  klarer  Begriff  von  dem  an  sich  Grerediten  voi^ 
^nden,  so  wie  die  Bekanntsdiaft  mit  dem  bestehenden  Rechte  und  die 
genaue  Beurtheilung  aller  Wirkungen  eines  neuen  Rechtssatzes.  Letzteres 
jeden  Falles  nur  in  einfachen  Gesittigungszuständen.  Völlig  fehlt  endlich 
die  Möglichkeit,  die  schaffende  Kraft  nach  Belieben  und  mit  zureichendem 
Erfolge  in  Bewegung  zu  setzen,  die  rasche  Entschlossenheit  zu  einer  nöthigen 
'HOlfe,  die  Fähigkeit  scharfer  Fassung  und  genügender  Bekanntmachung.  ^ 
Der  ganze  hier  vor  sich  gehende  Process  ist  zwar  ein  durchaus  gesunder; 
er  ist  völlig  frei  von  Oberkluger  Spitzfindigkeit  und  von  verkehrten  VorurÜieilen : 
allein  er  geht  mehr  im  Gefühle  vor  sich,  als  im  bewnssten  Verstände,  und 
aur  GewäUigung  umfassender  Bedürfnisse  und  feinerer  Ausbildung  ist  er 
ganz  unfähig.  Sein  Verdienst  liegt  also  in  der  Geltendmadiung  wirklicher 
Bedürfnisse,    unter  Umständen  in   der  Kritik  verfehlter  Richtungen  und 
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Kflnstlichkeiten,  ferner  in  der  Achtung,  welche  das  Volk  solchem  natur- 
wüchsigen Rechte  ohne  Zwang  zollt.  Allein  es  fehlt  dem  auf  diesem  Wege 
erzeugten  Rechte  an  Schärfe,  an  Entfaltung,  an  Umfang;  es  kann  ver- 
wickelten und  reichhaltigen  Lebenszuständen  nicht  genügen. 

Vielfach  anders  verh&lt  es  sich  mit  demRechtsbewusstsein  der  Gerichte, 
wenn  dieses  als  schaffende  Kraft  in  dem  engeren  ihm  zugewiesenen  Kreise 
in  die  Erscheinung  tritt.  Hier  liegt  genaue  Kenntniss  des  bestehenden 
Rechtes,  richtige  Beurtheilung  der  Folgen  neuer  S&tze  und  Geschicklich- 
keit zu  deren  passender  Einfilgung,  Fähigkeit  zu  richtiger  Fassung  und 
Entwicklung,  Bekanntschaft  mit  der  äusseren  Nothwendigkeit  einer  neuen 
RechtsschaffuDg,  Fähigkeit,  ja  sogar  Nothwendigkeit  des  Eingreifens  im 
Augenblicke  des  Bedürfnisses  unzweifelhaft  in  der  Natur  der  Sache.  '  Nur 
in  unvollkommenem  Grade  findet  die*Bekanntmachung  der  neu  geschaffenen 
Rechtssätze  statt.  Gar  keine  Sicherheit  endlich  kann  dafür  gegeben  werden, 
dass  das  von  den  Gerichten  ausgehende  neue  Recht  dem  wirklichen  inneren 
Bedürfhisse  des  Lebens  und  der  wahren  Einsicht  in  das  Wesen  der  Ge- 
rechtigkeit entspreche.  Es  ist  möglich,  dass  diese  Eigenschaften  im  einzelnen 
Falle  bestehen;  allein  es  kann  auch  ebenso  wohl  gegen  die  eine  oder  andere 
der  so  nothwendigen  Forderungen  gesündigt  sein  bei  beschränkter  Kenntniss 
des  Lebens,  oder  bei  ungesunder  wissenschaftlicher  Liebhaberei,  Eitelkeit 
und  Eigensinn.  Beispiele  einer  völlig  falschen,  lange  andauernden  Richtuog 
des  ganzen  Standes  der  Rechtsgelehrten  eines  Volkes  sind  nicht  eben  selten; 
die  Wirkungen  eines  solchen  Verhaltens  auf  das  von  ihnen  vermittelte  Recht 
aber  ergeben  sich  dann  von  selbst.  Und  noch  häufiger  ereignet  sich,  dass 
die  im  amtlichen  Beschäftigungskreise  eingeschlossenen  Beamten  dem  wirk- 
lichen Leben  sehr  fremd  sind.  —  Bei  den  Erzeugnissen  dieser  Kraft  herrscht 
der  bewusste  Verstand  vor;  und  unzweifelhaft  ist  dieser  zu  Leistungen  fUüg, 
welche  das  natürliche  Rechtsgefühl  nimmermehr  zu  Stande  bringen  kann. 
Allein  es  können  diese  Verstandeshandlungen  auch  auf  ganz  falscher  Grundlage 
vor  sich  gehen,  das  wirkliche  Bedürfniss  nicht  nur  nicht  befriedigen,  sondern 
ihm  selbst  bleibend  entgegentreten,  und  so  ein  technisch  vielleicht  vollendetes, 
allein  das  Leben  des  Volkes  verdrehendes  und  verderbendes  System  schaffen. 
Es  muss  somit  diese  Rechtsquelle  als  eine  zwar  unentbehrliche,  allein  auch 
als  eine  gefährliche  bezeichnet  werden,  und  jeden  Falles  als  eine  solche, 
welcher  die  Rechtsbildung  eines  Volks  nimmermehr  in  grossem  Umfange 
überlassen  werden  kann  ^). 


1)  Die  Bchriften  J.  Bentham'a  sind  das  Arsenal,  ans  welchem  die  Einwendiingeii  iregen 
die  Richtenprüche  als  ftechtsqaeUen  in  grrösster  VonstAndigkelt  und  Schärfe  geholt  werden 
kSnnen.  Man  sehe  s.  B.  die  Papers  on  Codiflcatioa,  den  Codülcation  l*roposal,  die  Jostlcial  and 
Codlfleatlon  Petitions,  an  nnsähligen  Stellen.  Allerdings  sind  seine  Angriffe  snnKchst  nnr  auf  das 
englische  common  law  gerichtet,  und  treffen  auch  manche  nnr  diesem  dgenthflmliche  Eigenschaften; 
allein  in  der  Hauptsache  sind  sie  doch  allgemeiner  Art  und  finden  somit  anch  weitere  Anwendang. 
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Von  geringer  Bedentang  an  sich  für  die  gesanunte  Reditsordnnng  ist 
die  Willkflr  der  Privaten,  da  sie  nur  in  den  von  anderweitigem  Rechte 
bestimmten  Fftilen  and  nur  innerhalb  der  von  diesen  gezogenen  Grftnzen 
Recht  schaffen  kann  and  sie  auch  in  diesen  Schranken  strenge  festgeiialten 
za  werden  pflegt.     Es  wftre  dem  Einheitsgedanken  des  Staates  and   der 
ErfQlIang  seiner  Rechtspflicht  gleich  wenig  angemessen,  wenn  dieser  durch 
keinen  gemeinschaftlichen  Zweck  und  durch  keine  Rfidcsiclit  auf  die   Ge- 
sammtheit  gebundenen,  also  in  ihren  Strebungen  wesentlidi  selbstsflclitigen 
nnd  aberdiess  weit  ans  and  durch  einandergehenden  Kraft  ein  weiter  Spiel- 
raum eingeräumt  werden  würde.  Hiesse  diess  dodi  in  der  That  den  Haapt- 
grund  und  Nutzen  des  Staatsvereines  anheben.    So  weit  es  nun  aber  geht^ 
hat  das  autonomische  Redit  einen  ganz  eigenthümUdien  Gharacter.    Eliner 
Seits  ist  gar  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,   dass  es,  in  richtig  gezogenem 
*  Wirkungskreise,  fast  alle  Forderungen  an  eine  riditig  oi^^anisirte  Redits- 
quelle  erf&Ut.    Mit  Bestimmtheit  ist  hier  Kenntniss  des  Bedflrfhisses,  Ver- 
trautheit mit  dem  bestehenden  allgemeinen  Rechte,  Fähigkeit  zur  richtigen 
Abfassung  und  Mittheüung  an  die  Betheiligten,  endlich  Streben  nach  Zweck- 
mässigkeit vorauszusetzen.    Ebenso  wenig  fehlt  es  an  der  den  Bedflrfoissen 
entsprechenden  Thätigkeit,  so  wie  an  dem  richtigen  Begreifen  dessen,  was 
festzuhalten  und  aui^geben  sei.    Auf  der  andern  Seite  ist  ebenso  klar, 
dass  alle  diese  guten  Eigenschafben  wo  nicht  aufgehoben,  doch  sehr  in  Gefahr 

Schade ,  d»m  dem  Wahren  und  Seharftiniiiffen  auch  üebertriebenes  and  gani  Falsches  bd^e- 
misebt  !ft    Der  Hass  gegen  alle  Recbtsgelehrten ,  die  Ihm  nnr  Blntsanger  nnd  Betrüger  sind, 
bt  rar  fixen  Idee  geworden,  nnd  führt  den  grossen  Locker  selbst  bts  sar  Gemeinheit  In  der  Form, 
(er  nennt  s.  B.  die  Richtersprüche  wiederholt  ezcrementitioos  matter.)   In  dem  Briefe  an  den 
Pritsidenten  der  Vereinigten  Btaaten,  in  welchem  er  sieh  snm  Entwürfe  eines  Oesetsbuches  an- 
bietet, (Works,  Bd.  IV,  8.  450  fg.)  drängt  B.  seine  Aosstellnngen  gegen  die  RichtersprOche  sls 
Rechtsqnellen  etwa  folgendennassen  insammen:  „^in  aaf  diese  Weise  entstandenes  Recht  sei 
«Ine  formlose  Masse,  Beherrschung  desselben  so  gnt  als  onmciglich;  das  Recht  entstehe  nicht 
durch  das  Volk  oder  seine  dasn  gewählten  Vertreter,  sondern  durch  Diener  des  Staatsoberhauptes, 
welche  nicht  Im  allgemeinen  Nutsen ,  sondern  In  fanler  selbstischer  Verbindung  mit  ihm  und 
den  Vornehmen   handeln;   dieses  Recht  gehe  nicht  hervor  aus  allgemeinen  Bedenken  und 
Gründen,  sondern  ans  Einseinerwägungen,  su  deren  Anstellung  der  Richter  nicht  einmal  firei 
sei,  sondern  Ton  den  Parteien  abhänge;  es  entstehe  in  langer  Zeitfolge  für  gans  verschiedene 
Gesohlechter,  müsse  nothwendig  anpassend  werden;  Verbesserungen  seien  Im  Grossen  gar  nieht 
mügUch;  ImElnaelnen  nnr  durch  unlogische  und  willkürliche  Sprüche,  deren  nächste  Wirkung 
eine  oiTenbare  Ungertxditigkeit  gegen  die  auf  das  firühere  Recht  xählende  Partei  sei;  und  auch 
diese  Verbesserung  werde  nur  um  den  Preis  allgemeiner  Unsicherheit  des  Rechtes  erksnft; 
Recht  ans  Richtersprüehen  sei  wesentlich  das  in  vielen  Verfassungen  ausdrücklich  verbotene 
Gesets  ez-post-facto ;  in  StrafHUlen  gebe  es  dem  Richter  gans  willkürliche  Gewalt.    Noch  weit 
aosfübrlicher  setst  er  dieselben  Gedanken  aus  einander  in  seinem  Offenen  Briefe  an  die  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten  (das.,  S.  M8  fg.).    Es  bedarf  wohl  keiner  besonderen  Auseinander« 
setanng  der  In  dieser  Schilderung  enthaltenen  manchfachen  fklschen  Darstellungen  und  Ein- 
seitigkeiten; allein  in  Abrede  kann  auch  nicht  gestellt  werden,  dass  B.  mit  gewohntem  Schsrf- 
sinne  Richtiges  anflreAuiden  hat.   Die  geringe  unmittelbare  Wirkung  seiner  Angriffe  ist  seinen 
eigenen  Fehlem  snsnmessen,    und  namentlich  der,  in  der  That  unbegreiflichen,  sittlichen 
Verdächtigung  des  gesammten  Richterstandes.   Nicht  in  dem  üblen  WiUen  der  Handelnden, 
sondern  in  der  aar  Feststellung  allgemeiner  Reohtssätse  nickt  geeigneten  Stellung  der  Richter 
liegt  der  Grund  der  nnr  sehr  theilwelsen  nnd  gefihrllchen  Anwendbarkeit  der  Rlohteisprflohe 
als  Rechtsquellen. 
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gesetzt  sind  durch  den  Einen  Mangel,  dass  auf  gnten  Willen  fttr  das  an 
sich  Rechte  und  für  das  Gemeinnützige  gar  nicht  gezählt  werden  kann.  Es 
liegt  zwar  verderbliche  Selbstsacht  nicht  nothwendig  im  Begriffe,  (sonst 
mttsste  ja  eine  solche  QueUe  von  Unrecht  völlig  untersagt  sein);  es  mag 
durch  autonomisches  Recht  nur  eine  Unzweckm&ssigkeit  des  Gesetzes  aus- 
gemerzt, ein  ganz  erlaubter  Yortheil  angestrebt,  selbst  allgemein  Gutes 
beabsichtigt  werden:  allein  Mis8trauei\  ist  nur  allzusehr  gerechtfertigt.  Es 
muss  also  über  diese  Rechtsquelle  die  strengste  Aufsicht  gefiahrt  werden, 
nicht  nur  hinsichtlidi  der  Einhaltung  ihrer  Zuständigkeit,  sondern  auch 
wegen  des  möglichen  Inhaltes  ihrer  Erzeugnisse. 

Am  schwierigsteir  ist  eine  allgemeine  richtige  Würdigung  der  Gresetz- 
gebung  des  Staates  als  Rechtsquelle.    Es  ist  nämlich  einer  Seits  ganz  un- 
zweifelhaft, dass  dem  Staate  alle  Mittel  zu  Gebote  stehen,  um  die  höchsten 
Forderungen  an  eine  Rechtsbildung  zu  befriedigen;  allein  anderer  Seits  ist 
es  auch  möglidi,  dass  von  diesen  Mitteln  gar  kein  Gebrauch  gemacht,  viel- 
mehr sogar  die  Macht  des  Staates  zum  Verderben  des  Rechts  missbraucht 
wird.    Was  nämlidi  die  Mittel  bei  guter  Anwendung  betrifft,  so  i^llt  zu* 
nächst  ins  Auge,  dass  der  Staat  über  den  grössten  und  ausgezeichnetsten 
Theil  der  Rechtskundigen  im  Volke  verfägt,  und-  dass  es  ihm  somit  für  die 
mittelst  Gesetzes  vorzunehmende  Rechtsbildung  an  Einsidit  in  die  obersten 
Rechtsbegriffe,   an  Kenntniss   des  bestehenden, Rechtes,   an  Fähigkeit  zu 
scharfsinniger  Entwicklung  und  technisch  guter  Abfassung  nimmermehr  fehlen 
kann  ^).    NamentUch  um&ssendere,  ganze  Seiten  des  Rechtslebens  ordnende 
Bestimmungen  sind  vorzugsweise  auf  diese  Weise  zu  Stande  zu  bringen. 
Es  ist  nicht  bloss  möglich,  die  bereits  drängenden,  sondern  auch  die  erst 
entstehenden  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  und  somit  Unzufriedenheit  zu  ver- 
hüten, zu  neuen  Zuständen  überzuleiten.   Der  Staat  hat  femer  die  richtigste 
Bekanntmachung  einer  neuen  Rechtsregel  ganz  in  der  Hand;  und  bei  einer 
einigermassen  zweckmässigen  Einriditung  fehlt  es  ihm  auch  nicht  an  der 
Möglichkeit,  die  Hiätigkeit  der  Reditschaffung  nach  Bedürfniss  zu  erwecken, 
und  sich  in  Kenntniss  von  dem  thatsächlichen  Stande  des  Bedürfnisses  nadi 
neuen  Gesetzen  zu  erhalten,  (letzteres  namentlich  durch  die  Presse,   durch 
Mittheilungen  von  Abgeordneten  des  Volkes,  durch  Einvernehmung  von  Sach- 
verständigen u.  s.  w.).     Und  wenn  endlich  allerdings   die  Einhaltung   des 
richtigen  Masses  von  Bewahren  und  Neugestalten   schwierig  ist   bei   der- 
Möglichkeit  hier  eines  übereifrigen  Verbesserungstriebes  oder  eines  starken 
Drängens  vom  Volke,  dort  einer  allzugewissenhaften  Bedenklichkeit,  langen 


1)  Mlkroflcopiaehe  Staaten  mögen  hier  eine  Aninahme  machen,  wenigstens  für  schwierigere 
geseUgeberisehe  Arbeiten.  Ailein  solche  sind  ttberhanpt  eine  nnglttdüiche  Gestaltung,  nnge- 
niigend  su  Jeglichem  Staatsswecke.  Sie  mögen  sich  der  Gtosetse  grosser  Staaten  mit  verwandten 
QeslttlgQngssnstlinden  bedienen. 
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Gewohnheit  a.  8.  w.:  so  lassen  sich  doch  aaeh  in  dieser  Beziehung  Abhülfe- 
mittel  finden,  wenigstens  in  freieren  Staaten.    Dagegen  ist  freilich   eben 
so  onl&agbar,  dass  die  Gesetzgebung  des  Staates  auch  auf  das  sch&ndHcliste 
missbraucht  werden,   dass   sie    das  möglichst   schlechte   Ergebniss    liefern 
kann.    Es  mögen  die  mit  der  gesetzgebenden  Gewalt  bekleideten  Personen 
mitBewusstsein  befehlende  Normen  geben,  welche  ihnen  selbst  oder  einzelnen 
Ton  ihnen  Begünstigten  ungerechte  Vortheile   zuwenden,  welche   die   ver- 
nflnftige  Freiheit   brechen,    welche    ein    dem  Volksbewusstsein    und    den 
Bedür&iissen  widriges   Recht  feststellen.    Es   mögen   Gleidigttltigkeit   und 
Verkehrtheit  in  der  Wahl  der  Organe  zur  Schaffung  neuer  Gesetze  fehl- 
greifen, und  dadurch,  selbst  ohne  eigentlich  bösen  Willen,  jede  Art  von 
Unterlassungs-  und  Begehungs-Fehlem  verursachen.   Es  ist  endlich  möglich, 
dass  ein  unrichtiges  Verfahren  bei  der  Abfassung  von  Gesetzen  eingesdilagen 
und  dadurdi  Alles  verdorben  wird.  —  Somit  kann  denn  eine  Staatsgesetz- 
gebung der  höchste  Segen  und  der  grösste  Fluch  für  ein  Volk  sein;  und 
es  ist,  bei  der  völligen  Unentbehrlichkeit  dieser  Bechtsquelle ,  ein  wesent- 
licher Trost,  dass  nicht  die  schlimmen,  sondern  vielmehr  die  guten  Eigen- 
schaften in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  nur  Missbrauch  jene  hineintrftgt, 
dass  also  durch  äussere  Bewahrmittel  eine  Hülfe  beschaffbar  ist. 

Das  Ergebniss  dieser  Untersuchung  ist  denn  also  ein  gemischtes.   Einer 
Seits    entspricht    unläugbar  nicht    eine   einzige   dieser  Bechtsquellen   den 
sftmmtlichen  Bedingungen   einer  vollkommenen  Rechtsbildung;  wenigstens 
nicht  unter  allen  Umständen  und  mit  innerer  Nothwendigkeit.    Während  die 
einen  den  Bedürfnissen  nicht  mit  der  nöthigen  Vollständigkeit,  Bestimmtheit 
und  Schnelligkeit  zu  entsprechen  vermögen,  droht  bei  andern  die  Möglichkeit 
einer  materiellen  Fehlerhaftigkeit  aus  Selbstsucht  oder  verkehrter  Auffassung. 
Anderer  Beits  ist  aber  auch  nicht  eine  dieser  Rechtsquellen,  welche  nicht 
sehr  tüchtige  Eigenschaften  und  zwar  in  Mehrzahl  hätte;  und  bei  allen  ist 
es  möglich,  durch  passende  Einrichtung  und  Behandlung  diese  Vorzüge  noch 
zu  sichern  und  zu  stärken,  die  Mängel  aber  zu  verbessern  oder  ganz  abzu- 
halten, so  dass  sie  unter  sich  zur  Ergänzung  zu  dienen  und  als  Ganzes, 
wo  nicht  ein  ideell  vollkommenes  so  doch  ein  brauchbares  Ergebniss  zu 
liefern  vermögen. 

Kaum  ist  es  nöthig,  die  unter  diesen  Umständen  dem  Staate  zufallende 
Aufgabe  erst  noch  auszusprechen.  Sie  besteht  nämlich  offenbar  darin,  alle 
diejenigen  Massregeln  aufrufinden  und  einzuführen,  welche  unter  gegebenen 
Umständen,  namentlich  also  auch  bei  der  bestehenden  Verfassung,  als 
geeignet  erscheinen,  in  allen  vier  Rechtsquellen  die  formell  und  materiell 
untadelhafteste  Rechtserzeugung  zu  fördern  und  zu  schützen.  Das  Recht  zu 
solchen  Vorschriften  ist  unzweifelhaft,  der  Erfolg  aber,  wie  vielfache  Erfahrung 
zeigt,  ein  höchst  günstiger,  wenn  nur  Einsicht  und  Willenskraft  nicht  fehlen. 
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Dass  aber  bei  diesen  Massregeln  znr  Erzielnng  eines  möglichst  guten 
Rechtes  die  Gesetzgebung  des  Staates  .selbst  yorzngsweise  in  das  Auge  zu 
fassen  ist,  ergiebt  sich  theils  aus  der  hier  stattfindenden  Möglichkeit  einer 
ganz  beliebigen  Gestaltung,  theils  aus  der  Wichtigkeit  dieser  Rechtsquelle, 
welche  allein  den  gesteigerten  Forderungen  eines  vorgeschrittenen  Cultur- 
lebens  GenOge  zu  leisten  im  Stande  ist,  und  welche  flberdiess  dem  Staate 
die  Mittel  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  liefert,  einen  einheitlidien  Organis^ 
mns  des  Volkes  herzustellen. 

Die  Gründe  und  die  Folgen  der  Verschiedenheit  der 

Rechtsgesetze. 

Ehe  irgend  in  die  Lehre  von  den  Massregeln  zur  Herstellung  einer 
tüchtigen  Gesetzgebung  eingegangen  werden  kann,  ist  die  Erledigung  einer 
Vorfirage  nothwendig.  Dieselbe  geht  dahin:  ob  etwa  unter  den  vom  Staate 
ausgehenden  Rechtsnormen  eine  solche  Verschiedenheit  ^  stattfindet,  dass 
dieselbe  auch  ein  verschiedenes  Verfohren  bei  ihrer  Schaffung  räthlich  er- 
scheinen lässt?  Eine  alsbaldige  Erledigung  der  Frage  ist  aber  desshalb 
unerlftsslich,  weil,  im  Falle  einer  Bejahung,  eine  Vemachlfissigung  der 
daraus  sich  ergebenden  Forderungen  in  der  ganzen  Lehre  entweder  Un- 
Vollkommenheit  und  Unvollstandigkeit  oder  unklare  Verwirrung  zur  Folge 
haben  müsste. 

Es  lassen  sich  nun  zwei  Gründe  denken,  aus  welchen  möglicherweise 
eine  so  bedeutende  Verschiedenheit  entstehen  könnte*). 

Einmal  nftmlich  ist  denkbar,  dass  die  Verschiedenheit  der  Gegen- 
stände, deren  Rechtsverh&ltniss  die  Gesetze  zu  ordnen  bestimmt  sind, 
einen  solchen  Einfluss  auf  ihr  Wesen  ausübt,  dass  ihre  Vollkommenheit 
auch  nur  durch  wesentlich  verschiedene  Mittel  erreicht  werden  kann. 


1)  Es  bedarf  hoffentlich  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  die  beiden  hier  sngeirebenen  Ver- 
schiedenheiten der  Gesetze  nicht  als  die  einzigen  überhaupt  mSglichen  nnd  zu.  Wissenschaft- 
liehen  Zwecken  br^aehbaren  Elntheilnngeo  der  yom  Staate  aasflrehenden  Bechtsnomien  aufge- 
stellt werden  wollen ;  sondern  nur  als  die  bei  der  Torliegenden  Frage  allein  berttcksichtigbaren. 
Im  Uebrigen  mag  gelegentlich  bemerkt  sein,  dass  manche  Ton  den  Elntheilungen  der  Gesetze, 
mit  welchen  tean  sich  nnd  Andere  quält,  Ton  gar  keiner  denkbaren  i«ehtUohen  oder  polltiachen 
Branchbarkeit  sind;  oder  dass  sie  gegen  die  ersten  Regeln  der  formalen  Logik  yerstossen. 
Wenn  z.  B.  B entkam  in  seinem  General  view  of  a  complete  Code  of  Laws  (Works,  Bd.  III, 
8.  U7  Hg,)  nicht  weniger  als  dreizehn  Terschiedene  mögUohe  EintfieUnngen,  > unter  ihnen  fünf 
neu  von  ihm  ersonnene,  anfiulhlt:  so  ist  diess  ein  ganz  nutzloser  logischer  Luxus,  wie  er 
ihn  nur  allzu  oft  treibt.  Was  soll  z.  B.  der  Staatsmann,  oder  der  Becbtsgelehrte ,  oder  der 
Oeschlehtsforscher  mit  einer  Elntheilnng  der  Gesetze  in  subetantive  und  a^Jective,  belohnende 
und  bestrafende,  mittelbare  oder  unmittelbare,  machen?  Oder  wenn  Bluntsohli  in  seinem 
(fibrlgens  yortrefllichen )  Allgemeinen  Staatsrechte,  S.  316  fjg:.,  eintheilt  in  Verfkssungs-  und 
Oiund-G.;  oiganisehe  0.;  Begtefunga-  und  politische  G.;  Flnaaz-G.;  Straf-  und  Polizel-0.(D; 
privatrechtliohe  Gesetze:  so  ist  nicht  nur  irgend  ein  wissenschaftlicher  oder  praktischer  Zweck 
dieser  Kategorieen  nicht  eraichtlioh;  sondern  es  hat  selbst  die  Logik  gar  Tiel  zu  erinnern. 
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Oder  ist,  zweitens,  mOglicfa,  dass  die  Verschiedenheit  ihrer  Wich- 
tigkeit fOr  das  Rechtssystem  eine  verschiedene  Behandlang  r&thlich  macht. 

£ine  genauere  Prüfung  zeigt  nun  aher  bald,   dass  die  erstgenannte 
Yerschiedenheit  eine  Verschiedenheit  der  Massregeln  nidit  erfordert.   Aller- 
dings ist  es  nOthig,  dass  jeder  Gegenstand  auch  in  rechtlidier  Beziehung^ 
Ton  genau  mit  ihm  Vertrauten  behandelt  werde;   allein  diess  hat  nur  die 
Verwendung  verschiedener  Personen,  nicht  aber  die  Ergreifung  verschiedener 
materieller  Massregeln  zur  Folge.    Im  Uebrigen  ist  einleuchtend,  dass  die- 
jenigen Vorkehrungen,   welche  Oberhaupt  eine  umsichtige,  gerechte,  eifrige 
Aeusserung  des  Rechtsbewusstseins  der  Staatsgewalt  zu  Wege  zu  bringen 
geeignet  sind,  diese  Wirkungen  überall  äussern,  welches  auch  der  Gegen- 
stand sei,   dessen  rechtliche  Seite  ganz  oder  theilweise  geordnet  werden  ' 
soll.     Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  sehr  verschiedene  Arten  von 
Rechtsnormen  denselben  Gegenstand  betreffen,  und  dass  selbst  in  Beziehung 
auf  die  wichtigsten  Zustände  Nonnen  ganz  untergeordneter  Art  vorkommen 
können.    Entweder  müssten  nun  alle  gleichmässig  behandelt  werden  bloss 
der  Verwandtschaft  wegen,  oder  würden  bei  jeder  gegenständlichen  Gattung 
wieder  verschiedene  Arten  von  Massregeln  entstehen.     Im  ersten  Falle 
wäre  nutzlose  Verschwendung  von  Zeit,  Kraft  und  Mitteln;   im  letzten  ein 
Chaos  von  gesetzgeberischen  Einrichtungen. 

Anders  bei  der  Frage,  ob  die  Verschiedenheit  der  Wichtigkeit  für 
die  Rechtsordnung  einen  Grund  zu  einem  Unterschiede  in  der  Behandlung 
abgebe?  —  Die  Thatsache,  dass  keineswegs  alle  Rechtsnormen  gleiche  innere 
Bedeutung  haben,  liegt  offen  dar.  Allerdings  haben  sie  sämmtlich  einige 
gemeinschaftlidie  Eigenschaften;  namentlich  die  Aussprechung  einer  bestimmt 
formulirten  Willensmeinung  des  Staates;  die  Aufstellung  einer  Regel;  end- 
lich die  Vorschrift  von  Gehorsam  für  Bürger  und  Beamte.  Allein  insofeme 
tritt  dann  ein  grosser  Unterschied  unter  denselben  entgegen,  als  ein  Theil 
Normen  aufstellt,  welche  für  das  ganze  Verhältniss  der  Staatsgewalt,  so  wie 
für  die  rechtliche  Stellung  der  gesellschaftlichen  Gestaltungen  und  der 
Einzelnen  zum  Staate  massgebend  sind;  ein  anderer  Theil  innerhalb  dieses 
durch  die  obersten  (Verfassungs-)Rechte  gezogenen  Kreises  Regeln  ft^  die 
einzelnen  Beziehungen  vorschreibt;  ein  dritter  endlich  nur  Anweisungen  giebt, 
wie  diese  beiderlei  Reditssätze  regelmässig,  gleichartig  und  verständig  an- 
gewendet werden  sollen.  Die  Gesetze  der  erstem  Art  geben  also  die 
Grundlagen  für  alles  Recht  im  Staate,  und  ihre  Bestimmungen  sind  nicht 
bloss  unantastbar  für  die  übrigen  Arten  von  Normen,  sondern  müssen  von 
diesen  positiv  anerkannt  und  durchgeführt  werden.  Nirgends  im  Staate 
darf  eine  Abänderung  oder  Abweichung  von  ihnen  angeordnet  werden. 
Gesetze  der  zweiten  Gattung  erzeugen  immerhin  auch  Recht,  sind  sogar 
die   gewöhnliche  Quelle   der  Rechtseinzelnheiten;    allein  in  ihrem  Geiste 
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and  in  ihrer  KiGhtaDg  sind  sie  so  sehr  gebunden  an  jene  obersten  Rechtssätze, 
dass  sie  im  Falle  ein^s  Widerspmdies  mit  diesen  Ungültigkeit  trifft.  Ihr 
Gregenstand  kann,  nnd  soll  sogar,  jedes  einer  rechtlichen  Bestimmnng  be- 
dOrfdge  Yerfaältniss  im  Staate  sein;  and  sie  sind  daher,  ohne  dass  ihre 
rechtliche  Bedeutung  dadurch  berührt  wtlrde,  Ton  sehr  verschiedenem  Um- 
fange nach  Form  und  Anwendbarkeit;  bald  aufgeschwellt  bis  zu  grossen 
systematischen  Werken,  bald  bestehend  aus  wenigen  Worten.  Die  dritte 
Art  der  Gesetze  endlich  giebt  kein  neues  Recht,  sondern  ordnet  nur  das 
von  den  beiden  höheren  Arten  erzeugte;  sie  füllt  die  Rechtsordnung  nicht 
weiter  aus,  sondern  legt  sie  nur  zurecht  und  macht  sie  handbar.  Strenge 
genommen  wären  also  diese  Vorschriften  gar  nicht  einzubegreifen  in  die 
Gesetze,  d.  h.  in  die  vom  Staate  ausgehenden  Reditsfeststellungen.  Allein 
da  durch  sie  sehr  häufig  die  Ausführbarkeit  der  Gesetze  erst  yermittelt 
wird;  da  sie  femer  Vorschriften  enthalten,  welche  zwar  keine  neuen  Rechts- 
sätze  liefern,  aber  die  bestehenden,  wenn  auch  in  Nebenpunkten,  ergänzen 
und  verbinden;  da  sie  endlich  zur  Herstellung  einer  vollständigen  Rechts- 
ordnung unentbehrlich  sind:  so  wäre  ihre  Ausschliessung  von  der  Redits- 
Politik  eine  schädliche  Pedanterie.  —  Diese  innere  Verschiedenheit  der 
Rechtsgesetze  besteht  in  allen  Staaten,  welches  auch  im  Uebrigen  ihr 
oberster  Zweck  und  ihre  Regierungsform  sei.  Die  äussere  Gestaltung  und 
Benennung  mag  eine  verschiedene,  zuweilen  wohl  eine  verwirrte  und  unbe- 
wusste,  sein;  allein  Verfassungs-  und  Grundgesetze,  gewöhnliche  Gesetze 
und  Regierungsverordnungen  sind  überall  vorhanden  und,  wo  nicht  formell 
doch  der  Sache  nach,  jede  in  ihrer  eigenthümlichen  Kraft  und  Tragweite. 
Dass  die  Abtheilung  und  eine  technische  Benennung  für  dieselbe  gerade  in 
den  neueren  Staaten  mit  systematisch  abgefassten  Verfassungs-Urkunden  und 
mit  Volksvertretung  besonders  hervortritt,  ist  nichts  Eigenthümliches,  sondern 
nur  eine  Folge  schärferer  Begriffsaufiassung  und  des  besonderen  Einflusses 
der  Wissenschaft  auf  die  Ausbildung  dieser  Staatsform.  Nicht  übersehen 
bei  dieser  Erkennung  der  Tatsachen  darf  werden,  dass  der  Gegenstand 
des  Gesetzes  in  dessen  Abstufung  nichts  ändert.  Welches  immer  der  Gegen- 
stand sei,  die  Verfassung  giebt  in  letzter  Instanz  die  leitenden  Regeln  für 
seine  Rechtsordnung;  gewöhnliche  Gesetze  enthalten  sie;  Verordnungen  be- 
stimmen Ausfühfung  und  Anwendung.  In  jedem  Staate  kann  also,  für  jeden 
Staat  muss  sogar,  die  Frage  aufgestellt  werden:  ob  diese  Verschiedenheit 
der  Rechtsgesetze  einen  Unterschied  in  der  Art  ihrer  Zustandebringung 
rechtfertige  oder  gar  fordere? 

'  Diese  Frage  ist  denn  aber  zu  bejahen.  Es  ist  eine  durchgreifende 
Regel  der  gesonden  Vernunft,  dass,*je  wichtiger  und  einflussreicher  irgend 
ein  Verhältniss  ist,  desto  sorgfältiger  und  umsichtiger  auch  bei  dessen  Ge- 
staltung verfahren  werden  muss;   vorab  ist  diess  nothwendig,  wenn  es  sich 
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von  der  AQ&teUaiig  yoB  Rechtaregeln  handelt,  indem  deren  Wirkung 
Zahl  der  FAUe  und  nach  Tielseitigster  Bedentang  kaum  ermessen  werden 
kann.    Es  mnss  somit  als  ein,  kaum  eines  besonderen  Beweises  fthig**», 
Axiom  gelten,  dass  jeder  Staat  bei  einer  von  ihm  aoägehenden  FeststeUnn^ 
(Gründung  sowohl  als  Abänderong)  yon  Yerfassnngsrechten  die  höchste  in 
seinem  Wesen  nnd  in  seinen  Mitteln  liegende  Soi^alt  anzuwenden  hat,  damit 
ein  nadi  Form  und  Inhalt  untadeliges  £rzeugniss  gewonnen  werde;   dass 
bei  der  Feststdlung  untergeordneter,  allein  immer  noch  eigaitlicher  Redits- 
regeln  ein  minderer  Grad  genflgen  kann;  und  dass  endlich  viele  Sidierungs- 
massregeln  wegfallen  mögen,   wo  es  sich  nur  von  AusfOhrungsanordnungen 
handelt.    Natflrlich  ist  diess  nicht  so  zu  verstehen,  als  dürfe  audi  in  d«n 
letztgenannten  Falle  irgend  etwas  vers&umt  werden,  was  zur  Herstellung 
eines  vollkommenen  Erzeugnisses  nothwendig  ist;  sondern  vielmehr  so,  daaa 
mit  der  steigenden  Wichtigkeit  auch  immer  weitere  Massregeln  der  Sicherung 
tmd  Förderung  zu  ergreifen  seien  ^). 

Welche  Massfegeln  zu  diesen  Zwecken  anzuwenden  sind,  diess  hftngt 
natttilich  von  dem  Wesen  der  verschiedenen  Staatsarten  ab,  und  wird 
Gegenstand  ansfOhrlicher  Untersudiung  sein.  Nur  Ein  Yerhfiltniss  ist  so 
weit  verbreitet,  und  hftngt  so  enge  mit  dem  Wesen  mehr  als  Einer  "Staats- 
art  zusammen,  dass  schon  hier  desselben  im  Allgemeinen  zu  erwfihnen  ist. 
In  allen  Staaten  nftmlich,  in  welchen  das  Volk  die  Erreichung  seiner  Lebensr 
zwecke  nidit  völlig  einer  ausser  ihm  stehenden,  physisch  oder  geistig  un- 
bezwingbaren Gewalt  flberlftsst,  muss  es  verlangen,  bei  der  Feststellung 
neuen  Redites,  zumal  neuen  Yerfassungsredites,  mitzusprechen.  Es  liegt 
die^  in  seiner  ganzen  Stellung  zum  Staate;  es  ist  logische  Nothwendigkeit 
und  ist  Ehrensache.  Ausserdem  aber  ist  es  nur  auf  diese  Weise  ganz 
sicher,  dass  seine  Bedflrfiiisse  und  Zwecke  nicht  veriiannt  und  vers&umt 
werden,  und  nur  so  kann  es,  wenn  die  £hitwicklung  der  nationellen  Be- 
sonderheit allm&lig  neue  Lebenszwecke  hervorruft,  im  geordneten  Wege  auf 
deren  rechtzeitige  und  genflgende  Berflcksichtigung  auch  im  Bechte  wirken, 
damit  aber  der  ttblen  Wahl  zwischen  der  Yerkflmmerung  in  der  hohlen 
Schaale  eines  ehemaligen  wirklichen  Rechtes,  nnd  der  Sprengung  derselben 
durch  rohe  Gewalt  entgehen.  Theilnahme  des  Yolkes  an  der  Gresetzgebung, 
und  zwar  um  so  ausgedehntere  je  wichtiger  das  in  Frage  stehende  Recht 
ist,  nimmt  somit  in  allen  freieren  Staaten  einen  der  ersten  Plfttze  unter 


1)  Wenn  in  England  dorOrandmti  nicht  angenommen  iit,  daat  ein  Verfaesnnga-Gewti 
udea  zu  behandeln  lei,  als  eine  gewöhnllehe  Parlltunents-Acte:  lo  mag  diese  ron  aUen 
anderen  freien  Staaten  abweichende  Elnriehtnng  theils  darin  einen  Grand  finden,  dass  bei  dem 
Mangel  einer  systematieehen  Verfkwnngi-Urkaude  die  Frage,  ob  ein  beatimmter  Beehtwata 
dem  Verfasaongsrecht  angehöre,  ylelen  notslosen  Streit  yernreachen  könnte,  tbeUs  mag  sie 
tbatsichlioh  keinen  Nachtheil  bringen  bei  einem  staatlich  so  darchgebildeten  Volke.  Allein  als 
Muster  darf  diese  OlelehsteUnag  dennoeh  nicht  anlkesteUt  werden. 
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den  Massregeln  zur  Bescbaffang  eines  gnten  Rechtes  ein.  Namentlich  ist 
diess  der  Fall  in  den  verschiedenen  Formen  der  Yolkdierrschaft,  in  den 
Einherrschaften  mit  Volksvertretung  oder  Mitregierong  von  Ständen,  mög-^ 
lidierweise  seihst  in  Aristokratieen  milderer  Art.  In  unbeschränkten  Fflrsten- 
herrschaften  fireilidi  kann  hiervon  nicht  die  Bede  sein,  und  sind  andere 
Massregeln  zu  suchen. 

£s  steht  somit  fest,  dass  in  jedem  Staate  unter  den  Rechtsgesetzen  hin* 
sichtlich  ihrer  inneren  Kraft  und  Bedeutung,  eine  Yecschiedenheit  stattfindet, 
welche  bedeutend  genug  ist,  um  auch  eine  Verschiedenheit  der  Massregeln 
zur  Herstellung  eines  formell  und  materiell  vollkommenen  Rechts  zu  er- 
fordern. Und  nicht  erst  der  ausdrücklichen  Erwähnung  sollte  es  bedfirfen, 
dass,  wdcherlei  Massregeln  audi  fllr  nöthig  befunden  werden,  sie  gleiche 
massige  Anwendung  erleiden  sowohl  bei  der  Aufhebung  oder  Abänderung 
einer  bereits  bestehenden  Norm,  als  bei  der  Gründung  einer  neuen.  In 
beiden  Fällen  wird  ja  Recht  geschaffen  ^). 

§5. 
Die  genaueren  Gränzbestimmungen. 

Die  AnerkennuDg  eines  Unterschiedes  in  der  Behandlung  der  drei  Gat- 
tungen von  staatlichen  Rechtsnormen  erfordert  nun  aber  natOrlich  eine  ganz 
genaue  Bestimmung  der  Gränzen  zwischen  ihnen.  Unklarheit  in  diesen  Be- 
griffen würde  leicht  sowohl  bei  einer  Aenderung  des  bestehenden,  als  bei 
Gründung  neuen  Rechtes  Yersäümniss  nützlicher  Massrcgeln  veranlassen,  zu- 
weilen wohl  selbst  zu  absichtlicher  Verletzung  der  Regel  verlocken;  überdiess 
dem  Schaden  auch  unerquickliche  Streitigkeiten  beifügen. 

Eine  einfache  Verweisung  auf  die  in  jedem  Staate  thatsächlich  be- 
stehenden Bestimmungen  würde  hier  nicht .  genügen.  In  sehr  vielen  Staaten 
ist  über  eine  solche  Abtheilung  der  Rechtsnormen  nach  ihrer  inneren  staat- 
lichen Bedeutung  gar  nichts  festgesetzt ;  und  wo  diess,  namentlich  in  Folge 
der  Abfassung  einer  Verfassungs-Urknnde,  nicht  ganz  hat  unterbleiben  können, 
ist  das  Ausgesprochene- (wie  sich  unten  des  Näheren  ergeben  wird)  keines- 
wegs vollständig  und  genügend.  Es  muss  vielmehr  der  Unterschied  grund- 
sätzlich vollständig  erörtert  werden,  so  dass,  so  bald  die  Verschiedenheit 


1)  DlMom  einlenehtenden  Satie  handeln  freilich  gBX  manehe  der  neaen  StaalsfrrandffefetB« 
entgegen.  Indem  sie  blchernngs-  and  Förderanffs-Massregeln  nvr  für  die  Ahändernngen  nnd 
Anfhebangen  Ihrer  Beatimmnngen  rorschreiben ,  die  Orilndang  nener  Verfkssangsnormen 
über  ganz  ttbergehen.  Non  decken  sieh  aber  diese  beiden  geseCsgobenden  Handlangen  keine«« 
wegs  ToUstftndlg,  nnd  es  lassen  sieh  recht  wohl  Znsätse  sn  bestehenden  Verfas^ngen  denken, 
welche  keineswegs  za  gleicher  Zeit  eine  Aendernng  einer  itzt  bestehenden  Norm  sind.  Wenn 
B.  B.  Aber  einen  gerichtlichen  Schatz  der  Verihssang,  flber  das  Verhiltnlss  des  Staates  bot 
Kirche,  über  Staatsdienerrechte  a.  s.  w.  bis  Itzt  gar  nichts  bestimmt  war,  so  ist  die  Erlassnng 
eines  Gesetzes  selbstredend  keine  Äbftnderang  derVerftusang,  and  doch  wird  Verfluwangsreehl 
geschaffen,  ist  also  Grand  zor  hdchsten  SoxgfUt  yoifaandea. 
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einer  gesetasgeberisdien  Behaodlniig  aneikannt  ist,  sogleich  die  Anwendung  Idsr 
vorliegt.  Dass  hierbei  aber  nicht  nach  nngefthren  Beqaemlichkeits-RfldcBichten, 

sondern  streng  begrifflidi  zu  YerCshren  ist,  bedarf  wohl  nidit  erst  eines 

>Beweises.  Im  Uebrigen  ist  die  Lösung  der  An^be  wohl  einer  wnsten 
Mflhe  werth;  denn  wenn  aach  allerdings  im  Allgemeinen  der  Unterschied 
zwischen  Yerüassangs-Bestimmnngen,  eingehen  Gesetzen  and  Yerordnnngen 

'  deutlich  ist,  and  überdiess  sich  allmftlig  in  deigenigen  Staaten,  welche  eine 
yerschiedene  Behandlung  derselben  einhalten,  Gewohnheit  and  Vorgang  bildet : 
so  sind  doch  im  Einzelnen  viele  Zweifel  möglich,  fOr  deren  Lösong  Grund- 
sätze bestehen  müssen.  Namentlich  erfordert  da,  wo  bisher  allgemeine  Mass- 
regeln nicht  beobachtet  wurden,  deren  erste  EinfBhrung  und  Anwendung 
auf  den  vorhandenen  gesetzlichen  Stoff  sdiarf  bestimmte  Anhaltspuncte. 

1.  Die  Verfassung  eines  Staates  giebt  die  allgemeinen  Grundsätze 
über  Ziel,  Mass  und  Mittel  des  einheitlichen  Volkslebens.  Sie  besteht  also 
aus  denjenigen  Satzungen,  welche  den  concreten  Zweck  desselben  aus- 
sprechen ^),  in  Folge  dessen  die  Regierungsfonnen  feststellen  und  die  Staats- 
gewalt nach  Recht  und  Umfang  bestimmen,  dann  aber  einer  Seits  den 
Inhaber  dieser  Staatsgewalt  und  seine  persönlichen  Rechtsverhältnisse,  anderer 
Seits  die  Ansprfidie  der  übrigen  Staatstheilhaber  an  den  Staat  und  die  zu 
ihrer  Verwirklichung  für  nothwendig  erachteten  Einrichtungen  grundsätzlich 
anordnen*).  —  Die  meisten  dieser  Punkte  erfordern  umfängliche  Fest- 
stellungen; und  nidit  selten  müssen  dieselben,  selbst  da,  wo  eine  systema- 
tische Verzeichnung  der  Verfiissungsbestimmungen  beabsichtigt  war,  erst  aus 
verschiedenen  Theilen  des  Gesetzes,  wo  nicht  aus  verschiedenen  Gesetzen, 
vereinigt  werden.  So  sind  die  Vorschriften  über  die  Bildung  der  Staats- 
gewalt zusammengesetzt  aus  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  den  staats- 
bürgerlichen Gehorsam,  über  die  Pflicht  der  Unterthanen  zu  Beiträgen  und 
Dienstleistungen  an  den  Staat,  über  den  Befehl  des  Heeres  und  dessen  Eid, 
über  das  etwaige  Staatsvermögen  und  dessen  Erhaltung  und  Verwendung. 
Die  Vorschriften  über  den  Inhaber  der  Regierungsgewalt  bestehen,  je  nach 
der  Regierungsform,  aus  den  Bestimmungen  über  das  Regierungsrecht  eines 


1)  Eine  aiudrflckliche  geseUllche  Anerkennung  beitimmter  Staatsi wecke  iat  swar selten; 
und  TieUeicht  mit  Recht:  allein  sie  ist  doch  keineswegs  ohne  Beispiel.  8o  gehören  hierher  in 
Nordamerika  nicht  nar  die  Unabhängigkeits-Erkllning,  sondern  auch  der  Eingang  der  Bundes- 
Terfusnng  ron  1788;  in  Frankreich  die  betreffenden  Theile  der  Erkl&mngen  der  Menschen- 
and  Bttrgerrechte  Ton  1791  und  1793,  und  später  wieder  der  Eingang  der  Verlhasnng  ron  1848;  in 
den  Miederiandea  die  Verf.  von  1798  n.  s.  w. 

S)  Es  ist  hoffentlich  nicht  nothwendig,  erst  noch  ausdrücklich  den  sinnlosen  Irrthnm  be- 
kämpfen zu  mflssen,  welcher  nur  demjenigen  Staaten  eine  Verfassung  sugestehen  will,  welche  * 
in  fbrmeUer  Besiehung,  ein  systematiBches  Ornndgeseta  haben,  in  materieller  Besiehung  aber 
dem  Bttrger  politische  Beehte  einrftamen.  J^er  Staat  hat  sdne  Verfassung  und  folglieh  höchst- 
stehende VereMsnngsbestimmnngea.  Kur  freilich  sind  die  Verfassungen  Je  nach  der  Btaats- 
gattung  und  nach  geschichtlichen  Zuständen  sehr  rersohleden  nach  Inhalt  und  Fonn.  ~  Ebenso 
kann  natürlich  der  Name  eines  Qesetses  nicht  darfiber  entscheiden,  ob  es  eine  Verfassnng»- 
bestimmung  giebt  oder  nicht,  sondern  nar  der  Inhalt 


Von  Recbtsqnelleii  nnd  GeKtoen.  409 

bestimmten  Gtesclilechtäs  sammt  den  dazn  gehörigen  Gesetzen  übef  Erbfolge- 
recht, Erbfolgeordnung,  Hansgesetz,  Familiengat,  Giyilliste;  oder  aus  den 
Yorsohriften  über  Theilnahme  an  der  regierenden  Yolksversammlnng  nnd 
Aber  die  Abhaltung  dieser  letzteren;  oder  aas  den  Feststellungen  Aber  die 
Yon  dem  Volke  zu  treffenden  Wahlen  zu  den  in  seinem  Namen  den  Staat 
leitenden,  gesetzgebenden  und  YoUziehenden  Yertretenrersammlungen,  ttber 
deren  Eintheüung,  Amtsdauer,  vielleicht  ttb?gr  ein  zeitweise  gewähltes  Re- 
gierungshanpt,  Aber  yorbehaltenes  Yeto;  oder  aus  der  Bestimmung  der  ari- 
stokratisch bevorzugten  Geschlechter,  ihrer  Ordnung  in  R&the,  der  etwaigen 
Häupter.  In  allen  diesen  verschiedenen  Einrichtungen  aber  gehören  nodi 
dazu  ausführliche  Beisätze  ttber  die  einzelnen,  dem  oder  den  Inhabern  der 
Staatsgewalt  zustehenden  Regierungsrechten.  Die  Feststellung  der  Rechte 
der  Borger  gegenüber  vom  Staate  aber  begreift  theils  deren  Freiheitsrechte, 
(vielleicht  in  ausführlichen  Grundrechten  entwickelt,)  theils,  —  wo  solche 
bestehen  —  die  politischen  Redite  derselben,  also  ihre  Theilnahme  an  be- 
stimmten Staatshandlungen;  nameotlich  aber  auch  die  sämmtlichen  Einrich- 
tungen, welche  zur  Sicherstellung  der  ersteren  und  zur  Ausübung  der  an- 
deren getroffen  sein  mögen,  also  die  Ständeversammlungen  in  den  Einherr- 
schaften sammt  deren  Wahlen,  Einrichtungen,  Rechten  der  üeberwachung 
oder  Mitwirkung,  den  persönlichen  Rechten  der  Mitglieder. 

So  unbestreitbar  und  unbestritten  diese  Sätze  nun  aber  audi  sind,  so 
ist  es  im  bestimmten  Staate  und  Falle  keineswegs  immer  leidit  zu  entscheiden, 
ob  eine  in  Frage  kommende  Norm  als  Yerfassungsrecht  anzusehen  und 
zu  behandeln  sei.  Um  zu  einer  sicheren  Regel  zu  gelangen,  sind  genaue 
Unterscheidungen  nöthig. 

Wenn  es  sich,  zuförderst,  von  der  Gründung  eines  ganz  neuen,  engeren 
oder  weiteren,  YerfEissungssatzes  handelt,  wo  also  keinerlei  zu  beachtende 
Gesetzgebung  vorliegt,  so  ist  lediglich  der  Gegenstand  massgebend.  Jeder 
Rechtssatz  also,  welcher  grundsätzlich  eines  der  im  Yorstehenden  angeführten 
Yerhältniss  ordnet,  ist  Bestandtheil  der  Yer&ssung;  und  es  ist  dabei  nur 
der  Eine  Punct  zu  beachten,  ob  die  Einzeln-AusfÜhrungen  solcher  Sätze 
gleich  in  demselben  Gesetze  mit  gegeben,  oder  abgesondert  festgestellt 
werden.  Im  letzteren  Falle  gehören  sie  unzweifelhaft  in  die  Kategorie  der 
gewöhnlichen  Gesetze,  und  lassen  als  solche  leichter  spätere  Yerbesserungen 
und  Anpassungen  an  das  Bedürfniss  zu. 

Schwieriger  ist  die  Entscheidung,  wenn  es  sich  von  der  Abänderung 
bereits  bestehender  Gesetze  handelt.  Hier  würde  es  viele  Ungewissheit  und 
manchen  ehrlichen  sowie  böswillig  angezettelten  Streit  ersparen,  wenn  die 
sämmtlichen  Yerfassungs-Yorschriften  eines  Staates  immer  audi  einen  formell 
ausgesonderten  Theil  der  Gesetzgebung  bildeten.  Allein  dem  ist  lange  nicht 
überall  also.  Es  sind  vielmehr  viererlei  Umstände,  welche  Zweifel  erwecken 
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oder  wenigstens  missbrancfat  werden  können.  —  Einmal  sind  oft  in  soldten 
Staaten,  deren  Verfossnng  schon  lange  besteht  nnd  welche  nicht  das  Be- 
dflrfoiss  gefohlt  haben,   sie  einer  Dnrchsidit  nnd  formellen  Ordnnng    zo 
unterwerfen,  die  einzelnen  Yerfi&ssnngsbestimmnngen  in  Tielen,  verschieden- 
artigen, wunderlich  nnd  willkflrlich  abgefassten  und  bezeichneten  Uikundea 
zerstreut.    Sie  sind  yermischt  mit  allen  anderen  Arten  von  Gesetzen  and 
Vorschriften,  bald  nur  in  Andeutungen,  bald  ftbermfissig  ausgeqtonnen;  flber- 
diess  mögen  sie  von  Gesetzgebern  aufgestellt  sein,  welchen  itzt  eine  solche 
Befngniss  gar  nicht  mehr  zustünde,  oder  in  Formen,  welche  itzt  ganz  anderen 
Arten  von  Normen  eigen  sind.  —  Sodann  sind  selbst  da,  wo  man  bemüht 
war,  die  Yerfieüirungsbestimmungen  in  Einem  Gesetze  systematisch  zusammen- 
zustellen, nidit  immer  alle  Seiten  des  Yerfiissungslebens  in  diesem  Grund- 
gesetze beachtet,  sondern,  mit  oder  ohne  Absicht,  unzweifelhaft  zur  Verfassung 
gehörige  Pnncte  in  anderweitigen  Gesetzen  geordnet.  —  Drittens  finden  sich, 
umgekehrt,  nidit  selten  in  solchen  Verfsssungs-Urkunden  Bestimmungen  Aber 
Gegenstftnde,  weldie  nach  allgemeinen  Begriffen  gar  nicht  zur  Verfsssung 
des  Staates  gehören.    So  z.  B.  Versprechen,  bestimmte  Verwaltungsmiss- 
brauche abzustellen,  Vorschriften  aber  Behördenorganismen,  Regelungen  von 
Geld-  und  Gttter-Fragen.  —  Endlich  ist  es  nidit  selten,  dass  Gesetze,  deren 
oberste  S&tze  unzweifelhaft  zur  Verfassung  gehören,  sich  in  ausfahrlidie  und 
kleine,  damit  aber  völlig  willkflrliche,  Einzelnheiten  verlaufen,  welche  ihrer 
Seits  als  Grundgesetze  des  Staates  zu  betrachten  kaum  verständig  wäre. 

Zur  Lösung  dieser  Zweifel  ist  es  nun  nöthig,  sidi  an  zwei  Sätze  zu  halten. 
Als  Regel  steht  fest,  dass  der  Begriff  der  Verfiissungsnorm  zur  Anwendung 
zu  bringen  ist.  Wo  und  wie  also  immer  über  die  Zwecke  des  Staates, 
Aber  die  Regierungsform,  über  die  allgemeinen  Rechte  und  Pflichten  der 
Staatsgewalt,  Aber  die  Person  und  die  Rechte  des  Inhabers  der  Staatsgewalt, 
endlich  ttber  die  staatsbflrgerlichen  und  die  politischen  Rechte  der  Staats- 
genossen sowie  die  zu  deren  Schutz  und  Austtbungen  bestinmiten  Anstalten 
grundsätzlich  etwas  bestimmt  ist,  liegt  ein  Verfassungs-Gesetz  vor.  Eine 
tief  greifende  Ausnahme  von  dieser  Regel  ist  aber  der  ebenfalls  zu 
beachtende  Satz,  dass  der  Wille  des  Gesetzgebers  zu  achten  ist,  wo 
dieser  abweichend  von  einer  folgerichtigen  Dnrchfttbrung  der  vorstehenden 
Regel  nachweisbar  Bestimmungen  tiber  die  Bedeutung  eines  Gesetzes  ge- 
geben hat. 

Die  Anwendung  dieser  beiden  Sätze  auf  die  vorstehenden  Fälle  von 
Ungewissheit  ergiebt  aber  folgende  Bestimmungen: 

Eine  unsystematische  und  formell  veraltete  Verfossungs-Gesetzgebung 
muss  auf  doppelte  Weise  behandelt  werden  zum  Behufe  einer  richtigen  gesetz- 
geberischen Behandlung.  Einmal  wird  die  Frage,  ob  eine  bestimmte,  in 
einem  älteren  Gesetze  enthaltene  Norm  den  VerfASsungsbestimmungen  bei- 


Von  Reehtflqaelleii  and  Geseteeii.  411 

xareöhneii  und  somit  bei  Aendenugen  glaidi  diesen  xa  behandeln  sei,  nicht 
nach  den  Fonnen  oder  Benennnngen  dieses  Gesetzes,  noch  weniger  daniadi, 
ob  der  frohere  Gesetzgeber  itzt  auch  noch  zuständig  zor  Erhissung  ^er 
solchen  Yorschiift  wftre,  entschieden,  sondern  ledic^ch  nach  den  allgemeinen 
Grandsfttzen  Aber  die  YerCassiingseigenschaft  der  Rechtss&tze.  Zweitens 
unterliegt  es  keinem  Anstände,« dass  der  verschiedenartige  Inhalt  eines 
solchen  alten  Gesetzes  grundsätzlich  gesondert,  mit  jedem  Theile  aber  auf 
die  ihm  itzt  zukommende  Weise  verfiihren  wird.  Als  formell  veraltet  aber 
sind  alle  Gesetze  anzusehen,  welche  vor  der  Anerkennung  des  Unterschiedes 
der  drei  Gattungen  von  Rechtsnormen  durch  den  Staat  erschienen  sind  ^). 

Gesetze,  welche  zwar  nicht  in  die  systematische  Yerüassungsurkunde 
aufgenommen  sind,  allein  ihrem  Inhalte  nach  wesentlich  zur  Verfassung  ge- 
hörende Gegenstände  ordnen,  sind  als  Yerf^ssungs-Gesetze  zu  behandeln. 
Die  Abfassung  eines  Grundgesetzes  hat  wohl  die  Absicht,  diejenigen  Be- 
stimmungen, welche  es  aufiiimmt,  flkr  BestandUieile  der  Verfassung  zu  erklären; 
allein  hieraus  folgt  noch  keineswegs,  dass  es  nur  diese  Sätze  als  Bestand- 
theile  der  Verfassung  anerkennt.  £s  können  theils  absiditlich  einzelne 
Gegenstände  zu  einer  zwar  abgesonderten,  desshalb  aber  nicht  minder  bin- 
denden Bekanntmachung  verwiesen  sein ;  theils  ändert  ein  unabsichtliches 
Uebergehen,  also  ein  subjectives  Versehen  des  Gesetzgebers,  weder  die 
gegenständliche  Bedeutung  einer  Rechtsnorm  noch  das  giltige  Bestehen  der- 
selben. Eine  Ausnahme  ist  nur  in  dem  Falle  anzuerkennen,  wenn  der 
Gesetzgeber  selbst  solche  abgesonderte  Gesetze,  trotz  ihres  Gegenstandes, 
unzweideutig  in  eine  andere  Klasse  von  Normen  verwiesen  hat.  Hierbei  mögen 
seine  Gründe  unrichtig  sein;  allein  sein  Wille  ist  dennoch  anzuericennen.  — 
Vorstehendes  findet  namentlich,  in  Regel  und  Ausnahme,  Anwendung  auf 
die  sog.  organischen  Gesetze.  Nicht  selten  entstehen  dieselben  dadurchi 
dass  im  Augenblicke  des  nöthigen  Abschlusses  einer  Verfassungs-Urknnde 
es  entweder"  an  Zeit  oder  an  Uebereinstimmung  zur  Feststellung  eines 
widitigen  Punctes  gebricht.  Ebenso  gehören  hierher  die  Beilagen  von 
Ver&ssungs-Urkunden,  welche  nicht  aus  inneren  Granden,  sondern  nur  wegen 
gleidierer  Ab&ssung  besonders  gestellt  zu  sein  pflegen.  Endlich  sind  ganz 
unzweifelhaft  Abänderungen  von  Bundesverfassungen  nach  diesen  Grund- 
sätzen zu  behandeln,  wenn  der  Bund  ein  Bundesstaaat  ist,  somit  Theilnahme 
an  ihm  den  Bestand  der  Staatsgewalt  und  selbst  die  Staatszwecke,  also 
wesentlidiste  Verfassungspuncte,  berohrt;  nicht  aber,  wenn  es  ein  völker- 
rechtlicher Staatenbund  ist,  welcher  bei  unverändertem  Wesen  des  einzelnen 
Staates  nur  einzelne  Vertragsverbindlichkeiten  auflegt. 

unzweifelhaft  ist  es  in  formeller  und  in  materieller  Hiasicht  ein  Fehler, 


1)  8.  mein  Staatarecht  doi  K.  Wtttttombezff»  Ste  Aufl.,  Bd.  I,  8.  70;  Tgl.  mit  Wäehter, 
Huidbacli,  Bd.  II,  l,  8.  8S. 
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wenn  in  einer  VerfiMongs-ürininde  anch  Bestimmungen  aufgenommen  sind, 
weldie  die  Grundgedanken  des  concreten  Staatslebens  mcfat  betreffen.  Audi 
werden  solche  Bestimmungen  natQrlich  dadurch  gegenstftndlich  keine  Yer- 
fiissungs-Gesetse.  Sie  mflssen  jedodi  formell  als  solche  anerkannt  und  also 
auch  in  Abftnderungsfiülen  so  behandelt  werden,  da  sie  der  Gesetzgeber 
nun  einmal  unter  die  Grundgesetze  aufgenommen  hat.  Nur  findet  natürlich 
keine  analoge  Anwendung  statt  auf  zwar  wesentlich  gleichartige,  allein  mit 
einem  solchen  Privilegium  nidit  yersehene  Normen. 

Am  schwierigsten  ist  es,  eine  richtige  Grftnzlinie  zu  ziehen  zwisdien 
YerCassungs-Gesetzen  und  deren  Ausflihrung  in  gewOhnlidien  Gresetzen,  wo 
nicht  gar  in  Verordnungen.  Als  Regel  muss  zwar  gelten,  dass  jedes  Gesetz, 
welches  einen  in  der  Verfossungs-Urkunde  im  allgemeinsten  festgestellten 
Rec^tssatz  weiter  ausfuhrt,  nur  als  ein  gewöhnliches  zu  betraditen  und  in 
AenderungsfUlen  zu  behandeln  ist;  denn  es  ist  anzunehmen,  dass  der  Gesetz- 
geber eben  nur  jenen  allgemeinsten  Satz  unabänderlicher  hat  madien,  die 
Anwendung  mehr  den  Strömungen  des  Lebens  abergeben  wollen.  Allein  e& 
sind  doch  zwei  yerschiedene  zweifelhafte  Fälle.  Einmal  kann  zwar  der 
oberste  Satz  in  der  Yer&ssungs-Urkunde  (oder  einem  anderen  anerloinnten 
Verfsssungs-Gesetze)  stehen;  allein  derselbe  ist  so  kurz  und  allgemein,  dass 
die  spätere  Ausffthrang  mit  der  Aufstellung  von  Grundsätzen,  weldie  ihrer 
inneren  Bedeutung  nadi  wahre  Yerfassungsnormen  sind,  beginnt,  und  erst 
im  weiteren  Verlaufe  in  blosse  Ausfilhmngsnonnen  übergeht  >).  Zweitens 
aber  kann  ein  ganz  neben  der  Verfassungs-Urkunde  stehendes  Gesetz  zwar 
zunächst  oberste,  eigentliche  Ver&ssungs-Sätze  au&telien,  dann  aber  auch 
diese  im  Weiteren  anwenden  und  ausbilden').  Hier  fragt  sich  dann  allere 
dings,  ob  bei  einer  beabsichtigten  Aenderung  soldier  Gesetze  eine  Trennung 
nadi  der  inneren  Bedeutung  der  Gesetze  geboten,  oder  eine  gleichmässige 
Behandlung  an  der  Stelle  sei;  femer  im  letzteren  Falle,  ob  denn  mit  dem 
gesammten  Inhalte  nadi  den  Grundsätzen  über  Verfassungsgesetze  oder  nach 
denen  über  gewöhnlidie  Gesetze  ver&hren  werden  müsse  ?  Zunächst  ist  nun 
wohl  (da  der  Gesetzgeber  —  angenommenermassen  —  nicht  ausdrOcklidi 
hier  das  Gegentheil  bestimmt  hat)  an  der  allgemeinen  Regel  festzuhalten, 
dass  ein  Verfassungssatz,  wo  er  auch  stehen  möge,  als  solcher  zu  behandeln 


1)  Ein  Fall  dieser  Art  wftre  s.  B.  folgender:  In  der  Verf.-Urk.  w&re  nur  der  Onudsmti 
fettgestein,  dais  «ane  Staatsbflrger  vor  dem  OesetM  gleieh  seien.**  Ein  spftteree,  sor  Ani;* 
flihmng  dieses  Omndsatses  bestimmtes  Oesete  hätte  nun  lanäohst  denselben  serlegt  in:  Auf- 
hebung des  Adels;  Beseitigung  aller  bevorcngten  Gerichtsbarkeit;  gleiche  Dienstpflicht  im 
Heere  und  Verbot  der  Stellrertretang;  sodann  aber  In  einem  nnd  demselben  Kahmen  jeden 
dieser  Pnncte  in  aosfiihdiehen  Bestimmungen  geregelt. 

2)  Als  Beispiel  mag  hier  die  Annahme  dienen ,  dass  eine  Yerf-Urk.  Aber  das  Verlilltniss 
Ton  Staat  und  Kirche  gar  nichts  entlilelte,  später  (oder  anch  fHlher)  aber  ein  Gesets  entstanden 
wäre,  welches  die  Orandsfttse,  dass  die  Kirche  vom  Staate  nnabliingig  sei,  eine  Staatskireke 
nicht  bestehen  dürfe,  das  religHtoe  Bekenntnias  ohne  alle  staatliehen  Folgen  nnd  Besiehnngen 
•ei,  ao  die  Bpitke  steUte,  nnd  sie  dann  in  allen  Einseinheiten  aosArbeitete. 
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sei.  Die  zn&llige  und  fehleiiiafte  äusserlicfae  Yerbindong  mit  Bestinunangen 
geringerer  Bedeatiung  kann  sein  Wesen  nidit  ändern.  Bei  der  itzt  noch 
allein  offenstehenden  Wahl  zwischen  Trennung  und  allgemeiner  Behandlang 
als  Yerfeussangsnoimen  aber  mnss  für  erstere  entschieden  werden,  weil  sonst 
untergeordneten  Sätzen  eine  flbermftssige  und  vielleicht  schädliche  Bedeutung 
gegeben  wOrde.  Die  Möglichkeit  von  Unzuträglichkeiten,  namentlich  von 
Streit,  ist  zwar  keineswegs  zu  längnen;  allein  diese  kann  nur  zu  der  For» 
derong  einer  richtigen  erstmaligen  Abfassung  der  Gesetze,  nicht  zu  einer 
Yerläugnung  der  Grundsätze  fahren,  und  überdiess  werden  häufig  die  aus 
der  Trennung  entstehenden  Nachtheile  geringer  sein,  al»>  diejenigen  gewesen 
wären,  welche  eine  gleichmässige  Behandlung  des  Ganzen  erzeugt  hätte  1). 
2.  Die  Yer&ssung  kann  und  soll  nur  die  allgemeinen  Grundlagen  so 
der  staatlichen  Zustände  überhaupt  me  namentlich  der  Reditsordnung  ins- 
besondere legen,  nur  Gränz-  und  Ziel-Puncte  setzen.  Sache  der  Gesetze 
ist  es  denn  das  Recht  innerhalb  dieses  Kreises  festzustellen,  so  weit  solches 
Yon  gesetzgeberischem  Willen  des  Staates  und  nicht  etwa  von  anderen 
BechtsqueUen  ausgehen  will;  also  theils  die  allgemeinen  Rechtssätze  der 
YerÜELSsung  zu  entwickeln  und  in  ihren  Einzelnheiten  inhaltlich  und  in  be- 
stimmter Fassung  festzustellen,  theils  diejenigen  Lebensverhältnisse,  welche 
die  Yer&ssung  gar  nicht  berührt  hat,  selbstständig  jedodi  im  (leiste  der 
Yerfossung  rechtlich  zu  ordnen.  —  Hiermit  ist  denn  auch  sogleich  der 
Umfang  und  der  Gegenstand  der  rechtschaffenden  Thätigkeit  der  Gesetze 
gegeben.  Die  Ldnie  gegen  die  Yerfassung  ist  durch  die  obige  Entwicklung 
des  Gebietes  derselben  von  selbst  gezogen;  eine  Ueberschreitung  derselben 
hat  Nichtigkeit  zur  Folge.  Ebenso  scharf  scheidet  sidi  das  Gesetz  von  den 
tiefer  stehenden  staatlichen  Normen,  den  Yerordnungen.  Sein  wesentliches 
Gebiet  ist  die  Schaffung  von  Rechtssätzen;  und  die  Yerordnung  trifft, 
wenn  sie  ein  neues  Recht  selbstständig  feststellen  will,  ebenso  gut  Nichtigkeit, 
wie  das  Gesetz  davon  getroffen  wird  bei  Uebergriffen  in  die  Yer&ssung.  — 


1)  Zum  Beweise,  d«u  keine  dflrre,  anpnctische  Uebertrelbangr  ron  fheoretUctaen  Grand- 
iKtsen  diese  Beffel  einriebt,  sondern  dieselbe  voUsiehbar  und  sotrar  nfitilleh  ist,  nehme  «»»n 
den  Fall,  es  wolle  in  dem  in  Kote  1,  8. 412,  angeführten  Gesetze  die  YöUifre  Aofhebang  des  Adels 
wieder  modlficirt  werden.  Kach  dem  oben  Terlangten  Verfahren  würden  die  allgemeinen  Sätze, 
welche  diese  Aufhebung  aussprechen,  ansgehoben  nnd  als  Veränderungen  eines  Verfkssungs- 
gesetxes  behandelt;  Je  nach  dem  Ergebnisse  des  Beschlusses  kämen  dann  entweder  die  wei- 
teren Ausführangs-Bestinminngen,  oder  würde  gans  abgestanden  ron  ferneren  Verhandinngen. 
Bei  solebem  Verfahren  wäre  es  einer  Belts  sieber  nieht  schwer,  sich  sn  Tereinlgen  über  die  als 
das  leitende  Verfassnngsrecht  absusondemden  Sätee;  anderer  Seite  würde  das  Ergebniss  der 
Berathnng  ein  viel  reineres  sein ,  indem  so  über  den  Hanptsats  nach  seinem  inneren  Wertfae 
und  nieht  mit  Rfioksicht  auf  untergeordnete  nnd  snfilUge  Elnselnhelten  entschieden  würde, 
und  überdiess  die  spätere  Feststellung  der  Ausführnngssätie  weit  rascher  und  folgerichtiger 
▼or  sich  gehen,  besiehungsweise  gans  unterbleiben  könnte.  Der  Gang  und  das  Ergebniss  so 
maaeher  ständischen  Berathnng  möchte  sieher  nicht  als  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  gegen* 
theiligen,  sondern  Tielmchr  als  Baleg  der  Nothwendigkeit  der  vorstehenden  Verfkhrensart  auf- 
snseigen  sein. 
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Auch  hier  kommt  es  auf  die  Benennung  der  befehlenden  Norm  nldit 
Allerdings  ist  es 'wOnschenswerth,  dass  das  Gesetz  seine  bestimmte  staatlicii 
anericannte  nnd  festgehaltene  Bezeichnung  habe;  und  es  ist  ein  Yortheil  der 
constitationelien  Regierangsart,   dass  sie   eine   solche  hat.     Allein  wo    es 
sich  von  der  gesetzgeberischen  Abftnderong  eines   best^enden    Gesetxes 
handelt,  kmnmt  die  zufällige  Belegung  desselben  mit  einer  der  hundert 
yerscfaiedenen  amtlichen  Bezeichnungen  (Edict,  Manifest,  Novelle,  Ordnuiiig, 
Bekanntmachung,  General-Rescript,  Kabinets-Ordre,  Patent  u.  s.  w.)  muht 
in.  Betracht    Der  entscheidende  Umstand  für  die  Anwendung  der  für  Ge- 
setze bestimmten  Behandlungsweise  ist  lediglich  der,    ob    die  in  Frage 
stehende  Norm  einen  Rechtssatz  feststellt^).    Es  ist  also  gar  wohl  mO^ch, 
dass  der,  bloss  Ausführungsbestimmungen  begreifende,  Inhalt  eines  mit  hodä- 
tönender  Ueberschrift  versehenen  Befehles  sich  nicht  zur  Behandlung  als 
Gesetz  eignet,  während  selbst  eine  ausdracklich  nur  als  Verordnung  be- 
zeichnete Norm  sie   erfordert.  —  Dass  nicht  bloss  die  Feststellung  eines 
Rechtssatzes,  oder  dessen  Aufhebung,  sondern  audi  die  theilweise  Aenderung 
oder  eine  authentische  Auslegung  eines  solchen  durdi  Gesetz  zu  geschehen 
habe,  bedarf  nicht  erst  der  Bemerkung. 

Zweifelhaft  ist  hier  die  Entscheidung  nur  weniger  Fragen. 

Yor  Allem  tritt  der  Fall  ein,  und  zwar  sehr  hftufig,  dass  in  einem 
iftrmlicfaen  Gesetze  auch  bloss  ausfahrende  Bestimmungen  enthalten  sind. 
Soll  nun  bei  einer  etwaigen  Abänderung  eine  Trennung  des  Inhaltes  zum 
Behufe  einer  verschiedenen  Behandlung  stattfinden?  Es  ist  zu  unterscheiden. 
Ist  ein  solches  Gesetz  in  einer  Zeit  zu  Stande  gekommen,  in  weldier  eine 
sdiarfe  Scheidung  der  verschiedenen  Rechtsnormen  grundsätzlich  anerkannt 
und  regelmässig  vom  Staate  geübt  ist,  so  muss  es  als  die  bewusste  Absidit 
der  Organe  des  Staatswillens  betrachtet  werden,  auch  den  blossen  Aus- 
flihrungsmassregeln  formelle  Gesetzeskraft  verleihen  zu  wollen;  und  es  ist 
Boali  auch  dieser  Theil  des  Inhaltes  in  der  für  Gesetze  bestimmten  Weise 
zu  behandeln.  Ob  Zweckmässigkeitsgründe  für  eine  solche  Abweichung  von 
der  Regel  klar  vorliegen,  oder  nicht,  kann  keinen  Unterschied  machen. 
Stammt  dagegen  die  fragliche  Norm  aus  einer  Zeit,  in  welcher  der  concrete 
Staat  diesen  Unterschied  noch  nicht  kannte,  so  muss  die  Trennung  ein- 
treten, weil  die  folgerichtige  Berücksichtigung  des  Inhaltes  hier  durch  keine 
nothwendige  Voraussetzung  von  einem  abweichenden  ausdrücklichen  Willen 
des  Gesetzgebers  gebrochen  wird.   Dabei  darf  denn  freilich  nicht  unbemerkt 


1)  KatOrlich  iat  hiennit  nicht  getagt,  dati  ledl^oh  aar  Beehteifttee  darch  die  Oeietia 
ÜBstgeetellt  werden  können.  £•  ist  vielmehr  gme  wohl  möglich,  dnM  in  einem  conereten  StMte 
noch  noch  Andere  Anaflflfie  dee  Btaatswlllenf  in  dw  Form  and  mit  der  Knft  Ton  Oeeetseo 
erfolgen  können;  fo  s.  B.  Behörden-Oignnientlonen ,  Besirkeeintheilangen,  Shiereenigabep. 
Hier  Ist  bloM  erörtert,  da»  BechtieStce  »aaechlleetlich  aar  in  Qeaetien  Tom  Stnnte 
iprochen  werden  können. 
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bleiben,  dass  in  vielen  Fällen  dieser  Art  ein  strenges  grandsfitzüciies  Sichten 
der  Vorschriften  mehr  Schaden  and  MOhe  als  Yortheil  bringen  möchte,  und 
daher  yerstftndigerweise  zu  unterlassen  ist,  um  so  mehr,  als  die  Folge  nicht 
etwa  eine  oberflächlichere  Behandlung  des  Rechtes,  sondern  nur  eine  viel- 
leicht nicht  nöthige  grössere  Anfinerksamkeit  auf  die  blossen  Yerordnungs- 
theile  wäre.  Nur  dann  freilich,  wenn  das  zur  einseitigen  Erlassung  der 
Verordnungen  berechtigte  Staatsorgan  seine  Befugniss  ausdrücklich  in  An- 
spruch nimmt,  kann  eine  Weigerung  der  Trennung  nicht  stattfinden. 

Eine  anderweitige  zu  Bedenken  Anlass  gebende  Frage  ist  die,  wie  sich 
die  Gesetzgebung  und  das  Yertragsrecht  des  Staates  zu  einander  verhalten? 
Es   tritt  nämlich,    bei    sonst   ganz    geschiedenen  Thätigkeitskreisen,    der 
Zweifel  ein,  ob  die  fOr  Erlassung  eines  Gesetzes  vorgeschriebenen  Massregeln 
auch  dann  eingehalten  werden  mttssen,   wenn  Sätze,  welche  gegenständlidi 
zu  der  inneren  vom  Staate  zu  wahrenden  Rechtsordnung  gehören,   in  Ver- 
handlungen mit  einem  fremden  Staate  festgestellt  und  in  der  Form  eines 
Staatsvertrages  bekannt  gemacht  werden  sollen?    So  z.  B.  Bestimmungen 
über  die  Gültigkeit  fremdländischer  gerichtlicher  Urtheile,  über  Klagrechte 
von  Ausländern,  über  gemeinschaftliches  Gantverfiihren,  u.  s.  w.    Dass  hier 
nicht  ohne  weiteres  die  aUgemeine  Lehre  von  der  Nothwendigkeit  einer 
genauen  Ueberwachung  der  Gesetzgebung  entscheiden  kann,  ist  klar,   weil 
ein  neuer  wichtiger  Umstand  mit  in  das  Spiel  kommt,  nämlich  das  Ver- 
tragsrecht des  Staates  und  dessen  gewöhnliche  Ordnung.    Es  stehen  sich 
vielmehr  bedeutende  Gründe,  welche  die  Aufrechterhaltung  der  allgemeinen 
Schutzmassregeln  gegen  schledite  Gesetze  auch  hier  als  räthlidi  erscheinen 
lassen,  und  solche,  welche  dafür  sprechen,  der  Regierung  freiere  Hand  zu 
lassen,  geradezu  entgegen.    Für  die  Aufrechterhaltung  ist  nämlich  geltend 
zu  machen,   dass   dieselben  Ursadien,   welche   überhaupt   eine  sorgfältige 
Feststellung   von   Rechtssätzen    erfordern,    auch    bei    der  Anordnung    in 
einem  Vertrage  völlig  in  Kraft  sind;  und  dass  überdiess  ein  Verharren  bei 
demselben    desshalb    nöthig  sei,    damit    nicht    die  Regierung   auf  einem 
Schleichwege  Rechtssätze  zu  Stande  bringe,   welche  sie  bei  Einhaltung  der 
gewöhnlidien  Schutzmassregeln  nicht  durdigesetzt  haben  würde.    Auf  der 
andern  Seite  ist  die  Vergrössemng  der  Schwierigkeiten  einer  Uebereinkunft, 
somit  die  Möglichkeit  des  Verlustes  eines  wünschenswerthen  Rechtes,  so  wie 
die  für  den  Staat  entstehende  Verlegenheit  im  Falle  der  späteren  Verwerf ung 
eines  bereits  völlig  unterhandelten  und  abgeschlossenen  Vertrages  allerdings 
sehr  in  Anschlag  zu  bringen.    Unter  diesen  Umständen  ist  denn  auch  be- 
greiflich, dass  die  Frage  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Staaten  gelöst 
worden  ist.    Während  in  einer  nicht  grossen  Anzahl  derselben  sämmtliche' 
Verträge   denselben  Massregeln  unterworfen  worden  sind,  welche  ftlr  die 
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Heratellang  der  Oesetzgebong  fttr  nOthig  erachtet  sind^),  ist  im  Gegentlieile 
in  andern  Staaten  dem  Staatsoberhaupte  allein  die  ganze  Besorgung  der 
y ertrage  mit  dem  Auslände,   weldies  immer  ihr  Inhalt  sei,   flbertragen; 
etwa  unter  nachtrftglicfaer  Aufsicht  der  YolksTertretung  und  mit  Befugniss 
derselben  zu  einer  Klage  gegen  die  yerantwortlidien  Räthe*).    In  dritten 
Fftllen  ist  die  Gflltigkeit  sftmmtlicher  Verträge  Ton  der  Erfdllung  eigen- 
thflmlicher,  mit  den  gewöhnlichen  Schutzmassregeln  für  Gesetze  nidit  Qberein- 
stimmenden  Bedingungen  abhängig  gemadit,  z.  B.  von  der  Zustimmung  nur 
eines  Theiles  der  Yolksyertretung  *).    Möglicherweise  ist  diese  Bestimmung 
ausschliesslich  oder   dodi   vorzugsweise   hinsichtlich   soldier  Verträge    ge- 
geben, welche  Vereinbarungen  Ober  Rechtssätze  enthalten.    Endlich  haben 
nicht  wenige   Staaten  einen  Unterschied  zwischen  den  Verträgen  gemacht 
und,  während  sie  als  Regel  das  freie  Verfügungsrecht  der  Regierungen  fest- 
stellen, in  Beziehung  auf  gewisse  Arten  derselben,  worunter  denn  nament- 
lieh  die  Verträge  über  eine  gemeinschaftliche  Rechtschaffnng  begriffen  sind, 
eine  Einhaltung   der  gewöhnlichen   Schutzmassregeln  vorgeschrieben^).  — 
Eine   theoretische   Entscheidung,    und  welche   somit  namentlich   audi  da 
anwendbar  wäre,    wo   gar  keine   ausdrttckliche   Bestimmung  besteht,    ist 
in  der  That  nicht  leicht.    Doch  scheint  eine  Abwägung  der  gegenseitigen 
GrQude  sdiliesslich  fflr  die  Beibehaltung  der  allgemeinen  für  die  Gesetzes- 
gründung  nothwendig   erachteten  Massregeln   ausfallen   zu  müssen.     Die 
Sidiemng  eines  guten  Rechtes  ist  von  grösserer  Bedeutung  als  die  Er- 
sparung von  Verlegenheiten.     Ob   diese  Einrichtung  aber  auf  diejenigen 
Verträge  beschränkt  werden  soll,   durch  welche  Rechtssätze  fär  das  Volks- 
leben verabredet  sind,  oder  ob  sie  überhaupt  auf  alle  Arten  von  Verträgen 
auszudehnen  ist,  braucht  hier  nidit  erwogen  zu  werden.    Mit  Ersterem  ist 
die  im  Interesse   einer  guten  Gesetzgebung  aufzuwerfende  Frage  bereits 
erledigt. 

Nodi  fragt  es  sich  endlich,  drittens,  ob  da,  wo  den  obersten  Geriditen 
das  Recht  eingeräumt  ist,  über  streitige  Rechtsfragen  Gemeinbescheide 
mit  Gesetzeskraft  zu  erlassen,  auch  gegenüber  von  dieser  abgetretenen 
Gesetzgebung  die  allgemeinen  Massregeln  zur  Rechtswahrung  Anwendung 


t)  Dien  WM  der  Fall  In  der  frmosösUohen  Yerttiuvng  von  1848,  welcher  gemits  alle  Ver^ 
trige  ihre  schUenliche  Oültiffkelt  nur  daroh  die  Zostimmang  der  Volluyertretnnff  erhielten. 
Höchst  wttnderlich  Ist  dabei  freilich,  daae  der  Prielde&t  der  BepublUc  YertrXffe  auch  Torher 
Mhon  sollte  ratificireii  dttrfen. 

S)  So  ist  es  s.  B.  in  England.  Vgl.  Stephen,  Gommentaries  on  the  Laws  of  England, 
Bd.  II,  8.  518;  Boy  er,  Commentailes  on  Gonstit.  Law.  S.  ed.  Lond.,  1846,  8. 160.  Und  so  wsr 
es  in  l'rankreich  nach  der  Karte  §  U;  in  der  Cortes-Verftssnng,  §  US,  Nr.  7,  o.  s.  w. 

8).  Diess  ist  so  bestimmt  in  den  V.  8t  von  Nordamerilca,  wo  die  rom  Prilsidenten  abge- 
sehlossenen  Yertrige  von  ihm  erst  dann  ratifloirt  werden  können,  Wenn  awei  Dritttheile  des 
Senates  snstimmen.    8.  Ck>nst  of  U.  8t.,  II,  8;  mein  Bandesstaatsrecht  der  V.  8t,  8.888fiBr- 

i)  Diese  Bestimmung  ufilt  s.  B.  in  8chweden,  V.  U.,  I  18;  in  den  Niederlanden,  |  57;  hi 
Wilrttemberg,  •  88,  86;  in  HannoTor,  1888,  |  88  n.  s.  w. 
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erleiden?  Hier  möchte  es  denn  allerdings  scheinen,  als  ob  kein  Grand 
bestehe,  einem  untergeordneten  Gesetzgeber  eine  Freiheit  einzuräumen, 
welche  dem  Staatsoberhaupte  selbst,  wenn  es  als  Gesetzgeber  auftrete,  ver- 
weigert werde;  so  wie  keine  Sicherheit,  dass  nicht  auch  ein  höheres  Gericht 
einen  schlechten  oder  schlecht  ge&ssten  Rechtssatz  aufstellen  könne.  Allein 
dennoch  muss  man  sich  für  die  Yemeinung  entscheiden.  Theils  handelt  es 
sidi  nur  von  minder  bedeutenden  und  der  Zahl  nach  beschränkten  Fällen, 
weil  der  Natur  der  Sache  nach  nur  die  Entscheidung  zwisdien  verschiedenen 
Meinungen  und  wenn  sich  keine  Uebereinstimmung  der  Ansichten  des  Yolkea 
oder  der  Untergerichte  bilden  will,  nie  aber  die  Gründung  neuer  Recfats- 
sätze  oder  gar  Rechtsanstalten  der  Gegenstand  von  (Jemeinbescheiden  sein 
kann.  Theils  wttrde  durch  Anwendung  der  allgemeinen  Sicherungs-Massregeln 
der  ganze  Zweck  verfehlt,  nämlich  die  Beseitigung  einer  üngevrissheit,  welche 
voraussichtlich  die  eigentliche  Staatsgesetzgebung  zu  beseitigen  nicht  der 
Mflhe  werth  fiüide.  Doch  mag  es  immerhin  gerathen  sein,  zur  Beseitigung 
jeglichen  Missbrauches  das  ganze  Recht  zu  Gemeinbescheiden  nach  Gegenstand 
und  Form  der  Ausübung  gesetzlich  genauest  zu  umgränzen,  und  es  auf  das 
Nothwendige  und  wenigst  Missbrauchbare  zu  beschränken. 

3.  Kaum  ist  nach  den  vorstehenden  Erörterungen  noch  Stoff  zu  inhalt- 
lichen Bemerkungen  über  die  Verordnungen.  Das  Wesentliche  ist, 
dass  dieselben  keinen  eigenen,  freigebildeten  Rechtsstoff  enthalten,  sondern 
lediglidi  die  formelle  Ordnung  und  die  Anwendung  der  eigentlichen  Rechts- 
sätze zum  Gegenstande  haben  dürfen.  Auf  der  strengsten  Einhaltung  dieser 
Grundforderung  beruht  die  Sicherheit  des  Rechtszustandes  im  Staate  zu 
grossem  Theile.  Sobald  eine  Staatsverordnung  eine  neue  Rechtsnorm  enthält, 
muss  sie  mindestens  in  der  fOr  die  Gesetzgebung  vorgeschriebenen  Weise 
zu  Stande  gebracht  werden.  Namentlich  ist  auch  die  Androhung  von  Strafen 
kein  Ctegenstand  für  Verordnungen,  selbst  wenn  dieselben  nach  Gegenstand 
und  Grösse  nur  unbedeutend  wären;  und  wenn  es  daher  nothwendig  er- 
scheint, einer  Behörde  je  nach  den  wechselnden  und  nicht  zum  Voraus  im 
Einzelnen  zu  bestimmenden  Bedürfnissen  des  täglichen  Lebens  eine  Befugniss 
zu  Strafdrohungen  einzuräumen,  so  muss  diess  durch  ein  Gesetz  geschehen, 
welches  nach  Gegenstand  und  Strafart  einen  bestimmten  Kreis  zieht,  de» 
dann  nidit  überschritten  werden  darf.  —  Im  Allgemeinen  ist  die  Rechts- 
ordnung weit  weniger  das  Feld  für  die  Erlassung  von  Verordnungen,  als 
die  Verwaltung.  Wo  aber  immer  solche  nothwendig  sein  mögen,  ist  jeden 
Falles  darauf  zu  achten,  dass  sie  womöglich  von  der  obersten  Staatsgewalt 
selbst  ausgehen  und  nicht,  in  Auftrag  derselben,  von  untergeordneten,  nur 
in  einem  Theile  des  Staatsgebietes  zuständigen  Stellen.  Durch  solche  nur 
in  kleinerem  Umkreise  gültige  Bestimmungen  wird  inmier  die  Einheit  des 
Bechtszustandes  gestört,  dessen  Aufrechterhaltung  wesentliche  Aufgabe  des 
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Staates  ist,  dessen  Zweek  und  Wesen  ja  selbst  eben  nur  in  der  Einheit 
des  Volkslebens  besteht. 

§6. 
Reihenfolge  der  Gegenstände. 

Zwei  Sätce  stehen  fest: 

Einmal,  dass  das  Tom  Staate  ausgehende  Recht  seine  Entstehung  bei 
weitem  zum  grössteA  Theile  den  Gesetzen  i.  e.  S.  verdankt.  Yerhssungs- 
Bestimmungea  sind  ihrem  Wesen  nach  nur  kurz  und  bedürfen  erst  der 
fruchtbaren  Entwicklung;  in  vielen  Beziehungen  ziehen  sie  sogar  nur  den 
Kreis,  innerhalb  dessen  die  Gesetzgebung  sidi  frei  bewegen  mag.  Die 
Verordnungen  sind  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung. 

Zweitens,  dass  die  Gesetze  in  Beziehung  auf  die  zur  Herstellung 
oines  guten  Rechtes  für  nöthig  erachteten  Massregeln  in  Mitte  zwisdien  zwei 
Aeussersten  stehen.  Es  ist  nöthig,  dass  sie  mit  Ernst,  mit  Aufbietung  aUer 
zum  Verständnisse  des  BedOrfhisses  und  der  Befriedigung  führenden  Mittel 
vorbereitet,  bearbeitet  und  berathen,  auf  zweckmässige  Weise  bekannt  ge- 
macht werden.  Allein  sie  mOsssen  den  wechselnden  Bedürfnissen  des  Lebens 
folgen,  zuweilen  wohl  denselben  voraneilen,  und  ihre  Zustandebringung  darf 
daher  nicht  allzu  schwerfällig  eingerichtet  sein.  Im  schlimmsten  Falle  kann 
eine  Verbesserung  eintreten.  Es  ist  also  weder  erforderlidi  nodi  nützlich, 
dass  bei  ihnen  solche  Erschwerungen  stattfinden,  wie  bei  der  Verfassung  des 
Staates,  welche  nur  nach  hergestelltem  Beweise  dringenden  Bedürfnisses  und 
aberwiegender  Einstimmigkeit  eine  Veränderung  erfahren  kann;  noch  dürfen 
sie  auf  der  andern  Seite  dem  blossen  Belieben  einer  einfachen  Behörde 
überiassen  werden,  wie  diess  bei  den  unselbstständigen  Verordnungen  ohne 
Nachtheil  geschehen  mag. 

Aus  beiden  Gründen  ist  es  daher  auch  das  Zweckmässigste,  die  Er- 
örterung von  der  Abfassung  der  Gesetze  zum  Mittelpunkte  der  Lehre  zu 
machen,  wenn  schon  die  logisdie  Reihenfolge  eine  andere  wäre.  Ist  für  die 
ordentlichen  Gesetze  die  richtigste  Behandlung  gefunden,  so  schliesst  sidi 
daran  leicht  und  ohne  Wiederholung  an,  was  von  Ausnahmsmassregeln  passend 
4oder  nothwendig  erscheint,  theils  also,  wenn  etwa  unter  aussergewöhnlichen 
Umständen  Gesetze  selbst  ein  besonderes  Verfahren  erfordern  sollten,  theils 
jeden  Falles  die  eigenthümliche  Behandlung  einer  Seits  der  Verfiassungs- 
bestimmungen,  anderer  Seits  der  blossen  Verordnungen. 


Erster  Abschnitt. 
Die  ordenfliohe  Oesetsgebimg. 

Erste  Abtheilung. 
Allgemeine  Begeln  über  Bechtsgesetse. 

§7. 
Veranlassung  und  Zeit  zur  Gesetzgebung. 

Feststellnug  von  Rechtsgesetzen  ist  immer  ein  wobl  zu  flberlegendes 
Unternehmen,  zuweilen,  oamentlich  wo  es  sich  yon  Ordnung  grosser  Seiten  des 
Bechtslebens  also  von  ganzen  GesetzbtLchem  handelt,  eine  der  sdiwierigsten 
menschlichen  Geistesarbeiten.  Jede  Veränderung  in  dem  Bechte  greift  in 
weiterem  oder  engerem  Kreise  in  die  geistigen  und  die  diogUchenZast&nde 
des  Volkes  ein;  möglicherweise  kann  es  sie  ganz  umwandeln.  Soll  daher 
das  Unternehmen  gelingen  und  nicht  vielleicht  gar  zum  Schaden  ausschlagen, 
so  muss  theils  der  Gesetzgeber  in  der  Lage  sein,  sich  seinem  Werke  mit 
Umsidit,  Buhe  und  Vorbereitung  widmen  zu  können,  theils  das  Volk  eine 
Neugestaltung  des  Rechtes  eben  itzt  bedürfen  und  ertragen.  Mit  andern 
Worten,  Gesetzgebung  ist  kein  Gegenstand  für  launenhafte  Liebhaberei^ 
unruhige  Vielgeschafügkeit  oder  Eitelkeit;  sondern  es  gehört  «—  neben 
freilich  noch  sehr  vielem  Weiteren,  allein  doch  zunächst  —  zu  einer  w^ 
ständigen  Vornahme  mit  Ho&ung  .auf  Erfolg,  dass  einet  zureichefide 
Veranlassung  und  eine  richtig  gewählte  Zeit  die  Thätigkeit  recht- 
fertigen und  erleichtem. 

Es  ist  aber  möglich,  näher  zu  bestimmen,  wann  das  eine  und  das 
andere  wirklich  der  Fall  ist. 

L  Veranlassung  zur  Rechtsgesetzgebung. 

Der  einzige  Grund  zu  einem  neuen  Rechtsgesetze  ist  das  BedArfniss 

danach.  Ein  Gesetz,  welches  nicht  durch  einBedttrIhiss  hervorgerufen  wurde, 
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ist  nicht  bloss  ftberflflssig,   sondern  geradezu  schädlich.    Und  diese  zwar  in 
mehr  als  Einer  Rücksicht.  —  Vor  Allem  wird  das  Rechtsbewnsstsein  des 
Volkes   gestört,   wenn  ein  Yerhftltniss,   dessen  reditliche  Reglnng  bisher 
sowohl  den  Ansichten  von  sittlich  Nothwendigem,  als  den  materiellen  Forde- 
rongen  des  Lebens  entsprach,  ge&ndert  wird.    Nicht  nur  das  Gefühl  der 
Festigkeit,  sondern  auch  das  der  Wahrheit  des  Rechtes  wird  erschüttert, 
und  macht  dem  der  Willkür  Platz.    Es  ist  dabei  ganz  gleichgültig,  ob  das 
bisherige  Recht  auf  einer  Gewohnheit  oder  bereits  schon  auf  einem  gesdiriebenen 
Gesetze  beruhte.  —  Nicht  selten   entsteht  auch  ein  sachlicher  Schaden. 
Wenn  ein  neues  Gesetz  die  rechtliche  Ordnung  der  Güterwelt  oder  der 
Verbindlichkeiten  ändert,  so  geht  diese  nicht  wohl  ohne  Nacfatfaeile  für 
Einzelne  ab,   weldie  sich  nicht  schnell  genug  in  das  neue  Recht  zu  finden 
wissen,  oder  sich  auf  längere  Dauer  des  alten  eingerichtet  hatten.    Diess 
muss  ertragen  werden,  wenn  das  neue  Gesetz  im  Ganzen  einen  besseren 
Zustand  herstellt,  also  Bedürfiüss  ist.   Allein  es  ist  eine  nutzlose  und  somit 
tadelnswerthe    Beeinträchtigung   der   Borger,    wenn    das   bisherige  Redit 
eben  so  gut  hätte  fortbestehen  können.  —  Nicht  geringe  anzuschlagen  ist, 
femer,  die  Störung  in  dem  Wissen  des  Rechtsgelehiien,  sei  es  der  Riditer 
sei  es  der  Rechtsfreunde.    Mag  auch  eine  solche  nicht  fOhlbar  sein  oder 
Beachtung  verdienen  bei  kleineren  Gesetzen,  deren  Inhalt  und  Folgerungen 
bald  vollständig  begriffen  und  dem  Gedächtnisse  eingeprägt  sind;   so  stellt 
sich  diess  doch  ganz  anders  bei  umfassenden  Gesetzen,  etwa  ganzen  Gesetz- 
büdiem.    Es  ist  nicht  zu  viel  gesagt,  dass  in  solchem  Falle  ein  ganzes 
Geschlecht  darüber  hingeht,  ehe  wieder  eine  vollständige  Beherrschung  des 
gesetzlichen  Stoffes  gefunden  wird.    Dieser  Verlust  so  vielen  Nachdenkens 
und  so  ausgebreiteter  Erfahrungen,   verbunden  mit  der  anfänglidien  ün- 
fertigkeit  des  neuen,  ohne  Ueberlieferung  und  Vorbild  begonnenen  Wissens, 
kann  nun  aber  nicht  anders  als  höchst  empfindlich  f&r  gar  viele  Recht- 
suchende sein.    Auch  dieses  Uebel  mag  als  ein  Uebergangszustand  ertragen 
werden,  wenn  das  neue  Gesetz  die  ganze  Rechtsordnung  wesentlich  ver- 
bessert und  bisherige  dauernde  Missstände  beseitigt;   aber  ohne  grossen 
Zweck  Mt  es  hart.  —  Endlich  noch  soll  nicht  ganz  übersehen  werden, 
dass  Aendemngen  in  den  Gesetzen  die  wissenschaftlichen  Arbeiten  über  das 
bisherige  Recht  mehr  oder  weniger  unbenutzbar  machen. 

Die  Beantwortung  der  Frage:  wann  Veranlassung  zu  einem  Rechts- 
gesetze sei,  löst  sich  somit  in  die  Auffindung  der  Fälle  auf,  in  welchen 
sich  ein  neues  Bedürficiiss  fühlbar  macht.   Als  solche  erscheinen  aber  folgende: 

1.  Da  sich  sowohl  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  durch  die  Ent- 
stehung und  Feststellung  neuer  mächtiger  Interessen  und  das  Erlöschen 
bisher  bestandener  ändern,  als  auch  die  wirthscfaaftlichen  Richtungen  und 
Formen  der  Völker  in  zwar  langsamer,  aber  unaufhaltsamer  Umgestaltung 
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begriffen  sind:  so  bilden  sich  von  Zeit  zu  Zeit  neue  sachliche  Zustäade 
aus,  deren  Recht  geordnet  sein  muss,  die  abei;  in  der  bisherigen  Rechts- 
.Ordnung,  eben  weil  sie  froher  gar  nicht  oder  nur  unmerklich  bestanden, 
nicht  berücksichtigt  sind  ^).  'Hier  ist  nun  allerdings  möglich,  dass  auch  ein 
genfigendes  Gewohnheitsrecht  alhnälig  entsteht;  oder  es  kann  eine  scharf- 
sinnige Rechtswissenschaft  das  neue  Yeifaältniss  unter  ein  analoges  Recht 
bringen;  vielleicht  genflgt  selbst  die  doctrinelle  Ausbildung  bereits  vor- 
handener allgememer  Grundsätze  in  dieser  bisher  nicht  beachteten,  weil 
nicht  nothwendigen,  Richtung.  Allein  wahrscheinlicher  ist  freilich,  dass  die 
neuen  Zustände  Schwankungen  und  Zweifeln  in  rechtlicher  Beziehung  nur 
durch  eine  eigene,  ausfOhrliehe.  und  bestimmt  festgestellte  Gesetzgebung 
entrissen  werden  können.    In  solchem  Falle  ist  das  Bedttröiiss  erwiesen. 

2.  Ein  zweiter  möglicher  Fall  ist  die  durch  ErfisJirung  gezeigte 
Unzulänglichkeit  des  bestehenden  Rechtes;  sei  es  nun  dass  dasselbe 
gleich  von  An&ng  an  lückenhaft  war,  sei  es  dass  sich  neue  Seiten  längst 
bestandener  Zustände  entwickelt  haben,  welche  das  vorhandene  Recht 
nicht  genügend  bestimmt ").  Doch  ist  hier  allerdings  zuzugeben,  dass  in 
solchen  Fällen  theils  Gewohnheitsrecht,  theils  und  hauptsächlich  Gerichts- 
gebrauch das  Bedürfniss  vollständig  befriedigen  können. 

3.  Das  bestehende  Gesetz  kann  formell  und  materiell  unrichtig 
sein.  Und  zwar  mag  diess  entweder  aus  einem  ursprflnglichea  und  somit 
bei  tüchtigerer  Behandlung  vermeidbaren  Fehler  des  Gesetzgebers  herrühren, 
oder  daher,  dass  sich  die  zur  Zeit  der  Entwerfung  des  Gesetzes  allgemein 
angenommene,  und  somit  auch  vom  Gesetzeber  ohne  Tadel  getheilte,  Rechts- 
ansicht später  als  eine  unrichtige  erwies.  In  der  ersten  Unterstellung  also 
kann  das  Gesetz  von  Anfang  an  undeutlich  oder  zweideutig,  anderen  Rechts- 
sätzen zuwiderlaufend,  unbedingt  unzweckmädsiges  oder  unmögliches  anord- 
nend, dem  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  und  guten  Gewohnheiten  desselben 
widerwärtig  sein.    Im  andern  Falle  mag  ein  Gesetz  durch  die  spätere  ridi- 


1)  Fälle  neuer  geseUschaftUeher  Gestaltnogen,  welche  eine  reehtllche  Ordnon^  rerliingen 
wflrden,  wären  etwa:  die  Verwandlung  eines  bisher  leibeigenen  Banemstandea  in  peraonllch 
freie  Erbpächter;  oder  die  Anerkennung  der  Fabrikarbeiter  als  eines  korporatiyeu  Vereines 
mit  bestimmten  Rechten  an  die  Erträgnisse  ihrer  Arbeit;  oder  ein  solches  Ueberhandnehmeo 
der  Findelkinder,  dass  sie  eine  fühlbare  eigene  Klasse  des  Volkes  bildeten.  Fälle  yon  neuem 
durch  wirthschaftliche  Entwicklungen  nöthig  werdendem  Rechte  bieten  dagegen  dar  d)e  Eisen- 
bahnen,  die  Actienvereine,  die  Bewässerungsanlagen,  u.  dgL 

-  2)  Beispiele  von  ursprünglich  ungenügenden  und  daher  su  ergänzenden  Oesetien  gaben 
mehrere  der  neueren  Btri^gesetzbücher,  welche  nur  die  peinlich  zu  bestrafenden  Rechtsver- 
letsuDgen,  nicht  aber  auch  die- von  andern  Behörden  abzurfigenden  milderen  Vergehen  derselben 
Art  beachteten,  und  daher  später  eigene  Poliseistrafgesetse  nöthig  machten.  Als  ein  Fall 
einer  durch  allmälige  Entwicklung  des  Gegenstandes  nothwendig  werdenden  Ausbildung  der 
Gesetzgebung  mag  die  Zwangsabtretung  zu  öifentllchen  Zwecken  dienen,  die  eine  ausführliche 
Gesetzgebung  erst  bedurfte,  als  die  riesenmässigen  Verbindungswege  der  neuesten  Zeit  Ex- 
propriationen in  Torher  ungekannter  Zahl  hervorriefen ,  hierbei  aber  eine  Menge  Mher  gar 
nicht  beachteter  Verhältnisse  sich  geltend  machten. 
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tigere  AnfEasrang  einer  Recfatsanstalt,  dnrdi  Anerkennung  eines  natttriidiai 
Anspmches  aller  Bürger  oder  durch  die  Entwicklang  grtaerer  G^ittigang  ftr 
unhaltbar,  Tielleicht  fDr  schreiend  ungerecht  und  selbst  barbarisch' eiklflrt- 
werden,  welches  zur  Zeit  seiner  Gründung  allgemein  ftr  nothwendig  und 
richtig  erachtet  war^).  In  beiden  Fällen  ist  eine  Aenderung  gereditfertigt 
und  nothwendig,  und  es  ist  ein  Töllig  sinnloser  Fetischismus,  ein  Gesetz  bloss 
desshalb,  weil  es  alt  ist,  für  hellig  und  unantastbar  zu  erachten*).  Doch 
hat  man  sich  auch  davor  zu  httten,  in  das  Gegentheil  zu  verfallen.  Ein 
unruhiges  Haschen  nadi  allem  Neuen,  was  irgendwo  in  der  Welt  gedacht 
und  gethan  wird,  bloss  weil  es  neu  ist,  beweist,  falls  es  auMchtig  gemeint 
ist,  Mangel  an  ürtheil  sowohl  Aber  das  Eigene  als  Aber  dieses  Fremde, 
und  führt  zu  unbehaglichen  und  nachtheiligen  Schwankungen  im  Rechts- 
zustande;  liegt  aber  nur  die  Lust  zu  glänzen  zu  Grunde,  so  ist  es  eitle 
Geckerei.  Gar  gefthrlich  ist  es  namentlich,  wenn  sich  der  Gesetzgeber  von 
einer  falschen  und  kränklidien  GefftlÜBamkeit,  wie  sie  zu  Zeiten  stattfindet, 
anstecken  Iftsst,  und  so  durch  Absdiwächung  des  Strafrechtes  die  Yerbrecfaen 
fördert  anstatt  hintanzuhalten,  den  rechtlichen  Bürger  preisgiebt  und  den 
Verdorbenen  hätschelt,  der  Gemeinschaft  eine  Last  zu  behäbiger  Pflege 
der  Rechtsfeinde  aufladet,  während  sie  Tausende  von  rechtlichen  Mensdien 
darben  lassen  muss.  Nachsicht  gegen  Verbredien  ist  keine  feinere  Gesit- 
tigung,  sondern  entweder  widrige  und  einfiütige  Schwädie  oder  eigene  sitt- 
liche Stumpfheit. 

4.  Sehr  häufig  sind  in  den  neueren  Yerfassungs-Ürkunden  gewisse 
Einrichtungen  der  Rechtsordnung  nur  in  den  allgemeinsten  Grund- 
sätzen zugesagt,  und  deren  Ausführung  im  Einzelnen  der  gewöhnlichen 


1)  Die  gaase  Oetchlchte  der  Oefetsgebong  Itt  toU  ron  Beispielen  beider  Arten  von  nn- 
bmaehbaren  Geaetsen.  So  wmr  i.  B.  das  römlfche  Hjpothekenreebt  ron  Anftug  materleU 
fklscb,  weil  et  nlcbt  knf  Oeffentlichkelt  and  Speclalltit  bembt ;  oder  der  finmsösiscbe  Familien- 
ratb  lüa  Yormondacbaftsbebörde,  well  nlcbt  alcbernd  grenni;;  das  balerisehe  Strafliresets,  welcbes 
knieende  Abbitte  Tor  des  Königs  Bildniss  rorscbrelbt,  weil  eben  so  sinnlos  als  empörend;  das 
fhmsösiscbe  Gesetxbneh  ttber^StrafVerfahren,  weil  es  dem  Angescbnldigten  keine  Sieherfaeit 
gegen  Missbraneh  der  Staatsgewalt  giebt;  die  Bestellong  ron  Anklage-Oesebwomen,  weil 
solche  leicht  in  der  Sache  selbst  na^  onroIlständlgeB Beweisen  arthellen;  die Feststellang  der 
Knotenstrafe,  weil  anmenschlich  graosam;  die  Gestattnng  ron  Nichtigkeitsklagen  wegen  an- 
geblicher Verstösse  gegen  das  Jas  in  thesi,  weil  dadarch  mathwilliger  Verschleppung  der 
Bechtssachen  Thfir  and  Thor  geöfftaet  ist.  Schlecht  gefiust  rom  Beginne  an  war  das  preos- 
sische  Landrecht  dareh  seine  sersplittemdeCasaistik;  d«s  baierische  Strailresetsbaeh  ron  1811, 
welches  in  den  ersten  Jahren  seines  Bestandes  nnxihlige  Korellen  lor  Verdeatlichang  bedurfte; 
▼iete  derNoTellen  der  spateren  römischen  B^ser  wegen  anflgreblasener  and  nndentUeher  Schreib- 
art; sohlecht  gefhsst  ron  Anfang  an  sind  alle  englischen  Parliamentsaeten  In  ihrer  schwer^ 
flUligen  Sprache,  ohne  Abthelinngen  und  einfkche  logische  Anlage.  Gesetze  aber,  jwelche 
ihrer  Zelt  entspvechend  waren  und  erst  durch  Verinderung  der  Geslttigung  and  der  Verhältnisse 
unbrauchbar  wurden,  sind  u.  A.:  die  deutschen  Yolksrechte;  der  Sachsen-  und  der  Sehwaben- 
spiegel;  die  Carolina;  die  Capitularien  Karls  des  Grossen,  die  Biete  Partidas;  das  römisehe 
Beoht  der  rlterllchen  Gewalt. 

9)  Vgl.  hierilber  die  berühmten  Bemerkungen  Bentham's  in  seinem  Book  öf  FIsUadea, 
(Works^  Bd.  n,  8.  806  f^.). 
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Gesetzgebang  entweder  aasdrflcklich  oder  stillschweigend  zugewiesen.   (Man 
sehe  2.  B.  die  Deutschen  Grundrechte.)    Offenbar  ist  diese  Sitte  nur  ein 
Nothbehetf,  und  wftre  eine  gleichzeitige  ToUe  AusfQhrung  sehr  wttnsdienswerth, 
theils  weil  erst  auf  diese  Weise  die  ganze  Bedeutung  der  neuen  Staats- 
einrichtnng  anfgefasst  werden  mag,  und  sie  sich  mit  allen  ihren  Folgerungen 
alsbald  in  das  Regierungs-  und  Volksleben  einsenken  könnte;  theils  wegen 
der  nothwendigen  inneren  UebereinstimBiung   zwisi^n   Grundsätzen  und 
Entwicklungen,  welche  yielleicht  sp&ter  von  andern  Gesetzgebern  oder  anter 
andern  Verhältnissen  nicht  mehr  eben  so,  leicht  und  Yollständig  zu  erreidien 
ist.    Allein  da  die  Entwerfung  von  Verfassungs^Urkunden  gewOhnlidi  der 
glückliche  und  mögliehst  zu  beschleunigende  Schluss  einer  grossen  staatlichen 
Bewegung  ist,  so  bleibt  zu  so  ausftthrlicher  Gesetzgebung  in  der  Regel  keine 
Zeit,  und  es  ist  sogv  weit  klflger,  wenigstens  die  Grundsätze  schnell  so 
fest  und  so  hodi,  als  menschliche  Einrichtungen  vermögen,  zu  stellen,  denn 
durch  hinausgesponnene  Verfolgung  des  Bessern  alles  auf  das  Spiel  zu  setzen. 
Um  so  stärker  ist  dann  aber  die  Aulforderung,   akbald  nach  allgemeiner 
Einführung  der  neuen  Verfassung  auch  wirklich  an  die  Ausarbeitung  der 
von  derselben  geforderten  Gesetze  zu  gehen.    Eine  ungerechtfertigte  Ver- 
zögerung ist  nicht  nur  ein  Unredit  gegen  Alle,  welche  durch  die  Verbesserung 
des  Gesetzes  Vortheile  erhalten  hätten;  sondern  audi  ein  politischer  Fehler. 
Die  Regierung  erregt  Misstrauen  gegen  ihre  Ehrlichkeit  und  zieht  sich 
fortwährende,   oft  nicht  geringe,   Verlegenheiten   und  Vorwürfe   zu,   ruft 
sogar  leicht  eine  neue,  und  dann  naturgemäss  viel  weiter  gehende  Gährung 
gegen  sich  hervor;  die  Vertheidiger  der  Volksrechte  aber  bleiben  ohne  die 
breite  und  feste  Grundlage,  welche  ihnen  ein  allseitig  und  gleichmässig 
entwickeltes  System  von  Gesetzen  schon  an  sich  und  formell,  noch  mehr 
aber  durch  rechtliche  Erziehung  der  ganzen  Volksmasse  gewähren  würde. 
Nimmt  man  dann  nodi  dazu,  dass  wenigstens  in  den  meisten  Fällen  schon 
die  Au&ahme   des   allgemeinen   Grundsatzes   unter   die   Ver£Assungs- Ver- 
sprechungen ein  in  dem  Augenblicke  lebhaft  gefühltes  Bedür&iss  des  neuen 
Gesetzgebung  an  sich  beweist :  so  liegt  denn  allerdings  in  dem  angenommenen 
Falle  eine  dringende  Aufforderung  zum  Handeln  und  eine  vollständige  Recht- 
fertigung desselben  vor. 

5.  Eine  der  schönsten,  aber  auch  der  schwierigsten  Aufgaben  der 
Staatsweisheit  ist  die  Verschmelzung  verschiedenartiger  Staats- 
bestand);heile  zu  einem  auch  innerlich  einheitlichen  Ganzen.  Es  giebt 
allerdings  Fälle,  in  welchen  eine  solche  Einheit  nicht,  wenigstens  itzt  noch 
nicht,  angestrebt  werden  kann  und  darf.  So  namentlich  da,  wo  mehrere 
ungefähr  gleich  zahlreiche  Stämme  in  ihren  Eigenthümlichkeiten  scharf  aus- 
gebildet sind,  an  ihrer  Volksthümlichkeit  und  Geschichte  ebenmässig  hängen, 
und  zwar  zu  'Einem.  Staate  verbunden,  allein  weder  ineinander  aufgehen. 
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nodi  in  ein  drittes  gemeinsdiafUidies  Neues  yerschmolzen  'Sein  wollen. 
Ferner  da,  wo  die  Elagheit  rathet,  einer  gegen  ihren  Willen  mit  dem 
Staate  yereinigten,  et?ra  eroberten,  BevOlkerong  den  Uebergang  in  das 
neue  Yeriiflltniss  möglichst  zn  erleichtem,  ihr  den  eingetretenen  Wediael 
durch  möglichste  Belassong  der  bisherigen  Zostftnde  und  Einrichtongen  so 
wenig  f&hlbar  als  möglich  zu  machen,  and  wo  somit  selbst  beim  Vorhanden- 
sein einer  überwiegenden ,  Nationalit&t  im  alten  Lande,  vor  der  Hand 
wenigstens,  jei^che  Yerschmelzangsrersnche  zn  unterlassen  sind.  Endlich, 
wenn  das  Versprechen  der  Schonung  einer  abgesonderten  provinziellen 
Eigenthflmlichkeit  von  der  Staatsgewalt,  gleichylel  aus  wieldien  Gründen 
und  bei  weldien  Veranlassungen,  gegeben  und  von  der  betheiligten  Be- 
völkerung als  ein  Recht  angenommen  worden  ist.  Allein  es  giebt  aucb 
Fftlle,  in  weldien  eine  geschickte  und  muthige  Regierung  das,  an  sich  über- 
wiegend wünsdienswerthe,  Ziel  der  völligen  Nationaleinheit  zu  erstreben 
rechtlich  und  thatsftchlidi  im  Stande  ist;  und  dann  soll  und  darf  es  nicht 
unterlassen  werden,  audi  auf  die  Oefahr  vielfacher  Mühe  und  mancher, 
wenn  nur  besiegbarer,  Aufregung.  —  Unter  den  hier  anzuwendenden  Mitteln 
ist  ohne  Zweifel  eines  der  wirksamsten  die  Sorge  für  ein  gemeinsames 
Recht.  Ein  gleidies  Redit  bildet  allmftlig  eine  Uebereinstimmung  vieler 
sachlidier  und  geistiger  Zusttnde  aus,  erleichtert  den  Verkehr,  bringt  inmier 
wieder  sowohl,  im  Verkehre  mit  den  Einzelnen  als  mit  den  Behörden  das 
Bewusstsein  der  Einheit;  es  fordert  somit  ein  gemeinschaftliches  National- 
gefühl. Die  Fortbildung  eines  gemeinsamen  Rechtes  macht  auch  eine  ge- 
meinsame Oesetzgebung  möglich  und  nöthig,  während  wenigstens  in  einem 
Staate  mit  ständisdien  Einrichtungen  verschiedenes  Recht  der  einzelnen 
Bestandtheile  des  Staates  auch  verschiedene  Provinzialversammlungen  mit 
sich  bringt.  Nur  bei  einer  einheitlichen  Verfassung  ist  innere  und  ftusser- 
liehe  Einheit  des  Staates  und  Volkes  denkbar.  Ebenso  ist  es  wenigstens 
wahrscheinlich,  dass  nur  bei  einheitlichem  Rechte  eine  völlige  Ueberein- 
stimmung in  der  Organisation  der  Behörden  herzustellen,  damit  aber  ein 
bedeutendes  Spaltungszeichen  zu  beseitigen  ist.  Nur  bei  gemeinsamem 
Rechte  können  die  Studien  der  Richter  und  der  Verwaltungsbeamten  die- 
selben sein;  nur  dann  ist  eine  Verwendbarkeit  eines  Jeden  im  ganzen  Staats- 
gebiete, also  eine  Mischung  und  Einigung  einer  sehr  einflussreichen  Klasse 
möglich;  nur  dann  eine  juristische  National-Literatur  vorhanden.  Endlidi 
wird  bei  gemeinsamem  Rechte  die  Erinnerung  an  frühere  Trennung  und 
wahrscheinliche  Feindsdiaft  nicht  immer  wieder  erneuert  in  allen  Einridi- 
tungen  des  tfiglichen  Lebens  und  Handelns.  —  Der  Mittel  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  giebt  es  aber  mehrere.  Entweder  kann  es  nämlich  bewerk- 
stelligt werden  durch  einfache  Uebertragung  des  bereits  in  einem  Theile 
des  Staates  geltenden  Redites  auf  die  bisher  anderem  Rechte  folgen4en 
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Theile.  Oder  durch  Festsiellimg  einer  für  alle  Theile  neuen  Gesetzgebnng. 
Oder  endlich  durch  einen  gegenseitigen  Austausch  einzelner  Rechtsabschnitte, 
80  dass  kein  Thei>  ganz  untergeordnet  wird,  keiner  ga&z  in  seinem  bisherigen 
Besitze  bleibt.  Die  Wahl  unter  diesen  Möglichkeiten  für  den  einzelnen 
Fall  h&ngt  Ton  den  besonderen  umständen  ab.  Das  erste  Mttel  ist  das 
leichteste;  allein  es  ist  bedingt  einmal  durdi  das  thatsftchliche  Ueberwiegen 
des  zur  Grundlage  bestimmten  Yolkstheiles,  sodann  durch  die  wenigstens 
vergleichenswerthe  Güte  des  auszudehnenden  Rechtes.  ESne  ganz  neue 
Gesetzgebung  für  Alle  schont  jede  Eifersucht  und  erspart  das  GefBhl  der 
eigenen  Vernichtung  zum  Yortheile  Fremder;  allein  es  ist* ein  sehr  weit- 
schichtiges  Unternehmen,  das  lange  Zeit  erfordert,  und  es  enthält  ein  Un- 
recht gegen  Diejenigen,  deren  bisheriges  Redit  den  Bedürfnissen  genügte, 
und  welche  dasselbe  vielleicht  durch  lange  Erfahrungen  und  Arbeiten  in 
Gerichten  und  in  der  Literatur  ausgebildet  hatten.  Ein  gegenseitiger  Aus- 
tausch ist  bei  gleich  mäditigen  und  gleich  trotzigen  Stämmen  ein  Beruhigungs- 
mittel; allein  es  kann  nur  in  dem,  wohl  selten  vorhandenen,  Falle  ange- 
wendet werden,  wenn  die  beiderseitigen  Rechte  auf  wesentlich  gleidien 
Grundlagen  beruhen  und  von  beiden  wenigstens  einzelne  grössere  Theile 
einer  Erhaltung  und  Ausdehnung  wefth  sind. 

n.  Richtige  Zeit  zur  Gesetzgebung. 

Wo  immer  eines  der  bisher  angezählten  Bedürfnisse  nach  einem  Gesetze 
sich  zeigt,  da  hat  der  Staat  unzweifelhafte  Veranlassung,  ja  Pflicht,  seine 
gesetzgeberische  Thätigkeit  eintreten  zu  lassen.  Allein  damit  ist  nicht  ge- 
sagt, dass  es  vernünftig,  oder  auch  nur  möglich  sei,  dieser  Aufgabe  m 
jeder  Zeit  nachzukommen.  Es  ist  vielmehr  sehr  wohl  denkbar,  dass  äussere 
Umstände,  welche  mit  dem  Gegenstande  und  der  Dringlichkeit  des  fraglichen 
Gesetzes  an  sich  in  gar  keinem  Zusammenhange  stehen,  eine  freie  und  voll- 
ständige Wirkung  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  des  Staates  für  längere 
oder  kürzere  Zeit  hindern.  Wenn  es  nun  entweder  an  und  ftlr  sich  nicht 
mögUch  ist,  ein  solches  Hindemiss  zu  beseitigen,  oder  wenn  die  hierzu  an- 
zuwendenden Mittel  ausser  VeriiSQtniss  zu  der  Bedeutung  des  Gesetzes  wären, 
so  rathet  schon  die  einfachste  Klugheit,  in  solchem  Falle  die  Entwerfung 
oder  Einführung  des  Gesetzes  auf  eine  minder  ungünstige  Zeit  zu  verschieben. 

Zur  klaren  Einsicht  in  diese  Verhältnisse  ist  es  nun  aber  vor  Allem 
nothwendig,  diejenigen  Zustände  au&usuehen,  und  übersichtlich  zu  ordnen, 
von  welchen  erfahrungsgemäss  zeitweise  Hindernisse  für  die  Gesetzgebung 
zu  erwarten  sind.  Und  zwar  bringt  es  die  Verschiedenheit  der  .vom  Staate 
anzuwendenden  Thätigkeit  mit  sich,  dass  dabei  zwischen  den  Hindernissen 
für  eine  richtige  Entwerfung  eines  für  nöthig  erachteten  Gesetzes  und 
denen  für  eine  sichere  und  vollständige  Durchführung  eines  beschlossenen 
Gesetzes  unterschieden  wird. 
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Die  auf  die  Entwerfnng  eines  Gesetzes  möglicherweise  nngOnstig 
einwirkenden  äusseren  Umstände  sind  folgende:  Vor  AUem  mögen  die  za 
gesetzgeberischen  Arbeiten  Berufenen  durch  die  Gestaltung  der  OffentUdieB 
Angelegenheiten  der  nöthigen  Geistesmhe  zur  umsichtigen  Erwägung,  zum 
gründlichen  Eindringen ,  zur  scharfinchtigen  Entwicklung ,  endlich  zur  rieh* 
tigen  Ab&ssung  beraubt  sein.  Und  zwar  kann  Furcht  Tor  grossem  Ungladce, 
Hoffnung  auf  Sieg  und  Gewinn ,  flbermächtig  in  Anspruch  nehmende  llieil- 
nähme  an  einem  grossen  Ereignisse  diese  Wirkung  gleidimäsipg  haben. 
Leidenschaftlidi  mit  einem  anderen  Gegenstande  Beschäftigte  werden  eine 
schwierige  gesetzgeberische  Aufgabe  schledit,  wenn  Oberhaupt,  lösen.  Eine 
andere  störende  Ursadie  kann  sein  ein  Obermächtiger  Geschäfbsdrang,  welcher 
den  zur  Gesetzgebung  Berufenen  nicht  die  Muse  zu  einer  sorgfiütigen  Aibeit 
lägst.  Endlich  noch,  und  es  ist  diess  wohl  der  schlinmiste  Fall,  findet  nidit 
selten  ein  stürmischer  Andrang  von  Aussen  auf  den  Gesetzgeber  statt, 
welcher  ihm  nicht  nur  Handeln  überhaupt,  und  zwar  sdmelles  Handdn, 
sondern  auch  zu  gleicher  Zeit  die  Richtung  seiner  Bestimmungen  gebieterisdi 
Torzuschreiben  sucht.  Hier  gilt  denn  Ueberlegung  für  bösen  Willen,  Billigkeit 
flir  Yerrath,  Hinblick  auf  Zukunft  und  wahrscheinliche  Aenderungen  der 
itzigen  Lage  für  Feigheit.  Und  es  ist  diess  AUes  um  so  schlimmer,  als  die 
mit  solcher  Gewalt  aufgedrungenen  Forderungen  in  der  Regel  in  sich  falsch, 
übertrieben,  ungerecht  sind.  Der  Sturm  aber  kann  von  mehr  als  Einer 
Seite  kommen;  eine  durch  Bache  oder  Furcht  gestachelte  Regierung  ist  zu 
solchem  Drängen  eben  so  fthig,  als  ein  von  Freiheitsschwindel  trunkenes 
Yolk;  eine  gewaltthätige  staatliche  Parthei  so  gut,  als  eine  fimatische  Eirdie. 

Die  Ausführung  eines  Gresetzes  aber  mag  durch  äussere  Umstände 
auf  doppelte  Weise  beeinträchtigt  werden.  Einmal  nämlich  kann  die  Staats- 
gewalt durch  anderweitige  dringende  Aufgaben  so  sehr  in  Anspruch  genommen 
sein,  dass  ihr  die  nöthige  Muse  fehlt,  um  die  zur  Durchführung  erforder- 
lichen Vorkehrungen  mit  gehöriger  Umsicht  zu  treffen  und  sie  in  ihrem 
Erfolge  zu  beobachten,  oder  dass  ihr  die  zwingende  Kraft  abgeht.  So  z.  B. 
während  eines  Krieges,  in  Zeiten  innerer  Unruhen,  bei  einer  Hungersnoth  u.  s.w. 
Zweitens  kann  eine  Verkettung  von  Umständen  mächtige  durch  ein  Gesetz 
bedrohte  Interessen  in  die  Lage  versetzen,  der  richtigen  Durchführung  des 
ihnen  widrigen  Gesetzes  so  viele  Hindemisse  in  den  Weg  zu  legen,  dass 
der  Regierung  selbst  bei  ungetheilter  Aufmerksamkeit  und  Kraft  eine  voll- 
ständige Beseitigung  itzt  nicht  gelingt.  Beispiele :  eine  Ablösung  von  Grund- 
lasten, wenn  die  Berechtigten  eine  Unterstützung  ihrer  Weigerung  bei  aus- 
wärtigen Mächten  finden;  die  Einführung  von  Schwurgerichten  in  Zeiten 
heftiger  Partheileidenschaften,  welche  Unabhängigkeit  und  Unpartheilidikeit 
der  einzelnen  Geschworenen  beeinträchtigen  u.  s.  w. 

Es  bedarf  allerdings  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  diese  Hindemisse 
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in  sehr  yerschied^nem  Orade  yorhanden  sein  können.  Ebenso  ist  einlenchtend, 
dass  sie  bei  übrigens  gleichen  Umständen  in  Beziehung  auf  ein  aasfllhrliches, 
oder  ein  in  die  bestehenden  Rechtsverhftltnisse  tief  eingreifendes  Oesets 
weit  mächtiger  einwirken,  als  anf  eine  knrze,  sdinell  entworfene  nnd  nur 
einzelne  Pancte  berührende  Bestinmmng.  Eine  besondere  Wtkrdignng  der 
Umstände  ist  somit  in  jedem  Falle  nöthig.  Allein  nnläagbar  wird  es  in 
sehr  vielen  Fällen  darchans  gerathen  sein,  die  angttnstige  Sachlage  vorüber- 
gehen zu  lassen  und  die  beabsichtigte  Gesetzgebung  auf  eine  passende  Zeit 
zu  verschieben.  . 

In  der  Regel  wird  diese  gtlnstige  Zeit  dann  eintreten,  wenn  im  Staate 
selbst  und  in  seinen  äusseren  Beziehungen  Ruhe  eingetreten  ist,  also  einer 
Seits  die  Aufinerksamkeit  nicht  von  der  nächsten  Aufgabe  gewaltsam  abge- 
zogen wird,  anderer  Seits  die  Staatsgewalt  die  erforderiiche  Kraft  besitzt 
zur  Beseitigung  unordentlicher  Einwirkungen  oder  trotziger  Widersetzungen. 
Die  Zeit  äusserer  und  innerer  Ruhe  ist  es  daher  auch,  welche  eine  thätige 
und  für  die  Rechtsausbildung  wohlgesinnte  Regierung  nicht  unbenutzt  vor- 
übergehen lassen  darf.  Störungen  werden  nach  aller  Erfahrung  nur  allzubald 
wieder  eintreten;  und  ist  dann  die  richtige,  vielleicht  unwiederbringliche, 
Zeit  für  gesetzgeberische  Thätigkeit  versäumt  worden,  so  kommen  zu  den 
Nachtheilen  der  unvollkommenen  Rechtsordnung  auch  noch  die  begründeten 
Vorwürfe  über  Unbekümmertheit,  Schlaffheit,  wo  nicht  üblen  Willen.  Und 
sehr  leicht  können  die  beiden  Aufregungsursachen  zusammen  einen  Sturm 
gegen  die  lässige  Regierung  erzeugen,  welchen  sie  schwer  übersteht,  oder 
den  sie  durch  itzt  übereilte,  nach  Form  und  Inhalt  unreife,  somit  schädlidie 
oder  unhaltbare  Gesetze  zu  beschwichtigen  suchen  muss  ^). 

Diese  Regel  erleidet  nur  Eine  Ausnahme.  Wenn  nämlich  das  Hindemiss 
einer  nothwendigen  Rechtsänderung  in  den  durch  Wirkung  des  gewöhnlichen 
<7esetzes  nicht  beseitigbaren  Bevorrechtungen  Betheiligter  liegt:  so  muss  die 
erste  Zeit  zur  Entwerfung  und  Durchführung  der  erforderlichen  Bestimmungen 
ergriffen  werden,  in  welcher  der  äussere  Schutz  der  Widerstrebenden  auf 
irgend  eine  Weise  geschwächt  ist.  In  Zweifel  wird  diess  nun  keineswegs 
eine  ruhige  Zeit  sein;  sondern  vielmehr  im  Gegentheile  wenn  Krieg,  innere 
Aufregung  u.  dgl.  das  bisherige  Yerhältniss  schwächen.   Allein  hier  müssen  die 


1)  Die  Erfahrnng,  welche  im  J.  1848  die  deutschen  Begieningen  einzeln  and  in  ihrer  Oe- 
sammtheit,  dem  Bunde,  gemacht  haben,  ist  in  dieser  Besiehong  sehr  lehrreich.  Von  allen 
Vorwflrfeo,  mit  welchen  sie  plötslich  und  Ton  allen  Seiten  Überhäuft  worden,  ward  keiner  bitterer 
und  hAaÜger  yorgebracht,  als  die,  dass  sie  dreissig  unwiderbringliche  Frieden^Jahre  versäumt 
und  den  unläugbarsten  Bedflrfhissen  der  Nation  nicht  durch  eine  entsprechende  Gesetzgebung 
Befriedigung  gebracht  haben.  Vor  der  Oereohtigkeit  des  Tadels  musste  Jeder  Vertheidignngs- 
versnch  verstammen;  das  Ergebniss  aber  war,  dass  nun  nnter  dem  unwiderstehlichen  Einflüsse 
einer  masslosen  Aufregung  in  allen  Richtungen  des  Rechtslebens  Oesetse  erlassen  worden, 
welche  nicht  nur  nnendlich  grössere  Aendemngen  anordneten,  als  sonst  Je  gelbrdert  oder 
geleistet  worden  wären,  sondern  auch  bei- der  hastigen  Entwerftang  und  Beendigimg  dnrehaas 
fchlerhmft  waren. 
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Naohtheile  der  nnrohigen  Zeit  getragen  werden,  weil  sie  dodi  immer  nodi 
Terhfiltnissmftssig  die  gOnstigste  ist.  Die  Benützung  des  richtigen,  Yielleidit 
schnell  vorttbergehenden,  Augenblickes  wird  sehr  erleichtert  sein,  wenn  das 
Gesetz  sdion  frfther  unter  der  Hand  entworfen  und  so  ftr  den  eintretenden 
Fall  bereit  gehalten  wird. 

§^8. 
Forderungen  hinsichtlich  des  Inhaltes  der  Gesetze. 

So  verschieden  audi  der  Gegenstand  der  Rechtsgesetze  ist,  so  lassen 
sich  doch  mehrere  allgemeine  Forderungen  hinsichtlich  des 
Inhaltes  stellen,  welche  von  jedem  Gesetze  dieser  Art  erfUlt  sein  mttssen, 
wenn  es  nicht  gegründeten  und  schweren  Ausstellungen  bloss  liegen  aoll. 
Zum  Theile  sind  diese  Forderungen  an  alle  Gesetze  überhaupt,  auch  an  die 
in  keinem  Bezug  zur  Rechtsordnung  stehenden,  zu  madien,  da  sie  aus  dem 
Begriffe  des  Gesetzes  selbst  sidi  ergeben;  zum  Theile  aber  betreffen  sie  die 
Rechtsgesetze  ausschliesslich. 

Die  erste  dieser  Forderungen  ist,  das9  das  Gesetz  nur  allgemeine 
Sätze  enthalte,  d.  h.  Vorschriften  fOr  sftmmtliche  Zust&nde  einer  bestimmten 
Art,  welche  nach  der  Erlassung  des  Gesetzes  und  während  der  Dauer  des- 
selben zur  Entscheidung  kommen.  Darin  eben  besteht  der  Unterschied  eines 
Gesetzes  von  der  Entscheidung  einer  Behörde,  z.  B.  einem  Richtersprucfae, 
dass  letztere  einen  befehlenden  Ausspruch  nur  hinsichtlich  eines  einzelnen 
bestimmten  Falles  enthält,  und  für  andere  Fälle,  wie  gleichartig  immer  sie 
sein  mögen,  keine  unmittelbare  zwingende  Kraft  hat.  Feststellung  eines 
einzelnen  Falles  durch  ein  Gesetz,  ist  in  allen  Fällen  unzulässig.  In 
Staaten,  deren  Verfassungen  die  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze  veriangen, 
ist  eine  solche  Vorschrift  geradezu  ein  Bruch  der  Constitution.  Aber  auch  in 
den  übrigen  Staaten  treten  die  entschiedensten  Uebelstände  ein.  Entweder 
nämlich  liegt  ein  solcher  einzelner  Fall  schon  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
Gesetzes  zur  Entscheidung  vor;  dann  ist  er  nach  dem  bestehenden  Rechte 
zu  entsdieiden,  und  die  Feststellung  eines  anderen  Rechtes  ist  ein  offen- 
barer Gewaltstreich.  Oder  aber  es  bezieht  sich  das  fragliche  Gesetz  auf 
einen  bestimmten  erst  zu  erwartenden  Fall;  dann  entsteht  zwar  keine 
factische  Verletzung,  allein  es  ist  doch  höchst  bedenklich,  ein  Verhältniss 
nicht  nach  allgemeinen  Rechtsgmndsätzen,  sondern  nach  irgendwelchen 
sonstigen  Rücksichten  zu  ordnen.  In  den  meisten  Fällen  wird  in  der  That 
eine  rechtswidrige  Absicht  obwalten,  in  allen  kann  sie  wenigstens  zu  Grunde 
liegen;  und  die  wenigen  Fälle,  in  welchen  wirklich  ein  sachlicher  Natzen 
beabsichtigt  und  erreicht  würde,  gleichen  die  grosse  Gefahr  des  Missbrancfaes 
nicht  aus*).  ^  Im  Uebrigen  muss  der  Begriff  eines  allgemeinen  Satzes 

1)  Ifit  allem  Grande  hat  also  die  Verfkuiing  der  V.  St.  ron  Nordamerika  Art.  i,  Beet,  a. 
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richtig  anfge&sst  werden.  Dieser  Begriff  besteht  lediglich  in  der  Anwendung 
der  gegebenen  Vorschrift  auf  sämmtliche  logisch  gleiche  Fälle.  Demgemäss 
Terliert  ein  Gesetz  den  Gharacter  der  Allgemeinheit  nicht,  wenn  etwa  die 
Yon  ihm  berücksichtigten  Fälle  sich  in  Raum  oder  Zeit  nur  selten  ereignen; 
oder  wenn  die  Vorschrift  nur  einen  Theil  einer  Rechtsanstalt  oder  einer 
Rechtslehrq  neu  bestimmt,  nicht  aber  das  Ganze  derselben;  oder  endlich, 
wenn  es  eine  Ausnahme  von  einer  Regel  (freilich  nicht  f&r  einen  einzelnen 
Fall,  sondern  ftbr  alle  gleichen  Verkommenheiten)  bestimmt.  Vorschriften 
dieser  Art  durch  Gesetze  zu  geben,  ist  yollständig  erlaubt,  ja  nothwendig. 
Eine  zweite  Forderung  ist,  dass  ein  Gesetz'  nur  leitende  Grund- 
sätze feststelle,  nicht  aber  hinuntersteige  zur  Entscheidung  aller  einzelnen 
endlichen  Erscheinungen  des  zu  ordnenden  Verhältnisses,  und  nicht  sich 
yerliere  in  eine  unübersehbare  und  doch  niemals  yoUständige  Casuistik.  — 
Die  Aufgabe  eines  Rechtsgesetzes  ist,  für  ein  gewisses  Lebens- Verhältniss 
eine  zwingende  Ordnung  yorzuschreiben.  .Diese  Aufgabe  wäre  leicht  zu 
erfüllen,  wenn  ein  soldies  Verhältniss  immer  und  überall,  so  weit  die  Herr- 
schaft des  Gesetzes  geht,  yOllig  in  denselben  thatsächlichen  Bestandtheilen 
und  in  nie  wechselnden  Nebenbeziehungen  zur  Erscheinung  käme.  Für 
einen  soldien  unbedingt  feststehenden  Fall  würde  sich  eine  denselben  yoll- 
ständig, im  Ganzen  und  in  allen  Einzelnheiten  ordnende  Vorschrift  bei 
einigem  Schar&inn  und  rechtlichem  Wissen  entwerfen  lassen.  Allein  anders 
yerhält  sich  die  Wirklichkeit;  selbst  bei  im  Wesentlichen  gleichartigen 
Zuständen  sind  doch  immer  bei  jedem  einzelnen  Vorkommen  kleinere  Ab- 
weichungen und  besonderste  Eigenthümlichkeiten,  so  dass  nie  zwei  Fälle 
yollkonmien  dieselben  sind.  Es  bleibt  also  nur  die  Möglichkeit,  entweder 
die  gesetzlichen  Vorschriften  so  allgemein  zu  &ssen,  dass  die  betreffenden 
Verhältnisse  in  allen  ihren  Modificationen  unter  dieselben  passen  und  somit 
alle  gleidbmässig  geordnet  sind;  oder  aber  für  jede  mögliche  dieser  kleinem 
Eigenthtbnlichkeiten  eine  eigene  für  sie  auf  das  Einzelste  berechnete  Be- 
stimmung zu  erlassen.  VieUeicht  könnten  an  sich  für  die  eine  und  für  die 
andere  Behandlungsweise  Gründe  aufgefunden  und  abgewogen  werden ;  allein 
es  wäre  diess  nutzlose  Mühe.  Da  es  nämlich  thatsächlich  unthunlich  ist, 
alle  möglichen  Modificationen  der  rechtlich  zu  ordnenden  Verhältnisse  zum 
Voraus  auszusinnen;  eine  Regelung  nur  eines  Theiles  derselben  aber  die 
.grossesten  Verwirrungen  und  Zweifel  im  Rechte  zur  Folge  hätte,  (weil  es 
nothwendig  wäre,  in  sähr  yielen  Fällen  nur  nach  Analogie  zu  entscheiden. 


die  ErlMsang  lüler  f,ex  post  facto  Uws*  notena^.  —  Von  selbst  rersteht  es  sich,  dass  bei  der 

Behaaptang  von  der  ünerlaabtheit  Ton  Oesetsen  fttr  einselne  F&Ue  nur  Rechts-Gesetxe  ge- 

...|,^':  meint  sind.    In  wie  ferne  es  gestattet  und  gerathen  Ist,  anderartige  Besohlfisse  der  Staats- 

^^'  .  gewalten  anch  wenn  dieselben  uor  einen  bestimmten  Gegenstand  betreffen,  in  der  Form  eines 

den  ^  Gesetzes  so  fassen,  am  dieselben  nnTerbrilclilicher  sn  machen,  ist  hier  nicht  weiter  in  £r- 

..  wftgnng  sn  sieben. 
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und  swar  die  riditige  Analogie  unter  vielen  nahe  verwandten  und  doch 
nicht  gleichen  Füllen  aotsesncht  werden  mflsste,)  so  bleibt  keine  WahL 
Man  mnss  sidi  aof  die  Feststellung  leitender  Sfttze  beschränken;  and 
man  mflsste  diese,  selbst  wenn  sich  daraas  fthlbare  Nachtheile  eigflben. 
Dem  ist  aber  nicht  einmal  so  bei  Anwendung  der  gehörigen  Vorsicht;  viel- 
mehr hat  eine  allgemeinere  Fassung  entschiedene  Yortheile.  Einmal  nämlidi 
ist  es  sowohl  fftr  den  Bürger,  als  fllr  den  zur  Rechtsprechang  au^emfenen 
Riditer  weit  leichter,  den  einzelnen  zu  ordnenden  Fall  unter  einen  allge- 
meineren Satz  zu  bringen,  als  unter  die  richtige  Bestimmung  bei  mehreren 
engen.  Es  werden  also  weit  weniger  Irrthflmer  im  Rechte  vorgeheor;  und 
es  ist  diess  höher  anzuschlagen,  als  dass  vielleicht  bei  grösserer  Weite  der 
Regel  emzelne  itzt  unter  dieselbe  zu  stellenden  FiUle  nicht  £^eich  richtig 
behandelt  werden.  Sodann  bleibt  das  Gesetz  in  mftssiger,  fiberschanbarer 
Ausdehnung,  was  unter  allen  Umständen  als  einer  der  ersten  V<M7ttge 
gelten  kann  ^).  —  Im  Uebrigen  muss  allerdings  bei  der  Aufstellung  solcher 
leitender,  also  durchgreifender,  Sätze  mit  grosser  Umsiebt  verfahren  werden. 
Und  zwar  sind  dabei  zwei  Regeln  zu  beachten«  —  Einmal  hat  der  Gesetz- 
geber, ehe  er  seinen  Satz  formulirt,  das  Gesammtgebiet  der  Thatsachen  und 
Rechtsverhältnisse,  auf  welche  die  von  ihm  beabsichtigte  Regel  möglicher- 
weise Anwendung  erleiden  kann,  mit  möglichster  Genauigkeit  durchzugehen, 
ob  auch  wirklich  sämmtliche  in  demselben  enthaltenen  Fälle  unter  die  Vor- 
schrift passen.  Findet  er  bei  dieser  Musterung  unfügsame  Ausspräche,  so  muss 
entweder  der  Satz  so  beschränkt  werden,  dass  er  nur  auf  die  wirklich 
gewollten  Fälle  Anwendung  hat;  oder  aber  es  sind  die  erforderlichen  Aus- 
nahmen ausdrücklich  zu  machen  und  mit  ihren  eigenen  Bestimmungen  zu  ver- 
sehen *).  —  Zweitens  darf  ein  Satz  nicht  so  im  Allgemeinen  gehalten  sein, 
dass  Mittelglieder  zur  Anwendung  fehlen.  Das  Gesetz  mag  es  also  immerhin 
dem  richtigen  Denken  der  Betheiligten  überlassen,  aUe  unter  eine  Regel 
fallenden  gleichartigen  Erscheinungen  auch  wirklich  unter  dieselbe  zu 
bringen,  oder  die  aus  einem  Grandsatze  einfach  durch  logische  Schlüsse 
abzuleitenden  Folgerungen  selbst  zu  ziehen;  namentlich  mag  ein  richtiiges 
Verfahren  dieser  Art  von  den  durch  Rechtswissenschaft  ausgebildeten  Richtern 
und  Anwälten  erwartet  und  verlangt  werden.  Allein  es  ist  nothwendig,  dass 
der  Gesetzgeber  selbst  seinen  Willen  ausdrücklich  ausspreche,  wo  dieser 
bloss  durch  regelgerechtes  Denken  gar  nicht  oder  wenigstens  nicht  mit 

1)  Nach  der  bertthmten  ErÖrteranff  Ton  Thibant  mid  Savigiiy  über  die  TeneMed«ii- 
artigen  Eigrenachaften  der  prenaaischen ,  österreichlachen  nod  franaötladien  Oesetigebiinffen  iit 
ea  ttberflfiaaiff,  weitere  Beispiele  von  der  Binhaltong  oder  Verfehlong  der  liier  in  Frage  atehenden 
Regel  ansoftthren.  Kor  die  eine  Bemerkung  mag  hier  Fiats  finden ,  daas  ein  Nachtheil  einer 
bloss  stückweise  erlassenen  Gesetsgebung  die  allangrosse  Ausarbeitung  der  Folgesfttae  und 
sonstigen  Einzelnheiten  in  sein  pflegt,  wihrend  bei  gansen  Gesetsbäohern  der  Jedenüslls  -grosse 
Umfang  auf  möglichste  Beschränkung  in  Jedem  einxelnen  Falle  hindrängt 

t)  Vgl.  Kitka,  Üeber  Abfkssung  der  GeseUbUcher.    BrÜnn,  1889,  B.  80  1^. 
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Sicherheit  ao^g^efdnden  werden  kann.  Diess  ist  nnn  aber  namentlich  immer 
da  der  Fall,  wo  eine  bleibende  EigenthOmlichkeit  eines  Punctes  auch  eine 
selbstständige  Bestimmung  erfordert,  oder  wo  die  Möglichkeit  einer  Wahl  unter 
Yerschiedenen  Ausgangssätzen  zu  verschiedenen  Folgerungen  führen  kann. 
Wie^jede  Handlung  der  Gesetzgebung,  so  ist  auch  die  Beschränkung  auf 
leitende  Sätze  sowohl  nach  der  obersten  Regel  der  Gerechtigkeit  als  der 
Deutlichkeit  und  Zweifellosigkeit  des  Rechtes  zu  bemessen. 

Das  Gesetz  ist  ein  Befehl  der  Staatsgewalt,  welcher  nöthigen  Falles 
mit  Gewalt  durchgefOhrt  wird.  Hieraus  ergiebt  sich  die  dritte  Regel,  dass 
das  Gesetz  nur  unmittelbar  anwendbare  Vorschriften  aufstellen  dürfe. 
Diese  Forderung  aber  muss  nach  zwei  Seiten  hin  gemacht  werden.  —  £incs 
Tbeiles  nämlich  dürfen  keine  Sätze  aufgestellt  werden,  welche  keine  be- 
stimmte Vorschrift  enthalten,  so  dass  die  Betreffenden,  Bürger  und  Richter, 
für  ihre  Handlungen  gar  keinen  sicheren  Anhaltspunct  bekommen  0.  Ein 
solches  Gesetz  ordnet  kein  Rechtsverhältniss  an,  und  kann,  wegen  seiner 
Gegenstandslosigkeit,  nicht  durchgesetzt  werden.  Es  ist  also  in  der  Haupt- 
sadie  unnütz;  und  macht  dabei  doch  schon  durch  sein  Vorhandensein  Ver- 
legenheiten und  Zweifel.  Der  Gesetzgeber  hat  sich  zu  einer  entschiedenen 
Vorschrift  zu  bestimmen  oder  ganz  zu  schweigen.  —  Andern  Theiles  aber 
darf  das  Gesetz  nur  Vorschriften  des  Staates  geben,  nicht  wissenschaft- 
liche Meinungen.  Es  ist  weder  Sache  der  Staatsgewalt,  ihren  Unter- 
thanen  wissenschaftliche  Wahrheiten  aufzudrängen,  noch  können  diese  durch 
äussere  Gewalt  gegen  Unüberzeugte  durchgesetzt  werden.  Dagegen  mag 
die  Aufstellung  solcher  Ansichten  dem  Gesetze  unabsehbare  Bekämpfungen 
zuziehen,  und  leicht  seinem  Ansehen  sehr  schaden.  Allerdings  soll  der 
Gesetzgeber  Ton  einer  richtigen,  somit  auch  theoretisch  entwickelbaren  und 
zu  yertheidigenden  Rechts-  und  Weltansicht  ausgehen,  soll  er  ferner  bei 
seinen  einzelnen  Satzungen  die  Ergebnisse  der  Wissenschaft  nach  Thunlichkeit 
benützen,  und  muss  er  endlich  da,  wo  in  der  Lehre  ein  Streit  über  einen 
in  den  Bereich  seiner  Bestimmungen  fallenden  Punct  obwaltet,  diesen  durch 
eine  bestimmte  Vorschrift  für  seinen  Wirkungskreis  entsdieiden:  allein  alle 
diese  geistige  Vorbereitung  und  kenntnissreiche  Umsicht  darf  den  Gharacter 
des  Gesetzes  nicht  ändern.    Es  soll  dasselbe  yorschreiben  und  nicht  lehren  *). 


1)  Vgl.  Kitka,  ».a.  0.,  8. 76  fg.  Beispiel«  solcher  wegen  rager  Unbestimmtheit  nnanwend- 
harer  und  natsloser  Bestimmongen  enthalten  Jene  Stn^esetse,  welche  yerordnen,  dass  noaoh 
Umst&iden**,  oder  ,4n  wichtigen  FäUen**,  oder  „bei  besonders  erschwerenden  Umständen"  eine 
Stnferhdhnag  oder  eine  andere  Stralji^attang  einsntreten  habe.  Ein  Beispiel  dieser  Art  ist 
ferner  der  Art.  S7l  des  Oode  etrU,  welcher  lautet:  L'enfsnt,  en  tont  age,  doit  honnenr  et  respect 
k  Mm  ptee  et  mtee. 

S)  Sehr  lichtig  schreibt  die  Kaiserin  Ilaria  Theresia  fOr  die  Abfassung  eines  Gesetibnches 
(des  nachmaligen  Codex  Theresianas)  ror:  „BoU  das  Oesetz  nnd  Lehrbuch  nicht  mit  einander 
wmengt,  mithin  Alles,  was  nicht  In  den  Mund  des  Gtosetsgebers,  soadem  ad  eathedram  gehört . . 
ans  des  Oodlee  weggelassen  werdeB.**  Bntsohliessnng  vom  4L  Aug.  1778.  — .  Verdienstlieh  ist 
es,  weaa  Kitka,  Veifishrea  bei  Abihssnng  Ton  Qesetsb&chera,  8.  iS  ig.^  den  Versuch  macht» 
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Damit  ist  natflrlich*  nicht  gesagt,  dass  eine  wissenscbaftliche  Bearbeitang 
des  Systemes  nnd  der  einzelnen  Yorschriften  der  Gesetze  gar  nicht  bestehen 
dfirfe.  Im  Gegentheile  ist  eine  solche  fELr  die  Ausbildung  des  Rechts- 
gelehrten unentbehrlich.  Aber  sie  muss  lediglich  Privatarbeit  bleiben.  Ihre 
Aussprache  dflifen  nur,  in  so  ferne  sie  innere  Wahriieit  haben,  auf  Geltung 
Anspruch  machen,  und  es  muss  Jedem  gestattet  sein,  eine  ihm  noch  richtig 
dünkende  Ansidit  aufzustellei\;  und  es  mag  sich  selbst  die  Auf&ssung,  je 
nadi  den  allgemeinen  Entwicklungen  der  Wissenschaft,  ändern,  in  Lob  und 
Tadel  wechseln.  Diess  Alles  Iftsst  das  Gesetz  selbst  unberOhrt,  ftndert  die 
Kraft  seiner  Vorschriften  nicht,  sondern  belehrt  nur  Dritte  nach  deren  Be- 
lieben und  Fähigkeit. 

Aus  wesentlich  gleichen  Gründen  muss,  viertens,  die  Forderung  gestellt 
werden,  dass  das  Gesetz  immer  eine  bestimmte  Verpflichtung  enthalte, 
nicht  aber  nur  einen  Wunsch  oder  Bath.  Es  mag  sein,  dass  die  Verpfliditung 
nicht  unbedingt  ausgesprpchen  ist,  sondern  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen, 
(wie  z.  B.  ein  grosser  Theil  des  bürgerlichen  Bechtes;)  allein  wenn  diese 
Voraussetzung  eintritt,  ddnn  muss  ein  bestimmtes  Handeln  oder  Unterlassen 
vorgeschrieben,  auf  Ungehorsam  ein  entsprediender  Rechtsnachtheil  gesetzt 
sein.  Ein  Wunsch  oder  Bath  kann  nur  theilweise,  selbst  gar  nicht,  befolgt , 
werden;  damit  aber  ist  die  Aufgabe  des  Staates,  die  Bechtsordnung  im 
Umfiemge  seiner  Wirksamkeit  und  Zuständigkeit  festzustellen  und  aufrecht 
zu  erhalten,  nicht  erfQüt.  Und  welche  Stellung  hätten  Bichter  und  Voll- 
ziehungsbeamte zu  einem  blossen  Wunsche?  Ein  blosser  Bath  oder  Wünsche 
des  Staates  mag  an  der  Stelle  sein  gegenüber  von  blossen  Interessen  der 
Bürger,  wo  es  diesen  freisteht,  ob  sie  ihren  Vortheil  erreichen  wollen  oder 
nicht.  Zuweilen  wenigstens  kann  es  gerathen  sein,  dass  der  Staat  audi  in 
Beziehung  auf  eine  gegen  ihn  einzuhaltende  Handlungsweise,  die  er  entweder 
an  sich  nicht  erzwingen  kann,  oder  wenigstens  itzt  noch  nicht  erzwingen 
will,  blosse  Ermahnungen  an  die  Bürger  richte.  Allein  wo  es  sich  vom  B  echte 
handelt,  da  steht  auch  immer  eine  Verpflichtung  gegenüber,  und  da  ist  für 
den  Staat,  der  nicht  nach  Belieben  auf  Becht  halten  oder  nicht  halten  darf, 
nur  eine  entschiedene  Vorschrift  möglich^). 


•Ue  diciJeniffen  Beetfmmnngen  and  Einriohtiiiigen  MftiuUilen,  welche,  alt  blon  theoretteeher 
Art,  auf  einem  Strafipesetibaehe  rerwiesen  werden  lollen.  Und  wenn  er  aneli  in  einaelnen 
Pnncten  in  weit  geganfl^en  sein,  oder  den  Gedanken,  ron  welchem  et  fleh  hier  soniclist  handelt, 
nicht  strenge  ftstgehalten  haben  soUte,  so  muss  man  sich  doch  mit  Umi  elnTcrstandea  erkiftren, 
wenn  er  Folgendes  als  Fehler  rügt:  die  AnftteUung  eine»  Straft  wecket;  die  Bestimmung  einet 
aUgemeinen  BegrifTes  yon  Verbrechen;  die  Reihang  der  strafbaren  Handlungen  anter  ailgemelBe 
Oeslchtsponcte  (Klassiflcation  derselben);  Anfttellong  allgemeiner  d.  h.  keine  bestimmte  Vor- 
schrift enthaltender,  Grondsitse  imEinc^uige  der  einseluenHaaptstiieke;  aUaaTiele  nnd  wissen- 
schaftliche Eintheüangen. 

1)  VgL  Zaoharift,  Viertig  Bflcher  Yom  Staate,  Bd.  IV,  8.18.  —  DieErlhhrang  der  J.  1S48 
ond  49  hat  in  Deatschland  den  Satt,  dass  "der  Staat  in  Bedehang  aaf  die  Beehtsordnnng  nieht 
bitten  and  rathen ,  sondern  stilltohweigen  oder  befthlen  (aber  dann  natttrUch  auch  TOllsiehen) 
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Das  Gesetz  darf,  fUnftens,  nichts  unmögliches  Vorschreiben.  —  Die 
Nachtheile  eines  solchen  Fehlers  sind  gross  und  mehrfUtig.  Entweder  wird 
der  YoUzag  gar  nidit  versacht,  weil  Bürger  und  Richter  die  ünansfohrbarkeit 
einsehen;  dann  leidet  wenigstens  das  Ansehen  des  Gesetzgebers,  und  zwar 
auf  doppelte  Weise,  wegen  seines  Unverstandes,  und  durch  die  Nicht« 
beachtung  seines  Befehles.  Oder  aber  es  soll  das  Angeordnete  durchgeführt 
werden;  dann  wird  zunächst  eine  Ungerechtigkeit  begangen  gegen  Den, 
welcher  zur  Leistung  einer  Unmöglidikeit  genöthigt  werden  will,  und  dabei 
dann  irgendwie  Schaden  hat;  schliessüch  aber  ebenfalls  das  Ansehen  des 
Gesetzgebers  wegen  seines  Mangels  an  Urtheil  beeinträchtigt.  In  beideii  Fällen 
aber  ist  überdiess  keine  wirkliche  Regel  für  das  Yerhältniss  vorhanden,  welches 
geordnet  werden  sollte.  —  Es  ist  natürlich  unthunlich,  alle  denkbaren  Fälle 
einer  Unmöglichkeit  aufzuzählen,  um  vor  ihnen  zu  warnen;  der  richtige 
Gedanke  ist  nur  ein  einziger,  allein  Art  und  Zahl  der  möglichen  wider- 
sinnigen sind  unbeschränkt.  Nur  als  Beispiele  und  Wegzeiger  mögen  daher 
folgende  Bemerkungen  dienen.  Eine  Unmöglichkeit  kann  eine  thatsäch- 
liche  oder  eine  rechtliche  sein.  Das  Gesetz  ordnet  z.  B.  eine  that- 
sächliche  Unmöglichkeit  an,  wenn  es  entweder  eine  mit  den  Naturgesetzen 
im  Widerspruche  stehende  Vorschrift  giebt  ^);  oder  wenn  es  eine  die  mensch- 
lichen Kräfte  überhaupt,  oder  wenigstens  eine  die  Kräfte  des  zunächst 
Betreffenden  übersteigende  Leistung  verlangt  >);  oder  endlich  wenn  es  eine 
Handlungsweise  vorschreibt,  welche  mit  den  Grundsätzen  der  Gütererzeugung 
unvereinbar  ist').  Eine  rechtliche  Unmöglichkeit  dagegen  ist  es  unter 
Anderem,  wenn  ein  Gesetz  einem  Gebote  der  Verfassung  des  Staates  geradezu 
entgegentritt  *),  oder  wenn  es  unvereinbar  ist  mit  einer  als  obersten  leitenden 


mos»,  reichlichst  bestätigt  Alle  die  nns&hllgeD  „Aufrufe"!  nAnaprachen*',  „Proclamationen*'  n.  s.  w* 
haben  nie  ihren  Zweck  erreicht,  wohl  aber  die  Schwäche  der-Begiemngen  bewiesen,  somit  das 
üebel  schlimmer  gemacht  Man  mag  dem  VollKe  rathen  in  Beziehung  auf  Flachsbau,  auf 
Vermeidung  Yon  Oemüthsbewegungen  oder  Speisengenuss  zu  Cholerazeit ,  auf  ^Vorsicht  bei 
Auswanderung*,  allein  man  muss  gebieten  oder  y erbieten,  wenn  man  verrätherische 
Vereine  beseitigen ,  zu  Oewaltthaten  drängende  Volksyersammlungen  Terhindem ,  Einschüch- 
terungen bei  Wahlen  aufhalten  wiU,  oder  man  rathe  etwa  noch  einmal  ab,  ehe  die  yoUa 
strafende  und  niederwerfende  Staatsgewalt  in  Anwendung  kommt;  allein  nur  dann,  wenn  man 
gegen  die  Unfolgsamen  alsbald  mit  siegreicher  Macht  einschreiten  kann  und  wilL  Sonst  — 
schweige  und  dulde  man. 

1}  Ein  Fall  dieser  Art  war  Jenes  württembergische  Gesetz,  welches  auf  eine  gewisse  Gattung 
yon  Wilderei  Zwangsarbeit  yon  zwei  Jahren  länger  als  Lebenszeit  setzte. 

2)  Wenn  ein  Gesetz  eine  bestimmte  Straftumme  ansetzt,  so  kann  diese  das  ganze  Vermögen 
des  Schuldigen  übersteigen. 

3)  Gesetze  solcher  Art  yerlangen  z.  B.  diejenigen  Sodalisten,  welche  ein  bestimmtes  UX- 
nlmum  yon  Arbeltslohn  als  allgemeine  Vorschrift  setzen  wollen.  Leicht  könnten  nämlich  die 
Marktpreise  einer  Waare  sich  so  stellen,  dass  nach  Abzug  des  Wertbes  der  Bobstoffe  und 
Verfertigungskosteil  im  Ganzen  nicht  so  ylel  übrig  bliebe,  als  nach  einem  solchen  Tarife  sa 
bezahlen  wäre. 

4)  Wenn  in  einer  Verfassungs-Urkunde  der  Grundsatz  aufgestellt  ist,  dass  das  Beligiona- 
bekenntniss  keinerlei  Einfluss  auf  die  bürgerlichen  Rechte  haben  dürfe:  so  ist  es  eine  rechtliche 
Unmöglichkeit,  durch  ein  Gesetz  gegen  Jüdische  Wucherer  irgend  eine  eigenthümliche  Be- 
stimmung zu  geben,  oder  über  die  Zeugenaussagen  yon  Schacherjuden  etwas  festzusetzen. 

y.  Mohl,  Staatsrecht    Bd.  IL  28 
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gleidies  YeriiAltniss  in  einzelnen  Oerüiofakeiten  mit  yerschiedener  C^esetz* 
gebang  versehen  werden  wollte.  Ein  soldies  Yer&hren  mass  aber  aodi 
unbedingt  fOr  unerlaubt  erklärt  und  die  Einhaltung  des  Gesetzes  der  Gleich- 
heit verlangt  werden  >).  Eine  unl&ugbare  Ausnahme  ist  es  dagegen  fireilich 
an  sich,  wenn  in  einem  Bechtsstaate  der  Neuzeit  bevorzugte  Klassen  mit 
eigenem  Rechte  bestehen,  wie  z.  B.  in  den  deutsdien  Staaten  seit  1815 
die  Standesherren,  und  wohl  auch  eine  Ritterschaft.  Allein  es  war  diess 
lediglidi  ein  durch  äussere  Yerhftltnisse  aufgedrungener  Ueberrest  früherer 
staatlicher  Zustände,  welcher  sich  der  vollkommenen  Durchführung  des 
Rechtsstaates  hatte  entziehen  können;  und  war  so  wenig  eine  aus  verständigen 
GrOnden  rechtfertigbare  oder  gar  grundsätzlich  nothwendige  Ordnung,  dasa 
vielmehr  zu  aller  Zeit  dagegen  als  gegen  eine  Verletzung  der  Gleichheit 
des  Gresetzes  Klage  gefilhrt  und  dieses  besondere  Recht  auch  in  der  That 
alsbald  aufgehoben  wurde,  sobald  die  Möglichkeit  dazu  gegeben  schien. 

Endlich  noch  kann  verlangt  werden,  dass  die  Gesetzgebung  mit  sich 
,  selbst  im  Einklänge  sei.  -^  Diess  aber  ist  nicht  etwa  nur  so  zu  ver- 
stehen, dass  keine  unlöslichen  Widersprüche  unter  verschiedenen  Bestimmungen 
(Antinomieen)  vorkommen  dflrfen;  sondern  in  wesentlich  höherer  Bedeutung. 
Es  sollen  die  sämmtlichen  Theile  der  Gesetzgebung  von  demselben  Rechts- 
bewusstsein  getragen  werden;  demselben  Gesittigungszustande  angemessen 
sein;  dieselben  Lebenszwecke,  jede  Art  von  Gesetz  in  seinem  Wirkungs- 
kreise, fördern;  und  auf  diese  Weise  ein  von  demselben  Geiste  belebtes 
einheitliches  (Ganzes  bilden.     Wenn  die  verschiedenen  Bestandtheile  der 


1)  Bei  dieser  Forderung  Ist  alleidingf  ein  normaler  eUatUfllier  Zustand  Tonuugetttxt, 
aamenUieli  aleo  eine  BeTdlkerong,  welche  anf  wesentlich  derselben  Oesittignngsstnfe  steht, 
dieselben  Lebensswecke  yerfolgti  somit  also  eine  Einheit  des  Bechtes  und  des  Staates  nieht 
bloss  ertrigt,  sondern  auch  yerlangt.  Bei  einem  solchen  Volke  w&re  eine  künstliche  Spal- 
tung und  eine  nach  Besirken  sachlich  rerschiedene  Oesetsgebnng  nicht  bloss  ein  kindisches 
fantastisches  Spiel,  sondern  ein  Freyel  an  einem  natürlich  grossen  Oesanuntleben  und  ein  un- 
berechenbarer politischer  Fehler.  Allein  gerne  snsugeben  Ist,  dass  die  Wirlüichkeit  nicht 
ttberaU  dieser  Annahme  entspricht.  Es  giebt  auch  anomale  staatliche  Zustftade,  namentlich 
unter  anderen  solche,  In  welchen  durch  irgend  ein  geschichtliches  EreIgniss  Prorinsen  mit 
Tersdiiedenen  StAmmen,  ron  yerschiedenen  Gesittignngsstnfen,  somit  yerschledenen  BedflrfniBsen 
SU  einer  insserlichen  Einheit  susammengebracht  sind.  Hier,  aber  auch  nur  hier,  mag  denn 
anch  die  Nothwendigkeit  einer  eigenen  Gesetzgebung  ffir  Tcrschiedene  Theile  des  Staates  be- 
stehen. Eine  Gleichförmigkeit  derselben  wfirde  entweder  yorgerflcktere  Stämme  an  ein  nur  für 
eine  tiefere  Gesittigungastufe  passendes,  somit  hier  entweder  nach  Geist  oder  Umfang  ungenttgendes 
Becht  schmieden;  oder  aber,  was  kaum  besser  wäre,  einer  unausgeblldeten  BeyÖlkerung  ein 
In  seiner  Entwicklung,  Feinheit  und  Freiheit  unyerständllches  und  fQr  sie  nicht  genugsam 
bindendes  Gesets  sutheilen.  Nicht  also,  weil  eine  proyinsielle  Verschiedenheit  des  Bechtes  an 
sich  die  bessere  und  naturgemässe  Einrichtung  ist;  sondern  im  Gegentheile  nur  als  ein  unyer- 
meidllcher  Uebelstand  würden  für  einen  solchen  Staat  mehrere  neben  einander  liegende  Bezirke 
für  verschiedenes  Becht  gebildet,  danach  denn  natürlich  auch  die  Organe  der  Gesetsgebung 
eingerichtet  werden  müssen.  Beides  Übrigens  nur  unter  einer  doppelten  Voraussetzung.  Einmal, 
dass  wenigstens  Je  in  dem  proyinsiellen  Wirkungskreise  das  Gesets  für  Alle  dasselbe  seL 
Zweitens,  dass  der  Staat  alle  erlaubten  und  yon  der  Staatsklugheit  gebilligten  ICittel  anzu- 
wenden habe,  um  ein  gleichförmig  gebildetes  Volk,  damit  aber  auch  die  Möglichkeit  einer 
allgemeinen  Staatsgesetzgebnng,  zu  erlangen.  Die  Spaltung  darf  nur  als  ein  wesentlich  yorüber- 
gehender  Znstand  betrachtet  werden. 
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ßesetzgebuBg  abweichende  Richtmigen  yerfolgen,  so  wird  nothwendig  auch 
die  Einheit  des  Yolkslebens  gestört,  und  es  kann  nnr  eine  Unklarheit  Ober 
Recht  nnd  Pflicht  nnd  Ober  die  An%tbe  des  Staates  entstehen.  Anstatt 
als  eine  auf  richtiger  Grandlage  ruhende  Regel,  erscheint  dann  daa  Recht 
nur  als  ein  Ausfluss  der  Laune,  und  verliert  damit  leinen  grossen  Theil 
seines  Ansehens  und  seiner  sittlichenden  Kraft.  Der  Staat  kann  sich  dem 
Yorwurfe  entweder  der  Trftgheit  und  Gleichgültigkeit  in  Wegräumung 
schlechter  und  yeralteter  Anordnungen,  oder  der  Gedankenlosigkeit  und 
Planlosigkeit  nicht  entziehen.  —  Die  DurchfOhrung  einer  yollst&ndigen  Ein- 
heitlichkeit ist,  wenn  nicht  grobe  Fehler  geipacht  werden,  natürliche  Folge 
einer  gleichzeitigen  Entwerfdng,  oder  wenigstens  Yerbesserung,  der  ge- 
sammten  Gesetzgebung  des  Staates.  Allein  sie  kann  auch,  freilich  mit 
grösserer  Muhe  und  nur  bei  beständigem  Festhalten  des  Gedankens,  erreicht 
werden  bei  einer  sich  in  der  Zeit  folgenden  gesetzgeberischen  Thätigkeit. 
Nichts  aber  wäre  unrichtiger,  als  wenn  man  die  Einftthrung  von  Yerbesseruugen 
und  Weiterbildungen  des  Rechtes  fOr  unvereinbar  erachten  wollte  mit  einem 
solchen  Festhalten  des  gemeinsamen  Geistes.  Weiterbildungen  sind  schon 
an  und  f&r  sich  nidits  als  Yerfolgungen  desselben  Gedankens  in  bisher  nur 
vernachlässigten  Lebensverhältnissen  und  logische  Folgerungen;  und  es  ist 
somit  ihre  Güte  recht  eigentlich  bedingt  durch  Yerbleiben  auf  der  bisherigen 
Grundlage.  Yon  den  Yerbesserungen  aber  besteht  ein  bedeutender  Theil 
gerade  in  der  Beseitigung  von  Widersprüchen  und  sonstigen  Hindernissen 
klarer  Einheit  des  Rechtes;  so  dass  auch  hier  nur  die  eigentlich  neuen 
Gedanken  in  einen  Widerspruch  mit  dem  vorliegenden  Grundsatze  kommen 
können.  Unter  diesen  wird  nun  freilidi  eine  Auswahl  in  der  Riditung  der 
Gesammtvorschriften  gemadit  werden  müssen;  allein  diess  ist  noch  keines- 
wegs ein  Beweis  von  minderer  Tauglichkeit.  Und  sollten  wirklich  Yer- 
besserungen nöthig  sein,  welche  ganz  unverträglich  wären  mit  dem  (leiste 
des  bisher  bestehenden  Rechtes,  so  wäre  diess  weder  ein  Grund  zu  einer 
Unteriassung,  noch  zu  einer  Yerkümmerung  derselben,  sondern  vielmehr  zu 
einer  vollständigen  Aenderung  des  Ganzen  in  itzt  als  Bedürfiiiss  erwiesenem 
Sinne  ^). 

§  9. 
Forderungen  hinsichtlich  der  Form  der  Gesetze. 

Es  wäre  eine  nicht  zu  rechtfertigende  Uebertreibung,  die  Form  der 
Gesetze  dem  Inhalte  an  Bedeutung  gleichzustellen.  Ein  formell  ganz 
tadelloses  Gesetz  kann  sehr  verkehrte  Sätze  enthalten;  ein  schlecht  gefasstes 
mag  bei  aller  Noth,  welche  es  den  Auslegern  und  den  Gehordienden  macht, 


'     1)  lieber  innere  Uebereintthnmnng  der  Gesetze  8.  ZnchariX,  Wiasentcbaft  der  Gesets- 
gelnuiff ,  8.  8»;  Bentham,  Piindple«  of  the  CirU  Code»  in  den  Werken,  Bd.  I,  B.  BIS  i)r« 
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einen  nntenTttstlidi  gaten  und  grooBen  Gedanken  feststellen.  Allein  desseii 
ungeachtet  ist  eine  gute  fonneUe  Beschaffenheit  der  Gesetie  t<»i  hohon 
Werthe.  Der  Wille  des  Oesetsgebers  erscheint  nur  in  der  ihm  gegebenen 
Form,  nnd  nur  in  dieser  ist  er  zu  befolgen.  »So  wie  die  Worte  sind,  so 
ist  das  Gesetz,«  sagt  Bentham  mit  Tollem  Rechte^).  Drftcken  dieselben 
den  Willen  des  Gesetzgebers  falsch  ans,  so  wird  nidit  er,  sondern  irgend 
etwas  Anderes  befolgt;  sind  sie  nndentlidi,  so  entsteht  Zweifel,  Streit  nnd 
vielleicht  wieder  die  AasfOhrong  nicht  gewollter  Sätze;  sind  sie  unbequem 
nnd  ungeordnet,  so  kann  leicht  ein  Theil  übersehen  werden.  Und  so  hat 
jeder  Fehler  der  Form  seine  sadüidien  tlblen  Folgen.  Da  nun  ohne  Zweifel 
die  gute  Abfassung  eines  Gesetzes  eine  schwierige  Aufgabe  ist,  so  sind 
die  Regeln  einer  solchen  Arbeit  um  so  umsiditiger  zu  erforschen. 

Wir  können  ein  Gesetz  nidit  fnr  formell  tadellos  erklfiren,  wenn  es 
nidit  folgende  fttnf Forderungen  erfüllt:  Es  muss  an  und  fOr  sich  verstftnd- 
lich  und  seinem  Sinne  nadi  unzweifelhaft  sein.  Es  muss  den  wirldicfa^ 
Willen  des  Gesetzgebers  enthalten.  Es  muss  kurz  sein.  Der  Stoff  muss 
richtig  eingetheilt  und  zum  Gebrauche  bequem  angeordnet  sein.  Es  soll 
der  Gesetzgeber  die  fOr  ihn  passende  Spradie  reden. 

Die  Regeln  aber,  weldie  zu  Erreichung  dieser  yersduedenen  Eigen- 
schaften ftüiren,  sind  nachstehende: 

I.  Unzweifelhaft  erste  formeUe  Erfordemiss  eines  (Gesetzes  ist,  dass 
es  Terstftndlich  sei.  Ein  unverstAndliches  Gesetz  erfttllt  seinen  Zweck, 
ein  Beitrag  zur  Rechtsordnung  zu  sein,  nicbt;  die  Zumuthung,  es  zu 
handhaben,  ist  an  sich  widersinnig  und  Terietzend  für  die  Richter,  da 
ihm  ein  Handeln  nach  Willkür  zugemuthet  wird;  dem  Bürger  GdMursam 
gegen  eine  ihm  unyerst&ndliche,  also  nnbekannte,  Vorschrift  zuzumuthen, 
ist  ungerecht  Aber  es  muss  allerdings  diese  Fordemng  derYerständlichkeit 
selbst  richtig  yerstanden,  es  darf  nichts  unmögliches  verlangt  werden.  Vor 
Allem  kann  natürlich  nur  eine  Verständlichkeit  für  Solche  verlangt  werden, 
welche  die  erforderliche  allgemeine  Bildung  besitzen,  um  abstract  ausge- 
drückte allgemeine  Rechtssätze  zu  begreifen.  Sodann  wäre  es  eine  völlige 
Verkehrtheit,  zu  erwarten,  dass  jemals  der  rechtsungelehrte,  wenn  schon 
im  Uebrigen  verständige  nnd  mit  allgemeiner  Grandbildung  versehene  Bürger 
auch  das  tadelloseste  Gesetz  in  der  Weise  verstehen  könne,  wie  der  Rechts- 
gelehrte. Ihm  wird  die  Einfügung  in  das  ganze  Rechtssjstem,  werden  die 
gegenseitigen  Beziehungen  und  Folgerungen  der  einsdüägigen  Lehren,  die 
feineren  Anwendungen  und  Consequenzen  der  allgemeinen  Sätze  niemals 
von  selbst  einleuchten,  und  selbst  vielleicht  nadi  erhaltener  Ertdärung  nicht 
vollständig  begreiflich  sein.    Das  Gesetz  sei  also  verständlidi,  und  zwar 


1)  8.  Bentham,  View  of  •  oompleto  Ckkto  of  Laws,  (Wocki,  Bd.  m,  8.  M7.) 
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gemeinYerBtändlicfa;  allein  unter  YonnaBetzang  der  gehörigen  Fassongskraft 
iBr  die  Terschiedenen  Zwecke. 

Zur  Erfaüaiig  dieser  Forderong  ist  aber  die  Befolgung  einer  grösseren 
Anzahl  von  Kegeln  nOthig,  als  der  erste  Blick  zeigen  möchte. 

1.  Yor  AUem  ist  erfordeiüdi,  dads  das  Gesetz  in  der  Landessprache 
abgefasst  sei.  £s  gehört  in  der  Tbat  die  ganze  Macht  abstampfender  Ge- 
wohnheit, weldie  am  Ende  auch  das  Widersinnigste  ohne  Staunen  ertiflgt, 
dazu,  nm  sich  auch  nur  die  Möglichkeit  eines  andern  Zustandes  zu  denken. 
Die  Mittheilung  einer  Yorsdirift  in  einer  Sprache,  welche  der  flbergrossen 
Mehrheit  völlig  unbekannt  ist,  und  welche  selbst  von  den  Gelehrtem  doch 
kaum  je  so  vollständig  und  in  allen  Feinheiten  verstanden  wird,  wie  die 
Muttersprache,  ist  der  Gipfel  der  Verkehrtheit  und  des  Unrechtes.  Ob 
diese  fremde  Spradie  an  und  fOr  sich  eine  schöne,  und  ob  sie  insbesondere 
fEkr  rechtswissenschaftlichen  Gebrauch  besonders  ausgebildet  ist,  kann  keinen 
Unterschied  madien;  ebenso  nicht  der  Gegenstand  des  Gesetzes,  denn  auch 
z.  B.  das  bttrgerliche  Redit  soll  der  Bürger  und  Richter  den  Worten  nach 
vollständig  verstehen  kennen  ^).  —  Die  einzige,  aber  auch  in  derThat  eine 
nie  ganz  zu  beseitigende,  Schwierigkeit  hinsichtlidi  der  Sprache  der  Gesetze 
ist  die  Auffindung  eines  riditigen  Yerfskhrens  ftbr  solche  Staaten,  deren  Be- 
völkerung aus  versdueden  redenden  Stämmen  zusammengesetzt  ist.  Es  ist 
unläugbar,  dass  jeder  dieser  Stämme  verlangen  kann,  das  Gesetz  in  seiner 
Muttersprache  mitgetheilt  zu  ertialten;  die  Bevorzugung  einer  einzigen  unter 
den  Landessprachen,  etwa  der  von  der  Mehnudü  gesprochenen,  wäre  eine 
eben  so  grosse  Ungerechtigkeit  und  Widersinnig^eit,  als  die  Wahl  einer 
ganz  fremden  Spradie').  Da  es  nun  unmöglidi  ist,  ein  Gesetz  von  grösserem 
Um&nge,  etwa  gar  ein  ganzes  Gesetzbudi,  in  mehreren  Staaten  vollkommen 
gleich  abzufeussen');  und  da  auf  der  anderen  Seite  eine  materielle  Yer- 
schiedenheit  der  Gesetze  je  nach  der  Muttersprache  der  sie  Anwendenden 
ganz  widersinnig  wäre:  so  bleibt  allerdings  nur  übrig,  eine  bestimmte 
Sprache  als  die  Grundsprache  zu  erklären,  zu  gleidier  Zeit  amtliche  Ueber- 
setzungen  in  allen  andern  im  Lande  üblichen  Sprachen  zu  verkünden,  endlidi 


1)  Die  hier  aafgetteUten  Bätie  su  Tertheidiflren,  ist  aberflfi«8i«r.  Sie  sind  von  nnbediogtor 
Wahrheit  für  aUe  Staaten  nnd  Verhaltniaie.  Und  es  kann  selbst  nicht  cnireffeben  werden,  was 
Zaehariä,yi«rsigBacher,Bd«IV,8.3i,  behaaptet,  dass  eine  Ctosetsgebang  in  fremder  Sprache 
für  Theokratteen  nöthlff  oder  wenigstens  enprlesslfch  seL  Wanim  soU  das  QotteageaetM  nicht 
Jedem  bekannt  sein?  Nor  wo  absichtliche  T&nsohang  tou  Seiten  selbst  nnglanbiger  Priester 
stattfindet,  mag  die  Geheimhaitang  des  Ocsetses  ein  Behenschuigsmittel  sein.  Allein  Henebelei 
ist  keineswegs  nothwendig  in  der  Theokratie. 

t)  Es  ist  hier  nieht  der  Ort,  die  schwierige  Frage  der  Staatskonst  an  erörtern,  ob  nnd  wann 
eine  versehieden  radende  BeTÖlkemng  im  Staate  durch  allmälige  systematisohe  Beseitignng  der 
Nebenspraehen  sn  einem  einheitlichen  Volke  rerschmolsen  werden  kann.  Der  oben  angenommene 
Fall  ist  der,  dass  thatsAehUeh  die  Verschiedenheit  noch  besteht.  Da  diese  nun  besten  FaUea 
Jahrhnnderte  lang  nach  der  Znsammenlllgnng  der  yerschiedenen  Btinune  der  Fall  ist,  so 
allerdings  Fürsorge  getroffen  werden. 

8)  Vgl.  htarttbor  Meijer,  De  la  Oodifleatkm,  8.  lOS. 
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Ar  den  Fall  einer  Abwekfanng  zwischen  dem  Grondtexte  und  einer  ITeber- 
Setzung  den  erstern  als  massgebend  zu  erklären^).    Allein  man   darf  sidi 
freilich  nicht  verhehlen,  dass  dieses  einzige  Anskonftsmittel  seine  bedeatenden 
Uebelstände  hat.    Besten  Falles  ist  es  eine  weitere  Arbeit  und  eine,  Ti^- 
leicht  nidit  nnbedeatende,  Yerzögemng.    Sodann  wird  es  Tielieic&t  sdiwer 
sein,  f&r  alle  solche  Uebersetzongen  tflchtige,  d.h.  sowohl  rechtsrerst&ndlge 
als  mit  der  Sprache  yollkommen  Tertrante')  Bearbeiter  zn  finden;  in  maa<^en 
Fällen  ist  die  eine  oder  die  andere  Nebensprache  nodi  nicht  gebildet  g^enag 
znr  Ansprflgnng  scharfer  Rechtsbegriffe.    Endlidi  hat  die  BevorzugviiMg  des 
Urtextes  gegenüber  von  Abweichongen  der  Uebersetzongen  die  üble   Fol^e, 
dass  der  Staat  ein  anderes  Redit  handhabt,  als  er  selbst  yerkflndet  Iiat; 
and  doch  kann  nicht  etwa  umgekehrt  die  Uebersetznng  vorgezogen  werden, 
weil  diess  eine  Ungleichheit  des  im  Staate  geltenden  Redites  ohne    Sinn 
and  Zweck  znr  Folge  hätte. 

2.  Das  Gesetz  ist  nicht  bloss  fllr  die  Richter  zur  Anwendung,  sondern 
auch  ond  zunächst  für  die  Bflrger  zur  Befolgung  bestimmt.    Es  ist  daher 
nOthig,  dass  die  Sprache  des  Gesetzes  eine  möglichst  gemeinverständ- 
liche sei,   d.  h.  eine  solche,   dass  der  auch  nidit  rechtsgelehrte  Bttri^er 
wenigstens  den  unmittelbaren  Sinn   der  Bestimmungen  versteht.     Hierzu 
werden  aber  zwei  Mittel  dienen.  —  Einmal,  wenn  die  auch  aus  anderen 
Gründen  nothwendige  und  daher  anderwärts  bereits  verlangte*)  Fordemng 
eingehalten  wird,  bei  der  Abfassung  des  Gesetzbuches  wissenschaftliche 
Form  und  Sprache  zu  vermeiden,  und  sich  an  die  Darstellungsweise  des 
gemeinen  Lebens  zu  halten.    Ein  Gesetzbuch  ist  kein  Lehrbuch  und  hat 
nicht  die  Sprache  eines  Philosophen,  sondern  die  der  befehlenden  Staats- 
gewalt zu  reden ;  wobei  noch  besonders  zu  bemerken  ist,  dass  die  Annahme 
der  Ausdrucksweise  einer  bestimmten  Schule  um  so  weniger  rftthlich  ist, 
als  die  wissensdiaftlichen  Ansichten,  und  mit  ihnen  der  Sprachgebraudi, 
häufig  zu  wechseln  pflegen,   und  dann  selbst  für  den  Fachgelehrten  aus 
dem  Gebrauche  einer  verlassenen  Auffassung  und  Darstellung  eine  weitere 
Schwierigkeit  entsteht,  während  der  einfache  Ausdruck  des  unmittelbaren 
Lebens  weit  länger  bleibt  und  verständlich  ist^).  —  Zweitens  ist  ein  ridiüger 


1)  8.  Kltka,  Ueb«r  Abfasrang  der  C^etetebScher,  8.  148  fg.  —  Wenn  flbrigwii  dl«Mr 
SchrlflsteUer  gUabt  einen  Unterschied  iwiichen  solchen  Proyinsen  machen  in  soUen,  In  welehea 
die  Bi  cht  er  mit  der  aUipemelnen  Landessprache  vertrant  sn  sein,  nnd  denen,  in  welchen  sie 
derselben  nnicnndiff  ra  sein  pflegen,  nnd  wenn  er  fSr  letstere  die  amtliche  Uebersetaonflr  als 
Urtext  %a  erklären  Torschlfigt:  so  möchte  es  doch  weit  einfacher  nnd  riohtisrer  sein,  Ton  federn 
Beamten  des  Staates  eine  Kenntnlss  der  Hanptsprachen  sn  verlanflren.  Die  Forderung  ist  In 
keiner  Welse  flbertrieben. 

i)  Mft  Recht  macht  Kitka,  a.  a.  O.,  8.  149,  gestfitst  aaf  ErfUirangen  tan  österreichischen 
Staate,  anflnerksam  auf  die  Nothwendlgkeit,  nor  Rechtsgelehrte  sa  Ueberseteem  n  rer- 
WttBden. 

8)  8.  im  Torangehenden  I,  8.  481. 

4)  UnxwelftlhaA  ist  gegen  diese  Regel  in  den  meisten  der  neueren  deatsohea  GeseCabflcher, 
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Gebrauch  technischer  Ausdrücke  sehr  erspriesaUch.  Allerdings  mnss 
es  als  erste  Regel  gelten,  dieselben  zu  vermeiden,  wo  sich  der  Gedanke 
in  der  gewöhnlichen  Sprache  des  Lebens  eben  so  sdiarf  und  unzweifelhaft 
iBtusdrUcken  Iftsst.  Allein  nicht  selten  wttrde  der  Nichtgebrauch  solcher  Be- 
zeidinungen  selbst  der  Gemeinversfändlichkeit  sehr  sdiaden.  Theils  nSmlidi, 
wo  sie  bereits  allgemein  im  Gebrauche  sind  und  somit  eine  neue  Bezeichnung 
stören  anstatt  verdeutlidien  würde;  theils  da,  wo  nur  eine  sdiwerfällige 
Umschreibung  an  die  Stelle  gesetzt  werden  könnte.  Hier  also  ist  die  Bei- 
behaltung das  richtige  Mittel  zur  leiditen  Verständlichkeit;  nur  muss  aller- 
dings einmal  eine  bestimmte  Erklärung  gegeben  sein^). 

3.  Es  muss  in  jedem  einzelnen  Punkte  unzweifelhaft  sein,  was  der 
Gesetzgeber  ausspricht.  Dem  aber  ist  nicht  so,  wenn  das  Gesetz  entweder 
zweideutig,  oder  wenn  es  dunkel  ist.  Im  erstem  Falle  weiss  der  Leser 
nicht,  welche  Ton  zweien,  an  sich  beide  möglichen,  Sätzen  das  Gesetz 
wirklich  hat  aussprechen  wollen;  im  andern  Falle  ist  der  gewählte  Ausdruck 
Yon  der  Art,  dass  er  keinen  bestimmten  Sinn  eher  als  irgend  einen  andern 
giebt,  und  somit  der  Verstand  Tollkommen  unentschieden  bleibt.  Die  Folgen 
einer  solchen  fehlerhaften  Auffossung  bedttrfen  keiner  ausführlichen  Erörte- 
rung, denn  es  ist  an  sich  klar,  dass  die  künstlidie  Auslegung,  zu  welcher 
nothwendig  gegriffen  werden  muss,  fär  die  Masse  der  Bürger  unmöglich, 
fOr  die  Eeditsgelehrten  aber  nur  allzu  leicht  die  Veranlassung  von  Meinungs- 
yerschiedenheit  ist.  Hieraus  aber  entsteht  Unbehaglichkeit,  Unsidierheit 
des  Rechtes,  und  oft  ganz  unverdienter  Schaden').  Die  richtigen  Wege 
zur  Vermeidung  dieser  Fehler  sind  aber  folgende:  —  Es  ist  dieselbe 


namentlich  der  Strafgesetibflcher,  in  auffallender  Weiae  yerstosaen.  Der  Fehler  rächt  sich  nun 
aher  ancb,  seitdem  es  sich  yon  der  Elnlührnnff  yon  Schwurgerichten  handelt,  auf  eine  eben  so 
unerwartete  als  empfindliche  Weise.  Wenn  bisher  wenigstens  der  Richter  dorch  die  wissen- 
schaftliche Fassung  des  Gesetzes  nicht  wesentlich  gehindert  war,  so  ündert  sich  diess  itzt  sehr, 
seit  fiber  die  Thatsache  durch  Bechtsungelehrte  entschieden  werden  soll.  Die  Sicherheit  der 
ganzen  Bechtsordnung  steht  dabei  auf  dem  Spiele;  denn  es  leuchtet  ein,  dass  die  gesetslichen 
Bestinunungen ,  so  weit  sie  yon  Geschworenen  zur  Anwendung  zu  bringen  sind,  so  gelssst 
sein  mflssen ,  dass  sie  auf  eine  auch  tür  nicht  Juristisch  Gebildete  yerstindliche  Frage  surBck- 
geffihrt  werden  liönnen.  Die  Sache  ist  yon  der  Bedeutung,  dass  sie  in  Jedem  Staate,  welcher 
zur  Einfahrung  yon  Bohwurgerichten  schreiten  will,  eine  genaue  Prttfting  erfordert,  ob  nicht 
wenigstens  der  Theil  der  Strafgesetze,  welcher  sieh  auf  die  Thatsaohen  bezieht,  gleichzeitig 
mit  der  neuen  Einilehtnng  einer  Umarbeitung  unterworfen  werden  moss.  S.  hierftber  die  sehr 
treffenden  Bemerkungen  yon  Geib,  Reform  des  d.  Reohtslebens,  S.  146  tg, 

1)  Vgl.  Bentham,  View,  8.  808.  Im  Uebtigen  ist  es  wunderlich,  dass  Bentham,  welcher 
sieh  so  entschieden  gegen  die  technischen  Ausdrucke  erkUfcrt,  (welche  Dreilieh  in  England  bar- 
barisch genug  sind,)  nicht  nur  selbst  eine  so  grosse  Menge  neuer  Worte  schafft,  welche  doch 
nichts  anders  sind,  als  eben  auch  technische  Bezeichnungen  nur  anderer  Begriffe,  sondern  auch 
eine  Ausprägung  neuer  Worte  fllr  bestimmte  Ctodanken  theoretisch  eifrigst  yerthddigt  8.  seine 
Nomography,  Works,  Bd.  III,  8.  S77.  Der  grosse  Logiker  ist  hier  bei  dem  Tummeln  eines 
Steckenpferdes  selbst  in  Widersprüche  yertMlen. 

t)  8.  bei  Bentham,  Nomograpbj,  8. 289  tg.  eine  sehr  ausitthrliche,  aUein  sieh  in  Fremd- 
artiges yerlanfende  Auseinandersetzung  dieser  Dinge.  Femer  denselben  in  den  Prindples 
of  the  ayil  Code,  (Works,  Bd.  I,  8.  826.) 
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Sache  immer  mit  demselben  Worte  ra  bezeidmen*).     Eiiusr, 
flberdiess  fiAlsdien,  BdiOnheit  des  gesetsgeberisdien  Aosdra&es  die 
heit  des  Redites  snm  Opfer  sn  bringen  durch  eine  Abwedmliiiig  der  Be^ 
zeicbnnngen,  ist  eben  so  thöricht  als  sdiAdiidu  —  Dasselbe  Wort  darf 
nidit  in  zwei  Terschiedenen  Bedentnngen  gebrandit  werden*).  Hiersas 
können  nnr  Zweifel  aber  den  Sinn  jeder  Stelle,  in  welcher  das  Wort  vor- 
kommt, entstehen,  möglicherweise  die  grössten  Ifissrerstindnisse  desWükns 
des  Gesetzgebers.  —  Es  darf  kein  Wort  gebraucht  werden,  weldies  UMaset 
dem  zunftchst  in  Frage  stehenden  Begriffe  auch  noch  Weiteres  beieichnei, 
weil  der  Leser  zweifelhaft  werden  kann,    ob  nicht  andi  dieses  Letstere 
anter  die  Regel  zu  ziehen  sei,  wofikr  diese  doch  nicht  bestimmt  Ist*).  — 
Ausnahmen,  Beschränkungen  und  jegliche  Art  Ton  Modificationen 
der  allgemeinen  Sätze  sind  an  den  gehörigen  Orten  anzubringen,  und  so 
zu  bezeichnen,   dass  kein  Zweifel  ist,  auf  weldie  Fälle  sie  gehen  sc^en. 
Dabei  mag  als  allgemeinste  Regel  gelten,  dass,  wenn  eine  solche  Aiwnahme 
u.  s.  w.  sidi  nur  auf  Einen  Satz  bezieht,  sie  sogleidi  mit  diesem  zu  ver- 
binden ist;  dass  aber,  wenn  sie  auf  mehrere  soU  angewendet  werden  können, 
sie  mit  genauer  Bezeichnung  derselben  ihnen  unmittelbar  nadifolgt^).  — 
Endlich  dflrfen  die  Sätze  nicht  verwickelt  sein,  d.  h.  nidit  yerschiedene 
selbstständige  Bestimmungen  in  eine  und  dieselbe  grammatikalische  Ver- 
bindung bringen,  weil  hier  leidit  Zweifel  Aber  deren  eigentlidi  gewollte 
Beziehungen  entsteht*). 

n.  Ist  dafflr  gesorgt,  dass  das  Gesetz  Oberhaupt  verständlich  und  un- 
zweifelhaft spreche,  so  ist  nun  als  eine  zweite  nicht  minder  wichtige  Angabe 
zu  bewerkstelligen,  dass  dasselbe  den  wirklichen  Willen  de%  Gesetz- 
gebers ausdrücke.  Oder  mit  anderen  Worten,  es  ist  zu  verhindern,  dass 
nicht  etwa  durch  eine  fehlerhafte  Abfassung  Rechtssätze  verkflndigt  werden, 


1)  S.  Bentbam,  Nonognphj,  8.847;  Kltkft,  VsifUuran  M  AMMnng  der OwetoMtofaer« 
8.109. 

8)  8.  Bentliaiii,  dait. 

8)  8.  Benthttin,  a.  a.  O.,  8.  868. 

4)  Wemi  Benthanii  a.  a.  O.,  8.  858,  die  Reg«l  anftteUt,  4aM  alle  AvsDahaao  sad  Modi^ 
fleatlonen,  welche  sieh  auf  mehr  als  Einen  8ats  beliehen,  Toransns teilen  seien:  so  ist  dless 
wohl  in  den  meisten  FäUen  gtaa  nnrnttgUeh,  und  immer  wohl  nnsweekmisslff.  Er  let  der  An- 
sicht, dass  aof  diese  Weise  eine,  wenn  aneh  nnr  Toiflbersehende,  fklsohe  Anflbssnnfr  (als  seien 
die  Sfttse  gans  allipemein  nnd  nnbedinf^t  gegeben)  und  die  doppelte  Mtthe  des  Begretfens  nnd 
alsbald  wieder  theilweisen  UmXndems  Temdeden  werde.  Allein  gerade  das  Gegenthell  ist 
richtig.  Der  natirllohe  Gang  des  Denkens  Ist,  saerst  den  allgemeinen  8ats  ra  hegreiÜBn,  nnd 
erst  dann  die  theilweisen  nnd  bedingten  Ausnahmen  ins  Ange  sn  faasen.  Letstere  sind  ja  gar 
nicht  TerstftndUcfa,  wenn  man  nicht  erst  weiss,  woron  sie  ansmnehmen  sind,  oderweloherSata 
Terftadert  werden  soll.  Und  noeh  weniger  ist  der, Grand  stiehhaltig,  dass  bei  einer  naeh- 
gesettten  Ansnahme  leicht  sweifelhalt sei,  ob  sie  sieh  nnr  auf  denniehsten  oder  anf  mehrere, 
und  dann  auf  wie  yiele,  8ätse  besiehe.  Diesem  Swelfbl  ist  durch  eine  liehtige  Beieiehnwig 
sehr  einlkeh  vonnbeugen;  und  wird  eine  solche  nicht  belgetligt,  so  ist  die  Aosdehnnng  der 
Besiehnng  bei  einer  Voransetsung  eben  so  wohl  sweUUhaft 

6)  8.  Bentham,  Momography,  8.  840. 


.  •«-  »^i«««-a«><^M4i»«k*rtMM9f«|*M^^PW««^ 
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ivelche  gar  nicht  beabsichtigt  sind,  und  welche  doch  befolgt  werden  mftssten, 

^'  weil  sie  als  Gesetz  erklärt  und  an  sich  unzweifelhaft  sind.  Ein  Fehler  dieser 

--  Art  hat  eine  doppelte  üble  Folge.    Zunächst  ein  Ton  dem  gewollten  yerschie- 

denes,  also  im  Zweifel  auch  sachlich  falsch  bestimmtes,  Becht    Später  aber 

eine  Abftndeiung  des  (Gesetzes,  was  immer  doppelte  MQhe  und  ausserdem 

y  noch  Störung  macht.  —  Es  ist  einleuchtend,  dass  die  Vermeidung  dieser 

.  UnYoUkommenhoit  hauptsächlich  von  der  Qenauigkeit  und  scharfen  Auf-* 

-.2  fassung  in  jedem  einzelnen  Falle  abhängt;  jedoch  ist  es  immerhin  möglich, 

V  auch  hier  einige  allgemeine  Regeln  zu  geben.    Es  mnss  nämlich  unter  allen 

Umständen  gefordert  werden: 

1.  Dass  die  vom  Gesetzgeber  gebrauchten  Worte  nicht  weniger 
aussprechen,  als  er  anzuordnen  beabsichtigt  —  Diess  aber  wird  erreicht, 
wenn  die  verkflndeten  Worte  alle  diejenigen  Personen  bezeichnen,  fOr  welche 
das  Gesetz  eine  Vorschrift  enthalten  soU;  alle  Gegenstände  und  Verhältnisse, 
g  auf  welche  die  Vorschrift  Anwendung  zu  finden  hat,  entweder  vollständig 

einzeln  aufzählen,  oder  sie  in  einer  dieselbe  sämmtlich  eingreifenden  Gesammt- 
;  benennung   um&ssen ;   endlich  die  beabsichtigte  Vorschrift  in  allen  ihren 

Theilen  und  selbstständigen  Sätzen  aussprechen. 
;  2.  Dass  sie  nicht  mehr  enthalten.  —  Dieser  Fehler  wird  begangen, 

wenn  durch  allzu  allgemeine  Bezeichnungen  Personen  und  Gegenstände  den 
Worten  nach  dem  Gesetze  unterworfen  werden,  weichender  Gesetzgeber 
nicht  darunter  begreifen  will;  wenn  die  gewollten  Ausnahmen  undModifica- 
tionen  nicht  ausgesprochen' sind;  wenn  eine  nur  vorabergehende  Vorschrift 
scheinbar  als  bleibend  dargestellt  ist;  wenn  eine  Regel  als  massgebend  für 
alle  Fälle  einer  ganzen  Gattung  erscheint,  während  sie  nur  f&r  eine  bestimmte 
Art  derselben  wirklich  bestimmt  ist. 

3.  Dass  die  nichts  anderes  enthalten.  —  Verstösse  gegen  diese 
Regel  mögen,  weil  leichter  zu  vermeiden j  seltener  vorkommen,  doch  sind 
sie  weder  undenkbar  noch  ohne  Beispiele.  Sie  können  aber  auf  doppelte 
Weise  begangen  werden.  Entweder  wenn  die  vom  Gesetzgeber  gewählten 
Worte  den  Gegenstaiid,  welchen  er  zu  ordnen  beabsichtigt,  gar  nicht,  da- 
gegen einen  anderen,  in  diesem  Falle  ganz  ausser  seinem  Willen  liegenden 
deutlich  bezeichnen;  oder  wenn  eine  ausgesprochene  Bestimmung,  so  wie 
sie  nach  den  Regeln  der  Auslegung  erklärt  werden  muss,  einen  von  dem 
wirklich  beabsichtigten  ganz  verschiedenen  Sinn  giebt. 

Dabei  ist  noch  namentlich  zu  bemerken,  dass  diesem  ganzen  Fehler 
weder  durch  eine  die  Geschichte  des  Gesetzes  oder  die  Absicht  des  Cksetz- 
gebers  entwickehide  Einleitung,  noch  durch  Mittheilung  der 
Beweggründe,  sondern  nur  durch  eine  sorgfältige  Wahl  des  Ausdruckes 
genügend  begegnet  werden  kann.  In  wie  ferne  diese  Massregeln,  und 
namentlich  die  zweite  derselben,  in  anderen  Beziehungen  erspriesslich  und 


444  Allgemeine  Regeln  ftber  Reoktsgeeetie. 

in  80  ferne  rfttblich  sind,  wird  weiter  onten  gehörigen  Ortes  nnt^- 
sucht  werden.  Allein  zur  Heretellnng  des  WiUens  des  Gesetzgebers  gegen 
den  von  ihm  verkflndet^n  Text 'sind  sie  unwirksam.  Eine 
enthält  keine  befehlenden  Vorschriften,  kann  soiAit  eine  thatsAchlich 
stehende  Vorschrift  dieser  Art  nicht  beseitigen,  aach  wenn  sie  mit  Ihr  Im 
offenen  Widerspruche  steht.  Die  Beweggründe  aber  haben  keine  Zwangs- 
kraft,  sondern  nur  das  bekannt  gemachte  Gesetz  selbst,  und  zwar  dieses  so, 
wie  es  bekannt  gemacht  ist 

m.  Eine  weitere  Forderung  ist,  dass  das  Gesetz  kurz  sei;  und 
zwar  muss  diess  in  zweierlei  Beziehungen  verlangt  werden.  Einmal  sollen 
sich  die  ganzen  Gesetze  nicht  in  flberml&ssige  Länge  verlaufen,  zweitens 
aber  die  einzelnen  Sätze  gedrängt  gefttsst  sein.  In  ersterer  Hinsicht  ist 
die  Forderung  nur  eine  relative,  indem  sich  der  Umfang  eines  Gesetzes 
nothwendjgerweise  nach  dem  Umfange  des  Gegenstandes  richtet;  dagegen 
kann  Kflrze  hinsichtlich  der  einzelnen  Sätze  unbedingt  verlangt  werden. 
Der  Vortheil  ist  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  einleuchtend.  Ein 
kurzes  Gesetz  wird  theils  richtiger  verstanden,  weil  es  flbersichtüch  ist, 
theils  kann  man  es  leichter  im  Gkdächtniss  behalten  *). 

Die  Mittel  zu  Erreichung  der  beiden  verschiedenen  Arten  von  Kdrze 
sind  verschieden. 

Was  die  EOrze  der  ganzen  Gesetze  betrifft,  so  hängt  sie  nur  zum 
geringeren  Tbeile  von  einer  richtigen  Fassung  ab,  die  bei  weitem 
wichtigere  Bedingung  ist  die  strenge  Befolgung  einer  der  Begeln  Aber  den 
Inhalt  der  (besetze.  Wenn,  nämlich  der  Gesetzgeber  dem  Grundsatze  nickt 
treu  bleibt,  nur  allgemeine  und  leitende  Sätze  auszusprechen,  so  wird 
sein  Gesetz,  selbst  wenn  die  formelle  Abfassung  ganz  untadelhaft  ist,  niemals 
kurz  sein.  Es  muss  also  auch  aus  Grfinden  äusserer  Tadellosigkeit  verlangt 
werden,  dass  man  sich  weder  in  einer  Aufzählung  und  Entscheidung  einzelner 
Fälle  verliere,  noch  in  das  Gebiet  der  Verordnung  und  der  Amtsanweisung 
flbergreife.  —  Nur  wo  diese  Bedingung  erfällt  ist,  mögen  denn  auch  die 
rein  formellen  Mittel  mit  Erfolg  angewendet  werden.  Diese  aber  bestehen 
theils  in  der  Vermeidung  aller  fl  b  e  r f  1  fl  s  s  i  ge  n ,  d.  h.  keine  neue  Bestimmung 
enthaltender  Theile,  z.  B.  Einleitungen,  Wiederholungen,  Umschreibungen; 
theils  in  der,  ohnedem  auch  noch  aus  anderen  Gründen  nöthigen,  Be- 
schränkung des  Gesetzes  auf  einen  einzelnen  Gegenstand,  somit 
nöthigenfalls  Abtheilung  in  mehrere  getrennte  Gesetze  oder  wenigstens 
Abschnitte.  Wenn,  bei  Befolgung  der  ersteren  Regel,  auch  durch  jede 
einzelne  Auslassung  nur  wenig  gewonnen  wird,   so  ist  doch  der  Gesammt- 


1)  Vffl.  Benthftm,  On  Honses  of  Peers  and  Senateii  (Workf,  Bd.  IV,  8.  4S6)  ^In  legla- 
lation  whntever  ht  aeedlees  ii  penUeiout.** 
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gewinn  vieler  solcher  kleiner  Abkflraeungen  nicht  nnbedentend  ^).  Die  Ab- 
theilung aber  in  yerschiedene  abgerundete  Abschnitte  oder  Gesetze  erlaubt 
Jedem,  beim  Gebrauch  sich  nur  mit  den  ihm  gerade  itzt  nöthigen  Bestim- 
mungen zu  befassen.  Dass  freilich  diese  Bücksicht  nicht  so  weit  getrieben 
werden  darf,  grosse  gesetzliche  Werke  in  ihrer  Einheit  zu  zerstören,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Es  handelt  sich  bei  einer  förmlichen  Zerschlagung 
nur  von  solchen  Ffillen,  wo  eine  Trennung  in  mehrere  Gesetze  das  bestehende 
System  der  Gesetzgebung  nicht  stört'). 

Unbedingter  können  und  mflssen  die  Begeln  zur  BewerksteUigung  einer 
kurzen  Fassung  der  einzelnen  Sätze  aufgestellt  werden.  Wie  immer  die 
Beschaffenheit  des  ganzen  Gesetzes*  sein  mag,  kann  doch  jeder  Satz  des- 
selben gedrängt  ausgesprochen  werden,  und  ist  eine  solche  Beschaffenheit 
des  Einzelnen  erspriesslich  für  Eenntniss  und  Anwendung.  Die  goldene 
Vorschrift:  quidquid  praecipies  brevis  esto,  ist  allenthalben  anwendbar.  Die 
dazu  fahrenden  Begeln  aber 'sind  folgende: 

1.  Vor  Allem  muss  das  Gesetz  grammatikalisch  in  kurze  abgeschlossene 
Sätze  aufgelöst  werden,  so  dass  nicht  eine  Beihe  von  sachlich  verschiedenen 
Bestimmungen  in  einer  einzigen  Construction  zusammengefasst  erscheint. 

2.  Es  sind  alle  nutzlosen  Bedeweisen  und  Umschreibungen  zu  besei- 
tigen. Nutzlos  aber  ist,  was  fehlen  kann,  ohne  dass  der  Sinn  des  Gesetzes 
nothlitte  oder  verändert  würde. 

3.  Wenn  ein  im  Gesetze  gebrauchtes  Wort  einer  Erklärung  bedarf, 
so  ist  diese  nur  einmal  zu  geben,  und  dann  das  Wort  immer  einfach  und 
ohne  Wiederholung  der  Erklärung  anzuwenden. 

4.  Bezeichnung  derselben  Sache  durch  Häufung  mehrerer  gleichbedeu- 
tender Worte  (Tautologie)  ist  zu  vermeiden.  Eine  solche  Aufschwellung  ist 
nicht  nur  nutzlos,  sondern  sogar  schädlich,  weil  sie  möglicherweise  Zweifel 
über  die  Ausdehnung  des  Bechtssatzes  erweckt,  falls  nämlich  noch  weitere 
gleichbedeutende  Bezeichnungen  bestehen  und  diese  nicht  alle  angewendet  sind. 


1)  Einen  ergötzlichen  Beweis  von  der  Mögliclikeit  einer  Verkünnner  der  Gesetse  giebt 
Bentham,  Nomography,  8.  268,  wo  er  sechselin  renchiedene  Arten  von  AoslMsongen  be- 
selehnet,  welche  alle  bei  einer  einiigen  englischen  Parliamentsacte  yorgenommen  werden 
könnten  nnd  sollten,  nnd  die  fast'alle  mehrere  handertmale  in  diesem  einen  Gesetze  vor- 
kommen. Man  sehe  auch  die  Ahkfbsnngen  zweier  Parliamentsaeten  inSjmonds,  Mecfaanics 
of  law  making,  8.  197  ügr* 

S)  Als  ein  fzlscher  Gedanke  mnss  es  bezeichnet  werden,  wennBentham,  a.  a.  O.,  8*  SM  fg. 
den  Vorschlag  macht,  die  Gesetzgebung  anftnlosen  in  einzelne  selbstständige  Stücke  Je  nach 
den  versohiedenen  Lebens-Bediiiflüssen  und  -Beziehungen  f  so  z.  B.  in  ein  eigenes  Gesetz  Aber 
eheliche  BechtsyerhiUtnisse ,  in  ein  anderes  (weil  nicht  Jede  Ehe  Blinder  erzenge)  über  väter- 
Uche  Gewalt,  u.  s.  w.  Es  ist  einleuchtend,  dass  durch  eine  solche  Zerbröcklung  gerade  das 
Gegentheil  von  der  beabsichtigten  Kürze  erreicht  würde«  indem  zur  Verst&ndlichkeit  der  kurzen 
selbstständigen  Stücke  Wiederholungen  erforderlich  wären.  Und  wenn  B.  zu  gleicher  Zeit 
(was  aUerdings  hier  nicht  weiter  zu  besprechen  ist)  von  seiner  Massregel  eine  Beherrschbarkeit 
des  Rechtes  für  Rechtsungelehrte  erwartet,  so  ist  auch  in  dieser  Beziehung  die  Täuschung  ganz 
offenbar,  da  die  in  kurzen  Abschnitten  enthaltenen  feineren  Rechtsfragen  von  Unkundigen 
eben  so  wenig  gelöst  werden  liönnen,  als  die  an  umflusendere  Gesetze  sich  anschliessendenu 
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5.  Endlich  mass  immer  das  Guttangswort  anstatt  einer  besonderHi 
AnisfthlaBg  der  einzelnen  Arten  gebraucht  werden,  wo  kein  Zweifel  entstehen 
kann,  dass  durch  jenes  diese  alle  bezeichnet  sind,  nnd  aach  wirklich  won 
allen  dasselbe  ansgesagt  sein  will  ^). 

lY.  Eine  richtige  Eintheijnng  nnd  Reihenfolge  der  einzelnen 
Bestimmungen  ist  nicht  nur  eine  grosse  Erleichterung  im  Gebrauche  des 
Gesetzes,,  sondern  sie  trägt  auch  in  so  ferne  zum  richtigen  Yerstftndnisse 
bei,  als  sie  wenigstens  den  ersten  Fingerzeig  giebt,  auf  welche  GegenstAndo 
und  in  welcher  Ausdehnung  ein  Satz  Anwendung  zu  finden  hat.    Die  Unter- 
bringung eines  der  Absicht  nach  weitreichenden  allgemeinen  Satzes  bei  einer 
einzelnen  ünterabtheilung ,  die  Aufiührung  einer  spedellen  Vorschrift  onter 
dem  leitenden  Grundsatze,  die  Yorausstellui^  der  Folgesätze  Tor  dem  Haupt- 
sätze,  kann  die  grossesten  Zweifel  und  Missverständnisse  erzeugen.     So 
gewiss  nun  freilich  der  Haupterfolg  von  einer  angeborenen  Richtigkeit  des 
Denkens  und  wissenschaftlichen  allgemeinen   so  wie  besonderen  Fachaus- 
bildung des  Gesetzgebers  zu  erwarten  ist:  so  lassen  sich  doch  auch  einige 
bestimmte  Regeln  geben '). 

1.  Die  erste  Bedingung  einer  guten  Ordnung  ist,  dass  ein  Gesetz  sich 
nur   mit   Einem   Gegenstande  beschäftige.     Dass   Solches  zur  Kürze 
beitrage,  ist  so  eben  bemerkt  worden;   allein  es  erleichtert  auch  gar  sehr 
den  Gebranch,   bewahrt   vor  Yerirrung  in  den  Grundsätzen   und  TerhQtet 
Nichtbeachtung,  welche  leicht  eine  an  nnvermuthetem  Orte  befindliche  Tor- 
schrift trifft.    Der  Gegenstand  kann  freilich  Yon  sehr  yerschiedener  Aus- 
dehnung sein,  je  nachdem  es  sich  von  der  Reglung  einer  ganzen  Seite  des 
menschlichen  Rechtslebens  handelt,  z.  B.   von  dem  ganzen  bürgerlichen 
Rechte,  oder  nur  von  einer  einzelnen  Rechtsanstalt,  z.  B.  vom  Pfandrechte, 
oder  endlich  gar  nur  von  Einem  Rechtssatze,  z.  B.  von  der  Einfllhrung  eines 
gesetzlichen  Pfandrechtes  in  einem  bestimmten  Falle.   Die  Regel  bleibt  aber 
immer  gleich  richtig;   es  soll  Verschiedenartiges  nicht  in  dasselbe  Gesetz 
zusammengebracht   werden,   also  nicht   zwei  oder  mehrere  Bestimmungen, 
welche  erst  in  einem  fiber  dem  concreten  Gesetze  liegenden  höheren  Satze 
ihren  gemeinschaftlichen  Ausgangspunct  haben.    Demnach  darf  z.  B.  in  den 


1)  Die  in  der  That  rSlWg  barbArlsehe  Form  der  englischen  ParUamentencten  nrlnirt  nament- 
Ueh  englische  Schriftstener,  aaf  die  Benchtang  der  Torstehenden  Regeln  zu  dringen  nnd  guten 
Bath  hiem  sn  ertheilen.  8o  wimmeln  die  Schriften  von  Bentham  Ton  Bemerkongen  über 
die  möglichst  scharf»  Fassung  der  Gesetse  und  Ober  Beseitigung  aller  unnSthigen  Schnörkel 
nnd  Breiten.  ICan  sehe  i.  B.  View  of  a  complete  Ck)de,  S.  SOS  fg. ;  Nomography,  S.  246  fg.,  tSOQr. 
Auch  Symonds,  Mechanies  of  law  maklng,  bewegt  sich  grossen  TheUes  um  diesen  Oeg«n- 
staad.  Sind  nun  auch  diese  Lehren  nicht  unmittelbar  anwendbar  flir  uns ,  so  machen  sie  doch 
Immer  anftnerksam. 

t)  8.  Über  EintheHung,  Beihenfolge,  Nnmmerlrung  u.  s.w.  Bentham,  View  of  a  oompl. 
Code,  8.  lOS,  und  Nomography,  8.  85S  fl^r.  Bezeichnend  für  seine  eigene  Methode  ist,  dui  er 
seine  Lehren  unter  die  Tier  Oesiehtspuncte  stellt:  „sunm  cuique  princlple;  nU  allenum  prlndple; 
UQlcuiqne  totnm  princlple;  nil  praematurum  princlple.** 
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aDgenommenen  FftUen  nichts  Aber  Oerichtsorganisatioii  in  dem  bflrgerlicben 
Oesetzbuche;  nichts  Aber  Bfirgschaft  in  dem  Pfandgesetze;  niöhts  Aber 
eheliches  Natzniessangsrecht  in  einem  Gesetze  Aber  ein  neues  gesetzliches 
Pfandrecht  bestimmt  sein  ^). 

2.  Dagegen  soll  das  Gesetz  den  Gegenstand,  welchen  rechtlich  za 
ordnen  es  unternimmt,  vollständig  ordnen,  so  dass  nicht  wesentlich  sich 
ergänzende  Sätze  in  mehreren  Gesetzen  -zerstreuet  sind. 

3.  Wenn  die  in  einem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  verschiedene 
neben-  und  untergeordnete  Verhältnisse  betreffen,  so  sind  auch  äusserlich 
die  entsprechenden  Abtheilungen  zu  machen  und  je  nach  ihrem 
besonderen  Gegenstände  zu  bezeichnen.  Dab^  ist  zusammenzustellen,  was 
sachlich  zusammengehört,  Verschiedenes  zu  trennen.  Der  Umfang  des 
Grundgedankens  des  Gesetzes  macht  natürlich  verschiedene  Eintheilungs- 
glieder  nöthig;  allein  selbst  ein  dem  Gegenstande  nach  völlig  einheitliches 
Gesetz  ist  in  so  viele  verschiedene  Artikel  zu  fassen,  als  es  einzelne  selbst- 
ständige Rechtssätze  enthält  Eine  durch  das  ganze  Gesetz  (trotz  der 
grösseren  logischen  Abtheilungen  und  Unterabtheilungen)  laufende  Zahlen- 
bezeichnung der  einzelnen  Artikel  erleichtert  den  Gebrauch  ausserordentlich, 
und  ist  selbst  f&r  genaue  und  kurze  Einschaltung  etwaiger  späterer  Ab- 
änderungen und  Zusätze  höchst  forderlich  *). 


1)  Hiermit  soU  fibri|ren>  keineswes;!  der  Ton  Bentham  rlelfaeh  anflKestente  nnd  Ter* 
theldiflte  Plan  empfohlen  werden,  die  Geeetsgebanur  elnsntheilen  In  ein  Allgemeinee 
Oesetsbnehf  welehes  aar  die  für  Alle  kenneniwerthen  Sitse  enthielte ,  nnd  In  eine  groeee 
Anuüil  Ton  besonderen  Oeietsen,  in  welchen  die  Bechtmoimen  Je  Ar  Bin  bettimmtee 
menBchliches  Verhjatniae,  s.  B.  fttr  Ehemann  nnd  Fran,  fUr  Herrn  nnd  Dienstboten,  entwickelt 
wären.  8.  die  Papen  on  Oodifleation;  Woilu,  Bd.  IV,  B.  464,  481.  Sine  solche  Behandlnn^r 
wäre  Tielmehr  die  Vemichtang  einer  Seite  Jeder  loAriBchen  Ordnungr,  anderer  Seite  der  Sicher- 
heit einer  yollständigen  Ordnung  des  Bechtslebens.  Ersteres,  weil  die  Erschöpfting  der  Rechts- 
normen fllr  ein  solches  bestimmtes  Yerhältniss  die  Anfliahme  von  Sätsen  ans  aUen  Thellen  des 
Beehtes  erforderte,  so  dass  bürgerliches  Recht  nnd  Straflrecht,  Processrorsohriflen  nnd  rechts- 
pollseiliche  Einrlchtongen  gemischt  wären.  Wer  wttrde  aber  ans  solchem  Wirrsale  ein  Ver- 
ständnfss  der  elnselnen  grossen  Rechtsthelle  bekommen,  wer  ans  Hunderten  solcher  besonderer 
Gesetse  (und  Ton  so  yielen  spricht  Bentham  selbst)  ein  System  snsammensetsen  können?  Un- 
sicherheit des  Rechtes  aber  entstände  ans  iwei  Gründen.  Vorerst  wäre  für  gans  übergangene 
Verhältnisse,  —  nnd  an  solchen  würde  es  sieher  nicht  fehlen,  —  gar  keine  Norm.  Sodann 
müsste  es  in  Tiden  Fällen  sehr  sweifelhaft  sein ,  ob  ein  in  einem  dieser  besonderen  Gesetse 
bestimmter  Sati  im  Falle  des  Bedfirfhisses  auch  auf  ein  verschiedenes  Verhältnlss  angewendet 
werden  kSnnte.  Gar  nicht  sn  reden  von  dem  in  der  That  ersehreckenden  Umfange  einer 
solchen  Gesetsgebnng,  welche  nothwendig  die  swar  nicht  gans  aligemeinen,  allein  doch  in 
mehreren  Verhältnissen  gültigen  Sätse  immer  wieder  in  Jedem  solchen  besonderen  Gesetse 
wiederholen  müsste.  —  Bentham  verwechselt  offenbar  einen,  allerdings  gans  nütsllchen, 
Gegenstand  der  Prlvatschiiflstellerel  mit  einer  Aufgabe  für  den  C^esetsgeber.  Gemelnverständ- 
Uehe  Darstellungen  der  Ar  ein  bestimmtes  hänflger  vorkommendes  Lebensverhältniss  mass- 
gebenden Reehtsbestimmungen  aller  Art  sind  sehr  löblich  nnd,  wenn  gut  angelegt,  mit  Recht 
viel  benütst;  allein  sie  müssen  ans  den  Gesetzen  bearbeitet  werden,  nicht  als  soldie. 

t)  VgL  Kitka,  a.  a.  0.,  S.  49,  Kote  1.  —  Wer  möchte  wohl  berechnen  können ^  welche 
nngehenre  Gesammtsumme  völlig  nnnfitsen  Zeitaufwandes  nnd  weldie  unberechenbare  Masse 
saehlieher  Irrthümer  den  Reehtigelehrten  Deutschland*  durch  die  unvexvtändige  gewöhnliche 
Antührangsart  der  römischen  Gesetse,  den  Engländern  aber  durch  die  bis  auf  diesen  Augenblick 
Ibrtgesetste  nicht  minder  nnsweckmässlge  EInzfdIitnng  nnd  AnfOhrangsart  der  Parllamentsacten 
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4.  In  der  Reihenfolge  sowohl  der  grösseren  Abtheilnngen ,  als  der 
einzelnen  S&tze  in  denselben  sind  die  Gesetze  des  Denkens  strenge  za  be- 
achten. Es  mflssen  also  namentlich  die  allgemeinen  nnd  bestiminenden 
Grundsätze  an  der  Spitze  stehen,  die  Folgesätze  nach  ihrer  logischen  Ord- 
nung und  Unterordnung  folgen.  Ein  Satz,  dessen  volles  Yerständniss  durch 
die  vorhergehende  Eenntniss  eines  anderen  Satzes  oder  gar  einer  verschie- 
denen ganzen  Recbtsanstalt  bedingt  ist,  darf  erst  nach  diesen  erscheineo. 

y.    En41ich  ist  noch  eine   dem  Zwecke    angemessene   Bede- 
weise eine  Bedingung  tadelloser  Form  der  Gesetze.    Es  ist  immer  eine 
wichtige  Handlung,   wenn  der  Staat  f5rmlich  und  feierlich  das  Becht  des 
Landes  feststellt;  es  mnss  also  auch  die  Sprache  des  Befehlenden  und  der 
(Gelegenheit  würdig  sein.    Gesetze  sind  flberdiess  auf  lange  Daner  berechnet, 
und  es  wird  also  ihre  Abfassung  vielleicht  fAr  spätere  Jahrhunderte  ein 
Denkmal  der  Bildung  und  des   Geschmackes   der  anordnenden  Zeit    sein. 
Eine  sorgfUtige  und  passende  Bedeweise  ist  somit  sicherlich  der  Mfthe 
werth.    Nur  wäre  freilich  nichts  verkehrter,  als  wenn  diese  zweckgemässe 
Form  in  hohlem  Wortgepränge  oder  in  zierlicher  Geschmeidigkeit  der  Wen* 
düngen  gesucht  würde.    Kein  sicherer  Beweis  von  Geschmacklosigkeit  und 
von  Mangel  ah  wahrer  Würde,  als  eine  solche  Verirrung*).    Vielmehr 
drängen  sich  fQr  den  Styl  der  Gesetze  folgende  Begeln  von  selbst  auf: 

1.  Das  Gesetz  ist  eine  Vorschrift,  es  rouss  sich  also  auch  befehlend 
ausdrücken.  Selbst  wo  es  eine  Freiheit  des  Handelns  anerkennt,  ist  diess 
ein  Gebot  für  Dritte  oder  für  die  Behörden,  und  als  solches  zu  fassen. 

2.  Die  Sprache  des  Gesetzes  muss  rein  von  grammatischen  Fehlem 
und  von  überflüssigen  Fremdwörtern,  gewählt  und  ernst,  der  Satzban 
möglichst  einfach  und  gedrängt  sein;  niemals  aber  darf  sie  eine  rednerische 
Wendung  enthalten.  Jedes  bloss  schmückende  Wort  ist  eine  Geschmack- 
losigkeit. 

3.  Die  wahre  Schönheit  des  gesetzlichen  Ausdruckes  ist  EQrze, 
Deutlichkeit  und  Unzweifelhaftigkeit.  Es  ist  daher  das  richtige, 
also  nothwendige,  Wort  so  oft  wieder  zu  gebrauchen,  als  der  Sinn  es  erfordert. 
Für  denselben  Gedanken  immer  derselbe  Ausdruck,  nnd  dasselbe  Wort 
immer  in  demselben  Sinne.  Ersetzungen  desselben  durch  andere,  verschieden 


leit  drei,  vier  Jahrhunderten  suffegangen  ist?  Es  ist  In  der  That  schwierig,  sich  die  Beib«< 
haltnng  einer  eben  so  unbequemen  lüs  sinnlosen  Form  yon  Seiten  des  lebensUügsten  und 
ansteUigsten  Vollces  der  Erde  xn  erkl&ren,  während  sie  kaum  bei  Barbaren,  welche  noch  keioe 
Zalilseichen  haben  und  nicht  über  zelm  siUilen  können ,  entschuldbar  w&re.  Und  fast  eben  to 
verwunderlich,  als  das  ununterbrochene  Fortlaufen  auch  der  längsten  Parllamentsacte  in  Einem 
Batse,  ist  die  tölpelhafte  niohtgesetzliche  Erleichterung,  dieselben  wenigstens  naeh  Regienmgt- 
Jahren ,  Sessionen  und  Seotionen  su  citiren.  Wenn  nuui  einmal  ron  der  Einrichtung  der  Ur« 
Schrift  des  Oesetses  abweicht,  warum  denn  nicht  das  so  ein£sche  richtige  Mittel  wählen,  senden 
wieder  etwas  Ungenfigendes  nnd  Verkehrtes? 

1)  8.  Zachariä,  Wissenschaft  der  Gesetsgebnng,  8.  8SS. 
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lautende  Worte,  Umscbreibnngen,  oder  zierliche  aber  zweifelhaft  machende 
Wendungen  sind  entschieden  Fehler. 

4.  So  Yiel  als  möglich  sind  Worte  des  gewöhnlichen  Lebens  und 
in  dem  allgemein  gebrauchten  Sinne  anzuwenden;  technische  Ausdrücke 
nur,  wo  es  unvermeidlich  ist,  und  auch  dann  bei  dem  ersten  Gebrauche 
unter  Beifügung  einer  genauen  Erklärung.  Fflr  besondere  Begriffe  oder 
Dinge  sind  auch  die  sie  bezeichnenden  besonderen  Ausdrucke  zu  gebrauchen^ 
fQr  allgemeine  dagegen  auch  die  allgemeinen  Worte. 

5.  Zwischensätze,  welche  eine  eigene  Bestimmung  enthalten,  sind 
als  abgesonderte  Artikel  abzufBissen,  theils  damit  sie  selbst  in  ihrer  vollen 
Bedeutung  hervortreten,  theils  zur  Vermeidung  von  Unklarheit  im  Hauptsatze. 

6.  Die  zu  dem  Wes^n  einer  gesetzlichen  Bestimmung  gehörigen  Vor- 
schriften sind,  wenn  es  irgend  angeht,  in  dem  Gesetze  selbst  wörtlich 
anzuführen  und  nicht  durch  Verweisung  auf  ein  anderes  Gesetz  zu  bezeichnen. 
Muss  aber  zur  Vermeidung  allzugrosser  Weitläufigkeit  ein  anderes  Gesetz 
angefahrt  werden,  so  hat  diess  ganz  genau  und  mit  unzweifelhafter  Bezeich- 
nung der  gemeinten  Stellen  zu  geschehen. 

7.  Ein  Bechtsgesetz  hat  keine  anderen  Vorschriften  zu  geben,  als 
rechtliche;  und  sein  Dasein  ist  durch  sich  selbst  gerechtfertigt.  Daher 
sind  religiöse  oder  sitten gesetzliche  Bemerkungen  eben  so  wenig  an 
der  Stelle,  als  Entschuldigungen  über  die  Erlassung  des  Gesetzes  oder  Ver- 
theidigungen  desselben  aus  politischen  oder  anderweitigen  fremden  Gründen. 

8.  Da  Selbstlob  immer  thöricht,  überdiess  die  Erlassung  eines  noth- 
wendigen  Gesetzes  (andere  sollen  gar  nicht  gegeben  werden)  kein  Gegen- 
stand für  ein  besonderes  Lob,  sondern  blosse  Pflichterfüllung  von  Seiten 
der  Staatsgewalt  ist,  so  hat  jede  Anspielung  auf  die  Verdienste,  die  väter- 
lichen Gesinnungen  der  Regierung  u.  s.  w.  sowohl  als  Einleitung  wie  im 
Verfolge  des  Gesetzes  zu  unterbleiben. 

9.  Eine  dem  Gesetzgeber  als  unrechtlich  erscheinende  Handlungsweise 
ist  mit  einem  Rechtsnachtheile,  nicht  aber  mit  einem  Scheltworte  zu 
belegen^»). 

§  10. 
Von  der  Verbesserung  und  zeitweisen  Ordnung  der  Gesetze. 

£Sn  Eeditsgesetz  kann  aus  zwei  Ursachen  mangelhaft  sein.  Entweder 
sind  schon  bei  seiner  ersten  Entwerfung  in  Abfassung  oder  Inhalt  Fehler 


1)  Segeln  Aber  die  formeUe  AbfJusniig  der  Oesetse  sehe  man  s.B.  beiMontesqnieii, 
Eiprit  des  lois,  Bach  29,  Kap.  16;J.  Bentham,  Yaea  gto^rales  d^un  oorps  oomplet  de  l^gia- 
lation  (BrfUsl.  Ausg.  der  ftmns.  Bearbeitungen,  Bd.  I);  Lord  Brongham,  In  seiner  Bede  über 
Law-Refbrm  vom  Jahre  1848  (Edinb.  Ber.,  Jan.  1860,  S.  SOI);  Bousiet,  Bedaction  et  Codi- 
flcation  des  lois,  8.  109  %• 

▼.  Mohl,  Btaatsrechi    Bd.  IL  29 
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begangen  worden.  Oder  aber  haben  »di  im  Laufe  der  Zeit  die  YerliAltmsBe, 

auf  welche  es  sich  bezieht,  geändert,  and  sind  somit  neue  einschlägige 
dflr&isse  entstanden,  welche  das  ursprünglich  der  Sache  und  dem  Uj 
nach  genügende  Gesetz  itzt  gar  nicht  oder  verkehrt  ordnet. 

Unzweifelhaft  ist  es  nun  zwar  nicht  gerathen,  ein  (resetz  wegen  mincier 
wichtiger  Fehler  zu  ftndem,  indem  die  Beständigkeit  des  Rechtes  ftUr  diie 
Sicherheit  der  menschlichen  Yeiiiftltnisse,  für  das  Bewusstsein  des  Volkes 
und  selbst  der  Rechtsgelehrten,  endlich  für  die  Ausbildung  durch  Anwenciaiis 
und  Wissenschaft  eine  so  grosse  Bedeutung  hat,  dass  sie  untergeordnete 
Verbesserungen  weit  überwiegt.  Namentlich  kann  in  demjenigen  Fftllen, 
welchen  die  Geridite  durch  AusfiÜlung  einer  Lücke  oder  Entsdieidung 
Ungewissheit  den  Madgel  beseitigen  können,  oder  yielleidit  schon  beseitig 
haben,  eine  bessernde  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  ganz  wohl  entbelirt 
werden.  Allein  um  so  gewisser  muss  da,  wo  der  Fehler  ein  bedeutenderer 
ist  und  nicht  auf  andere  Weise  Hülfe  zu  erwarten  steht,  der  Gesetzgeber 
selbst  die  nothwendige  Verbesserung  nicht  verzögern.  Ein  Festhalten  an 
dem  als  fehlerhaft  Erkannten  aus  Eitelkeit  oder  Gleichgiltigkeit  wftre  eine 
Unsittlichkeit  und  eine  Verkehrtheit;  Unkenntniss  der  Mängel  wäre  ein 
Beweis  von  Stumpfheit  oder  Trägheit  *). 

Die  Tom  Staate  zum  Behufe  der  Verbesserung  der  einzelnen  Rechts- 
gesetze zu  befolgenden  Regeln  lassen  sich  aber  unter  drei  Gesichtspuncten 
zusammenfassen. 

1.  Vor  Allem  besteht  die  Pflicht  zur  Erwerbung  einer  sichern,  be- 
ständigen und  schnellen  Eenntniss  von  den  zum  Vorschein  kommen- 
den Unvollkommenheiten.  Hiezu  dient  denn  aber  nicht  nur  eine 
regelmässige  Berücksichtigung  der  etwa  durch  die  Presse  bekannt  werdenden 
Thatsachen  und  Urtheile,  so  wie  der  in  ständisdien  Versammlungen  oder 
in  eigenen  Angaben  Betheiligter  an  die  Regierung  laut  werdenden  Wünsdie 

1)  Vgl.  Pratobeverft,  Materialien,  Bd.  V,  S.  S38  fiip. ;  Kttlsa,  Unter  die  AbfaMong  tob 
Oeaetabacbem,  8. 156.  —  Mit  Kecht  erklärt  slob  ttbrlgrens  der  Letatere  gegen  eine  an  beatimmten 
Zeiten  Toraonehmende  Dorohalcht  und  Verbessemng  der  gesammten  Rechtsgeaetagebong.  Da 
lieb  dai  Bedilrfiilsa  von  Verftnderungen  nicht  nach  gewinen  Zeitfriiten  richtet,  fondem  bald 
früher  eintritt,  bald  yiel  Iftnger  schweigt,  lo  leistet  eine  solohe  Feststellung  au  yiel  nnd  an 
wenig.  Und  man  wähne  nicht  etwa,  dass  wenn  Iceln  Grund  su  Aenderungen  rorllege,  auch  bei 
dem  Eintritte  der  yorgesohriebenen  Durchsicht  einfach  nichts  geschehen  werde.  Die  äussere 
Aufforderung  wird  sehr  leicht  auch  wirklich  eine  Thätigkeit  hervorrufen ;  falscher  Thätigkeits- 
drang,  Eitelkeit,  flberlüuges  Besserwissen  werden  sich  Tordräugen;  die  Jeweil  sum  Handeln 
Berufenen  und  Berechtigten  werden  Ittrchten,  durch  stillschweigende  Billigung  des  Bestehenden 
den  Schein  der  Pflichhrersäusmlss  und  der  Unfähigkeit  auf  sich  an  laden.  Je  weniger  aber 
dann  wirklich  ein  Bedttrfhiss  Torliegt,  desto  nachtheiliger  ist  AUes,  was  unternommen  wird. 
Das  Bedilrfhiss,  nur  dieses,  dieses  aber  auch  inuner,  soll  entscheiden  Aber  Änderungen  in  der 
Bechtsgesetzgebung.  —  Nicht  au  verwechseln  mit  solchen  ein  für  allemal  und  für  Jeden  Theil 
der  Rechtsgesetsgebung  fbstgesteUten  Durchsichtsfirlsten  ist  die  auweilen  bei  der  Einführung 
eines  neuen  schwierigen  Gesetzes  festgestellte  VertucLszeit.  Es  lässt  sich  awar  mit  Fug  auch 
diese  Massregel  angreifbn;  allein  sie  ist  doch  weit  eher  au  vertheidigen,  schon  weil  sie  nur 
Einmal  zur  Wirksamkeit  kommen  soU,  und  well  sie  doch  wohl  nur  da,  wo  ohnehin  in  einiger 
Zeit  Verbesserungen  eintreten  mfissten,  angeordnet  wird. 
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und  Beschwerden;  sondern  es  bedarf  auch  noch  einer  eigenen  Anstalt,  da 
möglicher  Weise  (Me  eben  genannten  Quellen  der  Benachrichtigung  schweigen 
können.    Als  solche  empfiehlt  sich  denn  aber  eine  sämmtlichen  Gerichten 
aufisulegende  Obliegenheit,  alle  Fehler  in  der  Form  oder  in  dem  Inhalte  der 
Gesetze,  auf  welche  sie  in  ihrer  Thätigkeit  stossen,  an  eine  von  der  Re- 
gierung dazu  bezeichneten  Stelle  (etwa  an  das  Justiz-lMQnisterinm  oder  an 
eine  Gesetzgebungsbehörde)  einzuberiditen  und  zu  gleicher  Zeit  die  ihnen 
geeignet  scheinenden  Yerbesserungsvorschläge  zu  machen.    Und  zwar  ver- 
steht es  sich,  dass  nicht  etwa  bloss  die  höheren  Gerichte  dieses  Recht  und 
diese  Pflicht  h&tten,  sondern  yielmehr  gerade  die  Gerichte  erster  Instanz, 
als  die  am  unmittelbarsten  und  allseitigsten  mit  den  Thatsachen  bekannten, 
vorzugsweise  zu  beauftragen  wäre.    Die  eingesendeten  Anzeigen  wfiren  so- 
dann nach  den  Gegenständen  zu  ordnen  und  in  bestimmten  Zwischenräumen 
den  Erwägungen  der  mit  der  gesetzlichen  Initiative  betrauten  Gewalt  zu 
unterstellen.  —  Nur  sehr  mit  Unrecht  wflrde  man  in  einer  solchen  Ver- 
pflichtung der   Gerichte    eine  Beeinträchtigung   ihrer  Stellung    oder  eine 
fohlbare  Abziehung  von  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  erblicken.    Die  Haupt- 
bestimmung  der  Gerichte  ist  allerdings,  im  einzelnen  unter  ilire  Zuständigkeit 
kommenden  Falle  Recht  zu   sprechen;   allein   eine   gelegentliche   Anzeige 
eines  aufgefundenen  Rechtsmangels  ist  weder  eine  fremdartige  Beschäftigung, 
noch  kann  daraus  irgend  ein  Eingriff  in  ihre  Selbstständigkeit  bei  Leitung 
und  Entscheidung  des  einzelnen  Rechtsfalles   entstehen.     Ebenso   ist   der 
Zeitaufwand  nicht  in  Anschlag  zu  bringen,   da  die  Nothwendigkeit  eiaet 
Anzeige  doch  nur  selten  eintreten  kann,  die  Hauptarbeit  aber,  nämlich  die 
Feststellung  des  wirklichen  Vorhandenseins  eines  Fehlers  im  Gesetze,  bei 
Behandlung  des  zu  der  Auffindung  führenden  concreten  Falles  bereits  gethan 
ist.    Endlich  bedarf  es  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  das  Gericht  durch 
die  Pflicht  zur  Anzeige  keineswegs  von  der  Entscheidung  des  bereits  vor- 
liegenden Falles  nach  dem  Rechte,  wie  es  eben  itzt  liegt,  entbunden  ist^). 
2.  Die  zweite  Aufgabe  ist  die  Feststellung  der  Regel,  welche  in  ma- 
terieller Beziehung  bei  Verbesserung  der  Gesetze  zu  beobachten  sind.  — 
Es  lassen  sich  hier  natürlich  nur  sehr  allgemeine  Sätze  aufstellen,  welche 
erst  bei  ihre»  Anwendung  auf  bestimmte  Fälle  nach  dem  Gegenstande  des 
Gesetzes  und  dem  itzt  an  demselben   bestehenden  Fehler  ihre  volle  Be- 
deutung, so  zu  sagen  Fleisch  und  Blut  erhalten.    Sie  gehen  aber  wieder 
in  zwei  Richtungen   auseinander,  je   nachdem  es  sich  von  dem  Geiste 
handelt,  in  welchem   die  Verbesserungen  zu   dem   Gesetze  vorgenommen 
werden  sollen,  oder  von  den  Mitteln,  die  Veränderungen  in  das  übrige 
Rechtssystem  einzupassen. 


1)  8.  Kltka,  Ueber  AbfaMiing  der  OeteUbttcher,  8.  167. 
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In  enterer  Beziehung 'ist  nftmlich  die  Frage  za  entsdieiden ,    oh  bei 
einer  als  nothwendig  erkannten  Verbesserung  eines  Gesetzes  die   jBemlUioiig 
darauf  zu  richten  sei,  die  an  sich  beste  Stimmung  einzuftihren,   oline  ROck- 
sicht,  ob  sie  yielleicht  ein  ganz  neues,  mit  der  Übrigen  Gesetzg^ebizn^  m(±t 
zusammenhängendes  und  für  das  Volk  fremdartiges  Recht  machen    irOrde; 
oder  ob  das  Bestehende  wo  möglich  als  Grundlage  beizubeliaJteii    and 
auch  die  nöthige  Aenderung  so  nahe  als  thunlich  an  dieses  anznschliessen 
sei?  —  Die  Antwort  kann  fDir  einen  besonnenen  Mann  nicht  zweifelhaft  sein. 
Es  wäre  allerdings  keine  ehrliche  Stellung  der  Frage,  wollte  niAo    unter 
einer  Neuerung  einen  Satz  yerstehen,  welch«  mit  dem  Übrigen  Rechte  fipanz 
unyereinbar  wäre.    Eine  soldie  Aenderung  konnte  Niemand  wollen;    sie 
wftre  niemals  eine  Verbesserung,  sondern  vielmehr  eine  Verwirrung.     .Allein 
wenn  auch,  wie  billig,  bei  der  Frage  nur  eine  solche  Neuerung  angenonunes 
wird,  welche  dem  übrigen  Rechte  nicht  gerade  zuwiderläuft,  sondern  nur 
auf  einem  von  dem  bestehenden  Rechte  verschiedenartigen  Rechts- 
gedanken beruht  und  somit  auch  versdiiedenartige  Folgerungen  und  vielleicht 
ganze  Rechtsanstalten  erzeugt,  muss  die  Entscheidung  gegen  sie  aus&ilen, 
so  lange  noch  ein  anderes  Mittel  möglich  ist.   Durch  einen  solchen  wesent- 
lichen verschiedenen  Gedanken  wird  die  innere  Einheit  des  Rechtes  gestOrt; 
und  wenn  auch  etwa  durch  Ausnahmen  und  Nachhülfen  ein  unmittelbarer 
Widerspruch  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Rechte  beseitigt  werden 
kann,  so  ist  doch  eine  Verschiedenheit  des  Geistes  ihrer  Sätze,  somit  ihrer 
Wirkungen  auf  das  sachliche  und  das  geistige  Leben  des  Volkes  unvermeidlich; 
auch  ist  es  nicht  anders  möglich,  als  dass  bei  weiterer  und  feinerer  Ent- 
wicklung die  beiderseitigen  Folgerungen  nicht  recht  übereinstimmen.    Selbst 
also,  wenn  die  im  Zusammenhange  mit  dem  bisherigen  Rechte  vomehmbare 
Verbesserung  an  sich  und  vereinzelt  betrachtet  gegen  einen  ganz  neuen 
Gedanken  zurückstünde,  ist  jene  vorzuziehen.     Ein  Uebergang  zu  einem 
wesentlich  verschiedenen  Rechte  ist  nur  dann,  aber  dann  auch  vollständig 
gerechtfertigt,  wenn  eine  Veränderung  in  den  Bedürfnissen  des  Volkes  vor 
sich  gegangen  ist,  somit  die  bisherigen  Rechtsbestimmungen  aus  Schutz-  und 
Befriedigungsmitteln  nur  ein  Hindemiss  geworden  sind,    und   auch  Ver- 
besserungen in  ihrem  Sinne  das  Uebel  nur  verlängern  würden.    In  solchem 
Falle  ist  dann  aber  auch  nicht  nur  das  an  sich  Beste  zu  wählen,  sondern  es 
muss  dasselbe  in  einer  dem  ganzen  Bedürfnisse  entsprechenden  AusdehnuDg 
und  in  vollständiger  Folgerichtigkeit  durchgeführt  werden  ^). 

Nicht  sowohl  theoretisch  zweifelhaft,  als  oft  schwierig  in  der  Ausführung 
ist  der  zweite  Theil  der  Aufgabe,  nämlich  der,  Veränderungen  im  Rechte, 
welcher  Art  sie  sein  mögen,  vollständig  in  das  System  desselben  ein- 


1)  8.  Schenrleo,  üeber  AMIusimir  e.  bflrgwL  ProceMordnimg,  8.  11  tg,;  Kltka,  Ab- 
fSMiUDg  der  GeseUbttcher,  8.  18  tg.  / 
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zufügen.  So  weit  diess  durch  wissenschaftliche  Behandlang,  Anslegang 
und  Zorechtrttckang  des  alten  and  des  neaen  Bechtes  möglich  ist,  mag  und 
nauss  die  Sache  dem  Bechtsgelehrten  fiberlassen  bleiben.  Allein  es  flber- 
steigt  nicht  selten  das  Uebel  die  Kräfte  der  blossen  Logik,  and  mass  mit 
derselben  Waffe  geheilt  werden,  mit  der  es  geschlagen  wurde,  also  durch 
Gesetzgebung.  Es  bedarf  nämlich  nicht  erst  der  Ausführung,  dass  manches 
Gesetz  ausser  seinen  unmittelbaren  und  offenen  Bestimmungen  audi  noch 
mancherlei  Einfluss  auf  andere,  vielleicht  ganz  entfernte  Bechtstheile  ausübte. 
Das  Verlangen  nach  innerer  Einheit  des  Rechtes  ruft  Bestimmungen  hervor, 
welche  zwar  ihren  letzten  Grund  in  einem  andern  Gesetze  haben,  aber  doch 
keineswegs  nur  als  mit  ihm  stehende  und  fallende  Bestandtheile,  sondern 
als  selbstständige  Vorschriften  erscheinen.  Solche  Gesetze  werden  dann 
nur  durch  eine  Abänderung  der  massgebenden  Norm  eben&lls  wesentlidi 
berührt.  Es  mag  sich  z.  B.  begeben,  dass  ein  bisher  richtiger  allgemeiner 
Grundsatz  in  Folge  der  Aenderung  zu  enge  oder  zu  weit  wird.  Oder  es 
sind  auf  Grund  des  itzt  abgeänderten  Satzes  in  einem  ganz  andern  Bechts- 
theile Einreden  zugestanden,  Formen  festgestellt  gewesen,  welche  nun 
gegenstandlos  oder  selbst  widersinnig  und  widersprechend  werden.  Oder  es 
wird  durch  die  Neuerung  eine  logische  Eintheilung  beseitigt,  auf  welche  von 
dra  Gesetzen  anderwärts  practische  Rflcksidit  genonunen  ist..  Und  so  noch 
gar  mandie  Möglichkeit  einer  Störung.  Dass  dieser  Zustand  nicht  bleiben 
kann,  ist  ebenso  einleuchtend,  als  dass  nur  der  Gesetzgeber  zu  lielfen  ver- 
mag. Unbedingt  muss  daher  der  Satz  aufgestellt  werden,  dass  bei  einer 
Gesetzesänderung  auch  auf  die  mittelbaren  Wirkungen  der  neuen  Be- 
stimmung Rücksicht  zu  nehmen,  und  durch  Aufnahme  entsprechender  Vor- 
schriften für  die  gleichzeitige  Beseitigung  der  sonst  zu  befürchtenden 
Unzuträglichkeiten  zu  sorgen  ist.  Bei  umfassenden  Aenderungen  in  der 
Gesetzgebung  sind  vielleicht  sogar  eigene  ausführlichere  Gesetze  zur  voll- 
kommenen Erledigung  der  Aufgabe  nothwendig  ^).  Leider  ist  die  AusfQhrung 
nicht  immer  so  leicht,  als  die  Aufstellung  der  Forderung  nothwendig.  Die 
zu  berücksichtigenden  Puncto  mögen  sich  entweder  an  ganz  unerwarteten 
Theüen  des  Rechtssystemes  befinden,  oder  sich  erst  einer  scharfsinnigen 
Schlussfolgerung  darstellen.  Das  einzige  ausreichende  Mittel  ist  somit  wohl 
die  Prüfung  eines  jeden  irgend  bedeutenderen  Gesetzentwurfes  durch 
tüchtige,   mit  den  verschiedenen  Rechtstheilen  besonders  vertraute  Theo- 


1)  Schlagende  Beispiele  dieser  Art  sind  die  eigenen  Gesetze  über  die  ciTilrechtlichen  Folgen 
der  Strafen  und  die  Polizeistrafgesetze,  welche  in  unseren  Tagen  die  Eriassnng  neuer  Straf- 
ffesetzhflcher  manchfkch  begleitet  haben,  weil  die  mit  dem  peinlichen  Rechte  rorgenommenen 
Verändehingen  so  tief  und  yielseitig  in  andere  Bechtstheile  eingrüTen,  dass  zur  Ausgleichung 
nnd  £infiigung  eine  ausführliche  eigene  Gesetzgebung  nöthig  ward. 
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retiker  and  Practiker,  lediglidi  zum  Zwecke  der  Auffindmig  der 
und  entfernteren  Folgen  der  beabsiditagten  Aendening '). 

3.  Kaum  weniger  wichtig,  als  die  bisher  erörterten  Bezieh tm^r^ii  sind 
die  Fordemngen,  welche  hinsiehtUcfa  des  formellen  Yerfaliireiis  bei 
Gesetzesändernngen  zn  stellen  sind.  —  Das  Heraosnebmen ,  Umge- 
stalten, Beseitigen  einzelner  Gesetze  oder  gar  nnr  einzelner  Sätze 
Gesetze  bringt  unTermeidlich  in  die  Rechtsqnellen  Yerwirrang,  wra 
aber  wieder  das  richtige  AnfEassen  der  BesUmmnngen  erschwert,  uod 
bei  nicht  genügender  Anfmerksamkeit,  eia  gänzliches  üebersehen  einer  itzt 
geltenden  Nonn  veranlassen  mag..  Es  muss  also  Alles,  was  durch  sor^^ifiLlti^e 
Behandlung  geleistet  werden  kann,  aufgeboten  werden,  um  diese  Uebelstande 
zu  beseitigen,  wenigstens  zu  mildem.  Die  Mittel  sind  aber  yerschiecleii  je 
nach  der  Art  der  nöthigen  Aenderung. 

Einmal  n&mlich  kann  die  Aenderung  von  geringem  Umfange    sein 
im  Verhältnisse  zu  dem  ganzen  Gesetze;  z.B.  in  Abänderung  eines  einzigen 
Satzes  in  einem  ganzen  Gesetzbuche  bestehen.  —  Hier  wäre  natürlich    düe 
Veranstaltung  einer  neuen  Ausgabe  mit  diesen  geringen  Aendemngen  and 
wegen  derselben  yöllig  widersinnig.    Es  bleibt  nichts  übrig,  als  die  Ab* 
änderung  einzeln  zum  Gresetze  zu  erheben,  und  dieses  auch  einzeln  zu  Ter- 
künden.    Aber  es  ist  sehr  räthlich,  der  neuen  Bestimmung  nicht  die  Form 
eines  selbstständigen  Gesetzes  zu  geben,  sondern  sie  vielmehr  lediglidi  als 
Umgestaltupg  der  betreffenden  Stelle  im  Texte  zu  behandeln,  so  dass  sie 
Wort  fbr  Wort  an  die  Stelle   der  beseitigten  Bestimmungen  tritt.     Bei 
diesem  Verfahren  ist  nicht  nur  eine  umsichtige  Erwägung  der  Folgen  wenigstens 
für  die  näheren  TheUe  des  Systemes  ganz  unvermeidlidi,  und  die  Anwendung 
des  Neuen  offenbar  erleichtert;  sondern  es  wird  dadurch  auch  möglidi  ge- 
macht, den  itzt  giltigen  Satz  bei  späteren  Ausgaben  des  Gesetzes  kurzer 
Hand  (natürlidi  mit  einer  Bezeichnung  des  geschichtlidien  Herganges)  in 
den  Text  einzuschieben,  und  dadurch  die  Bekanntschaft  mit  ihm  völlig  sicher 
zu  stellen'). 

Anders  das  Verfahren,  wenn  in  einem  Gesetze  Aendemngen  in  be- 


1)  Für  Niemand  ist  die  ÜebereinstimmaDg  neaer  Gesetie  mit  dem  flbriffen  Rechte  ein 
gegenständ  so  grrosser  Borge,  als  fttr  Bentham.  Wenn  diess  nan  aber  aach  aa  sioh  gani 
gerechtfertigt  ist,  so  können  doch  die  von  ihm  beantragten  HSlftmittel  nicht  gebiUigt  werden. 
Zuerst  hatte  er  nar  einen  eigenen  „Oesetzesbewahrer"  vorgeschlagen,  welchem  alle  Aendemngen 
in  der  Gesetzgebang  snr  tadellosen  ElnfSgnng  in  das  bestehende  Recht  sn  Übergeben  wftren. 
So  Codification  Proposal,  Works  Bd.  IV,  S.  546.  In  seinem  letzten  Lebenswerke  aber,  in  dem 
Constitational  Code,  das.,  B.  IX,  8.  428  f^.,  sti^  er  bis  sn  einem  eigenen  nGesetzgebnngs- 
minister**,  welcher  eine  Controle  nicht  nur  über  die  Ton  allen  übrigen  Ministem  aosgegangenen 
Gesetsesentwflrfen,  sondern  aoch,  in  gewissem  Kasse,  über  die  bereits  beschlossenen  Gesetse 
haben  sollte.  Eine  fiberflüssige  nnd  störende,  and  doch  keineswegs  gegen  Fehler  in  der  Geseta- 
gebang  sichernde  Einrichtnng ;  offenbar  entworfen  im  bewussten  oder  nnbewnssten  Hinblicke 
aaf  eigene  Liebhaberei  nnd  yielleicht  aach  Ffthlgkelt. 

2)  Vgl.  hierüber  Bentham,  Constlt  Code,  H,  11, 2,1 86  (Works,  Bd.  IX,  8.482.);  Meijer, 
Codification,  8.  208  t^.  848. 
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deutendem  Umfange  und  namentlich  durchlaufend  durch  verschiedene 
Theile  desselben  nothwendig  geworden  sind.  Hier  würden  die  vielen  Ein- 
schaltungen und  Versetzungen  sehr  stören,  vielleicht  die  ganze  Oekonomie 
des  Gesetzes  in  Unordnung  biingen.  Es  ist  daher  eine  gänzliche  Umarbeitung 
nöthig,  so  dass  das  neue  Gesetz  vollständig  an  die  Stelle  des  alten  tritt 
und  als  selbstständige  Norm  verkündet  wird.  In  diesem  Fall  ist  natürlich 
auch  der  Gesetzgeber  in  der  Art  der  Bearbeitung  nicht  beschränkt,  wenn 
schon  auch  hier  möglichste  Anschliessung  an  das  Bisherige  räthlich  ist. 

Ein  dritter  möglicher  Fall  ist,  dass  die  Verbesserung  in  einem  blossen 
Zusätze  zu  der  bisherigen  Gesetzgebung,  ohne  alle  Veränderung  derselben, 
besteht.  Hier  wird  die  Form  des  Neuen  auf  den  Umfang  seiner  Be- 
stimmungen ankommen.  Ist  dieser  Um&ng  nicht  bedeutend,  so  dass  ohne 
Störung  der  Anordnung  des  Hauptgesetzes  eingeschaltet  werden  kann,  so  ist 
der  Zusatz  lediglich  als  Bestandtheil  des  alten  Gesetzes  zu  behandeln,  zu- 
nächst diesem  völlig  einzupassen,  und  bei  der  ersten  neuen  Ausgabe  auch 
wirklich  einzurücken.  Bei  grösserer  Ausdehnung  ergiebt  sich  dagegen  ein 
eigenes  Zusatzgesetz  als  das  Richtigere. 

Endlich  sind  noch  die  Mittel  ins  Auge  zu  fassen,  welche  zu  ergreifen 
sind,  um  in  eine  allmälig  durch  die  Menge  der  einzelnen  Stücke,  durch 
Aenderungen,  Wiederänderungen,  Ausnahmen,  Ausnahmen  Von  Ausnahmen 
und  Zusätzen  zu  einer  verwirrten  Masse  gewordenen  Gesetzgebung  wieder 
Ordnung  zu  bringen.  Ein  solcher  Zustand  tritt  allerdings  bei  den  Ver- 
waltungsgesetzen häufiger  ein  als  bei  Rechtsgesetzen;  allein  es  ist  doch  auch 
hier  keineswegs  so  sehr  selten,  und  namentlich  sind  es  zwei  Ursachen,  weldie 
ihn  hervorzurufen  pflegen,  die  Erlassung  eines  umfassenden  neuen  Gesetzes 
(etwa  eines  Gesetzbuches),  welches  sich  in  der  Anwendung  nicht  erprobt 
und  dadurch  viele  Aenderungsforderungen  hervorruft;  sodann  die  Beibe- 
haltung eines  ganz  veralteten  Gesetzes,  welches  nirgends  mehr  den  Be- 
dürfnissen entspricht  ^).  Dass  aus  solcher  Sachlage  grosse  Unbequemlichkeit 
und  Rechtsunsicherheit  entsteht,  bedarf  keines  Beweises.  Bürger  und  Richter 
sind  in  diesem  Wirrsale  gleich  übel  daran;  und  die  allerdings  wohl  ent- 
stehenden ordnenden  Privatarbeiten  bieten  keine  unbedingte  Sicherheit  der 


1)  Eine  sehr  lebendigre  und  richtiere  SchUderangr  der  flblen  Folgen  einer  Verwirrung  der 
Gesetze  giebt  Behber^,  Ueber  den  Code  Napoleon,  S.  27.  Nur  ist  nicht  einzusehen,  warum 
dieser  Zustand  beim  bürgerlichen  Rechte  nicht  soll  vorliommen,  und,  wenn  er  yorkäme, 
warum  ihm  nicht  soll  abgeholfen  werden  können.  Die  Frage  ist  Ja  nicht  die,  ob  es  möglich 
sei,  alle  denkbaren  FiUle  des  bürgerlichen  Lebens  gesetzlich  zum  Voraus  zu  ordnen;  sondern 
▼idmehr  die,  ob  es  besser  sei,  die  bereits  getroffene  gesetzliche  Ordnung,  wie  weit  sie  nun  gehe, 
in  einer höclist  beschwerlichen  Verwirrung  zu  lassen,  oder  sie  klar  und  durchsichtig  zumachen? 
—  Ein  Beispiel  von  verwirrter  Aufhäufung  yon  Rechtsgesetzen  wegen  MissUngens  eines  neuen 
(Gesetzbuches  bieten  die  112  Noyellen,  welche  in  drei  Jahren  zu  dem  bairischen  Strafgesetzbuche 
yon  1813  erschienen  sind.  Unübersehliche  Verwirrung  wegen  Festhaltens  yon  yeralteten 
Geaetzen  kommen  dagegen  in  England  nicht  selten  vor;  und  waren  noch  häufiger  ehe  R.  Peel 
durch  seine  CionsoUdations- Acten  anfHlnmte. 
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Vollständigkeit  und  Riditigkeit.  —  Hier  ist  denn  offenbar  kein  anderer 
Aasweg,  als  eine  Tom  Gesetzgeber  selbst  yorzonebmende  ümschmejzang 
(aach  wohl  «Gonsolidation»  genannt).    Ueber  das  einzuhaltende  Yer&hren 
aber  kann  ein  Zweifel  nicht  wohl  stattfinden.   Es  mass  nftmlich  die  geaammte 
Menge  der  Gesetze,  welche  den  Gegenstand  betreffen,  in  Ein  am&ssendest 
systematisches,  alles  frohere  Qberflüssig  machendes  Gesetz  zusammengeüasst 
and   nach  Inhalt   und  Form   za  einem  harmonischen  Ganzen   yeraibeitet 
werden.    Es  ist  dabei  weder  die  Absicht,  nodi  auch  thatsftchlich  immer 
nothwendig,  neaes  Recht  za  geben,  irgend  welche  sachliche  Yer&nderongen 
vorzunehmen.   Der  nächste  Zweck  geht  nur  dahin,  das  Vorhandene  zusammen* 
zustellen  und  zu  ordnen;  und  es  ist  gar  nicht  unmöglich,  dass  damit  jedes 
Bedflr&iiss  befriedigt  ist.     Allein  in  der  Regel  freilich  wird   eine    solche 
Ordnung  auch  zur  Entdeckung  von  Lücken,  Widersprüchen,  verschiedenen 
Grundlagen  u.  s.  w.  fDluren;  und  dann  versteht  es  sich,   dass  die  Grelegen- 
heit  zu  einer  innem  Verbesserung  des  in  Frage  stehenden  Rechts  nicht 
versäumt  werden  darf.    In  allen  Fällen  aber  muss,  wenn  nicht  die  neue 
Ordnung  das  Uebel  noch  vergrössem  soll,  anstatt  es  zu  beseitigen,  das 
neue  umfassende  Gesetz  ausdrücklich  alle  früheren  Gesetze  über  diesen 
Gegenstand  für  aufgehoben  und  forthin  ungütig  erklären.    Und  zwar  ist  es 
dabei  zweckmässig,  zwar  die  aufgehobenen  Gesetze  einzeln  aufzufahren;  zu 
gleicher  Zeit  aber  auch  eine  allgemeine  Bestinmiung  einzuschalten,  weldie 
auch  die  nicht  einzeln  benannten  trifft.    Gerade  in  solchem  Zustande  könnte 
leicht  irgend  ein  Gesetz   oder  wenigstens   irgend  eine   gelegentliche  Be- 
stimmung übersehen  werden  und  dadurch  die  Verwirrung  wieder  au&  Neue 
beginnen.   Sollten  in  den  aufzuhebenden  früheren  Gesetzen  auch  noch  andere 
Rechtsnormen  enthalten  sein,  als  welche  zu  dem  Gegenstande  der  itzt  zur 
Einsicht  zu  bringenden  Bestimmungen  gehören,  so  sind  auch  diese,  natürlich 
in  abgesonderten  Gesetzen,  neu  zu  ordnen;  und  in  keinem  Falle  darf  das 
aus  einem  im  Wesentlichen   giltig  belassenen  Gesetze  Herauszunehmende 
und  Aufzuhebende   nur  im  Allgemeinen  bezeichnet  sein,   weil   sonst 
über  Gegenstand  und  Umfang  der  Aufhebung  leicht  Streit  entstehen  kann  i). 

§  11. 
Die  Abfassung  von  Gesetzbüchern. 

Wesentlich  verschieden  von  der  Frage,  wie  bei  der  Verbesserung  ein- 
zelner ungenügender  Gesetze  oder  kleinerer  Abtheilungen  derselben  verfahren 

1)  Mit  YoUem  Rechte  tadelt  Bentham,  a.  a.  O.  das  in  England  bei  der  Consolldatlon  d«r 
Btataten  befolgte  Verfahren,  die  in  das  neue  Gesetz  sa  ▼erschmelxenden,  somit  im  alten  Gesetie 
anssomersenden  Theile  eines  nicht  gans  anfgehobenen  Oeseties  nur  mit  den  Worten  so  be- 
seichnen:  „so  viel  von  den  Statuten  sich  besiehet  aof .  .  .**  JSr  sagt:  die  Folgen  sind:  i)  es  ist 
immer  bestreitbar,  snweilen  in  der  That  iwelfelhaft,  welches  denn  die  snr  Aafhebang  be- 
stimmten Theile  wirklich  sind;  f)  das  Recht  bleibt  belastet  mit  diesen  Leichnamen  Ton  Ge- 
setzen, deren  einige  todt,  andere  in  dem  ebengeschilderten  Znstande  ron  Leben  und  Tod  sind. 


ri^ 
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werden  müsse,  ist  die  Frage:  ob  es  räthlich  sei,  die  Vorschriften  für  das 
gesammte  Rechtsleben  eines  Volkes,  oder  wenigstens  fQr  eine  grosse  Seite 
desselben,  in  Einem  umfassenden,  systematisch  geordneten  Gesetzgebnngs- 
werke  yon  Staatswegen  festzustellen?  Mit  anderen  Worten:  ob  die  Er- 
lassung Ton  grossen  Gesetzbüchern  als  nützlich  oder  schädlich  betrachtet 
werden  müsse,  ob  eine  gute  Ausführung  vielleicht  menschliche  Kraft  übersteige  ? 
Diese  sog.  «Codificationsfirage»  ist  eine  der  verrufensten  in  der  ganzen 
Rechtspolitik,  und  es  stehen  sich  die  Meinungen  auf  das  Schroffste  entgegen. 
Auf  der  einen  Seite  wird  von  Unzähligen  fast  alles  Heil  im  Rechte,  beinahe 
im  Staate,' von  der  Einführung  solcher  allgemeiner  Gesetzbüdier  erwartet, 
die  Vornahme  der  Arbeit  als  ein  höchstes  Verdienst  der  Regierung,  als  ein 
Beweis  hoher  Gesittigung  des  Volkes,  als  ein  Ehrendenkmal  für  einen 
Zeitabschnitt  betrachtet.  Auf  der  andern  Seite  erklären  Männer,  deren 
Stimme  in  Rechtsfragen  vor  Allen  gehört  zu  werden  verdient,  nur  Unheil 
für  Recht  und  Bildung  von  solchem  Unternehmen  zu  erwarten,  sprechen 
namentlich  unserer  Zeit  alle  Befähigung  zur  Zustandebringung  eines  guten 
Gesetzbuches  ab.  Die  Freunde  der  Gesetzbücher  haben  die  Erlassung  einer 
grossen  Anzahl  derselben  in  vielen  Staaten  durchgesetzt;  die  Gegner  weisen 
auf  dieselben  als  auf  Belege  ihrer  Unfähigkeitsbehauptungen  hin.  Jene 
sehen  als  Grund  der  Abneigung  nur  eine  dumpfe  Befangenheit  in  schola- 
stischer Büchergelehrsamkeit;  diese  erklären  die  Neigung  aus  flacher  Un- 
wissenheit ^).   Und  wenn  auch  im  Laufe  der  Zeit  sich  der  Streit  in  so  ferne 


1)  Es  ist  begprelflich,  dass  die  LitenUnr  über  die  CodiflcatioiisfngQ  sich  hanptsSchlich  als 
eine  deutsche  und  eine  englische  er{?iebt,  weil  für  Frankreich  nnd  die  yon  ihm  nmgeformten 
Staaten  der  Streit  längst  thatsächlich  entschieden  ist  Es  wftre  wohl  ebenso  schwierig,  als 
nntzlos,  aUe  Schriften  und  Abhandlungen  snsammenzosnchen,  welche  den  Gegenstand  besprochen 
haben ;  eine  Kenntniss  der  bedeutenden  genügt.  Schon  im  isten  Jahrh.  hatte  die  prenssische 
Gesetzgebung  die  Veranlassung  zum  Streite  gegeben,  und  noch  itzt  sind  J.  G.  Schlosser's 
Briefe  fiber  Gesetzgebung  (1789/90)  als  ein  geistreicher  Angriff  auf  die  CodiÜcation  nicht  Ter- 
gessen.  Lebendiger  wurde  der  Streit,  als  er  nach  den  Befreiungskriegen  eine  politische  Bei- 
mischung erhielt.  Bekanntlich  erhob  zuerst  Thibaut  (Ueber  die  Kothwendigkeit  eines  allge- 
meinen Mrgq[l.  Hechtes  für  Deutschland,  1814),  den  nationalen  Ruf,  und  trat  ihm  Sarigny 
mit  scharfer  Rede  über  unsere  vöUige  Unfähigkeit  zu  solchem  Werke  entgegen  (Ueber  den 
Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung,  1814,  2te  unv.  Aufl.,  1888).  Seit  dieser  Zeit  hat  sich  denn 
die  geschichtliche  Schule  der  deutschen  Rechtsgelehrten  fort  und  fort  gegen  die  Abfusung 
yon  Gesetzbflchem  ausgesprochen,  (z.  B.  Sehr  ad  er,  Die  prätorischen  Edlcte;  Reh  borg, 
Ueber  den-  Code  Napolöon),  die  grosse  Menge  der  den  Freiheitsideen  Zugewendeten  aber  für 
dieselben.  —  In  England  aber  steht  der  Patriarch  aller  Gesetzesyerbesserer,  J.  Bentham,  an 
der  Spitze  Derer,  welche  Codiflcation  yerlangen,  und  wenn  auch  seine  Ansichten  bis  itzt  wenig 
Einfluss  auf  das  Leben  erlangen  mochten,  (theils  durch  seine  eigenen  Uebertreibungen  und  die 
Niehterkennung  der  örtlichen  nnd  nationalen  Rechtsbedürfhisse ,  theils  durch  das  starre  und 
unwissenschaftliche  Festhalten  der  englischen  Rechtsgelehirten  am  Hergebrachten,)  so  sind  doch 
seine  Schriften  eine  fast  unerschöpfliche  Fundgrube  yon  Gedanken  und  Thatsachen.  Bei  seinem 
i"*  ^ '  bestandigen  Zurflckkommen  auf  den  Gegenstand  ist  es  schwer,  unter  seinen  Werken  diejenigen 

^"^  besonders  zu  benennen,  welche  für  die  Codiflcationsfrage  yon  besonderer  Wichtigkeit  sind.  Doch 

2^  ^  mögen  es  ungefähr  folgende  sein :  Principles  of  the  Ciyil  Code,  In  dea  Works,  Bd.  I,  S.  297— S64; 

II  ^^  Princ.  of  penal  Law,  das.,  S.  965—580;  Princ.  of  Judicial  Procedure,  with  the  outlines  of  aPro- 

10/  ^  cednre  Code,  Bd.  II,  S.  1—188;  A  general  yiew  of  a  complete  Code  of  Laws,  Bd.  m,  S.  155—210; 

'^^^  Pannomial  Fragments,  das.,  211—231;  Papeis  relatiye  to  Codiflcation,  Bd.  IV»  8.  451— 6S4;  Codi- 
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etwas  abgeklärt  hat,  als  der  Widersprach  gegen  die  Abfassung  von  Gesetz- 
bttchem  ftlr  Strafrecht  und  Processrecht  ziemlidi  Men  gelassen  ist:  so 
besteht  er  dodi  noch  in  seiner  ganzen  Stfirke  hinsichtlich  des  bürgerlichen 
Rechtes,  also  gerade  in  Beziehung  auf  den  umfiissendsten  und  schwierigstell 
Theil.  Es  kann  somit  nidit  dienen,  nur  Aber  jene  Rechtstheile  sich  mit 
den  Gegnern  abzufinden;  sondern  es  muss  die  Frage  in  ihrem  ganzen 
Umfange  und  auch  fOr  die  zweifelhaftesten  Puncte  zur  Entscheidung  ge- 
bracht werden. 

Unerlässliche  Bedingung  einer  yerst&ndigen  Entscheidung  in  dieser 
Streitfrage  ist  vor  Allem,  dass  die  falschen  Grflnde  entfernt  werden,  welche 
Ton  beiden  Seiten  im  Eampfeseifer  beigebracht  zu  werden  pflegen.  Sie 
sind  nicht  minder  verwirrend  durch  den  leichten  Sieg,  welchen  sie  den 
Gegnern  zu  verschaifen  scheinen,  und  dessen  Bedeutung  dann  flberschAtzt 
werden  kann,  als  durch  die  richtigen  Ansprüche  und  Hoffnungen ,  welche 
einen  Verdacht  auch  gegen  das  Haltbarere  erwecken. 

Als  solche  durchaus  unrichtige,  nur  auf  grundlosen  Voraussetzungen 
beruhende  Gründe  der  Gegner  jeder  Codification  stellen  sich  nachstehende 
dar:  —  Vor  Allem  der  Vorwurf,  dass  ein  Gesetzbudi  neues  Recht  gebe, 
damit  aber  das  Volk  in  seinem  Rechtsbewusstsein  störe,  es  yon  seinen  sitt- 
lichen Grundlagen  losreisse,  das  ursprüngliche  und  somit  angemessene  Volks- 
recht zerstöre.    Nichts  ist  unrichtiger,  als  die  Annahme,  dass  ein  neues 
Gesetzbuch  a.uch  lauter  neues  Recht  enthalten  müsse.   Im  Gegentheile  wird 
ein  guter  Gesetzgeber  von  dem  Bestehenden  erhalten,  was  irgend  in  sich 
gut  und  mit  dem  ganzen  Systeme  vereinbar  ist.    Der  Zweck  eines  Gesetz- 
buches ist  nicht  nothwendig  Veränderung,   sondern  er  kann  audi  bloss 
Sammlung,   Ordnung,  Zusammenfassung  sein,  und  es  ist  ein  durchaus  un- 
gerechtfertigter Vorwurf,  wenn  den  Anhängern  von  Gesetzbüdiem  die  AIh 
sicht  beigemessen  wird,  das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  zu  zerstören,  math- 
willig und  zwecklos  Neues  .an  die  Stelle  des  Gewohnten  und  Genügenden 
zu  bringen.    Allerdings  wird  es  im  einzelnen  Falle  ohne  Neuerungen  nicht 
abgehen,  weil  wohl  jeder  Rechtszustand  auch  materielle  Fehler  hat.    Wenn 
dann  aber  auch  in  kleinerem  oder  grösserem  Umfange,  Unpassendes  und 
Verkehrtes  durch  gutes  Neues  ersetzt  wird,  so  kann  diess  dodi  in  der  That 
kein  Gegenstand  eines  vemtbiftigen  Tadels  sein.  —  Ebenso  grundlos  ist  .der 


flcation  propoeal  ftdreaied  to  all  natioiu,  profetiing  Ubenl  oplnions,  das.,  685— &M;  Jostioe  aad 
Codification  Petittons,  Bd.  V,  S.  437-'öi8.  Nebeo  dioen,  im  Gateo  und  SchUmmen  entanaUcheD, 
Eraengniiseii  fUleo  Andera  freilich  nicht  schwer  In  das  Gewicht ;  doch  dürfen  nlcfit  gans  flber- 
flraiigen  werden  anter  den  Gegnern  der  Gesetsbttcher  Oooper»  Letters  s.  1.  Öonr  de  laCbu- 
oeUerle.  Lond.,  1828  (auch  englisch),  nnd  unter  den  Vertheidigem :  Metjer,  De  la  OodiflcstloD. 
Amst.,  18S0,  und  Bonnset,  Dela  rMaetion  et  codification  des  lois.  Par.,  1868;  als  einen  Ver- 
mittler aber  (welcher  namentlich  c^is  bargerllche  Recht  Ton  der  Oodiflcation  auaaehmea  will): 
Bossii  £l6mens  da  droit  pönal,  Bd.  II,  Bach  4,  Kap.  8. 
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Einwand,  dass  das  neue  Gesetzbach  auch  wieder  veralten  werde;  un- 
möglich aber  immer  wieder  neueYeränderungen  Yorgenommen  werden  können  0- 
Entspricht  ein  Gesetzbuch  wirklich  den  Bedürfnissen  des  Volkes  und  dem 

_  ♦ 

Stande  seiner  Gesittigung,  so  wird  sich  die  Nothwendigkeit  von  Aenderungen 
and  Zusätzen  nur  spät  und  sparsam  fQhlbar  machen,  da  Volksleben  und 
Gesittigung  sich  nur  langsam  ändern.  Einzelnen  auftauchenden  BedOrMssen 
wird  allerdings  durch  Zusatzgesetze  Rechnung  getragen  werden  müssen; 
allein  diess  ist  weder  schwierig  an  sich,  noch  beschwerlich  im  Gebrauche. 
Tritt  aber  allmälig  im  Laufe  der  Geschlechter  oder  grosser  Ereignisse  die 
Nothwendigkait  einer  neuen  ZusammenfiEissung,  und  vielleicht  auch  theilweisen 
Aenderung,  des  alsdann*  bestehenden  Rechtes  ein,  so  ist  diess  eine  natur- 
gemässe  und  nicht  unüberwindliche  Last.  Wenn  die  Möglichkeit  späteren 
Verfalles  abhsilten  dürfte  von  dem  Beginne  nützlicher  Unternehmungen,  so 
wäre  noch  überall  und  in  allen  Beziehungen  ursprüngliche  Barbarei,  denn 
jegliches  Menschenwerk  ist  wesentlich  vergänglich;  und  ein  gutes  Gesetzbuch 
gehört  noch  überdiess  zu  den  dauerndsten  Erzeugnissen,  welche  wir  zu 
schaffen  im  Stande  sind.  Nur  gegen  ein  schon  ursprünglich  schledites  Gesetz- 
buch ist  also  die  Annahme  einer  baldigen  Wiederbearbeitung  begründet; 
Absicht  und  Aufgabe  ist  aber,  gute  zu  liefern.  —  Allein  ist  nicht,  drittens, 
die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  die  Zustandebringung  eines  guten  Gesetz- 
buches, wenigstens  dem  itzigen  Geschlechte''  der  deutschen  Rechtsverständigen, 
völlig  und  durchaus  unmöglich  sei?  Hat  man  sich  nicht  zum  Beweise  dieser 
Unmöglichkeit  auf  die  Fehler  der  in  den  letzten  Generationen  entworfenen 
Gesetzbücher  der  Preussen,  Oesterreicher  und  Franzosen  berufen  *)  ?  Aller- 
dings; allein  es  darf  der  berühmte  Namen  des  Urhebers  dieser  Einwendung 
nicht  verblenden  über  deren  Haltlosigkeit.  Dass  die  Entwerfung  eines  Gesetz- 
buches; namentlich  für  das  bürgerliche  Recht,  ein  sehr  schwieriges  Unter- 
nehmen ist,  zieht  kein  Verständiger  in  Abrede.  Allein  die  Unmöglichkeit 
einer  dem  Bedürfnisse  entsprechenden  Leistung  ist  durch  die  angeführten 
Gründe  nicht  erwiesen.  Auch  angenommen,  aber  keineswegs  zugegeben, 
dass  der  vorgebrachte  Tadel  der  genannten  Gesetzbücher  und  des  gegen- 
wärtigen Standes  der  Rechtswissenschaft,  völlig  gegründet  sei,  so  folgt  daraus 
noch  keineswegs ,  was  abgeleitet  worden  ist.  -  Vor  Allem  ist  es  eine  Ver- 
wechslung ganz  verschiedener  Dinge,  wenn  eine  noch  mangelhafte  wissen- 
schaftliche Beherrschung  eines  geschichtlichen  Rechtes  als  gleichbedeutend 
genommen  wird  mit  Unfähigkeit  zum  Gesetzgeben,  d.  h.  zur  richtigen  Ein- 
sicht in  das  Leben  und  seine  Bedürfhisse,  zur  Eenntniss  des  Volksrechtes 


1)  Diese  Einwendang  macht  C 00 per,  Lettres,  8.  ISO  ifs* 

8)  Bekanntlich  sind  diess  die  Orttnde,  mit  welchen  Sarl^y  der  Bearbeitmiff  aUffemetner 
dentscher  Gesetibfleher  entgegengetreten  ist,  und  welche  anf  nur  allsu  Viele  tieftn  Bindmek 
gemacht  haben. 
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and  der  f^brigen  practisch  anwendbaren  Rechte,  zur  deaüichen  nnd  geordneten 
Fassung  Ton  Rechtsnormen,  zur  logischen  Bnrchbildnng  des  selbstge wählten 
Stoffes.    Za  beidem  sind  ganz  versdiiedene  Geisteskräfte  und  Kenntnisse 
nothwendig.    Sodann -kann  daraas,  dass  einige  Gesetzbttcher  Fehler  an  fdA 
tragen,  dodi  sicher  nicht  mit  irgend  einem  Rechte  anf  eine  nothwendige 
Wiederholang   derselben   oder  anf  ein  Yerfsdlen  in  anderweitige  Mängel 
geschlossen  werden.    Im  Gegentheile  ist  anzanehmen,  dass  neae  Yersacfae 
der  Vollkommenheit  immer  näher  kommen,  eben  weil  itzt  Wamangen  nach 
verschiedenen  Seiten  vorliegen.  Endlich  kann  es  gegen  die  Nothwendigkeit 
and  gegen  den  Natzen  eines  Unternehmens  nie  vorgebradit  werden,  dass 
dasselbe  voraassiditlich  nicht  vollkommen  fehlerfrei  aas&llen  werde.    Die 
Berttcksichtigang  dieser  Besorgniss  wttrde  folgerichtig  zom  Beharren  in  den 
rohesten  Zuständen  and  in  anerträglichen  Uebeln  fahren.  Die  Frage  ist  viel- 
mehr die,  ob  nicht  dennoch  trotz  aller  ünvollkonmienheit,  der  neue  Zustand 
ein  entschieden  besserer  sein  wird,  als  der  bisherige;  and  ob  nicht  das 
Werk  wenn  auch  nicht  den  höchst  gespannten  Forderungen  der  Wissensdiaft 
so  doch  den  Bedürfhissen  des  Lebens  zu  genügen  verspricht?    E[ann  man 
diese  Frage  nadi  gewissenhafter  und  sachkundiger  Untersuchung  bejahen, 
,dann  ist  die  Vornahme  des  Versuches  erlaubt  und  selbst  sittiidi  geboten, 
und  die  apriorisdie  Behauptung  einer  Mangelhaftigkeit  kann  gar  nidit  in 
Betrachtung  kommen  ^). 

Nicht  weniger  aber  müssen,  auf  der  andern  Seite,  gewisse  Behauptungen 
von  Anhängern  der  Codification  von  vorne  herein  beseitigt  werden,  weil 
sie  in  sich  unrichtig  sind.  Es  wäre  thOricht,  sich  zu  dem  schweren  Unter- 
nehmen durch  Hoffnungen  bewegen  zu  lassen,  welche  niemals  erfüllt  werden 
können,  und  durch  Annahmen,  die  den  Thatsachen  widersprechen.  Ihre 
Widerlegung  lässt  natürlich  den  wirklichen  Stand  der  Frage  völlig  unbe- 
rührt. —  Eine  falsche  Hoffnung  ist  es  vor  Allem,  wenn  Manche  von 
neuen  Gesetzbüchern  in  der  Landessprache  erwarten,  dass  auch  der  rechts- 
ungelehrte  Bürger  dann  mit  leichter  Mühe  Herr  des  Rechtssystcmes  oder 
wenigstens  der  einzelnen  ihn  itzt  berührenden  Rechtslehren  werden  könne  *). 


1)  Sehr  TontändiffO  ErSrtemogen  in  dieser  Riohtiing  i.  bei  Beseler,  Volkirectit  nnd 
Jnilitenrecht,  8.  236  tS' 

S)  Unbegreiflich  ist,  dnsi  selbst  Bentham  dieser  Tftoschanip  sich  in  so  weitgehendem 
Masse  hingeben  mochte,  wie  anzählige  Stellen  in  seinen  Schriften  beweisen,  namentlieh  in  den 
Codification  Petitions  und  in  den  Papera  on  Codification.  „Nehmt  meine  Dienste  (als  Verfiuaer 
eines  Oesetsbnches)  an,  —  so  schreibt  er  an  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  —  und  es  soll 
Jeder  Mann  ron  einiger  Erziehung,  falls  er  will,  nnd  swar  ohne  Anstrengung,  weit  mehr  Tom 
Rechte  wissen,  als  itst  der  geschickteste  Rechtsgelehrte  bei  den  elfHgsten  Bemiihungen  an  dem 
Ende  des  längsten  Lebens.  Jeder,  der  nnr  lesen  kann,  mag  dann  in  seinen  Mussestunden  mehr 
▼om  Rechte  lernen,  als  itst  der  schlaneste  AdTocat  davon  weiss.*  (!)  Allerdings  ist  richtig,  dsM 
der  Engländer  bei  einem  verständig  abgefassten  Oesetsbuehe  besonders  viel  an  Rechtseinsicht 
gewinnen  wttrde,  gegenüber  von  dem  röilig  barbarischen  Zustande  des  Statute  Law  nnd  den 
ffir  Laien  yöllig  unsugänglichen  Quellen  des  Common  Law :  allein  dass  selbst  eine  fonnell  T0^ 
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Allerdings  wird  durch  ein  gutes  Gesetzbach  eine  üebersicht  Aber  das  geltende 
Becht  für  jeden  Menschen  Ton  aUgemeiner  Bildung  sehr  erleichtert,  nament- 
lich im  Gegensatze  gegen  ein  aus  ganz  yerschiedenartigen  Bestandtheilen 
zusammengesetztes,  in  vielen  und  schwer  verständlichen  Quellen  zerstreutes, 
vielleicht  mannchfach  ungeschriebenes  Becht.  Aber  nimmermehr  kann 
sich  der  Laie  in  schwierigen  Fragen  aus  den  Worten  auch  des  besten 
Gesetzes  eine  richtige  Einsicht  in  die  feineren  Sätze  und  in  die  entfernteren 
Folgen  verschaffen;  nie  kann  er  aus  demselben  die  von  den  Gerichten  ange- 
nommenen Auslegungen,  Ergänzungen,  Fictionen  erkennen;  niemals  wird  er 
mit  sicherer  Logik  die  Thatsachen  unter  die  allgemeinen  Normen  bringen. 
Auch  bei  einem  Gesetzbuche  kann  der  Barger  eines  Bechtsbeistandes  in 
schwierigen  Fällen  nicht  entbehren,  und  bleibt  die  Entscheidung  des  Bichters 
oft  zweifelhaft.  —  Ein  anderer  gröblicher  Irrthum  ist,  wenn  sich  Manche 
von  der  Abfassung  von  Gesetzbüchern  eine  grosse  Erleichterung  und  Ab- 
kürzung des  Bechtsstudiums  versprechen.  Abgesehen  davon,  dass  der 
Katzen  eines  solchen  Zustandes  sehr  zweifelhaft  wäre,  so  ist  die  Annahme 
ganz  grundlos.  Die  Art  des  Studiums  wird  sich  allerdings  ändern;  aUein 
das  richtige  Yerständniss  der  Grundsätze  des  neuen  Systemes  und  ihres 
Zusammenhanges,  die  Geschichte  der  Entstehung  der  einzelnen  Sätze  und 
die  richtige  Erklärung  derselben,  der  sich  schnell  bildende  Gerichtsgebrauch, 
die  gerade  bei  neuem  Bechte  vielfachen  Streitfragen  u.  s.  w.  geben  nicht 
minder  Stoff  zu  ernsteren  und  langen  Studien  und  gestatten  kein  geringeres 
Mass  von  Geisteskräften  und  Vorbereitung.  —  Endlich  kann  es  nicht  als 
eine  stichhaltige  Bechtfertigung  einer  Codification  gelten,  wenn  dieselbe  nur 
als  eine  Aufzeichnung  von  Gewohnheitsrecht  dargestellt  wird,  welcher  der 
Staat  einen  amtlichen  Character  beizulegen  wohl  berechtigt  sei  ^).  Ein 
Gesetzbuch  soll  sicherlich  das  bestehende  Becht,  so  weit  dessen  Beibehaltung 
sachlich  räthlich  ist,  zusammenfassen;  und  somit  auch  etwa  vorhandenes 
gutes  Gewohnheitsrecht.  Allein  weder  hat  es  sich  hierauf  zu. beschränken, 
noch  sind  ihm  die  bestehenden  Sätze  unantastbar,  wenn  triftige  Gründe  zu 
einer  Aufhebung  oder  Abänderung  vorliegen.  Es  wird  vielmehr  mannchfach 
Eigenthümliches  an  Verbesserungen  und  Ergänzungen  gegeben  werden  müssen, 
wenn  das  Becht  den  itzigen  Bedürfnissen  wirklich  soll  angepasst  werden. 
Unter  dem  Verwände  und  unter  der  bescheidenen  Verhüllung  einer  blossen, 
etwa  durch  die  Staatsgewalt  begünstigten,   Sammlung  kann  und  soll  ein 


treffliehe  FMnmg  in  der  Landeiipnehe  den  Reehtgimgelehiien  nicht  selbfUtindiff  In  Beehti- 
firagen  macht,  hfttte  nnter  Anderem  schon  ein  Blick  auf  Frankreich  seilen  können,  wo  es  in 
der  Thnt  weder  Advocaten  noch  Richtern  an  BeschäfUgong  fehlt. 

1)  Meijer  sacht  did  Codiflcatlon  aof  diese  Weise  den  EngrlAndem  mundgerecht  an  machen. 
Hit  wenigem  Erfolge,  wie  sich  ergehen  hat,  und  gewiss  verdientermassen.  Wie  mag  man  die 
Gesetxgebnng  des  Staates  dorch  die  Frage  an  retten  gUubCD:  ob  er  nicht,  wie  jeder  Priyat- 
mann,  Kechtssammlongen  reranstalten  dUrfe? 
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der  alten  Bechtsnormen  sie  zu  einem  in  der  Landessprache  ansg^ 
drttckten  Rechte  za  gelangen  vermögen. 

Aber  allerdings  l&sst  sich  nicht  in  Abrede  ziehen,  dass  mit  der  Yer- 
kOndnng  nener  nmfossender  Gesetzbacher  auch  mehrfache  Nachtheile 
verbunden  sind.  Und  zwar  sind  einzelne  derselben  so  sehr  unmittelbare 
Folgen  des  ganzen  Unternehmens,  dass  ihr  Eintritt  als  gewiss  betrachtet 
werden  muss,  während  andere  nur  als  möglich  gelten  können,  da  sie 
bei  besonders  gflnstigem  Verlaufe  nicht  eintreten. 

Als  gewisse  Nachtheile  einer  Godification  erscheinen  nämlich : 

1.  Die  Störung  des  Rechtsbewnsstseins  des  Volkes. 
Wenn  auch  bei  der  Abfassung  eines  Gesetzbuches  die  Feststellung  neuen 
Rechtes  keineswegs  immer  und  durchweg  die  Absicht  ist,  so  kann  doch  selbst 
in  dem  gflnstigsten  Falle  manche  Aenderung  nicht  vermieden  werden  bei  der 
ZusammenÜBtssung,  Ineinanderpassung,  vollständigen  Durchsicht  des  gesamm- 
ten  Rechtsstoffes;  und  in  manchen  Fällen  ist  sogar  eine  durchgreifende 
Aenderung  recht  eigentlich  die  Absicht.  Auch  angenommen  nun,  dass  die 
sämmtlichen,  bedeutenden  oder  geringeren,  Aenderungen  an  sich  vollständig 
gelungen  und  zweckmässig  sind,  so  bringen  sie  doch  Störung  und  Verwir- 
rung, welche  erst  allmälig  durch  eine  genauere  Bekanntschaft  mit  dem 
neuen  Rechte  ausgeglichen  werden  kann.  Indessen  aber  ist  Unbehagen  and 
mannchfacher ,  wenn  auch  nicht  rechtlich  doch  sittlich  unverdienter,  Verlust 

2.  Es  ist  zwar  zu  erwarten,  dass  sich  die  Rechtsgelehrten,  Richter 
sowohl  als  Advocaten,  in  ein  neues  Gesetzbuch  in  kürzerer  Zeit  einarbeiten; 
allein  wenigstens  ältere  Männer,  gerade  also  die  bisher  erfahrensten  und 
brauchbarsten,  werden  die  volle  Sicherheit  nie  mehr  erlangen,  und  bei  Allen  ist 
die  er ste  Zeit  ein  Zustand  der  Ungewis sh ei t  und  der  Unwissenheit.  Auch 
bei  dem  besten  Willen  wird  vielfach  gegen  den  Geist  und  selbst  gegen  aus- 
drückliche Bestimmungen  des  neuen  Rechtes  gefehlt,  manche  Rechtsstreitig- 
keiten werden  im  falschen  Glauben  an  gegründeten  Anspruch  unternommen, 
in  anderen  Fällen  wirkliche  Forderungen  aus  Unkenntniss  nicht  verfolgt 
werden.  Aller  dieser  Nachtheil  ist  allerdings  nur  ein  vorübergehender;  allein 
er  darf  doch  für  die  in  der  Uebergangszeit  Stehenden  nicht  unterschätzt 
werden  *). 

3.  Nicht  eben  gering  zu  achten  endlich  ist  die  Beiseitesetzung 
der  bisherigen  Wissenschaft  undLiteratur  des  Rechtes. 
Sie.  werden  mit  der  Zeit  wieder  ersetzt  werden ;  allein  es  kann  eine  voll- 
ständige Ausgleichung  die  Sache  von  Jahrhunderten  sein,  und  jeden  Falles 
dauert  einer  Seits  die  Erschwerung  und  Unvollkommenheit  der  Bildung  des 
Rechtsgelehrten  bis  zu  Erreichung  dieses  Zieles,  und  ist  es  anderer  Seits 

1)  Richtice  Bemerkimgen  Aber  diesen  Pnnet  i.  beiBehberg,  Ueber  den  Code  Napolten, 
8.  276  tg.,  und  bei  Cooper,  Lettret  s.  1.  Gönn  de  Chaneetterle,  8.  808  tg. 
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eine  grosse  Verschwendung  seltener  und  hoher  geistiger  Kräfte,  dasselbe 
Ergebniss  durch  zweimalige  Arbeit  zu  erlangen. 

Nicht  zwar  als  ein  unvermeidlicher,  wohl  aber  als  ein  möglicher 
Nachtheil  ist  ein  völliges  oder  theilweises  Misslingen  des  neuen  Gesetzbuches 
anzuerkennen.  Es  mag  ein  solches  in  der  ganzen  Anlage  verfehlt  sein,  z.  B. 
im  Strafirechte  von  einem  falschen  Strafzwecke  ausgehen,  oder  sich  die 
Beantwortung  aller  einzelnen  Fragen,  anstatt  der  Feststellung  leitender 
Grundsätze  vornehmen,  oder  umgekehrt  nicht  Aber  die  allgemeinsten  Lehren 
hinausgehen;  es  kann  einzelne  Bechtsanstalten  nach  einem  falschen  Grund- 
gedanken ordnen,  so  z.  B.  im  Pfandrechte  die  Grundlage  der  Oeffentlichkeit 
und  Spedalität  verwerfen,  die  Entscheidung  nach  sittlicher  Ueberzeugung 
auf  stehende  Richter  ausdehnen,  die  Rechtsvollstreckung  einem  von  den 
Parteien  abhängigen  Organe  Obertragen;  es  kann  einzelne  Folgewidrigkeiten 
festsetzen,  Lücken  unausgeftlllt,  längst  bestehende  Streitfragen  unentschieden 
lassen;  endlich  mag  es  in  der  formellen  Darstellung  verunglücken,  sei  es 
durch  Aufstellung  eines  unrichtigen  oder  unübersichtlichen  Systemes,  sei  es 
durch  mangelhafte  Fassung  der  einzelnen  Sätze.  Die  aus  solchen  Fehlem 
entstehenden  Nachtheile  sind  aber  besonders  dann  empfindlich,  wenn  das 
Gesetzbuch  an  die  Stelle  eines  wenigstens  vergleichungsmässig  guten  Rechts- 
zustandes tritt;  ist  doch  schon  der  blosse  Austausch  von  ungefihr  gleichen 
Fehlern  ein  empfindlicher  Nachtheil,  weil  der  frühere  Zustand  wenigstens 
bekannt  war  und  man  vielleicht  gelernt  hatte,  einem  Theile  seiner  Folgen 
auszuweichen. 

Diese  zwar  nicht  nothwendigen,  allein  doch  möglichen  Nachtheile  einer 
Gesetzgebung  im  Grossen  sind  aber  um  so  fester  ins  Auge  zu  fassen,  als 
unläugbar  die  Schwierigkeiten  einer  Godification  bedeutend  sind, 
somit  dieIpBegehung  eines  Fehlers  keineswegs  als  eine  Unwahrscheinlichkeit 
erscheinen  kann.  Mit  Recht  ist  es  immer  als  eine  der  schwierigsten  Auf- 
gaben erachtet  worden,  ein  umfassendes  Gesetzbuch  nach  Inhalt  und  Form 
vollkommen  herzustellen;  und  es  müssen  sich  allerdings  viele  günstige 
Umstände  vereinigen,  um  ein  solches  Ergebniss  zu  ermöglichen.  Ausser 
der,  natürlich  ganz  unentbehrlichen,  Yerf&gbarkeit  über  die  nöthigen  geistigen 
Kräfte,  also  über  Männer  von  klarer  Autfassung  der  staatlichen,  gesell- 
schaftlichen und  sittlichen  Lage  des  Volkes,  sowie  der  hieraus  sich  ei^ebenden 
Rechtsbedürfnisse,  von  wissenschaftlicher  Beherrschung  des  gesammten  be- 
stehenden Rechtsstoffes,  endlich  von  systematisch  ordnendem  und  logisch 
entwickelndem  Verstände,  bedarf  es  auch  noch  äusserer  Begünstigung.  Einmal, 
der  zur  überlegten  ungestörten  Vornahme  einer  langedauemden  Geistes- 
arbeit erforderlichen  Ruhe  und  Zufriedenheit.  Sodann  einer  bereits  so  weit 
gediehenen  Ausbildung  der  Sprache,  dass  sie  nicht  nur  für  das  itzige  Ge- 
schlecht einen  deutlichen  und  scharfen  Ausdruck  aller  Rechtsnormen  möglich 

T.  Hohl,  BtMUireoht.    Bd.  U.  80 
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macht,  sondern  auch  keine  wesentlichen  Umftnderangen  in  den  nftcdisten  Zeit- 
abschnitten mehr  erwarten  l&sst    Endlich  eine  Staatseinrichtang ,    w^cfae 
gestattet,  das  tachtig  Vorbereitete  ohne  wesentliche  Beeiutr&chti^ang  dorch- 
soführen  nnd  wirklich  zum  Gesetze  zu  erheben^).    Wenn  aber   auch  nor 
eine  dieser  Bedingungen  nicht  erfollt  ist,  so  steht  ein  empfindlicher  Nacfa- 
theil  für  die  Gate,  and  namentlich  für  die  Nachhaltigkeit  des  "Werkes  zo 
befürchten.    Ansserdem  ist  es  gar  leicht  möglich,  dass  Zn&lligkeiten  einen 
üblen  Einfloss  gewinnen.     Es  mag  z.  B.  eine  persönliche  Ideosynkrasie 
eines  einflossreichen  Mannes  für  oder  gegen  einen  Rechtssatz,  selbst  gegen 
eine  ganze  Rechtsanstalt  das  gegenständlich  Bessere  znrOckweisen ;    oder 
eine  gerade  herrschende  Philosophie  aof  Form  und  Inhalt  einen  imgebtlhr- 
liehen  Einfloss  ansahen,  yielleidit  in  späterer  Zeit  der  Deutlichkeit  schaden; 
oder  ein  bloss  angenblicklidier  Wunsch  für  ein  bleibendes  Bedür6iiss   ge- 
nommen werden.    Besonders  sind  für  das  Strafrecht  und  das  Strafreriahren 
solche  zeitliche  und  persönliche  Einflüsse  zu  besorgen.    Mit  einem  Worte, 
in  wie  zahlreichere  Lebenskreise  und  Interessen  ein  Gesetzbndi  eingreift, 
und  je  tiefer  es  eingreift,  desto  mehr  subjectiTO  Bemühungen  werden  sich 
auch  geltend  zu  machen  suchen;  und  je  mehr  Theilnehmer  an  der  Arbeit  sind, 
desto  leichter  können  Persönlichkeiten  irgendwie  ihre  Spuren  zurücklassen. 
—  Und  es  kömmt  zu  diesen  in  der  Natur  der  Sache  und  im  Werke  selbst 
liegenden  Sdiwierigkeiten  noch  überdiess  eine  weitere,  wenn  schon  nur  vor- 
übeigehende  und  ftusserlicfae,  doch  nicht  zu  übersehende.    Es  ist  nftnüich 
nichts  weniger  als  eine  leichte  Aufgabe,  den  Uebergang  von  dem  alten 
Rechte  zu  dem  neuen  zu  vermitteln.  Die  Frage,  wie  ein  unter  der  Herrschaft 
des  alten  Rechtes  entstandenes  Yerhältniss  nach  Einführung  eines  neuen 
Rechtes  im  Processe  und  im  materiellen  Rechte  nach  den  Ansprüchen  der 
Billigkeit  und  Gereditigkeit  zu  behandeln  sei,  ist  nicht  unlösbar;  aUein  eine 
gerechte  und  billige  Beantwortung  durch  alle  Theile   der  Rechtsordnung 
hindurch  zu  finden,  erfordert  eine  weitläufige  Gesetzgebung,  wenn  nicht 
der  Willkühr  der  Gerichte  zu  viel  überlassen  werden  und  voraussichtlidi 
eine  grosse  Ungleichheit  und  Yerwirrung  entstehen  soll.    Auch  mnss  man 
sich  über  die  Dauer  des  Zwischenzustandes  nicht  täuschen.     Noch  nach 
vielen  Jahren  kommen,  wenigstens  im  bürgerlichen  Rechte,  solche  verschleppte 
Fälle  vor,  und  ihre  Behandlung  wird  sogar,  )e  mehr  die  Rechtsgelehrten 
das  volle  Bewusstsein  des  früheren  Rechtes  verlieren,  immer  schwieriger. 

Im  Angesichte  nun,  einer  Seits  der  grossen  Yortheile,  anderer  Seits 
aber  dieser  theils  entschiedenen  Nachtheile,  theüs  wenigstens  grossen 
Schwierigkeiten  einer  Erlassung  von  Gesetzbüchern  ist  es  denn  freilich 
Pflicht,  die  Frage,  ob  und  wann  zu  einem  solchen  Unternehmen  zu  schreiten 


1)  Ueber  d!ese  Bedingtinir  einer  gutm  CMietigeboog  s.  unten,  AMh.  9—1. 


Abfasittng  von  Gesetibüchern.  467 

sei,  der  ernstesten  PrOfdng  za  nnterwerfen.  Es  wflrde  dem  Staatsmanne 
and  dem  grOndücfa  gebildeten  Rechtsgelehrten  sehr  wenig  anstehen,  sich 
durdi  den  blossen  Ruf  der  Menge,  oder  dnrch  einseitige,  leidenschaftliche, 
ans  blossen  Theorieen  hervorgehende  Forderungen  einzelner  lauter  Stimm- 
führer  zu  unüberlegten  und  schädlichen  Schritten  dr&ngen  zu  lassen;  und 
die  blosse  Thatsache  eines  allgemeinen  und  lange  dauernden  Verlangens  kann 
nicht  entscheiden,  weil  häufig  genug  auch  Verkehrtes  und  Unausführbares 
sich  des  Beifalles  nicht  nur  der  Menge,  sondern  auch  der  Fachmänner  erfreut. 

Selbst  die  gewissenhafteste  Prüfung  kann  und  muss  aber  zu  einem  für 
die  Entwerfung  von Gresetzbüchem  günstigen  Ergebniss  gelangen;  voraus* 
gesetzt  natürlich  dass  überhaupt  ein  Grund  zu  euer  formellen  oder  ma- 
teriellen Umgestaltung  des  Rechtes  vorhanden  ist 

Uniäugbar  nämlich  sind  die,   oben   näher  bezeichneten,  Vortheile 
einer  Codification  sehr  bedeutend,  und  durch  kein  anderes  Verfahren  in 
demselben  Masse  zu  erlangen.    Uebersichtlichkeit,  vollständige  Eenntniss, 
Festigkeit,  materielle  und  formelle  Güte,  Uebereinstinmiung  in  sich  und  mit 
den  Lebens-  und  Staatszwecken,  endlich  Gemeinverständlichkeit,  sind  so 
unsdiätzbare  Eigenschaften  eines  Gesetzeszustandes,   dass  sie  da,  wo  sie 
fehlen,  selbst  um  den  Preis  bedeutender  Opfer  erworben  werden  dürfen, 
und  nichts  Geringeres,  als  geradezu  eine  augenblickliche  Unmöglichkeit  den 
Staat  von  der  Pflicht  der  Erstrebung  befreiet.    Auch  eine  umfassende  Ver- 
besserung und  Zusammenziehung  von  Einzelngesetzen  ist,  der  Natur  der 
Sache  nach,  nur  ein  unvollkommenes  Stückwerk  im  Vergleiche  mit  einer 
solchen  einheitlichen  Gesetzgebung;  und  einzelne  Uebel,  z.  B.  die  Schwierigkeit 
der  Zurechtfindung  und  die  Unsicherheit  der  Eenntniss,  können  sogar  durch 
diese  Art  der  Verbesserung  noch  gesteigert  werden.    Und  dass  eine  gute 
wissenschaftliche  Bearbeitung,  eine  Sanmilung  der  Volksrechte,  oder  eine 
Ausbildung  durch  Richtersprüche,  so  nützlich  und  wesentlich  diese  Thütig- 
keiten  auch  sind,  und  so  gewiss  namentlich  eine  verständige  Verbindung 
derselben  mit  einem  Gesetzbuche  zu  wünschen  ist,  doch  von  den  obenge- 
nannten Vortheilen  gar  keinen  oder  kaum  nur  den  einen  oder  den  andern 
erzeugen  können,  bedarf  nicht  erst  des  Beweises.    Sollte  je  aber  noch  ein 
theoretischer  Zweifel  über  die  Wohlthätigkeit  einer  Erlassung  von  Gesetz- 
büchern übrig  bleiben,  so  ist  die  allgemeine  Zufriedenheit  deijenigen  Völker, 
bei  welchen  eine  Codification  eingetreten  ist,  doch  wohl  sehr  geeignet,  eine 
practisdie  Widerlegung  zu  geben.    Mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  welchen 
eine  fremde  Gesetzgebung  durch  einen  Eroberer  aufgedrungen,  und  wo 
diese,  theils  als  den  Bedürfnissen  eines  Volkes  nicht  angemessen,  theils  und 
hauptsächlich  als  Denkmal  der  Besiegung  verhasst,  bei  einer  Befreiung  von 
dem  auswärtigen  Joche  auch  wieder  beseitigt  worden  ist,  hat  noch  niemals 

ein  Volk  von  einer  geschlossenen  Gesetzgebung  zu  dem  früheren  Rechte 

30* 
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ans  zerstreaten  Quellen  zurttckkehren  wollen.  Selbst  wenn  der  erste  Ter- 
snch  entschieden  mißlang  nnd  die  neuen  GesetzbQcher  unmöglich  beibehalten 
werden  konnten,  hat  man  nicht  wieder  zum  alten  Zustande  reuevoll  Zoflucht 
genonmien,  sondern  im  Gregentheile  sich  die  erneuerten  Mflhen  and  Opfer 
einer  abermaligen  yoUst&ndigen  (resetzgebung  nicht  verdriessen  lassen ,  bis 
man  sich  Oenllge  that  Ja,  sogar  in  wieder  freigewordenen  Staaten ,  deren 
wiederhergestellte  Regierungen  den  Einrichtungen  des  zwischenherrschenden 
Eroberers  tödtlich  abgeneigt  waren,  und  die  viele  sonstige  gute  Sinrich- 
tungen  desselben  ohne  Bedenken  zerstörten,  hat  man  doch  in  vielen  Fällen 
wenigstens  die  Qesetzbacher  beibehalten,  als  weldie  ohne  offenbarste  Thorheit 
nicht  mehr  gegen  das  Frühere  eintauschbar  seien. 

Die  Vortheile  der  Codification  aber  dürfen  um  so  mehr  in  Anschlag 
gebracht  werden,  als  sie  ihrem  Wesen  nach  bleiben,  oder  doch  auf   lange 
Zeit  hinaus  wirken,  wfthrend  die  Nachtheile,  so  weit  sie  in  der   Natur 
der  Sache  begrtlndet  und  folglich  unvermeidlidi  sind,   wesentlich  nur  vor- 
übergehen, die  bloss  möglichen  aber  vermieden  werden  können.   Die  ersten 
bestehen,  wie  bemerkt,  in  der  Störung  des  Bewusstseins  und  der  gelehrten 
Kenntniss  des  Rechtes.    Nun  gewöhnt  sich  aber  ein  Volk  allmalig  an  ein 
verändertes  Recht;  ein  junges  Qeschlecht  von  Rechtsgelehrten  fängt  vom 
Einführungstage  an  nachzuwachsen;  dieses  neue  Geschlecht  aber  wird  aach 
wieder  für  wissenschaftliche  Bearbeitung  und  Hülfsmittel  sorgen.    Und  was 
die  nur  möglichen  M&ngel  der  Gesetzbücher  betrifft,  so  schützt  gegen  diese 
die  Anwendung  der  richtigen  Gesetzgebungsmittel,   oder  sie   können  im 
schlimmsten  FaUe  durch  eine  nochmalige  Bearbeitung  nach  gemachter  Er* 
fiihrung  wieder  verwischt  werden.  Nachtheile  aber,  welche  durch  Verwendung 
der  zum  Werke  tauglichsten  Männer  und  durch  Anwendung  eines  verstau* 
digen  Gesch&ftsverf&hrens  ganz  zu  beseitigen  sind,  können  niemals  als  Grund 
der  UnterUssung  eines  nützlichen  oder  gar  nothwendigen  Werkes  geltend 
gemacht  werden.  Durch  verkehrte  Arbeiter  und  Mittel  ist  jegliches  mensdi- 
liche  Unternehmen  zu  vereiteln;  folgt  daraus,  dass  gar  nichts  geschehen 
dürfe? 

Was  aber  endlich  die  Schwierigkeiten  des  Unternehmens  betrifft,  so 
sind  sie  allerdings  bedeutend,  und  man  darf  sich  nicht  damit  schmeicheln, 
dass  das  Bedürfniss  einer  systematischen  und  umfassenden  Gesetzgebung, 
und  wäre  dasselbe  auch  noch  so  unzweifelhaft  vorhanden,  zu  jeder  Zeit  und 
in  jedem  Staate  zu  deren  Besiegung  führen  könne.  Allein  es  ist  auch  nicht 
gerechtfertigt,  sie  zu  überschätzen  und  sie  als  unter  allen  Umständen  un- 
überwindUdi  zu  erklären.  Die  erforderliche  äussere  Ruhe  und  daraus 
stammende  Unbef&ngenheit  tritt  auch  nach  heftigen  Bewegungen  bei  jedem 
Volke  wieder  ein;  es  ist  also  nur  erforderlich,  sie  abzuwarten,  dann  aber 
mit  Entschlossenheit   zu  benützen.     Die   entsprechenden  geistigen  Kräfte 
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werden  sich,  will  man  anders  nur  redit  snchen,  bei  jedem  nicht  gar  zu 
kleinen  nnd  yerkümmerten  Volke  schon  finden.  Es  handelt  sich  ja  nicht 
davon,  Gesetzgeber  anfzastellen,  welche  die  Einzelnen,  die  Gesellschaft  und 
den  Staat  nach  selbst  geschaffenen  Idealen  neu  gründen  und  TÖllig  umwandeln; 
noch  davon,  Männer  von  einer  ganz  vollendeten  nnd  unangreifbaren  Gelehr- 
samkeit in  dem  bestehenden  rechtlichen  Wirrsale  zn  finden;  sondern  im  Gegen- 
theile  Solche,  welche  das  vorhandene  Leben,  seine  Bedttrfioisse  nnd  die  itzigen 
Befriedignngsmittel  gesnnd  anfgefasst,  fQr  practische  Zwecke  hinreichend 
kennen  gelernt  nnd  eine  tüchtige  allgemeine  nnd  jnristische  Bildung  erworben 
haben.  Der  Ruhm  des  Gesetzes  sei  nicht  Eigenthümlichkeit,  sondern  Brauch- 
barkeit und  Anpassung.  An  Bechtsgelehrten,  welche  dieser  Aufgabe  ge- 
wachsen sind,  kann  ein  Volk  allerdings  mehr  oder  weniger  reich  sein  in 
gegebener  Zeit;  allein  wenn  man  den  Gesetzgebungsaüftrag  nicht  etwa  nadi 
dem  Bange  im  Staatsdienste  ertheilt,  oder  ihn  zur  Beseitigung  unliebsamer 
oder  gar  unbrauchbarer  Personen  benützt,  oder  daraus  einen  Yorwand  zu 
Geldzulagen  fOr  Günstlinge  macht;  kurz,  wenn  die  Staatsgewalt  weiss  was 
sie  soll,  und  wenn  sie  diess  ehrlich  will:  so  ist  ein  wirklicher  Mangel  an 
Befähigten  nicht  zu  besorgen.  Männer  dieser  Art  werden  dann  aber  auch 
namentlich  die  Sprache  genügend  zu  handhaben,  im  Nothfalle  zu  sdiaffen 
und  festzustellen  wissen.  Und  endlich  sind  auch  die  Staatsformen  kein  un- 
bedingtes Hindemiss.  Selbst  diejenigen,  welche  eine  üebereinstimmung 
Vieler  und  Verschiedenartiger  zum  Zustandekommen  eines  Gesetzbuches 
vorschreiben,  und  welche  aUerdings  in  mandien  Fällen  das  Werk  sehr  ver- 
zögern und  in  grosse  Gefahr  des  Scheiterns  oder  der  Verderbung  bringen 
können,  lassen  bei  gutem  WiUen  und  bei  Einsicht  ein  Verständniss  zu.  Es 
kann  also  von  einer  Unmöglichkeit,  das  Werk  einer  umfassenden  Gesetz- 
gebung zu  Ende  zu  führen,  keine  Bede  sein,  sondern  es  ist  nur  nöthig,  die 
Schwierigkeiten  nicht  zu  unterschätzen,  ernstlich  auf  Beseitigungsmittel  zn 
sinnen,  und  die  richtige  Zeit  abzuwarten. 

So  sind  denn  also  die  Vortheile  lockend  und  sicher,  die  Nachtheile 
vorübergehend  oder  vermeidlich,  die  Schwierigkeiten  gross  aber  besiegbar 
durch  Verstand  oder  durch  Geduld;  und  es  lassen  sich  die  hinsichtlich  der 
Abfassung  von  Gesetzbüchern  zu  befolgenden  Regeln  in  folgende  bestimmte 
Sätze  zusammenfEissen: 

Die  Bearbeitung  von  allgemeinen  Gesetzbüchern  ist  dann,  aber  auch 
nur  dann,  gerechtfertigt,  wenn  entweder  der  vorhandene  Rechtsstoff  an 
Einzelngesetzen,  Gewohnheitsrechten  oder  Richtersprüchen  verwickelt  und 
unübersichtlich  geworden  ist,  oder  wenn  das  bestehende  Recht  einem  grossen 
Theile  seines  Inhaltes  nadt  den  itzigen  Bedürfaissen  des  Volkes  nicht 
entspricht  und  den  Mängeln  folglich  durch  nur  einzelne  Verbesserungen 
nicht  abzuhelfen  ist.    Codification  ohne  bedeutenden  Grund  ist  nicht  nur 
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Yenchwendang  Ton  Kraft,  sondern  andi  zwecklose,  somit  nnerlanbte  Zu- 
fOgnng  der  Uebel  des  Uebergangszustandes. 

Einen  je  grösseren  Tbeil  des  Rechtslebens  ein  Gesetzbucli  nmfiisst  und 
je  tiefer  seine  Satzangen  in  die  Yerfa&ltmsse  der  Einzelnen  eingreifen,  desto 
gewisser  mttssen  die  Yoranssetzongen  der  Nothwendigkeit  einer  Godification 
Torhanden  sein,  nnd  alle  Bedingungen  einer  guten  Durchführung  des  Werkes 
strenge  eingehalten  werden.  Bemgemftss  ist  die  Abfassung  eines  btliiger- 
liehen  Gesetzbuches  viel  seltener  berechtigt,  als  die  eines  Strafgesetzbacfaes 
oder  gar  der  Gesetzbücher  für  das  gerichtliche  Yerfahren. 

Ein  Gesetzgebungswerk  darf  nur  in  Zeiten  äusserer  und  innerer  Rohe 
des  Staates  unternommen  werden;  am  wenigsten  ist  dazu  zu  schreiten,  wenn 
entweder  Grunds&tze,  welche  von  Einfiuss  auf  das  Gesetzbuch  sind,  oder 
wenn  Gegenst&nde  seiner  Bestimmungen  in  noch  unentschiedenem  Streite 
zwischen  Parteien  im  Staate  liegen. 

Wo  diejenigen  Zustande  des  Yolkes,  deren  Reglung  eigentlich  Gegen- 
stand eines  Gesetzbuches  sein  sollte,  sich  voraussichtlich  in  naher  Zeit  andern 
und  weiter  entwickeln  werden,  da  ist  den  Mängeln  des  bestehenden  Rechtes 
vorläufig  noch  durch  einzelne  Yerbesserungen  möglichst  abzuhelfen,  damit 
nicht  ein  itzt  verfasstes  Gesetzbudi  in  kurzem  wieder  unbrauchbar  werde, 
und  somit  die  Opfer  der  Bearbeitung  und  Einfährung  ausser  Yeriiältniss  zu 
dem  durch  sie  erlangten  Yortheile  stehen. 

Eine  Godification  muss  nicht  nothwendig  das  gesammte  Rechtsgebiet 
umfassen;  sondern  es  mögen  Gesetzbtlcher  schon  für  einzelne  grosse  Seiten 
des  Rechtes  entworfen  werden,  wenn  sie  allein  eine  Yereinfachung  und 
Ordnung  bedflrfen,  während  in  andern  Theilen  des  Rechtslebens  das  Be- 
stehende genügt.  Jedoch  ist  allerdings  innere  Einheit  des  Rechtes  in  allen 
seinen  Beziehungen  um  so  sicherer  zu  erwarten  und  um  so  leichter  zu  be- 
werkstelligen, je  umfassender  eine  gleichzeitige  Gesetzgebung  ist.  Auch 
versteht  es  sich  von  selbst,  dass  ein  nur  besonderes  Gesetzbuch  sich  jeden 
Falles  über  die  ganzen  betreffenden  Seiten  des  Rechtslebens  erstrecken 
muss,  damit  nicht  die  unberücksichtigt  gebliebenen  und  doch  innerlich  ver- 
wandten Yerhältnisse  ganz  oder  theilweise  nach  verschiedenen  und  vielleicht 
widersprechenden  Grundsätzen  geordnet  sind.  So  also  kann  z.  B.  allerdings 
ein  Gesetzbuch  für  das  gesammte  bürgerliche  Recht  bearbeitet  werden,  ohne 
dass  auch  des  Strafrecht  codifidrt  wtfrde,  oder  das  Processredit  ohne  das 
materielle  Recht;  allein  nicht  etwa  bloss  das  Erbrecht,  ohne  das  Familien- 
recht, der  allgemeine  Theil  eines  Strafrechtes  ohne  den  besonderen. 

Ein  neues  Gesetzbuch  muss  (in  seinem  Wirkungskreise)  alleiniges  Recht 
sein,  also  mit  Aufhebung  alles  früheren  Rechtes.  Nicht  nur  ist  die  Er- 
reichung des  grösseren  Theiles  der  beabsichtigten  Yortheile  einer  Godification, 
namentlich  die  Uebersichtlichkeit,  Sicherheit,  Feststellung  und  innere  Ueber- 
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einstiimnang  des  Rechtes,  lediglich  bedingt  durch  eine  solche  ausschliessliche 
Giltigkeit  der  Gesetzbücher;  sondern  es  würden  ja  offenbar  die  bisherigen 
Uebelstande  durch  ein  Nebeneinanderbestehen  eines  alten  und  neuen  Bechtes, 
also  durch  die  Vermehrung  des  Stoffes  und  durch  die  Schwierigkeit  und 
Ungewissheit  der  Anpassung  derselben,  noch  namhaft  gesteigert.  Die  Be- 
nützung neuer  Gesetzbücher  als  nur  subsidiarisches  Becht  ist  daher  nicht 
bloss  ein  Fehler,  sondern  geradezu  ein  Widersinn*). 

Endlich  ist  es  dringendste  Pflicht,  bei  einer  Godification  von  den  ersten 
Vorbereitungen  an  bis  zur  Verkündigung  als  giltiges  Becht  alle  Vorschriften 
der  Gesetzgebungspolitik  auf  das  genaueste  zu  befolgen.  Es  ist  kaum  Eine 
in  dieser  langen  Beihe  von  Handlungen  und  Einrichtungen,  welche  nicht 
durch  die  Ausdehnung  und  die  mannchfache  innere  Verschlingung  eines  Gesetz- 
buches ohne  Vergleich  schwieriger  und  in  ihren  Folgen  bedeutsamer  würde, 
als  sie  bei  einer  Einzeln-Gesetzgebung  ist.  Kein  Mittel  also,  welches  eine 
richtige  Anwendung  und  Wirkung  der  einzelnen  Schritte  zu  sichern  geeignet 
ist,  darf  unbeachtet  oder  unbefolgt  bleiben;  manche  Vorsicht  wird  sogar  bei 
einer  umfassenden  Gesetzgebung  ausschliesslich  angewendet  werden  müssen  *). 
Und  wenn  etwa  in  einem  bestimmten  Falle  ein  Staat  die  nothwendigen 
Mittel  zu  einer  guten  Gesetzgebung  nicht  beschaffen  kann,  z.  B.  ein  kleiner 
Staat  die  erforderlichen  Männer  zur  Bearbeitung  nicht  hat,  so  ergiebt  sich 
der  unabweisbare  Schluss,  dass  er  das  für  ihn  undurchführbare  Unternehmen 
gar  nicht  beginnen  darf,  sondern  auf  andere  Weise  für  die  mögliche  Ver- 
besserung seines  Bechtszustandes  zu  sorgen  hat. 

Verhält  es  sich  aber  so  mit  der  Abfassung  yon  Gesetzbüchern,  so  be- 
darf es  nur  weniger  Worte,  um  ein  Urtheil  über  die  auch  schon  angerathenen 
und  selbst  versuchten  Gesetzbücher  für  einzelne  Provinzen  eines 
grossen  Beiches  zu  begründen.  Sind  solche  Gebietstheüe  nach  Bildung, 
Sitten  und  wirthschafüichen  Zuständen  sehr  verschieden;  haben  sie,  wie  in 
solchem  Fsdle  zu  erwarten  ist,  auch  geschichtlich  verschiedenes  Becht  gehabt: 
so  wäre  allerdings  ein  für  alle  gemeinschaftliches  Gesetz  ein  Procrustesbett 
für"  jeden  derselben.  Würde  das  Bedürfniss  der  in  Gesittigung  vorge- 
schrittensten Provinz  der  Gesetzgebung  zu  Grunde  gelegt,  so  wäre  ein 
solches  Becht  unverständlich,  unanwendbar,  ein  Verderben  für  die  roheren 
und  einfacheren;  umgekehrt  hiesse  es  jene  Provinz  zur  Barbarei  verurtheilen, 
wollte  man  ihr  ein  Becht  aufdrängen,  dessen  Massstab  das  Bedürfniss  der 
am  wenigsten  entwickelten  Genossin  gewesen  wäre.  In  solchem  Falle  bleibt 

1)  Und  doch  stellte  Forderung  darauf  das  tob  Sarlgny,  Berof,  so  sehr  gepriesene  Appel- 
lationsgrericht  yon  Montpellierf  (s.  Crassaire,  Annalyse,  8.  9  fg.)t  nnd  Behberg,  Code 
NapolöoD,  a.  m.  St.,  namentlich  aber  8.  25  fg.  I 

2)  Es  werden  in  den  folgenden  Abschnitten  die  bei  der  Entwerfting  umfassender  Gesetz- 
bttcher  besonders  an  beachtenden  oder  nur  hier  anwendbaren  Begeln  immer  aosdrücklich  her- 
▼oigehoben  werden. 
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nidits  flbrig,  alB  bis  zum  Zeitpnncte  mehrerer  Gleichheit  ftr  jede  ^nössere 
Abtheilnng  eigens  angemessenes  Bedit  zn  geben,  und  also  etwa  aacdi,    faUs 
die  Bedingongen  dazn  da  sind,  Proyinzial-Gesetzbflcher  zu  erlassen«     Die 
allerdings  nnvenneidlichen  Nacfatheile  eines  solchen  Zustandes,  —    nfimlidi 
die  Schwierigkeit  tflchtige  Kräfte  znr  Ansarbeitong  ao&nfinden,  die  staatUclie 
Entfremdung  der  Theile  eines  Ganzen  und  die  Störungen  im  Yerkebre,  die 
nothwendige  YervielfUtigung  der  obersten  Gerichte,  die  Unverwendbarkeit 
der  Beamten  in  Provinzen  mit  fremdem  Bechte  u.  s.  w.  —  sind  doch  immer 
noch  kleiner,  als  ein  an  sich  nngenOgender  Bechtszustand  ^).    Wo    aber 
freilich  eine  solche  Ungleichheit  unter  den  Bestandtheilen  desselben  Staates 
nicht  besteht,  (und  eine  solche  ist  immer  ein  unnatürlicher  Zustand,)  da  ist 
es  völlig  widersinnig,  eine  Yerschiedenheit  des  Bedites  zu  erhalten,    oder 
gar  erst  künstlidi  auszubilden.    Muthwillig  und  unstaatsmännisch  wird    hier 
eine  der  Hauptgrundlagen   eines   gemeinsamen  Nationalbewusstseins    zer- 
trümmert, die  Aufgabe  der  Begierung  venrielfältigt,  eine  Beihe  von  Schwierig- 
keiten oder  Uebelst&nden  erst  geschaffen.     Und   wenn  dieses  Verkehrte 
vielleicht  nur  in  dem  kindischen  Gelüste  geschieht,  aus  verschiedenartigem 
Untergeordnetem  künstlich  ein  einheitlidies  Höheres  zu  erbauen,  so  verdient 
eine  solche  Albernheit  den  bittersten  Tadel  der  Verständigen,  jeglidien 
gesetzlidien  Widerstand  aber  von  Seite  der  bedrohten  Staatsbürger'). 

1)  Vgl.  Oelb,  RechtilebeD,  S.  87  flg. 

t)  Es  Ist  betrflbend  nnd  erstannllch,  daas  elii  Mann  wie  Behberg  lieh  durch  den,  aller- 
dings gerechten  and  Ton  Vateilandsllebe  eingegebenen ,  Hass  gegen  fremde  Eroberang  und 
fremdes  Ton  Nichts wfiUrdIgen  aofgedningenes  Recht  sich  bis  sn  einer  Vertheidlgang  der  nach- 
theiligsten Zustände  nnd  rar  Vorbrlngung  der  plompsten  ScheIngrUnde  treiben  lassen  kann. 
Wenn  er  a.  B.  in  seiner  Schrift  ttber  den  Code  Ni^olfon,  8.  54  fg. ,  lur  Unterstfltsnng  der  An- 
sicht, dass  es  nichts  auf  sich  habe,  wenn  die  yerschiedenen  Theile  eines  grossen  Reiches  ver- 
schiedenes bilrgerliches  Recht  anwenden,  geltend  macht,  dass  doch  niemals  der  Laie  das 
Recht  TÖlUg  Terstehen  werde;  oder  wenn  er  behauptet,  das  politische  Unglück  Deutschlands 
sei  nicht  aus  der  Verschiedenheit  der  ProTinsialrechte  entstanden:  so  ist  in  der  That  gar  nicht 
einnsehen,  wie  diese  Grflnde  auch  nur  entfernt  auf  die  yoriiegende  Frage  passen  sollen. 


Zweite  Abtheilnng. 
Der  Gesetzgeber. 

§  12. 

1.  Die  yerfassnngsmässige  Verschiedenheit  der  Gesetzgeber 
Yom  Standpunkte  der  Politik  betrachtet. 

Schon  die  bisherige  Erörterang  der  von  einer  guten  Rechtsgesetzgebnng 
zu  erfüllenden  Forderungen  kann  keinen  Zweifel  darüber  lassen,  dass  ein 
seiner  Au^be  gewachsener  Gesetzgeber  yiele  und  bedeutende  Eigensdiaften 
in  ^ch  vereinigen  muss.  Eine  genauere  Auseinandersetzung  zeigt,  dass 
namentlich  folgende  Fähigkeiten  nöthig  sind: 

Eine  genaue  Eenntniss  der  sittlichen  und  dinglichen  Yolkszustände  und 
der  aus  denselben  sich  ergebenden  Bedürfiiisse.  Falsche  Auffassung  oder 
Unwissenheit  in  dieser  Beziehung  würde  bald  Unterlassung  einer  nöthig 
gewordenen  Satzung,  bald  Ueberladung  mit  überflüssigen  und  somit  schäd- 
lichen Vorschriften,  bald  verkehrte  Hülfe  verschulden. 

Eine  klare  Auffassung  des  Zweckes  der  Rechtsgesetze  im  Allgemeinen 
und  der  einzelnen  Theile  derselben  im  Besonderen.  Die  Gesetze  sind  nur 
ein  Theil  der  Ordnung  des  Lebens  der  Einzelnen,  der  GeseUschaft  und  des 
Staates;  die  Bechtsgesetze  nur  ein  Theil  der  Gesetzgebung  überhaupt.  Ein 
Uebergreifen  in  Gebiete,  welche  Gesetz  und  Recht  nicht  ordnen  können 
noch  sollen,  würde  also  jeden  Falles  Verwirrung,  leicht  auch  Bedrückung 
herbeiführen.  Gesetz  und  Recht  haben  aber  anderer  Seits  in  ihrem  ge- 
rechtfertigten Wirkungskreise  bestimmte  Zustände,  und  nur  diese,  herzu- 
stellen. Ein  Verkennen  derselben  führt  den  Gesetzgeber  entweder  zur 
eigenen  Zufügung  von  Unrecht  oder  lässt  ihn  wenigstens  das  anderwärts 
entstandene  Unrecht  nicht  treffen. 

Scharfsinn  in  Auffindung  der  zu  seinen  Zwecken  führenden  Mittel.  Sie 
seien  ausreichend,  einfach,  sparsam,  nadi  Zeit  und  Menschen  anwendbar. 

Menschenkenntniss  zur  Beurtheilung  der  Wirkungen  der  Gesetze. 
Möglicherweise  kann  der  Zweck  eines  Gesetzes  an  sich  riditig,  das  gewählte 
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Mittel  an  sidi  yerständig  sein;  allein  es  mag  bei  mangelbaftem  sittlidiem 
oder  intellectuellem  Znstande  eines  Theiles  der  BeTölkemng  zn  ünfng  nnd 
Sdiaden  Mren,  oder  es  ersdieint  als  tlbennässige  Härte  nnd  erbittert  g^en 
Staat  nnd  Regiemng,  oder  es  verletzt  mächtige  Yomrtheile  nnd  Interessen, 
n.  s.  w.  Eine  soldie  Folge  ist  allerdings  nicht  immer  ein  Gmnd  znr  Unter- 
lassung, allein  vorausgesehen,  dann  aber  erwogen  nnd  erforderlichen  Falles 
abgewendet  soll  sie  werden. 

Wohlwollen  nnd  Uneigennfitzigkeit.  Wenn  das  Interesse  des  Gesetz- 
gebers selbst  im  Widerspruche  steht  mit  dem  Rechte  der  Bürger,  so  läuft 
dieses  Gefieihr,  geopfert  zu  werden.  Wo  augenblickliche  Leidenschalt,  nidit 
aber  ein  objectiver  Bechtszweck  das  Gesetz  bestimmt,  da  entsteht  mindestens 
Härte  und  Uebertreibnng,  leicht  offenes  unrecht.  Unbekümmertheit  um 
das  Wohl  und  um  die  Gefühle  der  Mitmenschen  kann  in  Yorsduriften 
allerdings  folgeriditig  und  selbst  strenge  rechtlich  sein;  allein  von  soldiem 
Sinne  ausgehende  Gesetze  versäumen  erreichbares  Gutes  und  fügen  nnnOthige 
Leiden  zu. 

Die  erforderliche  Geistessdiärfe,  um  einer  Seits  die  allgemeinen,  ein 
Rechtsverhältniss  beherrschenden  Grundsätze  aus  den  Einzel-Bestimmungen 
aufzubauen,  anderer  Seits  die  nützlichen  Folgesätze  aus  obersten  Prindpien 
zu  entwickeln.  Wo  nicht,  so  enthält  das  Gesetz  im  ersten  Falle  einen 
anorganischen  Haufen  von  Stoff  ohne  Klarheit  des  Zweckes  und  ohne  Anhalt 
für  die  Entscheidung  übergangener  oder  zweifelhafter  Fragen;  im  andern 
Falle  aber  ist  Zweifel  bei  der  Anwendung,  also  leicht  schädlicher  Verstoss 
von  Seiten  des  Unterthanen,  Willkür  beim  Richter. 

Endlich,  formale  Bildung  und  regelrechtes  Denken  zur  Entwerfung 
übersiditlicher  und  richtiger  Systeme  bei  umfassenden  Gesetzgebungen. 

Es  leuchtet  nun  ein,  dass  es  für  das  Vorhandensein  dieser  bedeutenden 
Eigenschaften,  namentlich  aber  ihrer  Vereinigung  in  demselben  Menschen 
oder  derselben  Genossensdiaft,  von  der  höchsten  Bedeutung  ist,  wem  nadi 
der  Verfassung  des  Staates  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Reditsgesetzgebung 
übertragen  ist.  Je  nachdem  die  Bestimmung  ist,  steigt  oder  fällt  die  Wahr- 
scheinlichkeit in  sehr  merklichem  Grade,  damit  aber  audi  für  das  Volk  die 
Aussicht  auf  eines  seiner  wichtigsten  Güter,  nämlidi  auf  einen  befriedigenden 
Rechtszustand.  Wäre  es  nun  unzweifelhaft  schon  an  sich,  d.  h.  wenn  gar 
keine  andere  Rücksicht  genommen  werden  dürfte  als  eben  die  Beischaffung 
der  wünschenswerthen  Eigenschaften,  schwierig  genug,  durch  eine  Staats- 
einrichtung eine  beständig  und  zuverlässig  gute  gesetzgebende  Behörde  zu 
erreichen:  so  steigert  sidi  unglücklicherweise  die  Schwierigkeit  noch  sehr 
dadurch,  dass  das  Gesetzgebungsrecht  in  jeder  Staatsgattung  durch  das 
Wesen  der  Staatsgewalt  an  bestimmte  Personen  übertragen  wird,  auf  deren 
Feststellung  und  Eigenschaften   die  Rücksicht  auf  Fähigkeit  zur  Rechts- 
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gesetzgebuDg  höchstens  einen  theilweisen  Einflnss  ansübt.  Das  Oesetz  ist 
nflmlich  der  Ansdrack  des  Staatswillens.  Niemand  kann  also,  weldies  die 
Art  und  Form  des  Staates  sei,  zur  Gesetzgebung  berechtigt  sein,  als  wer 
ganz  oder  wenigstens  theilweise  zu  der  Leitung  des  Staates,  nftmlich  zu 
der  Bildung  des  Staatswillens,  berufen  ist.  Diese  Berufung  zur  Staats^ 
leitung  aber  erfolgt,  wie  bekannt,  in  allen  Staatsgattungen  nadi  wesent- 
lich verschiedenartigen  Rflcksichten,  z.  B.  nach  Erbrecht  Einzelner  oder 
Vieler,  nach  dem  Besitze  des  Bürgerrechtes,  nach  religiösen  Eigenschaften; 
und  nur  wo  Wahl  die  Staatsgewalt  an  Einzelne  oder  Mehrere  tlbertrftgt, 
mag  unter  anderem  auch  die  Bestimmung  zum  Gesetzgeber  ins  Auge  gefasst 
werden. 

Auf  diese  Weise  sind  denn  in  den  verschiedenen  Staaten  fttnf  ver- 
schiedene Berechtigungen  zur  Ausübung  der  Rechtsgesetzgebung  vorhanden. 

In  den  weltlichen  Einherrschaften  mit  ungetheilter  Regierungs- 
gewalt steht  die  Gesetzgebung  dem  Fürsten  ausschliessend  zu,  somit  einer 
weitaus  in  der  Regel  durch  Erbgang  und  nur  ganz  selten  durch  Wahl  be- 
stimmten Persönlichkeit.  Natürlich  bedient  sich  der  Fürst  in  der  Regel 
bei  der  Erfüllung  dieser  Aufgabe  sachverständiger  Männer  als  Gehülfen; 
allein  von  seinem  Willen  allein  geht  doch  der  Anstoss,  die  Richtung  und 
die  Bestätigung  aus^). 

In  geistlichen  Staaten  wird  grundsätzlich  der  Wille  der  Gottheit 
selbst  als  die  Quelle  der  Gesetzgebung  betrachtet;  das  Erkennen  dieses 
Willens  aber  und  seine  Verkündigung  steht  bei  den  obersten  Priestern. 
Hierbei  ist  es  denn  im  Erfolge  gleichgültig,  ob  eine  Rathsversammlung  oder 
der  höchste  der  Priester  allein  dazu  bestimmt  ist,  denn  auch  im  letztem 
Falle  wirken  die  übrigen  Häupter  wesentlich  mit.  Von  noch  untergeordneterer 
Bedeutung  ist  die  Form,  in  welcher  der  angebliche  göttlidie  WiUe  zur 
Erscheinung  tritt;  ob  Orakel,  Inspiration,  Menschwerdung,  immer  haben 
die  Priester  das  Ergebniss  in  der  Gewalt,  und  müssen  es  auch  in  der  That 
haben.  Die  Stellen  aber  der  Priesterobem  werden  nach  religiösen  und 
kirchlich-politischen  Rücksichten  besetzt'). 

Bei  der  Versammlung  aller  Bürger  steht  das  Gesetzgebungsrecht 
in  der  reinen  Volksherrschaft;  doch  hat  Staatsklugkeit  allerdings  nicht 


1)  nQnod  princlpi  placnit,  legte  habet  Tifforem,"  war  der Sati  desrömischen  KaiBorrechtee ; 
„bI  Teut  )e  roi,  si  veat  la  loi,"  der  des  f  ran lö Bis  eben  Rechtes  Tor  der  giOBsen  Umwalsnoir* 
Ueher  das  nnbeschrftnkte  GeBetzgebnngsreoht  des  Fürsten  InOesterreioh  (vor  ISiS)  s.  Bürgert 
aUg.  Oes.bach,  I,  l,  §  l  und  2,  und  Kropats check»  ö.'s  StaatByeifkssnnfl:,  Bd.  I,  8.  263  fg.; 
In  PrensBen  (vor  18iS),  s.  Bergios,  Staatsrecht,  2.  AoiL,  8.  61  fg.;  In  Dänemark,  naeh 
dem  Königsgesets,  s.  Schlegel,  Staatsrecht  von  D.,  übers,  von  Saraaw,  Bd.  I,  8.  255. 

2). Im  Jüdischen  Staate  wurde  das  Oesets  in  der  Bandeslade  verwahrt  and  von  den 
Priestern  gehütet,  s.  Moses,  V,  81,  26;  der  Hohe  Priester  verkündete  den  dareh  die  Urim 
und  Thnmmim  erforschten  Willen  Gottes  in  neaen  Oesetsen,  das.,  IV,  27,  21;  die  Priester 
legten  die  schwierigen  Oesetse  aas,  das.,  T,  17,  8. 
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selten  Sdi  ranken  gegen  üebereilnng,  Leidenschaft  nnd  ün^Rrisiseiilieit  zn 
setzen  gesucht.  Bald  bedarf  es  des  Yorbesdüasses  eines  Senat^es,  bald  M 
durch  künstliche  Beredmnngen  der  Stimmen  einsiditSToUeren  JSGfassen  ein 
grösseres  Gewicht  gegeben,  als  nur  der  Kopfzahl  gebohrt,  bald  kaxin  der 
Antrag  nur  von  wenigen  Bestimmten  ausgehen  u.  s.  w.'). 

In  Aristokratieen  geben  natttrlich  nur  die  regierungsbere  elit  i^t^iz 
Yornehmen  audi  die  Gesetze.    Keinen  wesentlichen  unterschied   mAcht  es 
dabei,  ob  die  grosse  Rathsrersammlung  oder  ob  ein  engerer  Ratb  ^n  be- 
rathen  und  zu  beschliessen  hat,  ob  vielleicht  die  Zuständigkeit   beider  je 
nach  den  Gegenständen  geordnet  ist.    In  jeglicher  Form  und  Zasazmnen- 
Setzung  sind  es  die  Bevorzugten,  welche  in  ihrem  Sinne  den  Aussprach  des 
Staatswillens  bestimmen.    Eine  volksthamliche  Mitwirkung  durdi  Zustiininang 
einiger  Haupter  der  Plebeier  oder  dgl.  ist  allerdings  möglich,  allein    selten 
nur  hat  sie  Bestand  oder  Kraft*). 

Am  kflnstlichsten  ist  die  Einrichtung  in  den  Staaten  mit  Volks- 
vertretung, sei  es  nun  dass  sie  im  üebrigen  Einherrschaften  oder  Volks- 
herrschaften  seien.   Hier  ist  das  Gesetzgebungsrecht,  gleich  mehreren  andenr 
wichtigen  Regierungsrechten,  getheilt  zwischen  dem  (erblichen  oder  ge- 
wählten, einzelnen  oder  in  Mehrzahl  bestellten)  Inhaber  der  StaatsgevFa2^ 


1)  Am  reintten  erscheint  die  ffetetxirel»eDde  Oewalt  der  VoUugeineiDde  im  Kanton  üri,  wo 
jeder  von  7  nnbescholtenen  Mftnnem  au  yerachiedenen  Oesehlechtem  gestellte  Antrag  vor  die, 
au  allen  SOJährigen  Männern  bestehende,  Landesgemeinde  kommen  moss,  nnd  Ton  ihr  alsbald 
entschieden  wird.    8.  Bnell,  Handbuch  des  schwell.  Staatsrechtes,  Bd.  II,  8.  ISS  ^.  —  In 
Schwys,  Unterwaiden  ob  und  nid  dem  Walde  mnss  wenigstens  der  Gesetiesantrag  TOiher 
an  den  Grossen  Rath  gebracht  nnd  von  diesem  mit  Gutachten  der  LandesTersammlong  Torge- 
legt  werden.   Alsdann  entscheidet  aber  diese  «ach  lediglich  nachKopftahl.  8.  8 n eil,  8.174 fi^., 
au  tf^.f  ttS  fir.  ~  Ein  weltberühmtes  Beispiel  einer  gesetagebenden  Volksrersammlnng,  In 
welcher  durch  künstliche  Stimmenordnnng  den  Angesehenen  ein  grösserer  Einfluss  gegeben  ist, 
als  die  blosse  Kopfkahl  bringt,  sind  die  nrsprflnglichen  römischen  comitia  centuriata  im 
Gegensatse  gegen  die  c.  tribata.   8.  hierüber  s.  B.  Hüllmann,  Staatsreeht  des  Alterthnmes, 
8.  SMfjp.;   Schulte,  Von  den  Yolksrersammlangen  der  Bömer.    Gotha,  1805,  8.  S07  fg,\ 
Huschke,  Die  Verfassung  des  Königs  Servins  TuUius.    H^eidelbg.,  1888,  8.  107  tg,  —  Merk- 
würdig sind  die  Beschränkungen,  welche  sich  die  athenische  Demokratie,  wohl  eben  im 
Gefühle  ihrer  Veränderlichkeit  nnd  Leidenschaftlichkeit,  in  dem  Gesetsgebungsreohte  auflegte, 
indem  sie  sich  nur  die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Chssets  verändert  und  gegeben  werden 
solle,  Torbehlelt,  die  Ausführung  aber  dem,  fireilich  vom  Volke  Jährlich  ernannten,  Ausschnsse 
der  Nomotheten  überUess.    8.  Hermann,  Griechische  Staatsalterthflmer,  8.  Aufl.,  8.  882  1^.; 
Schömann,  Antiq.  juris  publld  Graecorum,  8.  887  fg. 

8)  Beispiele  ron  Aristokratieen  der  strengsten  Art,  in  welchen  nur  die  Abkömmlinge  be- 
stimmter Geschlechter  regierungsfähig  Waren,  und  welche  dann  natürlich  auch  das  Geseti- 
gebungsrecht  sich  ausschliesslich  rorbehielten  und  durch  die  Grossen  Käthe  ausüben  liessen, 
sind  u.  A.  Venedig  und  Bern.  8.  Maier,  Beschreibung  ron  Venedig.  Frankf.  und Lpig., 
1785,  Bd.  n,  8.  15  ffs.\  Meister,  Eidgenössisches  Staatsrecht  8t. Gallen,  1786,  8.  58  tg.\ 
Stettier,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  ron  Bern.  Bern,  1845,  8.  98  fg.  Aber  auch  in  des 
aus  Geschlechtem  nnd  Zünften  gemischten  Aristokratieen  mancher  Schweiser  Kantone  und 
deutschen  Reichsstädte  war  das  Cksetsgebungsrecht  ausschliesslich  bei  den  Grossen  Käthen. 
8.  Bin ntsehli,  Staats- und  Rechtsgeschichte  von  Z.  Zürich,  1834,  Bd.  n,  8.  18;  Moser, 
Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  XLU,  8. 195  fg.  Sehr  lehrreich  hinsichtlich  der  Beschränkung  einer 
Aristokratie  durch  volksthümliche  Behörden  nnd  deren  Mitvrirknng  oder  Widersprucbsreeht  iit 
namenüich  die  Geschichte  der  italiänlschen  Städte  im  Mittelalter. 
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und  den  Vertretern  des  Volkes.  Letztere  haben  nicht  etwa  bloss  Beschwerde 
zn  fuhren  über  ein  angerechtes  oder  schädliches  Gesetz,  sondern  bei  der 
Gesetzgebung  selbst  mitzuwirken.  Nor  bei  übereinstimmendem  Willen  Beider 
kann  ein  Gesetz,  namentlich  ein  Rechtsgesetz,  zu  Stande  kommen;  wobei 
denn  freilich  noch  sehr  verschiedene  und  zum  Theile  sehr  einflussreiche  Aus- 
führungen des  Grundgedankens  möglich  sind,  z.B.  Volksvertretung  in  Einer 
oder  in  mehreren  Abtheilungen,  Antragrecht  nur  von  einer  Seite  oder  von 
beiden,  unbedingtes  oder  bedingtes  Veto  des  Staatsoberhauptes,  Recht  des- 
selben zu  vorläufigen  und  zu  Nothgesetzen  oder  Verbot  derselben,  und  so 
noch  manches  Andere '). 

Werden  nun  diese  verschiedenen  Einrichtungen  ohne  Gunst  und  Abgunst 
gehalten  an  die  oben  aufgestellten  allgemeiaen  Forderungen  an  einen  Gesetz- 
geber, so  ergiebt  sich,  dass  zunächst 

in  der  forstlichen  Einherrschaft  das  Gute  und  das  Schlimme  hinsichtlich 
der  Gesetzgebung  sehr  gemischt,  ein  gutes  ErgebDiss  sehr  unsicher  und 
daher  erfahrungsgemäss  auch  selten  ist.  Einer  Seits  sind  zwar  offenbar  hier, 
bei  dem  einzigen  entscheidenden  Willen,  die  geringsten  äusseren  Sdiwierig- 
keiten  und  Verwicklungen  in  der  Ausführung,  und  es  ergiebt  sich,  wenn 
einmal  das  Staatsoberhaupt  den  Entschluss  zu  einer  Gesetzgebung  gefasst 
hat,  Einheit  und  Schnelligkeit  des  Werkes  von  selbst,  und  für  Genialität  ist 
wenigstens  eine  grössere  Möglichkeit,  als  da,  wo  Viele  im  Stande  sind,  die 
angeborene  Abneigung  der  Mittelmässigkeit  geltend  zu  machen.  Dagegen 
ist  aber  anderer  Seits  Alles  auf  Einen,  und  zwar  durch  den  Zufiall  der 
Geburt  Bestimmten  gestellt.  Nur  höchst  selten  sind  in  der  Person  des 
Fürsten  selbst  die  Eigenschaften  des  Gesetzgebers  vereinigt,  und  dann 
wird  es  überdiess  an  Zeit  und  Lust  zur  eigenen  Ausübung  fehlen.  In  der 
Regel  kann  gerade  bei  der  Rechtsgesetzgebung,  als  einem  dem  persönlichen 
Interesse  des  Fürsten  fremderen  und  seinen  Kenntnissen  und  eigenen  Be- 
schäftigungen entfernten  Gegenstande,  nicht  einmal  auf  grosse  Theilnahme 
und  leidliche  Einsicht  gerechnet  werden.     Und  wenn  dennoch  ein  guter 


1)  Nichts  wäre  fiberflfisdfirer,  als  die  FftUe  dieser  Elnrichtnnff  and  ihrer  Bpielmrten  ^naner 
anftnfahren;  leben  wir  doch  alle  inmitten  derselben,  und  Hunderte  von  Beispielen  nmg^eben 
ans.  Fast  aUe  Schwelxer  Kantone,  and  yon  1S48  bis  1852  anch  Frankreich,  bieten  Beispiele  von  Volks- 
Tertretangen  in  Einer  Yersammlnng  ohne  Veto  des  Regierangshanptes;  die  Vereinigten  Staaten 
yonN.A.  nnd  alle  ihre  Gliederstaaten  Beispiele  von  Versammlangen  in  swei  Häusern  ohne  Veto; 
die  meisten  eoroplUschen  Monarchieen  von  Versammlangen  in  zwei  Abtheilangen  mit  Veto  des 
Ffirsten;  doch  hat  Schweden  vier  Kammern  and  der  König  Ton  Norwegen  nar  ein  aaftchie- 
bendes  Veto.  Das  Recht  der  förmlichen  Initiadye  stand  in  Frankreich  dem  Präsidenten  su,  in 
den  Vereinigten  Staaten  gebflhrt  es  ihm  nicht,  (nnr  eine  Empfehlung;)  in  einigen  Staaten  und  in 
gewissen  FftUen  werden  die  Stimmen  der  beiden  Abtheilnngen  der  VolksTersammlong  susammen- 
gesählt  im  Falle  eines  Widerstreites,  in  den  meisten  Staaten  aber  kommt  ein  Gesetz  im  FaUe 
einer  MeinangSTersehiedenheit  unter  den  Kammern  nicht  za  Stande ;  in  den  Vereinigten  Staaten 
kann  das  Regienmgshaupt  niemals  Torlftuflg  gilltige  Gesetze  erlassen,  von  den  deutschen  Ein- 
herrschaften haben  nicht  wenige  seit  dem  J.  1849  Verfkssangen  nnd  Grundgesetze  geändert  in 
Bernfüng  auf  ein  solches  Secht. 


/ 
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Erfolg  nicht  ganz  verzweifelt  ist,  so  ist  es  hanpts&düidi  dem  UmsUBdie 
zuzuschreiben,  dass  der  ans  einer  guten  Rechtsgesetzgebnng  für  den  Fflrstea. 
entstehende  Ruhm  und  das,  wenigstens  filr  die  besseren,  reizende  Gef&hl 
einer  Pflichterfüllung  mit  in  der  That  geringen  Opfern  erworben  werd» 
kann.  Das  persönliche  Interesse  des  Fürsten  stösst  mit  einer  guten  Rechte 
gesetzgebung  kaum  irgendwo  feindlich  zusammen;  und  zur Bewerkstellignng 
braucht  er  nur  so  yiel  Willen  und  Einsicht,  um  tüchtige  Männer  fUr  die 
Arbeit  zu  wAhlen,  das  Unternehmen  im  Gange  zu  eiiialten,  und  schliesslidi 
das  Fertige  einzuführen.  Wenn  es  also  selbst  an  diesem  Wenigen  so  häufig 
gebridit  und  in  unbesdiränkten  Fürstenherrschaften  vorzugsweise  eine  un- 
genügende, im  Strafrechte  barbarische,  in  dem  Yerfiihren  mit  Unfug  fiber- 
wucherte Rechtsgesetzgebung  zu  finden  ist,  so  ist  diess  einer  der  schlagendsten 
Beweise  dafür,  dass  diese  Staatsform  nur  eine  grosse  Lotterie  ist,  in  welcher 
allerdings  sehr  grosse  Treffer  möglich  sind,  in  der  Regel  aber  Nieten  ge- 
zogen werden. 

Sehr  einfeudi  liegt  die  Sache  in  der  Theokratie.  Wenn  in  dieser 
.Staatsgattung  das  ganze  menschliche  Leben  in  der  Beziehung  zur  Gottheit, 
der  Staat  in  der  Kirche,  das  Recht  in  der  Religion  aufgeht,  so  ist  es 
naturgemftss  und  nothwendig,  dass  die  Priester  auch  die  Rechtsgesetzgeber 
seien.  Und  da,  wohin  die  Religion  und  die  Kirche  die  Führung  und  Ent- 
scheidung in  den  staatlichen  Dingen  überhaupt  verlegt,  muss  auch  die 
Leitung  und  Bestimmung  der  Gesetzgebung  sein.  Der  Gedanke  dieser 
Uebertragung  kann  also  an  sich  keineswegs  bem&ngelt  werden.  Und  ebenso 
wird  es  in  dieser  Staatsgattung  weniger  als  in  den  meisten  andern  an  Ein- 
sicht derBedür&üsse,  Zwecke  und  Mittel,  an  Menschenkenntniss  und  formeller 
Bildung  zur  guten  Abfassung  gebrechen,  da  die  Priesterherrschaft  nothwendig 
immer  die  tüchtigsten  Krftfte  an  die  Spitze  stellen  muss  zum  Ersätze  der 
kriegerischen  Macht  durch  Geist  und  zur  best&hdigen  Schützung  des  künst- 
lichen und  mannchfach  schädigbaren  Gebäudes.  Könnte  also  eben  so  sicher 
auf  unbefangene  Uneigennützigkeit  und  auf  rein  menschliches  Wohlwollen 
gerechnet  werden,  so  dürfte  hier  —  natürlich  immer  innerhalb  einer  religiösen 
Grundanschauung  von  Leben,  Staat  und  Recht  —  auf  eine  ausgezeichnete 
Rechtsgesetzgebung  gehofft  werden.  Allein  diese  Eigenschaften  hier  zu  er- 
warten, wäre  thöricht.  In  der  Theokratie  hat  der  Mensch  keinen  anderen 
Werth,  als  insofeme  er  die  Gebote  der  Kirche  erfüllt  und  fördert,  und 
sind  die  Zwecke  und  Interessen  der  Laien  insbesondere  durchaus  unter- 
geordnet denen  der  Priester.  Diess  aber  nicht  etwa  bloss  aus  Selbstsucht 
der  letzteren ;  es  liegt  in  dem  Begriffe  der  Gottgeweihtheit,  in  dem  Auftrage, 
den  Gottesstaat  in  festgeschlossener,  kräftiger  Hierarchie  zu  regieren.  Wo 
immer  die  Interessen  und  die  Redite  der  Priester  und  der  Laien  zusammen- 
stossen,  müssen  die  der  ersteren  unbedingt  vorgehen,  die  letzteren  nur 
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als  gehorsampflichtige  Gläubige  behandelt  werden.  So  können  denn  also 
auch  in  der  Bechtsgesetzgebung  ganz  andere  Erwägangen  zur  Geltung 
kommen,  als  die  der  Herrschaft  der  reinen  Bechtsidee  und  der  Befriedigung 
der  Bedürfnisse  des  Volkes.  Und  je  bewusster  die  Priester  handeln,  je  fähiger 
sie  sind,  desto  mehr  wird  die  Bechtsgesetzgebung  in  solchen  Fällen  leiden. 
Kein  Zweifel  kann  darüber  sein,  dass  die  reine  Yolksherrschaft  von 
allen  Staatsformen  am  wenigsten  tauglich  ist  zur  Schaffung  guter  Bechts- 
gesetze,  namentlich  gar  umfassender  Gesetzbücher.  Eine  Yolksyersammlung, 
selbst  wenn  sie  nicht  sehr  zahlreich  ist,  muss  als  ganz  unfähig  zu  den 
meisten  der  hier  nöthigen  Geistesthätigkeiten  bezeichnet  werden.  Ist  nämlich 
auch  gerne  einzuräumen,  dass  sie  den  Wunsch  nach  guten  und  gerechten 
Gesetzen  haben  wird,  und  dass  sie  namentlich  niemals  die  selbstischen 
Ansprüche  Weniger  gegenüber  von  dem  Bechte  der  Gesammtheit  begünstigen 
kann:  so  wird  ihr  doch,  in  sachlicher  Hinsicht,  sehr  häufig  die  Klarheit 
der  Einsicht  in  die  Mängel  des  bestehenden  Zustandes  und  in  die  wahren 
Bedürfnisse,  noch  sicherer  aber  das  Yerständniss  der  zum  Ziele  führenden 
Mittel  fehlen,  und  sie  wird  zu  weiterem  Unheile  auch  noch  durch  eigene 
Leidenschaften  oder  durch  die  Künste  der  Yolksschmeichler  zu  Yerkehrtem 
und  Gewaltsamem  nur  allzu  geneigt  sein;  in  formeller  Beziehung  aber  ist 
sie  jeden  Falles  durchaus  ungeeignet  zur  Entwerfung  eines  Gesetzes  oder 
auch  nur  zu  einer  ernstlichen  Berathung  und  zur  Entscheidung  über  die 
Einzelnheiten.  Und  zwar  finden  diese  Mängel  in  jedem  Theüe  der  Bechts- 
gesetzgebung statt,  nur  etwa  mit  dem  Unterschiede,  dass  in  dem  einen 
Theüe,  so  z.  B.  dem  bürgerlichen  Bechte,  die  Einsicht,  in  einem  anderen 
Theüe  dagegen,  wie  im  Strafrechte,  die  Buhe  fehlen  wird.  Höchstens 
also  mag  tou  ihr  yemünftigerweise  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes  für 
ein  neues  Gesetz  und  die  schUessliche  Gesammtabstimmung  ausgehen.  Daher 
denn  die  Nothwendigkeit  einer  gleich  bedenklichen  und  mangelhaften  Alter- 
native; nämlich  entweder  der  YerzichÜeistung  mit  Ausnahme  ganz  seltener 
NothfäUe,  und  der  Ueberlassung  der  Bechtsschaffung  an  die  Gerichte  (Prä- 
toren, Aedüen,  Schöffen),  oder  der  Uebertragung  aUer  eigentlichen  Gesetz- 
gebungswirksamkeit an  untergeordnete  oder  ausserstaatüche  Behörden,  z.  B. 
an  die  Senate,  an  Gesetzgebungsausschüsse  (Nomotheten),  und  einzelne 
höhere  Beamte,  oder  an  eigens  besteUte  Gesetzgebungs-Dictatoren,  yieUeicht 
an  die  besser  geordnete  Gesetzgebung  eines  fremden  Staates.  Jenes  Mittel 
schafft  nun  aber  zwar  Becht,  aber  kein  Gesetz;  dieses  dagegen  beraubt  die 
Staatsgewalt  eines  ihrer  nothwendigsten  Befugnisse  und  führt  beinahe  noth- 
wendig  zu  Zwiespalten  und  Yerwirrung.  Gesittigte  Yölker  mit  grossem 
Gesetzesbedürfnisse  können  daher  schon  aus  diesen  Gründen  in  solcher 
Staatsform  gar  nicht  bestehen,  und  eine  voUständige  Bechtsgesetzgebung  ist 
kaum  irgendwo  in  einer  reinen  Yolksherrschaft  zu  finden. 
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Nicht  sowohl  Mangel  an  Ffihigkeit,  als  an  gatem  Willen  ond  an  Un- 
eigennützigkeit  hat  man  dagegen  zu  befbrchten  in  der  Aristokratie.     Ffir 
eine  Regierang  dieser  Art  ist  es  nicht  schwer,  unter  ihren  zablreicfaen 
geschAftserüahrenen  Mitgliedern  oder  unter  ihren  Beamten  die    xur    Vor- 
bereitung von  Rechtsgesetzen  tauglichen  Männer  zu  finden.    Zeit  and  JRiihe 
zur  Bearbeitung  auch  der  umfassendsten  Gesetze  fehlt  in  einem  so  w^esentlicfa 
auf  Erhaltung  und  Ordnung  gestellten  Zustande  weniger,  als  in  dea   meisten 
anderen  Staatsarten.  Und  wenn  die  Einzelnberathung  in  zahlreichen  Grrossen 
Räthen  allerdings  ihre  Schwierigkeiten  und  Nachtheile  hat;  so  Iftsst    sich 
dem  gerade  in  der  Aristokratie  noch  am  leichtesten  abhelfen.     Da    hier 
zwischen  den  mit  der  Vorbereitung  Beauftragten  und  der  Yersammlan^  ein 
Unterschied  weder  in  den  staatlichen  Grundsätzen  noch,  was  wohl  wicshti^er 
ist,  in  den  Interessen  besteht,  so  ist  von  Seiten  des  Grossen  Rathes   eine 
Yendchtleistung  auf  die  Berathung  aller  einzelner  Sätze  und  eine  Abstimnmn^ 
nur  im  Ganzen,  oder  eine  Ueberlassung  der  Prttfnng  und  Genehmigung^  an 
Einzelne  gar  wohl  thunlich.  Dagegen  liegt  es  eben  so  tief  im  Wesen  dieser 
Regierungsfoim,  und  ist  ttir  sie  Gebot  der  Sicherung,  dass  in  keinem  Theile 
des  staatlichen  Lebens  die  Wahrung  und  Kräftigung  der  Sonderinteressen 
der   herrschenden  Kaste   vernachlässigt,    und  nimmermehr  an  den  dasn 
führenden  Mitteln,  wenn  sie  nur  den  Zweck  erfollen.  Anstand  genommen 
wird.    Diess  spricht  sich  denn  natürlich  auch  in  der  Recht8gesetzgebun§^ 
aus  und  verfälscht  die  reinen  Grundsätze  der  Gerechtigkeit.    Im  bürger- 
lichen Rechte  sind  mancherlei  Vorrechte  fftr  die  Patrizier  zu  gewinnen,  den 
Plebeiem  mandie  an  sich  ganz  erlaubte  Zustände  und  Erwerbszweige  zu 
verkünmiem;  im  Strafredite  müssen  alle  Vergehen  gegen  die  Herrschenden, 
alle  Verletzungen  der  Einzelnen  aus  ihrer  Mitte  mit  eisernem  Arme  nieder- 
gehalten, mit  Vernichtung  heimgesucht  werden;  das  Verfahren  endlich  muss 
Eingriffen  der  Staatsgewalt  Raum  lassen,  damit  sich  nicht  ein  Feind  hinter 
ein  Recht  berge.    Dadurch  aber  werden  die  Sätze  über  Besitz  und  Eigen- 
thum,  das  Eherecht  und  das  Erbrecht,  alle  Vorschriften  über  Staatsverbrechen, 
Vielleicht  über  Ehrenkränkungen,  wird  das  Beweisverfahren,  die  Ordnung 
der  Rechtsmittel,  vor  Allem  die  ganze  Einrichtung  der  Gerichte  verdorben. 
Es  ist  somit  sehr  wohl  möglich,   dass  die  Rechtsgesetzgebung  einer  Aristo- 
kratie mit  grossem  Verstände  und  folgerichtig  geordnet  ist;  es  mögen  femer 
immerhin  die  politisch  gleichgültigen  Abschnitte  in  jeder  Beziehung  tadellos 
sein:  allein  sie  kann  nicht  anders,  als  von  einem  Geiste  der  VemachtheiHgung 
des  Volkes  gegen  die  herrschende  Minderzahl  belebt  sein,  und  es  ist  von 
ihr  nur  ein  theilweise  löbliches  Ergebniss  zu  erwarten. 

Die  Vertretung  des  gesammten  Volkes  durch  wenige  Einzebe  ist  in 
der  Fürstenherrschaft  gerichtet  gegen  den  Zufall  der  Geburt  und  gegen 
die  Begünstigung  der  Interessen  Weniger,  in  der  Volksherrschaft  gegen  die 
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Unfthigkeit  der  yolksversaminlangen.    Es  wird  darch  diese  Staatsform  eine 
Tereinigang  beabsichtigt  des ,  Gmndsatzes  der  Ordnung  and  der  Einsicht 
mit  der  Beachtung  des  Rechtes  nnd  Yortheiles  der  Mehrzahl;   und  es  soll 
diess  natarlich  auch  der  Rechtsgesetzgebung  zu  Gute  kommen.  Unglücklicher- 
weise ist  die  Einriditung  sehr  kflnsüich,  und  es  bedarf  das  Zusammentreffen 
manches,  nicht  eben  immer  vorhandenen,  Umstandes  zu  einem  zufrieden- 
stellenden Ergebnisse.  —  Vor  Allem  ist  ein  guter  Erfolg  überhaupt,  und 
für  die  Rechtsgesetzgebung  insbesondere,  abhängig  Yon  der  Erfüllung  zweier 
vielumfassender  Bedingungen.    Einmal  von  der  Zusammensetzung  der  Volks- 
Vertretung.    Wenn  diese,  auch  nur  m  Einer  ihrer  Abtheilungen,  aristo- 
kratisch ver&lscht  ist,    so  zeigt  auch  die  Gesetzgebung  die  Fehler  der 
Aristokratie,   nur  vielleicht  etwas  gemildert.     Zeuge  dessen  ist  England» 
Ist  aber  bei  dem  Wahlrechte  nicht  ftlr  den  gebührenden  Einfluss  der  Einsicht 
und  des  Besitzes  gesorgt,  so  steht  eine  rohe  und  leidenschaftliche  Versamm- 
lung zu  fürchten,  welche  dann  auch  für  eine  gute  Reditsgesetzgebung  ganz 
unfähig  ist.    Die  zweite  Bedingung  aber  ist  die  ehrliche  Anerkennung  einer 
parlamentarischen  Regierung,  d.  h.  einer  immer  mit  der  Mehrheit  der  Volks-» 
Vertretung  gehenden  Verwaltung.  Das  blosse  constitutionelle  System,  d.  h.  das 
Gegenüberstellen  einer  selbstständigen  Verwaltung  und  einer  unabhängigen 
Volksvertretung,  führt  zu  endlosem  unfi  nicht  lösbarem  Streite,  zu  Ver-^ 
derbniss  und  zu  elenden  Halbmassregeln.    Beispiele  von  solchen  Zuständen 
liefert  Deutschland  von  1815  an  in  kaum  zu  zählender  Menge,  und  nament« 
lieh  auch  die  Rechtsgesetzgebung,  z.  B.  über  Geschworene,  Strafrecht  u.  s.  w. 
Keineswegs  leicht  aber  ist  die  Erlangung  einer  volksthümlich-vernünftigen 
Vertretungsordnung ;  und  noch  sdiWieriger  wohl,  in  der  Fürstenherrschafb 
wenigstens,   das  rückhaltlose  Eingehen  in  die  Ansichten  der  Mehrheit  der 
Versammlung.  —  Sodann  aber  treten,  selbst  wo  diese  Vorbedingungen  er- 
füllt sind,  einer  tüchtigen  Rechtsgesetzgebung  grosse  Schwierigkeiten  ent^ 
gegen  in  grossen  Versammlungen  vop  meistentheils  Nichtrechtsgelehrten  und 
durch  die  so  häufige  Trennung  in  zwei  Kammern.    Namentlich  zeigt  sich 
diess  bei  umfassenden  Gesetzbüchern.    Häufig  fehlt  es  schon  an  der  Zeit 
zu  der,  bei  vielen  Theilnehmern  nothwendig  langen,  Verhandlung.    Augen- 
blicklich drängendere  Geschäfte  gehen  vor,  die  Versammlungen  trennen  sich 
ohne  die  Berathungen  von  Rechtsgesetzen  nur  begonnen  zu  haben.    Und 
wozu  dient  es,   wenn  sich  zwar  die  eine  Kammer,  nicht  aber  auch  die 
a^^dere  damit  beschäftigte?    Wenn  aber  Berathung  stattfindet,   so  mag  sie 
sich,  .und  es  ist  diess  ein  zweiter  Uebelstand,  leicht  über  Monate  hinziehen; 
dadurdi  aber  manches  andere  Nothwendige  zurückstellen,  und  grosse  Summen 
kosten.  Für  kleinere  Staaten  wenigstens  eine  bedeutende  Rücksicht.   Gerne 
würde  man  sich  dem  aber  nodi  unterwerfen,  wenn  das  Ergebniss  der  stän- 
dischen Berathungen  und  Beschlüsse  inmier  auch  ein  sachlich  tüchtiges  wäre. 

▼.  Mohl,  StMtirecht.    Bd.  IL  81  - 
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Allein  es  ist,  besonders  bei  umfassenden  GtoseUen,  keineswegs  eine 
heit  hierftkr.    Neben  wirklichen  Yerbesserongen  und  BerOcksiGfatigangen  der 
Bedfirfnisse  nnd  Rechte  des  Volkes  sind  anch  schlechte  Beschlösse  gar  wohl 
möglich  in  solchen  Versamminngen  nad  bei  den  Verhandlungen  zwischen 
mehreren  AbtheiluDgen.  Es  kann  die  Folgerichtigkeit  des  Entwurfes  gestOrt, 
Nothwendiges  beseitigt,  geradezu  Verkehrtes  beschlossen  werden;  und  doch 
muss,  damit  nicht  Alles  scheitere,  solchen  Fehlem  nachgegeben  werden,  so  lauge 
sie  nur  irgend  erträglich  sind.    Endlich  ist  die  richtige  Fassung  des  in  dea 
st&ndischen  Sitzungen  Beschlossenen  nichts  weniger  als  leicht  anzuordnen. 
Mit  Einem  Worte,   eine  Volksyertretung  ist  für  Bechtsgesetzgebung  ein 
scfawerfiUliges,  langsam  und  nicht  immer  gut  arbeitendes  Werkzeug.    Eine 
Aenderung  im  Grundsatze  ist  nicht  mOglich,  weil  sie  nur  auf  Kosten  der 
Selbstständigkeit  der  Volksvertretung  Yon  derBegierung  und  der  Unabhängig* 
keit  der  Kammern  yon  einander  statthaben  konnte.  Die  einzige,  aber  allerdings 
bei  Vernunft  und  Vaterlandsliebe  mögliche,*  Hülfe  ist  in  dem  freiwilligen 
Herbeilassen  der  Volksvertreter  zu  erleichternder  Behandlung  zu  finden. 
Diese  mag  denn  aber  im  einzelnen  Falle  und  je  nach  der  Beschaffenheit 
desselben  in  mancherlei  Auskünften  bestehen;    entweder  in  der  blossen 
Feststellung  der  leitenden  Grunds&tze  und  Ueberlassung  der  weiteren' Aus- 
arbeitung an  die  Begierung;  oder  in  einer  Annahme  vorgelegter  Entwürfe 
in  Bausch  und  Bogen;  oder  in  einer  Uebertragung  des  gesammten  ständischen 
Bechtes  an  einen  Ausschuss  aus  den  Kammern,  u.  s.  w.  —  Der  Schwierig- 
keiten, durch  eine  Volksvertretung  zu  einer  guten  Bechtsgesetzgebung  zu 
gelangen,  sind  also  viele  und  bedeutende.    Allein  sie  sind  bei  staatlicher 
Einsicht  nnd  gutem  Willen  nicht  unüberwindlich.    Und  dass  alsdann  durch 
das  Zusammenwirken  so  vieler  Kräfte  nnd  bei  der  Berücksichtigung  aller 
{[erechten  Ansprüche  das  beste  Eigebniss  erwartet  werden  kann,  ein  besseres 
jeden  Falles  als  bei  allen  anderen  Staatseinrichtungen,  bedarf  wohl  nidit 
erst  eines  Beweises.    Es  ist  diess  aber  von  um  so  grösserem  Werthe,  als 
diese  Staatsform  jeden  Falles  aus  manchen  anderen  Gründen  unabweisbares 
Bedürfhiss  für  die  gesittigten  Völker  geworden  ist,  und  somit  auch  schlechte 
Folgen  für  die  Bechtsgesetzgebung  hätten  ertragen  werden  müssen. 

2.  Die  Staaten  mit  Volksvertretung  ins  Besondere. 

a)  bl«  ft«sl«rwigs-OrgaB«  dar  R««htog«Betsg«%uiig. 

§  13. 
tt)  Das  Justiz-Ministerium. 

Strenge  genommen  wäre  es  itzt  wissenschaftlidie  Aufgabe,  zu  unter- 
suchen, durch  welcherlei  Mittel  jede  der  im  Vorstehenden  besprochenen 
Staatsarten    eine    möglichst    tüchtige  Bechtsgesetzgebung  erzeugen  möge. 


J>M  Justis-Miniateriam.  4g3 

'Eine  soldie  weit  aossehreitende  Untersndinng  stünde  jedoch  offenbar  im 
Missverhältnisa  zu  dem  Ergebnisse  fflr  das  «Leben.  Von  diesen  fünf  Staats- 
arten hat  die  Mehrzahl  gegenwärtig,  and  auch  voraussichtlich  in  langer 
Zukunft,  keine  Bedeutung  fflr  diei  Völker  europäischer  Gesittigung,  so  dass 
nur  die  Staaten  (Fürstenherrschaften  sowohl  als  Yolksherrschaften)  mit 
YolksTertretungen  und  die  unbeschränkten  Einherrschaften  übrig  bleiben. 
Aber  auch  für  diese  scheint  eine  einzige  Lehre  yollständig  zu  genügen, 
und  zwar  die  zunächst  die  Staaten  mit  Yolksyertretung  berücksichtigende, 
indem  das,  was  hier  als  zweckmässige  Thätigkeit  der  Regierung  empfohlen 
wird,  vollständig  auch  für  die  unbeschränkte  Einherrschaft  passt.  Für  sie 
ist  es  das  einzige  Beachtenswerthe,  und  es  wird  keineswegs  durch  die 
weiteren  Bemerkungen  über  die  bei  der  Volksvertretung  zu  treffenden. 
Massregeln  beeinträchtigt,  da  diese  ein  ganz  versdiiedenes,  hier  gar  nicht 
vorhandenes  Thätigkeitsg&biet  ordnen.  Die  einzige  Frage  könnte  die  sein, 
ob  nicht,  da  in  der  unbeschränkten  Fürstenherrschaft  der  gute  Wille  des 
Staatsoberhauptes  von  solcher  beherrschender  Bedeutung  ist,  Mittel  aufge- 
funden werden  könnten,  um'  sich  desselben  zu  versichern.  Allein  darin 
liegt  ja  eben  das  so  höchst  geIßLhrliche  Wesen  dieser  Staatsart,  dass  dem 
Willen  des  Fürsten  keinerlei  äussere  Schranke  gesetzt  sein  soll,  dass  Gesetz 
ist,  was  er  augenblicklich  als  solches  bestimmt.  Mittel  jener  Art  wider- 
sprechen also  dem  Grundgedanken  dieses  Staates,  sind  unmöglich. 

Demgemäss  wird  denn  im  Nachstehenden  nur  untersudit,  welche  Ein- 
riditungen  in  dem  Staate  mit  Volksvertretung  erspriesslich  sdieinen 
zur  Erzeugung  einer  höchst  möglichen  persönlichen  Tüchtigkeit  der  mit 
der  Rechtsgesetzgebung  beauftragten  Träger  des  Staatswillens,  also  der 
Regierung  einer  Seits,  und  der  Volksvertretung  anderer  Seits. 

Zunächst  aber  von  der  zweckmässigsten  Bestellung  der  von  der  (fürst- 
lichen oder  volksthümlichen)  Regierung  zur  Handhabung  ihres  Antheiles 
an  dem  Gesetzgebungsrechte  zu  benützenden  Behörden. 

Wie  immer  der  Antheil  der  Volksvertretung  an  der  Bechtsgesetzgebung 
im  einzelnen  Staate  verfassungsgemäss  bestimmt  sein  mag,  unter  allen  Um- 
ständen bleibt  doch  auch  der  Regierung  ein  Recht  des  Antrages  in  Gesetz- 
gebungssachen ^).  Ja,  es  werden  sogar  von  ihr  vorzugsweise  die  Anträge 
ausgehen,  da  sie  zur  Vorbereitung  geeigneter  ist,  und  wenigstens  eine  Seite 
der  Erfahrungen,  nämlich  die  des  Rechtsprechenden  und  Ordnunghaltenden, 


1)  Man  führe  hiergegen  nicht  dM  Beispiel  Englands  an,  wo  allerdings  im  Parllamente  keine 
nnmittelharen  Anträge  der  Begierang,  sondern  nnr  solche,  welche  von  einem  Mitgliede  aus- 
gehen, eingebracht  werden  können.  Jeder  weiss,  dass  diess  eine  gans  inhaltleere  Form  ist, 
und  es  nicht  nor  bekannt,  sondern  anoh  geradesu  erklärt  wird,  dass  die  von  den  Ministem  als 
Mitgliedern  elogebraehten  Antrage  die  der  Begierang  sind.  Bind  doch  sogar  in  Jeder  Woche 
eigene  Sitsnngatage  ausgeschieden  für  die  von  der  Begiemng  aasgehenden  Anträge.  Ob  die 
so  beliebte  Form  eine  passende  ist,  mag  Gegenstand  Terschiedener  Meinnng  sein;  allein  kein 
Verständiger  kann  behanpten,  dass  die  englische  Begierang  keine  Initiative  habe« 
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sie  zim&chst  berflhrt>).  Zur  regelmftssigen  Aasabnng  dieser  Thätigkeit  be- 
darf nun  aber  natOrlidi  die  Regiemng  eines  bestimmten  Organes,  welches 
nicht  nur  das  anerkannte  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  einer  rechtzeitigen 
nnd  allseitig  tüchtigen  Aasübung  hat.  üeber  die  Wahl  desselben  kann  aber 
nicht  leicht  ein  Zweifel  obwalten. 

Offenbar  mnss  dem  Justiz-Minister  dieser  Auftrag  werden.  Einmal 
hat  dieser  Beamte  Oberhaupt  die  Aufgabe,  die  gesammte  Rechtspflege  des 
Staates  zu  flberwachen,  fllr  den  ungestörten  gesetzlidien  Fortgang  derselben 
zu  sorgen,  die  dazu  erforderlidien  Mittel  an  Personen  und  Sachen  herbei- 
zuschaffen, thatsächliche  und  unrechtliche  Hindemisse  zu  beseitigen;  es  ist 
somit  ganz  folgerichtig,  ihm  auch  die  Sorge  dafür  aufzutragen,  dass,  wo 
das  Hindemiss  für  eine  vollkommene  Rechtspflege  in  einem  mangelhaften 
Zustande  des  Gesetzes  besteht,  dieser  sachgemäss  und  schleunig  ergänzt 
und  yerbessert  werde.  Sodann  ist  er  durch  die  Klagen  und  Beschwerden, 
weldie  bei  ihm  einkommen,  und  durch  die  Berichte,  welche  die  Gerichte 
an  ihn  zu  erstatten  haben,  mehr  als  irgend  ein  Anderer  in  die  Lage  ver- 
setzt, die  wirklich  bestehenden  Mängel  und  unbefriedigten  Bedttrfnisse, 
so  wie  deren  umfang  und  Häufigkeit  zu  kennen.  Von  grosser  Bedeutung 
ist  namentlich  hierbei,  dass  der  Justiz-lfinister,  wenn  anders  die  Rechts- 
pflege gut  geordnet  ist,  ausser  der  üebersicht  über  die  streitige  Rechtspflege 
einer  Seits  audi  die  Leitung  der  Yorbeugungsmassregeln  (der  Rechts-Polizei) 
hat,  anderer  Seits  aber  auch  die  Folge  der  entschiedenen  Rechtsfragen, 
die  Vollziehung  in  bflrgerlichen  und  in  Strafisadien,  unter  ihm  steht  und 
ihm  zu  den  wichtigsten  Rfkckschltlssen  auf  den  Stand  des  Rechtes  Veranlassung 
geben  mag.  Selbst  das  oberste  Gericht  ist  nicht  in  dieser  gtlnstigen  Stellung 
zu  Erkundung  der  ünvoUkommenheiten.  Dass  aber  kein  zu  solchen  Beob- 
achtungen und  zu  den  Verbesserungs-Planen  unfähiger  oder  unwilliger  Mann 
in  ein  so  bedeutendes  Amt  gebracht  werde,  ist  nicht  nur  an  sich  zu  hoffen, 
sondern  in  einem  Staate  mit  Volksvertretung  nOthigen  Falles  von  der  Re- 
gierung zu  erzwingen. 

Mit  diesen  naturgemässen  Vortheilen  der  Stellung  des  Justiz-Ministers 
können  die  anderweitig  wohl  auch  in  Vorschlag  gebrachten  oder  wenigstens 
denkbaren  Einrichtungen  die  Vergleichung  nicht  aushalten. 


1)  Dien  seigt  die  Erfkhrang  aller  Staaten,  in  welclien  die  Ständerenammlnnfren  Tollkommen 
freiee  Antragreebt  bAben.  In  der  Reirel  wird  es  sa  eigenüicber  Gesetxgebnnir  gar  nicbt  be- 
nStat,  aondem  man  wartet  auf  die  aiugearbeiteten  Antrige  der  Regieranir  nnd  bebandelt  da 
alidann.  Und  wenn  dieia  ansnabnuweiae  nicbt  geschiebt,  so  selgt  fleh  denn  aocb,  wie  sebwer  ea 
Ar  den  einxelnen  Prlyatmann  ist,  einen  den  Umstinden  entspreebenden ,  gut  gefkssten  nnd  in 
das  flbrige  Hecbt  passenden  Entwurf  eines  irgend  grösseren  Oeseties  sn  maoben,  wie  notbwendlff 
also  die  Terscbiedenen  nur  der  Regierung  tu  Gebote  siebenden  Vorbereitnngs-,  Ueberlegnngt» 
nnd  VoUendungs-EinrIcbtungen  sind.  Nur  so  lange  den  deutschen  StftndeTersammlangen, 
tbdricbt  genug,  das  Recht  der  Initlatire  renagt  war,  legte  man  einen  Wertfa  auf  seine  Er- 
langung; das  erlangte  aeigte  sich  bald  als  wenig  beafltsbar. 
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Wenn  ein  eigener  Gesetzgebangs-Minister,  yerschieden  von  dem 
Justiz-Minister,  vorgeschlagen  und  wenn  diesem  die  Angabe  gestellt  worden 
ist,  die  von  den  Ständen  ausgegangenen  oder  von  anderen  Staatsstellen,  im 
Fache  der  Rechtspflege  namentlich  von  den  Gerichten,  beantragten  Gesetzes- 
entwflrfe  in  Beziehung  auf  ihre  Fassung  und  ihre  Einpassung  in  das  bestehende 
Recht  zu  prOfen  ^) :  so  erscheint  ein  solches  Amt  theils  als  ungenügend,  theils 
als  flberfiflssig.  Ersteres,  weil  zur  Herstellung  eines  vollkommenen  Rechts- 
zustandes,  und  somit  einer  entsprechenden  Gesetzgebung,  eine  bloss  formelle 
Thätigkeit  und  eine  PrOfnng  der  Folgerichtigkeit  des  Vorgeschlagenen 
keineswegs  ausreicht.  Nur  wer  selbst  eine  Uebersicht  ttber  den  Stand  der 
Rechtspflege  hat,  aus  umfassenden  und  fortwährenden  Erfahrungen  die  sidi 
ergebenden  Anstände  und  Mängel  kennt,  mag  richtige  Anträge  zur  Ver- 
besserung machen.  Die  blosse  zufUlige  Thätigkeit  von  Behörden  aber,  weldie 
weder  eine  bestimmte  nachweisbare  Pflicht  zu  Gesetzgebungsarbeiten,  noch 
auch  die  erforderliche  Uebersicht  Aber  den  thatsächlichen  Stand  der  Dinge 
haben,  giebt  keineswegs  die  Sicherheit  einer  ausreichenden  und  rechtzeitigen 
Thätigkeit  Völlig  flberflOssig  aber  ist  die  Bestellung  eines  eigenen  Ministers 
fOr  die  Gesetzgebung,  weil  jeder  Minister  in  seinem  Geschäftssprengel,  somit 
namentlich  auch  der  Justiz-Minister  in  der  Rechtsordnung,  ftir  die  nöthigen 
Gesetze  zu  sorgen  und  ihre  Richtigkeit  und  Einreihbarkeit  zu  beurtheilen 
vermag. 

Eben  so  wenig  wäre  es  zweckmässig,  den  Gerichten  den  Auftrag  zu 
geben,  die  Gesetzesverbesserungen  bei  den  Ständen  in  Antrag  zu  bringen. 
Unzweifelhaft  können  und  sollen  ihre  Erfahrungen  gewissenhaft  benützt 
werden');  allein  selbstständig  und  allein  kann  ihnen  die  Thätigkeit  der 
Regierung  für  Rechtsgesetzgebung  nicht  übertragen  werden.  Schon  der 
formelle  Grund  steht  entgegen,  dass  Geist  und  Geschäftsgang  eines  constitu- 
tionellen  Staates  eine  unmittelbare  Verbindung  mit  der  Volksvertretung 
nur  den  Mitgliedern  des  Ministeriums  gestattet,  und  in  der  That  gestatten 
kann.  Sodann  wäre  keinerlei  Sicherheit  für  eine  genügende  Ausübung  des 
Auftrages  von  Seiten  der  Gerichte.  Theils  möchte  es  ihnen  am  Ueberblicke 
über  die  gesammte  Rechtsordnung  fehlen,  theils  die  Lust  zur  Ausübung  des, 
immer  fremdartigen,  Geschäftes  keineswegs  immer  vorhanden,  ein  wirksamer 
Zwangsantrieb  aber  kaum  aufzufinden  sein;  theils  endlidi  ist  die  Tauglich- 
keit zum  Richter  noch  keineswegs  auch  ein  Beweis  für  die  Befähigung  zum 
Gesetzgeber.  Endlich  noch  müsste,  namentlich  bei  dem  obersten  Gerichte, 
die  Rechtspflege  nothw^ndig  unter  dieser  weiteren  Aufgabe  leiden. 

Und  beinahe  alle  diese  Gründe  treten  auch  dem  Plane  entgegen,  dem 


1)8.  Bentham,  Consütotlonal  Ck>de.  (Worki,  Bd.  IX,  8.  428  i^.)  Ohne  Zweifel  einer  der 
schwäebsten  Gedanken  in  diesem  wunderlichen  Werke  dei  Oreieenaltere. 
2)  Vgl.  hierflber  unten,  Bach  n,  Kap.  S,  Abechn.  S,  §  6. 
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obersten  Staatsanwälte,  oder  sonstigem  höebstan  BechtsberaAfaer  der 
Regierung,  die  Besorgung  der  Reditsgesotzgebung  eu  flbertragen.  Könnte 
hier  auch  etwa  die  formelle  Schwierigkeit  auf  mehr  als  Eine  Weise  be- 
seitigt werden,  so  wOrde  es  doch  demselben  an  Allseitigkeit  der  Erfahning 
und  Uebersicht  und  an  unmittelbarem  bleibendem  Interesse  fehlen.  — 
Höchstens  also  in  dem  Falle,  wenn  die  Organisation  eines  Staates  kein 
eigenes  Justiz-Ministerium  kennt,  mag  als  ertrflgliches  Auskunftsmittel  diese 
Einrichtung  getroffen  werden. 

Die  dem  Justiz-Minister  hinsichtlich  der  Reditsgesotzgebung  zufallenden 
Geschäfte  sind  nnn  aber  sowohl  nach  deren  Umfang,  als  nach  der  Art 
der  Th&tigkeit,  weldie  sie  heryorrufen,  naher  zu  erörtern. 

Der  Umfang  der  Aufgabe  des  Justiz-Ministers  wird  durch  den  ZwedL 
derselben  von  selbst  bestimmt.  Wenn  er  der  tanglichste  Mann  ist,  um  die 
der  Regierung  zufallende  Th&tigkeit  in  der  Rechtsgesetzgebung  vorzunehmen, 
so  ergiebt  sich  daraus  yon  selbst,  dass  er  ffir  die  Gesetzgebuhg  im  ganzen 
Umfange  der  Rechtsordnung  und  für  jede  Art  yon  gesetzgeberischem  Ein- 
greifen zu  sorgen  hat.  Also  einer  Seits  fOr  die  zur  Abwehr  yon  Unrecht 
bestimmten  Gesetze  eben  so  gut,  wie  für  die  zur  Wiederherstellung  des  ge- 
störten Rechtes  dienenden,  und  zwar  bei  letzteren  mit  Einscfaluss  der  Voll- 
streckung aller  Art  yon  gerichtlichen  Urtheilen.  Anderer  Seits  aber  fOr 
Gesetze,  welche  bloss  einzelne  Verbesserungen  des  bestehenden  Redites 
bezwecken;  für  die  Zusammenziehungen  und  Neuordnungen  ungefügiger  und 
in  Verwirrung  gekommener  Gesetzesabtheilungen;  für  die  Ausarbeitungen 
ganzer  Gesetzbttcher,  wo  solche  nöthig  und  möglich  sind;  endlich  für  den 
Absdüuss  von  Vertrftgen  mit  fremden  Staaten  über  gemeinsames  Redit 
Dieser  UmÜEing  yon  Geschäften  ist  aber  nicht  bloss  Befugniss,  sondern  auch 
Pflicht  für  den  Justiz-Minister.  Nur  bei  gleidimftssiger,  allen  diesen  ver- 
schiedenen Bedürfhissen  Rechnung  tragender  Thfttigkeit  erfüllt  er  seine 
Aufgabe  gegen  die  Regierung  und  gegen  die  Einzelnen. 

Was  aber  die  Art  der  Thfttigkeit  betrifft,  weldie  dem  Justiz- 
Minister  zur  Erflülung  seines  umfassenden  Auftrages  obliegt,  so  bedarf  es 
kaum  der  Bemerkung,  dass  sie  sehr  versdiiedenartig  ist.  Nachstehendes 
Verzeichniss  giebt  wohl  eine  leidliche  Uebersicht  darüber: 

Vor  Allem  hat  er  das  Bedürfniss  neuer  Rechtsgesetzgebung  bestandig 
zu  beobachten.  Alle  Erscheinungen,  welche  über  den  Stand  des  Rechtes 
und  über  die  Besdiaffenheit  der  zu  dessen  Aofrechterhaltung  getroffenen 
Einrichtungen  Aufschluss  geben,  müssen  für  ihn  von  Bedeutung  und  unter 
Umständen  Veranlassung  zu  Handlungen  sein.  Also  sollen  ihn  nicht  etwa  bloss 
Anträge  von  Volksvertretern,  ausdrückliche  Berichte  von  Gerichten,  oder 
Besdiwerden  von  einzelnen  Bürgern  aufinerksam  machen  auf  angebliche 
Mängel  und  Lücken  der  Gesetze,  sondern  auch  die  Aeusserungen  der  Presse, 
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neue  Tonehlftge  Ton  Schriftstelleni,  die  Gesetzgebungen  anderer  Staaten. 
Natflrlich  hat  er  nicht  jedem  Rufe  blindlings  zu  folgen;  ein  nrtheilloses 
Haschen  nach  jedem  Neuesten,  und  ein  cfaaracterloses  Nachgeben  gegen  jedes, 
vielleicht  noch  so  nnlantere,  Verlangen  ist  nicht  minder  ein  Beweis  von 
UnfiÜiigkeit,  als  eine  stampfe  Gleichgültigkeit  gegen  jede  Bewegung.  Allein 
Kenntniss  nehmen  soll  der  Minister  von  Allem.  Namentlich  *wird  dem  Manne 
von  Geist,  Wissen  und  Nachdenken  der  gewöhnliche  Gang  des  dem 
Ministerium  obliegenden  Geschäftes  Gelegenheit  zu  Bemerkungen  aller  Art 
geben,  welche  eine  fruchtbare  Anwendung  auf  di^  Gesetzgebung  erlauben. 
Die  Art  und  die  Zahl  der  versdiiedenen  Rechtsstreitigkeiten,  die  Art  der 
begangenen  Yerbredien,  das  Yerhaitniss  der  Anklagen  zu  den  Yerurtheilungen, 
die  Dauer  der  Prooesse,  die  Hftnfigkeit  der  Berufungen  an  höhere  Gerichte, 
und  noch  viele  andere  Umstände  können  aufmerksam  machen  auf  ungenügende 
Gesetze,  auf  schlechte  Gerichtseinrichtungen,  auf  gefUiriiche  Zustände  des 
Volkslebens  ^).  Aus  allen  diesen  von  Aussen  beabsichtigten  oder  selbst  ge- 
gebenen Mahnungen,  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Beobaditungen  bildet 
sich  denn  eine  beständig  lebendige  und'  wahr  bleibende  Uebersicht  Aber 
den  Stand  und  Aber  das  BedOrfhiss  an  Recht.  Wer  aber  diese  Uebersidit 
nicht  hat,  sondern  immer  auf  einen  unwiderstehlichen  Anstoss  von  Aussen 
wartet,  der  läuft  Ge&hr,  eine,  verhältnissmässig  wenigstens,  überflflssige 


1)  Unzweifelliaft  sind  solche  Ueberafchten  Ober  den  Stand  des  Rechtet  and  die  darans  anf 
die  Kothwendlgkeit  neaer  Gesetsgebnug  sn  stehenden  SchltUse  nm  ein  Bedeotendes  erleichtert 
worden  dorch  die  mehr  oder  wenige^  regelmitosigen  Statistiken  Über  dieBechtspflege, 
welche  seit  einer  Reihe  von  Jahren  verschiedene  Staaten  anfertigen  lassen.  So  s.  B.  Frank- 
releh,  Belgien,  Sardinien,  WOrttemberg,  Baden.  Man  darf  sieh  nicht  irre  leiten  lassen  durch 
die,  von  nnbemfenen  Benfltsem  solcher  Arbeiten  allerdings  vielikeh  getriebene,  geistlos^ 
Spielerei  mit  Zahlen,  durch  die  Zasammenstellangen  nnvergleichbarer  Thatsachen  and  Einrich- 
tungen ,  durch  die  Oberraschen  Schlösse  von  einer  Brschelnang  auf  Irgend  einen  gewflnschten 
Grund.  Die  Statistik  ist  von  Jeher  von  flachen  Köpfen  und  von  anredllchen  Sjstemmachem 
mlMbraucht  worden.  Namentlich  aber  lasse  man  sich  nicht  durch  die  etwaige  Regelmftssigkeit 
der  Zahlen  in  verschiedenen  Jahren  sn  einem  Fatalismos  im  Gebiete  der  SittUehkelt  and  des 
Rechtes  verttthren.  Eine  solche  Regelmftssigkeit  beweist  Ja  nichts  als  die  Fortdauer  gewisser 
Zustände,  allein  keineswegs  die  Unmöglichkeit,  sie  durch  gute  Gesetze  zu  bessern.  Die  Statistik 
behält  ungeachtet  aller  verkehrten  Anwendung  ihren  Werth  fUr  den  scharftinnigen  und  denkenden 
Mann,  welchen  die  hier  nach  Massen  und  Arten  geordneten  Zustände  anregen  zum  Nachforschen 
nach  den  Wirkungen  und  Folgen,  die  nicht  in  den  Tabellen  verzeichnet  sind,  und  nicht  In 
Zahlen  ausgedrückt  werden  können,  aber  doch  zum  eigentlichen  Verständnisse  gehören.  Zahlen 
sind  allerdings  nur  Thatsachen,  und  zwar  Thatsachen  ganz  bestimmter  Art;  sie  geben  aber  doch, 
Richtigkeit  der  Zählung  vorausgesetzt,  einen  Anhaltspunkt  zur  Beurtheilung  des  ümfknges  und 
der  Häufigkeit  gewisser  Zustlbide  and  damit  eine  Grundlage  für  Vorschläge  und  Einrichtungen. 
Sie  ziehen  aus  dem  Reiche  der  blossen  Mö(i;llc.hkeit  und  der  unbestimmten  Annahme  herab  aof 
den  Boden  der  Wirklichkeit.  Eine  scharfsinnige  Verbindung  verschiedener  Thatsachen  kann 
anf  verborgene  Ursachen  führen.  Man  wird  Jeden  Falles  über  die  Unrichtigkeit  mancher  aO- 
gemein  verbreiteter  Annahmen  belehrt  Mit  Einem  Worte,  es  ist  zwar  thöricbt,  in  solchen 
Sammlungen  und  Zusammenstellungen  von  einzelnen,  auf  den  kürzesten  Ausdruck  gebrachten 
und  ohne  Brklärnng  und  Abschattung  gelassenen,  Thatsachen  ein  Hellmittel  für  alle  Schäden 
und  eine  Einsicht  in  Jede  Wahrheit  zu  erblicken:  allein  ein  Mann  von  Verstand  and  ürthell 
wird  sie  zur  Uebersicht  und  als  Anlass  zum  Nachdenken  vielflich  benützen  können.  Statistiken 
der  Rechtspflege  sind  daher  ein  verdienstlieheB  Unternehmen  für  Jeden  Staat 
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Thätigkeit  za  entwickeln,  Dringenderes  zn  flbenehen,  dnrdi  brndistfldt- 
artige  Gesetzgebong  mehr  zn  yerwirren  als  za  ordnen. 

Eine  zweite  wichtige  Ani^gabe  für  den  Jnstiz-lfinister  ist  eine  glück- 
liche Wahl  des  zn  den  Oesetzgebnngsarbeiten  bestimmten 
Personales.    Der  Minister  selbst  kann  sidi  der  Yorbereitang  nnd  Aus- 
arbeitung der  Gesetze,  in  der  Regel  wenigstens,  nicht  seihet  widmen.     Die 
laufenden  ßeschftfte  seines  Amtes  nehmen  ihn  anderweitig  in  Ansprudi. 
Auch  mag  es  sidi  gar  wohl  treffen,  dass  ein  dem  Ganzen  seiner  Aui^be, 
namentlidi  auch  der  Anweisung,  wo  und  in  welcher  Richtung  Yerbessenuigen 
der  Gesetze  nothwendig  sind,  vollkommen  gewachsener  Mann  doch  zu  der 
Einzelnbearbeitung  Yon  Gesetzesent¥rflrfen  keineswegs  die  nOthigen  Erfahrungen 
und  Kenntnisse  hätte.  Ein  grftndlicher  Redhtskundiger  und  ein  guter  Justiz- 
Minister  sind  verschiedene  Begriffe.    Um  so  wichtiger  ist  aber  die  Bezeich- 
nung Derer,  welche  nach  seiner  allgemeinen  Anweisung  und  unter  seiner 
Aufsicht  und  Verantwortlichkeit  die  Ausarbeitungen  zu  madien,  den  Be- 
rathungen  der  Entwürfe  vor  ihrem  Abschlüsse  anzuwohnen,  kurz  in  iiigend 
einer  Eigenschaft  mit  der  Gesetzgebung  vom  Standpunkte  der  Regierung  ans 
zu  thun  haben  sollen.    Dass  hierzu  nur  Männer  von  grOndlicher  Kenntniss 
des  bestehenden  Rechtes,  von  juristischer  Verstandesschärfe  und  von  höherer 
formaler  Bildung  taugen,  bedarf  an  sich  keines  Beweises.    Um  so  schlimmer 
denn,  dass  manche,  zum  Theile  kaum  glaubliche,  Erfahrungen  zu  der  Warnung 
nöthigen,  die  Beauftragung  mit  Gesetzgebungsarbeiten  nicht  zu  missbrauchen 
zu  einer  wirthschaftlichen  Begünstigung   unfähiger    oder  gar  unwürdiger 
Günstlinge;  oder  als  Ruheposten  für  altersschwach  und  stumpf  gewordene 
Diener;  oder  zur  Beseitigung  von  Männern,  welche  im  Amte  unbequem 
nnd  missliebig  geworden  sind;  endlich  zur  Befiriedigung  oder  Bestechung 
politischer  Parteigänger.    Und  noch  schlimmer,   dass  es  selbst  nöthig  ist, 
vor  der  eben  so  einfältigen  als  schlediten  Schlauigkeit  zu  warnen,   weldie 
in  der  Benützung  mittelmässiger  Küpfe  eine  Sicherung  gegen  Verdunklung 
durch  Untergebene  und  gegen  eigene  Heranbildung  von  Nebenbuhlern  sucht 
Wenn  den  Minister  auch  nicht  Gewissen  und  Vaterlandsliebe  zu  den  besten 
ihm  möglichen  Wahlen  bewegen  müssten,  so  sollte  ihn  schon  sein  eigener 
wohlverstandener  Vortheil  dazu  treiben.    In  der  Rechtsgesetzgebung  Mt 
aller  Ruhm  und  aUer  Tadel  nur  auf  ihn.    Und  mit  Recht    Er  hatte  ja 
die  Mittel  in  der  Hand;   die  Art  ihrer  Benützung  ist  somit  lediglich  sein 
Verdienst  oder  sein  Verbrechen.    Gegen  das  Ansehen  und  die  Stütze  aber, 
welche  ihm  der  Ruf  einer  guten  durdi  ihn  bewirkten  Gesetzgebung  ye^ 
schaffen,  sind  untergeordnete  Vortheile  und  Bequemlichkeiten  sehr  nieder 
anzuschlagen.    Hier  unter  allen  Umständen  ist  Ehrlichkeit  die  beste  Politik. 

Eine  dritte  Art  der  Thätigkeit  des  Ministers  ist  die  Sorge  fSr  die 
Vorbereitungsmittel,  welche  namentlich  eine  Abfassung  umfangreicher 
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Oesetzbttdier  erfordert.  Also  die  Yeranstaltong  einer  volbtflndigen  SaaunliiDg 
der  bestehenden  Aeditsnormon  aller  Grattnngen;  die  Förderung  einer  i^rissen- 
Si^aftUchen  flbersichtlidien  Bearbeitung  des  gültigen  Rechtes,  &lls  eine 
Nachhälfe  von  Staats  wegen  hier  noch  nöthig  ist;  die  Einleitung  zur  Er- 
kandnng  der  wissenswerthen  Thatsacfaen  durch  Berichte  oder  mündliche 
Einvernehmungen;  endlich  die  Herbeiscfaaffnng  der  auswärtigen  Bechts- 
queUen^).  In  der  Hauptsache  -  verursacht  nur  die  erste  Beischaffnng  und 
Einrichtung  dieser  Httlfamittel  bedeutendere  Mühe;  zur  immer  genügenden 
Fortführung  des  einmal  Eingeleiteten  genügt  gewöhnliche  Au&icht. 

Femer  ist  es  Sadie  des  Ministers,  begonnene  gesetzgeberische  Arbeiten 
auf  eine  verständige  Weise  zu  fördern.  Nicht  der  Vorsatz  einer  Hülfe, 
sondern  die  wirklidie  Vollendung  und  Verkündigung  des  Gesetzes  kann 
die  Bedürfioisse  befriedigen;  und  es  ist  Pflicht,  nicht  erst  in  später  Zeit, 
sondern  itzt  gleich  die  bereits  bestehenden  Mängel  zu  beseitigen.  Ueberdiess 
mag  es  leicht  in  staatlicher  Beziehung  bedenklich  sein,  schwer  empfundene 
Uebel  allzu  lange  ohne  Hülfe  zu  lassen;  eine  ungebührlich  zögernde  Ein- 
leitung fügt  noch  Ungeduld  und  Missachtung  zur  eigentlidben  Klage.  — 
Allerdings  wird  es  bei  klar  bewusstem  Zwecke,  genügender  Vorbereitung 
und  bei  richtiger  Wahl  der  Arbeiter  eines  besonderen  Antriebes  in  der 
Regel  nicht  bedürfen.  Und  noch  weniger  lässt  sich,  besonders  bei  um- 
fassenden Gesetzesentwürfen,  ein  bestimmter  Zeitpunkt  für  ihre  Voüendung 
setzen.  Dennoch  ist  auch  hier  nicht  selten  einzugreifen.  Theils  durch  Be- 
seitigung allzu  ängstlicher  und  kleinlicher  Vollendung  in  Vorarbeit  und 
Ausführung;  damit  nicht  das  Bessere  ein  Hindemiss  des  Guten  werde. 
Theils  durch  Befreiung  der  Arbeiter  von  jeder  andern  störenden  Amts- 
.thätigkeit.  Theils  durch  Bewirkung  einer  rasdien  Aufeinanderfolge  der 
verschiedenen  Ausbildungsstufen  des  Werkes.  Theils  endlich  auch  wohl 
zuweilen  durch  Anfeuerung  einzelner  lässiger  und  langsamer,  aber  im 
Uebrigen  tüditigcr  Gehülfen.  Mehr  aber  als  jeder  Befehl  wird  allerdings 
das  Beispiel  einer  raschen  und  kräftig  entschlossenen  Geschäftsführung  des 
Ministers  selbst  in  den  meisten  Fällen  wirken. 

Ein  sehr  widitiger  Theil  der  Thätigkeit  des  Justiz-Ministers  ist,  fünftens, 
die  eigene  Prüfung  und  Richtigstellung  der  von  seinen  Untergeordneten 
ausgehenden  Entwürfe.  Mag  es  auch  sein,  dass  der  Minister  den  mit  der 
Ausarbeitung  beauftragten  Männern  vom  Fache  nachsteht  im  Verständnisse 
der  einzelnen  Rechtsfragen;  und  wird  er  somit  verständigerweise  keine 
willkürlichen  und  aus  bloss  subjectiver  Anschauung  entstehenden  Aenderungen^ 
in  den  ihm  vorgelegten  Entwürfen  vornehmen,  jeden  Falles  erst  nach 
vorangegangener  Besprechung  mit  den  Urhebern:  so  kann  doch  der  Entwurf 


1)  Dm  Nähere  Aber  aUe  diese  ICaiarefebi  s.  weiter  anten. 
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das  IfiniBteriiim  nur  in  einer  Gestmltnng  verlaasen,  ndt  welcher  das  Haupt 
desselben  einverstanden  ist  Vor  Allem  bat  er  das  Bedit,  za  nnterBaciie& 
und  zu  entscheiden,  ob  der  von  ihm  ansgehende  Aoftrag  dem  Gedanken  umA 
Tiäiüg  anfge&sst,  nnd  ob  er  nach  seinen  Forderungen  an  YoUendong  aoa- 
geffthrt  worden  ist.  Ihm  ist  die  Staatsanbicht  anf  die  gesammte  Bjecttsp&ege 
(Ibertragen,  nnd  nnr  so  weit  er  ein  Bedürihiss  neuer  Gesetzgebung  aaerkennti 
kann  Ton  Seiten  der  Regierung  eine  Bearbeitung  yoigenommen  werden.  Ein 
anderes  Verfahren  wQrde  seine  ganze  amtliche  Stellung  verstOren,  und  flber^ 
diess  leicht  zu  grosser  Yerwirrung  fahren.  Sodann  ist  der  Justiz-Mimster  der 
nothwendige  Mann  zur  Weiterführung  jedes  Entwurfes  zu  einem  Reditsgesetze. 
Er  hat  es  dem  Staatsoberhaupte  vorzulegen,  gegenüber  von  diesem  und  dessen 
etwaigen  Einwendungen  und  Abneigungen  zu  vertreten.  Er  muss,  so  weit 
staatliche  Grttnde  oder  gemeinschaftliche  Interessen  verschiedener  Ministerien 
diess  nOthig  machen,  den  Entwurf  im  Ministerrathe  oder  in  den  Yerhandlungen 
mit  einzelnen  Ministem  vertheidigen  und  durdifecfaten.  Er  ist  das  hanpt- 
sftcfalichste  Oigan  der  Regierung  gegenflber  von  der  St&ndeversammlung  bei 
den  Berathungen  derselben  über  den  ihnen  zur  Zustimmung  voigeiegten 
Entwurf.  Wie  konnte  er  nun  dieses  Alles  thun  bei  einem  (besetze,  das  er 
selbst  im  Ganzen  oder  Einzelnen  missbilligt?  Eine  soldie  Rolle  wäre  eben 
so  sehr  persönlich  unwürdig,  als  sie  für  die  glückliche  Durchführung  des 
Entwurfes  gefährdend  wAre.  Eine  Sache,  welcher  der  bestellte  Yertheidiger 
selbst  den  Untergang  wünschen  muss,  hat  wenig  Aussicht  auf  Sieg.  Die 
Einwendung  aber,  dass  auf  diese  Weise  der  Justiz-Muuster  der  unbeschränkte 
Herr  der  Regierungsthfttigkeit  in  der  Rechtsgesetzgebung  wäre,  und  dass 
er  gegen  allgemeine  bessere  Ueberzeugnng  zurückhalten,  zerstören,  ver- 
drehen  kOnne,  wird  ein£Ach  widerlegt  durch  die  Hinweisung  auf  seine  un- 
bedingte Entlassbarkeit.  Beweise  von  Willkür,  Unverstand  oder  unrechtlichem 
Sinne  würden  und  müssten  schnell  einen  Wechsel  in  der  Person,  damit 
aber  eine  Anerkennung  zweckmässiger  Arbeiten  herbeiführen. 

Nicht  die  am  wenigsten  sdiwierige  Aufgabe  ist,  sedistens,  die  Yer- 
theidigung  der  Gesetzesentwürfe  in  den  ständischen  Kammern. 
Wenn  sich  der  Minister  hierin  auch  durch  Gehülfen  unterstützen  lassen 
mag;  und  wenn  er  dazu  namentlich  sehr  passend  solche  Beamte  wählen 
wird,  welche  an  den  Yorarbeiten  wesentlichen  Antheil  genommen  haben, 
welchen  somit  Gründe  und  Einwendungen  hinreichend  bekannt  sind:  so 
kann  sich  doch  der  Minister  selbst  diesem  Geschäfte  nicht  entziehen,  ja  es 
wird  ihm  gerade  der  schwierigste  Theil  vorzugsweise  zufallen.  Durch  ein 
Femehalten  von  der  parlamentarischen  Berathung  würde  er  den  Ruf  seiner 
Befähigung  auf  das  Spiel  setzen,  und  überdiess  die  sich  vernachlässigt  fin- 
denden Kammern  gegen  sich  missstimmen;  beim  Kampfe  aber  ist  es  natür- 
lich seine  Sache,  die  Yertheidigung  der  leitenden  Grundsätze,  die  politischen 
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und  die  Parteifragen  zu  übernehmen,  da  mit  dem  ganzen  Gewidite  der 
Begierong  einzutreten,  wo  das  Schicksal  ihres  Yorsddages  aaf-  dem 
Spiele  steht.  Allerdings  erfordert  eine  auch  nur  genügende  Lösung  dieser 
Aofgabe  bedeutende  parlamentarische  Ffthigkeiten,  und  mag  durdi  ihren 
Nichtbesitz  mancher  sonst  zum  Justiz-Mnister  ganz  taugliche  Mann  von  der 
Bekleidung  der  Stelle  ausgeschlossen  werden.  Allein  diese,  aus  Gutem  und 
und  Bösem  gemischte,  Folge  einer  Regierung  mit  Yolksyertretung  lässt  sich 
nun  einmal  nicht  beseitigen.  —  Auch  hier  übrigens  dürfte  die  Bemerkung 
an  der  Stelle  sein,  dass  es  nicht  nur  pflichtwidrig  sondern  auch  durdians 
unklug  ist,  wenn  ein  Minister  nur  mittelm&ssige  Männer  zu  seiner  Unter- 
stützung in  den  Yerhandlungen  beizieht,  in  der  Besorgniss,  durch  ausge- 
zeichnete Untergeordnete  in  den  Schatten  gestellt  zu  werden  und  seine  Stelle 
in  Gefahr  zu  bringen.  Bas  Schädlichste  für  ihn  ist  jeden  Falles  eine 
sdilechte  Besorgung  seines  Amtes  und  eine  durch  ihn  und  die  Seinigen 
herbeigeführte  Zerstörung  der  Regierungsmassregeln. 

Je  nach  der  Art  der  Verhandlung  mit  den  Ständen,  (s.  darüber  unten,) 
bleibt  der  Regierung  die  schliessliche  Abfassung  und  Feststellung  eines 
Gesetzes,  dessen  Grundsätze  zwar,  nicht  aber  auch  dessen  Einzelnheiten, 
gemeinschaftlich  mit  den  Ständen  beschlossen  sind.  Diess  ist  denn  eine 
weitere  Art  von  Thätigkeit  des  Justiz-Ministers.  Er  hat  dafür  zu  sorgen, 
dass  diese  Feststellung  nicht  nur  überhaupt  den  Forderungen  an  ein  formell 
gutes  Gesetz  entspricht;  sondern  auch,  hinsichtlich  des  Inhaltes,  dass  die 
mit  den  Ständen  verabredeten  Grundsätze  vollständige,  ehrliche  und  folge- 
richtige Beachtung  finden.  Ein  Verstoss  gegen  diese  Pflicht  ist  nicht  nur 
ein  Bruch  des  gegebenen  Wortes,  sondern  auch  ein  mehrfacher  grosser 
Fehler.  Einmal  kann  ein  solches  Verfahren  nur  zu  sehr  unerquicklichen 
Streitigkeiten  mit  der  nächsten  Versammlung  der  Volksvertretung  führen, 
und  werden  diese  kaum  ein  anderes  Ende  finden,  als  mit  einer  Niederlage 
der  Regierung.  In  diesem  Falle  werden  aber,  zweitens,  Aenderungen  in 
dem  kaum  erlassenen  Gresetze  nöthig,  ist  somit  das  neue  Werk  alsbald  ver- 
unstaltet. Drittens  werden  sich  die  Stände  später  zu  einem  abkürzenden 
Verfahren  mittelst  blosser  Verständigung  über  die  leitenden  Grundsätze 
wenig  mehr  geneigt  finden  lassen.  Dadurch  geht  aber  eine  bedeutende 
Erleichterung  der  Gesetzgebung  verloren,  und  büsst  die  Regierung  eine 
ihren  Interessen  sehr  zusagende  Behandlungsweise  ein.  Endlich  ist  noch  zu 
besorgen,  dass  die  Rechtsgelehrten  bei  künftiger  Auslegung  und  Anwendung 
eines  solchen  Gesetzes,  gleichviel  itzt  ob  mit  Fug  oder  nicht,  die  ursprüng- 
liche Verabredung  berücksichtigen,  dadurch  aber  Zweifel  und  Streit  erwecken 
werden.  Auch  hier  also  ist  die  strengste  Achtung  des  Rechtes  die  wahre  Staats- 
weisheit. —  Allerdings  mag  es  sich  begeben,  dass  bei  der  Einzeln-Ausarbeitung 
nur  im  Allgemeinen  beschlossener  Grundsätze  sich  Widersprüche  oder  sonstige 
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ünaasfUubarkeiten  herausstellen.  Ist  nim  die  Ständevenamndniig  mciit 
mehr  in  Sitzung,  un  eine  entsprechende  Yerbesserong  mit  ihr  su  bewirken; 
nnd  kann  anderer  Seits  die  YoUendnng  nnd  Bekanntmachung  des  Ghesetzes 
nicht  verschoben  werden :  so  bleibt  freilich  nichts  übrig,  als  mit  Beseitignng 
des  Unyereinbarlichen  den  Sinn  anzunehmen  und  durchzufthren,  welcher 
dem  Geiste  des  Cresetzes  und  also  den  getroffenen  Verabredungen  am  meisten 
entspricht.  Allein  auch  hier  fordert  Anstand  und  Klugheit,  dass  der  Minister 
die  Hiatsache  offen  und  yoUständig  der  nftchsten  Stfindeversammlung  mit- 
theile und  eine  naditrflgliche  Zustimmung  verlange,  nicht  aber  erst  eine 
Beschwerde  bei  den  Ständen  erwarte. 

Endlich  noch  hat  der  Justiz-Minister  die  Yerkflndung  des  Gesetzes, 
die  zweckmässige  Art  der  Bekanntmachung  desselben  u.  s.  w.  zu  besorgen '). 

§  U. 

fi)  Die  Gesetzgebungseommission. 

Wie  viel  immer  dem  Mnister  obliegen  mag,  die  eigentliche  Ausarbeitung 
eines  beabsichtigten  Gesetzes  ist  seine  Aufgabe  nicht.  Zur  Yomahme  einer 
solchen  Arbeit  wflrde  ihm,  namentlich  wenn  sie  umfiissenderer  Art  wftre, 
sdion  die  Zeit  fehlen.  Ausserdem  möchte  keineswegs  immer  die  zu  einem 
erwünschten  Gelingen  durchaus  erforderliche  Ruhe  und  Sammlung  vorhanden 
sein,  da  ein  Minister  nothwendig  sowohl  durch  die  Besorgung  der  laufenden 
Gesdi&fte  als  durch  die  Theilnahme  an  den  dem  Ministerrathe  zugetheüten 
Angelegenheiten  vielfach  in  Ansprudb  genommen  ist.  Endlich  ist  auch 
keineswegs  anzunehmen,  dass  der  Minister  zur  Entwerfung  jeder  Art  von 
Rechtsgesetzen  persönlich  besonders  bef&higt  sei.  Namentlich  in  parlamen- 
tarischen Staaten  wirken  ganz  andere  Rücksichten  auf  die  Ernennung  zum 
Jnstizminister  ein,  als  gerade  die  höchste  Auszeichnung  in  der  Rechtskunde 
und  die  Fähigkeit  zu  gesetzgeberischen  Arbeiten  insbesondere.  Man  ver- 
langt weit  eher  von  ihm,  dass  er  die  Eigenschaften  des  Staatsmannes  besitze, 
ein  guter  Verwalter  sei,  der  nOthigen  Menschenkenntniss  und  Unbefangenheit 
zu  guten  Emennungsvorschlägen  nicht  entbehre,  in  den  Kammern  als  ein 
gern  gehörter  und  schlagfertiger  Redner  au&utreten  wisse,  als  dass  er  ein 
tief  gelehrter,  mit  allen  Einzelnheiten  und  Streitfragen  des  gesammten 
Rechtssystemes  vertrauter  Jurist  sei.  Er  hat  daher,  wenn  einmal  der  Ent- 
schluss  zu  einem  bestimmten  neuen  Vorgehen  der  Gesetzgebung  gefasst  ist, 
die  Ausarbeitung  selbst  an  Untergeordnete ')  zu  übergeben. 


1)  HIerttber  8.  unten. 

2)  Hier  ist  denn  wohl  der  Ort,  mn  zweier  wnnderllclier  Vorselüiire  Erwfthnonip  in  thon.  — 
Der  ente  denelben  rtthrt  Von  J.  Bentham'her,  weleho  (GodlfloationPropoMl,  Works,  Bd.  V, 
8.  546  fg.)  beantragt,  die  Entwürfe  in  neaen  Oesetzen,  niunentUch  auch  zu  neuen  Gevetzbacbera, 
nicht  durch  eine  amtUcha  Arbelt  su  beschaffen,  sondern  mittelst  einer  Öffentlichen  Ansschrdbanff 
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Hier  tritt  denn  aber  gleich  die  Frage  entgegen,  ob  dieses  Oeschflft 
besser  von  einem  Einselnen  oder  von  einem  dazu  gebildeten  CoUeginm 
besorgt  werde? 

an  freiwillige  Sachyentändige.  Jeder  Bewerber  hätte,  der  sehr  ausführlichen  Anfetnander- 
MtsoDg  gemisa,  dnea  allgemeinen  Plan  und  einen  einseinen  Abschnitt  als  Muster  einxnsenden; 
die  gesetsgebende  Yenammlang  würde  die  beste  Arbeit  anter  den  eingelaafenen  answihlen, 
and  ihr  Urheber  erhielte  nan  den  Auftrag  sa  einer  yoUstündigen  Entwerfüng  des  ganzen 
Qesetses.  Mitglieder  der  Venammlnng  sollen  ansgesehlossen  sein  ron  der  Mltwerbnng,  znr 
Bewahrong  ihrer  Unbefluigenheit  in  der  BeortheÜnng.  Beatham  yeisprlebt  sieh  yon  diesem 
seinem  Plane  nicht  nur  die  möglichst  besten  Gesetze,  sondern  anch  noch  eine  Reihe  yon  andern 
Vortheilen.  Letstere  mögen  Jedoch  hier  bei  Bette  gelassen  werden ,  da  sie  sieh  nieht  anf  den 
Gegenstand  selbst,  sondern  aaf  den  Staatsdienst,  die  allgemeine  staatliche  Bildung  o.  s.  w.  be- 
sieben,  überdiess  höchst  phantastisch  sind.  Was  aber  den  Gedanken  an  sich  betrifft,  so  ist 
unxweifelhafl  sn  nnterscheiden  «wischen  der  Verwendung  f^iwilliger  und  aasseramtlieher  Kräfte 
im  Aligemeinen  und  der  Bentttsong  derselben  su  dem  besonderen  yorgeschlagenen  Zwecke. 
Eine  Uerbeisiehung  sachyerständiger  aber  nicht  in  Amtsyerhältnissen,  wenigstens  nicht  in  den 
snnächst  hier  zur  Sprache  kommmenden  Aemtem,  stehender  Männer  an  Gesetsgebungsarbeiten 
ist  sicherlieh  ein  gana  liehtiger  Gedanke,  and  es  wird  dieselbe  aaeb  in  gegenwärtiger  Abhandlang 
in  doppelter  Form  in  Vorschlag  gebracht  werden,  nämlich  als  Enqudte  zur  Beibringung  yon 
Thatsachen  und  Gedanken,  sodann  als  Kritik  der  yon  den  amtlichen  Organen  ausgearbeiteten 
Bntwttrfe.  Allein  eines  nnr  kurzen  Nachdenkens  bedarf  es  doch,  um  zu  der  Einsicht  su  ge- 
langen, daas  die  yon  Bentham  yorgeschlagene  Verwendung  wo  nicht  geradezu  unmöglich,  so 
doch  im  höchsten  Grade  unzuträglich  wäre.  Diess  aber  unter  allen  an  sich  denkbaren  Vorans- 
setzungen  und  in  allen  Stadien  des  VerCshrens.  Zunächst  wttrde  nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
der  bunteste  Durcheinander  yon  Vorschlägen  entstehen,  wenn  (was  doch  wohl  B.'s  Ansicht 
ist)  die  Aufforderung  nur  im  Allgemeinen  erginge,  also  nur  der  Gegenstand  angegel>en  wäre, 
ohne  Beaeiehnnng  eines  Prindpes,  der  Ausdehnung  u.  s.  w.,  sam  Beispiele:  EntwerAing 
eines  StrafJB^eseubuches,  einer  bärgerlichen  Gerichtsordnung,  eines  Pfkndgesetses.  Hier  würden 
die  einzelnen  Binsendnogen  yon  den  yerschiedensten  Ausgangspuneten  ausgehen ,  die  ab- 
weiohendsten  Methoden  einhalten,  zu  den  entgegengesetztesten  Sigebnissen  führen.  Leieht 
könnten  sie  in  ihrer  Grundyerschiedenheitganz  incommensorabel  setn;  und  noch  leichter  möchte  bei 
der  einen  Arbeit  der  Grundgedanke  gut,  aber  die  Ausführung  unbranchbar,  bei  einer  andern  ein 
yerwerflloher  Ctedanke  mit  Gesohick  Und  Begabung  behandelt  sein.  Weldien  Plan  nun  wählen? 
Und  was  dann,  wenn  auch  die  BeortheUenden  ohne  gemeinschaftliche  Ansieht  ihren  subjectiyen 
AufBMSungeu  folgten,  und  die  Einen  diesem,  die  Andern  Jenem  Sntwnrfb  den  Vorzug  gäben, 
wenn  sich  gar  keine  absolute,  sondern  nnr  eine  relatiye  Mehrheit  unter  ihnen  herausstellte  ?  Wollte 
man  aber,  um  diesen  Schwierigkeiten  zu  entgehen,  bei  der  Aufforderung  den  gesetzgeberischen 
Gedanken  näber  bestimmen,  den  su  erreichenden  Zweck  yorsohreib^,  die  erlaubten  und  die 
sa  yermeidenden  Mittel  bezeichnen:  so  könnte  dlees  selbstredend  nur  naeh  einer  gründlichen 
Durcharbeitung  und  FeststeUung  der  ganzen  Aufgabe  geschehen.  Dann  aber  wäre  die  Haupt- 
arbeit schon  geschehen  und  eine  Hinausgabe  an  Dritte  zur  Ausführong  im  Binseinen  hätte  um 
•0  weniger  einen  Sinn,  als  man  hierbei  weit  weniger  einer  riehtigen  Anffassang  und  Dureh- 
fühnrng  sicher  wäre,  denn  bei  der  eigenen  Bearbeitung.  Nun  aber  noch  weiter.  Angenommen 
es  sei,  aaf  Hiesem  oder  auf  Jenem  Wege,  ein  Im  Ganzen  zu  billigender  Entwurf  sammt  einem 
Musterabsehnitte  yeranlasst  worden ,  so  würde  sich  —  da  doch  eine  darehgehende  Billigung 
aUes  und  Jedes  Vorgeschlagenen  kaum  Je  als  möglich  gedacht  werden  kann ,  —  wieder  die 
Altematlye  bilden,  entweder  die  Arbeit  ohne  Bezeichnung  der  nicht  zusagenden  Bestandtheile 
und  Riehtangen  zur  VoUendung  zurückzugeben,  oder  aber  die  für  nöthig  erachteten  Ver- 
änderungen su  bezeichnen  und  deren  Berfieksichtignng  su  yerlangen.  Im  ersteren  Falle  würde 
schliesslich  ein  Weck  geliefert  werden,  welches  auf  keine  Zustimmung  hoffen  könnte  und  bei 
dessen  nun  eintretender  Verwerfting  alle  bisherige  Mühe  und  Zeit  nutslos  yerschwendet,  gar 
nichts  SU  Stande  gebracht  wäre.  Im  andern  Falle  wttrde  die  entscheidende  Behörde  eben  so 
leicht  und  mit  grösserer  Sicherheit  eines  Erfolges  die  Arbeit  gleich  selbst  sn  Ende  führen. 
Mit  Einem  Worte,  der  Vorschlag  B.'s  beruht  anf  einer  Verkennuug  der  Ton  freiwilligen, 
aosserfaalb  derBntseheldang  stehenden  Sachyerständigen  mögllcherwelBe  su  leistenden  Beihülfe. 
Diese  kann  nicht  darin  bestehen,  dass  sl^  die  Arbelt  der  zur  Leitung  der  Staatsgeschäfte  be- 
stehenden Behörden  nach  ihrem  Gutdünken  besorgen ,  sondern  nnr  In  der  Lieferung  Ton  Bei- 
trägen und  Ton  Kritik  sa  einem  schon  in  seinen  Grundsügen  hexgesteUten  Werke.  Die  Organe 
des  StaatswiUens  können  die  Leltong  dar  öffentlichen  Angdegenhalten  nicht  aus  der  Hand 
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Unzweifelhaft  lassen  sich  ftbr  die  Bearbeitung  eines  Gesetzes  dardi  einen 
Einzelnen  manche  bedeutende  Qrttnde  anfahren.    So  vor  Allem  der  leb- 
haftere Antrieb  zu  mOgUcfast  vollkommener  Arbeit,  indem  bei   mehreren 
Jifitarbeitem  weder  das  Lob  einer  guten  Leistung  noch  der  Tadel    we^en 
einer  Yerfehlten  bestimmt  und  wirksam  genug  trifft.    Sodann  die  grössere 
Wahrscheinlichkeit^  einer  unpartheiischen  Beurtheilung  und  F^^rderan^   des 
Werkes,  weil  die  aus  persönlichen  und  nicht  aus  sachlichen  GrOmden  ver» 
theidigenden  und  unterstützenden  Freunde  nothwendig  bei  Mehreren  zahl- 
reicher und  somit  einflussreicher  sein  werden,  als  bei  einem  Einzigen.   Femer 
Zeiterspamiss.    Theils  wird  die  Festsetzung  des  Planes  und  .des  sachlichen 
Gedankens  weit  schneller  durch  einen  Einzelnen  erfolgen,  als  mittelst  einer 
Berathung  Mehrerer;  theils  fällt,  wo  nur  Einer  beauftragt  ist,   die   zeit- 
raubende Berathung  nach  Vollendung  der  Arbeit  weg,   welche   in   einem 
CoUegium  nothwendig  den  Schluss  der  Arbeit  bildet.   Weiter  ist  es  wenigstens 
wahrscheinlich,  dass  der  von  einem  Einzelnen  entworfene  Plan  in  sich  ein- 
heitlidier  und  folgerichtiger  ist,  als  wenn  Mehrere  zu  demselben  beigetragen 
haben.     Endlidi  ist  die  formale  Behandlung  und  die  Sprache  jedenfalls 
gleichförmiger,  wenn  sie  aus  Einer  Feder  kommt,  als  wenn  entweder  die 
yerschiedenen  Abschnitte  von  Verschiedenen  bearbeitet  werden,  oder  wenigstens 
Antrage  Anderer  bei  der  schliesslichen  Berathung  Annahme  finden  können  ^). 
—  Aber  freilich  liegt  auch  die  Möglichkeit  grosser  Uebelstftnde  vor.    Es 
ist  denkbar,  dass  ein  einzelner  Bearbeiter  den   Gedanken  unrichtig  oder 
sum  mindesten  einseitig  auSasst,  so  aber  entweder  ein   schlechtes  Gesetz 
yeranlasst,  oder  doch  eine  den  späteren  Beurtheilem,  dem  Staatsrathe  oder 
den  Ständen,  unannehmbar  erscheinende,  somit  ganz  nutzlose  Arbeit  macht 


geben  ohne  die  ▼ollftAndigste  Verwirrung  oder  ginilioben  StUlitand  in  Tenudaateu;  allein  ile 
kSnnen  nnd  eoUen  Jeden  gnten  Gedanken  benfttsen,  welchen  de  in  Erfahrung  sn  bringen  tot* 
Bfigen.  —  Nieht  so  gana  aoaierhalb  des  gewöhnliohen  Weges  liegt  ein  anderer  VoiMhlig, 
weichen  TelllKampf  (Verbessemng  des  Bechtssostandes  ,  8.  SS  tg,)  maoht;  obgleich  aneh  er 
eine  nähere  PrttAing  nicht  anshIUt   Ausgehend  nämlich  ron  der  Ansicht ,  dass  es  nieht  sowohl 
ganser  neuer  Gesetsbttcher  snr  genügenden  Uensteliong  der  Kechtsnormen  als  nur  einer  Naolihfilfe 
im  Binselnen  bedOrfe,  beantragt  der  Verf.,  in  Jedem  Btaate  eine  stehende  Gesetsgebongi- 
eommission  ans  HitgUedem  des  Jnstisministerioms,  der  Bechtsfhcnltäten  nnd  der  Gerichts  «h 
sammenansetaen,  welcher  von  Behörden  nnd  Privaten  alle  Anstände  nnd  Besohwerden  fiber  dsa 
Bechtsinstand  mitgetheilt  würden.  Dieselbe  hätte  nach  reiflicher  PrfiAmg  eine  allgemeine  Nonn  a« 
erlassen,  nnd  xwar  TOllkommen  selbstständig,  also  sowohl  ohne  OberanfUcht  nnd  Zastirnrnuag  dei 
Btamtsoberhaaptes,  so  wie  ohne  Mitwirkung  der  Stände.  Dnreh  eine  VerUndnng  der  Oommiisions« 
in  den  Terschiedenen  Ländern  könnte  ftberdiess  noch  eine  Gemeinsamkeit  des  Beehts  gsfordert 
werden.    So  gewiss  nnn  eine  Oommisslon  sur  Vorbereitung  nöthig  gewordener  Gesetse  an  der 
Stelle  ist,  so  wenig  kann  wohl  emstUeh  von  einer  souveränen  Behörde  dieser  Art  die  Bede 
sein,  welche  ohne  und  rieUeicht  gegen  den  WiUen  des  Staatsoberhauptes  und  der  Volkfver» 
tctttnng  die  Bechtsordnung  regelte.  Ist  schon  ttberhaapt  eine  Organisation  des  Staates  Dseh  der 
Gewaltentheilung  ein  ungiaeklieher ,  längst  auch  In  Wissenschaft  und  Leben  anilffegebeser  Ge- 
danke, so  wäre  die  Bildung  einer  unabhängigen  gesetagebenden  Gewalt,  welche  aas  weslfea, 
sur  Hälfte  Tom  Firsten  und  aur  andern  Hälfte  von  den  Ständen  ernannten  Personen  bei ttnde, 
geiadeau  eine  Ungeheueilicitkelt. 

i)  Vgl.  J.  Bentham,  OodiflcatieB  Piopesai,  fai  den  Works,  Bd.  IV,  S.  SM  fg.   (FNlUeli 
Bit  Untennisehung  der  wuuderliehaten  Uebertreiliungea  and  IdeosjakraaieeD.) 
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Wenn  Mehrere  schon  den  Grundgedanken  berathen  and  durch  förmliche 
Beschlussnahme  feststellen,  sp&ter  aber  den  ersten  Entwarf  ebenfalls  wieder 
gemeinschaftlich  prüfen  and  ordnen,  dann  ist  eine  amsichtige  and  die  ver- 
schiedenen Seiten  der  Frage  berftcksichtigende  Ueberlegong  weit  sidierer 
za  erwarten,  da  sich  sowohl  die  Ansichten  als  die  Kenntnisse  gegenseitig 
ergänzen  and  berichtigen.  Zweitens  mag  ein  Einzelner  eigenthflmlidie  Yor- 
ortheile  and  Idiosynkrasieen  haben,  welche  natOrlich  von  Mehreren  nicht 
ebenfalls  gehegt  werden.  Es  kann  sich  feme^  wohl  begeben,  dass  ein  Ein* 
zelner  gelegentlich  in  eine  Folgewidrigkeit  verfilllt  oder  eine  LtLcke  lässt; 
Mehrere  werden  bei  gemeinschaftlidier  Berathang  ohne  Zweifel  solche  Fehler 
bemerken  and  verbessern.  Endlich  ist  nicht  za  erwarten,  dass  Ein  ]^nn 
die  sänmitlicfaen  Theile  des  so  ausgedehnten  und  verschiedenartigen  Rechts^ 
systemes  gleichmfissig  beherrscht.  Wenn  denn  audi,  wie  begreiflich,  nur 
ein  mit  dem  Hauptgegenstande  des  Gesetzes  besonders  Vertrauter  den  Auf* 
trag  zur  Bearbeitung  erhalten  wird,  so  ist  doch  immerhin  möglich,  dass  das 
zu  entwerfende  Gesetz  wenigstens  mittelbar  auch  in  andere  ihm  weniger 
bekannte,  dann  aber  unrichtig  behandelte  Rechtstheile  einschlfigt. 

Diese  Nachtheile  überwiegen  ohne  Zweifel;  es  ist  daher  filr  die  Nieder- 
setzung eigener  Gesetzgebungscommissionen  zu  entscheiden  ^).  Und 
zwar  nicht  etwa  bloss,  wo  es  sidi  von  umfassenden  Gesetzen,  etwa  gar 
ganzen  Gesetzbüchern,  handelt,  sondern  selbst  schon  zur  Bearbeitung  kleinerer 
und  dem  Anscheine  nach  unbedeutender  Gesetze.  Auch  diese  sind  immerhin 
Theile  des  ganzen  Systemes  und  erfordern  somit  umsichtige  Erwfigung  sowie 
Einhaltung  der  allgemeinen  Richtung.  Ist  aber  einmal  eine  Aufgabe  in  der 
That  ganz  einfach,  dann  wird  auch  die  coUegialische  Behandlung  ohne 
grossen  Zeitverlust  oder  sonstige  Schwierigkeiten  vor  sich  gehen. 

Eine  zweite,  schwieriger  zu  beantwortende,  Frage  ist  es,  ob  eine 
st&ndige  Gesetzgebungscommission  oder  eine  für  jedes  einzelne  Ge- 
setz besonders  gebildete  den  Vorzug  verdient? 

Für  eine  beständige  Gommission  lassen  sich  ohne  Zweifel  manche  Gründe 
anführen.  Vorerst  die  Gleichförmigkeit  der  Behandlung  bei  verschiedenen 
gesetzgeberischen  Aufgaben.  Die  Gesetze  werden  ^durch  in  ihrer  ganzen 
Form  und  namentlich  auch  in  der  Sprache  denselben  Typus  erhalten,  was 
offenbar  das  Verständniss  derselben  erleichtert  und  die  Möglichkeit  von 
Gontroversen  vermindert '}.    Sodann  wird  die  häufigere  und  längere  üebung 


X)  YgL  Sohearlen,  AbflusoDg  von  Gesetsbflcheni,  8.  U5  ig» 

S)  Die  Folgen  eines  KangeU  an  iiuammenffeflwster  Yorbereitiinir  'von  Oeietien  werden  Ton 
Loid  Brongham  in  leiner  berühmten  Aedevom  J.  1845  ttber  SechttTerbesserang  in  folgender 
draetischer  Weise  geschildert:  „Kein  System,  niehts  was  einem  solohen  auch  nor  Ton  ferne 
gieiobt,  ist  Torhanden;  aUea  ist  von  nagefthr,  aUes  Ziiüiai,  alles  bUndes  Umhertappen,  ohne 
Begel  oder  Ffihrer,  ohne  Bleh^onct  oder  XTebereinstimmmig.  Die  roigesehlagenen  Qesetie 
haben  einen  doppelten  ürsprang;  entweder  gehen  sie  Ton  Btaatsstellen  aas,  oder  aber  Ton  eln- 
aelnen  Prlyatpersonen  (Parliamentamitgliedem,)  welche  ieh,  ohne  ihnen  nahe  sa  treten,  DiUetantea 
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aach  hier,  wie  bei  allen  menscUichen  Bescfaftftigangen,  eine  grossere  Ge- 
wandtheit ZOT  Folge  haben  nnd  sich  eine  zeitenparende  Pnuds  in  der  Be* 
handlang  des  Ganzen  nnd  der  Einzelheiten  bilden.    Nichts  ist  möglicher, 
als  dass  bei  einem  jeden  nenen  Gesetze  in  der  frisch  zosanunengesetzten 
Commission  schon  Aber  Vorfragen  und  Aber  die  Art  der  Behandlung   des 
Geschäftes  Terschiedene  Meinungen  geltend  gemacht  werden,  deren  £rOrteniiig 
nnd  Bchliessliche  Feststellung  viele  Zeit  in  Anspruch  nimmt;  während   bei 
einer  stehenden  Behörde  dieser  Kampf  nur  einmal  geführt  und  dann  f&r 
immer  entschieden  wird.    Audi  die  eigentlidie  Ausarbeitung  wird  schneller 
Tor  sich  gehen,  wenn  der  damit  Beauftragte  Oberhaupt  schon  längere  Uebang 
in  Gesetzgebungsarbeiten  hat.    Sdüiesslidb  kann  es  nur  zweckdienlich  sein, 
wenn  sich  bei  einer  Behörde  eine  UebersidKt  Ober  das  in  der  Gesetsgebang 
Beabsiditigte,  das  bereits  Geleistete  und  somit  das  noch  Rückständige  vor* 
findet,  sowie  eine  vollständige  Erüahrung  in  Betreff  der  verschiedenen  Arten 
von  Schwierigkeiten,  welche  die  Durchfahrung  von  Gesetzgebungsarbeiten  in 
deren  verschiedenen  Stadien  zu  haben  pflegt. 

Allein  die  MOnze  hat  auch  ihre  Kehrseite.  —  Vorerst  ist  es  nidit  iuh 
denkbar  und  selbst  nidit  unerhört,  dass  sich  in  einer  stehenden  Behörde 
allmälig  Gleichgütigkeit,  Yerzögerlichkeit  und  Schlendrian  ausbildet.  Eine 
regelmässige  Vornahme  bestimmter  Arbeit  hat  ohne  Zweifel  ihre  grossen 
Vortheile;  allein  sie  kann  auch  abstumpfen  und  die  Geistesarbeit  mag  zum 
Handwerke  werden.  Ein  soldies  geistloses  Gebahren  ist  aber,  wenn  es  sich 
in  einem  GoUegium  festgesetzt  hat,  um  so  übler,  weil  das  Verhalten  einer 
solchen  Behörde  im  Schlimmen  so  wie  im  Guten  nur  schwer  geändert  wird« 
Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es  dann,  dass  von  einer  verkommenen 
Gesetzgebungsoommission  entweder  nur  schlechte  oder  audi  gar  keine  Ar«- 
beiten  zu  erwarten  sind.  —  Sodann  kann  eine  bleibend  zusammengesetzte 
Gesetzgebungsstelle,  selbst  wenn  sie  thätig  bleibt,  dem  Vorwurfe  ausgesetzt 
sein,  veraltete  Ansichten  zu  beherbergen,  welche  von  der  ViTissenschaft  nnd 

Im  Oesetsffebeo  nennen  darf.  Aber  aneh  die  Staattstellen  sind  gtaa  getrennt  nnd  onabhinfls 
Ton  ef nander,  handeln  ohne  alle  Ueberelnstimmong  oder  Mittbeilnng,  sind  ToUatlndig  vnbekaaat 
mit  dem,  waa  die  flbrigen  thun.  Jede  geht  nach  ihren  besonderen  Omndsfttsen  ror,  wenn  über- 
haupt von  Omndsitsen  die  Bede  Ist;  Jede  hat  ihre  eigene  Ansicht  yon  dem  Gegenstände,  ttbw 
welche  die  andere  Oesetse  rerfertlgt;  Jede  hat  ihre  eigene  Terminologie;  Jede  ist  gemebhlo 
mit  der  andern  im  Widerspruche ,  wo  nicht  gar  in  entschiedenster  Feindseligkeit ....  Hie 
Folgen  einer  solchen  Nachlissigkeit  nnd  Systemlosigkeit  lassen  sich  leicht  Toraussehen.  Ei  ist 
eine  Hasse  Ton  Qesetsen  snsammengebracht  worden,  in  welcher  tieftte  Dunkeiheit  mit  ble»* 
dendem  Seitenllohte,  Magerkeit  der  Feststellung  mit  unentschuldbarer  Weitschweifigkeit,  Wieder- 
holung mit  Auslassung,  Widerspruch  mit  Oemelnplats  abwechselt;  eine  Masse,  welche  der  Be- 
selehnung  «Unsinn  und  Verwirrung*  nur  wegen  der  Achtung  entgeht ,  welche  man  einem 
fSrmliohen  Oesetse  schuldet*  —  Bis  an  einer  solchen  Formlosigkeit  und  LiederÜchkett  kaut 
freilich  in  einem  festlindisehen  Staate  die  Bechtsgesetsgebung  niemals  herunter  sinken,  weü 
hier  unter  allen  Umst&nden  mehr  Zusammenhalt  und  Plan  im  StaatMrganlimns  besteht;  sllein 
dass  auch  hier  bei  einer  Verschiedenheit  der  cur  Ausarbeitung  bestimmten  Behörden  ihnlieli« 
Miissfinde,  wenn  aoeh  In  geringerem  Masse,  TOfkommen  kttnaeii,  bedarf  wohl  nicht  ent  etai« 
Beweises. 
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Tielleicht  vom  Leben  schon  längst  aufgegeben  sind.  Sie  wird  ihrer  Mehrzahl 
nach  aus  älteren  Männern  bestehen,  theils  weil  in  eine  Behördq  solcher 
Art  nur  ausnahmsweise  Anfänger  im  Dienste  ernannt  werden,  theils  weil  die 
einmal  ernannten  Mitglieder  in  der  Regel  ihre  Stellen  behalten  und  somit 
in  denselben  altem.  Nun  ist  sicherlich  eine  'grosse  Erfahrung,  Ruhe  der 
Ueberlegung  und  Vorsicht  in  Versuchen,  wie  sie  eben  nur  ein  längeres  Leben 
geben  kann,  yon  hohem  Werthe  für  die  Gesetzgebung;  allein  Bedächtigkeit 
ist  doch  nur  eines  der  Erfordernisse.  Ebenso  nothwendig  ist  auch,  dass  der 
Gesetzgeber  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft  stehe,  durchaus  auf  dem  laufenden 
sei  in  Betreff  neuer  Gedanken  und  jüngst  hervorgetretener  Bedflrfnisse. 
Nur  selten  aber  besitzen  alte  Männer  noch  die  Lust  und  die  Beweglichkeit 
des  Geistes  zu  ununterbrochenem  Fortschreiten;  sie  sind  vielmehr  geneigt, 
das  in  ihren  kräftigeren  Jahren  Gedachte  und  Gewollte  als  das  Richtiggebliebene 
zu  betrachten  und  die  Leistungen  des  jtti^eren  Geschlechtes  zu  unterschätzen. 
Das  Gesetz  soU  aber  nicht  fOr  die  Vergangenheit,  sondern  für  die  Gegenwart 
und  wo  möglich  für  die  Zukunft  passen.  —  Ein  dritter  Punkt  ist  die 
unnöthige  Ausgabe,  welche  für  den  Staat  in  den  Zwischenzeiten  der  Gesetz- 
gebungsarbeiten erwächst.  Eine  ununterbrochene  Ausarbeitung  neuer  Rechts- 
gesetze ist  weder  nothwendig  noch  wünschenswerth;  eine  stehende  Gesetz- 
gebungscommission wird  also  oft  längere  Zeit  wenig  oder  gar  nicht  beschäftigt 
sein.  Sind  nun  aber  die  Stellen  in  denselben  als  ein  bleibender  Auftrag 
gegeben,  so  wird  sich  auch  ein  Gehalt  an  dieselben  knüpfen,  dieser  aber 
auch  in  Zeiten  der  Brache  fortgehen.  Solches  ist  nun  nicht  nur  an  sich 
ein  Uebelstand,  sondern  es  kann  auch  noch  zu  dem  weiteren,  grösseren 
führen,  dsfes  bei  der  Ernennung  zum  Mitgliede  nicht  immer  nur  auf  die 
vorzugsweise  Befähigung  Rücksicht  genommen  wird,  sondern  auch  auf  die 
Verleihung  eines  verhältnissmässig  mit  geringer^  Arbeit  zu  verdienenden 
Einkommens  an  einen  Günstling  oder  Veteranen  im  Dienste. 

Wo  sich  Gründe  und  Gegengründe  so  die  Wagschale  halten,  ist  eine 
Entscheidung  nicht  leicht  zu  treffen,  und  jeden  Falles  muss,  mag  der  Ent- 
schluss  ausfallen  wie  er  will,  auf  theilweise  Missstände  gerechnet  werden. 
Am  besten  noch  wird  eine  Unterscheidung  verschiedener  Verhältnisse  wirken. 
—  Einer  Seits  nämlich  sind  kleinere  Staaten  ins  Auge  zu  fassen,  welche 
nur  selten  umfassende  selbstständige  Gesetze  entwerfen,  sondern  sich  lieber 
mit  fremden  Arbeiten  behelfen  ^) ;  ferner  selbst  in  grösseren  Staaten  soldie 
Zustände  der  Rechtsgesetzgebung,  in  welchen  voraussichtlich  in  längerer 
Zeit  keine  bedeutenden  neuen  Arbeiten  erforderlich  sind.  Hier  ist  unzweifel- 
haft die  jedesmalige  Bildung  einer  besonderen  Commission  beim  Eintritte 
eines  Bedür&isses  das  richtigere  Verfahren.   Die  eben  angedeuteten  Uebel- 


1)  S.  unten,  |  S6  und  88. 

T.  Mohl,  Staattrecbt    Bd.  IL 
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■Unde  einer  bleibeDden  Beaetzang,  (welche  oberdiess  gerade  in    den    ge- 
machten  Unterstelliuigen  besonders  empfindlich  hervortreten  wOrdea,)    CaUec 
selbstredend  veg,  and  w&hrend  die,  allerdings  anch  zn  missenden,    Vortheilc 
wenigstens  theilweise  dordi  eine  ridjtige  Answahl  der  Arbeitakz-ftft«    und 
durch  besonderen  Eifer  in  Anwendung  derselben  ersetzt  werden  können.  — 
Anders  in  einem  grossen  Reiche,  weldies  fortwährender  GesetzgehaDKsari>eiteii 
bedarf,  oder  da,  wo  es  sich  von  einer  Tollst&ndigen  Umbildung    des    ge- 
■ammten  Bechtsstoffes,  also  von  einer  sehr  weit  anssebenden  und  verzweigten 
Arbeit,  handelL    Hier  ist  unzweifelhaft  eine  beständige  Commission   nicht 
zn  entbehren.   Schon  zur  Erhaltong  der  Uebersidit  nnd  zur  Bewahrung  des 
leitenden  Fadens  ist  sie  in  aolchen  Fällen  nothwendig;  und  leicht   könnte 
das  Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Coaunissionen,  welthc   je    dnrcii 
den  Gnindsatz  vereinzelter  AnftrSge    erzeogt  würden,    zur  grfissten   Ter- 
wirmng  und  zn  unberechenbarem  Zeitverluste  fahren.    Die  »aiddiclie  Yer- 
sdiiedenbeit  der  Ao^aben  ist  so  wenig  ein  Gmnd  zor  Zersplitterong,   dasa 
vielmehr  gerade  sie  einen  Mittelpnnct  und  eine  regelnde   Gewalt  fordeit. 
Den  m  fitrcbtenden  Uebelständen  eines  ständigen  Auftrages  aber  raosa  maa 
durch  eine  doppelte  Hassregel  entgegen  in  wirken  suchen,  deren  grösserer 
Aufwand  hier  nidkt  in  Betrachtung  kommt.    Einmal  hat  sich  die  Begiemng 
vorzubehalten,  fOr  besondere  Zwecke  ausserordentliche  Mitglieder  zn  be- 
stellen, damit  seltenere  Fachkenntnisse  benutzt  oder  offenbare  Lttdien  in 
der  Bef&bigung  der  regelmässigen  Mitglieder  ergänzt  werden  mOgen.     Je 
nach  dem  Gegenstände  einer  Aufgabe  mOgen  auch  Nichtrechtegelehrte  bei- 
gezogen werden,  z.  B.  Eanflente  bei  der  Aosarbeitong  von  Handelagesetien. 
Zweitens  ist  die  Commission  zahlreich  zu  besetzen,  damit  die  Vorarbeiten 
fOr  die  einzelnen  Gesetze  immer  an  Solche  gegeben  werden  können,  welche 
in  dem  betreffenden  Bechtatheile  grOndliche  Kenntnisse  nnd  nberttaupt  die 
-  etwa  erforderliche  besondere  Beflthigung  besitzen.   Die  Berathnng  Ober  den 
fertigen  Entwurf  kann  dann  anstandlos  anch  von  einer  grösseren  Commission 
TOFgenommen  werden '). 

Ton  wesentlichster  Bedentnng  ist  nattlrlich  die  Z  u  samm  e  n  s  e  tzung  der 


I)  DIeie  Fordsnuiz  eiDcr  lahlisIaheD  B«i«Uiuik  ichslot  det  Anilght  tob  BohsBrlea, 
Atfuiiuw  ainer  ProutMOrdiuiiiK,  S.  in,  w«lehei  nu  glwft  lecbi  HltKlladei  »UmI(  taM, 
nnd  TOD  KlIkK,  ■.  %.  O.,  8. 1,  welcber  dien  Auichl  bllll«t,  la  widenpreehen.  AUdi  am  W 
tu  der  Thal  wohl  nicht  w.  Schinilen  hat  Dar  eine  beundere  Commluian  mit  einer  befUmmUi 
Anflehe  Im  Aoze,  wo  denn  Jena  kleinere  Zahl  aurelchen  ma«.  Kllha  aber  «idenprieht  dek 
•elb(t  tai  der  Fol^e ,  Indem  ei  etae  ganie  Helhe  von  BetlhlKanKeii  und  Stallmijren  TtrtreCeg 
haben  Will,  irae  denn  eine  Irelt  grauere  Auidehnnnff  dei  Cotlegliuni  im  nolhwendlgte  Tolgt 
bkna.  Die  Zahlfta^  wird  iloh  haDpUIcfallch  darnach  enUchelden,  oh  oft  iu>d  In  aurekbtGdnn 
Huie  uiwenrdentllche  Mitglieder  belgeiOBen  werden  «ollen ,  oder  ab  nun  die  GoDmluloa 
Mihi«  wanIgMene  tdr  die  Begel  genügend  anHlaltan  will?  Letiterta  enchelat  nnn,  Id  [tinHii 
SUalen,  dai  Bitbllehera.  Der  von  Kllka  geltend  gemachte  Anrsaad  kann  *bai  UdH  li  Be- 
traebl  kommen,  da  die  den  Hilgliedeni  m  gewährende  Beiahnung  nicht  bedeolend  la  mUi 
bianobt,  well  dieaalban  ilLmmtlldi  noch  andere  StaaUmtec  bekleiden  und  aooh  dJiHO,  mit 
Anenahma  der  elgentUeb  Aiuaibelteadeo,  In  der  Hegel  ildi  widmen  kionen. 


£-vfV7 


-t_ 


»f 


I 


Die  Gesetzgebangscommission.  49$ 

Commission  (oder  der  Commissionen.)  Es  ist  dabei  zweierlei  zu  beachten: 
die  Beftbigong  des  einzelnen  Mitgliedes  an  sieb;  sodann  die  ricbtige  Mi- 
schang  der  Bestandtbeile.  —  Um  als  nOtzliches  Mitglied  einer  Gesetzgebangs- 
Commission  wirken  zu  können,  ist  ohne  Zweifel  eine  Reibe  von  bedeutenden 
und  nicht  eben  häufig  in  demselben  Manne  vereinigten  Eigenschaften  er- 
forderlich, nämlich:  genaue  Kenntniss  und  wissenschaftliche  Beherrschung 
des  bestehenden  Reehtszustandes;  Bekanntschaft  mit  den  Forderungen  des 
Lebens  im  bestimmten  Lande  und  in  der  gegebenen  Zeit^);  freier  Blick 
und  Muth  zu  neuen  Gedanken,  jedoch  innig  verbunden  mit  einer  Achtung 
vor  dem  thats&chlichen  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  und  mit  gesundem 
Urtheile,  iteldies  sich  nidit  von  jedem  Neuesten,  bloss  weil  es  solches  ist, 
hinreissen  lässt;  Meisterschaft  über  die  Sprache ').  Bei  den  zu  der  eigent- 
lichen Ausarbeitung  Bestimmten  ist  auch  noch  eiserner  Fleiss  und  somit 
Gesundheit  unerlässlich.  —  Es  genügt  jedoch  noch  keineswegs,  wenn  selbst 
lauter  Männer  solcher  Art  bestimmt  werden:  sie  müssen  aucb  in  einer  Weise^ 
gemisdit  sein,  welche  die  ebenmässige  Befriedigung  der  versdiiedenseitigen 
Forderungen  an  ein  gutes  Gesetz  in  Aussicht  stellt.  Hierzu  gehört  aber 
wieder  Mancherlei.  Vor  Allem  müssen  sowohl  Theoretiker  als  Praetiker  in 
die  Commission  gesetzt  werden ;  jene  zur  Beibringung  des  ganzen  Gedanken<- 
vorrathes,  zur  Sorge  fOr  logische  Ordnung  und  zur  Ausarbeitung  in  den 
feineren  Beziehungen  und  Folgerungen;  diese  zur  BeurtheUung  der  Aus- 
führbarkeit einer  Yorsdirift,  der  Zweckmässigkeit  einer  Form  und  der  quan- 
titativen Bedeutung  einer  Bestimmung.  Sodann  ist,  in  einem  grösseren 
Staate  wenigstens,  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  versddedenen  Landes- 
theile  durch  genau  mit  äiren  Zuständen  und  etwaigen  Gewohnheitsrechten 
bekannte  Mitglieder  vertreten  sind.  Auch  wenn  ein  ganz  gleidiförmiges 
Gesetz  entworfen  werden  soll,  muss  doch  genaues  Bewusstsein  dessen,  was 
bisher  bestand  und  nun  vielleicht  beseitigt  werden  soll,  v(M*handen  sein; 
davon  nicht  zu  reden,  dass  möglicherweise  unter  den  örtlichen  Anstalten^ 
und  Bechtsgebr&uchen  sich  sehr  richtige  Gedanken  befinden  mögen,  deren 
Verwendung  nur  ein  Nutzen  wäre.  Endlich  dürfen  die  Theilnehmer  am- 
Gesetzgebungswerke  weder  nur  Einer  Stufe  der  Gterichtsorganisation  ent- 
nommen sein,  damit  die  gesammte  Erfahrung  des  Bichterstandes  benützt  werde,. 


1)  Bin  höchst  wnnderilcher  Oedaake  war  m  daher,  wenn  Miner  Zeit  die  nmiflohe  Ee> 
gierung  herühmte  anfllindische  Rechtsgelehrte  (s.  B.  Thibaat)  zu  MitgUedem  der  Oeseta- 
gebnngsbehörde  ernannte.  Was  Iconnten  Solche  Gutes  wirken  in  einem  ihnen  yöUig  anbekannten 
Bechtsznstande  und  ebenso  unbekannten  Lande?  —  Auf  die  Spitse  aber  treibt  J.  Bentham 
die  Verkehrtheit,  wenn  er  sogar  grundsfttxlich  nur  einem  Fremden  die  Bearbeitung  von  Geseta- 
bttchem  tibertragen  will,  weil  dieser  yon  üblen  örtlichen  Einflössen  firei  sei,  die  Gttte  der  Arbeit 
nicht  aber  sowohl  tob  der  Kenntniss  der  thatsächllehen  Verliftltnisse,  als  Ton  dem  Besftae  der- 
xlchtigen  allgemeinen  GrundsAtse  abhänge.    8.  Codiflcatlon  Proposal,  8.  500  fg. 

f)  Vgl.  Geib,  Die  Reform  des  d.  Rechtslebens,  8.  175  fg.;  Kitka,  Ueber  das  Verfahren 
bei  Abfassung  ron  Gesetsbfldiem,  8.  6  Ijgr. 
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noch  auch  bloss  aas  Richtern  bestehen ,  sondern  es  müssen  ancfa 
AdTOcaten  beigegeben  werden.    Handelt  es  sich  von  Gerichtsoiganisationeii, 
so  sind  aach  Yerwaltnngsbeamte  zuzuziehen. 

Yon  selbst  leuditet  ein,  dass  ein  gedeihliches  Fortschreiten  der  Arbeiten 
und  eine  grOndliche  Ueberlegung  der  Feststellungen  bedingt  ist  durch   die 
den  Commissionsmitgliedem  gewährte  Befreiung  von  anderweitigen 
Geschäften.    Ebenso  aber,  dass  hierin  ein  Unterschied  stattfindet.    Die 
mit  der  Ausarbeitung  des  Ganzen  oder  wesentUdier  Bruchstflcke  desselben 
Betrauten  müssen  unzweifelhaft  von  allen  sonstigen  AmtsgesdbAften  losige- 
sprochen  werden,  damit  sie  ihre  ganze  Zeit  der  Gesetzgebungsarbeit  widmen 
können.    Bei  den  flbrigen  Mitgliedern  ist  diess  nicht  in  solcher  Ausdehnung 
nothwendig;   doch  ist  während  der  Dauer   der  Gesammtberathungen  zur 
Grundlegung  und  beim  Ende  der  Arbeit  eine  ausgiebige  Müsse  ebenfedls 
unerlässlidi,  wenn  nicht  schädlidie  und  widerwärtige  Verschleppung  oder 
oberflächliche  Betheiligung  eintreten  soll. 

Ueber  die  Art  der  Arbeiten  in  einer  Gesetzgebungsconmiission  ist 
eine  ausfährliche  Erörterung  wohl  kaum  nöthig.  Ein  yierÜEudies,  scharf  ge- 
schiedenes Stadium  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  nämlich:  1}  die  allgemeine 
Besprechung  und  Feststellung  des  Gedankens,  soweit  dieser  nicht  schon 
Yon  der  höheren  Behörde  gegeben  ist,  jedeuMs  des  Planes  für  das  Gesetz; 
2)  die  hierauf  begründete  Ausarbeitung  des  ersten  Entwurfes;.  3)  die  Be- 
rathung  und  Yerbesserung  desselben  in  der  vollen  Versammlung  (nach 
Torgängiger  vollständiger  Mittheilung  an  sämmtliche  Mitglieder)  und  die 
schliessliche  Feststellung,  soweit  diese  von  der  Gommission  abhängt;  endlich 
4)  die  Redaction  nach  diesen  Beschlüssen  und  Billigung  derselben.  —  Es 
sind  nur  über  zwei  dieser  Beschäftigungen  besondere  Bemerkungen  zu  machen. 

Die  Feststellung  des  Gedankens  ist  natürlich  die  Hauptsache. 
Ohne  einen  bestimmten  Beschluss  über  den  durch  das  Gesetz  zu  erreichenden 
Zweck  und  über  die  wesentlichen  zu  dessen  Erreichung  einzuschlagenden 
Mittel  würde  der  mit  der  Ausarbeitung  des  Entwurfes  Beauftragte  der 
Gefahr  ausgesetzt  sein,  seine  vielleicht  sehr  mühselige  und  langwierige  Arbeit 
umsonst  gemacht  zu  haben,  falls  es  sich  nämlich  bei  der  Prüfung  derselben 
zeigen  sollte,  dass  die  Mehrzahl  der  Behörde  eine  wesentlich  verschiedene 
Anschauung  von  der  Aufgabe  und  von  den  zu  ihrer  Lösung  dienenden 
Mitteln  habe.  Die  ganze  bisher  verwendete  Zeit^  und  Arbeit  wäre  im  Zweifel 
weggeworfen,  da  eine  Verarbeitung  im  Sinne  der  Mehrheit  selten  thunlich 
sein  möchte,  wo  der  Grundgedanke  selbst  umgestossen  wäre.  Im  Gegen« 
theile  würden  Versuche  hierzu  wahrscheinlich  nach  vieler  Mühe  doch  nur 
zu  einer  Pfuscherei  führen,  und  dürften  namentlich  Folgewidrigkeiten,  be- 
sonders bei  ausführlichen  Gesetzen,  schwer  zu  vermeiden  sein.  —  Es  ist 
daher  bei  der  ersten  Feststellung  des  Zweckes  und  des  Planes  mit  aller 
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ümsiclit  und  GiUndlidikeit  zu  yerCahren,  und  bei  einem  irgend  schwierigen 
oder  ausführlichen  Gegenstande  die  Aosarbeitang  eines  Referates  nnd  Ck>r- 
referates  nicht  zu  vermeiden.  Der  anscheinend  grosse  Zeitaufwand  wird 
sich  in  Folge  auf  das  reichlichste  ersetzen;  und  was  etwa  an  Genialitftt 
des  Ausarbeitenden  verloren  geht,  an  Erleichterung  seines  Geschfiftes  und 
an  Gemessenheit  des  Erzeugnisses  gewonnen  werden.  Dass  das  Ergebniss 
der  Yorberathung  scharf  und  in  seinen  einzelnen  Punkten  abgefasst  und 
schriftlich  niedergelegt  werden  muss,  ist  zur  Sicherstellung  des  Ausarbeitens 
sowohl  als  der  Mehrheit  der  Commission  unerlässlich. 

Eine  sehr  wichtige  zweite  Frage  ist  es,  ob  die  Ausarbeitung  des  ersten 
Entwurfes  einem  Einzelnen  zu  übergeben  ist,  oder  ob  sie  besser  in  ver- 
schiedene Abtheilungen  gebracht  und  eben  so  vielen  Mtgliedem  zu  gleich*- 
zeitiger  Erledigung  zugetheilt  wird?  —  Bei  kleinen  Gesetzen  versteht  sich 
natürlich  die  einheitliche  Arbeit  von  selbst;  bei  umfassenden  dagegen  ist  die 
Antwort  sehr  zweifelhaft.  Die  Yortheile  einer  einheitlichen  Bearbeitung 
bestehen  in  der  Gleichförmigkeit  der  Behandlung  und  Sprache;  in  dem  zu 
vermuthenden  inneren  Zusammenhange  der  einzelnen  Theile  und  Sätze ;  in  der 
Vermeidung  von  Doppelbearbeitungen  und  von  gegenseitigen  Zuschiebungen; 
in  der  Beauftragung  des  für  das  Geschäft  tauglichsten  Mannes.  Dagegen 
lässt  sich  aber  anführen  der  weit  grossere  Zeitbedarf  und,  wenigstens  mög-* 
Hcherweise,  die  ungleiche  Befähigung  des  einen  Arbeiters  fOr  die  verschie- 
denen Theile  der  Aufgabe.  Bei  umfassenden  Gesetzen,  namentlich  gar  bei 
ganzen  Gesetzbüchern  sind  nun  offenbar  die  eben  genannten  Nachtheile 
überwiegend,  und  es  muss  also  eine  passende  Yertheilung  stattfinden.  Die 
allerdings  nicht  zu  läugnenden  Gefahren  einer  gleichzeitigen  Beschäftigung 
Mehrerer  mit  verschiedenen  Stücken  desselben  Ganzen  lassen  sich  durch 
eine  doppelte  Vorkehrung  grossentheils  beseitigen.  Einmal  durch  eine  be« 
ständige  Verbindung  der  verschiedenen  Arbeiter  mit  einander,  und  namentlich 
eine  alsbaldige  Mittheilung  solcher  Puncte,  welche  nothwendig  von  Einfluss 
auf  die  Arbeit  eines  der  übrigen  sein  müssen.  Zweitens  durch  die  Be- 
zeichnung eines  Chefredacteurs ,  welcher  die  vollendeten  einzelnen  Stücke 

« 

zusammenzustellen  und  in  formeller  und  sachlicher  Beziehung  zu  einem 
Ganzen  zu  bilden  hat,  ehe  es  der  allgemeinen  Berathung  der  Commission 
unterstellt  wird  *). 

§  15. 
Staatsrate  —  Gesammtministerium. 

Die  von  der  Gesetzgebungscommmission  hergestellte  Arbeit  ist  allerdings 
die  Grundlage  von  allem  Weiteren.    In  Betreff  des  Inhaltes  ist  sie  das 


1)  VgL  Sehen rlen,  Abfasnuig  ron  Oesetsbflclieni ,  8.  116.    A.  H.  ist  Kltka,  welcher 
(8.  IS  i^.)  »ach  bei  nmfluaenden  Gesetzbttcheni  immer  nur  Einen  Bearbeiter  Terlangt. 
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£rgebiii«8  einer  grOadlicheii  BrOrtemng  wohlTorbereiteter  8aciiT6¥8tJUMlig-:* 
Uosiditlich  der  Form  die  bestumiite  Faasang  des  Gedankens  in    einer  det 
Fordemogen  der  Wissenschaft  and  des  Gerichtsgebraucbes  gemAssen  SprsKZr 
Es  liegt  also  ein  im  Gänsen  und  in  allen  einselnen  Theilen  benrtlteilbarer. 
geordneter  nnd  ttbersicfatlicfaer  Vorschlag  vor. 

Damit  ist  aber  keineswegs  gesagt,  dass  von  Seiten  der  Staatsgewalt 
nun  keine  weitere  Deberlegnng  nothwendig  oder  wenigstens  sweckmJtesig  sd. 
Es  mag  sein ,  dass  in  technisdi  juristischer  Beziehung  weitere  Erörteningei: 
nicht  viel  Anderes  und  Besseres  beizutragen  TermOgen,  (eine  gute  Besetzung 
der  Commission  Torausgesetzt;)  allein  es  ist  wünschenswerth,  dass  nun  ancL 
Yom  staatsm&nnischen  Standpuncte  aus  der  Plan  und  die  Ausftlhnuig  erwogen 
werde.    Allerdings  ist  es  gleich  you  An&ng  an  Aufgabe  des  Jostizministers 
gewesen,  diesen  Standpunct  nicht  zu  flbersehen,  allein  ob  er  dieser  Aufgabe 
nachgekommen  ist,  und  zwar  in  ihrem  vollen  Umfange,  muss  um  so  mehr 
besonders  untersucht  werden,  als  möglicherweise  die  entfernteren  Folgerungen 
eines  Beditsgesetzes  in  Theilen  des  Staatslebens  und  der  Staatsordnung 
fOhlbar  sein  können,  welche  vom  Gesichtskreise,  der  Erfahrung  und  den 
Kenntnissen  eines  Rechtsgelehrten  weit  abliegen.    Ausser  der  Richtigkeit  des 
im  Gesetze  zur  Greltung  zu  bringenden  Rechtsgedankens  ist  also  namentlich 
auch  zu  prtlfen,  ob  ein  Act  der  Gesetzgebung  überhaupt  gerade  itzt  zeit- 
gemflss  sei,  und  muss  die  politische  Tragweite  der  von  der  Commission  in 
Antrag  gebrachten  Bestimmungen  Überlegt  werden.  Dabei  mögen  denn  immer 
auch  noch  Verbesserungen  im  Einzelnen  stattfinden,  indem  ein  Gesetz- 
gebungswerk nur  mit  Nutzen  von  Männern  verschiedener  Begabung  und 
Richtung  untersucht  wird.    Zu  einer  solchen  staatsm&nnischen  PrOfong  der 
Gesetzesentwtlrfe  sind  zwei  Möglichkeiten  vorhanden,  welche  sidi  abrigens 
keineswegs  ausschliessen ;  nftmlich  Berathung  in  einem  Staatsrathe  (Ge- 
heimrathe   u.  s.  w.)    oder   Erörterung    im    Ministerrathe    (Gesanunt- 
ministerium,  Staatsministerium.)    Es  besteht  aber  hinsichüidi  der  Anwendong 
des  einen  oder  des  andern  dieser  Mittel,  oder  auch  wohl  beider,  insofeme 
ein  unterschied  zwischen  unbeschränkten  und  repräsentativen  Staaten,  als  in 
jenen   der  Bestand    eines  Gesammtministeriums    keine    unbedingte  Noth- 
wendigkeit  ist,  in  diesen  dagegen  der  Staatsrath  fehlen  kann. 

Es^ist  hier  nicht  der  Ort  die  sämmtlichen  Verwendungen  nfther  zu  er- 
örtern, zu  welchen  ein  Staatsrath  dienen  mag,  um  damit  den  Beweis  za 
liefern^  dass  die  Richtung  einer  solchen  Behörde  bedeutende  Vortheile  gewährt 
und  allen  Staaten,  welche  gross  genug  sind  zur  Aufbringung  der  Mittel,  das 
Bestehen  eines  solchen  zu  empfehlen  ist  ^).    Hier  handelt  es  sich  zonftchst 


1)  Da  sowohl  das  Verwaltnngsrocht  als  die  Verwaltuigspolltik  fast  nar  in  Frankreich 
wteseoschattUch  bearbeitet  wird,  so  Ist  die  Literatur  aach  Über  den  Staatsratli  lieluhe  »»• 
schliesslich  eine  firansitoUche,  and  liefft  ihr  mehr  oder  weniger  die  positire  QeieUfebaog  doi 


^rfCflSfcT'- 


Staatsrath.  •—  Gesammtministeriiim.  503 


)ei 


nur  davon  zu  zeigen,  von  welcher  Bedentang  fllr  eine  gute  Rechtflgesetz- 
gebung  es  Jst,  wenn  dieselbe  im  Lanfe  ihrer  Yorbereitnng  anch  der  PrOfang 
einer  solchen  Versammlnng  hochgestellter,  durch  Begabnng  und  Erfohmng 
in  öffentlichen  Angelegenheiten  ausgezeichneter  Staatsmänner  unterstellt  wird. . 
Die  GrOndä  liegen  auf  der  Hand.  Wenn  der  Staatsrath,  wie  es  in  der 
Natur  der  Sache  liegt,  mit  der  höheren  Beurtheilung  aller  widitigen  Fragen 
im  Staatsleben  beauftragt  wird;  wenn  femer,  was  wenigstens  sehr  anzurathen 
5  ^Qioij:  igi^  ^QY  Staatsrath  auch  oberste  entscheidende  Behörde  in  administrativ-con- 
Q-  le'ji^fZ;  tentiöseni  Sachen  ist^):  so  ergibt  sich  von  selbst,  dass  seine  Prüfung  eines 
^'''^^k:  beabsichtigten  Rechtsgesetzes  nur  von  entschiedenem  Nutzen  sein  kann. 
6Am.zs'.  Einmal  ist  eine  solche  Yersaibmlung  durch  den  ganzen  Inhalt  ihrer  Geschalte 
t  des  j£:  bekannt  mit  den  Bedür&iissen  der  verschiedenen  Theile  des  Landes  und  des 
^^''^^'-  Staatsdienstes;  sie  ist  gewohnt  die  Massregeln  der  Regierung  aus  einem 

lasssi  allgemeinen  Standpuncte  aufzulassen  und  deren  Wirkung  fOr  die  Gresammtheit 

'Aemf^  der  Zustände  zu  beurtheilen;  sie  kennt  die  allgemeine  politische  Richtung 

k  ii^z  der  Regierung  und  deren  Plane.  Auf  der  anderen  Seite  weiss  sie  aus  ihrer 

^^  richterlichen  Erfahrung  wenigstens,  welche  Punkte   es  hauptsächlich  sind, 

rB:^.  wegen  deren  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  den  Unterthanen  als  solchen  und 

i«i}  :ä£  der  Regierung  zu  entstehen  pflegen,  und  wo  Lücken  und  Zweifel  im  Öffentlichen 

':^z:  Rechte  bestehen.    Es  mag  nun  wohl  sein,  dass  bei  manchen,  namentlich 

kleineren,  Rechtsgesetzen  diese  höhere  Auffassung  keine  Verwendung  findet 


.'jSiä 


usa: 


is:s 


m  ^  Ijandes  über  diesen  TheU  dea  StaatsoiganiBmna  sn  Gmnde.   Es  hat  solches  jedooh  seihst  hei 

allgpemeinen  Stadien  Über  die  Fra^re  in  so  ferne  weniger  zn  saffen,  als  die  Einrichtung  und  Auf- 
gabe des  französischen  Staatsrathes,  selbst  wenn  man  ihn  nur  seit  seiner  Wiedereinrichtong 

/t^:  unter  dem  Consalate  ins  Auge  Iksst,  sehr  gewechselt  liat,  somit  ganz  rerschiedene  Oedanken 

aar  Besprechung  lEommen.  Die  Zahl  der  französischen  Werke  aber,  welche  vom  Staatsrath« 
handeln,  ist  bedeutend,  und  es  beschäftigen  sich  dieselben  theils  geschichtlich,  theils  dogmatisch, 

'jl^  7  theils  endlich  kritisch  mit  ihm.    VgL  meine  Oescliichte  und  Literatur  der  Bt-W.,  Bd.  III, 

8.  S45  fg.  Zur  nächsten  Zarechtflndnng  dürften  sich  nachstehende  am  besten  eignen:  1)  all 
kurze  und  geistreiche  geschichtliche  Uebersicht  über  die  Tcrschiedenen  Einrichtungen  und 
Zwecke  des  Staatsrathes:  Ylvien,  ifetudes  admhüstratiyes.  ^  9,  Par.,  1859,  Bd.  Ij  B,  99  tg,*, 
8)  als  dogmatische  DarsteUung  der  Ordnung  unter  der  Karte:  Cormenin,  Droit  adminlstratif« 
£d.  5,  Par.,  1840,  Bd.  I,  S.  S  fg. ;  3)  als  gleiche  Darstellung  für  die  Ordnung  des  zweiten  Kaiser- 
reiches: Dnfour,  Droit  adminlstratif.  iSd.  9,  Par.,  1854,  Bd«  II,  8.  194  fg.  und  Laferfiöre, 
Cours  de  droit  public,  ild.  5.,  Par.,  1860,  Bd.  I,  8.  153  fg.;-  4)  als  Kritik  aber:  P  ist  oje,  Du 
consell  d'ötat.  Par.,  1845.  —  AusführUche  Kachrichten  über  die  Staatsräthe  rerschiedener 
deutscher  und  ausserdeutselier  Staaten,  freilich  sum  TheUe  itzt  veraltet,  sind  an  finden  in 
Malchus,  Verwaltungspolitik,  Bd.  I,  8.  77  fg, 

1}  Die  Anpreisung  einer  eigenen  Verwaltungsrechtspflege  ist  freilich  in  den  Augen  der 
meisten  unserer  deutschen  Sechtagelehrten  eine  arge  Ketzerei;  sie  verlangen,  dass  auch  die 
Bechtsstreitigkeiten  zwischen  der  Staatsgewalt  und  den  Unterthanen  als  solchen  vor  die  ge- 
wölinllchen  bürgerlichen  Gerichte  gewiesen  werden.  'Der  Gegenstand  steht  hier  nicht  zur  Be- 
*  sprechung,  und  es  muss  also  der  Nachweis ,  dass  dieses  Verlangen  ebenso  unrichtig  im  Grund- 
sätze als  nachtheilig  für  die  Bürger  selbst  ist,  unterbleiben.  Es  sei  Jedoch  erlaubt,  auch  die 
Gelegenheit,  wo  nur  im  Allgemeinen  vom  Staatsräthe  und  seinen  Auljg^ben  die  Bede  ist,  nicht 
unbenutzt  zu  lassen  um  wenigstens  mit  einem  Worte  Verwahrung  einzulegen  gegen  eise 
theoretische  und  practische  Verkehrtheit ,  deren  weit  verbreitete  Annahme  hauptsächlich  mit 
Schuld  ist  an  der  geringen  Ausbildung  und  grossen  Unsicherheit  des  Verwaltungsrechtes  in 
Deutschland.    Näheres  s.  inmeiner  Geschiebte  und  Ut.  der  8t-W.,  Bd.  III,  8.  908  1^. 
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zur  Beartheilung  von  Inbalt  und  Form  des  Yorgesofalageneii;     ^mein   wenig- 
stens bei  allen  wichtigeren  neuen  Bestimmungen  fOr  die  Reditsopdiiai]^  ist 
eine  solche  Uebersdiau  von  grossem  Werthe.    Vor  Allem  bedArif    es    einer 
Ueberlegung,  ob  es  zweckmassig  ist,  die  Zeit  und  die  Kraft  der  v^ersdiiedeDei} 
Staatsorgane  gerade  itzt  für  die  Torliegende  Frage  in  Anspruch   xmz    nehmen: 
insbesondere  in  einem  constitutionellen  Staate,  ob  es  räthlich  ist,    <ler  Stände- 
Versammlung  bei  ihrer  gerade  bestehenden  Zusammensetzung  und    neben  den 
ihr  sonst  obliegenden  Gesdiäften  auch  noch  ein  Rechtsgesetz  vorznle^ei?.^ 
Es  mag  gar  wohl  sein,  dass  ein  solches  Gesetz  an  und  fOr  sidi  nreckm&ssig 
wäre  und  dass  desshalb  die  mit  der  Rechtsordnung  beauftragten   Behörden, 
also  die  Gerichte  und  selbst  das  Justizministerium,  die  Zustandebrincriiiig 
auf  ihrem  besonderen  Standpuncte  wünschen  müssen;   dass  es  aber   doch 
verkehrt   und  vielleidit   selbst    ein   grosser  politischer  Fehler  wftre,     itzt 
damit  hervorzutreten,  weil  entweder  keine  aufmerksame  oder  unbe&ngene 
Würdigung  zu  erwarten  stünde,  oder  dringendere  anderweitige  Angelegen- 
heiten darü))er  zurückgestellt  werden  müssten.    Sodann  aber  kann   es    sich, 
auch  wenn  die  Frage  der  Opportunität  zu  bejahen  ist,  davon  handeln,    ob 
der  den  Rechtsgelehrten  als  die  richtige  Lösung  der  Aufgabe  vorgeschlagene 
Gedanke  im  Einklänge  steht  mit  etwaigen  anderweitigen  Planen  der  Be- 
gierung,  z.  B.  mit  beabsichtigten  internationalen  Verabredungen  oder   mit 
einer  von  ihr  beschlossenen  allmäligen  Anbahnung  gewisser  politischer  Zu- 
stände, etwa  der  weiteren  Ausbildung  der  persönlichen  Selbstständigkeit  der 
Bürger,  einer  Erweiterung  oder  Beschränkung  der  Zuständigkeit  gewisser 
Gerichte,  der  Begünstigung  oder  Erschwerung  bestimmter  Beschäftigungen 
und  Yermögensanwendungen?  Endlidi  ist  es  ja  noch  möglich,  dass  das  vor- 
geschlagene Gesetz  in  einer  von  den  Justizbeamten  gar  nicht  bemerkten 
Weise  in  ganz  entfernt  liegenden  Theilen  der  Verwaltung  eine  Wirkung 
ausübt,  welche  denn  auch  nach  ihrer  Zweckmässigkeit  zu  prüfen  ist.   Nichts 
ist  z.  B.  leichter  denkbar,  als  dass  eine  mit  dem  jetzt  abzuändernden  bis- 
herigen Rechtsstande  parallel  laufende  polizeiliche  Einrichtung  oder  Gesetz- 
gebung ebenfalls  geändert  werden  muss,  wenn  das  neue  Rechtsgesetz  nidit 
zu  offenbaren  Folgewidrigkeiten  und  inneren  Widersprüchen  zwischen  den 
verschiedenen  Theilen  der  Staatsthätigkeit  führen  soll.    Ob  diess  nun  ge- 
geschchen  kann   und  geschehen  soll,   ist  eine  ganz  selbstständige  Frage, 
deren  Beantwortung  auf  das  Schicksal  des  vorgeschlagenen  Rechtsgesetzes 
von  entscheidendem  Einflasse  sein  mag,  ohne  dass  dieses  an  sich,  sei  es 
nach  Form,  sei  es  nach  Inhalt,  irgendwie  beanstandet  wäre.   In  dem  Staats- 
rathe  sind  denn  nun  nothwendigerweise  Vertreter  dieser  verschiedenen  Rück- 
sichten vorhanden;  und  es  ist  einleuchtend,  dass  ihr  Einschreiten  von  ent- 
sdiiedener  Bedeutung  fdr  das  allgemeine  Wohl  sein  oder  der  Regierang 
eine  grosse  Verlegenheit  ersparen  kann. 
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Die  verlangte  Allseitigkeit  der  Benrtheilnng  gibt  denn  nun  auch  als- 
bald die  Yerfahrensart  bei  der  staatsräthlichen  Berathang  an  die  Hand.  Die 
Beurtheilang  des  vorgelegten  Entwurfes  mnss  nothwendig  in  der  vollen 
Yersammlung  vorgenommen  werden,  wenngleich  allerdings  die  Yorbereitung 
durch  eine  kleinere  Anzahl  zu  geschehen  hat.  In  Beziehung  aiif  diesen 
Yorbereitnngsausschuss  ist  aber  eine  Streitfirage  zu  entscheiden.  Die  Mei- 
nungen sind  nämlich  darflber  getheilt,  ob  es  zweckmässiger  sei,  die  Yor- 
bereitung für  die  Berathungen  des  Staatsraths  Aber  Gesetze  ein  fär  alle 
Mal  und  in  Beziehung  auf  alle  Arten  von  Gesetzen  einem  stehenden  Aus- 
schusse zu  Obertragen,  oder  ob  besser  fflr  jedes  einzelne  Gesetz  eine  be- 
sondere Commission  ernannt  werde?  Eine  grosse  Auctorität  in  Fragen  der 
Geschäftsorganisation  ^)  spricht  sich  für  die  erstere  Einrichtung  aus,  indem 
auf  die  grosse  Uebung  der  beständig  mit  GesetzesprOfung  Beschäftigten  und 
auf  die  von  ihnen  ausgehende  Gleichförmigkeit  der  Abfassung  hingewiesen 
wird.  Es  ist  jedoch  wohl  erlaubt  hier  anderer  Meinung  zu  sein.  Bei  dieser 
Ansicht  wird  das  Hauptgewicht  auf  die  möglichste  Yollkommenheit  der  Form 
gelegt;  diess  ist  nun  aber  in  der  That  nicht  der  richtige  Gesichtspunct. 
Die  Prüfung  des  Staatsrathes  hat,  wie  oben  des  Näheren  gezeigt  worden  ist, 
ihren  Werth  vorzugsweise  in  sachlichen  Beziehungen;  diese  aber  werden 
unzweifelhaft  besser  vertreten  sein  in  einem  für  den  besonderen  Fall  ge- 
wählten Ausschusse,  in  welchen  selbstverständlich  die  mit  dem  Gegenstande 
besonders  vertrauten  Mitglieder  gewählt  werden.  Die  von  Yivien  zur  Aus- 
gleichung vorgeschlagene  Berechtigung  des  Ausschusses,  ausnahmsweise  auch 
noch  andere  Mitglieder  beizuziehen,  kann  wohl  nicht  sehr  in  Anschlag 
gebracht  werden,  da  nur  selten  davon  Gebrauch  gemacht  werden  dürfte. 
Sowohl  das  Yertrauen  in  die  eigene  Einsicht,  als  die  Abneigung,  Genossen 
eine  ausserordentliche  Arbeit  zuzurouthen,  werden  gleichmässig  davon  abhalten. 

Eine  andere  zweifelhafte  Frage  ist  es,  ob  es  dem  Staatsrathe  anheim- 
gestellt sein  soll,  auch  Sachverständige  ausserhalb  seiner  Mitte  vorzufordem 
und  um  ihre  Apsicht  zu  befragen,  sei  es  nun  im  engem  Ausschüsse,  sei  es 
vor  der  vollen  Yersammlung.  Dass  eine  solche  Beiziehung,  also  die  Yer- 
anstaltung  einer  EnquSte,  schon  sehr  gute  Früchte  getragen  habe,  namentlich 
für  die  Berathungen  des  französischen  Staatsrathes,  wird  behauptet,  und 
mag  auch  gern  geglaubt  werden;  dennnoch  kann  man  sich  wohl  nur  be- 
dingungsweise für  ein  solches  Yerfähren  aussprechen.  Das  Becht,  Sach- 
verständige, welche  der  betreffenden  amtlichen  Behörde  nicht  ^ngehören, 
persönlich  vorzufordem  und  auf  diese  Weise  die  Entscheidenden  sowohl  in 
Beziehung  auf  Thatsacheh  als  auf  Grtlnde  möglichst  vollständig  zu  unter- 
richten,  ist   ohne  Zweifel  von   hoher  Wichtigkeit  und  seine  häufige  und 


1)  8.  Vivien,  Ätudet  admioistratiTes,  Bd.  I,  8.a09. 
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anfriditige  Benfltzoiig  hOdist  wflnsdienswerth.    Allein  ein  IffissbraiiGii    darf 
doch  hiervon  nicht  gemacht  werden.    Wenn  eine  solche  ZeogenabliOr    im 
Verlaufe  der  amtlichen  Yeihandlnng  einer  Angelegenheit  einmal  gebrAocdit 
wird,  so  ist  es  unzweifelhaft  genug.    Der  auf  solche  Weise  zu  gewinnende 
Stoff  ist  dann  beigebracht.    Eine  Wiederholung  desselben  Mittels 
keinen  wesentlich  anderen  Ergebnissen  führen  und  würde  das  Geschäft 
ordentlich  Yerzögem,  sehr  yertheuem,  und  ttberdiess  den  Borgern  eine 
Last  auflegen.   Es  kommt  somit  Alles  darauf  an,  ob  im  Verlaufe  des  Gesetz- 
gebungsgescfaftftes  eine  Enquete  auch  noch  von  einer  uideren  Behörde  angre- 
steUt  werden  kann  und  soll,  oder  nidit;  und  ob,  bejahenden  Falles,    die 
Vornahme  an  dieser  anderen  Stelle  yorzuziehen  ist?    In  absolut  regierten 
Staaten  ist  nun  eine  andere  Behörde,  welche  eine  Untersuchung  der  fira^- 
liehen  Art  vornehmen  könnte,  nicht  Torhanden;  hier  kann  es  also  andi 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Staatsrath  mit  der  Befugniss  zur  Vor- 
nahme versehen  sein  sollte.    Von  Unzutrftglichkeiten  gegenttber  von  der 
Regierung  kann  keine  Rede  sein  bei  der  Vornahme  einer  Untersucfaun^ 
durch  eine  Stelle,  welche  ein  so  Wesentlicher  Bestandtheil  der  Regierung 
selbst  ist.    Wo  aber  eine  St&ndeversammlung  besteht,  mag  allerdings  audi 
von  dieser,  oder  vielmehr  von  einem  Ausschusse  derselben,  eine  EnquAte 
angeordnet  werden,  und  es  muss  sogar  die  Anstellung  parlamentarischer 
Untersuchungen  als  ein  sehr  wirksames  Mittel  zur  Erreichung  der  Zwecke 
einer  Volksvertretung  betrachtet  und  empfohlen  werden.   Hier  entsteht  also 
die  Frage,  ob  die  Vornahme  durch  den  Staatsrath  oder  durch  die  Volks- 
vertretung grössere  Vortheile  verspricht?    Es  will  scheinen,  als  ob   das 
Gewicht  der  GrOnde  filr  die  Veranstaltung  durch  die  letztere  grösser  sei; 
und  zwar  aus  mehreren  Grttnden.    Vorerst  ist  anzunehmen,  dass  die  Re> 
giemng  bei  der  Sammlung  des  Materiales  für  das  Gesetz  bereits  diejenigen 
Beitrage  eingefordert  hat,  welche  sie  von  ihrem  Standpuncte  aus  als  widitig 
und  nothwendig  erachtet,  wahrend  ohne  Zweifel  eine  von  der  Ständever- 
sammlung noch  veranstaltete  Befragung  weiterer  Sachverständiger  zur  Ver- 
vollständigung der  Ansichten  beitragen  wird.  Zweitens  können  die  Meinungen 
des  Befragten  Aber  den  durch  die  Regierungsarbeiten  bereits  aus  dem 
Rohen  gebrachten  Entwurf  bestimmter  und  ins  Einzelne  gehender  abgegeben 
werden,  als  vor  dem  Staatsrathe  in  einem  froheren  Stadium  der  Bearbeitung. 
Endlich  ist  von   einer  Ständeversammlung  eine  unbefangenere  Benützung 
solcher  Ansichten,  welche  der  Anschauung  der  Regierung  zuwiderlaufen,  zu 
erwarten,  als  von  einem  Staatsrathe.  Eine  Schwierigkeit  in  der  Sache  selbst 
ist  aber  nicht  vorhanden.    Die  tägliche  Uebung  der  englischen  Parüaments- 
ausschOsse,  welche  bekanntlich  den  ausgedehntesten  Gebrauch  von  der  Abhör 
Sachverständiger  machen,  beweist  am  besten,  dass  die  Sache  gut  möglich 
ist;    die    ztun   Theile    vortrefflichen    und    von   wichtigsten    Mittheiluogen 
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Btrotzenden  Berichte  der  Amssdiüsse  aber  zeigen,  dass  die  'Yernehmmig  von 
PriTatpersonen  den  grOssten  Nutzen  aadi  fbr  allseitige  Erwflgnng  nener 
Gesetze  hat  *). 

Wie  es  sich  aber  immer  mit  der  Vornahme  einer  solchen  Untersnchang 
yerhalten  mag,  jeden  Falles  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  das  Gutachten 
des  Staatsrathes  und  die  etwa  ^n  ihm  beantragte  Aenderung  des  Oesetzes- 
entwurfes  keine  abschliessende  Entscheidung  ist,  sondern  nur  eben  ein  Gut- 
achten.  Theils  kann,  wie  sogleich  näher  zu  besprechen  sein  wird,  auch 
noch  das  Gesammtministerium  sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen  haben, 
theils  und  jeden  Falles  steht  natürlich  dem  Staatsoberhaupte  ein  Ausspruch 
zu,  welcher  dem  möglicherweise  gegen  die  Anträge  des  Staatsrathes  und 
vielleicht  f&r  die  Arbeit  der  Gommission  und  die  Vorlage  des  Justizministers 
ausf&Ut.  Der  Staatsrath  hat  allerdings,  wenigstens  in  den  meisten  Staaten, 
auch  ein  Entscheidungsrecht;  allein  dasselbe  tritt  nicht  ein  bei  Gesetz- 
gebungsfragen, bei  welchen  seine  Aufgabe  lediglich  Berathung  ist,  sondern 
bei  Berufungen  in  streitigen  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes '). 

Was  nun  aber  eine  Prüfung  des  Gesammtministeriums  betrifft,  so 
ist  eine  solche  wohl  in  allen  Fällen  zweckmässig,  unter  zwei  Voraussetzungen 
aber  sogar  durchaus  nothwendig.  Einmal  da,  wo  ein  eigener  Staatsrath 
nicht  besteht,  wie  diess  in  mittleren  und  kleinen  Staaten  der  Fall  sein  wird. 
Zweitens  in  constitutionellen  Staaten  mit  parlamentarischem  Systeme,  in 
welchen  die  Ministerien  vor  der  Ständeversammlung  als  Gesammtheit  auf- 
treten und  somit  auch  jede  wichtige  Massregel  erst  gemeinschaftlich  be- 
rathen  und  gebilligt  haben  müssen.  —  Im  Uebrigen  kann  in  einem  grösseren 
Staate  die  Prüfung  im  Ministerrathe  nur  selten  von  ausgiebigerer  Bedeutung 
für  den  technischen  Inhalt  oder  gar  die  Form  der  Gesetzesentwürfe  sein.  Sowohl 
die  sonstige  einer  solchen  Behörde  obliegend^  Geschäftslast,  als  die  persönliche 
Zusammensetzung  derselben  bringt  es  mit  sich,  dass  die  Berathung  nur  die 
Zweckmässigkeitsfrage  überhaupt  und  die  Hauptgesichtspuncte  zu  betreffen 
vermag.  Untergeordnete  Verbesserungen  liegen  ausserhalb  der  Aufgabe  und 
ausser  der  Möglichkeit,  und  mögen  daher  nur  etwa  ganz  zufUlig  vorkommen.  — 

1)  Einiges  Nähere  über  die  Yomahme  der  Zeagenabhöre  s.  bei  May,  Law  of  Parliament, 
8.  236  fg.,  (AuBgAbe  TOD  1844). 

S)  Es  ist  nur  eine  einzige  Ausnahme  von  der  wesentlich  berathenden  Tbätigkeit  eines  Staats- 
rathes bekannt,  nämlich  die  wunderliche  Bestimmnng  der  fhmzösischen  Verliusahg  Yon  1852, 
welche  dem  Btaatsrathe  das  selbstständige  Becht  einräumt,  die  In  den  Ausschflssen  des  geseta- 
gebenden  Kdrpers  in  Antrag  gebrachten  Yeränderungsvorschläge  cur  Berathung  in  der  Ver- 
sammlung susulassen  oder  sie  surückznweisen.  Selbst  dieses  Entscheidungsrecht  ist  zunächst 
nicht  gegen  dieBegienmg  gewendet,  sondern  gegen  die  Volksrertretung;  denn  das,  dem  Buch- 
staben desGksetses  nach  allerdings  richtige.  Bedenken  Vlyien's,  (iitud.  admin.,  Bd;i,  S.  100,) 
dass  auch  das  Staatsoberhaupt  durch  einen  solchen  Beschluss  gebunden  sei,  und  er  dessbalb  in 
die  Lage  kommen  kdnne,  die  nöthige  Uebereinstimmnng  mit  dem  Staatsratfae  dnich  Ent- 
setsungen  und  Neuberufiingen  von  Mitgliedern  festxuatallen ,  ist  wohl  kaum  ernstlich  gemeint. 
Jeden  Falles  hat  man  nicht  gehört,  dass  die  Nothwendigkelt  einer  solchen  Verändening  des 
Personalbestandes  wirklich  je  eingetreten  sei. 
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Von  selbst  renteht  steh,  dass  der  Jnstinninister  den  Vortrag  Ober  die 
Bechtsgesetze  hat;  ob  er  sidi  dabei  Ton  dem  einen  oder  andern  Haapt- 
arbeiter  in  der  Commission  nntersttttzen  lassen  kann  und  soll,  hftngt  wohl 
theils  von  seiner  Persönlichkeit,  theils  von  der  bestehenden  Gesdi&fla- 
ordnung  ab*). 

§  16. 
Die  ständischen  Organe. 

Die   Mitwirkung  der  Volksvertretung  zu  Rechtsgesetzen  beruht  auf 
,  einem  wesentlich  anderen  (bedanken,  als  die  bisher  erörterte  Theilnahme 
yerschiedener  Staatsbehörden. 

Bei  diesen  letzteren  war  die  technische  Sachkenntniss  entsdieidend. 
Nur  solche  Stellen  und  einzelne  Personen,  welche  in  irgend  einer  Beziehung 
als  besonders  mit  dem  Gregenstande  vertraut  zu  betrachten  waren,  soUten 
zur  Mitwirkung  berufen  sein  und  in  der  Art  und  dem  Masse  ihres  Verstand- 
nisses  wirken.     Von   ihrer  Betheiligung  erwartete  man,   und  mit  gutem 
Rechte,  eine  fortschreitende  Ausbiliung  und  Verbesserung  des  ersten  Ge- 
danken und  eine  immer  grössere  Vollkommenheit  nach  Form  und  Inhalt. 
In  einer  Ständeversammlung  dagegen  besteht  jedenfalls  die  grosse  Mehrzahl 
der  Mitglieder  aus  Solchen,  welche  mit  der  Rechtsgesetzgebung  weder  durch 
'  Studien  noch  durch  Uebung  näher  vertraut  sind;  und  selbst  Diejenigen^ 
welche  sich  etwa  mit  Rechtsanwendung  regelmässig  beschäftigen,  wie  z.  B. 
Advocaten  oder  richterliche  Beamte,  werden  nur  zum  geringsten  Theile 
eine  Erfahrung  in  Gesetzgebungsarbeiten  oder  eine  besondere  Befthignng 
zu  solcher  besitzen').    Dass  unter  diesen  Umständen  die  ständische  Mit- 
wirkung zu  Rechtsgesetzen  immer  und  in  jeder  Beziehung  eine  heilsame 
sei,   kann  nicht  erwartet  werden.    Es  besteht  weder  die  Gewissheit,  dass 
die  Erfahrung,  welche  eine  Neuerung  in  der  Gesetzgebung  als  nothwendig 
erscheinen  lässt,  in  genflgendem  Grade  vorhanden  sei,  noch  ist  die  Be- 
fiLhigung  zu  guter  sachlicher  oder  formaler  Arbeit  mit  Nothwendigkeit  bei  allen 
zur  Mitwirkung  Berechtigten  anzutreffen.    Jedes  Mitglied  der  Versammlung, 
mag  es  auch  noch  so  wenig  berufen  sein,  hat  das  Recht,  Anträge  zu  stellen, 
und  am  Ende  entscheidet  die  Mehrzahl  der  Stimmen  überhaupt,  nicht  aber 
die  Meinung  der  mehr  oder  weniger  Sachverständigen.    Es  ist  daher  sehr 
möglich,  und  in  der  That  auch  schon  unzählige  Mal  vorgekommen,  dass  die 
ständische  Mitwirkung  einen  von  der  Regierung  ausgearbeiteten  Gesetzes- 
entwurf positiv  verschlechtert,  sei  es  durch  Verwerfen  nothwendiger  Sätze, 

i)Schenrleo,  Abfassang  Ton  0«MtBbScfaern,  8. 116,  ist  unbedingt  für  eine  solche  Zosiehimg, 
namentlich  aach  sa  den  Berathongen  des  Btaatsrathes. 

2)  Drastische  Bemerkungen  über  die  mangelhalte  Befihigung  der  gvwShnliehen  Stinde- 
mltglieder  cur  BechtMresetsgebung  s.  bei  Oeib,  Reform  des  Rechtslebens,  8.  170  fg.  Else 
Tiel  günstigere  Meinung  spricht  ans  Mittermaier,  Aroh.  t  Clyil-Pnxis,  Bd. XVII,  8. 141  i)r. 
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sei  es  durch  AufDahme  unrichtiger,  vielleicht  selbst  folgewidriger  Bestimmungen, 
2u  deren  sdiliesslicher  Annahme  die  Regierung  genOthigt  war,  wenn  sie  nicht 
das  Ganze  zurflckziehen  wollte  und  konnte. 

Dennoch  ist  diese  Theilnahme  der  Volksvertretung  an  sich  nicht  zu 
yermeiden,  und  sie  muss  selbst  als  ein  Yortheil  betrachtet  werden.  Nicht  zu 
vermeiden  ist  sie,  weil  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  zu  allen  Rechts- 
Veränderungen  Im  Staate,  also  natürlich  vor  Allem  zu  einer  Veränderung  in 
der  Rechtsgesetzgebung,  einer  der  wesentlichsten  Zwecke  und  eines  der 
entsdüedensten  Rechte  der  Versammlung  ist.  Nur  in  dieser  Zustimmung 
liegt  Sicherung  vor  Willkflr  und  tyrannischer  Regierung,  und  etwaige  Nadi- 
tbeile  der  Mitwirkung  in  einzelnen  Fällen  können  hiergegen  nicht  in  Betracht 
kommen.  Sodann  aber  hat  die  ständische  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung 
den  grossen  Vortheil,  dass  sie  bei  Entwerfung  neuer  Normen  auch  den 
Standpunkt  der  Gehorchenden  zur  Geltung  bringt,  während  naturgemäss  auch 
die  wohlgesinnteste  Regierung  ihre  Vorschläge  zunächst  aus  ihrem  Gesichts- 
punkte, nämlich  dem  des  Regierenden,  macht.  Allerdings  besteht  kein 
wirklicher  Antagonismus  zwischen  den  beiden  Auffassungen,  indem  wenigstens 
eine  pflichtgetreue  und  ihrer  Aufgabe  bewusste  Regierung  nichts  wünschen 
and  anordnen  kann,  was  den  Rechten  und  den  Interessen  der  Unterthanen 
zuvnder  ist,  zu  deren Be&iedigung  sie  ja  allein  besteht;  und  ebenso  können 
vernünftigerweise  die  Bürger  keine  Einrichtungen  verlangen,  bei  welchen, 
eine  kräftige  und  ihren  sämmtlichen  Pflichten  nachkommende  Regierung 
mdbt  zu  bestehen  vermöchte;  allein  es  ist  doch  zweckmässig,  dass  die 
beiden  Forderungen,  deren  Ausgleichung  nothwendig  ist,  von  beiden  zunächst 
betheiligten  Seiten  vertreten  werden.  Die  Aufgabe  der  Volksvertretung  ist 
somit,  wenigstens  in  erster  Reihe,  nicht  die  technische  Verbesserung  der 
von  der  Regierung  übergebenen  Entwürfe,  als  viehnehr  die  Beibringung 
übersehener  Rücksichten  und  Bedürfnisse.  Wie  viel  sie  auch  in  jener 
Beziehung  leisten  kann,  hängt  mehr  von  dem  Zufalle  ihrer  Zusanmien- 
setzung  ab. 

Ueber  die  formelle  Art  des  Verfahrens  bei  Gesetzgebungsarbeiten  in 
ständischen  Corporationen  ist  weiter  unten  (§§  23  u.  24)  der  Ort  zu  reden; 
hier  handelt  es  sich  zunädist  von  der  näheren  Bezeichnung  der  Organe 
der  Volksvertretung  zur  Vornahme  solcher  Arbeiten.  Dass  die  volle 
Versammlung,  und  zwar  jede  der  Kammern,  wo  deren  zwei  sind,  schliesslich 
berathet  und  entscheidet,  ist  allerdings  unzweifelhaft;  allein  gerade  die 
Vornahme  einer  solchen  Verhandlung  und  Beschlussnahme  in  einer  zahl- 
reichen Körperschaft  erfordert  eine  Vorbereitung;  und  je  weniger  Sach-» 
kenntniss  ein  grosser  Theil  der  Mitglieder  besitzt,  von  desto  grösserem 
Werthe  ist  eine  richtige  Einrichtung  dieser  Vorbereitung. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  in  einer  zahlreichen  Versammlung 
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jede  Angelegenheit,  welche  Tenchie4ene  Seiten  darbietet  und  somit 
sichtig  erwogen  wwden  muss,   oder  welche  erst  Kacfaforschongen  erfordert, 
zuerst  Ton  einer  kleineren  Anzahl  und  zwar  möglichst  beäübigter  Mit- 
glieder nntersndit,  erOrtert  and  fikr  die  Yerfaandlang  der  Vielen  vorbereitet 
werden  mnss.    £b  ist  ein  Beridit  zu  erstatten  ftber  die  Sachlage,  das  lieisst 
aber  die  Absicht,  über  die  yorgesdüagenen  Mittel,  sowie  Ober  die  Giünde 
füi^  und  gegen  das  Vorgeschlagene  im  Ganzen  und  im  Einzelnen.    Es  muss 
die  Reihenfolge   der  BerathongsgegenstAnde  yorbereitet  werden,  so    dass 
keine  Verwiming  in  der  Besprechung  entsteht,  vom  Allgemeinen  zum  Be- 
sonderen und  Yon  den  Vordersitzen  zu  den  Folgerungen  fortgesefaritten 
wird.    Es  ist  endlich  nOthig,  dass  die  Beschlösse,  zu  deren  Fassung  die 
Versammlung  Ton  diesen  ihren  Berathem  aufgefordert  wird,  in  bestimmter 
Formulimng  aufgestellt  sind,  damit  weder  Streit  aber  die  Absicht  noch 
aber  den  Erfolg  der  Abstimmungen  stattfinden  kann.     Allein,  wer  soll 
namentlich  in  dem  vorliegenden  Falle  diesen  Auftrag  zur  Vorbereitung 
erhalten,  und  welche  Einrichtung  soll  dem  Zusammentritte  der  Beauftragten 
gegeben  werden? 

Vor  allem  Andern  muss  darüber  Entscheidung  gefasst  werden,  ob  in 
solchen  oonstitutionellen  Staaten,  welche  einen  stehenden  Ansschuss  fOr 
die  Zeit  zwischen  den  Landtagen  besitzen,  die  von  der  Regierung  ans- 
•gearbeiteten  Gesetzesentwürfe,  hier  insbesondere  also  Rechtsgesetze,  diesem 
Ausschusse  abergeben  werden  sollen;  oder  ob  eine  besondere  Commission 
dafOr  gewählt  wird.  —  Der  Vortheil,  welchen  die  Uebergabe  an  den  stdienden 
Ansschuss  verspricht,  besteht  in  der  Zeiterspamiss.    Die  Regierung  braucht, 
wenn  sie  mit  ihrem  Theile  der  Arbeit  fertig  ist,  nicht  die  Zusammenkunft 
der  Stftndeversammlung  abzuwarten,  welche  vielleidit  noch  weit  entfernt  ist, 
sondern  kann  alsbald  ihren  Entwurf  dem  Alisschusse  zustellen,  und  dieser 
mag  alsbald   an    die  Vorbereitungsarbeiten  fftr  die  Versammlung  gehen, 
so  dass  möglicherweise  gleidi  beim  Zusammentritte  der  Kammern  die  Er- 
öffnung  der  Berathung   beginnt.     Diess   ist   namentlidi    von   Werth    in 
mittleren  und  kleineren  Staaten,  in  weldien  keineswegs  alle  Jahre  eine 
St&ndeversammlung  stattfindet;  es  hat  aber  auch  bei  j&hrlich  wiederkehrenden 
Landtagen  insofeme  Bedeutung,  als  die  neben  den  Sitzungen  der  Kammern 
arbeitenden  Commissionen  entweder  nur  langsam  mit  ihren  Arbeiten  vor- 
racken,  oder  aber  Veranlassung  zu  längerän  Zwischenräumen  der  allgemeinen 
Sitzungen  geben,  damit  ihnen  Zeit  fOr  ihre  besonderen  Gesch&fte  werde. 
Beides  hat  aber  eine  Verlängerung  der  Landtage,  damit  aber  mannchiadie 
ünzutrflglichkeiten,  vor  Allem  eine  Vermehrung  der  Kosten  zur  Folge. 
Allein  dieser  Zeitgewinn  ist  auch  der  einzige  Vortheil;  und  er  wird  um  so 
hohen  Preis  erkauft,  dass  zu  seiner  Annahme  nicht  zu  rathen  ist.    Noch 
der  geringste  Schaden  ist,  dass  der  Ansschuss  keineswegs  nothwendiger- 
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oder  andi  nur  wahrsdieÜLlicherweise  die  zur  Bearbeitung  der  gerade  vor- 
liegenden Aufgabe  tauglichsten  Mitglieder  enthält,   indem  er  vielmehr  nach 
ganz  anderen   Vorschriften   und  Rücksichten  zusammengesetzt  sein  ifird, 
z.  B.  ans  bestimn(Lten  vom  Gesetze  ein  f&r  alle  Mal  bezeichneten  Personen, 
oder  aus  hervorragenden  Parteimännem  u.  s.  w.     Noch  höher  selbst,  als 
diese  möglicherweise  ungenflgende  Yorbereitungsarbeit,  ist  die  falsche  Stellung 
in  Anschlag  zu  bringen,    welche  ein  st&ndischer  Ausschuss  leicht  erh&lt, 
welcher  als  regelmässige  Yorbereitungscommission  für  sämmtliche   in  der 
Zwischenzeit  von  ^  zwei  Landtagen  an  ihn  gebrachten  Gesetzesentwflrfe  auf- 
tritt.   Entweder  nAmlidi   erwirbt  er  einen  beherrschenden  Einfluss  auf  die 
Wirksamkeit  der  vollen  Yersammlung,  durch  welchen  die  Selbstständigkeit 
der  letzteren  sehr  bedenklich  ge&hrdet  wird.     Das  ganze  Dasein   eines 
solchen  Ausschusses  ist  Oberhaupt  eine  Einrichtung  von  höchst  zweifelhaftem 
Nutzen^);   allein  es  wird  geradezu  zum  Yerderben,  wenn  er  durch  eine 
Alles  verschlingende  Thätigkeit  die  frischen  Kräfte  und  die  Sachverständigen 
der  Yersanmilung  selbst  von  den  gesetzgeberischen  Yorarbeiten  ferne  hält 
und  nur  ihm  der  volle  Landtag  blind  folgt.    Auch  ist  dabei  noch  zu  be- 
denken,  dass  es  der  Regierung  sehr  viel  leichter  werden  kann,   eine  ihr 
bis  zur  Ungebfihr  geneigte  Mehrheit  unter  den  wenigen  Mitgliedern  eines 
bleibenden  Ausschusses  zu  gewinnen,  als  in  der  vollen  Yersammlung  oder 
auch  nur  in  einer  augenblicklich  gebildeten  und  alsbald  an  das  Werk 
gehenden  Commission.*  Oder  aber  es  bildet  sich  in  der  Mitte  der  Yer- 
sammlung, sei  es  aus  Misstrauen  sei  es  aus  Neid,  eine  Widerspruchspartei 
gegen  den  Ausschuss.     Dann  wird  die  Yorbereitungsarbeit  grundsätzlich 
angegriffen,  damit  aber  Yerzögerung  der  Yerhandlungen  und  möglicherweise 
Unüberlegtheit  der  Beschlüsse  verursacht  werden.  —  Die  Yerwerfting  des 
stehenden  Ausschusses  als  Oesetzgebungscommission  ist  unter  diesen  Um- 
ständen vollständig  gerechtfertigt,  und  diess  um  so  mehr,  als  der  Zeitgewinn 
wenigstens  in  den  meisten  Fällen  dadurdi  erreicht  werden  kann,  dass  fAr 
eine  zu  erwartende  Gesetzesvorlage  eine  Commission  noch  auf  dem  voran- 
gehenden Landtage  aus  der  vollen  Yersammlung  gewählt  wird,  welche  dann 
ebenfalls    in  der  Zwischenzeit    ihre  Arbeit  vorzunehmen  im  Stande  ist. 
Glücklicherweise  ist  übrigens  die  ganze  Frage  nicht  von  häufiger  Bedeutung 
im  Leben,  da  die  wenigsten  repräsentativen  Staaten  die  Einrichtung  der 
Ausschüsse  kennen.    Weit  in  der  Regel  versteht  sich  also  die  Wahl  einer 
Comnüssion  zur  Begutachtung  der  von  der  Regierung  vorgelegten  Gesetzes- 
entwürfe von  selbst. 

Allein  hieran  reiht  sich  unmittelbar  die  zweite  Frage,  ob  für  sämmt- 
Hche  einer  Kammer  übergebene  Gesetzesentwürfe  eine  stehende  Commission 


1)  S.  oben,  Bd.  I,  8.  847  ür* 
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je  fOr  die  Dauer  eines  ganzen  Landtages  zu  bestimmen  sei,  oder  aber  für 
die  einzelnen  Gesetze  besondere  Commissionen  gewählt  werden  sollen? 
In  einzelnen  Staaten  ist  die  Ernennung  einer  stehenden  Gesetzgebnngs- 
oommission  durch  die  Geschäftsordnung  vorgeschrieben;   es  unterliegt . aber 
grossem  Zweifel,  ob  diese  Einrichtung  eine  zweckmässige  ist;   und  nichta 
wäre  unrichtiger,  als  wenn  man  von  der  Zweckmässigkeit  einer  stehenden 
Gesetzgebungscommission  im  Justizministerium  einen  Schluss  auf  gleichmAssige 
Passlichkeit    eines   einheitlichen   Ausschusses    in    der    Ständeversammlnn^ 
Bchliessen  wollte.    Von  selbst  versteht  sich,  dass  die  Vorarbeit  einer  stän- 
dischen  Commission  nur  dann  von  Werth  ist,  wenn  die  Mitglieder  derselben 
mit  dem  Gegenstande  vertraut  sind.    Guter  Wille  und  natürliche  Begabung 
reichen  keineswegs  aus,  am  wenigsten  wenn  es  sich  von  Beurtheilung  eines 
neuen  Rechtsgesetzes  handelt,  also  zur  Beurtheilung  des  neuen  Vorschlages 
nothwendig   eine  theoretische   und  praktische  Kenntniss  des  bestehenden 
Rechtszustandes  erforderlich  ist,  so  wie  hinreichende  Einsicht  in  die  Folge- 
rungen aus  dem  neu  Vorgeschlagenen.    Da  nun  aber  eine  Ständeversammlong 
Gesetzesentwürfe  der  verschiedensten  Art  zu  erwarten  hat  und  keineswegs 
Rechtsgesetze   allein;   da  sie  , femer,   wenn  der  Mechanismus  nicht  allzu 
schwerfällig  und  verwickelt  werden  soll,  nicht  für  jede  Art  von  Gesetzen 
eigene  stehende  Ausschüsse  ernennen  kann,  sondern  nur  eben  von  einer 
einzigen  Commission  dieser  Art  die  Rede  ist:  so  kann  sie  auch  nicht  umhin, 
in  diese  Commission  Männer  verschiedener  Stellung  und  Vorbereitung  zu 
wählen,  somit  keineswegs  bloss  Rechtsgelehrte,  sondern  auch  Finanzmänner, 
Verwaltungskundige  u.  s.  w.    Möglicherweise,  ja  selbst  wahrscheinlicherweise 
sind  also  die  zur  Bearbeitung  eines  Rechtsgesetzes  irgendwie  Tauglichen 
in  der  Minderheit,  woraus  denn  aber  eine  gleich  üble  Alternative  entsteht. 
Entweder  nämlich  wird  die  Arbeit  thatsächlich  nur  von  diesen  Wenigen 
besorgt,  und  die  Mehrheit  giebt  bloss  formell  ihre  Zustimmung;  dann  fehlt 
es  an  der  so  wünschenswerthen  vielseitigen  Erwägung,   und  möglicherweise 
ist  der  Commissionsbericht  ohne   allen  Werth  für   die  Berathung  in  der 
Kammer,  ja  nur  eine  Verlegenheit  und  Verwirrungsursache,  weil  die  nicht 
in  der  Commission  vertretenen  Sachverständigen  mit  Gegenanträgen  oder 
wenigstens   mit  neuen  Vorschlägen   hervortreten  werden.     Oder  aber  die 
nichtsachverständige  Mehrheit  nimmt  wirklichen  Antheil  an  dem  Berichte 
und  entscheidet  sogar  über  die  Anträge;  mit  welcher  Verkehrtheit  diesa 
nun  aber  leidit  geschehen  kann,   bedarf  keiner  Auseinandersetzung.    Da 
nun  die  Mühe  wiederholter  Commissionswahlen  gar  nicht  in  Anschlag  zu 
bringen  ist;   es  natürlich  auch  einer  Kammer  vollkommen  frei  steht,  einer 
zunächst  für  einen  bestimmten  Gesetzesentwurf  gewählten  Commission  später 
etwa  noch  eingehende  Gesetzesentwürfe  verwandter  Art  kurzer  Hand  zuzu- 
weisen: so  kann  weder  die  Zeiterspamiss  noch  die  Vermeidung  von  allzu 
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vielen  Commissionen  einen  Gmnd  gegen  die  Yornahme  jeweiliger  besonderer 
Wahlen  abgeben. 

Bei  der  Zusammensetzung  einer  st&ndischen  Commission  für 
Gesetzgebongsarbeiten)  gleichgtüüg  jetzt  ob  sie  eine  stehende  allgemeine 
oder  eine  besondere  sein  soll,  sind  drei  Grundsätze  zu  beachten.  —  Vorerst 
darf  die  Zahl  der  Mtglieder  keine  allzu  grosse  sein.  Theils  würde  es 
schwer  sein,  viele  vorzugsweise  taugliche  Mitglieder  ausfindig  zu  machen, 
während  minder  taugliche  nicht  nur  keine  Förderung  der  Aufgabe,  sondern 
selbst  ein  positiver  Schaden  sind.  Theild  wird  durch  eine  zahlreiche  Be- 
setzung die  Aufgabe  der  Commission  sehr  erschwert;  die  Mitglieder  hindern 
einander  selbst^  und  die  Arbeit  kann  durch  Schwerfälligkeit  der  Commissions- 
verhandlungen  über  die  Gebühr  verzögert  werden.  Und  dass  der  etwaige 
zahlreiche  Bestand  der  Kammer  kein  Grund  für  eine  nachtheilig  zahlreiche 
Besetzung  der  Commissionen  ist,  bedarf  kaum  der  Erwähnung.  Die  Auf- 
gabe einer  Conunission  ist,  einen  Geschäftsgegenstand  für  die  volle  Yer- 
Sammlung  vorzubereiten;  diess  kann  sie  aber  thun,  wie  immer  das  Zahlen- 
verhältniss  ihrer  Mitglieder  zu  der  Versammlung  selbst  sei.  Auch  wird 
keinem  Mitgliede  ein  rechtmässiger  Einfluss  auf  die  Beschlüsse  der  Kammer 
dadurch  entzogen,  dass  es  nicht  in  der  Commission  sitzt;  ist  es  doch  voll- 
kommen ungehindert,  seine  Anträge  in  der  vollen  Kamme^r  zu  stellen  und 
diese  dafür  zu  gewinnen.  Wie  gross  die  Zahl  einer  Gesetzgebungscommission 
zweckmässig  sei,  lässt  sich  freilich  nicht  ein  filr  alle  Mal  bestimmen,  da  es 
sowohl  von  den  verfügbaren  Kräften  als  von  der  Ausdehnung  der  Arbeit 
abhängt,  welche  vielleicht  unter  verschiedene  Arbeiter  zu  vertheilen  ist. 
Weniger  als  fünf  Mitglieder  können  es  freilich  nicht  wohl  sein;  anderer 
Seits  aber  möchten  mehr  als  neun  bis  fünfzehn  auch  nicht  empfohlen  werden 
können.  —  Eine  zweite  Regel  ist,  so  viele  Intelligenz  als  möglich 
in  der  Commission  zu  vereinigen.  Es  darf  also  keine  Rücksicht  darauf 
genommen  werden,  ob  vielleicht  ein  Mitglied  sonst  noch  nicht  in  eine 
Commission  berufen  ist;  noch  ist  es  verständig,  eine  Vertheilung  nach  den 
versdiiedenen  Klassen  und  Bestandtheilen  der  Kammer  vorzunehmen.  Es 
ist  soeben  bemerkt  worden,  welchen  nachtheiligen  Einfluss  unbrauchbare 
Mitglieder  haben  können^).  — .Endlich  drittens  ist  es  ein  offenbarer  Fehler, 


1)  Es  leuchtet  fibrigens  woU  ein»  da«  die  Aufgabe,  möglichst  viele  lotelUgenx  in  der 
Commission  cn  vereinigen,  in" Einklang  mit  der  snerst  gestellten,  und  in  der  That  auch  den 
guten  Fortschritt  der  Arbeit  vor  Allem  bedingenden,  Fordetung  gesetzt  werden  mnss,  die 
Commission  nicht  allzn  sahlreich  2U  machen.  Es  soUen  nur  tttchtige Manner  gewählt  werden, 
und  unter  den  tüchtigen  die  ansgeaeichnetsten;  allein  es  ist  möglicherweise  nicht  Saum  für  ein 
Jedes  Mitglied  der  Yeisammlnng,  welches  mehr  oder  weniger  vom  Fache  ist  Es  dürfte  daher 
das  Yon  Mittermaier,  a.  a.  O.,  8.  148,  TorgeschlagenetVerflütren,  sämmtliche  rechtt- 
gelehrte  Mitglieder  der  Venammlnng  cur  Theilnahme  an  den  Coomiissionssitsungen,  wenn  anoh 
ohne  entscheidende  Stimme,  beiansiehen,  kaum  als  eine  allgemein  %n  befolgende  Begel  ang^ 
nommen  werden  können.   Und  wie  wire  eine  solche  Znaiehuig  in  einer  grossen  Venammlong, 
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in  der  ZuainmeiiBetsaiig  von  Gommisflioiien,  namentUdi  aber  einer  GcMmnisEii^ 

solcher  Art,   das  Parteiinteresse  Yorwalten  zu  lassen.    Man  kann  ein«? 
Mehrheit  allerdings  nidit  somuthen,  dass  sie  die  Gominissionen  Ubermrie^nc 
ans  Gegnern  znsammensetze,  und  es  wSre  sogar  eine  solche  Bildiui^  wkk- 
tiger  Commissionen  leicht  sehr  naditheilig  für  die  Förderang  der  Arbeit 
indem  ein  mit  den  Gesinnungen  der  Mehxiieit  der  vollen  Yersammlmi^  im 
Widerspräche  befindlicher  Commissionsbericht  nur  zn  Gegenanträgen    qimi 
somit  schliesslich  ta  grosser  Verzögerung  und  Erschwerung  der  Elrledigong 
üQhrea  mfisste.    Allein  hiermit  sehr  wohl  vereinbar  ist  die  Wahl  einzelner 
sachlidi  besonders  be&higter  Mitglieder  TOn  Minderiieiten.    Zunächst  ist  zu 
bedenken,  dass  gerade  bei  Rechtsgesetzen  die  allgememe  politische  Ridhtiu^ 
ii&ufig  von  gar  keiner  Bedeutung  sein  wird.    Sodann  kann  offenbar  eine 
Beleuchtung  von  Terschiedenen  Standpunkten ,  fidls  solche  vorhanden  sind, 
der  Sadie  nur  zutrftglich  sein.  Wenn  eine  Meinung  in  der  Commission  aodi 
nicht  die  Mehrheit  erii&lt,  so  kann  sie  doch  ein  Minderbeitsgutaditen  Ter- 
anlassen  und  dadurch  der  Versammlung  die  richtige  Beurtheilung  erleichtem. 
Endlidi  wird  das  Misstrauen  der  Minderheiten  gegen  die  Commissionsarbeit 
und  tlberhaupt  gegen  das  ganze  Ver&hren  der  Mehrheit  wesentlich  gemildert 
werden,  wenn  sie  sich  nicht  von  der  unmittelbaren  Kenntniss  der  Vorgänge 
und  von  gerechtfertigtem  Einflüsse  ausgeschlossen  sieht.    Eine  soldie  ver- 
söhnliche Stimmung  ist  aber  von  wesentlidiem  Werthe  nicht  etwa  bloss  für 
die  Annehmlichkeit  und  für  die  Würde  der  Versammlung,  sondern  audi  flir 
die  Förderung  der  Gesdiäfte  selbst. 

Ob  diese  Grundsätze  wirklidi  befolgt  werden  und  befolgt  werden  können, 
hängt  wesentlich  von  der  formellen  Wahlordnung  ab,  welche  sllerdings 
sehr  versddeden  eingerichtet  sein  kann.  —  Die  beste  Zusammensetzung 
wird  unzweifelhaft  da  erreicht,  wo  die  Geschäftsordnung  dem  Vorsitzenden 
der  Kammer  die  Ernennung  der  Mitglieder  Überträgt,  eine  strenge  Uebung 
aber  demselben  dabei  Unparteilichkeit  und  ansschliessende  Beracksicfatigung 
theils  der  Tüchtigkeit  theils  des  Verhaltens  zu   der  vorliegenden  Frage 
vorschreibt.    Auf  diese  Weise  nämlich  können  am  sidiersten  vorzugsweise 
tauglidie  Mitglieder  in  der  ganzen  Versammlung  berücksichtigt  werden,  und 
mag  auch  den  Parteistellungen  die  gerade  entsprechende  Berücksichtigang 
zukommen.    Es  gehört  aber  allerdings  eine  grosse  Sicherheit  und  also  lange 
Uebung  im  parlamentarischen  Leben  dazu,  um  einer  Seite  dem  Präsidenten 
ein  so  weitgehendes  Recht  ohne  Ge&hr  von  Missbrauch  anvertrauen  zu 
können,  anderer  Seite  von  der  Versammlung  erwarten  zu  dürfen,  dass  sie 
ihrem  eigenen  Rechte  der  Wahl  mit  Vertrauen  und  gutem  Gewissen  ent- 
sage. —  Desshalb  wird  in  der  Regel  eine  andere  Wahlart  stattfinden,  und 


welch«  der  mehr  oder  weniger  reohtiselehrten  liltglleder  lo  Tielen  DvtMnden  libleii  kfiinte, 
Mioh  nur  dnrchUhrher,  ohne  die  CommlMlon  gnu  mu  erdrttekent 
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man  Iiat  dann  hanpts&dilich  zweierlei  Wege  vor  eich;  nflndidi  entweder 
^  eine  Wahl  durch  die  ganze  YerBanunlnng  and  ans  der  ganzen  Yersammlung, 
oder  eine  Eintheilnng  der  Kammer  in  eine  Anzahl  Ton  Abtheilnngen,  deren 
jede  ihren  Mann  ans  der  eigenen  Mitte  zu  der  Commission  stellt.  Leider 
hat  jede  dieser  beiden  Wahlarten  ihre  ünzntrftglichkeiten.  Wahlen  der 
ganzen  Yersammlong  sind,  wenn  diese  zahlreich  ist,  sehr  schwerMig  und 
zeitraubend;  und  sie  haben  überdiess  den  Nachtheü,  dass  entweder  eine 
ganz  nnberedienbare  Stimmenzersplitterong  stattfindet,  oder  nach  verab- 
redeten Parteilisten  gestimmt  wird,  was  zur  Einseitigkeit  und  zur  Erbitterung 
der  Minderheiten  fthrt.  Die  Wahlen  durch  Abtheilungen  dagegen  haben 
mOglidierweise  ebenfalls  dieses  tadebiswerthe  Ergebniss;  überdiess  begiebt 
jj::^  es  sich  sehr  leicht,   dass  entsddeden  tüchtige  Männer  nicht  zur  Wahl  ge« 

kj^  langen  können,  weil  ihrer  zufillig  mehrere  in  derselben  Abtheilung  sind, 

^äi  diese  aber  nur  leinen  Mann  abordnen  darf.  Auf  die  der  Wahl  vorangehende 

^ik  vorlAafige  Besprechung  des  Oesetzesentwuifes  aber,  welche  Eenntniss  von 

r::r  der  Befthigung  der  Mitglieder  zu  der  Lösung  der  Angabe  und  von  ihrer 

^^  Anschauungsweise  geben  soll,  ist  er&hrungsgemftss  kein  Vertrauen  zu  setzen. 

{I:  Sie  pflegen  sehr  oberflAchlicfa  zu  sein  und  nicht  weiter  zu  lehren,  als  man 

Fi  vorher  auch  schon  weiss  ^).    Unter  diesen  Umständen  stellt  sich  die  Sadie 

^^  wohl  am  richtigsten  so,  dass  in  kleineren  Kammern  aus  der  vollen  Yer- 

jü!  «ammlnng  und  von  ihr  selbst  gewählt  wird,  zaUr eiche  Kammern  dagegen 

g2i'  in  Abtheilungen  getheüt  werden  und  in  solchen  wählen,  jedoch  mit  der 

Modification,   dass  aus  der  ganzen  Versammlung  noch  eine  Anzahl  von 
\$  Mtgliedem  beigegeben  wird,  damit  Ungereditigkeiten  oder  Unmöglichkeiten 

^  einzelner  Abtheilungen  eine  Ausgleichung  zu  finden  vermögen. 

p  Dass  den  mit  den  Vorarbeiten  über  Oesetzesentwürfe  beauftragten 

i  ^  Gonmüssionen  der  gesammte  Stoff  zur  Verfügung  gestellt  wird,  der  «ich 

"^  in  den  Händen  der  Regierung  befindet,  versteht  sich  von  selbst.    Staats^ 

\  geheimnisse  können  bei  Rechtsgesetzesentwflrfen  kaum  vorliegen,  und  es 

kann  zur  Abwendung  zwar  auf  den  ersten  Anblick  blendender,  eine  nähere 
Prflfung  jedodi  nicht  aushaltender  Abänderungsanträge  der  Commission 
dienen,  wenn  diese  aus  den  ihr  mitgetheilten  Vorarbeiten  der  Regierung 
ersieht,  dass  schon  diese  sich  mit  ähnlichen  Gedanken  trug,  aber  bei  näherer 
Ueberlegung  davon  wieder  abgieng.  Ueberhaupt  je  unterriditeter  die  Com- 
nüsüon  über  die  ganze  Sachlage  ist,  desto  besser  wird  ihr  Bericht  aus- 
fallen. 

Nidit  eben  leidit  zu  erfttllen  ist  die  sehr  einfEudi  erscheinende  Forderung, 
dass  der  ständischen  Commission  auch  die  zur  Zustandebringung  einer  guten 
Arbeit  erforderliche  Zeit  zu  gewähren  sei.    Hier  kommt  denn  die  oben 


1)  A.  U.  Ut  H ittermaier,  Anh.  f.  dy.  Prudi,  Bd.  XVn,  S.  141  fg. 
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besprodiene  iürt,   CommiaBionen  zum  Yorans  2a  wfthlen,  nm  ihnen  in    der 
Zeit  zwisdien  zwei  Landtagen  die  Aosarbeitnng  ihres  Beridites  mOglidi  zu 
machen,  sehr  in  Betracht.    Wenn  eine  solche  Anordnung  irgend  anaflUirbar 
ist,  sollte  sie  niemals  yersftnmt  werden.    Möglich  aber  ist  sie  nnter  einer 
doppelten  Yoranssetzong;  einmal  n&mlich,  dass  die  Begierong  schon   vor 
dem  zur  Berathang  des  Oesetzes  bestimmten  Landtage  den  entschiedenen 
Entschlnss  gefixt  hat,  einen  Gesetzesentwnrf  rorznlegen,  und  dass  sie  diese 
Absidit  schon  im  Yorans  ankündigen  zu  können  ghiubt;  sodann,  dass   die 
Arbeit  der  B^erong  firflhe  genug  fertig  ist,  nm  der  in  Folge  der  gesdiehe- 
nen  Ankttndigong  gewählten  Gommission  rechtzeitig  übergeben  zn  werden. 
Irgend  haltbare  Einwendungen  sind  nicht  vorhanden.    Der  dnrdi  die  Ein- 
berofong  der  Gommission  veranlasste  Geldaufwand  ist  einer  Seits  nicht  be- 
deutend, anderer  Seits  wird  er  leicht  vielfach  wieder  gewonnen  durdi  die 
nun  mögliche  kürzere  Dauer  des  voUen  Landtages.    Dass  die  englischen, 
nordamerikanischen  und  firanzösisdien  Yersammlungen  ein  solches  YerCeJiren 
nidit  kennen,  ist  wahr;  allein  dadurch  wird  dessen  Braudibarkeit  und 
Erlaubtheit  nidit  beeinträchtigt,    und  wenn  man  endlich  einwenden  wollte, 
dass  wenigstens  bei  einer  bevorstehenden  Auflösung  oder  einer  zu  Ende 
gehenden  Wahlperiode  die  Massregel  nidit  anwendbar  sei,  weil  eine  von 
einer  erlosdienen  Yersammlung  bestellte  Gommission  keinen  Beridit  an  die 
neu  zusammentretende  Kammer  machen  könne:  so  ist  zwar  auch  dieses 
thatsflchlidi  begründet,  allein  es  folgt  nur  daraus,  dass  die  an  sich  wünschens- 
werthe  Erleichterung  in  bestunmten  Fällen  nicht  anwendbar  ist,  keineswegs 
aber,  dass  sie  audi  unter  passenden  Yoraussetzungen  verworfen  werden 
muss. 

Die  Ordnung  des  Gesdififtes  in  einer  Gommission  ist  durdi  die  Natur 
der  Sadie  gegeben,  und  zwar  zerfällt  sie  in  vier  Stadien.  —  Zuerst  ist  eine 
allgemeine  Besprechung  über  den  Gegenstand  vonnöthen,  theils  um  sidi 
klar  zu  werden  über  die  Richtung  der  Mehrheit,  theils  zur  bessern  Einsicht  in 
die  Befähigung  der  einzelnen  Mitglieder.  —  Aus  dieser  allgemeinen  Orientirung 
geht  dann  die  Wahl  des  oder  der  Berichterstatter  hervor.  Bei  sehr  umfietssenden 
Gesetzen  wird  audi  hier,  wie  in  der  Gesetzgebungscommission  der  Regierung, 
eine  Yertheilung  des  Stoffes  unter  mehrere  Arbeiter  zwedanässig  und  viel- 
leicht nothwendig  sein;  jedenfalls  aber  bedarf  es  eines  Hauptberichterstatters, 
weldier  die  allgemeinen  Fragen  erörtert  und  für  die  Zusammenfassung  za 
einem  Ganzen  sorgt.  —  Auf  die  Grundlage  dieser  Berichtentwürfe  finden 
sodann,  drittens,  die  Berathung  und  Besdüussnahme  in  der  vollen  Gom- 
mission statt.  Eine  Anwesenheit  des  Justizministers  und  der  hauptsäcfa- 
lidisten  Bearbeiter  des  Regierungsentwurfes  bei  diesen  Berathungen  ist 
höchst  zwedanässig;  doch  kann  weder  ein  Recht  des  Ministers  auf  beständige 
Anwesenheit  anerkannt  werden,  indem  die  Gommission  audi  ungestört  unter 
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sich  rnoss  sein  können,  noch  ist  irgend  eine  BeisdilnflsfiauBnng  in  Anwesenheit 
von  Regiemngsconiinissären  an  der  Stelle,  damit  die  rolle  ünbefiangenheit 
der  Mitglieder  bewahrt  bleibe.  Ton  zweifelhaftem  Nutzen  ist  die  in  einigen 
Geschftftsordnnngen  (z.  B.  in  der  der  zweiten  badischen  Kammer)  gestattete 
Anwesenheit  anderer  Mitglieder  des  Hauses.  Allerdings  trftgt  eine  solche 
zur  Belehrung  solcher  Mitglieder  bei,  und  yielleicht  zur  AbkOrzung  der 
Verhandlung  in  der  YoUen  Versammlung;  auf  der  andern  Seite  stört  sie 
die  Unbefangenheit  der  Commissionsmitglieder  und  kann  zu  förmlidien 
Reden  in  derselben,  also  zu  eitlem  Zeitverluste,  oder  aber  zum  Verschweigen 
der  innersten  (xedanken  und  bestreitbarer  Anschauungen,  also  zur  Unvoll- 
ständigkeit  und  Unwahrheit  des  Ergebnisses  der  Berathung  fOhren.  Es  ist 
daher  wohl  von  einer  solchen  Uebung'  abzusehen  ^).  —  Den  Schluss  der 
Gommissionsgeschäfte  macht  die  Feststellung  des  Berichtes  oder  der 
Berichte,  welche  natflrlich  nach  Inhalt  und  Form  yon  der  Commission  ab- 
hängt. Falls  sich  verschiedene  Ansichten  Aber  die  zu  stellenden  Anträge 
gezeigt  haben,  ist  die  Erstattung  von  Minderheitsberichten  nicht  nur  gerecht 
und  billig,  sondern  offenbar  auch  ein  Vortheil  fOr  ^die  Berathung  in  der 
vollen  Versammlung.  In  solchem  Falle  haben  selbstredend  die  einen  eigenen 
Bericht  verlangenden  Mitglieder  der  Minderheit  keinen  Anspruch  auf  die 
Redactlon  des  betreffenden  Mehrheitsberichtes,  wie  umgekehrt  die  Mehrheit 

« 

den  Minderheitsbericht  nicht  zu  bestimmen  berechtigt  ist.  Zweckmässig  ist 
jeden  Falles,  wenn  auch  da,  wo  kein  Minderheitsbericht  erstattet  wird, 
wenigstens  bei  den  Hauptbeschlflssen  das  Stimmenverhältniss  ausdrücklich 
angegeben  wird. 

Bei  den  sämmtlichen  hier  vorstehenden  Erörterungen  ist  stillschweigend 
von  der  Unterstellung  ausgegangen,  dass  die  von  einer  Ständeversammlung 
zu  berathenden  und  somit  auch  fOr  die  Berathung  vorzubereitenden  Rechts- 
gesetzesentwOrfe  von  der  Regierung  ausgearbeitet  und  von  dieser  der 


1)  Es  kann  kanxn  als  ein  BewelB  Yorgeschrittener  pwlamentaiiseher  Bfldim;  oder  sach  nur 
yentäodigen  KachdenkenB  betrachtet  werden,  dass  im  Febr.  1861  der  Beschlius  der  Adresse- 
Commisslon  des  preossischen  Abgeordnetenhanses,  ihre  Berathnngen  Aber  den  Entwurf  einer 
Adresse  %af  die  Thronrede  nnd  ihre  Besprechungen  mit  den  Ministem  Über  denselben  nur  unter 
sich  und  ohne  Anwesenheit  anderer  Mitglieder  su  pflegen,  einen  grossen  Sturm  in  der  Presse 
und,  wie  es  schehit,  auch  im  Hause  selbst  erzeugte.  Die  Berathnngen  einer  Commission  müssen 
▼ertranlich  sein;  nnd  wie  kann  gar  den  Ministem  sugemuthet  werden,  Uire  Mittheilungen  ge- 
heimerer Art  in  einer  Jedem  offen  stehenden  Sitzung  zu  machen?  Offenbar  kann  die  Durch- 
führang  einer  unbedingten  Oeffentlichkeit  der  Commissionssitsungen  nur  eine  schlechtere ,  weil 
weniger  frei  besprochene  und  allseitig  überlegte,  Arbeit  zur  Folge  haben;  rie  ist  also  geradezu 
zweckwidrig.  Haben  doch  schon  zahlreiche  Besetzungen  der  Commission  selbst,  wie  einige 
parlamentarische  Erfahrung  lehrt,  leicht  die  Folge,  dass  manche  Mitglieder  sich  schweigsam 
yerhalten,  um  nicht  Oegnem  Waffen«  Freunden  aber  die  besten  eigenen  Gedanken  zu  liefern. 
Eine  solche  Berechnung  mag  nicht  edel  und  grossartig  sein,  allein  sie  ist  in  der  menschlichen 
Katnr  begründet,  und  eine  richtige  Politik  nimmt  auch  in  kleineren  Fragen  die  Menschen  nicht, 
wie  sie  sein  sollten,  sondem  so  wie  sie  zu  sein  pflegen,  und  berechnet  danach  die  Massregeln 
su  Erreichung  ihrer  Ziele.  Oeffentlichkeit  ist  eine  Yortreffliche  Controle;  aber  nicht  Alles  kann 
einer  Controle  mit  Nutzen  unterworfen  werden. 
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YoPavertreiung  nr  Znsifaniiiiisg  ikbeigeben  irerden.  Hög^chervreise 
niin  aber  auch  der  Gang  der  Sache  em  entgegengeselgter  aem,  der 
Ton  ständischer  Seite  erfolgen,  so  dass  derBegierong  ein 
Oesetzesentwnrf  znr  Annahme  oder  Yerwerfong  ihrer  Seits  Torgelest  wtri 
Es  mnas  somit  die  Frage,  wie  in  soldiem  Falle  die  Sttederorwunmlgiig  a 
verfahren,  ob  sie  dieselben  Organe  n  gebrandien  hat,  und  €h  diese  die 
C^eidie  Geschäftsbehandlnng  anwenden  können,  ebenfalls  erOrtert  werdeo. 

Nidit  als  eine  flberflflsaige  Abschweifung  möge  es  betraditet  werdeai, 
wenn  vor  Allem  nntersncht  wird,  ob  einer  StAndeTersammlong  dma  BecbC 
znr  InitiatiYe  in  der  Gesetzgebung  aus  triftigen  Orfinden  einzuräumen  ist? 
Theils  ergiebt  sich  hieraus  die  Bedeutung  der  Sadie  hinsiditlicii  des  Um- 
fanges  der  Anwendung;  theils  mag  daraus  abgenommen  werden,  inwiefenie 
eine  häufige  Anwendung  des  Hechtes,  audi  da  wo  es  an  sich  besteht,  rftth- 
lich  ist.  —  Die  Untersuchung  ist  aber  sowohl  Tom  Standpunkte  des  Principes, 
als  Ton  dem  der  Zweckmässigkeit  vorzunehmen. 

In  ersterer  Beziehung  hängt  die  Entscheidung  daton  ab,  weldie  Steüiing 
der  Vertretung  überhaupt  im  oonereten  Staatsorganismus  gegeben  ist.    IMese 
kann  bekanntlich  eine  dreifache  sein:  Begierung  oder  wenigstens  Mltregie- 
rung,   wie  namentlich  in  der  reprftsentaüYen  Demokratie;    Beaits  eines 
Theiles  der  Staatsgewalt  nach  dem  Systeme  der«Theüung  derselben,  wie  in 
Grundgesetzen  nadi  dem  Vorbilde  der  französischen  Verfassung  von  1791, 
der  spanischen  Cortes?er£usung  von  1812,  der  belgisdien;  endlich  Schutz 
der  Bürger  gegen  Missregierung,  wie  in  der  Mehrzahl  der  constitutionellen 
Monarchieen.  —  Falls  der  repräsentativen  Versammlung  die  Begierung 
allein  zusteht,  z.  B.  in  einem  Nationalconvente,  so  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  sie  auch  das  Becht  der  Gesetzgebung  auszuüben  hat,  und  zwar 
in  allen  Stadien  desselben.    Aber  wenn  sie  sich  auch  nur,  etwa  neben 
einem  Präsidenten  oder  Directorium,  ein  Becfat  auf  Mitregierung  hat, 
kann  ihr  offenbar  die  Befagniss  nicht  fehlen,   einen  Gegenstand  nfther  zu 
bezeichnen,  in  Betreff  dessen  ihrer  Meinung  nach  die  Staatsgewalt  in  TbAtig- 
keit  treten  soll,  und  dann  auch  nfthere  Vorschlfige  zu  machen,  wie  dieses 
zu  geschehen  habe.    Der  Mtbesitzer  eines  Bechtes  ist  selbstredend  nicht  zu 
passivem  Zuwarten  auf  eine  etwaige  Ausübung  des  liCtberechtigten  ver- 
pflichtet, sondern  es  steht  bei  ihm,  zu  einer  für  nöthig  erachteten  gemein- 
schafUichen  Th&tigkeit  aufzufordern,  wobei  es  sich  denn  freilich  erst  zeigen 
muss,  ob  dieser  mit  dem  Vorschlage  einverstanden  ist.  —  Zu  demselben 
Ergebnisse  gelangt  man  bei  einer JSinrichtung  nach  der'Gewaltentheilung. 
Wenn  nän^ch  die  gesetzgebende  Gewalt  ein  abgesonderter  und  selbstslndiger 
Theil  der  Staatsgewalt  ist,  so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sie 
das  Becht  des  activen  Vorgehens  in  Gesetzgebungsgeschftften  und  der  Be- 
stimmung der  Zeitgemfissheit  des  Handelns  besitzt.    Ist  also  diese  gesetz- 
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(gebende  Gewalt  d^r  yolksyertretenden  Yersammhuig  anssddiesslich  Aber- 
tragen,  so  besitzt  sie  auch  das  Recht  der  Initiatiye  allein;  bestehen  aber 
mehrere  Factoren,  so  bringt  die  Gleicbstellong  derselben  wenigstens  die 
Befogniss  zu  einer  Ansflbnng  der  Initiative  neben  den  andern  mit  sich« 
Die  aof  der  Gnindbige  der  Gewaltentheilung  errichteten  positiven  Yerfiiasongen 
enthalten  denn  anch  sämmtlich  eine  entsprechende  Bestimi&nng.  —  Anders 
aber  freilich  stellt  sich  die  Sache,  wenn  die  Aufgabe  der  Yolksvertretung 
darin  gesucht  wird,  dass  dieselbe  Missbränche  nnd  MissgriSe  des  allei- 
nigen Inhabers  der  Staatsgewalt  von  den  Unterthahen  abzuwenden  habe, 
und  zwar  in  der  Regel  durch  nachträgliche  Beschwerden  und  Klagen,  aus* 
:u:i.:^  nahmsweise  aber  in  bestimmten  Fällen  durch  vorgängige  Untersuchung  und 

Einwilligung  in  eine  beabsichtigte  Regierungshandlung.    Wenn  nun  auch 
regelmässig  die  Gesetzgebung  zu  diosen  Ausnahmen  gehört,  so  bleibt  doch 
iah  auch  bei  ihr  die  Stellung  der  Volksvertretung  eine  abwartende.    Nicht  sie 

ist  es,  von  welcher  die  RegierungshandlungCA  ausgehen  sollen,  sondern  sie 
>;>;j£.  hat  nur  zu  controliren,  also  zu  billigen  oder  zu  verwerfen,   wenn  die  Re«- 

gierung  zu  handeln  beabsichtigt.  Es  kann  somit  die  Ständeversammlung  in 
der  Mehrzahl  der  repräsentativen  Monarcfaieen  das  Recht  der  Initiative 
grundsätzlich  nicht  in  Anspruch  nehmen,  sondern  nur  etwa  eine  allgemeine 
Bitte  an  die  Regierung  richten  und  derselben  das  Bedürfhiss  des  Volkes 
nach  einem  neuen[^G«setze  vorstellen. 

Etwas  verschieden  stellt  sich  die  Sadie,  wenn  sie  vom  Standpunkte 
der  Zweckmässigkeit  beantwortet  wird.  —  Dass  da,  wo  eine  repräsentative 
Versammlung  die  Regierung  oder  das  Gesetzgebungsrecfat  allein  in  Händen 
hat,  sie  nicht  umhin  kann,  auch  Gesetze  zu  geben,  versteht  sich  freilich 
von  selbst;  und  hier  ist  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Ergreifung  einer 
Initiative  passlich  sei,  gar  nicht  aufzuwerfen.  Das  unbedingt  Nothwendige 
hat  eben  zu  geschehen,  und  es  bleibt  nur  flbrig,  Mittel  aufzusuchen,  welche 
den  besten  Verlauf  zu  sichern  geeignet  scheinen,  (von  welchen  denn  weiter 
unten.)  —  Wohl  aber  steht  die  Frage  offen  in  allen  übrigen  Fällen,  also 
bei  einer  blossen  Mitregierung  der  Versammlung,  bei  mehreren  Factoren 
der  ges^gebenden  Gewalt  und  bei  der  repräsentativen  Monarchie.  In  den 
beiden  ersten  Unterstellungen  ist  zu  prüfen,  ob  es  gut  ist,  wenn  das  un- 
zweifelhaft zustehende  Recht  auch  wirklich  gebraucht  wird;  in  der  letztge- 
nannten dagegen,  ob  nicht  vielleicht  ein  so  grosser  Nutzen  aus  dem  Rechte 
der  Versammlung  sich  ergäbe,  dass  selbst  von  Grundsätzen  abgewichen 
werden  könnte  undisoUte?  Es  bedarf  nicht  eben  grosser  Untersuchungen, 
um  zu  der  Ueberzeugung  zu  gelangen,  dass  sich,  und  zwar  in  sämmtlicfaen 
genannten  Voraussetzungen,  kein  grosser  Gewinn  von  einer  durch  eine 
Versammlung  auszuübenden  Initiative  zur  Gesetzgebung  erwarten .  lässt 
Sieht  man  nämlich  auch  davon  ab,  dass  schon  die  Beibringung  der  Materialien 
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und  die  Anordnung  der  ersten  Yorarbeiten  Sdiwierigkeiten  haben  Icann  ftr 
eine  grossere  Körperschaft,  so  bleiben  immer  gewichtige  Hindemisse  psycho- 
logischer Art.    Zunächst  ist  es  keineswegs  Immer  leidit,  eine  Versammlnug 
auch  nur  zur  ernstlichen  Behandlung  eines  ans  ihrer  eigenen  Mitte  liervorr- 
gegangenen  Oesetzesentwnrfes  zu  bewegen,  wenn  ihr  die  Initiative    nicht  als 
eine  nnbedingte  Nothwendigkeit  aufliegt,  sondern  dieselbe  auch  nodi  neben 
ihr  einem  andern  Factor  zusteht.    Die  Besdiäftigung  mit  einem  Gesetsre»- 
▼orschlage  ist  nidit  selten  eine  unangenehme  oder  schwierige;  die  Anr^^ong 
der  Angelegenheit  kann  aus  verschiedenen  Gründen  unzeitig  erscheinen; 
der  Vorschlagende  mag  persönlich  oder  nadi  seiner  Parteistellung  unbeliebt 
sein.    Ifit  einem  von  einem  Mitfactor  oder  von  der  Regierung  vorgelebten 
Gesetzesentwurfe  muss  sich  die  Versammlung  beschäftigen,  und  zwar,   wenn 
es  verlangt  wird,  in  einer  zur  Beendigung  der  Angelegenheit  geei^^eten 
Zeit.    Sie  mag  ihn  allerdings  verwerfen,   oder  mag  den  Versuch  macben, 
ihn  mehr  oder  weniger  umzugestalten;  allein  es  liegt  ein  gegebener    nnd 
nicht  nach  Belieben  auf  die  Seite  zu  schiebender  oder  durch  einen  ganz 
andern  Vorschlag  zu  ersetzender  Gegenstand  der  Thätigkeit  vor.    Auf  den 
Antrag  eines  ihrer  eigenen  Mitglieder  braucht  sie  sich  dagegen  gar  nicht 
einzulassen,   wenn  er  ihr  unbequem  ist.    Sie  mag  ihn  in  jedem  Stadiom 
des  Verfahrens  durch  blosse  Unth&tigkeit  auf  sich  beruhen  hissen,  nach 
Belieben  andern  Gesdiftften  nachsetzen  oder  mittelst  formaler  Schwierig- 
keiten durchkreuzen.    Ausserdem  vermindert  auch  noch  die  Ungewissheit, 
ob  der  MitÜActor  sich  schliesslich  flberiiaupt  auf  die  ganze  Sache  einlassen 
und  nicht^  vielleicht  die  ganze  Mflhe  eine 'vergebliche  sein  werde,  die  Ge- 
neigtheit, Oberhaupt ^auf  einen  Gesetzesentwurf  aus  der  eigenen  Wtte  ein- 
zugehen.   Etwas  günstiger  stellt  sich  die  Sache  allerdings,  wenn  der  Antrag 
nicht  von  einem  Einzelnen  sondern  von  einer  Commission  ausgeht,   indem 
nun  derselbe  wenigstens  eine  Verhandlung  in  der  Versammlung  erhalten 
muss.    Allein  auch  in  diesem  Falle  ist  ein  wirkliches  Eingehen  in  die  Sache 
selbst  keineswegs  geboten  und  mag  einer  Entsdieidung  leicht  ausgewichen 
werden.    Hauptsächlich  aber  ist  zu  bedenken,  dass  gegen  einen  Commissions- 
antrag,  so  gut  wie  gegen  den  von  einem  einzelnen  Mitgliede  ausgehenden 
Vorschlag,  ein  zweites  bedeutendes  Hindemiss  gflnstigen  Erfolges  vorliegt 
Bei  einem  von  Aussen,  d.  h.  von  einem  Mitfactor  oder  von  der  Regierung, 
zugegangenen  Gesetzesentwurfe  liegt,  wie  bereits  bemerkt,  ein  bestimmter 
Gedanke  und  eine  concrete  Ausarbeitung  desselben  vor,  nnd  es  hat  sich 
an  diesen  Gegenstand  die  Verhandlung  zu  knüpfen.    Sie  kann  tadeln,  ver- 
werfen, verbessern,  aUein  nicht  auf  ganz  Anderes  abschweifen;   es  muss 
auf  eine  bestimmte  Frage   eine  absdüiessende  Antwort  gegeben  werden. 
Bei  einem  aus  der  Mitte  der  Versammlung  hervorgegangenen  Entwürfe  ist 
diess  nicht  der  Fall,    Jeder  andere,  wenn  auch  noch  so  verschiedenartige 
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und  nach  ganz  anderen  Zielen  strebende  Plan  kann  dazwischen  geworfen 
werden;  es  liegt  keine  Nothwendigkeit  vor,  bei  dem  znr  Sprache  Gebraditen 
zu  bleiben;  so  kann  denn  die  Berathnng  sich  ins  Ungemessene  hinziehen, 
eine  improTisirte  Beschlnssnahme  Unerwartetes  herbeiführen,  schliesslich 
aber  das  Ganze  in  den  Sand  yerlanfen.  —  Dass  diess  aber  nicht  beliebig 
ersonnene  Schwierigkeiten  sind,  zeigt  die  Erfahmng.  Die  mit  dem  Rechte 
der  Initiative  versehenen  Stftndeversammlnngen  bedienen  sich  thatsädüidi 
desselben  nur  sehr  selten,  und  noch  seltener  mit  Glflck'). 

Diess  hat  aber  nm  so  weniger  zu  bedeuten,  als  einer  Stftndeversammlnng 
in  jedem  Angenblicke  ein  weit  passenderes  Mittel  der  Einwirkung  auf  die 
Gesetzgebung  zu  Gebote  steht,  als  die  eigene  Ausarbeitung  von  Gesetzes- 
entwürfen.  Sie  mag  nftmlich  in  jedem  Augenblicke  an  den  Mitfactor  der 
Gesetzgebung  oder  an  die  Regierung  das  Verlangen  zu  stellen,  dass  diese 
ihrer  Seits  einen  Gesetzesentwurf  ausarbeiten  lassen  und  vorlegen  mögen. 
Bei  einer  solchen  Bitte  kann  die  Versammlung  ganz  nach  Gutdünken  nidit 
nur  den  Hauptgedanken  und  die  von  ihr  gewünschte  Richtung,  sondern 
selbst  besondere  Bestimmungen  als  von  ihr  erwartet  bezeichnen,  ohne  dass 
sie  genöthigt  wäre,  in  die  f&r  sie  wenig  passende  vollständige  Ausarbeitung 
einzugehen.  Was  aber  den  Erfolg  eines  soldien  Verlangens  betrifft;  so 
handelt  es  sich  bei  ihm  so  gut  wie  bei  der  Mittheilung  eines  vollendeten 
Entwurfes  sdiliesslich  darum,  ob  der  Mitfactor  oder  die  Regierung  mit  der 
Absicht  der  Ständeversammlung  einverstanden  sind,  oder  nicht;  im  letztem 

Falle  aber,  ob  sie  die  Kraft  besitzen,  einem  Verlangen  der  Ständeversamm- 

• 

lung  entgegenzutreten,  oder  sie  sich  genöthigt  glauben,  nachzugeben.  In 
der  ersten  Voraussetzung  weist  der  Angegangene  auch  einen  ausgearbeiteten 
Entwurf  zUrQck;  in  der  andern  ordnet  er  die  beschleunigte  Ausarbeitung 
an.  Der  ganze  praktische  Unterschied  besteht  somit  nur  etwa  in  einer 
Verzögerung,  welche  durch  die  erst  vorzunehmende  Ausarbeitung  des  Ent- 
wurfes entstehen  kann,  namentlich  bei  geringer  Vorliebe  fttr  das  gestellte 
Verlangen.  Dieser  Nachtheil  ist  nun  aber  nicht  von  Bedeutung,  weil  ja 
auch  die  Ständeversammlung  und  ihre  Commission  Zeit  zu  einem  sadilich 


1)  Man  wird  vielleicht  das  Beispiel  des  englischen  Parliamentes  entgegensetzen  wollen, 
welchem  allerdings  nicht  nur  das  Recht  der  Initiative  ansteht,  sondern  in  welchem  sogar  nnr 
aolohe  GesetsesentwfIrfSB  behandelt  werden  können,  welche  von  einem  MitgUede  eingebracht 
worden  sind.  Es  ist  diess  aber  doch  mehr  Schein  als  Wirklichkeit  einer  entgegengesetzten 
üebang.  Die  Gesetzesentwürfe  werden  allerdings  formell  nicht  im  Kamen  der  Begierang  vor- 
gelegt; allein  sie  geben  tfaatsSohlich  doch  von  derselben  ans,  and  werden  nor  von  einem 
Hinister  oder  sonstigen  Regierongsmitgllede  in  eigenem  Namen  eingebracht.  Und  wenn  aach 
zuweilen  eine  Bill  aus  individnellen  Ansichten  eines  einzelnen  Mitgliedes  hervorgeht,  so  hat  sie, 
nnd  zwar  ganz  folgerichtig,  nach  dem  parliamentailschen  Systeme  nur  eine  Anssicht  auf  eine 
DnrchfQhrung,  wenn  sie  von  der  Regierang  gebilligt  wird ,  weil  sonst  alsbald  eine  Kabinets- 
frage  ans  dem  Versache  entstflnde,  der  Regierang  gegen  ihren  Willen  ein  Gesetz  aoftadringen. 
AnsführUche  Gesetseseotwflrfe,  namentlich  solche,  welche  das  Reeht  betreffen,  kommen  daher 
tbatsSchlich  kaam  Je  vor,  ohne  dsss  sie  von  der  Regierang  selbst  ausgingen,  oder  wenigstens 
mit  ihr  auf  das  Genaueste  besprochen  wiren. 
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und  foa&eQ  ToUendeten  Gesetxe  nOthig  hätten;  und  jeden  Falles  ist  er 
nidit  80  wesentlidi,  daas  wenigstens  in  der  oonstitationellen  Ifonarciiie 
gegen  das  richtige  Prindp  der  Yolksvertretong  gehandelt  werden  goUte. 

Steht  nun  anf  diese  Weise  fest,  einer  Seits  dass  eine  Initiative   in 
Gesetzgebnngssadien  weder  in  allen  Staatsarten,  wdche  eine  Yolksvertretang 
sulassen,  grandsätzlich  an  der  Stelle  ist,  noch  da,  wo  sie  gewahrt    sein 
mag,  besonders  gnten  Erfolg  TerBpricht;  anf  der  andern  Seite  aber,    dass 
eine  solche  InitiatiYe,  mögen  im  flbrigen  ihre  Eigenschaften  sein   ^frelche 
sie  wollen,  in  gewissen  Staatsformen  nicht  entbehrt  werden  kann:  so  sind 
Regeln  aber  eine  möglichst  zntrftglidke  formelle  Behandlung  immerhin  ein 
Bedflr&iiss,  nnd  ihre  Aofrtellnng  wird  Anigabe  für  die  Theorie. 

Darttber  kann  nicht  wohl  ein  Zweifel  sein,  dass  eine  ntttzliche  Anwen- 
dung der  Initiative  durch  die  ErflUlung  einer  dreifiMihen  Forderung  bedingt 
ist.    Erstens,  durch  eine  Sorge  dafftr,  dass  der  stftndisdie  Anstoss  zu  einem 
neuen  Oesetze  immer  einem  wirklichen  Bedttrfiiisse  entspridit,  also  wed^r 
UeberflOssiges  oder  gar  Schädliches  in  Bewegung  bringt,  noch  Nothwendiges 
ruhen  lAsst.    Zweitens,  durdi  eine  richtige  Bestellung  und  Thfttigkeit  der 
zur  Bearbeitung  bestimmten  ständisdien  Organe.    Drittens  endlich,  dorch 
eine  Ausarbeitung  des  einzelnen  Entwurfes  bis  zu  derselben  formellen  und 
sachlidien  Vollendung,  welche  ihm  Ton  Regierungsbehörden  zu  Theile  ge- 
worden waren,  wenn  soldien  die  Arbeit  obgelegen  h&tte.  —  Die  liditigsten 
Hittei  zurErfUlung  dieser  Bedingungen  sdieinen  nun  aber  folgende  zu  sein. 

Eine  rechtzeitige  aber  audi  nur  rechtzeitige  Ingangsetzung  des  stän- 
disdien Oesetzgebungsredites  hängt  wohl  davon  ab,  dass  einer  Seits  Jeder, 
weldier  sich  fär  ein  neues  Gesetz  interessirt  und  von  der  Nothwendigkeit 
eines  soldien  Qberzengt  ist,  einen  Antrag  darauf  stellen  kann,  anderer  Seits 
aber  eine  mit  der  ganzen  Sachlage  genugsam  bekannte  (Gewalt  einer  unnöthigen 
oder  gar  positiv  schädlichen  Thätigkeit  gleich  von  vorne  herein  entgegen- 
zutreten bereditigt  ist  Jene  Anregung  findet  nun  statt,  wenn  nicht  nur 
jedes  Mitglied  der  Yersammlung  einen,  nach  Belieben  weiter  ausgeführten, 
Antrag  stellen  kann,  sondern  audi  sowohl  die  Gesetzgebongsoommission  ans 
eigenem  Antriebe  Vorschläge  madien,  als  auch  die  Versammlung  selbst 
einen  Besdiluss  zur  Bearbeitung  fassen  oder  wenigstens  einen  Auftrag  zur 
Berichterstattung  Aber  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  geben  kann. 
Letzteres  mag  denn  bei  jeder,  auch  nur  gelegentlidien,  Veranlassung  ge- 
sdiehen,  so  namentlidi  beim  Einlaufe  von  Petitionen.  Die  Verhinderung 
ungeeigneter  Thätigkeit  aber  kann  dadurch  sehr  einfach  bewerkstelligt 
werden,  wenn  es  immer  eines  Besdüusses  der  Versammlung  bedarf,  um 
die.  Commission  zu  einer  gesetzgeberischen  Arbeit  zu  ermächtigen.  Bei 
einem  von  einem  einzelnen  Mitgliede  ausgehenden  Antrage  versteht  sich 
dieses  von  selbst,   da  nur  die  Versammlung  ihn  an  die  Conmüssion  zur 
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weHeren  Beaohtmig.' und  Beriditentattniig  yerweisen  kann;  aber  avch  bei 
einer  in  der  Oommission  entstandenen  Absicht  ist  eine  Anseige  derselben 
und  eine  Genehmignng  der  Yersammlnng  an  der  Stelle,  damit  nicht  eine 
schliesslicfa  dodi  zu  keinem  Ergebnisse  fahrende  Arbeit  mit  Zeityerinst  and 
Tielleicht  Zurdcfaetzang  anderer  nOthigerer  Anftrftge  unternommen  werde, 
flberhanpt  keine  Thatigkeit  bei  den  Organen  der  Yersammlung  ohne  deren 
Yorwissen  und  gegen  ihren  Willen  stattfinde. 

Was  nun  aber  die  gweckmflwrige  Bestellung  und  Thatigkeit  der  su  ge- 
setzgeberischen Arbeiten  bestimmten  stftndiscfaen  Organe  betrifft,  so  ist  ein* 
leuditend,  dass  audi  bei  einer  aus  der  InitiatlTe  der  -Yolksvertretung 
hervorgegangenen  Arbeit  nur  zwei  Factoren  thätig  sein  können,  nftmlich 
eine  Oommission  und  die  yolle  Yersammlung  selbst.  In  Betreff  der  letzteren 
sind  besondere  Massregehi  weder  nothwendig  nodi  audi  nur  denkbar;  ihre 
Yerhandlungsweise  und  Beschlussberechtigung  ist  ganz  dieselbe,  ob  der  ihr 
vorgelegte  Gesetzesentwurf  von  der  Regierung  ausgegangen,  oder  durch 
ihre  eigene  vorl&ufige  Billigung  des  Gedankens  entstanden  ist.  Dagegen 
ist  hinsichtlicfa  der  Oommission  zweierlei  zu  bemerken.  Zunftdist  erscheinen 
die  oben  ausgeführten  Grttnde,  welche  eine  eigene  Oommission  ftür  jedes 
einzelne  von  der  Begierung  flbergebene  Gesetz  rftthlich  erscheinen  Hessen, 
Ar  eine  mit  dem  Bedite  der  Initiative  versehene  Yersammlung  nidit  mass- 
gebend. Yielmehr  wird  hier  ein  stehender  Ausscfauss  für  die  Gesetzgebung, 
freilich  ausschliesslidi  für  die  Rechtsgesetzgebung,  nothwendig.  Theils  er- 
fordert solches  die  Zeiterspamiss,  theils  und  hauptsächlidi  aber  die  Sorge 
ftr  eine  Uebersidit  über  die  möglicherweise  vorliegenden  verschiedenen  und 
verschiedenartigen  Antrfige,  Auflagen  der  Yersammlung  und  begonnenen 
Arbeiten.  Zweitens  aber  erscheint  es  zwedonässig,  den  Urheber  eines  An- 
trages auf  ein  Gesetz  dem  Ausschusse  als  ausserordentliches  Mitglied  fftr 
die  bestinmite  Frage  beizugeben.  Theils  ist  es  billig  und  nützlidi,  dass  er 
seinen  Gedanken  selbst  vertrete;  theils  wird  er  nidit  selten  Yorarbeiten 
gemadit  haben,  welche  das  Gesdiäfle  der  Oommission  bedeutend  abzukürzen 
und  zu  erleichtem  im  Stande  ^d. 

Die  Herstellung  einer  genOgenden  Ausarbeitung,  endlich,  ist  selbst- 
redend nur  auf  die  Weise  zu  erlangen,  wenn  einer  Seits  der  zur  Yomahme 
derselben  bestimmten  Oommission  alle  Aufträge,  aber  audi  alle  Mittel,  ge- 
geben werden,  weldie  einer  von  der  Regierung  bestellten  Gesetzgebungs- 
oommission  zugetheilt  werden  mussten  (s.  oben,  §  14),  anderer  Seits  aber 
die  volle  Yersammlung  die  Rolle  des  prüfenden  und  sdiliesslich  feststellenden 
Staatsrathes,  beziehungsweise  Staatsministeriums,  übernimmt.  Die  Oommission 
muss  also  dieselbe  Sanmüung  des  Stoffes  unternehmen,  denselben  G^sdiftfts- 
gang  einhalten,  dieselbe  Art  von  Arbeit  mit  Motiven  n.  s.  w.  liefern;  es 
kann   femer  eben  so  wohl  von  einer  Yeröffentlidiung  ihrer  Arbeit  zur 
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HeiTomifimg  einer  Kritik  aiu»en  stehender  Sachrersttndiger  die  Bede  sein. 
Die  YerBamlmig  aber  hat  sich  die  Selbstbescfarftnkang  an&iüegen,  nur  oder 
doch  wenigstens  vorzugsweise  die  allgemeinen  Gesiditsponkte  zum  O-e^^en- 
Stande  ihrer  Berathnng  nnd  Beschlnss&ssang  zu  machen,    ünglücklicfaerweifle 
sind  diese  beiden  Forderongen  leiditer  zu  stellen  als  zur  £rftlliiD^    zu 
bringen.    Fflr  die  Commission  wird  es  leicht  an  der  erforderlichen  Zeit  za 
grandlichen   Vorarbeiten    nnd   pünktlicher  Erwfignng   aller   Einzelnheiten 
fehlen.    Die  Mitglieder  sind  von  ihren  sonstigen  Pflichten  als  Volksvertreter 
viel£GU2h  in  Anspruch  genommen,   und  die  Dauer  der  Landtage  mag    za 
kurz  sein  zur  Bearbeitung  wenigstens  umfassender  Gresetze.    Hier  bleibt 
also  kaum  etwas  anderes  flbrig,  als  Gestattung  eines  Zusanmientrittes  aoch 
in  der  Zwischenzeit  zwischen  zwei  Landtagen,  was  wieder,  in  kleineren 
Staaten  wenigstens,  Schwierigkeiten  in  dem  Kostenpunkte  finden  kann.    £in 
äusseres  Mittel  zur  Sicherung  einer  richtigen  Haltung  der  Versammlung 
selbst  giebt  es  aber  gar  nicht.    Alles  bleibt  ihrem  Tacte  im  Ganzen  nnd 
dem  guten  Willen  so  wie  der  Einsidit  eines  jeden  einzelnen  Mitgliedes 
fiberiassen.     Wenn  sich  aber  die  Versammlung  hinreissen  Ifisst,  in  alle 
Einzelnheiten  einzutreten,    und   wenn   sie  auf  improvisirte  AntrSge  der 
einzelnen  Redner  BeschltUee  fEwst,  so  ist  die  grOsste  Gefiihr,  dass  die  Oeko- 
nomie  des  Gresetzes  zerstört,  ihm  eine  Reihe  von  ünttberlegtheiten  und  von 
Widersprachen  aufgedrungen  wird. 

Dieser  letztere,  unheilbare,  Uebelstand  lässt  denn  freilich  den  Gebraudh 
der  Initiative  von  Seiten  einer  Volksvertretung,  auch  wenn  zunftdist  nur 
die  Fonnen  der  Anwendung  in  Betraditung  stehen,  als  höchst  bedenklich 
erscheinen,  und  man  kann  nur  in  der  Ansicht  bestärkt  werden,  dass,  wenn 
nicht  die  Art  der  Staatsverfassung  unbedingt  eine  soldie  Thätigkeit  erfordert, 
(wie  diess  in  einer  repräsentativen  Demokratie  oder  bei  einer  folgeriditig 
durchgefElhrten  Gewaltentheüung  der  Fall  sein  mag,)  eine  regelmässige. 
Verzichtleistung  auf  das  Redit  sehr  zu  rathen  ist,  und  dass  selbst  eine 
unbedingte  verfassungsmässige  Versagung  desselben  keineswegs  als  ein  Un- 
glück oder  ein  Unrecht  angesehen  werden  darf. 


Dritte  Abtheilung. 
Das  YeriUireii  bei  AbCufuig  TOn  0«tetieiL 

L  Die  Vorbereitung. 

§  17. 
4.  Sammlung  der  bestehenden  Bechtsnormen. 

Eine  grosse  Geistesbegabung  des  Gesetzgebers  ist  allerdings  die  erste 
nnd  nnerlftsslichste  Bedingong  des  Gelingens  seines  Werkes.  Dasselbe 
verlangt  klaren  Verstand  in  der  Anflasanng  des  Zweckes;  Sdiar&inn  in  der 
Anffindong,  Menschenkenntniss  zur  Beortheilnng  der  Wirkung  der  Mittel ; 
beherrschende  Uebersicht  zur  Herausziehung  der  leitenden  Grundsätze; 
richtiges  Denken  in  Entwicklung  des  Systemes  und  der  Einzelnbestimmungen. 
—  Allein  selbst  die  glänzendsten  Anlagen  sichern  allein  nodi  keineswegs 
einen  yollständigen  Erfolg.  Der  Gesetzgeber  bedarf  nicht  minder  noch 
ausgedehnter  positiver  Kenntnisse.'  Und  zwar  ist  ihm  dreierlei  unent- 
behrlich. 

Zunächst  eine  yoUständige  Eenntniss  des  bestehenden  Bechtes;  und 
diess  zwar  in  doppelter  Bichtung.*  Einmal  nftmlich  muss  er  bekannt  sein 
mit  dem  Texte  der  Bechtsnormen,  da  sidi  die  neuen  Gesetze  wesentlich 
an  diese  anzuscfaliessen  haben.  Zweitens  ist  eine  Beherrsdiung  des  ganzen 
Bechtssystemes  erforderlich  zur  Eenntniss  des  Geistes  der  Bechtsordnung, 
zur  Auffindung  der  etwa  vorhandenen  Mängel  und  zur  Beurtheilung  der 
Folgen  neuer  Bestimmungen. 

Sodann  muss  der  Gesetzgeber  die  Zustände  und  Forderungen  des 
wirklichen  Lebens  kennen;  also  die  thatsächlichen  Wirkungen  des  be- 
stehenden Bechtes  und  die  Bedflr&isse  von  Aenderungen  und  neuen  Satzungen. 
Er  soll  ja  nidit  für  willkürlich  ersonnene  Verhältnisse  ein  Becfat  finden, 
sondern  das  wirkliche  Leben  nach  dessen,  Bedfiröiissen  ordnen. 

Endlich  kann  er  unmöglich  der  Ansicht  sein,  dass  ihn  der  eigene 
Geist  alle  Möglichkeiten  der  rechtlichen  Ordnung  einer  yorliegenden  Frage 
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anffinden  lassen  werde.  Bekanntschaft  mit  den  Gesetzen  anderer  Lftndor 
und  den  Gedanken  anderer  SachTerstAndigen  kann  nur  beitragen  mr  Auf- 
findong  der  richtigen  Bestimmnng. 

Die  Erwerbung  dieser  Kenntnisse  setzt  nun  aber  manndifache  Mittel 
Yorans,  deren  Erreichung  dem  einzelnen  mit  Gesetzgebongsarbeiten  beauf- 
tragten Borger  gar  nicht  möglich  ist,  oder  deren  immer  wieder  erneuerte 
Bescfaaifang  durch  die  Einzelnen  eine  offenbare  Verschwendung  yon  Krftftea 
wftre.  Es  ist  somit  Sache  des  Staates,  diese  Mittel  herbeizusdiaffen,  wo 
sie  nicht  etwa  zufiUlig  durch  eine  Priyatthätigkeit  bereits  bestehen  und 
nadi  JBedOr&iss  zugftftglich  sind.  Als  nothwendig  erscheinen  aber:  eine 
vollständige  Sammlung  der  im  Staate  bestehenden  Reditsnormen;  eine 
wissenschaftlidie  Bearbeitung  des  gesummten  Beobtssystemes;  eine  jeder 
wichtigeren  Handlung  der  Gesetzgebung  vorausgehende  Erkundung  der  ein- 
schlfigigen  Thatsachen ;  endlich  Bekanndnadiung  mit  anderwfirts  bestehenden 
Gesetzen  und  Ansichten. 

Als  Grundlage  aller  Vorbereitung  des  Gesetzgebers  ist  unzweifelhaft 
die  vollständige  Sammlung  der  bestehenden  Rechtsnormen  zu 
betrachten.  Nur  bei  genauer  Kenntniss  des  itzt  vorliegenden  Bechtszustandes 
kann  Verbesserung,  Weiterbildung  und  Aufhebung  mit  Sichertieit  vor  rieh 
gehen,  Folgewidrigkeit  und  Unklarheit  durdi  Uebersehen  vermieden  werden. 
Sie  BeiBchaffnng  dieses  Stoffes  ist  allerdings  nur  eine  Aufgabe  des  Fleisses 
und  gewöhnlicher  Logik;  dennodi  ist  rie  keineswegs  so  leidit  zu  bewerk- 
stelligen. 

Vor  Allem  leuditet  ein,  dass  es  ridi  hier  von  einer  doppelten  Thfttig- 
keit  handelt;  von  einer  allgemeinen  und  um&ssenden,  und  von  einer  be- 
sonderen und  gegenstftndlidi  beschränkten.  Die  einzelne  Handlung  des 
Gesetzgebers  erfordert  zunächst  nur  eine  Sammlung  des  auf  seine  bestimmte 
Aufgabe  sich  beziehenden  Materiales.  Allein  diese  Sammlung  kann  mit 
Zuverlässigkeit  nur  gemacht  werden,  wenn  die  gesanmiten  bestehenden 
Bechtsnormen  aufgesucht  und  nach  irgend  einem  passenden  Grundsatze  ge* 
ordnet  sind.  Ohne  eine  solche  um&ssende  Arbeit  wäre  die  Zusammen- 
Buchung  des  Besonderen  in  Jedem  einzelnen  Falle  eben  so  besdiweriidi  als 
unsicher.  Ausserdem  kann  es  sich  gar  wohl  begeben,  dass  der  Gesetzgeber, 
selbst  bei  ein^r  sehr  fleissigen  Vorarbeit,  doch  audi  noch  auf  entferntere 
Punkte  geleitet  wird,  welche  ihm  audi  zur  Hand  liegen  müssen.  Noth- 
wendig ist  daher  erstens:  eine  vollständige  Sammlung  sämmtlicher  im 
Staate  gflltiger  Beditsnormen;  und  zweitens:  eine  Zusammenst^ung  der 
besonders  einschlägigen  Normen  bei  jeder  einzelnen  Aul^gabe  der 
Gesetzgebung. 

Die  vollständige  Sammlung  ist  selbstredend  das  widitigere  und 
das  schwierigere  Unternehmen;  ihr  Gelingen  ist  die  Bedingung  der  zunächst 
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anwendbaren   Einzelnziisammenstellangen.     Die   Beachtung   nachstehender 
Grandsätze  wird  einen  günstigen  Erfolg  sichern. 

Vorerst  ist  einleuchtend,  dass  eine  blosse  Sammlung  der  Gesetze 
4em  Zwecke  keineswegs  entsprechen  wflrde.  Die'  gewünschte  Vollständigkeit 
des  Bechtsstoffes  liegt  erst  dann  vor,  wenn  ausser  den  Yom  Staate  selbst 
ausgehenden  Rechtsnormen  auch  noch  die  den  übrigen  Rechtsquellen  ent- 
sprungenen, ergänzenden  oder  abändernden,  Sätze  gesammelt  sind.  Es 
müssen  somit,  wenn  auch  nicht  gerade  formell  vereinigt  zu  Einer  Sammlung, 
ausser  den  Gesetzen  die  Gewohnheitsrechte,  die  autonomischen  Bestimmungen 
und  die  gerichtlichen  Urtheile,  so  weit  sie  einen  Gerichtsgebranch  bilden, 
zusammengebracht  werden. 

Eine  zweite  Bedingung  der  Vollständigkeit  ist  die  Aufnahme  auch  der 
itzt  nicht  mehr  gültigen  Rechtssätze.  Eine  Ausscheidung  der  früher 
gültigen,  entweder  ausdrücklich  angehobenen  oder  in  Abgang  gekommenen. 
Normen  wäre  schon  desshalb  bedenklich,  weil  das  subjective  Urtheil  des 
Sammelnden  irrig  sein,  eine  solche  alte  Regel  doch  noch  ii^^endwie  gültiges 
Recht  sein  kann.  Sodann  aber  ist  die  ganze  Reihenfolge,  auch  wenn  wirk- 
lich nur  die  jüngste  Bestimmung  gilt,  gar  nidit  selten  von  grösserer  Wich- 
tigkeit fOr  den  Gesetzgeber,  weil  sie  allein  das  Mittel  giebt,  den  Entwick- 
lungsgang eines  Rechtsgedankens  zu  verfolgen,  und  namentlich  vor  der 
Wiederholnng  bereits  versuchter,  aber  fehlgeschlagener  und  daher  später 
wieder  zurückgenommener,  Massregeln  warnen  kann.  Endlich  mag  ja  selbst 
das  richtige  Verständniss  der  gültigen  Norm  durch  die  Zusammenhaltung 
mit  der  früheren  bedingt  sein.  Gegen  solche  Voitheile  und  Nothwendigkeiten 
kommen  die  Unbequemlichkeiten  des  grösseren  Umfonges  der  Sanmüungen 
und  der  Nothwendigkeit  einer  Nachforschung  nach  der  jüngsten  Norm  nicht 
in  Betracht.  Ob  vielleicht  ausnahmsweise  bei  der  einen  oder  der  andern 
Gattung  Beschränkungen  stattfinden  können,  mag  unten  beim  Einzelnen 
untersucht  werden. 

Drittens  muss,  selbstredend,  dafür  gesorgt  sein,  dass  die  Sammlungen 
der  verschiedenen  Rechtsnormen  auch  regelmässig  fortgeführt  werden. 
Nicht  bloss  in  der  nächsten  Zeit  nach  Beendigung  der  Sammlungen,  sondern 
auch  in  jedem  beliebigen  künftigen  Augenblicke  soll  der  Gesetzgeber  sicheren 
Zugang  haben  zu  dem  ganzen  vorhandenen  Rechtsstoffe.  Da  nun  aber  dieser 
rein  abgeschlossen  und  im  Stillstand  ist,  so  würde  bald  wieder  Unvoll* 
ständigkeit  oder  wenigstens  Ungewissheit  eintreten,  wenn  nicht  die,  verhält- 
nissmässig  sehr  leichte.  Mühe  genommen  würde,  alle  neuen  Normen  alsbald 
auf  verständige  Weise  anzureihen. 

Viertens  ist  es  nicht  wünschenswerth,  dass  den  Sammlungen  der 
Rechtsnormen  audi  noch  anderweitige  öffentliche  Anordnungen  beigemischt 
werden.    Es  erschwert  solches  Fremdartiges  den  Gebrauch  der  Bamminngen 
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in  mehr  als  Einer  Beziehamg.  Etf  sind  also,  wo  weitere  Zasammenstellnngeii 
ebenMs  nöthig  erscheinen,  wenigstens  scharf  geschiedene  Abtheüongen,  wo 
nicht  ganz  getrennte  Einrichtungen  anzuordnen. 

Endlich  macht  es  das  BedOrfiiiss  grosser  Zuverlfissigkeit  sehr  wflnscfaens- 
werth,  dass  der  Staat  die  Anlegung  derBechtssammlungen  selbst  veranstalten 
und  sie  durch  eigens  dazu  bestellte  Beamte  ausführen  lasse.  Ihm  stehen 
die  Quellen  wo  nicht  allein,  doch  vorzugsweise  offen;  er  hat  auf  die  Kost- 
spieligkeit und  Beschwerlichkeit  der  Ausführung  des  besten  Planes  keine 
fiücksicht  zu  nehmen;  und  er  kann  auch  bei  dem  Wechsel  der  Arbeiter  ftar 
gleicfamftssige  FortfEkhrung  und  Beendigung  soigen.  Jeden  Falles  ist,  wenn 
ein  tüchtiger  Privatunternehmer  das  Bedfli&iss  zu  befriedigen  verspricht^ 
demselben  aller  Vorschub  zu  leisten,  so  dass  ihm  die  Auffindung  des  Stoffes 
gelingt,  und  er  in  einem  billige^  Gewinne  Grund  zur  YoUendung  findet 

Werden  nun  diese  Sätze  angewendet  auf  die  einzehien  Arten  von 
Becfatsnormen,  so  findet  sich  glücklicherweise,  dass  ihre  Einhaltung  den 
geringstem  Anstand  findet  gerade  bei  der  wichtigsten  Gattung,  nümlidk  bei 
den  Gesetzen.  —  Was  hier  nfimlich  zunächst  die  älteren  Gesetze  be- 
trifft, d.  h.  sämmtlidie  bis  zu  dem  Beginne  der  Sammlung  erlassene,  so 
hat  ihre  Auffindung  und  Sammlung  an  sich  kaum  eine  Schwierigkeit.  Yer- 
Offentlichung  liegt  sdion  in  ihrem  Zwecke;  und  wenn  auch  nidit  selten  in 
früherer  Zeit  dieselbe  auf  eine  unzweckmässige  Weise  besorgt  worden  ist, 
so  ist  doch  Vollständigkeit  zur  Benützung  der  passenden  Archive  u.  s.  w. 
leicht  zu  eireichen.  Die  oben  angeführten  Gründe  sprechen  für  ein  Zurück- 
gehen auf  die  frlüiesten  Zeiten  des  Staates;  so  wie  sie  denn  auch  eine 
Ordnung  der  Zeitfolge  nach  und  einen  diplomatisch  getreuen  Abdruck 
fordern.  Ob  eine  Trennung  der  Sammlung  in  Unterabtheilungen  nadi  den 
verschiedenen  Seiten  des  Bechtslebens  möglich  ist,  muss  im  einzelnen  Falle 
die  Besdiaffenheit  der  Urkunden  entscheiden.  Wo  Verschiedenes,  z.  B. 
bürgerliches  und  Strafrecht,  in  denselben  alten  Gesetzen  vereinigt  ist,  ist 
das  Vereinigtlassen  naturgemässer;  abgetheilte  Inhaltsverzeichnisse  mögen 
nachhelfen.  Fast  die  einzige  Schwierigkeit  machen  die  Verordnungen.  Die  aus* 
führliche  Aufriahme  solcher,  welche  bloss  wiederholt  Ausführung  befehlen,  ohne 
irgend  etwas  Eigenes  und  Neues  zu  geben,  wäre  nicht  nur  überflüssig,  sondern 
störend.  Es  genügt  daher,  die  ein  Bechtsgesetz  betreffenden  Verordnungen 
dann  aufzuführen,  wenn  sie  irgend  etwas  Neues  enthalten,  von  blossen  Wieder- 
holungen, Einschärfungen  u.  s.  w.  aber  nur  das  Vorhandensein  anzumerken, 
damit  wenigstens  die  jeweilige  Bicfatung  der  Staatsgewalt  daraus  erhelle. 
Die  Unternehmung  einer  solchen  Gesetzessammlung  geht  zwar  nicht  über 
die  Eräfte  von  Privatpersonen  ^) ;  allein  sie  ist  doch  besser-  in  den  Händen 

1)  DIesa  bewetoen  i.  B.  die  so  höchst  nrnftwenden  QegettewTninlnDgen  ron  Seyscher, 
DölUoflrer,  Kropattoheok  n.  t.  w. 
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des  Staates.  —  Nodi  weniger  Zweifel  können  bestehen  über  die  Art  der 
fortdauernden  Ansammlung  der  neuen  Gesetze.  Diese  Ifisst  sich 
n&mlich  auf  das  einfachste  und  zweckmftssigste  verbinden  mit  der  Bekannt- 
machung derselben.  Seitdem  die  firanzOsische  yerfassunggebende  Versammlung 
ihr  Gesetzblatt  stiftete,  hat  sich  allmftlig  über  fast  alle  gesittigte  Völker  die 
Verkündigung  der  Gesetze  und  sonstigen  Regierungs-Anordnungen  durdi 
eigene  Zeitungen  verbreitet.  Nun,  eben  diese  Bl&tter  können  denn  zu 
regelmässig  fortlaufenden  Sammlungeu  auf  das  leichteste  eingerichtet  werden. 
Mit  kleinen  Nachhülfen,  wie  z.  B.  zeitweiseu  Inhaltsverzeichnissen,  lassen  sie 
wenig  zu  wünschen  übrig;  fireilich  unter  der  Bedingung,  dass  dieses  Gesetz- 
blatt nicht  auch  zu  andern  Zwecken  missbraucht  werde  ^).  Keiner  Erl&uterung 
bedarf  es  übrigens  jeden  Falles,  dass  nur  der  Staat  die  Herausgabe  eines 
solchen  Blattes  besorgen  kann;  ein  Abdruck  seines  Inhaltes  mag  jedoch 
Jedem  gestattet  sein,  da  alle  Art  von  Verbreitung  nur  erwünscht  ist. 

Schon  schwieriger  ist  die  Auffindung  und  Sammlung  der  autono- 
mischen  Bestimmungen.  Obgleich  es  n&mlich  in  dem  Begriffe  dieser 
aus  dem  Willen  von  Privaten  hervorgehenden  Rechtsnormen  liegt^  dass  sie, 
weil  auch  f&r  Dritte  verbindlich  und  vom  Staate  im  Nothfalle  vollstreckbar, 
diesem  mitgetheilt  und  von  ihm  bekannt  gemadit  werden  sollten,  so  ist 
diess  doch  in  früherer  Zeit  sehr  wenig  beobachtet  worden.  Manche  Festr 
Stellungen  dieser  Art  sind  nicht  einmal  förmlich  abgefasst.  Demnach  wird 
denn  allerdings  eine  vollständige  Sammlung  der  filteren  Bestimmungen  nur 
mit  Mühe  durch  Nachforschungen  bei  den  einzelnen  Berechtigten  zu  Stande 
gebracht  und  schwer  für  deren  Vollständigkeit  eingestanden  werden  können; 
es  müsste  denn  der  Staat  —  wozu  er  sicher  berechtigt  wäre  —  durch  ein 
Gesetz  zur  Ueberreichung  aller  auf  Autonomie  ruhenden  Bestimmungen  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  aufFordem.  Weit  leichter  natürlich  ist  diese  Voll- 
ständigkeit zu  erreichen  bei  den  späteren  Feststellungen,  so  wie  fOr  alle 
erst  künftig  zu  erlassenden.    Itzt  ist  wohl  der  Grundsatz  der  Mittheilung 


1)  Man  wolle  die  Fra^,  wie  ^e  Oesetsblitter  einsnricliten  Bind,  niclit  unter  der  Beach- 
tang  des  SUatsnuuinea  finden.  Sine  verkelirte  Anordnung  derselben  zerstört  leicht  den 
grösstenlheil  ihres  Nntsens.  Dieselben  können  nnd  sollen  einen  doppelten  Zweck  erreichen, 
den  der  Amtlichen  Bekanntmachang  neuer  Qesetie,  und  den  einer  leidlich  bequemen  Sanmi- 
lung  derselben.  Allein  h&uflg  wird  hiermit  auch  noch  die  dritte  Absicht  rerbunden,  die 
Begierungsneuigkeiten,  b.  B.  Aemterflbertragungen,  Ordensyerleihungen  u.  s.  w.,  mitiutheilen; 
und  diess  ist  denn  su  TieL  Während  solche  Bekanntmachungen  schon  an  sich  weit  besser 
ihren  Plati  im  amtlichen  Theile  eines  potttischen  Blattes,  finden  wftrden,  schwellen  sie  noch 
flberdiess  das  Oesetsblatt  su  einer  unhandbaren  ICasse  auf.  Wenn  hier  nicht  richtiges  Mass 
gehalten  wird,  so  ist  es  wenigstens  für  den  Behuf  der  attmäUgen  Ansammlung  der  neuen 
Oesetse  besser,  die  englische  nnd  nordamerikanische  Sitte  nachsuahmen,  und  die  simmtUchen 
Oesetse  eines  Jahres  (einer  Sitiung  der  Kammern)  am  Schlüsse  desselben  in  einem  eigenen 
Hefte  susanunendrucken.  Allerdings  wird  dadurch  die  Hittheilung  der  cuerst  beschlossenen 
nngebflhrUoh  renogert;  allein  es  ist  doch  mögUch,  das  Vorhandene  su  Übersehen.  Mit  ge- 
rechtem Bedauern  denkt  man  bei  dem*AnbUcke  der  endlosen  Bindereihe  des  Begierungt- 
blattes  selbst  kleiner  Staaten  an  die  Baum-  nnd  Zeit7erlegenheit,  welche  erst  künftigen 
Oeschlechtem  droht  bei  gleichmissigem  FortroUen  der  Papierlawlne. 
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-an  den  SUat  snd  der  BekanntmadHing  dorob  denseibeB  Iftnall  geltend 
und  von  seiner  TSwbaKwwg  die  GtHtigkeit  abbftngig  gemadit.  Hier  eaigiebt 
ndi  also  das  WtOMbenawertbe  von  selbst;  und  es  mag  nur  noeh  die 
Bemerinmg  MgeAgt  sein,  dass  die  ilteren  Erseognisse  4er  AnloiMnma  sun 
xweckmiBBigsten  in  einer  eigenen  Abtbeilong  der  GesetiesaaauDliiBg  am- 
sammengefust  werden. 

Bei  der  ftwimiimg  ^r  gerichtlichen  ürtheile  ist,  ivenn    sacht 
UnaofliQhrbares  verlangt  oder  Unbrauchbares  geleistet  werden  soll,    Zweck 
nnd  GrflDze  der  MOf^khkeit  sehr  beeümmt  Im  Aoge  m  behalten.  —  Mit 
dem  Zwedke  verhAlt  os  sich  iolgendennassen  r  Cneatbehriich  ftr  den  Gtosete- 
geber  lA  eine  Eenntniss  der  geridlitikhen  Urfteüe  insoweit,  ab  dieselben 
Lacken  im  Bedite  durch  neue  Sfttze  a«s£Dllen.    Von  zwar  mmderer,  aber 
doch  immer  noch  in  Ansdüag  an  bringender  Bedeatnag  ist  flär  ihn    die 
Eenntniss  der  Aaslegong  swetfethafter  Oesetie  nnd  selbst  der  otwal^en 
üeberschreitongen  der  befaglen  richterlichen  Gewalt    Gans  nntslos  ftr  ihn 
ist  die  ein&die  Anwendung  «nzweüeUnAer  ReditssUae  aaf  einzelne  That- 
sacbea.    Dabei  ist  natoriich  wieder  ein  grosser  Unteisdiied  in  der  Wiefatis- 
keit  der  Entsdieidvngen,  je  nadidem  dss  Gericht  fhr  den  ganzen  XkabKog 
des  Staates,  oder  nur  flir  dnen  Besifk  das  Bedit  bestimmt.  -*  Wsa  niin 
aber  die  Ausführbarkeit  betrifft,  so  mag  zwar  etwa  in  einem  Staate,  in 
welchem  niu> wenige  grosse  Gerichte  bestehen,  die  wemgstens  thatsftchlicfa 
sogleich  in  letzter  Instanz  spredtra,  eine  Atf&eichnnng  nnd  Sammhing  aller 
geriditliohen  ürtheüe  vorgenommen  werden  nnd  zu  rechtUohen  ZwedLcn 
dienen  ^) ;  allein  unaosfUurbar  und,  wegen  völliger  Unbraudibarkeit,  wider- 
sinnig w&re  ein  solches  Unternehmen  bei  jenen  Organisationen  der  Gerichte, 
wo  von  sehr  zahlreidien  Ortlidien  und  Bezirks-Geriohten  durdi  verschiedene 
Instanzen  zu  wenigeren  höheren,  endlich  zu  einem  höchsten  Geridite  auf- 
gestiegen wird.    Schon  die  Bearbeitung  aller  einzelnen  Entscheidungen  zu 
solchem  Zwecke  vrörde  die  Zeit  der  vielbeschäftigten  und  schwach  besetzten 
Untergerichte  auf  unertrfigliche  Weise  verschlingen.     Sodann  wOrde   der 
Druck  eines  solchen  unübersehbaren  Stoffes  nicht  zu  erschwingende  Summen 
kosten;  ja  selbst  die  blosse  Aufbewahrung  inUrsdirift  grosse  Verlegenheiten 


1)  Vrie  dtait  1.  B.  ai  Bngtad  der  F«U  toi,  wo  aOardliigt  1»«1  jedem  OertebtohoflB  dl« 
AnfteiohmiBffeii  der  Ürtheile,  die  nreooTds**  Me  te  die  iltesten  Zeiten  Uiuiiifgeheii  und 
•immtlieb  Terwekrt  werden.  Im  Uebrl^en  tot  leHist  hier  «Ine  lolohe  Allgemeine  Anfkelchnsng 
«nd  B«w»hi<iing  nldito  weniffor  ato  lelelit  sa  heeeheffen,  noeh  der  GMbntnoh  elnfhdi.  In  enter 
Bedehimg  nag  die  elneBemerkiong  genttgen,  daet  nur  In  den  ersten  40  Jahren  dee  19.  Jhdto. 
Tom  Parltamente  für  Unl^rsnohang  nnd  Ordnung  der  Recorde  gegen  900,000  ff  9t  TerwilUgt 
wurden,  ahgeeelien  tob  den  Ketten  einer  gaaa  neaen  Blnrlohtang,  nt  weleher  man  steh  nm 
erst  entaohloM.  Von  der  Benfltobarkelt  aber  nag  die  Thatoaehe  Zengatoe  geben,  daae  allein 
die  Becerds  der  Commen  Pleai  Itst  eine  Pergamentrolle  tob  9  ZsM  Breite  md  nefar  ato 
1100  engüachen  Meilen  Xiinge  aufmachen,  nnd  dato  das,  ofinlMr  aehr  nOtblge,  Begialer  ttber 
■immtUche  Becord«  Tor  Ablanf  «inea  Jahrhonderto  nicht  beendigt  aete  wird.  S.  PolMeal 
Dlctionary.    Lond. ,  1S47,  Bd.  H,  8.  616  ig. 
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bringen.  Endlich  wäre  an  eine  ernsthafte  Durcharbeitung  aller  dieser  on- 
sfthügen  Richtersprache  zu,  gesetzgeberischen  Zwecken  gar  nicht  zu  denken. 
Nothwendig  moss  daher  eine  Beschränkung  auf  das  wirklicfae  BedflrfniHS 
und  auf  das  möglicherweise  Bentttzbare  eintreten.  Da  nun  eine  Ztivatarbeit 
weder  hinsichtlich  der  richtigen  Auswahl,  noch  in  Beziehung  auf  Bestehen 
und  regelmassige  Fortsetzung  die  nöthige  Sicherheit  darbietet  ^\  so  bleibt 
wohl  kaum  ein  anderes  Mittel,  als  die  höheren  Gterichte  selbst  2U  yeranlassen, 
diejenigen  Urtfaeile  regelmässig  auszuwählen,  welche  ihrem  Bewusstsein  nach 
nicht  bloss  Thatsachen  unter  unzweifelhaftes  Redit  stellten,  sondern  wirklich 
einen  neuen  Rechtssatz  befitgter  Weise  begründeten,  und  diese  Sammlung  von 
Zeit  zu  Zeit  zur  Aufbewahnmg  und,  in  zweckmässsiger  Weise,  zur  Bekannt- 
machung an  die  Regierung  einzusenden.  Bei  der  erstmaligen  Auswahl  mag 
es  dann  ihnen  selbst  überlassen  bleiben,  nach  Bedfirfniss  auch  auf  die  früheren 
Entscheidungen  zurückzugehen  *).  Dass  neben  diesen  amtlichen  Samminngen 
etwa  sich  bildende  Pri?atarbeiten  unbenommen  bleiben,  bedarf  nicht  erst  der 
Bemeiiaing. 

Die  übelste  An^be  von  allen  endlich  ist  die  Sammlung  der  im  Staate 
bestehendm,  sowohl  allgemeinen  als  besonderen,  Gewohnheitsrechte; 
und  doch  kamt  auch  sie  nicht  entbdirt  werden.  Ist  auch  allerdings  die 
Bedeutung  des  Volksredites  für  die  Gesammt-Bechtsordnung  in  den  ein- 
zelnen Staaten  eine  sehr  vcHrsdüedene,  so  fehlt  es  doch  nirgends  ganz  an 


1)  TSb  MUen  hier  kelnaiweg«  die  «odenreltlgaD  Verdleofte  lo  aumeher  PrivatBammliiiig 
TOD  geriohtllcbeii  ErkenntnlneD  In  der  fransSaischeii ,  deatschen  und  noch  mnoeher  anderen 
Juristischen  Literatur  yerkannt  werden.  Allein  dass  sie  fiir  die  Zwecke  des  Gesetsgebers  ein- 
gerichtet seien,  wird  Niemand  behaupten.  Ebenso  kann  man  nicht  .etwa  die  sahireichen  eng^ 
tischen  und  amerikanischen. Sammlongen  von  gerlchtliohen  Urtheilen  als  Widerlegung  anf&hren. 
Abgesehen  davon,  dass  fiber  deren  Mangelhaftigkeit  aUerdings  yielfach  geklagt  wird;  so  ist 
hier  der  Fall  ein  gana  anderer.  Da  die  Oeriehte  Jener  Staaten  an  die  preoedents  gebunden 
sind,  Ja  Überhaupt  das  bOrgerliche  Recht  fast  ganz  nur  in  den  Bichtersprttchen  beruht,  so  ist 
Ton  einer  willkOrliehen  Auswahl  Ton  Seiten  der  Herausgeber  gar  keine  Bede.  Und  weil  eine 
regelaiftssige  Mittheilnng  der  Urtheile  unentbehrliches  BedOrfliiss  für  Jeden  Eechtsgelehrten  ist, 
10  sind  auch  zufiUlige  Lflcken  nicht  tan  Mindesten  su  fürchten. 

S)  Mit  besonderer  Ausführlichkeit  hat  Bentham  die  Verpflichtung  der  Gerichte  cur  Ein- 
sendung aller  FiUe  der  sweUblhaften  Auslegung  eines  Cksetsee  besprochen,  und  mit  flbeigrosser 
Genauigkeit  den  elnsuhaltenden  Geschäftsgang  Torgeseichnet  Er  geht  soweit,  daraus  eine 
eigene  Abtheilung  der  amtlichen  Thitigkeit  der  Gerichte  su  machen,  die  ron  ihm  so  genannte 
„Jndges'-CkMitested-Interpretatlon-Beporting-Fnnction.**  8.  Works  Bd.  IX,  8. 602  fg.  Es  ist  hier 
nfcht  der  Ort ,  den  Vorschlag  su  besprechen ,  diese  Auslegungen  der  Richter  in  bestimmtem 
GeachiLftsgange  und ,  unter  Voranssetsungen ,  mit  Nothwendigkeit  in  Geeetse  su  rerwandeln, 
(s.  hlerftber  unten;)  allein  anerluuint  mnss  werden,  dass  es  für  die  Verbesserung  der  Gesets- 
gebung  und  namentlieh  für  die  Vorbereitung  grosser  GesetsgebungsarlMiten  von  entschiedenem 
Werthe  ist,  die  Ffille  su  kennen,  in  welchen  eine  Gesetzesstelle  sich  erfahrungsgemXss 
als  wlrUioh  iweifeUialt  heraoagestellt  und  zunächst  nur  durch  Gerichtsentscheidung  einen 
bestimmten  Inhalt  bekommen  hat  Damit  ist  denn  freilich  auch  gesagt,  dass  nicht  schon 
(nach  Bentham*s  Ansicht)  di^enlgen  Fälle  einzuberlchten  sind.  In  welchen  eine  der  Parteien 
ein  Cteets  aof  eine  Ton  Riofatar  nicht  su  billigende  Weise  auslegen  wlU;  sondern  nur 
solche,  wo  ein  höheres  Gericht  selbst  die  Zweifelhaftigkeit  anerkennt  Mflssten  doch  sonst 
auch  die  unsinnigsten  und  nnrersdiämtesten  Zungendrescherden  und  Bcheingrttnde  emstiiaft 
behandelt  werden  I 
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Bestimmangeii  aus  dieser  RecfatsqneUe;  und  wenn  gleich  die  Hftnfigkeit  neuer 
Bfldongen  dieser  Art  im  ungekehrten  Yeriiftltnisse  steht  sni  der  Th&lagkeit 
der  Gesetzgebung,  so  ist  doch  ein  yOUiger  Abscfaluss  derselben  nie  za  er» 
warten.    Eine  Sammlung  und  Zusammenstellung  der  Gtewohnheitsrechte  ist 
somit  überall  nOthig  ftr  den  GesetEgeber.    Die  Schwierigkeit  der  Znstande- 
bringung  liegt  aber  in  dem  Wesen  des  Yolksrechtes  selbst,  weldies  nidit  an 
bestimmten  Stellen  formulirt  niedergelegt  ist,  und  Ober  dessen  r&umliden 
Wirkungskreis  leicht  Zweifel  sein  können.    Weniger  als  irgendwo  ist  hier 
sicherer  Yerlass  auf  Privatarbeiten;  und  auch  ein  Staatsuntemehmen  yet- 
spricht  ein  zuverlässiges  und  vollstftndiges  Ergebniss  nur  bei  genauer  Tor- 
bereitung  und  fortgesetzter  Thätigkeit.    Als  das  beste,  wo  nicht  als   das 
einzige,  Mittel,  zu  Erreichung  des  Zieles  ersdieint  nfimlich  eine  Zeri^ong 
der  Arbeit  in  zwei  Stufenfolgen.  Zunflcfast  muss  an  alle  Gerichte,  namentlich 
auch  an  die  dem  Leben  am  nächsten  stehenden  Untergeriohte,  die  Auf- 
forderung ergehen,  die  in  ihrem  Sprengel  bestehenden  Gewohnheitsredite 
zu  verzeichnen  und  einzusenden.  Auf  dieser  Grundlage  sind  sodann,  zweitens, 
theils  allgemeine  Fragen  wiederum  fbr  alle  (Berichte,  theils  besondere  Nach- 
forschungen bei  einzelnen  Behörden,  deren  Angaben  vorzugsweise  eine  Be- 
richtigung oder  Ausdehnung  zu  bedflrfen  scheinen,  zu  entwerfen,  und  so 
allmälig  Dasein  und  Umfang  aller  im  Staate  gütigen  (Gewohnheiten  zu  er- 
heben.   Um  aber  auch  die  Fortführung  der  Sammlung  sicher  zu  stellen, 
muss  ein  für  allemal  filr  die  Gerichte  die  Pflicht  gesetzt  sein,  neue  ihnen 
bekannt  werdende  Gewohnheitsrechte  möglichst  genau  festzustellen  und  das 
Ergebniss  an  die  Begierung  zu  berichten.   —  Ob  die  auf  solche  Weise 
entstehende  Sammlung  und   ihre  Fortführung    eiaer  allgemeinen  Bedits- 
ywiminng  als  eine  besondere  Abtheilung  einverleibt,  oder  ob  sie  besonders 
gehalten  werden  will,  ist  an  sich  gleichgiltig;  doch  scheint  jenes  das  be- 
quemere zu  sein. 

Nur  wenig  ist  zu  bemerken  über  die  besondere  Zusammenstellung 
der  auf  eine  bestimmte  in  Aussicht  stehende  Arbeit  des  Gesetzgebers  sich 
beziehenden  Bechtsnormen.  Sie  wird  natürlich  nur  unternommen,  weui 
schon  eine  scharf  umgränzte  Absicht  zu  einer  gesetzgeberischen  Thätigkeit 
vorliegt,  und  kann  dann  vom  Staate  irgend  einem  leidlich  verständigen  Bechts- 
gelehrten  aufgetragen  werden.  Die  Zustandebringung  ist  ja  bis  zu  bloss 
mechanisdier  Thätigkeit  erleichtert  durch  eine  vollständige  allgemeine 
Sanmilnng,  und  es  sind  Pünktlichkeit  und  Fleiss  die  einzigen  Erfordernisse 
zu  einer  befriedigenden  Leistung.  Von  selbst  versteht  sich  übrigens,  daas 
nicht  bloss  die  Gesetze  und  Gewohnheitsrechte,  sondern  auch  die  mass- 
gebenden  richterlichen  Entscheidungen  beizubringen  sind.  Die  Form  und 
Anlage  mag  sich  je  nach  den  Bedürfnissen  des  einzelnen  Falles  richten;  am 
bequemsten  wird  in  der  Begel  sein,  wenn  neben  einer  der  Zeitordnung 
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folgenden,  aber  jede  einzelne  Art  von  Bechtsnorm  getrennt  haltenden  Za« 
sammenstellnng,  noch  ein  zweite  systematisch  ordnende  gegeben  wird  *)• 

§  18. 

2.  Vollständige  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  bestehenden 

Bechtes. 

Als  zweite  HUfte  der  Bechtskenntnisse  des  Oesetzgebers  ist  eine  geistige 
Dorchdringong  nnd  Beherrschong  der  Bechtsordnung,  als  Mittel  hierzu  aber 
das  Yorhandensein  einer  wissenschaftlichen  Bearbeitang  dieses  Sjstemes  ver- 
langt worden« 

Ueber  die  Zweckmässigkeit  nnd  Nothwendigkeit  des  Mittels  kann  ein 
Zweifel  nicht  obwalten.  Eine  solche  Bearbeitung  ist  es  ja,  weldie  die  zer- 
streuten Gesetze  und  (Gewohnheiten  sammelt,  das  Angehobene  beseitigt, 
Autonomie  und  Gerichtsgebrauch  beizieht,  subsidiarisches  Bedit,  wo  ein 
solches  besteht,  gehörigen  Ortes  eintreten  lässt,  und  nun  einer  Seits  die 
leitenden  Grundsätze  feststellt,  anderer  Seits  die  Folgerungen  entwickelt^ 
ttberall  kunstgeredit  auslegend,  Lücken  und  Widersprttdie  aufdeckend, 
Meinungsverschiedenheiten  der  Gelehrten  und  Bichter  mittheilend.  Erst  in 
solchem  Systeme  sieht  man  den  ganzen  Bechtszustand  in  allen  seinen  Ter» 
zweigungen,  mit  seinen  Verdiensten  und  Fehlem;  nun  erst  kann  man  be* 
urtheilen,  wo  schon  das  bestehende  Becht  (auch  ohne  Annahme  weiterer 
BedOr&isse  des  thatsächlichen  Lebens)  Nachhülfe,  Ausfüllung  und  Ent- 
scheidung verlangt;  und  nur  bei  solcher  üebersicht  sind  auch  die  mittelbaren 
und  entfernteren  Folgen  einer  beabsichtigten  Bechtsänderung  mit  einiger 
Sicherheit  und  Vollständigkeit  zu  überblicken.  Am  erspriesUchsten  ist  na- 
türlich eine  Darstellung  des  gesammten  im  Staate  geltenden  Bechtes,  weil 
dasselbe  yielfadi  in  einander  greift  auch  in  seinen  ansdieinend  verschieden- 
artigen Theilen;  allein  in  Ermanglung  eines  soldien  um&ssenden  Werkes, 
welches  fast  die  Kräfte  Eines  Mannes  übersteigt,  leisten  auch  schon  grosse 
Abtheilungen  gute  Dienste,  so  z.  B.  eigene  Systeme  des  Privat-Bechtes,  des 
Straf-Bechtes,  des  gerichtlichen  Verfahrens. 

In  der  Begel  fehlt  es  nun  allerdings  in  einem  gebildeten  Staate  auch 
ohne  Zuthun  der  Begierung  nicht  an  Schriften  solcher  Art.  Haben  sie  doch 
noch  gar  manche  andere  Verwendung.  Allein  wenn  es  zufällig  daran  ge- 
brechen sollte,  so  ist  es  allerdings  Aufgabe  des  Staates  die  Entwerfung 
eines  tüditigen  Werkes  als  Vorbereitung  seiner  Gesetzgebungsarbeiten  zu 
bewerkstelligen.   Er  kann,  namentlich  bei  freieren  Einrichtungen,  unmöglich 


1)  ygt  Symondi,  The  meduuiUu  of  law  nukhigr,  8.  168  f^.  Wenn  dieser  Schrlflitener 
aaeh  die  eämmtlichen  Petitionen,  welelie  etwa  in  BetrefT  des  fragliclien  Gegenstandes  früher 
eingekommen  sein  mdehten,  aoÜrefBhrt  wissen  will:  so  r&omt  er  dieser  Art  von  Heinungs- 
äosseningen  eine  grössere  Bedeotong  ein,  als  sie  verdienen. 
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darauf  t^dmen,  da»  Aue,  weldie  bernfsn  sind,  an  der  Gesetmebiuig  AnAeH 
zu  nehmen,  anch  ohne  eine  soldie  Htflfe  das  ganse  Bedilaejalem  bia  s« 
ToUständiger  Behemchong  durchdringen  werden. 

Das  znr  Erlangung  des  Gewflnscfaten  dienliche  Mittel  liegt  mir  Hand. 
l)a  eine  Arbeit  dieser  Art*eine  sehr  schwierige  ist,  und  ausser  gn>88er 
Beharrlichkeit  auch  seltene  Kenntnisse  und  Gaben  verlangt:  so  kann  sie 
nidit  ohne  Weiteres  als  ein  amtliches  C^esdiäft  aitfi^eferagen  werden.  Selbst 
sämmtliche  Ffthigkeiten  bei  dem  Beauftragten  angenommen,  (was  eine  nehr 
glUokliche  Hand  in  der  Wahl  beweisen  wflrde,)  ht  irgend  eine  Sidieriieit 
für  den  guten  und  ausdauernden  Willen  bei  einem  ausserlidi  damit  Beauf- 
tragten gar  nicht  vorhanden.  Sdiwierige  Geisteswerke  werden  selten  gut 
auf  Befehl  geliefert.  Es  bleibt  dem  Staate  also  nur  Übrig,  den  freien 
Willen  der  sich  ftkr  befthigt  Erachtenden  auf  eine  wirksame  Weise  anzu- 
regen. Die  Ausftkhrung  wird  freilich  verschieden  sein  mflssen  je  nadi  der 
Besonderheit  der  YerhUltnisse.  An  sich  stehen  zwei  Wege  offen  entweder 
die  Ausschreibung  einer  förmlidien  SlDtwerbung  in  bestimmter  Frist  und 
mit  Aussetzung  eines  entsprechenden  bedeutenden  Preises;  oder  die  nidit 
öffentüche  Aufinunterung  eines  Einzelnen,  von  welchem  man  eine  beste 
Leistung  erwarten  kann.  Allein  die  Wahl  steht  nicht  ganz  frei  Das 
erstere  Mittel  erscheint  als  das  richtigere  in  einem  grosseren  Staate,  in 
weldiem  die  Regierung  nicht  alle  Befiihigten  kennen  kann,  oder  wenn  der 
Zufall  mehrere  gleich  tüchtige  Zeitgenossen  darbietet;  das  zweite  dag^en 
da,  wo  Ein  anerkannt  tttditigster  Mann  vorhanden  ist,  der  aber  ohne  socfae 
Aufinunterung  sich  vielleicht  nicht  von  selbst  zu  soldier  Arbeit  entscfaliessen 
würde.  In  dem  einen  und  in  dem  andern  Falle  aber  wird  es  wieder  theils 
von  dem  Umfange  des  in  Frage  stehenden  Rechtes,  theils  von  eben  vor- 
handenen Persönlichkeiten,  theils  endlich  von  den  bereits  vorhandenen  Werken 
abhangen,  ob  zur  Darstellung  der  Gesammtheit  oder  nur  eines  grösseren 
Absdinitts  des  ganzen  Rechtszustandes  aufgemuntert  werden  kann  und  soU. 

Dass  übrigens  eine  solche  Arbeit,  und  w&re  sie  die  vortrefElidiste,  keine 
andere  Eigenschaft  haben  kann,  als  blos  die  einer  wissenschaftlichen  Ansicht 
eines  Privatmannes,  versteht  sich  von  selbst.  Weder  verlangt  der  Zweck 
etwas  anderes,  noch  wftre  die  Znerkennung  eines  amtlidien  Ansehens  von 
irgend  einem  Yortheile.  Würden  doch  dadurch  die  bestehenden  Mangel 
nicht  gebessert,  die  künftige  Gesetzgebung  nicht  erleichtert;  wohl  aber 
könnten  vom  YerfEisser  allein  ausgehende  Fehler  anerkannt  werden,  und 
würden  jeden  Falles  spätere  noch  bessere  Bearbeitungen  sehr  erschwert. 
Wie  immer  die  Staatsgewalt  einverstanden  sein  mag  mit  dem  Inhalte  einer 
wissenschaftlichen  Darstellung,  und  welche  Belohnungen  sie  dem  Urheber 
zuerkennen  mag,  immer  kann  sie  dieselbe  nur  als  Belehmngsmittel  selbst 
benützen  und  höchstens  auch  nur  als  solches  Andern  empfehlen. 
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Nicht  «rrt  eiaea  BeweiaeB  bedarf  es  ührigelia,  daas  es  sät  ier  abr 
maligen  6ewiftBiuig  eiaer  ttcbtigen  Beairfteitang  keinedwega  Ar  afie  Zeiten 
gethan  ist.  Yielmelir  wQrden  immer  dann,  wenn  irasenlüdift  Yer&ndfflrangen 
im  Beehte  des  Landes  tot  sich  gegangen  sind,  aeae  Weike  aothwendig 
werden,  am  wieder  dem  Gesetzgeber  das  voUe  and  richtige  Bewosstsein 
seines  Standponetea  zu  geben  ^X 

§  19. 
8.  Erkundung  der  Thatsachen. 

Der  Gesetzgeber  soll  ein  voUkommener  Reditsgelehrter  sein,  and  es 
sollen  ihm  dazu,  wie  bisher  besprodien,  die  nOthigen  Mittel  geliefert  werden; 
allein  der  vollkommene  Bechtsgdehrte  ist  noch  kein  Gesetzgeber.  Eine 
zweite  Hauptforderung  ist,  dass  er  die  Thatsachen  kenne,  filr  welche  er 
Gesetze  geben  wüL  Auch  diä  vollkommenste  Eeontniss  der  bestehenden 
Gesetze  and  des  aus  ihnen  und  anderen  Quellen  en^pringendea  Rechts» 
sjstemes  giebt  nur  einen  Theil  der  Anhaltspuncte  zu  Beantwortung  der 
Frage,  ob  und  wo  eine  Th&tigkeit  des  Gesetzgebers  nöthig  sei?  Es  geht 
nämMch  daraus  nur  hervor  die  Einsicht  in  die  Absicht  der  rechtschaffenden 
Kräfte,  und  ein  Yerstftndniss  der  Fehler,  welche  eine  sachkundige  PrOfung 
schon  in  den  Erzeugnisten  dieser  Krifte  selbst  au^^et.  Allein  über  den 
Stand  der  wirkliehen  Lebensveriiältnisse  und  Aber  die  daiaus  hervorgehenden 
Bechts-Bedttrfiüsse  im  Ganzen  oder  Einzelnen,  erhellt  nat&rlidi  aus  den* 
Materialien  und  aus  der  Ausführung  des  geltenden  Bechtssystemes  gar  nichts. 

Nur  eine  ganz  verkehrte  AufEassung  von  dem  Wesen  des  Rechtes 
könnte  eine  Befriedigung  der  concreten  ReditsbedOrEnisse  eines  Volkes  durch 
eine  lediglich  aus  theoretischen  und  allgemeinen  Ansichten  hervorgegangene 
Gesetzgebung  erwarten,  wäre  diese  auch  noch  so  folgerichtig  in  sich  und 
technisdi  tadellos  abgefosst.  Und  nur  ein  unverständiger  Hochmuth  der 
Regierenden  würde  annehmen,  dass  die  Kenntniss  jener  Bedürfriisse  ohne 
weiteres  und  immer  den  höchsten  Behörden  des  Staates  beiwohne.  Yiebnehr 
ist  einleuchtend,  dass  es  filr  den  Gesetzgeber  von  dem  hödisten  Werthe  ist, 
die  Erfahrungen  und  Ansichten  wohlmeinender  und  unterrichteter  Männer 
auch  ausser  seinem  unmittelbaren  Kreise  zu  vernehmen.  Und  zwar  genügt 
es  nicht,  wenn  dieses  etwa  blos  zu&Uig  und  gelegentlich  geschieht,  falls  der 


1)  Im  WesentUcheo  einTorstanden  mit  vorstehender  Anaiolit  aber  die  Nothwendigkeit  winen- 
schaftlicher  RechtsBysteme  als  Vorbereitang  sor  G^etzgebangsind:  Beyscher,  üeber  die 
BedttritaiBse  nnserei  Zeit  in  der  Oeeetsgebang.  Stnttg.  und  Tiib.,  1888,  and  Wächter,  In  der 
Tüb.  Krlt.  Zeitschr.,  Bd.  VI,  8.  818  fg.  Dagegen  ist  hiermit  die  Ansicht  nicht  zu  verwechseln, 
welche  anter  der  Verwerftang  wenigstens  umfassender  Gesetsgebang  die  Beohtsfibong  im  Volke 
sohliessUch  aof  solche  Arbeiten  grflnden  wiU;  eine  Ansicht,  sa  welcher  sich  im  WesentUohea 
die  ganie  geschichtliche  Schale  bekennt,  and  welche  noch  besonders  vertreten  ist  von:  Schra- 
der,  Ist  die  Abfassang  eines  Clvil-G.-Baches  .  .  .  wflnschenswerth?  Tab.,  1821;  Vollgraff, 
IMe  Qrftnsen  der  modernen  Gesetsgebang.    Marbg.,  1830. 
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Eine  oder  der  Andere  freiivillig  solche  Gegenstände  dorch  die  Presse  oder 
aonstwie  zur  Spradie  bringt;  sondern  es  mnss  regefanässig,  absiditlitii  und 
plarnnftSHig  yeranlasst  werden;  die  Ifittheüiingen  mtlssen  mit  Bewusstsein 
des  Zweckes  nnd  der,  mindestens  sittlidien,  Verantwortlichkeit,  somit  über- 
legt nnd  geordnet  geschehen.    Selbst  die  AntrBge  und  Aeossernngen   in 
StändeverBammlnngen ,  von  so  grossem  Werthe  sie  immerhin  aach  sind,  ge- 
nügen doch  nicht  aUein  zu  diesem  Zwecke.  Theils  ist  es  dodi  nnr  znftllig; 
ob  und  wie  weit  sie  erfolgen;  theils  ist  gerade  hier  nicht  immer  auf  Unbe- 
fimgenheit  nnd  Absichtlösigkeit  zu  zfihlen;  theils  endlich  steht  es  der  Re- 
gierang nidit  gnt  an,  sich  immer  erst  von  den  Yolksrertretem  antreiben 
za  lassen. 

Als  ein  nachahmenswflrdiges  Beispiel  leuchtet  hier  Ikigland  yorans. 
Obgleidi  sidier  nirgends  die  öffentlichen  Angelegenheiten,  und  somit  aadi 
die  gesetzgeberisdien  Bedflrfhisse,  so  allgemein  und  offen  in  der  Presse  be- 
sprodien  werden;  und  obgleich  das  Parliament  sidier  in  seinem  Sdioosse  so 
Viele  Er&hrung,  Eenntnlss  des  Lebens  und  seiner  Zustände  so  wie  geistige 
Begabung  aufzuweisen  hat,  als  irgend  eine  Yersammlüng  in  der  Welt:  so 
wird  dodi  dort  nie  verschm&ht.  Ober  eine  irgend  widitige  Frage,  und  so 
namentlich  über  etwaige  Erlassung  oder  Abänderung  von  Rechtsgesetzen, 
eine  möglichst  um&ssende  Eenntnlss  der  Thatsad^en  und  der  yorhandenen 
Gedanken  Ober  dieselben  audi  ausserhalb  der  Regierung  und  des  Pariia- 
mentes  zu  sammeln.  Die  Hunderte  yon  Folianten,  weldie  theils  mflndlicfae 
Zeugenaussagen,  theils  sduifüidi  erhaltene  Nadiweisungen  als  Beilagen  der 
Ausschussberidite  liefern,  und  in  weldien  ein  unermesslidier  Stoff,  oft  yon 
unbezahlbarer  Trefflichkeit  enthalten  ist,  geben  den  besten  Beweis,  dass  nicht 
der  geistig  Starke  den  Rath,  der  Eenntnissreidie  die  Belehrung  yenneidet 
und  hasst.  Diesem  Beispiele  nadizuahmen  kann  jedem  Staate  nur  Yortheil 
und  Ehre  bringen. 

Es  sind  nun  aber  zur  absichtlichen  und  planmässigen  Beibringung  der 
ttr  den  Gesetzgeber  erspriesslichen  Thatsadien  zwei  Mittel  an  sidi  möglich: 
die  Einziehung  schriftlicher  Berichte,  und  die  mündliche  Yemehmung  Sach- 
yerständiger.  Die  Verschiedenheit  ihrer  Eigenschaften  erfordert  abgesonderte 
Betrachtung  und  Abwägung. 

Nur  mit  ünredit  würde  yerkannt  werden,  dass  der  Einholung  schrift- 
licher Berichte  zum  Behufe  einer  Vorbereitung  für  Gesetzgebung  eigen- 
thümliche  und  bedeutende  Vortheile  zur  Seite  stehen.  Es  ist  nämlidi  vor 
Allem  die  Möglidikeit  sowohl  einer  umfassenden  und  gründlidien  Darstellung 
der  Thatsadien,  als  einer  klaren  und  begründeten  Erörterung  ihrer  Ursachen 
gegeben.  Sodann  kann  die  Ansicht  ganzer  GoUegien  überhaupt  nur  auf 
diese  Weise  eingeholt  werden,  diese  aber  von  grosser  Widitigkeit  sein. 
Endlidi  ist  dem  Befragten  die  Abgebung  einer  Aeusserung  möglich  ohne 
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Ortsyerftnderong  und  Yersftummss  der  r^elinfissigen  GesddUte.  —  Dennoch 
kann  dieser  Art  Ton  Erknndong  nur  ein  untergeordneter  Werth  beigelegt 
werden,  und  eine  nur  theOweiae  Benützung  derselben  stattfinden.  Zunädbst 
nftmlich  sind  jenen^  Yortheilen  auch  eigenthflmliche  flble  Eigenschaften  beige- 
geben: lange  YerzGgemng  des  Einganges,  wenn  nidit  dnrdi  Ansatz  kurzer 
Fristen  die  Gflte  der  Arbeiten  leiden  soll;  h&ufige  Oberflächlichkeit  der 
Anworten;  jeden  Falles  Mangel  an  Unmittelbarkeit  und  Unmöglichkeit  äugen* 
blicklicher  Berichtigungen  und  Erläuterungen.  Der  Hauptmangel  aber  ist, 
dass  schriftliche  Berichte  in  ausgedehnterem  Masse  und  mit  Sicherheit  auf 
Erfolg  nur  von  den  eigenen  Beamten  des  Staates  erwartet  werden  kOnnen. 
Die  bestimmtesten  ErfiEkhrungen,  selbst  staatlich  ausgebildeter  und  mit  den 
öffentlichen  Dingen  sich  Tiel  besdiäftigender  Länder,  zeigen,  dass  von  Soldien, 
weldie  zu  Ertheüung  einer  Antwort  nidit  amtlich  Verbunden  sind,  die  MOhe 
und  der  Zeitaufwand  einer  sdiriftlichen  AusfQhrung  sehr  häufig  gescfaeuet 
wird  *),  und  ein  Zwang  kann  schon  desshalb  nidit  eintreten ,  weil  er  besten 
Falles  den  Nichtwilligen  nur  oberflächliche  und  unbrauchbare  Antworten 
abringen  wtirde. 

Nun  aber  ist  einleuchtend,  dass  auf  solche  Weise  theils  nur  ein  Theil 
der  im  Volke  vorhandenen  Einsicht  gewonnen  wird,  theils  die  erlangten  Mit- 
theilungen wesentlich  nur  die  eine  Seite  der  Frage,  nftmlich  die  Erfahrungen 
der  Befehlenden  und  Ausftfarenden,  beleuditen,  nicht  aber  auch  die,  mindestens 
eben  so  widitigen,  Bedür&isse  und  Anschauungen  der  Grehordienden  und 
unter  den  bestehenden  Mängeln  zunächst  Leidenden. 

Ganz  anders  verhält  es  sidi  mit  den  mündlichen  Ansagen  Sach- 
verständiger, welche  zu  diesem  Behufe  einberufen  und  von  einer  passenden 
Behörde  befragt  werden.  Da  es  hier  (eine  zweckmässige  Einrichtung  vor- 
ausgesetzt, wovon  unten  mehr,)  möglich  ist,  jede  Art  von  Personen  zu  ver- 
nehmen, so  wird  audi  der  Gegenstand  von  allen  Seiten  beleuditet.  Es  tritt 
das  wahre  und  das  ganze  Leben  unmittelbar  vor  die  Augen.  Man  hört  den 
Mann,  weldier  in  einer  hohen  amtlidien  Stellung  oder  mit  geistiger  Be- 
herrschung die  Frage  nur  in  den  allgemeinen  Verhältnissen  des  Staates  und 
der  Gesellschaft  aufbsst  und  die  entfernteren  Verknüpfungen  und  Rücksichten 
kennt;  den  mit  den  Theorieen-  des  In-  und  Auslandes  vertrauten  und  die- 
selben an  die  vaterländischen  Zuständen  haltenden  Gelehrten;  den  mit 
täglicher  Handhabung  des  Rechtes  beauftragten  tüchtigen  Beamten;   den 


1)  Von  der  Wahriieit  diefer  Behwiptanff  kAon  man  sich  sehr  oft  in  englischen,  frnnsösischen 
oder  belgischen  Arbeiten  ttbenengen,  welche  aof  solche  bloss  schriftliche  Berichte  gebnnet 
sind.  Fast  immer  wird  ttber  Mangelhaftigkeit  oder  giniliche  Unterlassong  gewünschter  Berichte 
geklagt  80  ist  s.  B.  In  der  TortreflUchen  belgischen  Enqndte  snr  la  conditlon  de  la  dassa 
ouTriftre  (Bmz.,  .1S4S,  S  toL)  geklagt:  „Die  ZaU  der  erhaltenen  Antworten  entspricht  lange 
nicht  der  Zahl  der  nm  Ansknnft  gebotenen  Gewerbeherren.  Hanehe  derselben  haben  gana 
nnterlassen  die  rerlangten  Mlttheilnngen  in  machen,  andere  nnr  anf  nngenfigende  Welse  ge* 
antwortet,  dritte  nicht  die  wftnschenswerthe  Qenaoigkeit  angewendet**   8.  Bd.  1,  8.  m. 
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TolMehenden  Untergeordneten;  den  Anwalt;  den  Odsilidien  ud  des  0^ 
flUigniaBanfeAer;  den  sddicliten  aber  yeretfin^igen  Bfliger,  welibeni  Gesdiift 
nnd  Eigenthnm  Erfalmingen  Qber  den  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  und 
ttber  dessen  Mingel  liefern;  selbst  den  gani  üngiebfldeten,  tat  ancii  deeaea 
Anschanongsweise  n  wissen.  Unklare .  Anworten  weiden  dordi  weitere 
Fragen  angeheilt;  Veriieinilichangen  der  Wahriieit  dordi  tiefiures  Kingehen 
entdedrt;  gegen  anfateigende  Zweifel  alsbald  die  guten  oder  sdilechten 
OrOnde  gehOrt  Durch  Benützung  anch  der  nichtamtlichen  Weisheit  komin^ 
ganz  neve  Thatsadien  nnd  AnfiEnssungen  zn  T&ge.  Und  zwar  werden  diese 
grossen  VortheQe  mit  kaum  merklichen  Nachtheilen  erworben.  Denn  sidier 
feilen  gegen  sie  die  gelegentlichen  Mängel  einer  Antwort,  die  Untaoglichkeä 
eines  einzelnen  Zeugen,  oder  die  Kosten  der  Einberufung  der  Abzuhörenden 
und  des  Niedersdureibens,  etwa  des  Druckes,  der  Verhandlungen  nicht  sdiwer 
ins  Gewicht '). 

Unter  diesen  Umstftnden  kann  tiber  das  emzuscfalagende  Yer&faren  nidii 
viel  Zweifel  sein. 

Die  Ton  der  Einholung  schriftlicher,  der  Natur  der  Sadie  nadi  meisten 
Theiles  amtlicher,  Berichte  unzertrennbaren  Uebebttnde  sind  Yon  der  Art» 
dass  sie  zwar  keinesweges  eine  Unterlassung  des  ganzen  Mittels  rechtfertigeii, 
allein  doch  seine  Anwendung  bloss  als  Ergänzung  und  Ausnahme  iftthlich 
machen.  Nur  also,  wo  eine  unmittelbare  Vernehmung  nicht  mOglich  ist, 
nnd  wo  nach  der  Persönlichkeit  des  Befragten  eine  genaue  und  gewissenhafte 
Arbeitet  erwartet  werden  kann,  mag  schriftliche  Auskunft  Yeriaagt  werden. 
Jenes  wird  namentlich  da  der  Fall  sein,  wo  der  Bericht  Yon  GoUegien  ver- 
langt wird,  der  Befragte  seinen  Wohnsitz  nicht  ohne  f&hlbare  Nachtheile 
▼erlassen  kann,  oder,  durch  Vermittlung  der  Gresandtsdiaften  und  eigens 
Abgeordneter,  aus  dem  Auslande  Nachrichten  eingezogen  werden  wollen. 
Dieses  aber  ist  dadurch  zu  erreichen,  dass  nicht  ganze  Sategorieen  von 
Beamten  aufgefordert  werden,  sondern  nur  die  durch  Einsicht,  Er&hrung 
und  guten  Willen  ausgezeichneteren '). 


1)  Es  wäre  ein  groiserlRthaiD,  wenn  maa  die,  «llerdiiigi  gai»  imertriirncheii,  üebelftiiide 
des  Verflüirens  in  den  englischen  Private  Bills,  namentlich  deren  nnennessliche  Kosten,  hier 
flreltend  machen  wollte.  Allerdings  rUhren  diese  her  von  der  Kothwendigkelt,  den  Parliameati- 
AnsschOssen  Alles,  was  diese  wissen  wollen  oder  was  etwaige  Oegner  llngnen,  mit  Zeogea 
erweisen,  in  dem  Ende  aber  für  alle  Fftlle  die  Zeugen  oft  sn  Hunderten  nnd  lange  Zelt  in 
London  bereit  halten  sa  mfissen.  Allein  dieser  nnyerstftndige  Ünfüg  hat  mit  der  Abhör  etauelnerb 
anf  bestimmte  Tage  Torgefordeter  Zeugen  vor  solchen  Ausschüssen ,  welche  den  thatsftehllohen 
nnd  geistigen  Stoff  für  die  Gesetsgebung  sammelo,  gar  nichts  gemein. 

9)  Es  soll  nicht  gelftngnet  werden,  dass  auch  ▼ortreffliche  Arbeiten  unter  solchen  sehriflBohen 
Berichten  gefunden  werden.  Allein  Niemand,  welcher  Je  die  railadllohen  Zeugen-Anssagen  in 
den  englischen  Aussehnss-Berichten  selbst  mit  den  berflhmtesten  Bammlongen  ron  Berichten 
TergUchen  hat,  wird  anstehen  den  ersteren  gans  unbedingt  den  Vorrang  «iniurtsniea  Es  Isl 
wahr,  Ihre  Dnrehlesung  erfordert  ylele  Zelt;  allein  diese  wird  reiehUchst  ersetit  durch  die  U»> 
mittelbarkeit  der  Beobachtungen,  und  dnrcb  die  mittelst  weiterer  Fragen  eriangten  AnfklÜrnngen. 
Es  ist  von  grösstem  Werthe,  ans  den  Thatsachen  selbst  seine  BchUlsse  liehen  au  kdnnen,  aastatl 
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Als  Regel  aber  tawB  die  persönliche  Yemdunimg  Yon  SaehTenttadigem 
empfohlen  werden »  so  oft  es  sich  davon  handelt,  f&r  die  Stastsgenalt  die* 
jenigen  üatsaeben  und  Meinwigsrersdiiedenheiten  zu  sammeln,  weldie  sie 
nOtIng  hat,  nm  tber  eine  Bewegung  ihrer  gesetzgeberischen  ThÜis^t  mit 
flieh  in  das  Reine  zu  kommen.  Dabei  stellen  sich  denn  folgende  AnsfiUmmgs- 
Ifossiegeln  als  nothwendig  dar: 

Die  Einvernehmung  muss  sich  auf  alle  Gattungen  von  Personen  er- 
strecken, weldie  in  bestimmt  ausgesprochenen  YerhSltnissen  zu  dem  in  Frage 
gestellten  Gegenstande  stehen,  also  jeden  Falles  theils  Solche  begreifen, 
weldie  den  itzigen  Zustand  des  Redits  kennen;  theils  Soldie,  von  welchen 
klares  Bewusstsein  von  den  thatsächlidien  Bedürfhissen  erwartet  werden 
kann.  Sind  verschiedene  Standpunkte  denkbar  oder  bekannt,  so  sind  fOr 
alle  die  tflditigsten  Stimmf&hrer  au&usudien. 

Die  Vorgeladenen  sind  reditzeitig  mit  dem  Gegenstände  ihrer  bevor» 
stehenden  Yemehmung  bekannt  zu  madien,  damit  sie  ihre  Gedanken  und 
Erinnerungen  ordnen  und  sammeln  können. 

Es  muss  als  staatsbflrgerlidie  Pflidit  erkUrt  sein»  soldier  Yorhidnng 
zu  folgen,  und  wahriieitgetreue  Aussagen  zu  machen.  Handgelöbniss,  wo 
nidit  Beeidigung,  mag  die  Wahriieitsliebe  steigern,  jeden  Falles  ist  Strafe 
auf  Ungehorsam  zu  setzen ');  dagegen  natttrlicfa  auch  besonderer  gesetzlicfaer 
Schutz  zu  gewähren  gegen  Yerletzungen  Dritter. 

Die  Aussagen  sind  wörtlidi  niederzusdireiben  (durch  Scfanellsdureiber); 
unverstOmmelte  Bekanntmadiung  durdi  den  Drude  nadi  beendigter  Yer- 
handlung  ersdieint,  wenigstens  bei  wichtigeren  Gegenständen,  als  sehr 
wflnsdienswerüi  zur  Hervorlockung  weiterer  Aufklärungen  von  Seiten  bisher 
nicht  Gehörter. 

Oefif&ntlichkeit  der  Sitzungen  kann  f&r  die  möglichste  Herstellung  der 
Wahrheit^  somit  ftir  den  Zweck  der  ganzen  Massregel  nur  höchst  förderlich 
sein  *)• 


Jene  ron  einem  Dritten  gesichtet,  geordnet  und  naoh  seinen  Ansichten  and  Absichten  sugerichtet 
ra  erlialten.  Dless  aber  Ist  der  Fall  bei  Jedem  schriftlichen  Berichte.  Vgl.  hierSber  meine 
Bemerkungen  in  der  Krit  Zeltschr.  f.  Bechtsw.  des  Aoslandes,  Bd.  ZXn,  8.  810  fg. 

1)  In  England  geht  die  Verpflichtung  vor  einem  Parliaments-Äusschnsse  als  Zeuge  su  er- 
scheinen  und  auszusagen ,  so  weit,  dass  Ungehorsame  durch  Diener  des  betreffenden  Hauses 
▼erhaftet  werden,  auf  die  Beiflmgung  nicht  Au&uflndender  mittelst  eines  Begiemngs-Aufhifes 
ein  Preis  gesetzt  wird.  Unwahre  Aussagen  vor  dem  Oberhause  werden  als  Meineid  bestraft, 
well  hier  die  Zeugen  beeidigt  werden;  gegen  einen  Ausschuss  des  Unterhauses  begangen  zieht 
fUsche  Aussage  Klage  wegen  MPrivUegienbrucheS^  nach  sich,  weil  das  Unterhans  nicht  beeidigeo 
kann.  Vgl.  May,  Treatise  upon  the  law  of  Parliament.  Lond.,  1844,  8. 888  tg,^  888  tg,  —  Eine 
entschiedene  Strenge  gegen  ungehorsames  Ausbleiben  oder  abslchtüoh  fiüsche  Aussagen  ist 
durchaus  nothwendig,  weil  sowohl  das  Brschelnen  an  si6h,  als  die  Mittheilung  der  kbgeflragteB 
Thatsachen  fUr  die  Betreffenden  keineswegs  Immer  angehen  und  Toctheilhaft  ist,  und  also  wohl 
auch  möchte  Termieden  werden  woUen. 

8)  Diese  Vorwhlige  bendien  ganz  wesentiieh  auf  der  engHsehen  Uebuag,  deren  Ergebnisse 
an  mir  den  höchsten  Bewunderer  haben.  Weitere,  im  Uebrigen  nicht  bedeutende,  Elaaelnhetten 
sind  n  enehen  bei  May,  a.  a.  O.,  S.  888  tg* 
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Mag  die  Tontehende  Elnriditaiig  aach  auf  dem  FeeUande  wenig  ge- 
kannt nnd  geflbt  sein,  so  steht  ihr  eine  am  so  unfsssendere  gttnstigste 
ErfiLhmng  in  England  zur  Seite.  Nennenswerthe  Nacfatfaeile  sind  damit 
nidit  yerbnnden.  Es  wird  also  jede  Begierong,  weldie  sidi  zu  der  Ein- 
führong  entscfaliesst,  im  höchsten  Yortheile  des  öffentlidien  Wesens,  hier 
zonäcfast  der  Herstellang  eines  umsichtig  erwogenen  nnd  dem  Leben  an- 
gepassten  Rechtszostandes,  handeln,  nnd  flberdiess  den  Rohm  erwerben,  sidi 
geistig  stark  genug  zur  Ertragong  von  Thatsachen  nnd  Aaffsssnngen  Dritter 
zu  fbhien. 

§20. 
4.  Bekanntmachung  mit  fremden  Gesetzen  und  Ansichten. 

Allerdings  ist  der  mit  dem  bestehenden  Rechtszustande  und  mit  den 
thatsächlichen  Yerhftltnissen  bekannte  Gesetzgeber  wesentEch  yoxbereitet,  und 
in  vielen  Füllen  völlig  im  Stande,  an  die  Lösung  seiner  AuiQsabe  zu  gehen. 
Allein  gerade  bei  den  wichtigsten  und  schwierigsten  Fragen  «wird  er ,  und 
Je  tachtiger  er  ist  um  so  entschiedener,  noch  ein  weiteres  BedttrfiiiSB  der 
Vorbereitung  haben.  Nur  ein  Hier  kann  wUmen,  im  aussdiliessenden  Bedtze 
guter  Gedanken  zu  sein;  und  so  wie  eine  yerstftndige  Regierung  zugiebt, 
dass  auch  ausseriialb  des  amtlichen  Kreises  Eenntniss  und  richtige  Anschauung 
der  thats&chlichen  Znstande  bestehen  könne,  wird  sie  audi  unschwer  einsehen, 
dass  möglicherweise  Dritte,  seien  es  nun  Staaten  seien  es  Einzelne,  einen 
(Gegenstand  der  Gesetzgebung  richtig  aufge&sst  und  vielleicht  selbst  schon 
ausgefnhrt  haben.  Jeden  Falles  wird  sie  es  ftr  Uug  und  billig  halten,  die 
Riditigkeit  ihrer  eigenen  Phue  durch  Yergleichung  mit  fremden  nochmals 
zu  prüfen. 

Zu  dem  Ende  stehen  denn  drei  Mittel  offen. 

Vor  Allem  die  schrifHidie  oder,  noch  besser,  mflndliche  au sdr dickliche 
Befragung  von  Männern,  weldien  man  eigenthflmliche  Ansichten  über  ein 
beabsichtigtes  Rechtsgesetz  zuzutrauen  Ursache  hat.  Es  verhfilt  sich  hier 
vollkommen,  wie  mit  der  Erkundung  der  thatsächlichen  Zustände;  und  sehr 
häufig  werden  beiderlei  Vernehmungen  geradezu  mit  einander  in  Verbindung 
gesetzt  werden  können,  weil  wenigstens  der  Gebildete,  welcher  mit  einem 
Zustande  besonders  vertraut  ist,  in  der  Regel  auch  seine  Ansicht  Aber  dessen 
beste  Ordnung  feststellt  *).  Handelt  es  sich  davon,  den  Rath  eines  in  dem 
Gegenstande  besonders  bewanderten  Ausländers  zu  vernehmen,  (was  natfiiüch 
häufiger  wflnschenswerth  sein  kann,  als  hinsicfatlich  der  Thatsachen,)  so  muss 
dessen  freiwillige  Zustimmung  auf  passende  Weise  erlangt  werden.     Bei 


1)  Aach  Ton  ■olehenVernehiniingen  gobon  die  eoffUiehaii  SnqiiSten  hlollge  und  sam  Theila 
hdohst  ftasprechende  Beispiele.  Qmt  nicht  selten  linden  eich  in  denselben  ebenso  MsItthtUohe 
als  dem  Inhalte  naeh  meisterhalte  theoretische  Ansichten  der  eisten  Gelehrten  nnd  StaatsmSnaer« 
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besonders  sdiwierigen  nnd  bedeutenden  Fragen  kann  es  sogar  ganz  zweck- 
mässig sein,  durch  öffentlichen  Aufruf  und  etwa  durch  Aussetzung  Ton  Be- 
lohnungen an  In-  und  Ausländer  die  Mittheilungen  auch  nidit  besonders 
Vorgeladener  herrorzumfen.  Nichts  ist  ja  mögUdier,  als  dass  mandier 
tüchtige  Sachkenner  der  RegÜBrnng  unbekannt  ist,  somit  keine  besondere 
Aufforderung  erhalten  kann. 

Eine  zweite  reichlidie  Quelle  der  Belehrung  durdi  fremde  Gedanken 
ist  die  Gesetzgebung  anderer  Staaten.  Wie  bedenklidi  es  auch 
sein  mag,  eine  ausländische  (Gesetzgebung  ohne  weiteres  in  das  Lande»- 
recht  zu  flbertragen,  so  hindert  doch  nichts,  die  Gedanken  fremder 
Gesetzgeber  zu  prüfen  und  Ton  denselben  das^  etwa  Ntttzlidie  und  Ueber- 
nehmbare  unter  Beachtung  der  nöthigen  Yorsidit  zu  borgen.  Bald  kann 
der  allgemeine  Gedanke,  bald  diese  oder  jene  Kinzelnheit  richtig  er- 
scheinen. Jeden  Falles  wird  die  Yergleicfaung  des  eigenen  Planes  mit 
fremden  Ausführungen  zur  Auffindung  übersehener  Pmicte  und  zu  noch- 
maliger Erwägung  von  Grundsatz  und  System  führen.  —  Eine  leichte  Auf- 
gabe für  den  Staat  ist  es,  dem  mit  der  Geset^ebung  Betrauten  durch 
Ausstattung  irgend  einer  OffenUicfaen  Bücfaersammlung  mit  den  Gesetzes- 
werken und  den  besten  Bechtsschiiften  des  Auslandes  ^),  oder  durch  Ein« 
ziehung  von  gesandtschafUichen  Berichten  *)  die  Gelegenheit  und  Aufforderung 
zu  solchen  Forschungen  zu  geben. 

Endlich  noch  bietet  die  Wissenschaft,  wie  sie  in  dem  fireien  Schriften- 
thume  aller  gesittigten  Völker  entwickelt  ist»  dem  Gesetzgeber  die  reichlichste 
Belehrung  und  die  beste  Veranlassung  zur  Schaffung  der  eigenen  Gedanken. 
Und  zwar  die  Wissenschaft  in  dreifacher  Richtung;  nämlich  die  allgemeine 
Lehre  vom  Staat,  Gesellschaft  und  Recht,  die  wissenschaftliche  Bearbeitung 
des  besonderen,  eben  itzt  gesetzlich  zu  ordnenden  Rechtstheües,  endlidi  die 
Theorie  der  Gesetzgebungskunst  selbst.  Beweise  sind  wohl  kaum  nöthig.  — 
Oder  sollte  erst  gezeigt  werden  müssen,  dass  der  Gesetzgeber  ein  allgemeines 
Verständniss  der  menschlichen  Zustände  im  Staate  und  namentlich  der  recht- 
lichen Ordnung  des  Zusammenlebens  nicht  entbehren  kann?  Wenn  auch 
die  Philosophie  des  Staates  und  Rechtes  allerdings  über  die  concreten  Be- 
dürfnisse und  Zustände  nichts  lehrt,  und  selbst  von  der  Theorie  nur  die 
leitenden  Gesichtspuncte  giebt,  welche  erst  der  Ausarbeitung  im  Einzelnen 
und  mannchfacher  Modificationen  für  die  Anwendung  bedürfen:  so  zeigt  sie 


,  1)  Sehr  leicht  kann  diese  sogar  ohne  irgend  einen  Anfir and  geschehen,  wenigstens  was  die 
amtliehen  Cksetseswerke  betrUR.  Kanni  wird  nämlich  eine  fremde  Segierang  rieh  dem  Vor- 
schlage eines  gegenseitigen  Anstansches  derselben  entliehen. 

S)  AUerdings  setst  eine  solche  Benfltsong  der  Gesandtschaften  deren  Besetnng  mit  ge- 
Uldeten  nnd  bameatiich  aneh  reehtskondigen  Männem  Toraos,  damit  sie  begreifen,  was  sie  sn 
erininden,  imd  wissen,  wen  sie  an  fragen  haben.  Mit  xierüohen  Httssiggingem,  nnbraachbar 
gewordenen  Gflnstllngeo  uid  Hoflenten  ist  hier  so  wenig,  als  in  frgend  einer  andeia  wflrdigen 
imd  ernsten  Saehe  gedient 
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doch,  welche  Anfisabe  der  Staat  imd  dae  Beoht  im  Allgemeiaen  haben  imd 
macht  dem  Oeaetcgeber  Uar,  ms  er  im  Einaelnen  sdialt    Dieser   «oll 
kein  Theoretiker  sein,  londem  der  Mann  des  Lebens;  aber  seine    CSn- 
Wirkung  mnss  eine  klar  bewosste  sein.    Der  vOUigen  Bedeutung  seines 
Haaddns  ist  aber  nur  der  Oesetigeber  sich  bewasaty  «ekher  die  letsteo 
Zwecke  des  menschlichen  Daseins,  damit  aber  andi  die  Zwecke  der  ver- 
schiedenen  Arten  von  Staaten,  nntersdieidet,  das  Lieinandeigreifen  der  YoUcs- 
iwecke  und  der  Btaatsanstalten  yersteht,  und  so  wie  im  Ganzen  der  Oesetse 
nur  ^e  Znsammensetsnng  ans  Eäuidtheilen,  so  in  den  Einaelheiten    nnr 
Olganische  Bestandtheile  einer  grossen  Einheit   erkennt.    Naaenttidi    ftr 
den  Gesetageber  ist  desshalb  andi  die  richtige  Wissenschaft ,  welche  Ter- 
schiedme  Staats-  und  damit  auch  Bedits- Zwecke  anerkennt  und  deren 
Folgen  entwickelt,  höchst  belehrend;  und  wem,  wie  wenigstens  im  hoffen 
ist,  auch  die  Lehre  Yon  der  Gesellsdiaft  eine  ▼erstflndige  und  nrnfsflaende 
Ausbildung  erhält,  so  werden  gerade  hier  neue  grosse  Ansichten  und  Auf- 
gaben entwickelt  werden  *).  —  Völlig  flberflassig  wAre  es,  erst  darOber  au 
reden,  daas  die  Kenntniss  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  geeade 
vorliegenden  Gegenstandes  der  Gesetzgebung  unentbehriich  ist  fiDr  einen 
gewisseriiaften,  und  seiner  eigenen  Ehre  eingedenken  Gesetzgeber.    Hier 
kann  er  ja  mit  Einem  Blicke  übersehen,  was  Nachdenken  und  Erfahrung 
im  Ganzen  und  Einzelnen  fordern,  welche  verschiedene  Möglichkeiten  der 
ErftOlung  bestehen,  weldie  Folgerungen  sidi  aus  jeder  derselben  ecgeben. 
Es  wäre  der  Gipfel  der  Yermessenheit,  die  aufgesammelte  Weisheit  von 
Jahrhunderten  wegznstossen,  um  mit  grösstem  Aitfwande  von  Kraft  nnd  Zeit 
dodi  nnr  Unvollkommenes  selbst  auszusinnen.    Dankbar  ist  ansundun^ 
was  Andere  vorgearbeitet  haben;  nicht  zu  blinder  Kachahmnng,  aber  als  Stoff 
zum  eigenen  Nachdenken.    Im  Besitze  der  Gedanken  und  Erfiihmngen  aller 
Zeiten  wird  der  Gesetzgeber  das  für  sein  Volk  und  eben  itat  Nothwendige 
und  Ntttelidie  weit  leichter  zu  finden  wissen.  Es  ist  in  der  That  unmöglich, 
sich  z.  B.  die  Ausarbeitung  eines  Stra^esetzbuches  von  einem  Manne  zu 
denken,  weldier  nicht  mit  den  wissenschaftlichen  Forschungen  tber  den 
Stra&weck,  über  die  Strafarten,  ttber  ZurechnungsfÜhigkeit  vertraut  wäre; 
oder  ein  (besetz  ttber  geriditliches  Verfahren  ohne  vorg&ngige  allseitigste 
Erwägung  der  Werke  Aber  Oeffentlidikeit  und  Mündlichkeit,  Geschworene, 
Staatsanwaltschaft.  —  Die  Lehre  von  der  Gesetzgebungskonst  a^bst  endlich 
wird  zwar  dem  mit  genügsamen  geistigen  Anlagen  und  der  bisher  besprodienen 
Vorbereitung  ausgerüsteten  Gesetzgeber  keine  Hülfe  leisten  hinsichtlicb  des 


1)  Uflber  dieie  Ar  den  OeseHgeber,  wo  otoht  Krt  «o  4o«h  gMriM  In  4«r  ZutaHlt,  MebU 
wlohttflre  Anideliiniiig  dar  polltiMli«B  VTHteoMluifteB  ■.  AliraBS,  Bie  ongaaltoh«  ßttiMAn. 
Wien,  1860,  and  meine  AbhAudlnng;  StaatewteeeiiselMlIen  ud  OeBellMlinfli w lueiwluftwi. 
In  der  Geeehiohte  nnd  Lltemtor  der  St-W.,  Bd.  l^  B,  91  ig. 
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TnitaitAQ  seiner  Arbeiten;  nnd  es  mögen  ihm  anch  allgemeine  Bildong  nnd 
gesunder  Verstand  ein  leidlich  richtiges  formelles  YerMren  an  die  Hand 
geben«  Deqnoch  ist  es  eine  natflrüche  Forderung,  daas  jeder  zu  einem 
Antheiie  an  der  Gesetzgebung  Berufene  sich  klare  Redienschaft  zn  geben 
yermöge  Ober  die  yerscfaiedenen  Fragen,  welche  hinsicbtlich  der  besten  Aos- 
•fbhning  der  Bechtechafong  des  Staates  entstehen  mögen.  Aach  hier  kann 
ein  systematiscfaes  Dordidenken  der  von  Anderen  angestellten  Ansichten 
nnr  Yortheile  bringai  für  Inhalt  nnd  Form  der  eigenen  Leistungen.  Weder 
ist  die  Beantwortung  Jener  Fragen  so  streitloSi  nodi  sind  die  anzuwendenden 
Mittel  alle  so  einfEMdi  und  sich  von  selbstrerstehend,  dass  nicht  eine  grOnd« 
liehe  Beldurnng  vor  fUübarem  Schaden  zu  bewahren  yerspiftche  ^).  —  Einer 


1)  Nicht  Bu  l&ngnen  ist  freilich,  Oan  bifl  itzt  die  Literator  der  Geeetxffebiiogs-Wissenschaft, 
oder  beetfnmiler  geeprodieii,  die  Lduw  Ton  der  Geaetagebnagakmut,  der  Wichtigkeit  dei  Gegen- 
standes kanm  entspricht  Zwar  treten  liier  anscheinend  die  grossen  Namen  von  Hontesqniea, 
Filangieri,  Bentham  entgegen,  besitzen  wir  die  Werke  eines  K.  8.  Zaohari2  nnd  Comte, 
die  weniger  bekannt  gewecdenen  ron  Bergk,  Beok  nnd  Gerstäeker.  AUein  bei  niherer 
Betrachtung  schwindet  dieser  Belehtfaiun  meriüich  snsammen.  —  Kaum  der  Bemerkung  dedarf 
es  sners^  dass  Hontesqnlen  nnd  Fllangie  ri  sich  wesentlich  nnr  mit  dem  Inhalte  der  Ge- 
setae,  nicht  aber  mit  der  heften  Art  ihrer  AbflMsong  besduUUgen.  80  gross  nnn  anch  ihre 
Verdienste  in  Jener  Besiehnng  sind:  nnd  so  sehr  beide  daxu  beigetragen  haben,  nns  von  der 
Ansicht  sn  befreien,  dass  die  Staatsgewalt  naeh  ilirem  Belieben  Gesetze  geben  könne,  (Montes- 
quieu durch  die  Hinweisung  auf  die  natürliche  Grundlage  der  menschlichen  Bedflrfiiisse  und 
auf  die  Versdiiedenheit  der  ataatsarten;  FUnngleri  durch  Geltendmachung  des  natttrlichen 
Bechtsgefühles  und  des  Gemeinwohles):  so  haben  sie  doch  der  Gesetxgebungsknnst  nur  geringe 
AnftDerksamkeit  gewidmet  Montesquieu  spielt  in  seinem  29tea  Bnohe  fast  nur  mit  dem  Gegen- 
stande in  seiner  geistreichen  Art;  Filangieri  spricht  kaum  Je  Toa  der  Art  der  Zustandebringnng 
der  Ton  ihm  yerlangten  Einrichtungen,  als  bei  dem,  unglückliehen,  Vonchlage  der  Aufttellung 
eines  eigenen  Oensors  lllr  die  Gesetae.  —  Ktam  Ton  gritasecer  Bedeutung  ist  die  Jugendarbeit 
^ac ha rift*s  (Die  Wissenschaft  der  Gesetzgebung.  Lps.,1806).  Auch  hier  ist  der  Hauptinhalt 
eine  Art  von  allgemeiner  Staatslehre,  welche  kaum  überhaupt  mit  der  Gesetzgebung  zusammen- 
hingt ;  und  wo  gegen  das  Ende  die  Begeln  über  das  Yeifkhren  bei  der  Abfassung  und  Erlassung 
▼on  Gesetzen  besproetien  werden,  geht  das  Mitgetheilte  nicht  über  die  spärlichsten  und  fladisten 
Allgemeinheiten  hinaus.  Der  gereifte  Mann  hat  in  wenigen  Seiten  seiner  Vierzig  Bücher  Tom 
Staate  (Bd.  IV,  8.  1— 43  der  2ten  Aufl.)  weit  mehr  geleistet,  als  tat  dieser  Temnglflckten  Mono- 
graphie. W«it  einlltsslicher  iBtaUerdings  Comte  (Traitö  de  l^gisiation.  td,  S.  Far.,  1835, 1— IV.); 
allein  er  macht  doch  anch  hauptsflchlich  nnr  stofEIlche  Bemerkungen.  Abgesehen  davon ,  dass 
in  der  weit  gritoseren  Hüfte  des  Werkes  nnr  zwei  ganz  einzelne  Fragen  beliandelt  werden, 
D&nlich  eine  Widerlegung  der  sophistisohen  und  unwahren  Behauptung  Montesquien's,  dass  die 
nördliche  KJUte  die  Völker  tüchtig  mache,  mittelst  der  ebenso  sophistischen  und  unwahren  Aus- 
fiihrung,  dass  diess  die  Hitze  bewerkstellige,  nnd  eine  rortreffliche  Abhandlung  über  Sdaverei, 
beziehen  sich  anch  die  allgemeinen  Lehren  über  Gesetzgebung  fast  ausschliesslich  auf  die  Eine 
Wahrheit  dass  die  Gesetze  den  ol^ectiven  Bedürfhissen  entsprechen  müssen  und  nicht  wUlkflr- 
liehen  Inhaltes  sein  dürfen.  Nnr  in  so  ferne  also  diese,  zwar  geistrollen  allein  ebenfiJls  über- 
triebenen, Bemerkungen  Inütragen  zn  einer  zweekmässigen  Erkundigung  der  Thatsachen,  also 
zn  einer  vollständigen  Vorbereitung  des  Gesetzgebers,  sind  sie  hier  in  Anschlag  zu  bringen.  — 
Da  nun  von  Bergk's  Theorie  der  Gesetzgebung  (Meissen,  1808}  und  Beck's  Grundsätzen  der 
Gesetzgebung  (Lpz.  1806)  ohne  dem  gar  aicbt  die  Bede  sein  kann,  so  bleiben  nur  die  Schriften 
von  Sjmonds,  Gerstioker  nnd  Bentham.  Welchen  Werth  immer  man  den  beiden  ersten 
beimessen  mag,  so  sind  sie  doch  in  ketaien  Vergleich  zu  bringen  mit  den  Leistungen  Beut  h am's. 
Es  ist  namöglieh,  bei  gegenwärtiger  Gelegenheit  und  in  engem  Banme  diesen  geistigen  Titanen 
zn  würdigen;  zu  zeigen,  wie  er^  kanm  in  irgend  einer  Zelt  seines  Gleichen  hat  an  selbst- 
sWndigem  HiAarftiinne,  an  Ihst  instinetmässiger  Feindschaft  gegen  fiüsche  Gedanken,  an  Melster- 
ichaft  der  Zeq^edenag,  an  nnerschroekenster  Folgeilehtigkeit,  mit  Einem  Worte  an  logischer 
Genialitit;  auflwaählen,  was  er  neu  geschaflisn  hat  fast  in  Jedem  Theile  der  Gesetzgebung,  z.  B. 
tan  Verflusungsrechte,  im  bürgerlichen  und  Btrafrechte,  im  Verfahren,  namentlich  in  der  Beweis- 
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sehr  fühlbaren  Beihilfe  des  Staates  su  dieser  wissensdiaftlidien  Ansbildiing 
bedarf  es  freilich  nicht,  da  die  Beischaffhng  des  Stoffes  die  Krflfte  der  Ein- 
zelnen kaum  übersteigt,  und  jede  bessere  öffentliche  BfldiersammlaDg  ohnedeia 
die  hier  in  Frage  stehenden  Werke  enthalt.    Am  widitigsten  möchte  noch 
die  Bemerkung  sein,  dass  eine  Begierong  sehr  Qbel  daran  thnt,  wenn  sie 
gerade  ihre  tachtigsten  Beamten  mit  so  vielen  laufenden  (Jeschfiften  Übet' 
hftnft,  dass  diese  weder  Zeit  nodi  Kraft  finden  können,  in  ihrer  wissen- 
schaftlichen Bildung  Sdiritt  zu  halten  mit  den  neuen  Leistungen.    Unter 
den  yieUadien  üblen  Folgen,  weldie  eine  solche  geistige  YerkOmmemiig  für 
den  Dienst  und  somit  fbr  das  öffentliche  Wohl  hat,  ist  keine  bedeutender, 
als  die  geringere  Brauchbarkeit  solcher  Männer  fttr  Oesetzgebungs-Arbeiten. 
Entweder  muss  dann  eine  vielleicht  kostbare  Zeit  zum  Nadiholen  des  Yet- 
säumten  eingeräumt  werden;  oder  die  Entwürfe  tragen  die  Spuren  bereita 
verlassener  Theorien  und  der  Unkenntniss  neuer  Gedanken  und  Erfiahrangen 
an  sich,  zum  Unfrommen  der  Gesammtheit  und  der  nächsten  Urheber. 

n.  Die  Ausarbeitung. 

§21. 
1.  Die  Regierungsthätigkeit 

Die  wirkliche  Ausarbeitung  des  festgestellten  Gedankens  mit  Benützung 
des  gesammelten  Materiales  ist  natürlich  die  Hauptsache.  Mit  Ausnahme 
der,  nur  selten  eintretenden,  Fälle  einer  Benützung  der  ständischen  Initiative 
liegt  sie  sowohl  als  Recht  wie  als  Pflicht  der  Regierung  ob ;  und  es  müssen 
zu  dem  Ende,  in  der  bisher  besprochenen  Reihenfolge,  der  Justizminister, 
die  Gesetzgebungscommission,  endlich  die  obersten  Behörden  den  je  ihren 
Stellen  obliegenden  Beitrag  liefern. 

Die  vorstehenden  ausfohrlidien  Erörterungen  machen  es  überflüssig, 
nodmials  in  die  Einzelheiten  der  allmälig  vorrückenden  Arbeit  einzugehen. 
Dagegen  ist  hier  wohl  für  die  passende  Stelle  zur  Besprediung  einer  nicht 
unwichtigen  Frage,  weldie  eben  sowohl  die  Arbeiten  der  Gesetzgebungs- 
lehre, in  der  Theorie  der  atrtÜBn  und  Belohnongen ;  efaien  Begriff  ra  geben  yon  der  PhttotopUe 
der  Nützlichkeit,  anf  welche  er  lein  ganses  System  felaenfeit  bu  grflodeB  hoffte;  aaeh  mir  u- 
sudenten,  was  er  nebenbei  in  der  VoUuwlrthschaftsIehre,  im  Gelängnisswesen,  im  Armenwesen 
Tersnchte  and  wirklich  leistete.  Noch  weniger  können,  ohne  Ungerechtigkeit,  die  aUerdiogs 
anch  Toiliandenen  Schaitenseiten  hervorgehoben  werden,  wie  i.  B.  der  eben  so  nnbegretflidi 
fUsche,  als  seine  Arbeiten  hZoflgst  bestimmende  Gedanken  flür  alle  Völker  ein  nnd  dasselbe 
System  Ton  Gesetsen  entwerftn  sn  wollen.  Es  ist  Ast  kein  Theil  der  gegenwärtigen  Abhandlang, 
in  welchem  nicht  näher  einsagehen  war  anf  eine  einschlagende  LelstongBentham's,  wenn  nicht 
Immer  mit  Billignng,  doch  Immer  mit  Bewondemng.  Hier  xnnftohst  ist  es  nur  mSgUeh ,  die- 
jenigen seiner  Schriften  an  nennen,  welche  sieh  wesentlich  mit  der  foimeUen  Gesetsgebongi- 
knnst  beschifUgen;  freilich  anter  der  aosdificklichen  Bemerkong,  dass  anoh  in  den  dieGesetie 
sachlich  bespreohenden  Werken  nniMilige  Sitae  llber  die  richtige  Behandlang  and  FsMing 
eingemischt  sind.  Vgl.  oben,  8.  S77  fg.\  nnd  meine  GescUehte  and  Lit  der  St-W.,  Bd.  I, 
8.  690l)r. 
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commission  als  die  des  Staatsrathes  betrifft;  n&Enlich  der  Ab&ssnng  toxi 
Motiven. 

Die  Schwierigkeit  des  Unternehmens  and  die  darauf  zu  verwendende 
Mühe  darf  nidit  unterschätzt  werden.    Bass  eine  BegrQndung  sowohl  des 
allgemeinen  Gedankens  des  beabsichtigten  Gesetzes  als  aller  einzelnen  Be** 
Stimmungen  desselben   eine  weitere,   unter  Umst&nden    selbst  eine  sehr 
beträchtliche  Arbeit  ist,  bedarf  nicht  erst  der  Benierkang.    Zn  einer  gnten 
Liösang  der  Aufgabe  gehört  sodann  nicht  bloss  eine  klare  und  vollständige 
Uebersicht  über  die  Sachlage  und  die  zu  ihrer  Aenderung  drängenden  Gründe, 
sowie  eine  scharfe  Aufiiassung  und  Würdigung  des  neuen  Gedankens  nach 
seiner  rechtlichen  und  politischen  Seite,  sondern  auch  eine  gelehrte  Be- 
herrschung des  Materials  und  eine  sichere  logische  Handhabung  der  für  die 
einzelnen  Bestimmungen  anzufahrenden  Gründe  und  Gegengründe.    Endlich 
kann  mit  Fug  von  einer  im  Namen  der  Regierung  gemachten  Veröffentlichung 
eine  statistisch  untadelhafte  Darstellung  gefordert  werden.     Es  ist  somit 
theils  Zeit,  theils  eine  nicht  gewöhnliche  schriftstellerische  Begabung  er- 
forderlich. 

Dennoch  muss  eine  Beigabe  von  Motiven  unbedingt  verlangt  werdeiu 
Die  durch  sie  in  Aussicht  gestellten  Yortheile  sind  allzu  bedeutend,  als 
dass  die  Schwierigkeiten  ins  Gewicht  fidlen  könnten* 

Yor  Allem  kommt  di^  Nothwendigkeit  einer  umfassenden  und  gemeiiH 
verständlichen  Darlegung  der  Gründe,   aus  welchen  theils  überhaupt  ein 
Gesetz,  theils  das  concreto  in  seinen  einzelnen  Bestimmungen  gegeben  werden 
soll,  der  Tüchtigkeit  der  Arbeit  selbst  zu  Gute.  Wie  gewissenhaft  und 
gut  vorbreitet  man  sich  die  mit  der  Entwerfung  des  Gesetzes  Beauftragten 
immer  denken  mag:  es  kann  nur  zu  einer  vollständigen  Klarheit  über  das 
Ziel  und  über  die  Mittel  beitragen,  wenn  die  Veranlassungen  zum  Ganzen 
und  zum  Besondem  ausdrücklich  dargelegt  und  in  ihrem  inneren  Zusammen- 
hange entwickelt  werden  müssen.    Unabweisbar  wird  man  auf  nochmalige 
Prüfung  von  Form  und  Inhalt  hingewiesen,  wenn  man  darüber  Redienschaft 
geben  soll,  warum  man,  gerade  eine  bestimmte  Vorschrift  vorschlägt.    Nidit 
nur  ertragen  geradezu  schlechte  Absichten  eine  solche  Auseinandersetzung 
gar  nicht,  sondern  es  wird  auch  die  Begehung  von  Willkürlidikeiten  und 
Ideosynkrasieen,  oder  von  Gedankensprüngen  und  Folgewidrigkeiten  sehr 
erschwert.    Jeden  Falles  ist  es  Dritten  sehr  erleichtert  solchen  Fehlem  auf 
die  Spur  zu  kommen  und  das  Unzureichende  oder  ganz  Falsche  ihrer  Be- 
gründung aufzufinden.    Unwahre  Motive  lassen  sich  allerdings  verschieben, 
aber  eben  so  leicht  auch  als  solche  erkennen. 

Sodann  kann  es  ftkr  die  Regierung  nur  ein  entschiedener  Vortheil 
sein,  wenn  ihre  Gründe  und  Absichten  in  offener  und  geschickter  Weise 
dargelegt  sind;  also  der  jetzige  mangelhafte  Zustand,  die  Nothwendigkeit 
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einer  Httlfe,  der  Gedanke  einer  aolcfaen  im  Allgemeinen ,  die  NadiwetBiuif 
der  Gründe  Air  die  einzelnen  Bestimmungen,  endlich  der  durch   eine  Vet- 
gleicfaiing  mit  anderen  Gesetzgebungen  und  mit  dem  Stande  der  Wissenschaft 
gelieferte  Beweis  sorgfiUtiger  Umschau  und  fleissiger  Bemflhung.    Die  offeoe 
Darlegung  yerfaütet  Verdaditigung  der  Absieht;   die  angelkkhrten    Orftnde 
können  Diejenigen ,  welche-  einer  g&nzUchen  Unterlassung  neuer    Gesetz- 
gebung zugeneigt  sind,  Ton  der  Nothwendigkeit  einer  solchen  fibarzengen; 
die  Auseinandersetzung  der  Grundidee  sditttzt  gegen  Yoriauten  Tadel  unbe- 
rufener Kritiker,  welche  itzt  wenigstens  mit  einem  positiven  Vorschlag  auf- 
treten mflssen;  die  Begrttndung  des  einzelnen  Satzes  endlidi  mag  nuuicfae 
auf  den  ersten  Anblick  gegrOndete  Au&tellung  beseitigen,   dadundi    aber 
nnzulAssige  Terbesserungsvorschlfige  verhüten,  überhaupt  die  Behandiang  in 
den  weiteren  Stadien  erleichtem. 

Ein  weiterer  Vortheil  besteht  darin,  dass  die  Beifügung  von  Mötiren 
der  Standeversammlung  die  Arbeit  ausnehmend  erleichtert  —  ZanAchsl 
und  Tor  Allem  den  von  den  Kammern  zu  wählenden  Gommissionen,  indem 
dieselben  theils  über  die  Absicht  der  Regierung  in  Kenntniss  gesetsrt  sind 
und  diese  nun  nadi  ihrer  Ueberzeugung  billigen  oder  angreifen  mögen,  ohne 
erst  lange  nach  Yermuthungen  jagen  zu  müssen  und  dabei  vielleidit  ganz 
irre  zu  gehen;  femer  indem  dieselben  wenigstens  mit  den  Ergebnissen  der 
thatsächlidien  und  wissensdiaftlichen  Nadiforschungen  und  .mit  einem  Blicke 
in  den  Stand  der  Lehre  und  der  Streitfiragen  versehen  werden.    Wenn  sie 
denn  audi  sicherlich  wohl  daran  thun,  sidi  nicht  unbedingt  auf  die  Mit* 
theilungen  von  Seiten  der  Regierung  zu  verlassen,  indem  solche  jeden  Falles 
eine  oratio  pro  domo  sind  und  vielleicht  Entgegenzuhaltendes  nidit  anfahren; 
und  wenn  ihnen  also  eigene  Prüfung  und  vielleidit  ausführliche  selbststftndige 
Forschung  nicht  erspart  werden  kann  und  soll:  so  sind  sie  doch  auf  eine 
geebnete  Bahn  gebradit  und  erhalten  zahlreiche  Fingerzeige.    Diess  aber  ist 
um  so  höher  anzuschlagen,  als  keineswegs  dafür  eingestanden  werden  kann, 
dass  eine  Kammer  immer  die  zur  Lösung  einer  gesetzgeberisdien  AuiQsabe 
allseitig  befkhigten  Mitglieder  au&nzeigen  vermag.  —  Was  aber  die  Ver- 
handlungen in  der  vollen  Yersammlung  betrifft,  so  werden  diese  wesentlich 
durdi  die  Belehrung  erleichtert,  weldie  die  Motive  sämmtlidien  Mitgliedern 
darbieten.     Wenigstens  die  allerdunkelste  Unwissenheit   und  Begriffsver- 
wirrung wird  beseitigt,  dadurch  aber  die  Verhandlung  bedeutend  vereinfiicht 
werden.    Sind  es  doch  nidit  die  Mftnner  vom  Fach  und  die  mit  klaren 
Ansdianungen  Ausgerüsteten,  mit  weldien  schwer  und  über  ganz  unnütze 
Dinge  zu  streiten  ist,  sondern  vielmehr  die  Ununterriditeten  und  die  ver« 
wirrten  Köpfe. 

Endlidi  ist  die  Iffittheilung  der  Motive  des  Gesetq^bers  einer  der  mAr 
tigsten  Beitrage  zur  richtigen  Auslegung  der  Gesetze.    Diess  natflrlicfa 
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nicht  allein  nnd  nicht  bei  allen  Arten  von  Schwierigkeiten;  aber  in  so  ferne 
von  nnberechenbarem  Werthe,  als  die  Motive  theils  die  Absicht  bei  der 
AufsteUnng  einer  Norm  angeben,  theils  die  Annahme  unrichtiger  Unter- 
stelkingen  anmöglich  machen.  Je  weiter  die  Zeit  der  Aoslegang  und  An- 
wendung sidi  entfernt  von  der  Erlassang  des  Gesetzes,  von  desto  grösserer 
Bedeatang  werden  die  vom  Gesetzgeber  selbst  angegebenen  Ghrflnde  seinea 
Handelns,  weil  Manches,  was  in  der  Gegenwart  selbstverstftndlidi  and  all- 
gemein bekannt  ist,  später  in  Vergessei^eit  kommen  and  dardi  falsche  Aof- 
üassangen  ersetzt  werden  kann.  Dass  solche  Motive  tlbrigens  mit  Vorsicht 
und  mit  Anwendung  bestimmter  wohlaberlegter  Grandsätze  gebraucht  werden 
müssen,  versteht  sidi  von  selbst  ^). 

Im  Uebrigen  genügt  die  nur  einmalige  Ausarbeitang  von  Motiven  keines* 
wegs.  Zunächst  sind  soldie  schon  nothwendig  zur  Yoriage  der  ersten  Arbeit 
der  Gesetzgebungs-Commission  an  den  Staatsrath.  Dann  aber  müssen  —  Ms, 
nadi  dem  weiter  unten  zu  begründenden  Vorschlage,  eine  Veröffentlichung  des 
Gesetzesentwarfes  nadi  vollendeter  Berathang  der  höchsten  Behörden  erfolgt  — 
femer  unter  allen  Umständen  wenn  derselbe  einer,  Ständeversammlung  vor* 
zulegen  ist,  die  Motive  sänuntlicher  Regierungsorgane  zu  einem  Ganzen  ver- 
arbeitetwerden, um  als  eine  richtigevErläuterung  des  schliesslich  Festgestellten 
zu  dienen.  Zu  dem  Ende  sind  denn  der  Gesetzgebungscommission  audi  die 
Berathungen  des  Staatsrathes  und  des  G^sammtministeriums  zum  Behufe 
von  Nachträgen  und  Abänderungen  ihrer  eigenen  ursprünglichen  Darstellung 
zuzustellen.  Im  Uebrigen  mag  die  Arbeit  dogmatisch  und  unter  Umständen 
mit  Benützung  des  ganzen  wissenschaftUchen  Vorrathes  abge&sst  sein,  so 
wenig  sich  auch  die  Spuren  dieser  Seite  der  Arbeit  in  den  Gesetzesworten 
selbst  zeigen  dürfen.  Diess  ist  denn  auch  der  Grund,  warum  die  Darlegung 
der  Motive  keineswegs  mit  Nothwendigkeit  von  deigenigen  Mitgliedern  der 
Gesetzgebungscommission  zu  geschehen  hat,  welche  den  Text  des  Gesetzes 
bearbeitet  haben,  indem  ein  anderer,  natürlich  mit  dem  ganzen  Gange  der 
Berathungen  Vertrauter,  geeigneter  zu  einer  solchen  Darstellung  sein  mag. 

Unter  diesen  Umständen  kann  es  denn  nicht  anders,  denn  als  ein 
wesentlicher  Fortschritt  in  der  Gesetzgebungskunst  betrachtet  werden,  dass 
sich  die  Ab&ssung  und  Mittheilung  von  Motiven  immer  weiter  verbreitet 
und  einbürgert  j  und  es  verdienen  die  dahin  gerichteten  Bemühungen  der 
Wissenschaft  warme  Billigung  und  Unterstützung '). 

1)  8.  hierilber  das  Nähere  oben,  Bd.  I,  8.  lao^tg. 

S)  Die  AuMrbeltimg  ▼on  ModTen  und  die  Veröffentliehmiflr  denelben,  Ml  ei  durch  AnflMhme 
fai  die  ttändlichen  Veriumdhugen  lel  ei  in  anderer  Weiee,  Itt  in  den  feetUndiflohen  Staaten  m 
allgemein  geworden,  dau  es  keiner  Nachweisang  besonderer  Beispiele  bedart  —  Unsweifelhaft 
hat  tnr  EinlUhning  der  Gewohnheit  die  inmier  wiederholte  nnd  dringende  Anlfordemng  J.  Ben* 
tliam*s  Tiel  Iwigetragen.  Er  wird  nicht  mttde,  die  Vortheiie  einer  solchen  Bekanntnadiuig 
soiehiandermnsetsen,  wohl  aneh  dieselben,  setaier  Ait  gemäss,  in  flbertreiben.  Seiner  Ansieht 
nach  ist  eine  solche  Erliotemng  fOr  die  Bürger  im  Allgemeinen,  Ar  die  Beehtsgelehrten,  für 
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§  22. 
2.  YerOffentlichang  zum  Zwecke  allgemeiner  Kritik. 

Wie  gnt  anch  eine  Oesetzgebongsoommission  rasammengesetzt  sein  sl. 
wie  tflchtig  sie  gearbeitet  haben  mag;  and  ebenso,  wie  vollstftndig  auch  (U 
Jostizministeriom,  der  Staatsrath  und  das  Oesammtministeriom  iiire  An^äi- 
gelöst  haben :  immer  ist  doch  mit  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,   dass  nid' 
alle  gesetzgeberische  Weisheit  in  diesen  Behörden  znsammftngefkwst    sä 
Selbst  wenn  eine  Enquete  veranstaltet  worden  ist,  (welche  ja   dodi  asdi 
wieder  in  ihrer  Anlage  and  Verfolgang  von  diesen  Behörden  auogelit»)  bleib: 
immer  noch  die  Möglichkeit,   dass  ausser  den  Befragten  sidi  axich  nod 
andere  M&nner  erfolgreich  mit  dem  Gegenstande  beschäftigt   haben,    hd^ 
dass  also  vielleicht  nicht  alle  zur  Vervollkommnang  des  Gesetzesentwuifei 
dienlichen  Gedanken  and  Thatsachen  beigebracht  worden.    Es  mOgen  ach 
vielleicht  selbst  ausserhalb  der  Staatsgrenzen  scharfsinnige  Beurtheiler  ond 
kenntnissreiche  Sachverständige  befinden,  welche  wichtige  Beiträge  rar  Kritik 
der  nun  so  weit  gediehenen  Arbeit  liefern  könnten,  und  welche  anch  daza 
geneigt  wären,  falls  sie  Gelegenheit  und  namentlich  Aufforderung  hienM 
erhielten. 

Solche  Hälfe  nicht  zu  versäumen,  gebietet  sowohl  Pflicht  als  Klugheit; 
um  ihrer  aber  wirklich  habhaft  zu  werden,  sind  zweckmässige  Sdiritte  er- 
forderlich. Theils  muss  die  Aufmerksamkeit  Femestehender  auf  die  Ange- 
legenheit gerichtet  werden;  theils  sind  trfige  oder  schflchteme  Kräfte  auf- 

die  OeteUffeber  gleich  nfltiUeh,  wo  nicht  unentbehrlich;  ond  selbst  die  Aofirecbteriialtiiog'  deg 
ADMheas  dee  Staatea  und  des  monarchischeB  Pilndpes  soll  «o»  einer  solchen  DB^tgoag  ver- 
nOnftiger  Gründe  und  gnten  VITUlens  entschiedenen  Vortheil  sieben.    Man  sehe  s.  B.  Esisy  on 
the  Promnlgation  of  Laws  and  the  reasons  thereof,  (Works,  Bd.  1,  8. 155  fg. ;)  Papers  reladre  to 
Oodifloatlon  and  Instmotion;  Codlfloatlon  Proposal,  (beide  In  Bd.  lY,  8.  45l'  tg.;)  Jnstlee  and 
Codiflcation  Petitions  (Bd.  V,  8.437  fg.;)  aber  Überhaupt  an  nnsähligen  Stellen  seiner  Schriften. 
Sein  Verdienst  wird  flreilicli  anch  dadarch  etwas  yermiifdert,  dass  bei  seiner  Aoflkmuig  der 
Sache  manche  Wnnderllchlieiten,  namentlich  aber  swei  offenbare  Verkehrtheiten  mit  oaterUaftn. 
Einmal  nibnlich  Tormischt  B.  beständig  einen  Commentar  mit  der  Angabe  der  Ifotire, 
während  doch  offenbar  ein  Werk  Jener  Art  weit  mehr  enthält  und  erst  dann  nntemommen 
werden  kann,  wenn  das  Qesets  rollständlg  fertig ,  yeröffentlicht  nnd  anch  wohl  mit  den  Aus- 
fUhmngsrerordnnngen  rersehen  ist.    Ein  Commentar  hat  freilich  anch  die  Beweggründe  des 
Oesetsgebers  anzuführen  und  zur  Erläuterung  sn  benützen;  allein  ob  in  deren  toUsd  AudeluiDog 
ond  in  der  ursprünglichen  Form,  ist  eine  andere  Frage.    Ausserdem  hat  er,  «sb  Motire  In 
keinem  Falle  thun  können  und  sollen ,  die  weiteren  Folgerungen  ans  den  gegebenen  Sätzen 
SU  ziehen,  Streitfiragen  zu  erledigen,  auf  etwaige  Lücken  oder  Widersprüche  sofinerksam  ra 
machen.    Zweitens  aber  will  Bentham  seinen  Commentar  (wie  namentlich  dai  merkwürdige 
Bpecimen  of  a  Penal  Code,  WorlLS,  Bd.  I,  8. 164  fg.  zeigt,)  dem  Texte  des  Gesetzes  beimisolien, 
was  unzweifelhaft  ein  ganz  unglücldicher  Gedanke  ist   —  Nüchterner  und  prsctisoher  ist 
Bonsset,  B^daction  et  Codiflcation,  weicher  anch  (8.  291)  Rathschläge  zu  einer  piten  Ab- 
fassung der  Motire  giebt    Er  verlangt,  offenbar  ganz  richtig,  dass  die  Arbeit  ans  drei  Ab- 
theilungen  bestehe:  l)  aus  einer  geschichtlichen  Darlegung  der  Veranlassung  ond  der  NoÜi- 
wendigkeit  oder  Nützlichkeit  des  neuen  Gesetzes;  8)  aus  einer  Erörterung  der  sllgemdoen 
Omndlagen  nnd  der  yerlhssnngsmässigen  Richtigkeit  des  Vorgeschlagenen:  endlieh  5)  au  einer 
analytischen  Abtheilnng,  In  welcher  der  Zweck  nnd  (Ue  Tragweite  der  einzelnen  Bestimmonffes 
nachgewiesen  werden. 
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aEanmntem.    Ausserdem  mass  natflrlich  den  mit  den  bisherigen  Arbeiten 
amtlich  nicht  Bekannten  Einsicht  in  dieselbe  gegeben  werclen. 

Die  hierzu  führenden  Mittel  sind  nun  aber  folgende.  Die  znm  yor« 
läufigen  Abschlüsse  gekommene  Arbeit  ist,  and  zwar  mit  den  Motiven,  zu 
drucken,  das  Gedruckte  aber  reichlich  und  nadi  allen  Seiten,  wo  es  möglicher-« 
weise  Beaditnng  finden  kann,  zu  versenden,  flberdiess  zu  geringem  Preise 
dem  Bndihandel  zu  übergeben.  Mit  dieser  Veröffentlichung  muss  sodann 
eine  allgemeine  Aufforderung  zur  Beschäftigung  mit  dem  Gegenstande  und 
zur  Cinreichung  von  Benrtheilungen  des  vorgelegten  Entwurfes  oder  auch 
nur  einzelner  Theile  desselben  verbunden  werden.  Zweckmässig  werden 
auch  wohl  lockende  Belohnungen  für  besonders  ausgezeidinete  Arbeiten  in 
Aussicht  gestellt  *). 


1)  Bei  diesem,  doch  wohl  der  menschlichen  Natnr  entsprechenden,  Vorschlage  st5sst  mtm 
-wieder  auf  eine  entgegengeseUte  Ansicht  Bentham's.    Derselbe  ffihrt  (Codifioation  Proposal, 
8.  561  fg.)  sehr  ausführlich  die  Behaaptong  dorcih,  dass  eine  besondere  Belohnung  fttr  freiwillig 
>-^.*  ftneebotene  Beihfilfe  in  Oesetzgebnngsarbeiten  nur  schfidlich  wirke.    Einmal  nXmlich  werde 

','  "  sich   die  Zahl  der  tüchtigen  Arbeiter  Termindem  anstatt  sa  vermehren.   Männer  solcher  Art 

:.:::i  miiasen  sich  nnn  yon  der  Mitwerbong  ferne  halten,  da  Sie  keine  Bekanntsehalt  mit  den  Ifaoht- 

>j.^  habem  xn  unterhalten  pflegen,  die  Ertheilong  der  Belohnungen  aber  noth wendig  eine  Sache 

der  Gunst  werden  werde,  somit  fttr  sie  doch  keine  Hoffhung  bestehe  ihre  Arbeit  gekrönt  ra 
sehen.    Zweitens  falle  die  Leistung  In  minder  taugliche  und  ehrepwerdie  Hände,  indem  nun 
£.r-  Dicht  Liebe  sum  Nächstenwohle  sondern  Gewinnsucht  cur  Umdrehung  des  Verlangten  antreibe. 

Endlich  drittens  sei  eine  Uebereilnng  der  Arbeiten  zu  erwarten ,  da  die  gierigen  Bewerber  so 
"■■  ^£  schnell  als  möglich  nach  dem  ausgesetsten  Vortheile  werden  greifen  wollen.  ~  80  scharfsinnig 

,.  1,  diess  Alles  nun  auch  ist,  so  beruht  es  doch  auf  lauter  falschen  Voraussetzungen.    Zunächst  auf 

der  Annahme  einer  immer  und  äberall  bei  allen  irgend  wie  ^nd  zu  irgend  einem  Zwecke  Ein- 
hi  flnssreichen  herrschenden  hewusst  schlechten  Oesinnung;  sodann  auf  der  Unterstellung,  dass  der 

Name  der  einen  Beitrag  Einsendenden  noth  wendig  den  die  Belohnung  Zuerkennenden  bekannt 
?iu  sein  mflsse;  schliesslich  auf  dem  Gedanken«  dass  nur  unehrenhafte  Menschen  eine  Arbeit  unter- 

/4s  nehmen,  welche  auch  einen  Vortheil  fttr  sie  selbst  in  Aussicht  steUe.  Jene  erste  Voraussetzung 

l  U  Ist  nun  aber  nicht  nur  im  Allgemeinen  ungerecht,  sondern  es  ist  namentlich  in  dem  Torliegenden 

Falle  die  absichtliche  Begünstigung  des  Schlechten  vor  dem  Guten  ganz  unwahrscheinlich. 
Thells  wird  eine  persönliche  Verbindung  zwischen  den  die  einkommenden  Arbeiten  Benrtheilenden, 
welche  über  die  ganze  Welt  zerstreut  sein  können,  und  den  Urhebern  derselben  nur  ganz  selten 
wirklich  bestehen;  theils  haben  die  Entscheidenden  bei  einem  offenbar  ungerechten  Spruche 
»^  bittem  Tadel,  also  unmittelbaren  eigenen  Nachtheil  zu  besorgen.    Selbst  aber  wenn  dem  nicht 

{  so  wäre,  so  lässt  sich  Ja  die  zweite  Annahme,  nämlich  das  Bekanntsein  mit  den  Namen  der 

Verfasser,  auf  das  leichteste  vermeiden  durch  die  bei  allen  Coneursen  Übliche  Vorschrift  anonymer 
Einsendung;  damit  ist  denn  aber  auch  die  Möglichkeit  einer  gewissenlosen  Begünstigung  be- 
seitigt. Es  ist  somit  keineswegs  nothwendig  oder  auch  nur  wahrscheinlich,  dass  sich  bei  einer 
in  Aussicht  gestellten  entsprechenden  Belohnung  gerade  die  Tüchtigsten  zurückhalten  werden. 
Den  Pnritanismus  aber  heisst  es  doch  in  der  That  allzuweit  treibet,  wenn  Jeder  von  vorne 
herein  als  ein  unfähiger  und  unehrlicher  Mann  angenommen  wird,  der  bei  einer  Arbeit  auch 
eine  Anerkennung  in  Betrachtung  zieht  und  sich  dadurch  noch  weiter  zur  Unternehmung  ange- 
spornt findet.  Mag  eine  solche  Hoffhung  auch  nicht  gerade  der  edelste  Beweggrund  zur  Aus- 
führung einer  tüchtigen  Arbeit  sein,  so  ist  er  doch  Jeden  Falles  kein  positiv  unsittlicher  und 
der  nur  in  der  Brust  eines  verdorbenen  Menschen  bestehen  könnte.  Ueberdiess  steht  die  Hofltaung 
und  selbst  die  Absicht,  einen  Preis  zu  erwerben,  keineswegs  Im  Widerspruche  mit  einer 
möglichsten  Anstrengung  der  Kräfte  und  also  mit  einer  nach  Umständen  besten  Leistung;  im 
Gegentheile.  Desshalb  ist  aber  auch  die  Besorgniss,  dass  die  Arbeit  übereilt  werden  werde,  voU- 
kommen  aus  der  Luft  gegriflien,  indem  Jeder  einsehen  muss,  dass  eine  tadellose  Vollendung  weit 
eher  sum  erwünschten  Ergebnisse  führt,  als  eine  verfiühte  Einreichung.  Höchstens  führt  die, 
allerdings  zu  erwartende,  Vergleichung  der  Mühe  und  des  Zeitaufwandes  mit  der  Grösse  der 
Beohnung  zu  der  Forderung,  dass  die  letztere  eine  entsprechende  sei,  was  denn  aber  schon  an 
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Zweifelhaft  kann  nur  die  J>age  sein,  wann  eine  Boldie  YerOffentlichiiii; 
und  AnfForderong  am  Bweekmftesigsten  zu  erlassen  sei?    Es  liegen    nflmlich 
iwei  Möglichkeiten  ror:  entweder  es  sn  thon  nach  Yollendong  des  JSntwurfes 
der  Oesetsgebnngscommission  und  yor  der  Berathnng  der  höchsten  BehOirle; 
oder  aber  erst  bekannt  zu  maöhen  nach  dieser  letzteren  nnd  somit  natHrlicfa 
unter  Beiftgong  etwaiger  AenderangsbescfalQsse  des  Staatsrathes  oder   des 
Oesammtministerinms.   Die  Wahl  ist  nicht  ganz  leidit.    Die  Yoriegang  bloss 
des  Entwurfes  der  Commission  hat  den  doppelten  Yortheil,   einmal    die 
höchsten  Behörden  keiner  Kritik  auszusetzen  und  sie  Oberhaupt  bei  dieser 
allgemeinen  Prflfnng  unbetheiligt  zu  erhalten,  was  denn  namei^tlich  aoch  das 
Eingehen  in  Aenderungsrorschlftge  sehr  erleichtem  wird;  zweitens,  dass  die 
sfimmtlichen  eingehenden  Kritiken  der  Gesetzgebungsconunission  zugewiesen 
und  von  dieser  zu  einer  Reyision  ihrer  Arbeit  benfltzt  werden  können,  was 
denn  die  Uebergebung  einer  vollendeteren  Arbeit  an  die  obersten  Behörden 
und  die  bloss  einmalige  Beschäftigung  derselben  mit  dem  Oegenstande  zux 
Folge  hätte  ^).    Fflr  die  Yerschiebung  der  Yeröffentlichung  bis  zur  Yorlage 
auch  der  Gutachten  der  obersten  Stellen  spricht  dagegen  ebenfalls  wieder 
ein  zwei&cher  gewichtiger  Grund.    Einmal  nämlich  kommt  auf  diese  Weise 
gar  nicht  in  die  Oeffentlichkeit  und  somit  zur  Yerhandiung,  was  die  Re- 
gierung selbst  nicht  billigt.    Zweitens  wäre  es  ja  immerhin  möglich,  dass 
die  Regierung  den  ganzen  Entwurf  beseitigen  und  das  Unternehmen  Ober- 
haupt als  nicht  zeitgemäss  oder  ihrer  allgemeinen  Politik  zuwider  verwerfen 
könnte,  in  welchem  Falle  denn  Geld,  MOhe  und  Aufsehen  ganz  unnöthig 
angewendet  worden  wären.  —  Die  letzteren  GrOhde  sind  wohl  überwiegend ; 
und  es  ist  also  räthlich  mit  der  Yeröffentlichung  zuzuwarten,  bis  auch  die 
Prüfung  des  Entwurfes  durch  die  höheren  Behörden  vorliegt.    Diess  jedoch 
unter  der  Yoraussetzung,  dass  das  gesammte  etwa  einkommende  Material 
an  die  Gesetzgebungscommission  mit  dem  Auftrage  abgegeben  werde,  das- 
selbe zu  einer  nochmaligen  Ueberarbeitung  zu  benfitzen  und  den  auf  solche 
Weise  verbesserten  Entwurf  nochmals  den  oberen  Behörden  zu  deren  Prftfung 
zu  flbergeben.   Allerdings  findet  auf  diese  Weise  eine  doppelte  BescfaAftigang 
der  letzteren  mit  dem  Gegenstande  statt;  allein  diese  Unbequemlidikeit 


■ich  Dicht  mehr  als  bUli«  und  anstftndig  ist  —  Selbtt  »her  wenn  dem  «Uem  nicht  lo  wire,  ao 
UUit  ttoh  doch  diese  Abnetgwiff  B.'s  gegea  eine  besondere  Belohnnng  flir  einen  bestlnunten 
Dienst  mit  seinem,  an  einem  andem>Orte  derselben  Abhnndlnn«,  gemachten  Vorsehlisfe  fsr 
nicht  vereinigen.  Er  wiU  nlmllch,  dass  die  freiwillige  Einreihnng  ron  ganaen  Gesetigebongt- 
entwfirfen,  fUls  dieselben  anoh  nnr  im  Allgemeinen  als  tflchtig  anerkannt  werden  mflneo,  den 
Beweis  der  BefShignng  snr  Bekleldong  Ton  Btaatsämtem  abgebe.  Was  nnn  Immer  ron  diesem 
Gedanken  an  halten  sein  mag,  in  Jedem  Falle  Irt  Ja  einleuchtend,  dass  auch  hier  eine  Belohaoag 
In  Aussicht  gestellt  wird,  und  dass  also  die  sAmmtlichen  Einwendungen  gegen  eine  solche,  f)UIs 
sie  überhaupt  richtig  w&ren,  hier  in  roUer  Kraft  bestftnden. 

1)  Ans  diesen  Oründen  entscheidet  sieb  Schenrlen,  Abfassung  tou  Oesetabflcheni,  8.  U7, 
flIr  die  VerSirentUchung  vor  der  Cebergabe  an  die  Beglemng. 


Die  ständische  Mitwirkimg.  S51 

^,         kann  nicht  in  Betraditnng  kommen  gegenttber  von  der  grösseren  Wahr« 

9  Bcheinlichkeit  einer  vollendeten  Arbeit. 

Von  selbst  versteht  sich  übrigens,  dass  die  bisher  besprochene  Ver- 
öffentlichung mit  ihren  Folgen  nur  bei  schwierigeren  und  ausgedehnteren 
Gesetzgebongsarbeiten  an  der  Stelle  ist,  sie  aber  in  Fftllen,  wo  eine  Beihfilfe 
zur  Wflrdigong  des  Gedankens  and  zom  üeberblicke  über  die  Folgen  über- 
flüssig ist,  unterlassen  werden  kann  und  mass.  Würde  doch  ein  so  nnver«» 
Mltmssmftssiger  Aufwand  von  Mitteln  der  Lädierlichkeit  yer&Ilen. 

3.  Die  ständische  Mitwirkung. 

§23. 
a)  Form  der  Berathang. 

Es  ist  in  §  16  näher  ausgefohrt,  dass  die  von  den  Ständen  xor  Be- 
gatachtang  vorgelegter  Gesetzesentwürfe  gewählten  Commissionen  ihre  Arbeit 
als  ein  gesdüossenes  Ganzes  und  mit  bestimmten  Anträgen  versehen  vonsa- 
legen  haben.  Es  fragt  sich  nan,  wie  die  den  Beschloss  der  Stände  vor- 
bereitende Berathang  in  der  vollen  Versammlang  am  besten  vorgenommen 
werde?  Bei  der  Beantwortang  dieser  Frage  können  billigerweise  die  allge- 
mein bekannten  und  im  Wesentlichen  überall  gleichmässig  befolgten  Grand- 
sätze der  ständischen  Geschäftsbehandlang  als  zagegeben  vorausgesetzt 
werden,  so  dass  nur  die  für  die  besondere  Aufgabe  bedeutsamen  Hand- 
lungen ins  Auge  gefasst  zu  werden  brauchen.  Es  sind  dieselben  aber  nadi- 
stehende : 

1.  Vor  Allem  ist  nothwendig,  dass  der  Besprechung  über  die  einzelnen 
in  einem  vorgelegten  Gesetzesentwurf e  enthaltenen  Bestimmungen  eine  all- 
gemeine Berathang  über  den  Zweck,  über  den  zu  Grunde  liegenden 
Gedanken  und  über  die  gesammte  Richtung  vorangeht;  wobei  denn  auch 
erörtert  werden  mag,  ob  eine  Beschäftigung  mit  dem  Gegenstande  eben  itzt 
zeitgemäss  sei. 

Bei  ausführlicheren  oder  in  irgend  einer  Beziehung  zweifelhaften 
Gesetzen  ist  eine  solche  vorläufige  Besprechung  ganz  unerlässlich;  ihre 
Unterlassung  hat  die  nachtheiligsten  Folgen  fOr  die  Klarheit  der  Einzeln- 
verhandlungen, somit  für  den  gedeihlichen  Fortgang  der  ganzen  Arbeit. 
Ohne  eine  besondere  Erörterung  der  Vorfragen  und  ohne  Beschlussnahme 
über  die  massgebenden  Grundsätze  erfolgt  die  Verhandlung  über  die  Grund- 
lagen, (welche  doch  nicht  ausbleiben  kann,)  am  unrechten  Orte,  nämlich  bei 
einzelnen  Bestimmungen  und  vielleicht  selbst  nur  bei  Folgerungen,  möglicher- 
weise nachdem  schon  eine  Reihe  von  Beschlüssen  gefasst  ist,  deren  Folge- 
richtigkeit und  Aufrechterhaltung  doch  schliesslich  bedingt^ ist  durch  das 
Verhalten  zu  dea  allgemeinen  Sätzen.  Eine  nur  gelegentlich  und  an  fialscfaer 
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Stelle  Torgenoinmene  Erdrterang  gewfthrt   nim    aber  selbstiedeiid     icem 
Uebenicht  Aber  die  YoUe  Bedentang  einer  Frage  und  über  den  Umfitng  der 
Anwendbarkeit  eines  Satzes,  mOc^cherweise  nötbigt  sie  zu  einem  Zurfbck' 
kommen  auf  bereits  Erörtertes  und  zur  Zurftcknabme  schon  gefaaater  Be- 
fldüOsse.    Erst  wenn  die  Versammlung  mit  sich  im  Reinen  ist  aber  Zweck 
und  Sinn  der  ihr  Yorgelegten  Massregel,  und  wenn  jedes  einzelne  Mitglied 
in  der  Lage  war,  seine  Ansicht  Aber  die  Znlfissigkeit  des  Gedankens  und 
der  wesentlichen  Mittel  im  Allgemeinen  festzusteUen,  kann  bei  einer  irgend 
Yerwickelteren  Aufgabe  mit  Folgerichtigkeit,  Ordnung  und  Zeitgewmn  ydb 
Satz  zu  Satz  fortgeschritten  werden ').     Aber  auch  wenn  der   in    Frage 
stehende  Gesetzesentwurf  nur  einfadi  ist,  sollte  eine  allgemeine  Beraüiaqg 
immer  stattfinden,  wenigstens  angesagt  werden.    Sie  wird  freilidi  in  solchem 
Falle  kurz  genug  sein,  Tielleicht  bloss  eine  formelle  Bedeutung  haben;  allein 
da  einer  Seite  doch  möglicherweise  Nfltzliches  vorangeschickt  werden  mag, 
anderer  Seite  eine  Aufforderung  zur  Yomahme  auch  dann  keinen  NaclitheO 
haben  kann,  wenn  sie  flberfltlssig  ist,  darf  sie  auch  hier  nicht  unterlassen 
werden. 

Dass  auf  die  allgemeine  Berathung  hin  Beschlftsse  gefiisst  werden, 
ist  keineswegs  immer  nothwendig.    In  vielen  Fallen  genügt  die  gewonnene 
Einsicht  in  den  Grundgedanken,  sowie  in  die  Folgerichtigkeit  seiner  Durch- 
f&hrung  in  dem  Entwürfe,  und  es  mag  ohne  Weiteres  zur  Berathung  und 
Beschlussnahme  Ober  die  einzelnen  vorgeschlagenen  Bestimmungen  geschritten 
werden.  Es  kann  aber  auch  wohl  zweckmassig  und  nothwendig  sein,  alsbald 
bestimmte  Beschlüsse  zu  fassen,  welche  in  solchem  Falle  regelmassig  von 
entscheidender  Bedeutung  f&r  die  ganze  fernere  Yerhandlnng  sein  werden.  — 
Einmal  nftmlich  ist  denkbar,  dass  die  Versammlung  den  ganzen  Gesetzes- 
entwurf gleich  von  vorne  herein  verwirft,  wenn  sie  sich  nftmlich  bei  der- 
allgemeinen  Berathung  von  der  unheilbaren  Unbrauchbarkeit  oder  von  einer 
entschieden  verderblichen  Richtung  desselben  flberzeugt  hat.    Warum  soll 
sie  Zeit  und  Mühe  auf  eine ,  vielleicht  langwierige ,  Einzelbesprechong  ver- 
wenden, wenn  sie  bereits  entschlossen  ist,  ihre  Zustimmung  zum  Ganzen  zn 
verweigern?    Sie  selbst  und  die  Regierung  kOnnen  Besseres  thon,  als  ein 
blosses  Scheingefecht  aufzufahren,  dessen  Ausgang  schon  fest  steht.   Ein 
rechtlicher  Grund  gegen   ein  solches  abgekflrztes  YerCahren  besteht  aber 
nicht.    Die  Versammlung  ist  allerdings  schuldig,  die  von  der  Regierung  an 
sie  'gebraditen  Gesetzesentwflrfe  einer  ernstlichen  und  gewissenhaften  Be- 
rathung zu  unterziehen ;  dieser  Pflicht  ist  sie  denn  aber  durch  die  allgemeine 
Berathung  vollständig  nachgekommen,  falls  schon  diese  zu  einer  entschiedenen 
Ansicht  gefEQirt  hat.  —  Ebenso  mag  umgekehrt  eine  alsbaldige  Annahme 


1)  VffL  Mittermaier,  Arch.  t  d^fl.  Praxis,  Bd.  tvn,  8.  148; 
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des  ganzen  Oesetzesentworfes,  somit  ohne  irgendweldies  Eingehen  anf  ESnzel* 
heften,  das  Ergebniss  der  allgemeinen  Berathnng  sein.    Wenn  sidi  nämlich 
bei  dieser  gezeigt  hat,  dass  Jedermann  mit  dem  Entworfe  vollständig  ein* 
verstanden  ist,  und  etwa  auch,  auf  Befragen,  sich  herausgestellt  hat,  dass 
kein  Mitglied  irgend  einen  Verbesserungsvorsdüag  im  Einzelnen  zu  machen 
gedenkt:  so  wäre  es  eitel  Zeitverschwendung,  nicht  sogleich  den  zustimmenden 
Beschluss  auszusprechen.  —  Oder  es  kann  sich  auch  der  Fall  begeben,  dass 
ein  Oesetzesentwurf  überhaupt  nur  im  Ganzen  angenommen  oder  verworfen 
werden  kann,  jede  Veränderung  im  Einzelnen  also  unzulässig  und  einer 
Yerwerfong  gleichzuachten  ist.  Mag  diess  auch  gewöhnlich  nicht  vorkommen, 
so  ist  doch  die  Sache  denkbar,  theils  wenn  die  Regierung  gleich  bei  >der 
Uebergabe  des  Entwurfes  denselben  fOr  ein  untrennbares  Ganzes  erklärt, 
oder  wenn  der  Entwurf  das  Ergebniss  einer  Berathung  mehrerer  Staaten 
über  eine  gemeinschaftliche  Gesetzgebung  ist,  an  welcher  somit  im  einzelnen 
Lande  nichts  mehr  geändert  werden  kann,   sondern   er  von  den  weitem 
Faktoren  der  Gesetzgebung  einfach  und  im  Ganzen  angenommen  oder  ver- 
worfen werden  muss.  Beide  Fälle  werden  allerdings  den  Ständeversammlungen 
nicht  genehm  sein,  weil  ihr  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  durch  die  Rflck- 
fohrnng  auf  die  kahle  Alternative  einer  allgemeinen  Zustimmung  oder  Ver- 
werfung sehr  wesentlich  beschränkt  ist;  und  die  Regierung  wird,   da  leicht 
eine  Verwerfung  die  Folge  eines  solchen  kategorischen  Verlangens  sein  mag, 
wohl  daran  thun,  nur  in  wirklichen  Nothfällen  die  Sache  auf  diese  Spitze 
zu  stellen.    Solche  NotiifäUe  können  sich  aber  ereignen.    Ein  von  der  Re- 
gierung vorgelegter  Entwurf  kann  z.  B.  das  Ergebniss  einer  Unterhandlung 
mit  einer  Anzahl  besonders  berechtigter  Unterthanen  sein,  welche  zu  einer 
Einwilligung  in  eine  Aenderung  wohlerworbener  oder  sonst  sichergestellter 
Privatrechte  nur  unter  genau  bezeichneten  und  unabänderlich  formulirten 
Bedingungen  bereit  sind,  während  die  Ordnung  der  Angelegenheit  von  aUge- 
meiner  Wichtigkeit  ist.    Oder  es  kann  das  Staatsoberhaupt  dem  Ministerium 
die  Einbringung  eines  Gesetzes  nur  unter  der  Bedingung  gestattet  haben, 
dass  der  Entwurf  keinerlei  Veränderung. erleide^).    Noch  häufiger  und  weit 

1)  Ein  solches  Verhalten  des  Staatsoberhauptes  zn  elDom  Oesetzesentwarfe  wird  allerdings 
den  Stünden  nicht  mit  ansdrflcklfehen  Worten  mltgethellt  und  als  Onind  einer  einfachen  Ent- 
scheidung fOr  Annahme  oder  Verwerfting  angegeben  werden  können ,  da  der  Namen  und  die 
persönliche  Gesinnung  des  Färsten  nicht  in  die  Verhandlungen  hineingezogen  werden  soll. 
Allein  theils  mag  die  Thatsiiche  doch  unter  der  Hand  bekannt  sein,  und  vielleicht  ganz  zweck- 
mässiger Weise ;  theils  kann  das  Ministerium  auch  ganz  formell  die  Lage  der  Dinge  mittheilent 
wenn  es  die  Aitemative  als  yon  ihm  ausgehend  darstellt  und  sie  auf  seine  eigene  Verantwort- 
lichkeit nimmt.  In  wie  ferne  ein  Staatsoberhaupt  wohl  daran  thut,  ein  solches  Entweder,  Oder 
aafkustellen,  und  ob  die  Stände  es  sich  gefkUen  lassen  sollen  und  können,  sind  Fragen  für  sich, 
deren  Beantwortung  lediglich  Ton  den  UmstiUiden  dies  einzelnen  Falles  abhängt.  Möglicherweise 
kann,  selbst  bei  Sechtsgesetsen ,  eine  solche  feste  SteUung  der  Begiemng  ganz  an  der  SteUe 
sein;  so  a.  B.  bei  einem  Oesetse,  'welches  dag  bisher  unbeschränkte  Begnadigongs*  oder 
Abolitionirecht  des  Staatsoberhauptes  Beschränkungen  nntersteUen  wiU,  oder  ein  solches,  welches 
4ie  Brnennong  der  Bichter  ordnet. 
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gereditferügter  aber  mag  eine  onbedingie  Aooabme  oder  Terwerfinig  in  der 
zweiten  oben  angegebenen  Unterstellmig  gemacht  werden.    Solche  Verab- 
redungen mehrerer  Staaten  Qber  eine  dnrdhaos  gleichlaatende  OeseUgebmig 
sind  namentlidi  in  swei  Fällen  denkbar  nnd  selbet  nothwendig.     RfmiMü, 
wenn  diese  Staaten  eine  Einrichtung  gemeinscfaaiUich  besitien,  deren  Be- 
nfitsnng  somit  anch  in  jedem  der  einzelnen  Lftnder  ToUkommen  gleidmilasig 
geordnet  sein  mnss;  so  etwa,  nm  bei  Reditseinriditnngen  stehen  sa  Uefben, 
ein  gemeinsdiaftliches  höchstes  Gericht  oder  eine  gemeinsdiaftliciie  Straf- 
anstalt. Zweitens,  wenn  es  wflnscfaenswerth  ist,  einen  bestimmten  Thefl  der 
formellen  nnd  sachlichen  Beditsordnnng  TOllig  ftbereinstimmend  in  mebreren 
Staaten  zn  bestellen;  z.  B.  ein  gemeinsdiaftliches  Gesetzbuch  flir  das  Handels- 
recht oder  flir  das  Strafredit,  eine  gleiche  Gesetzgebung  über  Gantrer- 
&hren  u.  s.  w.    Namentlich  bei  kleineren  Staaten,  wo  also  die  BerOhmiigen 
der  Unterthanen  mit  Auswärtigen  verhMtnissmflssig  weit  häufiger  Toricommen, 
oder  bei  Staaten,  welche  durdi  allgemeine  politisdie  Bande  zuammeagehalten 
sind  und  fbr  weldie  desshalb  möglichste  Gleichheit  auch  der  inneren  Ein- 
richtung ein  Forderungsmittel  der  Einheit  nnd  der  Kraft  ist,  sind  solche 
gemeinschaftliche  Gesetzgebungen  Ton  entsdiiedenem  Werthe,  und  es  rauss 
im  Yergleiche  mit  dem  flberwiegenden  Nutzen  des  Znstandekonunens  eine 
Besdirftnkung   des  Zustimmnngsrechtes    der  Stände   auf   eine   allgemeine 
Billigung  oder  Verwerfung  in  den  Blnteigrund  treten.    Selbst  wenn  bei 
einzelnen  der  verabredeten  Normen  eine  Yeibesserung  an  sidi  wfinschens- 
werth  ersdiiene,  wäre  doch  das  Bestehen  auf  einer  solchen  unverantwortlich, 
wenn  dadurch  das  im  grossen  Ganzen  nützliche  Werk  verhindert  würde. 
Ist  eine  vorgängige  Verständigung  zwischen  Regierung  und  Ständen  über  die 
leitenden  Grundsätze,  weldie  der  Ausarbeitung  zu  Grunde  zu  legen  und 
somit  den  zur  gemeinsdiaftlichen  Ausarbeitungs-CJommission  als  Instniction 
aufzugeben  seien,  möglich  gewesen,  so  ist  es  freilich  um  so  besser  nnd  der 
nur  aUgemeine  Bescfaluss  hiedurch  sehr  erleichtert.    Allein  audi  wenn  die 
Verhältnisse  eine  solche  Behandlung  nicht  erlauben,  bleibt  die  politische 
und  sittliche  Pflicht  bestehen.    Uod  sie  mag  um  so  eher  auferiegt  werden, 
als  ein  Missbrauch  internationaler  Verabredung  zu  einheiüidier  Gesetzgebung 
kaum  zu  befürchten  ist,  weil  sich  das  GefQhl  der  Selbstständigkeit  bei  der 
einzelnen  Regierung  dagegen  schon  von  selbst  setzt,  und  jeden  Falles  die 
Ständevetsamnüung  bei  einer  ganz  unzulässigen  Verabredung  das  Verwerfosgs- 
recht  hat*).    Ein  soldier  allgemeiner  Besdiluss  aber  kann  und  muss  sogar 


1)  Nftheref  ttber  dieien  letitoren  Fall  einer  Znstlnunqng  oder  Verwerftuig  im  Ommd 
■.  unten  in  |  S7.  —  Bf  kum  ohne  Zweifel  aU  ein  Beweii  aohteniwerther  etaaUidier  BUdung 
nnd  Terstlndiger  Binsieht  betnohtet  werden,  wenn  eine  Ansnhl  ron  ttanditohen  Oorpora- 
tionen  sich  sn  einer  Selbttbeeclirftnknng  ihres  lOtwlrknngtreehtef  bei  der  Oeietigebuif 
entschlioMt,  am  den  Vortheil  eine«  weit  verbreiteten  gemeinaehftfUiehen  Oeeetiee  nicht  mm 
den  Händen  lu  iMsen.  Dms  eine  tolohe  SntMgnng  der  Binielnprliftuig  und  der  YerbciMnuis 
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Yernflnftigerwdse  alsbald  nadi  der  allgemeinen  Berathnng  erfolgen;  eine 
Erörterung  und  Besclilussfassung  über  einzelne  Sätze  bfttte  Ja  keinen  Sinn 
und  wäre  nur  Zeityerlust.  —  Endlich  kann  nodi  in  einem  dritten  Falle  eine 
alsbaldige  Beschlussnahme  nach  der  allgemeinen  Berathnng  an  der  Stelle 
sein.  Wenn  nämlich  e.iner  Sßits  ein  Gesetzesentwurf  eine  Anzahl  Ton 
einzelnen  Bestimmungen  enthält,  welche  sich  lediglich  als  Folgerungen  ans 
bestimmten  allgemeinen  Grundsätzen  darstellen,  die  Ständeyersammlung  aber 
anderer  Seits  durch  die  allgemeine  Berathnng  zu  einer  abweichenden  Ansicht 
Aber  den  einen  oder  den  andern  dieser  leitenden  Grundsätze  gelangte:  so 
wird  die  Berathnng  der  einzelnen  Sätze  durch  eine  alsbald  genau  festgestellte 
Abänderung  ungemein  erleichtert.  Auch  für  die  Begierung  hat  ein  solches 
Verfahren  den  Yortheil,  dass  sie  die  Sadilage  alsbald  genau  abersieht  und 
in  Folge  dessen  entweder  ihren  Gesetzesentwurf  mit  Vermeidung  unnOthigen 
Zeitverlustes  und  Gezänkes  zurückziehen  kann,  &lls  sie  sich  mit  der  prin- 
dpiellen  Aenderung  entschieden  nicht  zu  befreunden  yermag,  oder  im  ent- 
gegengesetzten Falle  ein  für  alle  Mal  ihre  Zustimmung  zu  der  nun  noth- 
wendig  werdenden  Einzelnabänderung  erklärt*). 

2.  Auf  die  allgemeine  Erörterung  folgt  nun  die  Berathnng  über 
die  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfes,  vorausgesetzt,  dass  die 
eben  besprochenen  Beschlüsfse  eine  solche  nicht  überflüssig  gemacht  haben. 
—  In  der  Regel  ist  natürlich  die  Reihenfolge  der  Sätze  des  Be- 


such ihre  gtaa  hedenklichen  Selten  hst,  Ut  nnlftngbar;  allein  die  Frage  iit,  auf  welcher 
Seite  das  ^ssere  Uebel  liegt?  Voranseichtlich  werden  die  Btlnderenammlnngen  aller 
denttehen  Staaten  in  einem  sehr  bedeutenden  Falle  auf  die  Probe  gestellt  werden,  nimUch 
bei  der  Vorlage  des  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches.  Möge  sie  der  Genius  des 
Vaterlandes  erleuchten!  Die  Vorginge  in  Betreff  derZollyereinsgesetse,  des  Wechselrechtes 
und  der  BCflnsoonyention  Ton  1867  geben  allerdings  gegründete  Hoflhung,  dass  selbst  be- 
deutende Ausstellungen  nicht  überwiegen  werden  über  den  unendlich  grosseren  Nutzen 
einer  gemeinschaftlichen  Beohtsordnung  in  einem  wichtigen  Theile  des  Zusanmienlebens 
und  eines  neuen  Bandes  für  alle  Stämme. 

1)  Nicht  SU  yerwechseln  mit  der  Beschlussfassung  über  leitende  Orundsfttse  xur  festen 
Beglung  der  späteren  Einselnberathung  ist  die  Frage,  ob  nicht  eine  Ständerersammlung 
auch  in  FSUen,  wo  ihr  Hitwirkungsrecht  nicht  beschränkt  ist  durch  die  äussere  Sachlage, 
bei  ausführlichen  Gesetsen,  s.  B.  ganzen  Gesetzbüchern,  sich  darauf  beschränke,  nur  die 
allgemeinen  Grundgedanken  lu  erörtern  und  su  beschliessen,  dagegen  ron  der  Be- 
rathnng der  einseinen  Bestimmungen  absustehen  und  deren  Ordnung,  gemäss  den  geflsssten 
allgemeinen  Beschlüssen,  ihrer  eigenen  Commission  oder  der  Begierung  su  überlassen?  Es 
ist  sehr  begreiflich,  dass  sich  dieser  Gedanke  aufdrängt,  (s.  s.  B.  Wächter  im  N.  Arch.  für 
C.B.,  Bd.XrV,  S.817  und  Zachariä,  Arch.f.G.B.,  18S6,  8.S79;  Gelb,  Beform  desBeohts- 
lebens,  8.  170,)  wenn  man  die  Schwierigkeiten  einer  so  ausgedehnten  Berathnng  und  die 
Möglichkeit,  um  nicht  zu  sagen  die  Wahrscheinlichkeit,  einzelner  Missgriffe  und  Beschädigun- 
gen des  Entwurfes  ins  Auge  Issst.  Dennoch  ist  die  Bichtigkelt  des  VerfUirens  zum  mindesten 
sehr  zweifelhaft.  Da  die  allgemeinen  Grundsätze  erst  durch  die  Anwendung  ihre  rechte  Be- 
deutung erhalten;  da  femer  ein  an  sich  richtiger  Grundsatz  an  einer  unrechten  Stelle  oder 
über  seine  gültige  Tragweite  hinaus  angewendet  werden  kann ;  da  es  endlich  nicht  wenige 
Fälle  giebt,  in  welchen  die  starre  Folgerichtigkeit  durch  Milderungen  oder  Ausnahmen 
unterbrochen  werden  muss:  so  ist  ftbr  eine  Berathnng  auch  der  Einzelheiten  sehr  viel  zu 
sagen.  Ohne  dass  also  eine  Beschränkung  auf  die  obersten  Grundsätze  für  unbedingt  unzu- 
lässig zu  erklären  wäre ,  muss  man  sie  doch  wohl  im  Allgemeinen  als  den  minder  richtigen 
Weg  bezeichnen.    Vgl.  Wäehter,  Areh.  f.  C.B.,  1899/8.864. 
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giernngsgesetzesentwurfes  einzuhalten;  doch  steht  es  derVersammlnng 
frei,  hiervon  auch  abznweidien  und  ganze  Abtheilnngen  oder  einzelne  Sfttze 
aosserfaalb  der  Reihe  zn  berathen,  wenn  sie  dieselben  entweder  logisch 
nicht  am  rechten  Orte  erachtet,  oder  sie  ihnen  eine  prftjadidrende  Bedea- 
tnng  fftr  weitere  Besdilflsse  zuerkennt.    Die  Regierang  kann  nar-yerlangeD, 
dass  sich  die  Stände  mit  sämmtlichen  von  ihr  in  Vorschlag  gebrachten  Sfttzen 
beschfiftigeir  und  darüber  einen  klaren  Beschloss  fiusen;  allein  den  Weg 
zu  ihrem  Entschiasse  mnss  sie  ihnen  selbst  flberlassen.    Zu  wünschen  ist 
freilich,  dass  nicht  allzu  häufig  und  ohne  zwingenden  Grund  eine  eigene 
Bahn  eingeschlagen  werde.  Wenn  namentlich  nicht  schon  der  Commissions- 
bericht  eine  Verrflckung  der  Ordnung  vorgeschlagen  und  das  dadurch  noth- 
wendig  werdende  weitere  Ver&hren  genau  bezeichnet  hat,  so  ist  eine  Ver- 
änderung der  Reihenfolge  immer  ein  bedenkliches  Unternehmen,  weldies 
leicht  eine  Verwirrung  in  den  ganzen  Verlauf  der  Verhandlungen  bringen 
kann.  —  Die  zur  Berathung  und  Beschlussfieissung  der  Kammer  vorliegenden 
Anträge  sind  ttbrigens  die  der  Commission,  und  nicht  die  des  Regierungs- 
entwurfes. ^  Die  Commission  ist  dazu  bestellt  worden,  der  Kammer  Vorschläge 
hinsichtlich  des  Regierungsentwurfes  zu  machen;   es  müssen  also  audi  ihre 
Anträge  zunädist  besprodien  werden.     Diess  hindert  aber  natürlich  die 
Mitglieder  nicht,    auf  den  Regierungsvorschlag  zurückzugreifen,  Ms  die 
Commission  eine  ihnen  nicht  zusagende  Aenderung  vorgeschlagen  hat,  und 
im  eigenen  Namen  einen  Antrag  auf  Wiederherstellung  desselben  zu  machen. 
Ein  solcher  Antrag  ist  dehn,  formell,  ein  Verbesserungsvorschlag  (Amende- 
ment) zu  dem  Commissions vorschlage,  und  als  solcher  zu  behandeln;   d.  h. 
vor  dem  letzteren  zur  Abstimmung  zu  bringen.  —  Von  der  grössten  Be« 
deutung  ist  ein  richtiges  Verfahren  in  Betreff  der  von  einzelnen  Mitgliedern 
ausgehenden  Verbessefungsvorschläge;  und  zwar  ist  hier  dreierlei  ins 
Auge  zu  fassen,   nämlich  die  richtige  Abfiissung  derselben,   die  Berathung 
über  dieselben,  endlich  die  logisch  richtige  Verstellung  zur  Abstimmung. 
In   ersterer  Beziehung  muss  unwandelbar  darauf  gehalten  werden,   dass 
niemals  ein  Verbesserungsantrag  nur  in  allgemeinen  Umrissen  und  in  un- 
bestimmter Form  eingebracht  werden  darf,  sondern  er  immer  genau  formulirt 
zu  steUen  ist,  und  zwar  in  der  Art,  dass  er,  von  der  Versammlung  angenom- 
men,  ohne  alle  weitere  Bearbeitung  oder  Veränderung  an  jene  Stelle  des 
Gesetzesentwurfes  treten  kann,  welche  zu  ersetzen  er  bestimmt  ist.    Eine 
(auch  wohl  schon  vorgekommene)  ganz  allgemeine  Beschluss&ssung  über 
Veränderungen,  so  dass  nur  ein  Grundsatz  nicht  aber  dessen  besümmte 
und  ins  Einzelne  ausgearbeitete  Fassung  von  der  Kammer  angenommen 
wird,   kann  nicht  anders,   denn  als  ein  unvorsichtiges  und  fast  liederliches 
Verfahren  bezeichnet  werden.    Einmal  kann  dadurch  die  Berathung  späterer 
Bestimmungen  des  Gesetzes  sehr  schwierig  werden,   weil  die  im  weiteren 
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Verlaufe  der  Yerhandlongen  wünschenswerth  erscheinenden  Aenderongen 
nnn  ebenfalls  nicht  bestimmt  zu  üassen  sind.  Zweitens  aber  wird  durch 
eine  solche  Behandlung  eine  nachträgliche  Umarbeitung  des  -Gesetzes,  sei 
es  durch  die  Kamnxerconunission  sei  es  gar  durdi  die  Regierung,  nothwendig 
gemacht/  Bei  einer  solchen  mögen  nun  unabsichtlidie  und  selbst  absicht- 
liche Irrungen  im  Verständnisse  des  Kammerbeschlusses  eintreten,  hieraus 
denn  aber  später  bittere  Streitigkeiten  und  vielleicht  Abänderungen  eines 
kaum  veröffentlichten  Gesetzes  entstehen.  Wenn  daher  ein  Yerbesserungs- 
beschluss  nicht  sogleich  vollständig  ge&sst  und  formell  in  den  Gesetzes- 
entwurf eingereiht  werden  kann,  so  ist  es  räthlich,  die  Berathung  abzu- 
brechen und  die  Commission  mit  einer  bestimmten  Fassung  für  die  nächste 
Sitzung  zu  beaufbragen.  Was  sodann  die  Berathung  der  eingereihten  Yer- 
besserungsanträge  betrifft,  so  ist  eine  Entscheidung  darüber  nothwendig, 
ob  dieselben  alsbald  nach  ihrer  Stellung  in  der  Versammlung  Gegenstand 
der  Verhandlung  und  Beschlussnahme  sein  können,  oder  ob*  sie  nicht  viel-* 
mehr  eine  entsprechende  Zeit  vorher  übergeben,  zur  Keni^tniss  der  Ver- 
sammlung gebracht  und  vielleicht  selbst  der  Commission  zur  Begutachtung 
zugewiesen  werden  sollen.  Auf  den  ersten  Blick  sdieint  für  die  letztere 
Behandlungsweise  sehr  viel  zu  sprechen,  ja  dieselbe  fast  unumgänglidi 
nothwendig  zu  sein.  Es  lässt  sich  nämlidi  nicht  ohne  Schein  von  offen- 
barer Richtigkeit  geltend  machen,  dass  ein  nur  kurzer  Hand  in  die  Ver- 
handlung hereingeworfener  Verbesserungsantrag  in  vielen,  und  zwar  gerade  in 
wichtigen,  Fällen  nicht  alsbald  in  allen  seinen  Beziehungen  und  Folgen 
überblickt  werden  könne,  was  denn  eben  so  gut  zu  nichtgewollten  Ver- 
änderungen des  Gesetzesentwurfes  und  zu  unheilvollen  Verwirrungen,  als 
zu  übereilter  Verwerfung  eines  riditigen,  aber  durch  seine  Neuheit  stutzig 
machenden  Gedankens  fEkhren  möge.  Audi  kann  man  darauf  hinweisen, 
dass  es  nicht  billig  und  nicht  anständig  gegen  die  Regierung  und  gegen 
die  Commission  der  Kammer  selbst  sei,  wenn  deren  wohl  überlegten  und 
vielleicht  ausführlich  motivirten  Anträgen  mit  ganz  improvisirten,  von  Nie- 
mand genauer  bedachten  und  begutachteten  Einfällen  entgegengetreten 
werden  dürfe.  Man  mag  also  fOr  Inhalt  und  Form  der  Gesetze  fürchten, 
falls  nicht  gegen  Uebereilung  Vorkehrung  getroffen  werde.  Dennodi  ist 
es,  wie  auch  die  Erfahrung  reichlichst  nachweist,  nicht  möglich,  das  so  ver- 
nünftig scheinende  Verfahren  einzuschlagen.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
es  namentlidi  viel  beschäftigten  MitgUedem  der  Kammer  unmöglich  sein 
möchte,  ihre  etwaigen  Verbesserungsanträge  schon  längere  Zeit  vor  der 
Verhandlung  auszuarbeiten,  und  dass  also  gerade  die  werthvollsten  Vor- 
schläge durch  Prädusivtermine  ganz  vereitelt  werden  könnten:  ist  zweierlei 
einleuditend.  Einmal,  dass  Verbesserungsvorsdiläge  in  der  Regel  durch 
den  Gang  der  Verhandlungen  und  durch  die  bereits  gefassten  Beschlüsse 
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bedingt  sind,  somit  nidit  zum  Yorana  und  vor  diesen  Yeiiiandlangen  vnd 
BescfalOssen  libergeben  werden  kOnnen.  Tansendftltig  entspringen  sie  erst 
anmittelbar  aus  der  gerade  geführten  Verhandlung,  werden  sie  nOthig  durdi 
einen  im  Augenblicke  gefiissten  Besdiluss.  Zweitens  aber  wäre  ein  Fort- 
sdireiten  der  Berathung  so  gut  wie  unmöglich,  wenn  jeder  Yerbesserungs- 
▼erschlag  immer  wieder  gedruckt,  vielleicht  gar  an  die  Commission  verwiesen^ 
indessen  aber,  in  der  Regel  wenigstens,  die  Berathung  eingestellt  werden 
mflsste.  Ein  umfassenderes  C^etz,  gar  ein  ganzes  Gresetzbuch,  kflme  auf 
solche  Weise  nimmermehr  zu  Stande,  und  es  wftre  also  offenbar  das  Bessere 
hier  nidit  nur  der  Feind  des  Guten,  sondern  sogar  des  überhaupt  Aus- 
fthrbaren.  Trotz  dem  also,  dass  unzweifelhaft  bei  einer  augenbliddidien 
Besprediung  der  im  Laufe  der  Verhandlungen  erst  entstehenden  Verbesserung»- 
antrftge  Missgriffe  und  üebereilungen  vorkommen  kOnnen  und  vorkommen 
werden,  bleibt  keine  andere  Behandlungsweise  übrig  ^).  Höchstens  mag  in 
einzelnen  besonders  wichtigen  Fällen  davon  abgegangen  und  ein  Antrag 
vor  seiner  Besprechung  in  der  Rammer  und  der  Entscheidung  über  ihn  zur 
beschleunigten  Berichterstattung  an  die  Commission  gewiesen  werden.  End- 
lich bedarf  es  kaum  noch  einer  nftheren  Ausfllhrung,  dass,  wenn  bei  den 
Abstimmungen  über  Verbesserungsantrftge  nicht  die  richtige  Reihenfolge 
eingehalten  wird,  theils  der  Ueberzeugung  und  dem  Gewissen  der  Abstim- 
menden Gewalt  angethan  werden,  theils  Berathung  und  Beschlussnahme  in 
unlösliche  Verwirrung  gerathen  kann,  so  dass  selbst  die  Ziehung  irgend 
eines  Beschlusses  unmöglidi  wird.  Allerdings  geben  theils  die  positiven 
Geschäftsordnungen  Vorschriften  in  diesem  Punkte,  theils  enthalten  die  all- 
gemeinen Werke  über  parlamentarische  Geschfiftsbehandiung*)  ausfohrlidie 
Belehrungen;  die  Hauptsache  bleibt  aber  natürlich  immer  die  richtige  Leitung 
des  Vorsitzenden  der  Versammlung,  dem  schneller  Uebertilick  und  logisdies 
Denken  in  besonderem  Grade  eigen  sein  mtlssen.  —  Die  Frage,  ob  zweck- 
mässigerweise nur  eine  einzige  Berathung  und  Beschlussnahme 
stattfinde,  oder  ob  mehrere  Lesungen  einer  schliesslichen  Fassung  der 
Versammlung  voranzugehen  haben,  ist  ohne  Zweifel,  trotz  des  entgegen- 
stehenden Vorganges  der  englischen  Parliamentsregeln  und  einiger  nach 
ihrem  Beispiele  entworfenen  Greschäftsordnungen,  zu  verneinen.  Eine  solche 
wiederholte  Behandlung  desselben  Gegenstandes  ist  in  der  Regel  nur  eine 
leere  Förmlichkeit,  und  dann  ein  unnöthiger  Zeitverlust;  wo  sie  aber  wirklich 
gebraucht  wird  zu  wiederholter  sadüicfaer  Besprechung  und  zur  Vorlegung 


1)  Ygh  Uerttber  dio  sehr  «Intonolitendeii  und  »nf  omlkMe&der  eigener  EifUimiig  be- 
rnhenden  Bemerkimgeii  Ton  Wichter,  Im  Arch.  f.  CJä.,  18S9,  8.  850  tg, 

9)  8.  luuneiitllch  die Tortreffllelie  Aneetiumderietiiuig  Ton  May  pai  engUf ehe PmrlMMiit 
«ad  lein  Veifthren,  übers.  Ton  Oppenheim.  Lpig.,  1860,  8.  846  tg.).  Die  dnroh  eine  JAhr- 
hnndertlange  Brfkhnmg  des  engliichen  Parliamentee  aiuffebildete  Logik  in  Behandlang  der 
YerbeitemngMuiirige  ist  in  der  Thst  bewvndemswerth. 


Die  Btftndisdie  Mitwirining.  55g 

neuer  Antrüge,  dient  sie  nur  allza  leicht  dem  Eigensinne  oder  den  Umtrieben 

einer  Minderheit  Diess  aber  ist  nm  so  mehr  zu  beachten,  als  der  Zweck  der 

* 

Einrichtung,  nämlich  die  Yerhinderang  einer  Uebereilnng,  auf  andere  und 
weit  bessere  Art  erreidit  werden  kann,  und  in  der  That  auch  durch  die 
meisten  Geschfiftsordnungen  ?ollst&ndig  erreicht  ist.  Die  Bestellung  der 
Yorfoereitungscommissionen  und  der  Druck  ihrer  Berichte  gewährt  nämlich 
vollkommen  die  Möglichkeit  einer  reiflichen  Ueberlegung,  und  taugt  selbst 
weit  besser  hiezu,  als  eine  wiederholte  bloss  mündliche  Besprechung.  In 
England  besteht  eine  solche  Berichterstattung  in  der  Regel  nicht,  und  dess- 
halb  mag  dort  das  an  sich  unvollkommene  Mittel  der  dreimaligen  Lesung 
nicht  zu  umgehen  sein;  es  war  aber  geradezu  gedankenlos,  wenn  einige 
deutsdie  Geschäftsordnungen  neben  den  regelmässigen  Commissionsarbeiten 
auch  noch  deren  Ersatz  einführten.  Höchstens  mödite  bei  ausserordentlidi 
wichtigen,  namentlich  aber  bei  sehr  verwickelten,  Gesetzen  ein  Ausnahms- 
beschluss  zulässig  sein,  um  eine  Zwischenzeit  zu  Ueberlegung  des  in  seinen 
Einzelheiten  oder  in  seinen  Folgen  nicht  leicht  flberschaubaren  Ergebnisses 
zu  gewähren.  Und  selbst  hier  muss  man  sich  das  Missliche  des  Verfahrens 
nicht  verhehlen.  Gerade  bei  Gesetzesentwflrfen  der  bezeichneten  Art  ist 
die  Erreidmng  eines  Ergebnisses  ungewöhnlich  schwierig.  Dasselbe  wird 
nun  aber  durch  eine  nochmalige  Berathung  und  Beschlussfassung  aufis  Neue 
in  Gefahr  gesetzt.  Davon  nicht  zu  reden,  dass  eine  sdiädlidie  und  viel- 
leicht gefährliche  Aufregung  um  so  viel  länger  unterhalten  werden  mag. 

3.  Es  unterliegt  wohl  itzt  nirgends  mehr  einem  Zweifel,  dass  die 
Anwesenheit  von  Regierungsbevollmächtigten  bei  den  Berathungen 
über  Gesetzesentwürfe  nicht  nur  räthlich,  sondern  durchaus  nothwendig  ist. 
Die  frühere  entgegengesetzte  Ansicht  der  deutschen  Ständeversammlungen 
und  hochgepriesene  Bestimmung  von  Landesprivilegien  beruhte  auf  dem 
unmö^ch  gewordenen  Gedanken  einer  Verheimlichung  der  ständischen 
Rechte  und  namentlich  der  Mittel  zu  ihrer  Durchführung.  Es  ist  also  nicht 
nur  zu  gestatten,  sondern  sogar  zu  verlangen,  dass  sich  die  Regierung  bei 
der  Berathung  eines  von  ihr  ausgehenden  Gesetzesentvrurfes  in  den  Kammern 
durch  eigens  dazu  bevoUmächtigte,  zu  solchem  Dienste  besonders  taugliche 
Organe  vertreten  und  ihr  Werk  gegen  etwaige  Angriffe,  sei  es  in  Com« 
missionsberichten  sei  es  bei  den  Berathungen,  vertreten  lasse.  Es  steht 
ihr  natürlich  frei,  wen  sie  in  jedem  einzelnen  Falle  abordnen  will;  ein 
Auftrag  dieser  Art  istSadie  des  persönlichen  Vertrauens  und  der  genaueren 
Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstande.  Dass  der  Justizminister  in  d^r  Ver- 
sammlung erscheint,  wenn  Rechtsgesetze  verhandelt  werden,  versteht  sich 
allerdings  von  selbst,  und  ist  durch  Rücksichten  des  Anstandes  gegenüber 
von  der  Kammer  gefordert;  ob  er  sidi  aber  von  Ministerialräthen,  von 
Mitgliedern  der  Gesetzgebungsoonunission  oder  von  sonstigen  Beamten  unter- 
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stfltzen  zu  lassen  bat,  bfingt  von  den  Umständen  ab.  So  viel  steht  jedodi 
fest,  dass  eine  Beschrftnkang  der  Berechtigang,  vor  den  Kammern  zu  er- 
scheinen, auf  bestimmte  Kategorieen  von  Staat«dienem  durchaus  nnzweck- 
mässig  ist,  da  es  sich  nicht  ein  für  alle  Mal  bestimmen  Ifisst,  in  welcher 
amtlichen  Stellung  der  tauglichste,  das  heist  der  mit  genauer  Sadikenntniss 
eine  schnelle  AufiEassung  und  gute  Redegabe  vereinigende  Mann  zu  finden 
sein  wird.  Unzweifelhaft  waren  z.  B.  die  Bestimmungen  der  franzteischen 
kaiserlichen  Yerfieissung  von  18Ö2,  nach  welchen  ausschliesslich  Staatsrftthe 
die  Yertheidigung  der  Gesetzesentwürfe  zu  vertreten  hatten  0 9  verkehrt; 
und  noch  weniger  sogar  entspricht  es  dem  Zwecke,  wenn  itzt,  (1861,)  zwei 
Kammerminister  ohne  Yerwaltungszweig  zur  Vertretung  aller  Arten  von 
Gesetzen  bestimmt  sind.  Bei  einer  ernstlich  gemeinten  und  gegenüber  von 
einer  mit  den  nöthigen  Rechten  ausgerüsteten  Volksvertretung  w&re  eine 
Vertheidigung  aller  und  jeder,  dem  Redner  weder  durch  £rfEÜirung  noch 
durch  Bearbeitung  näher  bekannter  Gesetze  eine  völlige  Unmöglichkeit.  — 
Noch  ist  zu  bemerken,  dass  die  Regierung  die  Verhandlungen  in  der  vollen 
Versammlung  sehr  erleichtem  und  abkürzen  kann,  wenn  sie  sich  gleich  zum 
Anfange  über  die  von  der  ständischen  Gommission  ausgesprochenen  Ansichten 
und  Anträge  äussert,  die  ihr  genehmen  ausdrücklich  billigend,  ihre  Gründe 
gegen  die  unzulässigen  mittheilend.  Die  Verhandlung  bekommt  auf  soldie 
Weise  eine  bestimmtere  Richtung  und  in  der  Regel  einen  engeren  Kreis, 
ohne  dass  irgend  einer  Ansicht  Gewalt  angethan  oder  die  Vorbringung  neuer 
Vorschläge  verhindert  wäre'). 

§  24. 
b)  Das  Verhältniss  der  beiden  Kammern  zu  einander. 

Unzweifelhaft  treten  sowohl  die  Vortheile  als  die  Nachtheile  des  Zwei- 
kammersystemes  bei  der  Gesetzgebung  ganz  besonders  hervor.  Einer  Seits 
also  die  wiederholte  Ueberlegung  einer  wichtigen  und  vielleicht  schwierigen 
Angelegenheit;  die  Verhütung  von  einseitigen  Ausschreitungen  und  von 
ungebührlichem  Einflüsse  einzelner  Mitglieder;  die  Benrtbeilung  von  ver- 
schiedenen, thatsächlich  im  Lande  vorhandenen  und  also  auch  zu  beachtenden 
Standpunkten:  auf  der  andern  Seite  Schwerfälligkeit  und  Verzögerung  des 
Verfiahrens;  Möglichkeit  der  Geltendmachung  selbstsüchtiger  und  nur  bei 
Minderheiten  vorhandener  Interessen;  Nöthigung  zur  Anfgebung  von  Grund- 
sätzen und  zur  Annahme  halber  Massregeln,  damit  überhaupt  etwas  zu 
Stande  komme.  Wie  aber  dem  sein  mag.  Jedenfalls  ist  die  Sache  nach 
der  Verfassung  der  meisten  Staaten  unvermeidlich. 


1)  8.  D^cret  orgAiilqae  du  81  D«o.  1858,  Art  61. 

S)  Auf  diese  V^eite  yerftihr  die  wflrttembergitche  Regleniiijr  im  Jabr  1888  bei  den  Ver- 
bAndlnnffen  ftber  ein  BtrafjrMetsbttcb ,  nnd  mit  groitem  Kation« 
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Eigenthflmlidie  Folgen  bei  der  Yerbandlnng  von  Recbtsgesetzen  treten 
nicht  hervor;  es  ist  das  Yerhältniss  der  beiden  Eanmiem  zn  einander  hier 
das  gewöhnliche.  Es  hat  also  diejenige  Kammer,  bei  welcher  die  Regierang 
den  Gesetzesentwnrf  zaerst  einbrachte,  (worin  sie  völlig  fireie  Hand  hat,) 
der  andern  Kammer  ihre  BescblQsse  einfach  and  ohne  Beifilgang  von  Mo- 
tiven zn  übermitteln;  natflrlich  vorausgesetzt,  dass  sie  den  Regierangs* 
entwarf  nicht  vollständig  verwarf,  weil  in  diesem  Falle  nichts  mitzatheilen 
ist,  and  die  andere  Kammer  keinen  wirksamen  Bescbluss  in  der  Sache 
&ssen  könnte.  Die .  nun  zar  Berathang  and  Beschlassfassong  aufgeforderte 
Kammer  hat  in  stofflicher  Beziehung  völlig  freie  Hand.  Sie  kann  also  den 
Beschlossen  der  zaerst  mit  dem  Gegenstande  besdififtigten  Kammer  unbe- 
dingt beitreten  oder  nicht;  im  letzteren  Falle  aber  kann  sie  entweder  den 
Gesetzesentwurf  ihrer  Seits  ganz  verwerfen,  oder  sie  mag  bei  Aenderangen, 
welche  in  der  froher  .th&tigen  Kammer  besdüossen  wurden,  zurOckkehren 
zum  Regierungsentwurfe,  oder  kaon  sie  an  einzelnen  Beschlüssen  dieser 
Kammer,  enthalten  diese  nun  eigenen  Stoff  oder  nur  eine  Zustimmung  zum 
Regierungsvorschlage,  Aenderangen  vornehmen;  endlich  steht  ihr  die  Ein- 
schaltung ganz  neuer  Sätze  zu.  In  zweien  dieser  Fälle  ist  die  ständische 
Thätigkeit  in  Betreff  des  Gesetzesentwurfes  beendigt,  nämlich  bei  einer 
völligen  Verwerfung  des  bereits  anderer  Seits  angenommenen  Gesetzes, 
sodann  bei  völliger  Uebereinstimmung.  beider  Kammern  in  allen  Beschlüssen; 
Sache  der  Regierung  aber  ist  es  nun,  einen  Entschluss  in  Beziehung  auf  ihr 
weiteres  Benehmen  zu  fassen.  Wenn  aber  die  in  zweiter  Linie  handelnde 
Kammer  im  Ganzen  angenommen  hat,  dagegen  in  Beziehung  auf  Einzelheiten 
Beschlussverschiedenheiten  stattfinden,  so  geht  die  ganze  Angelegenheit 
wieder  zurück  an  die  zuerst  aufgerufene  Kammer,  welche  nun  auch  ihrer 
Seits  vollkommene  Freiheit  in  Betreff  dieser  abweichenden  Beschlösse  hat. 
Sie  mag  sie  ganz  annehmen,  ganz  verwerfen,  nur  theilweise  sich  einver- 
standen erklären,  neue  Gegenvorschläge  madien,  und  es  kömmt  nun  darauf 
an,  ob  diesen  neuen  Beschlüssen  anderer  Seits  vollkommen  zugestimmt  wird 
oder  nicht.  Ist  diess  der  Fall,  so  liegt  eine  übereinstimmende  Erklärung 
an  die  Regierung  vor,  bleibt  aber,  sei  es  in  vielen  sei  es  in  wenigeir 
Punkten,  eine  Verschiedenheit  der  Meinungen,  so  hängt  es  nun  von  der 
jetzt  wieder  mit  dem  Gegenstande  beschäftigten  Kammer  ab,  ob  sie  ganz 
abbrechen  und  den  ganzen  Entwurf  jetzt  verwerfen  will,  oder  ob  sie  fOr 
gut  findet,  nochmals  unter  Rücksendung  ihrer  jetzigen  Beschlüsse  einen 
nochmaligen  Versuch  zu  vollständiger  Uebereinstimmung  zu  madien;  und  es 
hindert  selbst  nichts,  diesen  Versuch  zu  wiederholen,  wenn  die  Vereinbarung 
nicht  alsbald  vollständig  erzielt  werden  konnte.  Ist  durch  kein  Mittel  eine 
vollständige  Uebereinstimmung  beider  Kammern  in  Form  und  Sache  zu  er- 
zielen, so  bleibt  freilich  nichts  übrig,  als  der  Regierung  zu  erklären,  dass 

^  Mohl,  StMtsrecbt.    Bd.  IL  86 
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eine  Yereinbamng  Aber  ihren  Entwnrf  nicht  zn  erlangen  gewesen  sei  und 


derselbe  somit  die  nöthige  st&ndische  Zustimmung  nidit  erhalten  habe, 
ist  aber  wohl  zu  bemerken,  dass  es  weder  der  Regierang  nodi  einer  der 
beiden  Kammern  einseitig  zusteht,  die  etwa  von  beiden  Kammern  gleich- 
mflssig  angenommenen  Punkte  aus  dem  ganzen  Entwürfe  herauszonefamen 
und  sie  nun  allein  als  aUgemein  gebilligtes  Gesetz  zu  erklären.  Ein  Aber- 
gebener  Gesetzesentwurf  bildet  ein  Ganzes,  und  er  kann  nur,  wenn  positire 
und  negative  Uebereinstimmung  Aber  aUe  Fragen  Torhanden  ist,  als  von 
allen  Faktoren  der  Gesetzgebung  gebilligt,  zur  Wirksamkeit  kommen.  Nor 
also  wenn  beide  Kammern  mit  der  einfachen  Weglassung  einer  ursprflnglich 
▼orgesdilagenen  Bestimmung  einverstanden  sind  und  daneben  eine  vollstän- 
dige positive  Vereinbarung  aber  die  Billigung  des  bestehen  Gebliebenen 
stattfindet,  liegt  ein  gleichlautender  Beschluss  der  ganzen  Ständevenammlong 
vor,  und  mag  dann  diesen  die  Regierung  als  Gtesetz  veröffentlichen. 

Ob  im  Verlaufe  solcher  Verhandlungen  zwischen  zwei  Kammern  aoch 
persönliche  Zusammentritte  zur  Verständigung  Ober  streitige  Punkte 
stattfinden  sollen  und  können,  darClber  entscheidet  zunädist  natOrlidi  die 
Geschäftsordnung  in  jedem  Lande.    Ist  eine  solche  beiderseitige  Abordnong 
und  mflndliche  Verhandlung  nicht  ausdrflcklidi  untersagt,  so  liegt  kein 
Grund  vor,  warum  sie  nicht  stattfinden  dürfte.    In  dem  Grundgedanken 
einer  Volksvertretung  liegt  sicherlich  kein  Hindemiss;  und  andi  das  Zwei- 
kammersystem wnrd  dadurdi  nicht  verletzt,   wenn  nur  keine  gemeinsdiafi^ 
Höhen  Berathungen  oder  gar  Beschlussfassnngen  beider  Kammern  stattfinden, 
sondern  nur  eine  Besprechung  von  beiderseitigen  Beauftragten.    Ob  audi 
noch  andere  Mitglieder  als  stumme  Zuhörer  anwesend  sein  können,  ist 
kaum  der  Mflhe  werth  zu  erörtern,  da  es  in  keinem  Falle  viel  nützen  oder 
schaden  wird*). 

Die  Stellung  der  Regierung  bei  diesem  verwickelten  Gange  der 
Verhandlungen  zwischen  zwei  Kammern  ist  keineswegs  immer  leicht,  und 
es  mag  sich  wohl  begeben,  dass  sie  viele  Mühe  aufwenden  muss,  oder  dass 
sie  sich  zu  manchen  missliebigen  Zugeständnissen  herbeilässt,  in  der  Hoff- 
nung sddiessiicher  Erreichung  einer  Uebereinstimmung,  ohne  eine  solche 
bewerkstelligen  zu  können.  Es  kommen  dabei  auch  schwierige  rechtlidie 
Fragen  zur  Sprache,  z.  B.  ob  und  inwiefeme  sie  an  Zugeständnisse  gebunden 
bleibt,  welche  sie  in  einem  früheren  Stadium  der  Verhandlungen  machte, 
&lls  später  wesentliche  Aenderungen  durch  Beschlösse  einer  anderen  Kammer 


1)  Die  Anwefenheit  you  KichtmltgUedem  bei  Zusammenkünften  beiderseitiirtt  Gommii- 
Mtrien  ist  nicht  su  yerwechseln  mit  der  Zalasaung  von  NichtmitgUedem  bei  Commissions- 
■Itiiiagen  der  eimelnea  Kammer.  Bei  Jenen  ZnMunmentritten  findet  kein  ▼ertrmnlielier 
Anstani eh  Ton  Anflehten  statt,  besteht  keine  Oefkhr  eines  yorseitigen  Bekanntwerdens  Ton 
Planen  nnd  Gründen ,  ist  somit  auch  keine  Veceitlanur  des  Zweckes  der  Arbeit  durch  eine 
ungeeignete  OeffsntUchkeit  an  befOrohten. 
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herbeigefEIhrt  werden  wollen.  Es  ist  jedoch  hier  nicht  der  Ort,  diese  Rechts- 
pnnkte  zu  erörtern,  und  es  mag  somit  nur  die  eine  Frage  angeworfen  sein, 
ob  die  Regierung  wohl  daran  thnt,  einen  Gesetzesentwurf  im  Laufe  der 
Yerhandlungen  2n¥ischen  den  Eammem  und  Tor  deren  sdüiesslidiem  Aus- 
gange ganz  zur&ckzuziehen,  wenn  sie  sich  kein  gutes  Ergebniss  yerspridit? 
üeber  das  Recht  einer  soldien  Zurflcknahme  kann  allerdings  ein  Zweifel 
nicbt  obwalten;  und  audi  die  Lust  zur  Abkürzung  einer  Mflhe-  und  Zeit- 
anwendung, welche  voraussichtlich  zu  keinem  Ergebniss  fahren  werden,  ist 
begreiflich  genug.  Dennoch  wird  in  der  Regel  davon  abzuwamen  sein,  und 
zwar  aus  zwei  GrOnden.  Einmal,  weil  immerhin  noch  eine  Möglichkeit 
bleibt,  dass  sich  die  Eanmiem  vereinigen  werden,  ja  sogar,  dass  anf&nglich 
gefasste  Beschlflsse,  zu  welchen  die  Regierung  nur  ungeme  und  bloss  der 
Zustandebringung  des  Gesetzesentwurfes  wegen  zustimmte,  wieder  in  Weg- 
&11  kommen.  Zweitens  aber,  weil  eine  solche  Zurückziehung  leicht  eine 
Missstinmmng  in  den  Kammern  erweckt.  Es  ist  vortheilhafter  fikr  die  Re- 
gierung und  nicht  mehr  als  billig,  wenn  die  Ursache  des  Nichtzustande- 
kommens  und  die  Verantwortlichkeit  daf&r  auf  Denen  liegen  bleibt,  wöldie 
in  der  That  die  Schuld  derselben  tragen,  nämlich  auf  den  zu  keiner 
Uebereinstimmung  zu  bringenden  Eammem. 

§25.    . 
4.  Die  Schlussredaction. 

Wenn  die  Yerhandlungen  in  den  ständischen  Gorporationen  zu  fiberein* 
stimmenden  Beschlüssen  gefohrt  haben  und  die  Regierung  ihnen  beigetreten 
ist,  somit  eine  vollständige  Uebereinstimmung  sämmtlicher  Faktoren  der 
Gesetzgebung  stattfindet,  so  ist  nun  das  Gesetz  nadi  Massgabe  der  mit 
dem  Entwürfe  vorgenonmienen  Aenderungen  in  seiner  schliesslichen  Ab- 
fassung herzustellen.  Natürlich  sind  dabei  sämmtliche  von  der  Regierung 
genehmigte  Beschlüsse  der  Kammern  nach  Form  und  Inhalt  vollständig  und 
unverändert  aufzunehmen.  (Gewöhnlich  werden  sich  hierbei  keine  Anstände 
ergeben;  doch  erfordern  nachstehende  Punkte  eine  Erörterung: 

1.  Die  Besorgung  der  Schlussredaction  steht  jedenfalls  der  Regierung 

zu.    Der  Gesetzesentwurf  ging  von  ihr  aus,  und  die  Stände  waren  nur  zu 

ihrer  Zustimmung  aulgefordert;  es  ist  somit  auch  Recht  und  Pflicht  der 

ersteren,  die  ganze  Angelegenheit  zu  Ende  zu  führen.    Am  besten  wird 

wohl  die  Gesetzgebungscommission  mit  der  Arbeit  beauftragt  werden,   dem 

Justizministerium  aber  die  Aufsicht  darüber  und  die  schliessliche  Genehmigung 

zustehen.    Eine  nochmalige  Mittheilung  an  den  Staatsrath  oder  an  das  Ge- 

sammtministerium  erscheint  als  überflüssig  und  als  nicht  in  dem  Gesdiäfts- 

kreise  dieser  Behörden  begründet.    Nur  wenn  sich  bei  der  Ausarbeitung 

solche  Anstände    ergeben   sollten,  weldie  zu  einem  rechtlichen  Zweifeln 

86» 
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unterliegenden  oder  zn  späteren  Streitigkeiten  mit  der  StAndevemmmliing 
Anlass  gebenden  Yerfiihren  der  Regierung  zu  führen  vermöchten,  könnte 
eine  Berathung  jener  höchsten  Stellen  nothwendig  werden. 

2.  Es  ist  nflmlich  nicht  unmöglich,   dass  sich  bei  der  schlieaslicfaen 
Feststellung   der    Gesetzesworte    Unklarheiten    oder  Widerspräche 
unter  den  Beschlüssen  der  Kammern  herausstellen,   welche  wflhrend 
der  Verhandlungen   nicht  bemerkt  wurden.     Dass  solche  Anstände   nicht 
ungelöst  in  das  (besetz  übergehen  können,  versteht  sich  von  selbst;  eben  so 
unzweifelhaft  ist  aber  auch,   dass  die  Regierung  allein  nicht  befugt   ist^ 
Widersprüche  zwischen  den  Beschlüssen  der  Kammern  zu  entscheiden  oder 
eine  authentische  Interpretation  derselben  zu  geben.    Das  Verfahren   in 
einem  solchen  Falle  ist  aber  naturgemflss  verschieden,   je  nachdem  im 
Augenblicke  der  Entdeckung  solcher  Unvollkommenheiten   die  Kammern 
noch  versammelt  sind,  oder  bereits  der  Schluss  des  Landtages  eingetreten 
ist.    In  dem  ersteren  Falle  ist  offenbar  eine  schleunige  Mttheilung  der 
Thatsache  an  die  St&nde Versammlung  gerathen,  und  zwar  zunftchst  an  die 
Kammer,  deren  Beschluss  die  Ungewissheit  verursachte.    Sollte  eine  Ver- 
einigung der  beiden  Kammern  und  der  Regierung  über  den  streitigen  Punkt 
nicht  zu  Stande  zu  bringen  sein,    so  wäre  freilich  schliesslich  noch  das 
Gesetz  als  gescheitert  zu  betrachten,  da  es  nur  bei  vollst&ndiger  Ueberein- 
stimmung  aller  Faktoren  ins  Leben  treten  kann.    Sind  die  Kammern  aber 
nicht  mehr  vereinigt,   so  muss  die  Regierung  unter  den  drei  möglidien 
Entschlüssen  wfihlen:  die  Kammern  zur  Erledigung  der  Angelegenheit  wieder 
einzuberufen;  die  Veröffentlichung  des  Gesetzes  bis  zum  nftchsten  Landtage 
und  einer  alsdann  zu  bewirkenden  Vereinigung  aufzuschieben;  oder  endlich 
eine  Entscheidung  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  treffen,  auf  die 
Gefahr  hin,   dass  seiner  Zeit  die  St&ndeversammlung  Einsprache  erheben 
und  vielleicht  sonst  noch  manche  Unzutrftglichkeit  wegen  der  anfechtbaren 
Gültigkeit  der  veröffentlichten  Bestimmung  sich  ergeben  könnte.  Der  letztere 
Ausweg  ist  allerdings  der  an  und  für  sich  bedenklichste  und  formell  am 
wenigsten  gerechtfertigte;   dennoch  wird  in  der  Regel  sich  die  Regierung 
zu  ihm  entschliessen  müssen.    Nur  sehr  selten  wird  der  streitige  Punkt 
sachlich  von  der  Bedeutung  sein,  dass  er  die  Beschwerlichkeiten  und  Kosten 
einer  eigenen  Einberufung  der  St&nde  austrüge;    es  könnte  eine   solche 
Massregel  geradezu  der  Lächerlichkeit  verfallen.    Ebenso  wird  im  Zweifel 
eine  NichtVeröffentlichung  des  Gesetzes  bis  zum  nftchsten  Landtage,  möglicher" 
weise  also  während  mehrerer  Jahre,    unzweckmftssig  sein.     Rechtsgesetze 
werden  wohl  niemals  beabsichtigt  und  der  beschwerlichen  Verhandlung  mit 
der  Volksvertretung  unterzogen,   wenn  nicht  ein  entschiedenes  Bedürfniss 
dazu  vorliegt.    Dieses  nun  während  so  langer  Zeit  unbefriedigt  zu  lassen, 
wäre  um  so  mehr  Pedanterie,  als  der  im  Streite  befindliche  Punkt  kaum 
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von  grosser  sachlidier  Bedentnng  sein  kann,  weil  er  sonst  die  Anfinerksam* 
keit  schon  während  der  Verhandlungen  auf  sich  gezogen  hätte.  Za  längnen 
ist  freilich  nicht,  dass  die  einseitige,  und  somit  an  sich  ungerechtfertigte,  Ent- 
scheidung der  Regierang  möglicherweise  zweierlei  nicht  eben  leicht  zu  nehmende 
Unzuträgüchkeiten  zur  Folge  haben  kann.  Einmal  Streitigkeiten  mit  der 
Ständev^rsanmilnng,  und  vielleicht  in  Folge  deren  eine  theilweise  Wieder- 
abänderang  des  kaum  gegebenen  Gesetzes.  Zweitens  aber  eine  Becfats- 
nnsicherheit,  falls  nämlich  die  von  der  Regierung  veröffentlidite  Fassung 
später  in  Folge  der  Verhandlungen  mit  den  Ständen  als  eine  unrichtige 
wieder  aufgegeben  werden  muss.  Hier  würde  sich  denn  fragen,  ob  die 
inzwischen  nach  der  unrichtig  formulirten  Bestimmung  geordneten  Rechts- 
verhältnisse und  gefüllten  richterlichen  ürtheile  bestehen  bleiben,  oder  als 
auf  einem  verfassungsmässig  ungültigen  Befehle  beruhend  angegriffen  werden 
können?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  ist  aber  um  so  schwieriger,  als 
die  Meinungen  über  die  vorläufige  Befolgbarkeit  eines  formell  gültig  publi- 
drten,  seinem  Inhalte  nach  aber  fehlerhaften  Gesetzes  bekanntlich  sehr 
verschieden  sind.  Dennoch  bleibt  hier  kein  anderer  Ausweg  übrig,  als 
dass  der  Justizminister,  etwa  nach  vorgängiger  Berathung  im  Staatsrathe 
und  Gesammtministerium,  die  Sache  auf  seine  Verantwortung  nimmt.  Ob 
der  Regierung  zu  rathen  ist,  bei  der  wieder  zusammentretenden  Stände- 
versammlung die  Angelegenheit  selbst  und  freiwillig  zur  Sprache  zu  bringen 
und  einen  Vorschlag  zu  ihrer  Ordnung  zu  machen,  oder  ob  sie  besser  daran 
thut,  auf  eine  Besdi werde  von  Seiten  der  Stände  zu  warten,  wenn  eine 
solche  aber  nicht  erfolgt,  das  Gesetz  als  unzweifelhaft  zu  behandeln,  hierüber 
mag  verschiedene  Meinung  sein.  Doch  scheint  das  erstere  Verhalten  bessere 
Früchte  zu  tragen.  Einmal  ist  es  offener  und  aufrichtiger,  und  madit  also 
der  Regierung  mehr  Ehre.  Sodann  wird  die  Ungewissheit  über  den  eigent- 
lichen Bestand  der  Rechtsnorm  durch  blosses  Stillschweigen  nicht  beseitigt. 
Nichts  ist  möglicher  und  selbst  wahrscheinlicher,  als  dass  der  incorrecte 
Inhalt  des  Gesetzes  früher  oder  später  durch  den  Scharfsinn  eines  Richters 
oder  Rechtsfreundes,  so  wie  durch  wissenschaftliche  Bearbeitung  an  den 
Tag  kömmt;  je  länger  indessen  der  von  der  Regierung  verkündigte  Sinn 
zur  Anwendung  kam,  um  so  grösser  ist  die  Verlegenheit  und  vielleicht  der 
Schaden  für  jene  Bürger,  deren  Verhältnisse  hiemach,  also  sachlich  vielleicht 
falsch,  geordnet  wurden.  Allen  solchen  Zweifeln  und  Nachtheilen  beugt 
eine  Verhandlung  mit  den  Ständen  vor.  Entweder  billigen  diese  die  von 
der  Regierung  angenommene  Fassung  als  die  richtige;  dann  ist  nicht  nur 
fOr  künftig,  sondern  auch  rückwärts  Alles  richtiggestellt.  Oder  aber  man 
vereinigt  sich  über  eine  neue  erläuternde  Fassung;  dann  sind  jeden  Falles 
für  künftig  alle  Zweifel  abgeschnitten,  die  nach  der  Regierungsveröffent- 
lichung bereits  behandelten  Fälle  aber  müssen  durch  eine  Uebereinstimmung 
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Ton  Begiemng  und  Kammem  aiudracUidi  als  sn  Bedit  bestehend  erklirt 
werden  *)• 

1)  Bf  bedarf  fireilleh  idokl  «nt  aloM  BewvlMt,  dMt  m  «Iii  «ii|r«waiii]lehet  und  f^fcHftlt 
iMdenklieliM  Untoniahinea  Ut,  aliiMlne  Beohtie&tiokeldii]igei&  durch  die  ftiatafiolMBda 
Gewalt  feetsnetellen,  und  deea  dea  Verfklireii  doppelten  Zweifeln  unterliegt,  wenn  die  Fett* 
•tellang  gar  gegea  den  elgentUelien  nnd  anerkaantea  Sinn  dea  Geeetaea  erfolgt  Jeder 
AnOnger  In  der  Bechtewiasenachaft  weiaa,  daae  ein  etreltlger  BeclUafiül  Tom  JUahter  naid 
nicht  Tom  Geeetageber  in  erledigen  Ut,  and  daca  der  Richter  daa  rar  Zelt  der  Entatehnn^ 
dea  fraglichen  VerhlHwlwai,  beatehungawelaalmAoganhliekedeaürthellupmchfla,  wlrfcUch 
heetoheade  GeMta  aaanweaden  hat  Aach  mag,  wenn  lehoa  Tialleieht  gegen  grOaacren 
Widersprach,  derSata  darchgefllhrt  werden,  dau  ein  auf  einem,  nach  Erklärung  der  timmt- 
llehea  (»esetsgebangalkctorea  aelbat,  nngttltlgen  Oeeetae  bemhendea  riehterllehee  Ürfheil 
Bleht  an  Recht  beateht  und  anoh  nicht  einmal  fbrmalea  Recht  macht  AUeln  aalt  aU  dieaer 
Elementarwelahelt  Ut  In  dem  Torllegenden  Falle  nicht  geholfen.  Die  Frage  Ut,  waa  ge- 
rechter- und  bllllgerweUe  an  thua  Ut,  wenn  doreh  einen  Fehler  der  Btaategewalt  ein  aach- 
lich vniichtlgee  Oeaeta  sur  Kachachtang  bekannt  gemacht  and  daeaelbe  In  gatem  GlaBbea 
Ton  einem  Richter  angewendet  wurde,  der  Spruch  formelle  Rechtakraft  beichrltten  hatT 
Um  aa  einer  umilehtlgen  und  Ton  keiner  Seite  anfechtbaren  Antwort  auf  diese  Frage  an 
gelangen,  Ut  die  Beachtung  und  gegenaeltlge  Abwigung  yerachledener  Staadpaakte  and 
Forderungen  nothwendlg.  -^  Vorerst  Ut  einleuchtend,  dass  die  Sache  sowohl  eine  allge- 
mein staatliche  Bedeutung  hat,  als  Toa  Wichtigkeit  ftr  die  Rechte  und  Interessen  ▼ob 
PrlTaten  Ut  Fftr  den  Staat  nindlch  handelt  ea  sich  daron,  ob  die  TcrfluaungamissIgeA 
GrundsIUe  über  die  gflltlge  BnUtehung  ron  Gesetsen  mit  Folgerichtigkeit  dnrchraflUircn 
sind,  oder  ob  die  Sicherheit  des  ron  Ihm  Im  einseinen  Falle  ausgesprochenen  Rechtes  und  die 
Unantaatbarkelt  eines  gültigen  Richterspruches  unter  allen  Umständen  aafreoht  erhalten  wer- 
den muss?  Die  PrlTaten  aber  sind  sehr  dabei  betheiligt,  ob  ein  Ihnen  formell  unUdelhaft  su- 
geschiedenes  Rechtsrerhlltnlss  bestehen  bleibt,  nachdem  die  Batdeekung  gemacht  Ut,  dass 
der  betreffende  Spruch  aua  einer  fhUchen  Rechtsquelle  herrfthrt,  oder  ob  eine  nachtrlgUeha 
Acndemng  in  Gemlssheit  des  richtigen  Oesetses  einsutreten  hat;  wobei  denn  wieder  thells 
strafrechtliche  ürtheUe  (helU  Bntsoheldnngen  In  bftrgerllehen  Rechtssachen  anr  Sprache 
konamen  können.  Es  Ut  nothwendlg,  Jeden  dieaer  Standpunkte  abgeaondert  au  erörtern; 
das  erlangte  BrgebnUs  mag  dann  Tcrgllchen  und,  fhlls  es  nicht  übereinstimmt,  eine  Ans- 
glelehung  gesucht  werden.  —  Auf  allgemeinem  staatlichem  Standpunkte  handelt  es  sieh 
daron ,  an  enUchelden ,  ob  in  einem  CoUUlonsfhlle  der  Grundsata,  daas  eine  nicht  auf  toH- 
stlndiger  Üebereinstimmung  der  GeseUgebnngsfactoren  bestehende  Norm  keine  rechtlichen 
Wirkungen  habe,  Im  Interesse  des  Rechtes  und  des  OffentUehen  Wohles  höher  an  stellen  Ut, 
aU  die  Aufrechterhaltung  des  durch  Richtersprttche  eralelten  formalen  Rechtes?  Hier  Ut 
es  denn  sicherlich  keine  schwere  Aufgabe,  den  logisch-unanfechtbaren  Beweis  su  führen, 
dass  die  Bewahrung  der  Verfkssang  geboten  sei,  und  iwar  nicht  bloss  wegen  der  höheren 
Gültigkeit  ihrer  SaUungen,  sondern  auch  well  sie  die  letste  Grundlage  und  den  Schnta  aües 
Rechtes  und  aller  Ordnung  im  Staate  bilde.  Man  kann  auch  ohne  grossen  Aufwand  tou 
Einbildungskraft  eine  Schilderung  tou  der  Verwirrung  entwerfen,  welche  daraus  entstehen 
müsse,  wenn  die  Regierung  die  GeseUe  anders  Teröffentllchen  könne,  aU  ale  mit  den  Ständen 
▼erabredet  seien.  Dennoch  Überwiegen  die  Gründe  für  eine  Aufrechterhaltung  der  Richter- 
sprttche. ünläugbar  Ut  es  eine  der  ersten  Bedingungen  eines  sicheren  Zusaaunenlebens  und 
somit  der  Erreichung  aller  Lebenaswecke,  dass  ein  durch  die  gesetsUchen  Organe  Im  EinaeUen 
geordnetes  RechtoTerhältnUs  geachtet  werde,  namentlich  Tom  Staate  selbst.  Wie  nothwendig 
eine  solche  Anerkennung  Ist,  beweUt  schon  die  von  keiner  Seite  bestrittene  Aufrechterhal- 
tung  derselben  auch  In  dem  Falle^  wenn  sich  eine  sachliche  MUsanwendung  des  Rechtes 
nachweUen  lassen  sollte.  Sie  machen  unantastbares  formales  Recht  ans  Gründen  des  all- 
gemeinen Wohles.  Vnswelfelhaft  Ut  die  Bewahrung  der  ▼erfiMSungamässIgen  Formen  und 
Grundsätse  ebenfitlU  ▼on  grosser  Bedeutung  fttr  die  Rechtssicherheit;  allein  thelU  Ut  deren 
Wirkung  doch  nur  eine  entferntere  und  mittelbare,  thells  soll  Ja  in  dem  ▼orliegenden  Falle, 
aagenommeneimassen,  die  Hochhaltung  derselben  In  ein  helles  Licht  gesetat  werden  durch 
die  Wiederaufhebung  des  unrichtig  ▼erkundigten  Gesetses.  Eine  Berücksichtigung  dei 
nächst  Nothwendigen  ist  also  um  so  eher  thunllch,  jiU  der  GrundsaU  fest  gewahrt  bleibt. 
—  Stellt  man  sieh  nun  aber,  sweltena,  auf  den  Standpunkt  der  einseinen  Bürger,  deren 
Rechta^erhUtnUse  durch  einen  Richterspruch  der  unterstellten  Art  geregelt  worden  sind, 
so  sind  unsweifelhaft  dieselben,  was  immer  strenges  Recht  sein  möge,  su  der  Billig- 
keltsfordemng  beftigt,  durch  einen  rom  Staate  begaageaen  Fehler  so  wie  doroh  dessen 
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3.  Ein  zwar  nicht  wOnschenswerther,  allein  doch  möglicher  Fall  ist  es, 
dass  die  Ständeversammlung  die  von  ihr  in  Betreff  des  Gesetzesentwnrfes 
verlangten  Aenderungen  nicht  im  Einzelnen  formnlirt,  sondern  nur  einen 
Grundsatz  feststellt,  die  Hineinarbeit^ng  desselben  in  das  Gesetz  aber 
der  Regierang  überlässt.  Hier  hat  denn  natürlich  diese  letztere  völlig  freie 
Hand,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  aller  aus  dem  Grandsatze  möglidierweise 
ableitbaren  Folgerungen,  als  hinsichtlich  der  formellen  Fassung  der  von  ihr 
vorzunehmenden  Aenderungen.  Es  kann  von  ihr  nur  logische  Folgerichtigkeit 
und  vollständige  Durchführung  des  vereinbarten  Grundsatzes  verlangt  werden. 
In  Betreff  einer  sich  später  etwa  erhebenden  Meinungsverschiedenheit  der 
Stände  gelten  die  soeben  erörterten  Grundsätze. 

Dass  die  von  den  Behörden  festgestellte  Schlussredaction  erst  durch 
die  ausdrückliche  Genehmigung  und  Unterschrift  des  Staatsoberhauptes 
Gültigkeit  und  Abschluss  erhält,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung. 


WiedergutmachuDg  nicht  beschftdlgt  zu  werden.  Sie  haben  nichts  yenchnldet ;  auf  Ihre 
Kosten  kann  daher  auch  die  Angelegenheit  in  keinem  Falle  geordnet  werden.  Oenaner  be- 
trachtet löst  sich  aber  diese  BiUigkeitsfordening  in  zweiS&tse  auf:  einmal,  dass  der  Einzelne 
keinen  positiren  Schaden  erleide  unter  dem  Fehler  des  Staaies;  zweitens,  dass  Ihm  ein 
bereits  zuerkannter  Vortheü  nicht  nachträglich  wieder  entzogen  werde.  Die  Anwendung 
dieser  Verlangen  auf  strafrechtliche  Falle  hat  wohl  kaum  einen  Anstand.  Leicht  wird  sich 
Jeder  mit  der  doppelten  Forderung  rereinigen,  dass  eine  durch  das  unrichtige  Geseta 
veranlasste  höhere  Strafe  auf  das  rom  Gesetzgeber  wirklich  gewollte  Mass  herabgesetzt, 
und  dass  eine  auf  ein  solches  Gesetz  begründete  zu  geringe  Strafe  nicht  nachträglich  noch 
erhöht  werde.  Zu  Jener  härteren  Strafe  war  kein  Kechtsgrund  vorhanden;  eine  doppelte 
VemrtheUung  wegen  desselben  Vergehens  aber  liefe  gegen  aUe  Grundsitse  und  könnte 
Überdiess  nicht  anders,  denn  als  eine  Grausamkeit  bezeichnet  werden.  Schwieriger  ist  die 
Entscheidung  in  bürgerlichen  Rechtssachen.  Während  nämlich  bei  Jenen  Straftirtheilen  den 
Verlangen  der  Einzelnen  nur  das ,  bei  einer  etwas  höheren  oder  niederem  Straf  bemessung 
kaum  nennenswerth  betheiligte,  öffentliche  Wohl  gegenübersteht,  somit  Billigkeit  leicht 
geübt  werden  mag;  steht  bei  einem  civilgerichtllchen  ürthelle  der  Vortheil  eines  Bürgers 
dem  ganz  gleichen  Interesse  der  andern  Partie  gegenüber,  und  kann  Billigkeit  gegen 
den  Einen  nicht  stattfinden,  ohne  dass  sie  unmittelbar  auf  Kosten  des  Andern  ginge. 
Wenn  z.  B.  der  Kläger  durch  die  Anwendung  des  fklschen  Gesetzes  gewonnen  hat,  während 
er  unter  dem  richtigen  Terloren  hätte,  und  nun  der  Satz,  dass  zuerkannte  Vortheile  nicht 
wieder  entzogen  werden  können,  zur  Anwendung  gebracht  werden  soll,  so  geschieht  es 
dadurch,  dass  dem  Beklagten  sein  Becht  Torenthalten  wird.  Hier  bleibt  denn,  da  doch 
etwas  geschehen  muss,  nichts  übrig,  als  deijenigen  Billigkeitsfordernng  den  Vorrang  ein- 
zuräumen, welcher  auch  noch  ein  öffentliches  Interesse  zur  Seite  steht  Diess  ist  denn 
aber  unzweifelhaft  bei  deijenigen  Partei  der  Fall,  welche  die  Aufirechterhaltung  des  ge- 
richtlichen Spruches  und  die  Anerkennung  eines  formalen  Aeehtes  verlangt  Ans  welchen 
Gründen  des  aUgemeinen  Wohles  diese  Festhaltung  wünschenswerth  erscheint,  ist  oben 
bereits  angegeben;  und  es  kommt  noch  dazu,  dass  möglicherweise  die  in  Frage  stehenden 
Urtheile  nicht  bloss  zwischen  den  unmittelbar  Betheiligten  Becht  gemacht  haben,  sondern 
dass  auch  noch  Dritte,  welche  in  ähnlichen  Verhältnissen  standen,  die  getroffenen  Ent- 
scheidungen zur  Richtschnur  ihrer  Angelegenheiten  genommen  haben,  und  dass  somit 
eine  Wiederaufhebung  Jener  Sprüche  weit  und  breit  eine  Verwirrung  des  Rechtes  und 
vielleicht  ganz  unverschuldete  Nachtheile  verursachen  würden.  —  Diesem  allem  gemäss 
ist  somit  sowohl  vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Interessen,  als  von  dem  der  Privat- 
ansprttche  zu  fordern,  dass  bei  der  WlederhersteUung  des  ursprünglichen  Willens  des 
Gesetzgebers  zu  gleicher  Zeit  die  Gültigkeit  der  indessen  auf  Grund  des  veröffentlichten 
Gesetzes  erlassenen  rechtskräftigen  richterUchen  Handlungen  anerkannt  und  ebenfalls  In 
dem  neuen  Gesetze  verkündet  werde;  mit  Ausnahme  Jedoch  der  etwa  erfolgten  härteren 
Strafen,  welche,  sei  es.  auf  Anfordern  der  3etheiligten  sei  es  von  Amts  wegen,  auf  das  Mass 
des  richtigen  Gesetsei  smrückgeführt  werden  müssen. 


Vierte  Abtheilang. 
VorhAltniise  der  Oetetigebung  la  aiuwlrtigeii  Oeeetien. 

§  26. 
1.  Der  Standpnnct. 

Mehr  als  ein  gewichtiger  Grund  fordert,  dass  jeder  Staat  seine  Gesetze 
selhstständig  and  nor  flOr  sich  erlasse.  Es  liegt  diess  sdion  in  dem  Begriff 
der  Unabhängigkeit  des  Staates  and  in  der  Aafgabe  der  Staatsgewalt.  So- 
dann können  die  eigenthflmlicben  Rechtsbedfir&iisse  des  Volkes  aof  diese 
Weise  wo  nicht  allein,  so  doch  am  leichtesten  and  sichersten  befriedigt 
werden.  Endlich  sind  die  zar  Herstellong  gater  Gesetze  and  zar  Wahrong 
der  Mitwirkang  des  Volkes  nöthig  erfdndenen  Formen  wesentlich  aof  die 
Selbstständigkeit  and  Vereinzelang  jedes  Staates  beredmet. 

Dennoch  zeigt  die  Erfahrang  nicht  wenige  F&lle,  in  welchen  Staaten 
keineswegs  die  Rechtsgesetze  in  eigener  MachtvoUkonmienheit  erlassen.  Und 
zwar  kömmt  diess  sogar  in  wesentlich  verschiedener  Weise  vor. 

Einmal  n&mlich  finden  sich  Staaten,  welche  sich  von  andern  fiber- 
machtigen  Staaten  einen  grösseren  oder  kleineren  Theil  der  Gesetzgebang 
dieser  letztem  aafdringen  lassen  mOssen;  and  zwar  nicht  sowohl  im 
Interesse  der  das  Recht  aof  solche  Weise  Empfangenen,  sondern  aas  GrOnden 
der  Politik  des  MAditigen. 

Sodann  aber  ereignet  es  sich,  dass  sich  Staaten  freiwillig  zar  Fest- 
stellang  eines  Rechtsgesetzes  an  andere  Staaten  anscfaliessen;  wobei  wieder 
zwei  wesentlich  verschiedene  F&lle  za  anterscheiden  sind: 

Zaweilen  n&mlich  wird  darch  einen  allseitig  freiwilligen  Vertrag  anter 
einer  grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von  onabh&ngigen  Staaten  ein  gemein- 
schaftliches Gesetz  verabredet  and  dann  in  jedem  der  vertragenden  Staaten 
als  Landesrecht  eingef&hrt. 

Anderweitig  aber  entsdiliesst  sich  zaweilen  ein  Staat,  ein  Gesetz 
eines  andern  Staats,  welches  dieser  fOr  sich  selbstst&ndig  festgestellt  and  als 
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Recht  bei  ndi  eingefbhrt  hat,  dnrch  einseitigen  Entschlnss  auch  fEbr 
sich  anzunehmen  und  es  somit  auch  als  sein  Landesrecht  zu  verkOndigen. 

Von  diesen  verschiedenen  F&llen  der  Giltigkeit  nicht  bloss  einheimischer 
Gesetze  bietet  die  gewaltsame  Anfnöthignng  keinen  Gegenstand  lOr 
Erörterungen  der  Jastiz-Politik.  Es  wird  Ja  hier  kein  freier  Wille  gelassen; 
weder  die  Frage  der  Annahme  des  fremden  Rechtes  an  sich,  noch  die  der 
Ausdehnung  der  Massregel  und  ihrer  Behandlung  steht  zur  Erwägung. 
Es  muss  eben  das  Unvermeidliche,  so  ungewOnscht  und  vielleicht  schädlich 
es  sein  mag,  ertragen  werden.  Und  sollte  je  in  einzelnen  Puncten  Freiheit 
gelassen  sein,  so  ist  theils  deren  Auffindung  und  Abgränzung  in  allgemeiner 
Lehre  unmöglich;  theils  bedarf  es  auch  in  so  ferne  einer  eigenen  Erörterung 
nicht,  als  die  fttr  eine  freiwillig  einseitige  Annahme  eines  fremden  Rechtes 
aufzustellenden  Regeln  auch  hier  nach  Umständen  benutzt  werden  können. 

Dagegen  erfordert  die  freiwillige  Annahme  eines  fremden  Rechtes, 
in  welcher  Weise  sie  geschehen  mag,  allerdings  eine  genaue  Erörterung  der 
Frage:  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  ein  solches  Unternehmen  als 
gerechtfertigt  und  rathsam  fttr  die  Fahrung  der  Rechtspflege  erscheint?  Eier 
ist  selbst  eine  gänzliche  Unterlassung,  wenn  sie  nöthig  erscheint,  möglich, 
und  können  Bedingungen,  Beschränkungen,  Ausnahmen  nach  Forderungen 
der  Zweckmässigkeit  gemacht  werden. 

Unzweifelhaft  mttssen  auch  bei  solcher  freiwilliger  Entsagung  auf  selbst- 
ständige Gesetzgebung  gewichtige  Gründe  zur  Rechtfertigung  oder  gar  An- 
rathung  des  Schrittes  vorliegen.  Ist  auch  vom  Standpuncte  der  Unabhängigkeit 
nichts  einzuwenden,  so  giebt  doch  in  detn  einen  Falle  der  Staat  das 
verhältnissmässig  leichte  Mittel  der  eigenen  Willensbestimmung  auf  um  den 
weitläufigen,  beschwerlichen  und  unsichem  Weg  der  Verhandlung  mit  Glekh- 
•berechtigten  einzuschlagen;  und  entsagt  er  im  andern  Falle  der  Selbst- 
bestimmung wenigstens  in  allen  Einzelnheiten.  Ein  solches  Beginnen  ist  nur 
dann  verständig,  wenn  ein  bedeutender  Vortheil  dadurch  erreicht  werden  kann, 
und  wenn  dieser  Vortheil  nicht  auf  andere  Weise  zu  bewerkstelligen  ist 
Ob  nun  dem  so  ist,  wird  sich  aus  der  Untersuchung  ergeben. 

Im  Uebrigen  bedarf  es' wohl  kaum  erst  der  ausdrücklichen  Bemerkung, 
dass  ein  Gegenstand  gegenwärtiger  Erörterung  nur  die  Annahme  solcher 
Rechtsgesetze  sein  kann,  welche  die  innere  Rechtsordnung  des  Staates 
betreffen,  deren  Handhabung  somit  S^che  der  Rechtspflege  ist.  Verabredungen 
über  völkerrechtliche  Verhältnisse,  d.  h.  über  Rechtsordnung  zwischen 
Staat  und  Staat,  sind  wesentlich  verschiedener  Gattung,  ihre  Auslegung  und 
Anfrechterhaltung  ist  nicht  Aufgabe  der  Gerichte,  und  ihre  Erörterung  nicht 
Theil  der  Justiz-Politik. 
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2.  Die  verschiedenen  Fftlle. 

§27. 
a)  Die  Vertrftge  mit  fremden  Staaten  Aber  gemeinsames  Recht 

Da,  nach  der  vorstehenden  Aasfinhmng,  das  Aufgeben  einer  selbst- 
ständigen Gresetzgebnng  anch  im  Yertragswege  ein  anomaler  nnd  nnr  durch 
gebieterische  Umstände  zn  rechtfertigender  Zustand  ist,  so  ist  aach  eine 
allseitige  nnd  strenge  üntersnchnng  aller  Verhältnisse  nothwendig,  damit  der 
bedenkliche  Schritt  wenigstens  nnr  in  passenden  Fällen  geschehe.  £ine 
solche  üntersnchnng  zweigt  sich  denn  nun  aber  in  vier  besondere  .Fragen 
ab.  Erstens  sind  die  an  nnd  fär  sich  möglichen  Zwecke  zn  erörtern ;  zweitens 
die  Yerhältnisse,  unter  welchen  üebereinkünfte  mit  fremden  Staaten  räthlich 
sind ;  drittens  die  einzelnen  Gegenstände  der  Verträge ;  endlich  das  Verfahren. 

1.  Die  Vorfrage,  mit  deren  Verneinung  natürlich  alles  Weitere  in  sich 
zerfiele,  ist  bestimmt  so  zu  stellen:  ob  und  welche  Vortheile  ftir  den  Staat  es 
giebt,  deren  Erlangung  einer  Seits  selbst  ein  grosses  Opfer  werth  ist,  anderer 
Seits  nur  durch  eine  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Gemeinschaft  des  Rechtes 
bewerkstelligt  werden  kann? 

Solcher  Fälle  lassen  sich  nun  aber  dreierlei  auffinden. 

Einmal  kann  der  Staat  beabsichtigen,  durch  eine  Gleichheit  des 
Rechtes  die  gemeinschaftliche  Nationalität  zu  erhalten  und  zn 
kräftigen.  —  Hier  ist  weder  an  Zweck,  noch  an  Mittel  etwas  auszusetzen.  Ein 
in  mehrere  unabhängige  Staaten  zerspaltener  Volksstamm  läuft  Gefahr  durch 
diese  Abgränzung  in  kleinere  Lebenskreise  zu  verkfimmern  in  seiner  geistigen 
Entwicklung.  Erhaltung  der  Nationalität  trotz  der  Trennung  ist  daher 
höchst  wflnschenswerth  schon  auf  allgemeinem  menschlichen  Standpuncte.* 
Sodann  aber  ist  möglichst  feste  innere  Einheit  für  einen  solchen  Zustand 
der  äussern  Zersplitterung  von  der  höchsten  Wichtigkeit  in  allen  auswärtigen 
Beziehungen.  Gemeinschaft  des  Rechtes  wird  nun  freilich  nicht  das  einzige 
Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  sein;  allein  dass  sie  jeden  Falles  viel 
beiträgt  zu  geistiger  üebereinstimmung  und  zur  Belebung  des  Gefühles  der 
Verwandtschaft,  unterliegt  um  so  weniger  einem  Zweifel,  als  dieselbe  noch 
manche  weitere  gemeinschaftliche  Zustände  im  Gefolge  hat.  So  z.  B.  die- 
selbe Literatur  des  Rechtes,  die  Möglichkeit  gemeiuschaftlicher  Unterrichts- 
anstalten, wohl  selbst  gemeinschaftlicher  höchster  Gerichte  ^). 


1)  Wm  ist  es  denn  aach  anderes,  als  das  Oeltthl  der  serspUtterten  NadowOitit,  was  la 
Deutschland  immer  wieder  dieBesteft  desVoULes  zu  dem  Verlangen  nach  einer  gemeinsamen 
Cksetsgebang  treibt?  Es  mögen  bei  diesem  Wunsche  aach  anklare  Vorstellungen  and  unver- 
ständige Erwartungen  mit  unterlaufen.  Allein  auch  der,  welcher  wohl  weiss,  dass  ein  deutKhes 
Oesetzbnch  kein  nothwendig  Tortreffllches,  noch  ein  yon  Jedem  Laien  mit  Erfolg  ansuwendendes 
Becht  ist,  und  der  alle  VorsOge  des  römisohen  Sechtes  und  seiner  Bearbeiter  kennt,  muas  eine 
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Ein  anderer  Omnd  m  dem  Wnnsche  einer  RechtsgemeinschAft  kann  der 
sein,  die  Bürger  des  eigenen  Staates  vor  Schaden  zu  bewahren 
bei  ihren  Bertthmngen  mit  der  Rechtsordnung  fremder  Staaten.  Und  zwar 
kann  diess  in  zwei  Richtungen  beabsichtigt  sein.  Einmal  mag  gemein- 
schaftliches Recht  erstrebt  werden  zor  gleichmftssigen  Regelung  solcher  Yer- 
h&ltnisse«  welche  über  die  Gränzen  Eines  Staates  hinausgehen,  und  welche 
somit  bei  Verschiedenheit  des  Rechtes  in  den  verschiedenen  Gebieten  in 
Unordnung  und  Nachtheü  gebracht  werden.  Zweitens  kann  es  fQr  nöthig 
erachtet  werden  den  Staatsangehörigen  in  ihrem  gewerblichen  Verkehre  mit 
und  in  dem  Auslande  ein  gemeinsames,  somit  ihnen  bekanntes,  Recht  zu 
verschaffen.  —  Auch  hier  ist  unzweifelhaft  der  Zweck  von  Bedeutung.  Im 
ersten  Falle  wird  ein  Zustand  abgewendet,  welcher  ohne  Schuld  der  Be- 
theiligten und  olffie  mögliche  Abhülfe  ins  Unerträgliche  gehen,  die  grossesten 
Kachtheile  ohne  irgend  einen  Sinn  und  Nutzen  für  irgend  Jemand  herbei- 
führen kann.  Die  zweite  Bemühung  ist  namentlich  da  von  Werth,  wo  der 
gegenseitige  Stand  der  Gewerbe  und  des  Handels  vielfache  gegenseitige 
Verbindungen  und  Interessen  unter  den  Bevölkerungen  erzeugen.  Möglicher- 
weise aber  auch  noch  in  anderen  Beziehungen;  z.  B.  wenn  nach  dem  Kapital- 
markte der  in  Frage  stehenden  Länder,  oder  bei  häufigen  Fällen  von  Grund- 
besitz ausserhalb  des  eigenen  Landes,  diessseitige  Bürger  grosses  Vermögen 
im  Auslande  haben.  Die  Richtigkeit  des  Mittels  aber  bedarf  nicht  erst  eines 
Beweises.  In  der  erstbesprochenen  Unterstellung  hört  das  Uebel  unmittelbar 
auf.  Im  zweiten  Falle  wird  zwar  kein  Einsichtiger  der  Ansicht  sein,  dass 
ein  gemeinsames  Recht  den  einfachen  Bürger  in  den  Stand  setzen  werde, 
bei  seinen  Angelegenheiten  im  Auslände  den  Rath  von  Sachverständigen 
immer  zu  entbehren,  (kann  er  diess  doch  nicht  in  dem  eigenen  Lande);  aber 
unläugbar  wird  doch  eine  bedeutende  Erleichterung  und  Sicherstellung  im 
gewöhnlichen  Handel  und  Wandel  geschafft. 

Endlich  kann  ein  Staat  seiner  Rechtsordnung  und  Rechtspflege 
Verbesserungen  in  solchen  Beziehungen  verschaffen  wollen,  in  welchen 
seine  eigenen  Einrichtungen  allein  es  nicht  vermögen,  vielmehr  eine  Zu- 
stimmung, wohl   selbst  eine  Mitwirkung,   fremder  Staaten    dazu   gehört. 


Oemeinsdiaft  des  Rechtes  wollen,  wenn  er  den  Bcbmers  nm  das  serrlssene  und  onmächtlge 
Vaterland  fQhlt  und  die  Verkiimlnening  In  den  vielen  kleinen  Gebieten  sieht.  Nicht  aas  Rfiek- 
sicht  anf  Verkehrteileiehtemnflr  wird  Gemeinsamkeit  verlangt;  der  Zweck  ist  ein  weit  höherer, 
das  GefEihl  ein  weit  edleres.  Wo  immer  ein  Band  der  Gemeinschaft  anfknilnden  ist,  greift  der 
Deutsche  darnach;  und  gemeinschaftliches  Recht  ist  ein  starkes  und  ein  mehrfkches  Band. 
Dem  aber,  welcher  solche  Grflnde  nicht  dentlich  einsiebt,  sagt  es  wenigstens  ein  dunkles  sitt- 
liches Geftthl;  und  daher  wird  der  Ruf  nach  gemeinsamem  Rechte  immer  mfichtigem  Nachklang 
im  ganxen  deutschen  Volk  ifaiden.  Und  nimmermehr  wird  eben  desshalb  auch  das  Missbehagen 
entfernt  werden  k9nn«n,  welches  darans  entstand,  dass  die  Fra^e  Aber  ebi  gemeinsames  Recht 
ohne  Sinn  und  Hers  fSr  die  nationale  Seite  aus  technischem  Gesiohtspnncte  erledigt  werden 
wollte.  Im  schlimmsten  FaUe  wollen  die  Meisten  hier  lieber  mit  Thibaut  sich  irren ,  als  mit 
Savigny  recht  haben. 
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80  IL  A.  hinsichtlich  der  Ansliefenuig  flftchtiger  Verbrecher,  der  Giltigkdt 
der  diesseitigeil  gerichtlichen  Urtheile  anch  ausserhalb  der  Landesgrftnzen. 
Eine  gegenseitige  Unterstfltzung  nnabhfingiger  Staaten  zor  Fördemng  der 
Rechtspflege  mag  sittliches  Gebot  ond  Tielleicht  auch  Regel  höherer  Staats- 
klngheit  sein:  aUein  eine  natürliche  Bechtspflicht  ist  sie  nicht  *).  Wenn 
also  ein  Staat  nicht  in  der  Lage  ist,  die  Einwilligung  der  Fremden  anf 
andere  Weise  za  erreichen,  als  dorch  die  Znsichening  von  Gegenseiti^eit, 
—  nnd  selten  wird  ein  Staat  sich  za  andern  Bedingungen  verstehe,  —  so 
ist  die  Annahme  eines  gemeinsamen  Rechtes  das  nothwendige  Mittel  za  £r- 
reichung  des  bedeutenden  Zweckes. 

Allerdings  findet  unter  diesen  drei  Fftllen  einige  Verschiedenheit  statt 
Im  ersten  wird  eine  bei  weitem  ausgedehntere  Gemeinschaftlichkeit  des 
Rechtes  stattfinden  müssen,  als  in  den  beiden  andern  FSjlen,  namentlich 
in  dem  dritten.  Es  ist  femer  die  Gemeinschaftlichkeit  in  den  beiden  ersten 
Unterstellungen  der  Zweck  selbst,  während  es  im  dritten  nur  ein  Mittel 
ist.  Endlich  ist  bei  einer  beabsichtigten  Förderung  der  Nationalität  eine 
Stammeseinheit  nothwendige  Voraussetzung,  während  sie  von  keiner  Bedeu- 
tung fOr  Sicherstellung  der  Bürger  und  bei  Erstrebung  guter  Rechtspflege 
ist.  Allein  es  hindert  diess  nicht,  alle  drei  Fälle  zusammenzufieissen ;  es 
bleibt  doch  wesentlich  immer  dieselbe  Frage,  und  es  ist  von  allen  dreien 
das  Urtheil  zu  fällen,  dass  sie  an  sich  den  Staat  berechtigen,  vertragsmässig 
gemeinschaftliche  Gesetze  mit  andern  passenden  Staaten  zu  gründen. 

2.  Ist  dem  nun  aber  im  Allgemeinen  also,  so  ist  nun  femer  zu  unter- 
suchen, unter  welchen  bestimmten  Umständen  ein  Staat  den 
Versuch  machen  soll,  zu  gemeinschaftlichem  Rechte  zu  gehmgoi?  Denn 
nicht  erst  eines  Beweises  bedarf  es,  dass  nicht  mit  Jedem  beliebigen  Staate 
und  nicht  zu  jeder  Zeit  solche  Verträge  geschlossen  werden  können,  sondern 
dass  nur  unter  der  Voraussetzung  gewisser  Bedingungen  die  Gemeinschaft 
nützlich  ist.  Eine  ins  Einzelne  gehende  Au£Eählung  aller  Möglichkeiten  ist 
freilich  nicht  thunlich,  da  zu  viel  von  den  gegenseitigen  concreten  Zuständen 
abhängt;  allein  einige  leitende  Grundsätze  lassen  sich  finden. 

Als  allgemeine,  für  sämmtliche  oben  bezeichnete  Fälle  gleichmässig 
gültige  Regeln  sind  nachstehende  zu  beachten: 

Vor  Allem  ist  ein  gemeinschaftliches  Recht  nur  unter  solchen  Völkern 
möglich,  welche  in  wesentlich  gleichen  materiellen  und  geistigen 
Zuständen  sind.  Mit  Völkern  von  verschiedener  Gesittigung  ist  also  ein 
Vertrag  nicht  zu  schliessen.  Und  nur  mit  Unrecht  würde  man  etwa  wähnen, 
bei  dem  Abschlüsse  nur  darauf  zu  sehen  zu  haben,  dass  das  verabredete 
Gesetz  für  die  diesseitigen  Verhältnisse  passe,  den  mitvertragenden  Staaten 


1)  S.  Hemer,  SvropaUflchee  Völkenedit,  tte  Aufl.,  Berl.,  1847,  8.  ST. 
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aber  flberlassen  könne,  wie  sie  sich  damit  zarecht  finden.  Auch  abgesehen 
Yon  der  Unsittlichkeit  der  Beeinträchtigung  Anderer  zum  eigenen  Vortheile, 
würde  hier  nichts  gewonnen  werden.  Dass  im  Falle  einer  beabsichtigten 
Yerkehrserleichterong  der  Zweck  geradezu  verfehlt  wäre,  liegt  auf  .der  Hand; 
allein  auch  in  den  beiden  andern  F&llen  wäre  Unterhandlung  und  Abschluss 
vergebliche  Mühe,  weil  das  unpassende  Becht  in  Kurzem  von  den  Ver- 
bündeten verlassen  oder  geändert  werden  würde. 

Zweitens  aber  darf  kein  gemeinsames  Recht  angenommen  werden,  welches 
in  seinem  Geiste,  wenn  schon  nicht  unmittelbar  in  den  Bestimmungen,  der 
Verfassung  des  Staates  zuwider  wäre.  Die  Rechtspflege  muss,  wie  jede 
andere  Thätigkeit  der  Staatsgewalt,  vor  Allem  verüassungsgemäss  sein,  und 
eine  Abweichung,  ist  dadurch  in  keiner  Weise  gerechtfertigt,  dass  sie  in 
Gemeinschaft  mit  Andern  vorgenommen  wird.  Wenn  also  z.  B.  in  einem 
Staate  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  grundgesetzlich  feststeht,  kann  nicht 
etwa  ein  gemeinschaftliches  gerichtliches  Verfahren  verabredet  werden, 
welches  bevorzugte  Gerichtsstände  kannte,  oder  ein  bürgerliches  Gesetzbuch 
mit  einem  Rechte  für  verschiedene  Stände.  Dem  Geiste  einer  Volks- 
herrschaft wäre  ein  Recht,  welches  Anhäufungen  von  Vermögen  durch  Fidei- 
commisse  u.  s.  w.  begünstigt,  ebenso  entschieden  zuwider,  als  umgekehrt 
einer  Aristokratie  gleiche  Theilung  jeder  Verlassenschaft. 
Grundsätze  für  die  einzelnen  Fälle  aber  sind  folgende: 
Zur  Stärkung  der  Nationalität  ist  ein  gemeinschaftliches  gewillkürtes 
Recht  nur  unter  einer  doppelten  Voraussetzung  zu  erstreben.  —  Vorerst 
müssen  auch  noch  andere  Einheitsgründe  vorhanden  sein.  So  hoch  man 
auch  die  Wirkung  eines  gemeinsamen  Rechtes  anschlagen  mag,  so  ist  ^  doch 
klar,  dass  es  allein  eine  gemeinschaftliche  Volksthümlichkeit  nicht  zu  Wege 
bringt  ^);  und  dann  ist  das  Opfer  ohne  Ersatz.  Nur  also,  wo  noch  ausser- 
dem gemeinschaftliche  staatliche  oder  völkerrechtliche  Einrichtungen,  oder 
Vereinigungen  zu  Handels-  und  Gewerbezwecken,  oder  mindestens  scharf 
ausgesprochene  und  bleibende  gemeinschaftliche  politische  Bestrebungen  und 
Stellungen  unter  stammverwandten  Völkern  bestehen,  ist  auch  gemeinschaft- 
liches Recht  als  Mittel  zu  Erhaltung  der  Nationalität  an  der  Stelle.  — 
Sodann  aber  ist  Sorge  zu  tragen,  dass  vertragsmässig  einzuführendes  gemein- 
sames Recht  nicht  etwa  der  gesetzlichen  Feststellung  eines  solchen 
hindernd  in  den  Weg  trete.  Ein  vertragsmässiges  gemeinschaftliches  Recht 
ist  immer  nur  ein  Nothbehelf  sowohl  was  die  Zustandebringung ,  als  was 
nothwendige  Verbesserungen,  und  was  endlich  die  Dauer  betrifft.    Es  wäre 


1)  Dies«  ergiebt  sioh  deatlioh  ms  depjenigen  Fällen ,  in  welchen  wesenflicb  gleiches  Beeht 
besteht,  ohne  eine  besondere  Wirkung  eof  die  Nettonalitftt  sa  üben,  selbst  bei  stenunTenrnndten 
Yolkem.  80  s.  B.  das  gielehe  Becht  swisohenFxnnkzeich  und  Belgien;  swlschen  England  nnd 
den  Vereinigten  Staaten. 
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also  Terkehrt,  etwa  ans  Ungediüd,  im  Wege  des  Vertrages  Becht  festznstelleii, 
welches  anch,  wenn  schon  vielleicht  später,  im  Wege  regelmftssiger  Gesetz- 
gebung ca  Stande  gekommen  wftre,,  «nd  das  nnn  als  Gesetz  ganx  «nt  erbleibt. 
Wo  also  zwischen  den  geschiedenen  Staaten  ein  Verband  mit  der  Be- 
rechtigung zu  Oesetzgebnng  fllr  alle  besteht,  (wie  diess  Ja  in  einem  Bande»* 
Staate  nnd  selbst  in  einem  Staatenbande  sein  mag,)  ist  es  die  Aufgabe, 
diese  Gesetzgebung  zu  beleben,  nicht  aber  sie  durch  ein  unvoUkonunenes 
Mittel  zu  ersetzen. 

Keineswegs  gleich  sind  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  es  rithlirh 
ist,  die  beiden  F&lle  der  Sorge  fflr  die  Borger  im  Auslande  zm 
ordnen.  —  Ein  gemeinsames  Becht  für  Behandlung  eines  und  desselbeii 
Verhältnisses  ist  nicht  sowohl  dann  wflnschenswerth,  wenn  das  Becht  der 
betreffenden  Staaten  yerschieden,  als  dann,  wenn  es  unvereinbar  ist.    Nor 
in  dem  letzteren  Falle  entstehen  schwere,  weil  unlösbare  Unzutrflglichkeiteii. 
Ob  die  Zahl  der  Verhältnisse,  deren  Becht  gemeinsam  gemacht  werden  aoll, 
eine  bedeutende  ist  oder  nicht,  ändert  in  der  Dringlichkeit  der  Hfllie  nichts. 
Auch  seltener  vorkommende  Zustände  sollen  in  gesittigten  Staaten  nicht 
durch  die  Gesetze  selbst  auf  eine  Ar  die  Betheiligten  verderbliche  Weise 
in  Unordnung  gebracht  werden.    Es  mag  somit  auch  mit  solchen  Staaten, 
mit  welchen  keine  lebendige  Verbindung  stattfindet,  immerhin  ein  Vertrag 
Aber  solche  Gegenstände  geschlossen  werden.  —  Anders  bei  den  Verab- 
redungen Ober  gemeinsames  Becht  zum  Behufe  einer  Verkehrs-Förderang. 
Hier  ist  sowohl  das  Bestehen  eines  bedeutenden  Geschäftsverkehres,  als  Ver- 
schiedenheit des  beiderseitigen  Bechtes  Bedingung  der  Zweckmässigkeit 
Findet  ein  solcher  Verkehr  nicht  statt,  so  ist  eine  denselben  betreffende 
Bechtsvereinigung  nicht  der  Mflhe  werth,  während  sie  doch  für  spätere 
Bewegungen  der  eigenen  Cresetzgebung  sehr  störend  sein  kann.    Ist  abo* 
keine  wesentliche  Verschiedenheit  der  beiden  Gesetzgebungen,  so  kann  auch 
kein  nennenswerther  Nachtheil  im  Verkehre  daraus  entstehen.    Je  weiter 
also  das  Becht  zweier  in  grossem  Verkehre  mit  einander  stehender  Völker 
itzt  auseinander  läuft,  desto  wttnschenswerther  ist  eine  Vereinigung,  freilich 
leider  desto  schwieriger  auch  deren  Bewerkstelligung  ^). 

Was  endlich  die  Verabredungen  zum  Behufe  der  Verbesserungen 


1)  Ein  bekftnntM  Beispiel  wird  dieeen  Üntenohied  klarer  machen.  Bf  Ist  Ar  d«D  OipfU 
der  Läoherlichkeit  erklärt  worden,  daie  im  J.  1844  eine  Eeilie  yon  blnnenlindJeehen  deBtecheii 
Staaten  Vertrige  mit  Portngal  abscliloeeen  Aber  gemeintoliaftliche  handelsrechtliche  Normaii. 
Mit  Becht;  denn  diese  Staaten  haben  keinen  Verkehr  mit  Poitn^  nnd  können  nie  welchen 
haben«  Wosn  also  ein  gemeinschaftliches  Verkehrreoht?  AUeln  nnr  löblich  wire  es,  wenn 
dieselben  Staaten  mit  Portngal  Vertrige  schliessen  würden  Aber  gleichmissige  Behandlnng  der 
Tormnndschaft  Aber  einen] in  beiden  Oebieten  besllterten  MIndeijIhrigen,  oder  Über  gleiche 
gegenseitige  Behandlung  Ihrer  Angehörigen  in  Oadten  n.  dgL  Mögen  anch  litie  Jahre  hfai- 
gehen,  ehe  ein  soleher  FaU  wirklich  TOrkommt,  so  Ist  ein  ror  Verwinrang  schfltsender  Vertrsg 
löbUoh  nnd  mit  Dank  an  erkennen. 
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der  eigenen  Bechtspflege  betrifft,  so. ist  hier  vor  Allem  in  besonderer 
Anwendung  der  oben  aufgestellten  ersten  allgemeinen  Begel,  darauf  Bflcksicht 
zu  nehmen,  dass  keine  Verbindung  mit  solchen  Staaten  eingegangen  ?rird, 
deren  Rechtspflege  nach  den  diessseitigen  Ansichten  als  eine  flberm&ssig 
harte,  vielleicht  gransame  erscheint  Wenn  auch  dadurch  auf  die  eigenen 
Crerichte  kein  schädlicher  Einfluss  geübt  wird,  so  setzt  sich  doch  die  Staats- 
gewalt durch  Förderung  einer  solchen  Handlungsweise  Anderer  in  einen 
üblen  Widerstreit  mit  der  öffentlichen  Meinung  und  mit  ihrem  eigenen  Ge- 
fühle; und  es  kann  kaum  fehlen,  dass  sich  Fälle  begeben,  in  welchen  die 
Vollziehung  des  Vertrages  zu  grossen  inneren  Verlegenheiten,  zum  Beispiele 
mit  den  Ständen,  führen,  die  Nichtvollziehung  aber,  und  formell  ganz  mit 
Recht,  von  dem  fremden  Staate  als  Vertragsbruch  behandelt  würde  ^).  — 
Eine  Aussicht  auf  häufigen  Eintritt  der  im  Vertrage  festzustellenden  Fälle 
ist  dagegen  zum  Abschlüsse  nicht  erforderlich,  da  die  Bechtspflege  auch  in 
seltener  vorkommenden  Fällen  möglichst  vollkommen  sein  soll;  nur  wäre 
natürlich  eine  solche  Aussicht  ein  Grund  weiter  zum  Abschlüsse. 

3.  Stehen  die  Zwecke  fest,  welche  durch  Gemeinsamkeit  des  Bechtes 
erreicht  werden  sollen,  und  sind  die  Staaten  aui^efunden,  mit  welchen  über- 
haupt in  einen  Vertrag  eingegangen  werden  kann,  so  ist  allerdings  filr  die 
Bezeichnung  der  einzelnen  Gegenstände,  d.  h.  deijenigen  Bechtstheile, 
für  welche  eine  Gemeinschaft  gewünscht  wird,  viel  gewonnen;  doch  mag 
immerhin  Einzelnes  und  Widitiges  nicht  geringen  Zweifeln  unterliegen. 

Dass  eine  Kräftigung  der  Nationalität  nur  durch  die  Gemeinscbaftlichkeit 
ausgedehnter  und  wichtiger  Gesetze  angestrebt  werden  kann,  ist 
an  sich  klar.  Eine  Gleichheit  in  untergeordneten  und  wenigen  Puncten 
kann  diese  Wirkung  nicht  haben.  Mindestens  also  muss,  wenn  dieser  Zweck 
vorliegt,  die  Gesetzgebung  über  ganze  grosse  Seiten  des  Beditslebens  gleich- 
gestellt werden,  wie  z.  B.  das  gesammte  bürgerliche  Becht,  oder  das  Straf- 
recht. Am  vollständigsten  und  sichersten  natürlich  ist  auf  Erfolg  zu  rechnen, 
wenn  die  gesammte  Bechtsgesetzgebung,  materielles  Becht  und  Verfahren, 
in  allen  Bruchtheilen  eines  staatlich  zerrissenen  Volksstammes  gleich  gestellt 


1)  80  ist  keinem  gesitteten  Staate  su  rathen,  AnsUeferangsTertrÜge  absnschlleuen  mit 
einem  Staate,  ron  dem  man  weiss,  dass  er  naoli  seinen  Iiandesgesetsen  gegen  seinen  llmi 
ausgelieferten  Untertlianen  schon  wegen  kleinerer  Vergehen  Todesstrafe,  oder  dass  er  überhaupt 
Martern,  Knute  u.  dgl.  erkennt.  Zwar  würde  dadurch  das  Schicksal  der  yertragsmflsslg  Ton 
solchem  Staate  auszuliefernden  diesseitig^  Angehörigen  kein  härteres,  der  Oeist  der  dies- 
seiügen  Qeriohte  nieht  verdorben:  allein  aaefa  nur  eine  Beihfllfe  ra  einem  nnmenschlichen  Ver- 
fahren eines  Dritten  steht  sohlecht  an,  nnd  ist  Überdiess  ein  staatlicher  Fehler.  Hierin  liegt 
denn  aneh  der  Grund,  warum  die  Auslieferung  ron  politischen  Verbreehem  so  sehr  bedenklich 
ist,  nnd  wirklich  von  den  meisten  Staaten  verweigert  wird.  Wenn  nämlioh  auch  nieht  immer, 
so  wird  doch  hinflg  eine  Handlung  gegen  die  Staatsgewalt  im  Auslande  sittlich  weit  geringer 
angesehlagen,  als  sie  von  den  StralJ^esetsen  des  Betheiligten  aufgenommen  werden  würde  und 
mftsste.  Die  AuslieflBning  in  einer  solchen  unbilligen,  wenn  schon  aUerdtngs  nieht  ungerechten, 
Strafe  empStt  also  das  OefUh],  und  lieber  entsagt  man  der  dnreh  einen  Vertrag  in  erlangenden 
grösseren  eigenen  Sicherheit,  als  dass  man  sie  um  sdleben  Preis  erkaufte. 
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werden  kann.  Jeden  Falles  aber  wird  es  theils  zur  Krftftigang  der  beab- 
sichtTgten  Gesinnong,  theils  zur  Aufrecfaterhaltnng  wirklicher  Gleichheit  des 
Rechtes  beitragen,  wenn  für  das  gemeinsame  Recfatsgehiet  andi  gemein- 
same höchste  Gerichte  verabredet  werden.  Bei*  gleicher  Grundlage 
sind  hier  gar  keine  äusseren  oder  inneren  Schwierigkeiten  zu  flberwinden; 
es  bedarf  nur  des  Entschlusses.  Und  dass  ein  auf  solche  Weise  gebildetes 
und  so  gestelltes  Gericht  eine  ganz  besondere  Unabhängigkeit  geniesst,  ist 
nur  ein  weiterer  Vorzug  >)• 

Ist  Erleichterung  des  wirthsohaftlichen  Verkehres  die  Absicht  der  Ge- 
meinschaft, so  handelt  es  sich  natOrlich  jeden  Falles  nur  von  bürger- 
lichem Rechte.  Allein  auch  dieses  ist  keineswegs  in  seinem  ganzen  Umfange 
bei  diesem  engeren  Zwecke  betheiligt.    Zunftdist  ist  das  Recht  der  Ver- 
bindlichkeiten, namentlich  der  Vertrfige,  von  Bedeutung;  allein  es   mag 
allerdings,  je  nadi  den  ooncreten  Verhältnissen,  die  Sache  audi  anders  ge- 
fasst  werden.    So  kann,  wo  ein  lebhafter  Handel  zwisdien  den  zu   ver- 
bündenden Völkern  getrieben  wird,  ein  vollständiges  gemeinsames  Handels- 
recht, oder,  £aUs  dieses  nicht  zu  erreichen  wäre,  wenigstens  ein  gemein- 
sames Wechselrecht  verabredet  werden.     In  anderen  Fällen  werden 
vielleicht  Hypothekenordnungen  oder  Gesetze  Aber  Grundeigentham 
an  der  Stelle  sein.  Von  grosser  Bedeutung  fttr  den  Schutz  der  Vermögens- 
rechte der  BArgör  sind  unter  Umständen  internationale  Verabredungen  zu 
gegenseitigem  Verbot  von  Nachdruck  oder  von  Nachahmung  gewisser 
Erfindungen  (z.  B.  der  patentirten,  oder  von  Zeichnungen,  Mustern  u.  s.  w.). 

In  nodi  weit  engerem  Kreise  liegen  diejenigen  Rechtssätze,  deren  Ge- 
meinschaft zum  Schutze  der  Bürger  da,  wo  ein  Verhältniss  ttber  Ein  Staats- 
gebiet hinausragt,  zu  verabreden  ist.  Hier  handelt  es  sich  nicht  von  ganzen 
Gesetzbflchem,  oder  auch  nur  von  umfie»senden  Rechtsanstalten,  sondern  viel- 
mehr von  einzelnen  Beziehungen.  Es  kann  nun  aber  der  Bflrger  in  dreifiadier 
Beziehung  dann  in  Schaden  kommen,  wenn  seine  Rechtsverhältnisse  oder 
Rechtshandlungen  in  einem  fremden  Staate  zur  Geltung  kommen  sollen. 
Einmal  ist  es  möglich,  dass  ein  auswärtiger  Staat  die  Fremden  als  solche 
gewissen  Nachtheilen  unterwirft,  wenn,  sie  mit  seinen  Gerichten  in  Berührang 
kommen;  und  zwar  mag  diess  stattfinden  im  bürgerlichen,  im  peinlichen  und 
im  Prozessrechte*).    Ein  zweiter  Nachtheil  kann  daraus  entstehen,  dass 


1)  Solche  gemeiawdiaftllolie  hdehfte  Q«riehte  bestehen  bekaontUeh  ichon  Uaget,  ■.  B.  fai 
Deatsehland;  und  et  findet  nur  Eine  Bttanme  der  BUlignng  ststt  Es  ilnd  dieii  die  Ober- 
appeUatlonagerlchte  1.  in  Jena,  fttr  die  zh.  nnd  h.  säehsischen  nnd  für  die  reoielsohen  Liader; 
S.  in  fiostook,  fttr  die  beiden  Meoklenborff;  8.  in  Zerbst,  für  Sehwanbary  und  Anhalt;  L  in 
VTolfenbttttel  fUr  Brannaohweig,  Lippe  nnd  Waldeelc;  6.  in  Lttbeck,  fttr  die  Tier  freien  Stidte. 
Der  Qrond  dieser  Vereinigung  mag  hier  snnichst  nicht  die  Rechtsgemeinsebaft  sein;  aUeio  die 
Thatsache  beweist  die  Möglichkeit  schon  bei  tbeUweise  Terschiedenem  Recht,  am  wie  viel  mehr 
bei  gemeinsamem.    Vgl.  Zaeharli,  Deutsehes  Staats-  und  Bandesrecht,  Bd.  n,  8.  ISS  tg, 

9)  Z.  B.  wenn  ein  Fremder  Ui  einem  Gante  erst  dann  befriedigt  wird,  wenn  die  etssaea 
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den  diesseitigen  Öffentlichen  Urkunden  in  einem  anderen  Staate  keine 
Giltigkeit,  z.  B.  keine  Beweiskraft,  beigelegt  inrd.  Endlich  und  hauptsächlich 
aber  droht  dem  Bflrger  dann  Gefahr  für  sein  Redit,  wenn  er  zur  Aufrecht- 
erhaltung eines  nach  diesseitigem  Gesetze  entstandenen  Verhältnisses  vor 
auswärtigen  Gerichten  auftreten,  bei  diesen  aber  materiell  verschiedenes 
Gesetz  Aber  seine  Rechtsfähigkeit  oder  tLber  das  in  Frage  stehende  Rechts- 
yerhältniss  gilt.  Dieser  Fall  ist  nicht  nur  thatsädilich  sehr  häufig,  sondern 
er  ist  auch  desshalb  sehr  bedenklidi  weil  die  dem  Verfahren  und  der  Ent- 
sdieidung  zu  Grunde  zu  legende  Lehre  von  der  Collission  der  Rechte  von 
den  Gesetzen  keineswegs  gehörig  geordnet,  in  der  Wissenschaft  aber  noch 
im  Zustande  des  bittersten  Streites  ist  ^),  somit  keineswegs  auf  eine  gerechte, 
Oberhaupt  mit  Sicherheit  auf  gar  keine  bestimmte  Entscheidung  gezählt  werden 
kann.  —  Es  ist  einleuchtend,  wie  wohlthätig  in  allen  diesen  Beziehungen 
Verträge  Aber  gemeinsames  Recht  zwischen  den  in  häufigeren  Beziehungen 
stehenden  Staaten  sind;  und  ebenso,  dass  nur  auf  diese  Weise,  vollkommene 
HAlfe  ist.  Nicht  ganz  so  leicht  ist  die  Ausführung.  Keinen  Anstand  irgend 
einer  Art  kann  zwar  eine  Verabredung  Aber  Gleichstellung  des  Rechtes 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  unterliegen.  Die  immer  fortschreitende 
Entwicklung  der  Rechtsidee  und  Aberhaupt  der  menschlichen  Gesittigung 
hat  ohnedem  schon  diesem  Grundsatze  so  weit  Anerkennung  verschafft,  dass 
nur  nodi  Ausnahmen  zu  beseitigen  sind.  —  Ebenso  ist  die  gegenseitige 
Anerkennung  der  öffentlichen  Urkunden  kaum  Gegenstand  eines 
Zweifels.  Und  zwar  ist  eine  doppelte  Möglidikeit.  Entweder  mag  ein  Ver- 
trag geschlossen  werden  Aber  gemeinscfaaftlidi  zu  beobachtende  Form  gewisser 
Gktttungen  von  Urkunden,  z.  B.  von  Testamenten,  Eheverträgen,  Schuld- 
verschreibungen u.  s.  w.;  oder  aber  es  wird,  noch  einfacher  und  grundsätzlich 
richtiger,  gegenseitige  Anerkennung  der  in  gesetzlicher  Form  des  Ursprungs-* 
Staates  abgefassten  SchriftstAcke  beredet*).  —  Desto  schwieriger  ist  eine 
genAgende  und  richtige  Bestimmung  zur  Ordnung  des  Widersjiruches 

Bürger  ToUe  Betablung  erhalten  hAben ;  oder  wenn  gegen  einen  Fremden  elgenthflmliche  oder 
härtere  Strafen  erkannt  werden,  x.  B.  Stockatreiehe  anstatt  Oefingnias;  oder  wenn  ein  fremder 
KULffer  sn  groesen  Bicherheitaleistnngen  gendthigt  ist 

1)  Wer  kennt  nicht  den  berüchtigten,  bis  in  die  Jfingste  Zeit  fort^esetsten ,  noch  immer  sn 
gerade  entgegengesetsten  Ansichten  führenden  Streit  Aber  die  OoUision  der  Oesetie?  um  nur 
die  neuesten  nnd  bedeotendsten  Schriften  in  nennen,  so  sind  hier  ansofilhren:  Story,  Com- 
mentaries  on  the  Conflict  of  Law.  Ed.  8.  Boston,  1848;  Borge,  Commentaries  on  colonial  and 
foreign  laws.  Lond.,  1884,  I~IV;  Wächter,  0.  d.  CoUlsion  der  PriTatreohtsgesetse,  (im  Arch. 
t  clT.  Praz.,  Bd.  XXIV  n.  XXV.);  Booco,  DeU*  nso  e  antoritä  deUe  leggi  delle  dae  Sidlle 
cottslderate  etc.  Kap.,  1848,  I.  II;Fdliz,  Dn  droit  international  prlT6.  Ed.  8.  Par.,  1847;  S»- 
Tignj,  System  des  B.  R.'s,  B.  VIH;  Pfeiffer,  Das  Prindp  des  Internationalen  PrlTatrechts. 
Stnttg.,  1851.  —  VgL  noch  meine  Abb.  über  die  nenere  yOlkerrechtliehe  Literator  In  der  Oe- 
ichichte  d.  Staatsw.,  Bd.  I. 

8)  Bekanntlich  ist  dieses  VerhJUtoiss  in  den  V.  St.  Tön  Nordamerika  fBr  wichtig  gennsT 
erachtet,  nm  in  einer  eigenen  Verfltssnngs-Bestinminng  fllr  alle  Staaten  der  Union  geordnet  sa 
sein.   Anoh  die  Fraokftarter  Beiehgrerikssiuiir  ^on  1848  steUte  hlerflber  ein  QeseU  In  Avssicht 

(I  W). 

T.  Mohl,  Staatareoht    Bd.  n.  07 
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unter  den' Oesetzen  verschiedener  Staaten.    Zur  vertragsmAssigen 
Feststellung  eines  aligemeinen  Grundsatzes  ist  die  Frage  wissenscfaaftiicii 
noch  nicht  reif;  und  es  würde  ein  Versuch  anstatt  die  Sdiwierigkeiten   zu 
beseitigen,   dieselben  eher  noch  Tennehren   und  vielleicht  ganz    onlöslieh 
machen.    £s  bleibt  somit  nur  übrig,  Verabredungen  auf  gemeinsame  Be* 
handlung  einzelner  Fälle  zu  treffen,  welche  der  Erüahrung  gemiäss  be- 
sonders häufige  Störungen  verursachen.   Die  Gegenstände  für  solche  b^M>ndere 
Bestimmungen  richten  sich  natürlich  in  jedem  Staate  nach  dem  Inhalte  der 
Landesgesetze  verglichen  mit  dem  der  Gesetze  anderer,  namentlich  benach- 
barter, Staaten;  und  nur  beispielsweise  mögen  folgende  Rechtsveihftltnisse 
als  solche  angeführt  werden,  welche  zu  h&ufigem  Zusammenstosse  führen, 
und  somit  durch  eine  vertragsmAssige  Gleichheit  des  Gesetzes  zu  ordnen 
sein  mögen.    £s  ist  diess  aber:  persönlicher  Gerichtsstand  bei  Grundbesitz 
in  verschiedenen  L&ndern;  Ungleichheit  im  Vol^ährigkeitsalter;  Anordnung 
über  eine  Vormundschaft  oder  Verwaltung  über  Vermögen,  welches  in  ver- 
schiedenen Staaten  liegt;  Gantverfahren  über  ein  Vermögen  gleicher  Art; 
Realklagen  auf  bewegliche  Dinge,  die  in  einem  dem  Eigenthümer  fremden 
Staate  gelegen  sind;  £hevertrfige  mit  Wirkung  auf  Sachen  im  Auslände; 
Intestaterbftlle  gleicher  Art  u.  s.  w.  ^). 

Was  endlich  diejenigen  Punkte  betrifft,   welche  ein  Staat  zum  Y or- 
theile seiner  eigenen  Rechtspflege  durdi  Verträge  mit  dem  Auslande 
zu  ordnen  hat,  so  bleibt  freilich  hier  das  wirklich  £rreichbai*e  weit  hinter 
dem  zurück,  was  man  im  nächsten  Interesse  der  Thätigkeit  der  Gerichte 
wünschen  kann.    Auf  diesem  Standpunkte  wäre  nämlich  offenbar  das  Ideal 
erreicht,  wenn  die  diesseitigen  Gerichte  für  ihre  zuständigen  Handlungen 
bei  den  Behörden  anderer  Staaten  dieselbe  Hülfe  und  Anerkennung  ftnden, 
wie  sie  ihnen  die  Behörden  des  eigenen  Staates  leisten;  wobei  dreieriei 
besonders  nöthig  wäre.    £inmal,  dass  auswärtige  Gerichte  den  diesseitigen 
unterstützend  an  die  Hand  giengeu,   wenn   letzteres   bei  Leitung   eines 
gerichtlichen  Verfahrens    oder  bei   Vornahme    einer  im   Auslande  vorzu- 
nehmenden Handlung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  nöthig  wäre.   Zweitens, 
dass  die  von  den  diesseitigen  Gerichten  geftllten  rechtskräftigen  ürtheile, 
wo  der  Fall  einträte,  auch  im  Auslande  anerkannt  und  vollzogen  würden. 
Drittens,  dass  Personen,  welche  beschuldigt  wären,  gegen  die  diesseitigen 


1)  Veiirig«  Aber  solche  0«geii«tinde  bestehen  fast  in  aUen  Staaten;  aUein  selten  sind  sie 
y%%t<^  einem  Qnindsatse  geordnet  oder  erstreben  sie  Vollständlir^eit.  Eine  Ausnahme  msehen  . 
die  von  Preassen  mit  einer  Reibe  Ton  benachbarten  deutschen  Staaten  abgeschlossenen  Ueber- 
einkflnfte,  welche  nicht  nur  sehr  nmDusend,  sondern  auch  unter  sich  gleichlautend  sind.  S.  dar- 
über Simon,  Das  Pieussische  Staatsrecht.  Bresl.,  iS4i,  Bd.  II,  S.  469  fg.,  und  Krag,  Das 
Intematioaalrecht  der  Deutschen.  Lpg.  1861.  Die  grosse  Menge  der  mÖgUchen  Fälle  und  die 
grosse  sachliche  Verschiedenheit  der  Bestimmungen,  gerichtlichen  Ürtheile  und  Vertrige  mag 
■lan  aber  ersehen  aus  Fölix,  a.a.O.,  oder  ans  Vesqne  Ton  Pnttlingen,Die  geistilldie 
Behandlung  der  Ausländer  in  Oesterreich.    Wien,  1S4S. 
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Strafgesetze  gefehlt  za  haben  und  somit  in  Untersudiang  and  Strafe  ge- 
nommen werden  sollen,  auch  aus  dem  Aaslande  vor  die  diesseitigen  Ge« 
richte  gestellt  würden.    Nachdenken  and  Erfahrung  zeigt  nun  aber,  dass 
eine  vollständige  Erreichung  dieser,  wie  gesagt,  vom  Standpunkte  der  Rechts- 
pflege aus  an  sich  ganz  gerechtfertigten,  Wünsche  weit  nicht  zu  erlangen  ist. 
Einmal  n&mlich  besteht  eine  ganze  Reihe  triftiger  Gründe,  welche  uns  selbst 
hindern,  gegenüber  von  den  andern  Staaten  so  weit  gehende  Einräumungen 
zu   machen.     Staatsrechtlich   nämlich   ist   es   nicht   gestattet,   den   Bürger 
anderen  Richtern  und  anderen  Strafen  zu  unterwerfen,  als  den  vom  Gesetze 
bestimmten,  welche  natürlidi  nur  inländische  sind;  und  was  der  Staat  nicht 
selbstständig  unternehmen  kann,  darf  er  auch  nicht  durch  Vertrag  mit  Fremden 
zu  Wege  bringen.    Völkerrechtlich  ist  der  Beschluss  des  fremden  Richters, 
einen   im   diesseitigen  Schutze   Befindlichen   an  Leib,    Gut  und  Ehre   zu 
schädigen,  und  sein  Verlangen,  dass  dieser  Beschluss  von  unserer  Staats- 
gewalt ausgeführt  werde,  eine  solche  Verletzung  der  Staatsunabhängigkeit, 
dass  selbst  das  Recht  zu  gegenseitig  gleicher  Forderung  die  Unzulässigkeit 
nicht  aufhebt.    Politisch  ist  es  unrathsam,   den  Beschlüssen  einer  fremden 
Behörde,  welche  die  Ruhe  und  Ehre  diesseitiger  Bürger  nach  Belieben  be- 
drohen könnte,  ohne  eigenes  Urtheil  Vollzug  zu  verschaffen,  da  doch  Ver- 
theidigung  und  Schutz  auch  gegen  Aussen  Aufgabe  und  Klugheit  ist.   Endlich 
ist  es  gegen  das  menschliche  Gefühl,  Hülfesuchenden  und  bereits  in  den 
Schutz  Aufgenommenen  ihren  Verfolgern   auszuliefern,   wenn   eine  Gefahr 
unbilliger  Behandlung  vorliegt.    Ist  nun  aber  der  diesseitige  Staat  nicht  im 
Stande,  in  diesen  Beziehungen  die  Rechtspflege  fremder  Staaten  bei  sich  zu 
unterstützen,  so  kann  er  natürlich  auch  von  ihnen  die  Einräumung  für  seine 
(Terichte  nicht  verlangen.  —  Allein  selbst  wenn  man  sich  zur  Anerbietung 
einer  solchen  Gegenseitigkeit  entschliessen  wollte,  so  würde  man,  zweitens, 
auf  bestimmt  entgegenstehende  positive  Gesetze  einzelner  Staaten,  ja  auf 
allgemein  anerkannte  europäische  Gewohnheiten  stossen,  welche  wenigstens 
in  vielen  Punkten   der  Annahme   des  Anerbietens   ent{;egenstünden.     Am 
wenigsten  noch  ist  dieses  der  Fall  hinsichtlich  der  Erfüllung  von  Ansuchen 
um   Unterstützung    bei    einzelnen    amtlichen   Handlungen    (Requisitionen). 
Werden  auch  hier,  wie  billig,  solche  Vorkehrungen  getroffen,  welche  vor 
unerfüllbaren  Zumuthungen  schützen  können,  so  ist  es  doch  ein  fast  allge- 
meines europäisches  Gewohnheitsrecht,  solchen  bittweisen  Ansuchen  nachzu- 
konmien,  so  weit  man  selbst  keinen  Schaden  davon  hat;  auch  sind  schon 
Verträge  über  diesen  Gegenstand  unter  den  Staaten  geschlossen^).    Schon 


1)  Ueber  die  bestehenden  yölkerrechtliehen  VerhJUtniise  hinsichtlich  der  Requisitionen 
fremdlftodlscber  Gerichte  s.  Foeüz,  Droit  priTÖ  international,  8.  800  fg.  AusfUhrlieberes  Aber 
die  Ton  deotsehen  Btnaten  hinsichtlich  der  Requisitionen  geschlossenen  Verträge  s.  theils  in  den 
Bnndbttchern  der  Landesstaatsreebte,  s.  B.  in  Simon,  Prensslsches  Staatsrecht,  Bd.  II,  475  nnd 
411  \  Moy,  Balerisohea  Staatsrechte,  Bd.  II,  S,  8.  6ii  Ul,\  in  meinem  Wärttembergischen 
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weit  beacfarftokter  ist  die  Anerkennmig  und  Yolhnehang  der  Erkenntnisse 
fremder  Gerichte.    Selbst  bei  ürtheilen  in  bflrgerlicfaen  Reditssftciieii    und 
bei  Anordnungen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  gilt  nur  bei  einem  Theile 
der  europäischen  Staaten  der  Grundsatz  der  Yoliziehbarkeit,  während    sehr 
Tiele  darin  eine  Verletzung,  ihrer  Selbstständigkeit  sehen  ^).   Ganz  allgemein 
aber  wird  die  Yollziehnng  fremdgerichtlidier  Urtheile  in  Strabachen   nnd 
die  Anerkennung  ihrer  rechtlichen  Folgen  verweigert,  und  höchstens   tritt 
an    deren   Stelle   ein   Yerfiahren    Tor    den    eigenen   Gerichten    oder,     bei 
Nichtstaatsangehörigen,   Auslieferung.    Was  endlich  die  Auslieferung   An- 
geschuldigter zur  Vornahme  einer  Untersuchung  und,  betreffenden  Falles, 
einer  Bestrafung  betrifft,  so  ist  es  vor  Allem  entschiedene  europäische  Ge- 
wohnheit, die  eigenen  Bflrger  niemals  zu  solchem  Zwecke  an  einen  firemden 
Staat  auszuliefern.    Hinsichtlich  fltlchtiger  Ausländer  pflegen  eigene  Verträge 
zu  bestehen,  in  welchen  die  Fälle  der  A^^eferung  bestimmt  sind,  beinahe 
immer  mit  Ausschluss  der  politischen  Anschuldigungen.    Ohne  soldie  Ver- 
träge wird  zwar  in  der  Begel  die  Auslieferung  bei  Anschuldigung  gemeiner 
Vergehen  bewilligt,  ohne  dass  jedoch  eine  Pflicht  dazu  anerkannt  wäre,  nnd 
immer  unter  Vorbehalt  der  Entscheidung  der  höchsten  Staatsbehörde   im 
einzelnen  Falle  *).  —  Unter  diesen  Umständen  hat  sich  der  Staat  bei  seinen 
Bemflhungen  um  Verträge  auf  das  von  ihm  selbst  Gewährbare  und  das  aus 
äusseren  GrOnden  Erreichbare  zu  beschränken.    Diess  aber  ist  denn  we- 
sentlich verschieden,  je  nachdem  es  sich  von  bürgerlichem  Rechte  und  frei- 
williger Geriditsbarkeit  oder  von  Strafrechtspflege  handelt.  —  Bei  der  b  Ärger- 
lichen Bechtspflege  möchte  zunächst  der  Zweifel  entstehen,  ob  Ober- 
haupt der  Abschluss  von  Verträgen  auf  gemeinsames  Recht  zweckmässig  sei. 
Nidit  etwa,  weil  hier  Gründe  zu  einer  Besorgniss  vorlägen,  dass  ein  Vertrag 
auf  gegenseitige  Anerkennung  und  Unterstützung  den  diesseitigen  Staat  ge- 
legentlich in  die  Lage  setzen  könnte,  Unrecht  und  Unbilligkeit  einer  fremden 
Regierung  fördern,  oder  gegen  das  allgemeine  Gefühl  des  eigenen  Volkes 


StMlirechte,  Ste  Aufl.,  Bd.  n,  8.  701  nnd  706  tjg. ;  thelU  In  der  tebeUArbohen  ZauunmenfteUim^ 
TOn  Krag*f  IiiternatioB«lrecht  der  Deateeben. 

1)  Die  enropSiicheii  Staaten  befolgen  drei  verKhledene  Syiteme  hinsichtlioh  der  VoUiiehnng 
firemdgeHebtUcher  CiTÜerkenntnisse.  Nach  dem  einen,  von  England  befolgten,  werden  solche 
UrtheUe  ohne  weiterea,  alao  ohne  Vertrag  und  selbst  wenn  sie  in  Staaten  erlassen  sind,  welehe 
keine  Gegenseitigkeit  beobachten,  anerkannt.  Nach  einem  anderen  Systeme  wird  denielbeo 
keine  rechtliche  Bedentong  beigelegt,  nnd  es  muss,  so  weit  eine  bereits  entschiedene  Sache  aneh 
in  einem  Staate  dieser  Art  rar  Ansffihrnng  kommen  soll,  sie  anf)i  Nene  Tor  die  Landesgericbte 
gebracht  werden.  Diess  ist  der  Fall  in  den  Staaten  des  fransösischen  Hechtes ,  in  Raisland, 
Schweden,  Norwegen,  Spanien  nnd  Portugal.  Alle  übrigen  Staaten  erkennen,  drittens,  ein 
fremdgerichtliches  Erkenntniss  an  und  ToUsiehen  es  auf  Ansncben,  Jedoch  nur  unter  der  Be- 
dingung der  Gegenseitigkeit.    VgL  Foeliz,  Droit  international  prirö,  8.  860  fg. 

S)  Sowohl  die  Ansichten  Aber  diesen  wichtigen  und  yerwickelten  Gegenstand,  als  die  sn 
•einer  Ordnung  geschlossenen  Vertrige  sind  sn  ersehen  bei:  ProTO-Kluit,  De  deditione 
profugonim.  Lugd.-Bat.,  18M;  FSliz  a.  a.  O.,  8.  578  i^.;  Heffter,  Völkerrecht,  Ste  Aufl., 
8.  119  fg.;  und  oben,  Bd.  I,  8.  687  Hg. 
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bandeln  zn  müssen.  Aach  nicht,  weil  onüberwindlidie  Schwierigkeiten  völker- 
rechtlicher Art  entgegen  stünden.  Sondern  weil  es  sdieinen  könnte,  daas 
der  einseitig  aafgesteüte  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  aadi  zum  Zwecke 
fCÜire.  Allein  es  ist  doch  zu  bedenken,  dass  auch  hier  durch  einen  Vertrag 
nähere  zweckmässige  Bestimmungen  gegeben  werden  können;  und  yieUeicht 
fi^elingt  sogar  eine  Uebereinkunffc  mit  einem  Staate,  welcher  den  Grundsatz 
der  Gegenseitigkeit  an  sich  nicht  befolgt  >).  Dennodi  mag  mit  jedem  dazu 
bereitwilligen  Staate  ein  Vertrag  über  folgende  Punkte  geschlossen  werden: 
Ansuchen  eines  Gerichtes  des  mitvertragenden  Staates  in  bürgerlichen 
Rechtsstreiten  oder  in  Sachen  der  freiwilligen  Geriditsbarkeit  sind  ebenso 
zu  erfüllen,  wie  die  gleichartigen  Verlangen  einer  Behörde  des  eigenen 
Staates.  Also  mit  gleicher  Beschleunigung,  ohne  höheren  Kostenansatz  und, 
v^enn  nidit  etwa  eine  erfüllbare  Abweichung  ausdrücklich  verlangt  ist,  in 
denselben  Formen.  Ueber  die  Nothwendigkeit  oder  rechtliche  Zul&ssigkeit 
des  Ansinnens  an  sich  hat  der  aufgeforderte  Staat  keine  Entscheidung;  nur 
versteht  es  sich  von  selbst,  dass  auf  Verlangen  einer  auswärtigen  Behörde 
keine  nach  den  eigenen  Gesetzen  unerlaubte,  sowie  keine  füi  den  eigenen 
Staat  oder  seine  Bürger  nachtheilige  Handlung  vorgenommen  wird ').  Zu 
dem  Ende  ist  es  denn  zweckmässig,  die  von  fremdländischen  Gerichten  ein- 
laufenden Ansuchen  nicht  unmittelbar  bei  deiv  gleichgeordneten  inländischen 
Behörden  zuzulassen,  sondern  ihre  Uebergabe  bei  einem  höheren  Gerichte 
oder  bei  dem  Justizministerium,  zum  Behufe  der  Vornahme  einer  Prüfung 
ihrer  Ausführbarkeit  zu  verlangen.  Auf  dieselbe  Weise  sind  denn  auch 
rechtsgiltige  und  vollziehbare  Urtheile  in  bürgerlichen  Rechtssachen  gegen- 
seitig anzuerkennen  und,  so  weit  diess  im  fremden  Staate  nöthig  und  möglich 
ist,  zur  Vollziehung  zu  bringen.  Sie  erhalten  ganz  dieselbe  rechtlidie  Be- 
deutung, wie  die  -gleichartigen  Handlungen  der  eigenen  Gerichte,  und  be- 
gründen desshalb  namentlich  auch  die  Einrede  rechtskräftig  entschiedener 
Sache.  Die  einzige  Ausnahme  von  Anerkennung  und  Vollziehung  haben 
solche  fremdgerichtliche  Urtheile  zu  bilden,  welche  eine  nach  den  diesseitigen 
Landesgesetzen  unerlaubte  und  unmögliche  Verfügung  enthalten  oder  ein 
diesen  Gesetzen  ganz  unbekanntes  Verhältniss  betreffen  möchten.  —  Anders 
bei  der  Strafrechtspflege.  Von  einem  Vertrage  auf  gegenseitige  An- 
erkennung und  Vollziehung  eines  Straferkenntnisses,  sei  es  an  Per- 
sonen oder  an  Sachen,  kann  nach  allgemeinem  Volksbewusstsein  und  ebenso 


1)  So  ist  es  s.  B.  RossUnd,  Sardinien  und  der  Schwels  gelangen,  mit  Frankreicli  einen 
Vertrag  fiber  wenigstens  tbeilwelse  Vollsielinng  von  Ciyilartheilen  abzoscliliessen. 

i)  Ans  diesem  Grande  scheint  es  dalier  aacli  sn  viel  so  sein ,  wenn  saweilen  so  weit  ge- 
gangen wird,  die  gegenseitige  Zasendang  yon  Zeagen  zur  mflndüchen  Vemehmang  von  dem 
fremden  Gerichte  sa  verabreden,  Za  einer  Reise  aosserlialb  Landes  and  sar  £rscheinnng  ror 
einer  aoswärtigen  Behörde  soUte  der  Unterthan  nicht  genötliigt  werden. 
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allgemeiner  staatlicher  Sitte  gar  nicht  die  Rede  sein ').     Nur  wenn   ein 
8tra£Fall  zu  rein  privatrechtlichen  Urtheilen  Yeranhissung  giebt,  finden  diese 
nnter  den  eben  erwähnten  allgemeinen  Bedingungen  Vollzug.    Aber  aach  in 
Beziehung  auf  Requisitionen  in  Strafuntersuchungen  und   auf   Aas- 
lieferungen von    Besdiuldigten   kann   der  Staat  nur   ein  sehr    he- 
schrftnktes  gemeinschaftliches  Recht  yeranlassen  und  einräumen.    Ansudien 
zur  Förderung  von  Strafuntersuchungen  können  gar  nicht  gewährt  werden, 
wenn  der  Betheiligte  dem  angeforderten  Staate  selbst  angehört  oder  aa<A 
nur  Schutz  in  demselben  gefunden  hat.  In  andern  FAIlen  mag  die  Leistung 
verabredet  werden;  jedoch  freilich  unter  Bedingungen.     Einmal  bloss  bei 
Anschuldigungen  von  Handlungen,  welche  im  ersuchten  Staate  auch  als  Ver- 
brechen gesetzlich  erklärt  sind.     Sodann   nicht  bei  politischen  Anklagen. 
Endlich  unter  den  Voraussetzungen,  welche  schon  bei  den  Requisitionen  der 
Civilgeridite  erwähnt  sind.    Was  aber  die  Auslieferungen  betrifft,  so  kann 
vor  Allem  die  Uebergabe  eigener  Staatsangehöriger  unter  keinen  Umständen 
verabredet  werden.  Ebenso  sprechen  überwiegende  GrOnde  gegen  irgend  welche 
Auslieferung  wegen  politischer  Anschuldigungen.    Und  selbst  in  Beziehung 
auf  die  fibrigen,  an  sich  zulässigen,  Fälle  ist  es  rathsam  die  Vergehen  genau 
zu  bestimmen,  welche  zu  einer  Auslieferung  verpflichten;  sowie  namentlich 
festzusetzen,  dass  der  Ausgeliaferte  wegen  keiner  anderen  Handlung,  als  der 
im  AusHeferungsverlangen  bezeichneten,  in  Anspruch  genommen  werden  darf '). 
Kaum  erst  der  Erwähnung  bedarf  es,  dass  die  Gewflhrung  sowohl  von  An- 
suchen in  Strafantersuchungen  als  von  Auslieferungen  von  viel  zu  grosser 
Bedeutung  für  den  ganzen  Staat  sind,  als  dass  von  untergeordneten  Be- 
hörden selbstständig  darüber  entschieden  werden  könnte.    In  beiden  FfiUen 


1)  Wenn  einmal  die  UnTolUlehbarkeit  Ton  Straftirthellen  fremder  Oeriehte  «uerkMint  Ist, 
•0  können  auch  keine  Ausnahmen  gemacht  werden,  denn  alle  Fälle  werden  darch  dieselben 
Orfinde  betroffen.  Desshalb  sind  auch  die  beiden  einxlgen  bekannten  Abwetchnniren  Ton  der 
Regel  nicht  nachahmnngswerth.  Es  ist  diess die  Beallmmang  der  pre assischen  Jarisdietlons- 
Tcrtrlige,  welchen  gemäss  fremdgerichtliche  Erkenntnisse  gegen  Personen  nnd  Sachen  Tollstreckt 
werden,  wenn  die  Verarthellten  erst  nach  rollständig  gefQhrter  Untersnchnng  das  fremde  Land 
rerlassen  haben;  und  die  Bestimmang  der  wflrttemberglsohen  Verträge  mit  den  Nadibar^ 
Staaten,  welcher  gemäss  ft-emdgerichtliche  Btraferkenntnisse  wenigstens  an  Bachen  xa  voll- 
siehen  sind. 

2)  Es  mdehte  nar  etwa  die  Frage  sein,  ob  nicht  fttr  seltene  änsserste  Fälle  wenigstens  die 
Befngniss  xar  Anslieferang  eigener  Staatsangehdriger  n.  s.  w.  sollte  Torbehalten  sein?  ün- 
xweifelbaft  kann  es  Fälle  geben ,  in  welchen  die'Nichtansliefemng  entweder  eine  schädliche 
Zerreitsnng  eines  wesentlieh  einheitlichen  Verfahrens  lor  Folge  hat,  (s.  B.  bei  einer  Raubet^ 
bände),  oder  xu  einer  bedanemswerthen  Btraflosigkeit  wegen  Mangels  an  Beweisen  in  einem 
der  begangenen  Handlung  fremden  Lande  führt;  und  auch  wohl  solche,  In  welchen  eine  Nieht- 
ansliefernng  schwere  stkatliche  Verwicklongen  herbeifQhren  mSsste.  Dennoch  scheint  eine 
solche  Bestimmung  im  Vertrage  nicht  räthlich.  Theils  könnte  sie  aäs  Deckmantel  einer  Um- 
gehung des  Omndsatxes  missbrancht  werden;  theils  die,  itxt  mit  einer  rechtlichen  Möglichkeit 
der  Einwilligung  versehene  Regiening  nm  so  dringenderen  Anmutbongen  auch  in  nngerecht- 
fertigten  Fällen  aussetxen.  Besser  Ist  es,  Torkommenden  Falles  die  Verantwortlichkeit  einer 
Abweichung  Yom  Vertrage  gegenüber  von  der  öffentlichen  Meinnng  nnd  etwa  Ton  Ständen  anf 
sich  an  nehmen,  eine  bill  of  indlmnity  su  rerlangen. 
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ist  daher  das  Verlangen  an  die  betreffende  Staat^ewalt  selbst  zu  stellen 
nnd  von  dieser  zn  prüfen.  Unläugbar  wird  zwar  durch  solche  Verträge 
die  Wirksamkeit  der  Bechtspflege  in  nidit  seltenen  Fftllen  fohlbare  Be- 
schränkungen erleiden.  Allein  theils  hat  der  Staat  auch  noch  andere  Bflck- 
sichten  zu  nehmen,  theils  kann  ein  bedeutender  Theil  der  Uebelstände  im 
Innern  und  gegen  Aussen  durch  die  Aufstellung  und  AusfOhrung  des  Grund- 
satzes beseitigt  werden,  dass  jeder  Staat  diejenigen  seiner  Angehörigen  den 
eigenen  Landesgerichten  zur  Untersuchung  und  Bestrafung  übergiebt,  welche 
eine  auch  von  ihm  als  Verbrechen  betrachtete  Handlung  begangen  haben, 
die  er  aber  doch  fremder  Gerichtsbarkeit  nicht  tlberliefem  will  und  kann. 

4.  Endlich  giebt  audi  noch  das  bei  Staatsverträgen  Aber  irgend  eine 
Bechtsgemeinschalt  zu  beobachtende  Verfahren  Stoff  zu  mehr&chen  Be- 
merkungen. 

Vor  Allem  ist  zu  bemerken,  dass  das  Zustandebringen  des  Vertrages 
dieser  Art  eine  doppelte  Thätigkeit  der  Staatsgewalt,  somit  eine  Arbeits- 
theilung,  erfordert.  Einmal  nämlich  ist  nOthig  die  Entwerfung  der  Rechts- 
sätze, welche  kflnftig  den  yerbUndeten  Staaten  gemeinschaftlich  sein  sollen; 
sodann  aber  die  Unterhandlung  Aber  die  Annahme.  Beide  Gesdiäfte  er- 
fordern ihre  eigenthflmlidie  Behandlung,  sind  somit  auch  getrennt  zu  halten 
und  verschiedenen  Organen  zu  ttbertragen.  —  Die  Entwerfung  der  zu  ge- 
meinschaftlichem Redite  zu  erklärenden  Sätze  ist  ein  Act  der  Gesetzgebung, 
und  auch  vollständig  als  solcher  zu  behandeln.  Es  kann  daher  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  dieselben  Behörden,  und  nur  diese,  welche  über- 
haupt mit  der  Ab&ssung  von  Gesetzen  beauftragt  sind,  andi  diesen  Entwurf 
zu  bearbeiten  haben.  Und  da  der  Inhalt  desselben,  wenn  der  Vertrag  zu 
Stande  kommt,  Gesetz,  und  zum  Theile  sehr  schwieriger  Art,  ist,  so  sind 
alle  Massregeln,  welche  die  formelle  und  materielle  GQte  einiBs  Gesetzes  zu 
sichern  bestimmt  sind,  auch  hier  anzuwenden.  Ja,  es  gentkgt  nidit  einmal 
an  d^r  fftr  die  Zustandebringung  eines  einheimsichen  Gesetzes  nothwendigen 
Vorsicht.  Da  ausser  den  Verhältnissen  und  Bedärfnissen  des  eigenen  Landes 
auch  die  Zustände  der  in  Verbindung  zu  ziehenden  fremden  Staaten  von 
Bedeutung  sind,  so  ist  bei  der  Vorbereitung  namentlich  g^nau  zu  unter- 
suchen, ob  nicht  die  Gleichheit  der  AusfOhrung  und  Wirkung  einer  Massregel 
scheitern  mflsste  an  der  Verschiedenheit  der  Gerichtsorganisation  in  beiden 
Staaten  oder  an  zwar  entfernteren,  und  somit  in  den  Vertrag  nicht  aufge- 
nommenen, aber  dennoch  einwirkenden  Rechtstheilen.  Es  mag.  sich  also 
leicht  begeben,  dass  die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  oder  die  AbhOmng 
Sachverständiger  in  solchem  Falle  viel  weiter  auszudehnen  sind  als  gewöhn- 
lich. —  Die  Verhandlung  mit  dem  oder  den  fremden  Staaten  ist  dagegen 
diplomatisches  Geschäft  und  nach  den  Regeln  und  Gewohnheiten  dieses 
Verkehres  zu  betreiben.    Damit  ist  aber  auch  die  äussere  Nothwendigkeit 
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gegeben,  die  yölkerreditlichen  Beamten  des  Staates  hierzu  anzuwenden.  Es 
wflrde  den  Erfolg  eben  so  wenig  fördern,  wenn  der  Gegenstand  der  Unter- 
handlung den  Diplomaten,  als  wenn  diese  selbst  den  Gesetzgebern  flbertra^en 
wäre.  Nur  liegt  es  eben  in  dem  Wesen  der  beiderseitigen  Thatigkeiten, 
dass  die  Unterhandelnden ,  auch  nicht  in  der  anscheinend  unbedeutendsten 
Kleinigkeit  von  dem  Werke  des  Gesetzgebers  abweichen  dürfen  ohne  dessen 
Wissen  und  Zustimmung. 

Ein  zweiter,  unter  Umstanden  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbundener, 
Theil  des  Verfahrens  ist  in  Staaten  mit  Yolksyertretung  das  Recht  dieser 
letzteren,  zu  Yertrftgen  ihre  Zustimmung  zu  geben.    Allerdings  besteht  ein 
solches  Recht  nicht  in  allen  constitutioneUen  Staaten;  allein  theils  giebt  es 
Staaten,  in  welchen  alle  und  jede  Vertrage  der  Volksyertretung  zur  PrQfong 
und  Genehmigung  yorzulegen  sind,  theils  sind  in  andern  Staaten  wenigstens 
diejenigen  Verträge,  weldie  irgend  eine  Aenderung  im  Rechts^ustande  fest- 
stellen, dieser  Ueberwachung  unterworfen.    Sind  nun  schon  die  Schwierig- 
keiten nidit  geringe,  zwei  oder  mehrere  Regierungen  zu  einer  Ueberein- 
stimmung  Aber  ein  neues  Redit  zu  bringen,  so  steigen  die  Hemmnisse  natflr- 
lich  nodi  um  das  Vielfeudie,  wenn  auch  nodi  die  Stflndeversammlungen ,  und 
zwar  Tielleidit  in  jedem  dieser  Staaten,  und  jede  wieder  zusammeugesetzt 
aus  verschiedenen  Kammern,  in  Sadie  und  Form  völlig  einverstanden  sein 
mflssen.    Namentlich  ist  kein  Absehen  eines  Erfolges,  wenn  in  jedem  dieser 
Staaten  jede  Kammer  den  Vertragsentwurf  auch  im  Einzelnen  ftndem  kann. 
Es  ist  nun  keineswegs  leicht,  eine  genflgende  Vorsorge  zu  treifen,  da  nur 
drei  Möglichkeiten  bestehen,  von  welchen  keine  ohne  fohlbare  Uebdstftnde 
ist.  Entweder  nämlich  kann  sich  jede  Regierung  mit  ihrer  St&ndeversammlung 
vor  dem  Beginne  selbst  der  Vorarbeiten  aber  die  allgemeinen  Grundsätze 
verstandigen,  und  eine  Vollmacht  zum  Abschlüsse  auf  dieser  Grundlage  er^ 
halten,  so  dass  denn  der  wirklich  zu  Stande  gebrachte  Vertrag  den  Stftnd^ 
gar  nicht  noch  einmal  vorgelegt  wird,  sondern  alsbald  Gesetzeskraft  erhalt. 
Oder  kann  in  den  Vertrag  die  Bestimmung  aufgenommen  werden,  dass  er 
von  den  Standen  nur  im  Ganzen  verworfen  oder  angenommen,  nicht  aber  in 
den  Einzelnheiten  geändert  werden  darfe.    Oder  endlich  kann  durch  Ge- 
schäftsordnung oder  Gewohnheit  bei  den  Ständen  feststehen,  dass  sie  selbst 
bei  der  unbedingten  Vorlage  des  Vertrages  nur  die  leitenden  Grundsätze 
zum  Gegenstande  einer  Erörterung  machen,  und  je  nadi  dem  Urtheile  über 
diese,  und  ohne  Eingehen  in  die  Einzelnheiten,  den  Vertrag  im  Ganzen  ge- 
nehmigen oder  verwerfen.    Von  diesen  drei  Mitteln  ist  nun  ohne  Zweifel  die 
Ertheünng  einer  Vollmacht  an  sich  das  förderlichste;    allein  es  setzt  ein, 
nicht  eben  immer  vorhandenes,  Vertrauen  der  Ständeversammlungen  voraus 
und  ist  bei  unerwarteten  Anträgen  eines  fremden  Staates  und*  bei  schnell  zn 
ergreifenden  Gelegenheiten  nicht  anwendbar.    Die  Verabredung  der  Annahme 
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oder  Yerwerfang  in  Bausch  und  Bogen  ist  gefährlich ,  weil  sie  leidit  die 
8tAnde  Terletzt  und  dann  eine  Verwerfung  aus  diesem  Grunde  yeranlasst. 
Die  Berathung  bloss  der  Grundsätze  kann  zu  schädlichem  Streite  darüber 
führen,  was  als  Hauptsache  und  was  nur  als  Folgesatz  zu  betrachten  sei,  und 
sichert  doch  nicht  yor  Verwerfung  wegen  untergeordneter  Punkte.  Das  Er- 
gebniss  ist  demnach  wohl,  dass,  so  oft  eine  VoUmachtertheilung  möglich  ist, 
diese  von  den  zu  einem  Rechtsvertrage  entschlossenen  Regierungen  zu  Stande 
gebracht  werden  muss;  eine  Bestimmung  auf  Annahme  oder  Verwerfung  im 
Ganzen  nur  bei  solchen  Verträgen  räthlich  ist,  deren  Hauptinhalt  die  Meinung 
entschieden  für  sich  hat;  in  allen  übrigen  Fällen  aber  auf  Einsicht  und 
Vaterlandsliebe  der  Ständeyersammlungen  durch  Vorstellungen  über  die  Un- 
zweckmässigkeit  eines  kleinlichen  Gebrauches  ihres  Anderungsrechtes  einge- 
wirkt werden  muss  ^). 

Eine  dritte  hier  einsdilagende  Frage  ist  die  der  Dauer  des  abzu- 
schliessenden  Vertrages.  Dass  eine  nur  yorübergehende  Ordnung  einer 
Rechtsgemeinschaft  yöUig  sinnlos  und,  wegen  der  wiederholten  Störung  des 
Rechtszustandes,  geradezu  schädlich  wäre,  bedarf  nicht  erst  der  Bemerkung. 
Dennodi  rathet  einfache  Vorsicht,  einen  solchen  Vertrag  nicht  gleich  fOr 
immer  zu  schliessen,  sondern  erst  die  Wirkungen  desselben  in  einer  Probe- 
zeit zu  erkunden.  Findet  beiderseits  vollständige  Befriedigung  mit  dem 
Ergebnisse  statt,  so  ist  eine  Verlängerung  sehr  leicht  zu  bewerkstelligen; 
zeigen  sich  aber  durch  die  Erfahrung  Lücken  oder  Unzuträglichkeiten,  so 
kann  die  Gelegenheit  zu  einer  Verbesserung  nur  erwünscht  sein.  Ausnahmen 
von  dieser  Regel  mögen  freilich  auch  vorkommen.  Wenn  sich  z.  B.  ein 
Vertrag  bereits  zwischen  anderen  Staaten  mit  wesentlich  gleicher  Rechts- 
einrichtung erprobt  hat,  so  ist  kein  Grund  zu  nodunaliger  Prüfung;  oder 
wenn  auf  die  Beständigkeit  des  Willens  und  der  Ansicht  bei  einem  Staate 
nidit  gerechnet  werden  kann,  so  kann  die  Klugheit  rathen,  bei  itzt  günstiger 
Stimmung  rasdi  zuzugreifen  und  ein  fOr  alle  Male  zu  binden. 

Ein  Punkt  von  grosser  Bedeutung  ist,  viertens,  die  möglidiste  Gleich- 
förmigkeit der  mit  verschiedenen  fremden  Staaten  abzuscbüessenden 
Verträge.  Schon  an  und  für  sich  ist  es  offenbar  Aufgabe  des  Staates,  den 
als  besten  Zustand  anerkannten  in  allen  seinen  auswärtigen  Beziehungen 
zur  Geltung  zu  bringen  und  sich  nicht  auch  gelegentlidi  mit  Unvollkomme- 
nerem zufriedenzustellen.  Ausserdem  aber  ist  es  eine  grosse  Beschwerlich- 
keit für  Richter  und  für  Bürger,  immer  wieder  verschiedenes  Recht  vor  sich 
zu  haben,  je  nachdem  ein  Vertrag  mit  diesem  oder  mit  jenem  Staate  zur 
Anwendung  kommt.  Und  selbst  als  ein  Band  nationeller  Einheit  unter 
verwandten  Staaten  kommt  eine  völlige  Uebereinstimmung  in  diesen  Dingen 


1)  Ygl.  Aber  dieten  Punkt  das  oben,  §  SS,  0  wagte. 
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in  Betradit,  selbst  wenn  es  sicfa  nicht  von  ganzen  Oesetzgebnngen,  sondern 
nnr  yon  einer  unter  ihnen  allen  gleichförmigen  Httlfe  fear  Bürger  oder  für 
die  Gerichte  handelt.    Mit  einer  Je  grösseren  Anzahl  yon  Staaten  also  ein 
und  derselbe  Yertmg  über  Rechtsgemeinschaft  abgeschlossen  werden   kann. 
desto  nützlicher  ist  er ').    Doch  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Un- 
möglichkeit der  Erreichung  einer  Gleichförmigkeit  nicht  abhalten  darf  von 
der  Eingehung  einer  an  und  für  sich   nützlichen  Uebereinkunft.     Tmmer 
noch  ist  eine  Verschiedenheit  der  Ordnung  besser,  als  gänzlidier  Mangel 
derselben. 

Endlich  ist  es  noch,  wenigstens  für  die  meisten  Staaten,  Gegenstand 
der  Erwägung,   ob  die  mit  fremden  Regierungen  abgeschlossenen  Vertrage 
in  der  Form  von  Gesetzen  oder  von  völkerrechtlichen  Ueberein- 
künften  bekannt  zu  machen  sind?    Allerdings  hat  diese  Frage  keine  Be- 
deutung für  diejenigen  Staaten,  welche  überhaupt  die  Staatsverträge  zu  den 
Gesetzen  rechnen*);   eine  desto  grössere  aber  für  diejenigen,   welche  in 
denselben  nur  eine  Verabredung  über  die  von  der  Staatsgewalt  gegenüber 
von  fremden  Regierungen  einzuhaltenden  Handlungsweise  sehen.     In  dem 
letzteren  Falle  bleibt  nämlich  dem  Staatsoberhaupte,   als  d^m  alleinigen 
Vertreter  der  Gesammtheit  gegen  Aussen,  das  Recht,  sämmtlichen  Behörden 
hinsichtlich  der  Vollziehung  der  Vertragsbestimmungen  Vorschriften  zu  geben. 
Selbst'  wenn  solche  Befehle  einer  richtigen  Auslegung  der  Uebereinkunft 
nicht  entsprechen,  haben  die  Behörden  Folge  zu  leisten;  und  es  ist  die  Ab- 
weichung höchstens  Gegenstand  parlamentarischer  Verantwortlichkeit,  allein 
für  Untergeordnete  kein  Gegenstand  einer  Berufung  auf  bloss  gesetzlidien 
Gehorsam.    Hiervon  aber  macht  weder  der  Umstand  eine  Ausnahme,  dass 
die  vollziehende  Behörde  ein  Gericht  ist;   noch  die  etwa  in  der  Verfossang 
vorgeschriebene  Theilnahme  der  Stände  an  dem  Zustandekommen  der  Staats- 
verträge. Ersteres  nicht,  weil  die  Gerichte  eine  Unabhängigkeit  von  Befehlen 
der  Staatsgewalt  nur  hinsichtlich  der  Anwendung  der  Rechtsgesetze  auf  die 
eigenen  Angehörigen  des  Staates  anzusprechen  haben,  eine  Rechtshülfe  f&r 
das  Ausland  und  dessen  Angehörige  aber  an  sidi  nicht  in  ihrem  Auftrage 
liegt  vielmehr  von  ihnen  nur  insofeme  und  in  der  Weise  ausgeübt  werden 
kann,  als  sie  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  nach  Aussen  dazu  ermächtigt 


1)  Ans  dieaem  Gesichtspunkte  ist  es  denn  sicher  sn  bedanern,  dass  in  Deutschland  nicht 
einmal  in  den  untergeordneten  RechtsgemelnachaftsTerträffen  eine  Einheit  su  Stsode  m 
bringen  war.  Unter  den  so  vlelDach  Ähnlichen  und  an  einander  gewiesenen  deutschen  Stuten 
haben  nur  15  überhaupt  Vereinigungen  über  gegenseitige  UnterstÜtsung  der  Rechtspflege 
mit  andern  getrolTen ,  (i.  B.  Oesterreich  mit  gar  keinem,)  und  unter  diesen  15  Verbfindeten 
bestehen  (1861)  nicht  weniger  als  88  verschiedene  Verträge.  Selbst  wenn  man  von  Einxeln- 
Jieiten  absieht,  liegen  immer  noch  drei  wesentlich  yerschiedene  Familien  von  VertrSgen 
vor.    8.  Krug ,  Intemationalrecht  der  Deutschen,  8.  1  fg. 

2)  So  X.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  8.  deren  Verfkss. ,  Art  S, 
Absohn.  1,  I  1 ;  Art.  6,  |  t. 
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werden.  Das  Zweite  aber  nicht,  weil  diese  ständische  Iffitwirkung  wohl  eine 
Bedingung  zur  gtdtigen  Zustandebringung  der  betreffenden  Regiernngshand- 
lung  ist,  allein  diese  letztere  dadurch  keineswegs  die  Eigenschaft  eines 
Gesetzes  und  die  sänuntlichen  Folgen  und  Wirkungen  eines  solchen  erh&lt. 
Wenn  es  also  räthlich  erscheint,  dem  Inhalte  der  Geriditsbarkeitsverträge 
dieselbe  Bedeutung  in  der  Rechtsordnung  zu  geben,  wie  den  förmlichen 
Gesetzen;  wenn  namentlich  dem  Staatsoberhaupte  jede  Möglichkeit  einer 
Einwirkung  auf  ihre  Anwendung,  so  wie  einer  etwaigen  Ausnahme  oder 
Ausdehnung  entzogen,  und  dafOr  die  starre  juristische  Auslegung  der  Ge- 
richte festgestellt  werden  will:  so  muss  diess  geschehen  durch  die  Bekannt- 
machung der  Vertragsbestimmungen  in  der  Form  von  Gesetzen.  —  Diese 
Frage  der  Zweckmässigkeit  kann  denn  nun  aber  nur  gegen  die  Verwandlung 
in  Gesetze  beantwortet  werden.  Sowohl  die  Ehre  des  Staates,  als  der  Yor- 
theil  der  Unterthanen  erfordern  die  Möglichkeit  einer  freieren  Handlung  des 
Staatsoberhauptes  in  dieser  Beziehung.  Auf  der  einen  Seite  muss  es  möglich 
sein,  durch  Ausdehnungen  des  Buchstabens,  durch  Bewilligung  yon  Ausnahmen 
und  andere  Begünstigungen  einen  fremden  Staat  zufriedenzustellen  und  zu 
gleicher  Gunst  gegen  die  diesseitigen  Wünsche  zu  stimmen;  auf  der  andern 
Seite  müssen  Retorsionen,  Verzögerungen  u.  s.  w.  unserem  yerletzten  Rechte 
Beachtung  verschaffen  können.  Diess  Alles  ist  unmöglich,  wenn  der  Inhalt 
des  Vertrages  als  Gesetz  gilt  und  als  solches  von  den  Gerichten  selbst- 
ständig  und  unbeugsam  gehandhabt  wird  ^). 

§  28. 

b)  Von  der  einseitigen  Annahme  fremder  Gesetze. 

Wesentlidi  verschieden  von  dem  bisher  erörterten  Verhältnisse  ist 
die  Frage,  ob  es  einem  Staate  zieme  und  fromme,  einseitig  ein  in  einem 
fremden  Staate  gültiges  und  für  diesen  gegebenes  Gesetzbuch  als  Landes- 
recht einzufuhren?  Die  Beantwortung  ist  nicht  leicht,  da  zu  den  aus  dem 
Verfahren  an  sich  entstehenden  Erwägungen  audi  noch  die  ganze  Codifi- 
cationsfrage  kommt.  Zu  untersuchen  aber  ist  der  Fall,  weil  allerdings 
Wünsche  solcher  Uebemahme  fremder  Gesetze  nicht  selten  gehegt  werden,  und 
.  sogar  bedeutende  Fälle  wirklicher  Ausführung  vorliegen.  Um  nämlich  vom 
Römischen  Rechte  zu  schweigen,  (wo  besondere  Verhältnisse  obwalten,)  so 
gehören  die  vielen  FäDe  hierher,  in  welchen  französische  Gesetzbücher  von 
anderen,  formell  wenigstens  von  Frankreich  unabhängigen,  Staaten  eingeftüirt 
worden  sind,  femer  die  Annahme  des  sächsischen  Strafgesetzbuches  durch 
die  Mehrzahl  der  thüringischen  Staaten,  u.  s.  w.') 


1)  Vffl.  Kmflr,  a.  a.  O.,  8.  9  tg. 

2)  So  nahe  für  hbb  Oentsehe  die  Anffordening  liefft.  dl«  Frage  über  die  AnnaimMi  eines 
fremden  Rechtes  in  einer  besonderen  nnd  ffrfi;ndlicben  üntemehug  in  dorehdenken,  so  ist 
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Eän  richtiges  Ergebniss  ist  hier  nur  möglich,  wenn  die  Fra^e  ganz 
sdiarf  gestellt  nnd  dieselbe  vor  allen  störenden  Nebenbeziehongen  oder 
Qiöglichen  Yerwechsinngen  geschätzt  wird. 

Dem  gemäss  ist  denn  zunächst  zu  bemerken,  dass  es  sich  bei  der  ganzes 
Untersuchung  nur  yon  der  Annahme  umfassender  Gesetze  und  ganzer 
Gesetzbücher  handelt.  Bestimmungen  Aber  einzelne  Rechtssätze  werden  auf 
soldie  Weise  gar  nicht  Übertragen,  da  hier  die  Umarbeitung  in  wenigstens 
formell  eigenes  Recht  ganz  zur  Hand  liegt;  auch  wäre  die  Erörterong  wegen 
so  untergeordneter  Normen  gar  nicht  der  Mtthe  werth. 

Sodann  sind  einige  zwar  äusserlich  ähnliche,  dem  Wesen  nach 
aber  doch  verschiedene  Verhältnisse  auszuscheiden.     Es  ist  diess: 
die  Einfahrung  der  bestehenden  Landesgesetzgebung  in  einem  neu  erworbe- 
nen Gebietstheile;  die  Herflbemahme  der  Landesgesetzgebung  in  nen  ge- 
grdndete  Eolonieen;  endlich  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Rechtes  nach 
eingetretener  Trennung   eines  Gebietstheiles.     Der  erste  Fall   ist   nichts 
anderes,  als  eine  sehr  umfassende  Codification  für  die  betreffende  ProYinz; 
und  es  kommen  dabei  ausser  den  allgemeinen  GrQnden  in  Betreff  der  Ein- 
ffthmng  neuer  Gesetzbücher   nur  noch  einige  politische  Erwägungen   zur 
Sprache,  namentlich  die  der  Zeitgemässheit.    Bei  einer  Kolonie  handelt  es 
sich  eigentlich  nidit  einmal  von  einem  fremden  Rechte,  und  die  hier  zu  be- 
antwortenden Fragen  sind  einfach  die,  ob  und  wie  für  die  örtlichen  Bedürf- 
nisse ein  eigenes  Recht  neben  dem  allgemeinen  zuzugeben  sei;  und  zweitens, 
wie  das  herübergenommene  Recht,  namentlich  in  solcher  Modificaüon,  mit 
der  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Mutterlandes  in  richtiger  Ver- 
bindung bleibe?     Im  dritten  Falle  kann  es  sich  allerdings  von  der  Yer- 
tauschnng  des  Rechtes  eines  Staates  mit  dem  eines  andern  handeln;  allein 
es  ist  gerade  das  umgekehrte  Yerhältniss.    Hier  ist  nämlich  die  Frage,  ob 


es  doch ,  meinet  WUsens  wenigstem ,  bis  itit  Immer  nur  gelegentlich  und  In  Beslehnng 
auf  bestimmte  Fftlle  geschehen.  Damit  aber,  dass  erwiesen  wird,  es  habe  die  Sin- 
fUhrung  des  Römischen  Rechtes  unserer  Volksthümllchkeit  geschadet,  diese  oder  Jene 
bessere  deatsche  Rechtsanstalt  zerstört,  Ist  fllr  eine  deatllche  Ansicht  Aber  die  wichtige 
Frage  eben  so  wenig  gewonnen ,  als  wenn  etwa  das  Gegentheii  dargelegt  wird.  Die  Siehe 
kann  und  muss  auf  Ihre  allgemeinen  Orunds&tse  sarückgeltthrt  werden.  Diess  hat  non 
swar,  Ton  Fremden,  Bentham  gethan  (In  seinem  Essay  on  the  inflaence  ofTlme  and  Place 
in  matters  of  Legislation ,  Works,  Bd.  I,  8.  169  fg.) ;  allein  er  ist  hier  nngewöhnlieh  on- 
glficklich  gewesen.  Schon  die  Frage  ist  falsch  gestellt,  indem  er  nicht  ontersucht,  ob  nnd 
unter  welchen  Voraussetzungen  nnd  Bedingungen  ein  posittves  Recht  auf  ein  anderes 
Land  übertragen  werden  könne;  sondern  vielmehr,  welche  Modiflc^tlonen  ein  zwar  fllr  ein 
bestimmtes  Land  aber  nach  allgemeinen  Grundsätzen  entworfenes  allgemeines  Gesetsbnoh 
erleiden  müsse,  um  auch  fttr  ein  davon  gans  verschiedenes  Volk  zu  passen?  Sodann  ist  es 
mehr  als  verkehrt ,  zu  dem  Ende  absichtlich  die  versohiedeaartigsten  Linder  aofru- 
suchen  (England  und  Bengalen),  anstatt  die  Frage  wenigstens  zunächst  hinsichtlich  gleich- 
artig geslttlgter  Stämme  zu  untersuchen.  Endlich  sind  in  den  Einzelnheiten  neben 
manchen  gelstreichen  Bemerkungen  auch  fkst  kindische  Dinge.  Es  ist  dieser  Auftats  sicher 
einer  der  schwächsten  aus  B.*s  Feder,  und  erist,namentlieh,  flwt  unerhdrtcrweise  bei  diesem 
Manne,  durch  nnd  dnreh  unklar. 
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ffir  ein  wesentlich  einem  andern  Staate  angehöriges  Recht  ein  neues  eigen- 
thümliches  einzuführen  sei? 

Femer  versteht  es  sidi  von  selbst,  dass,  wenn  überhaupt  keine  Gründe 
zu  einer  Codification  vorhanden  sind,  audi  die  Einführung  fremder  Ge- 
setzbücher ausser  Frage  ist.  Es  kann  letzterer  Schritt  überhaupt  nur  unter 
der  ausdrüchlichen  Voraussetzung  besprochen  werden,  dass  eine  systematische 
umfassende  Gesetzgebung  bereits  als  Nothwendigkeit  feststeht.  Demnach 
sind  denn  aber  auch  alle  Gründe,  welche  nur  gegen  Gesetzbücher  im  All- 
gemeinen sprechen,  bei  Erörterung  der  besonderen  Frage  ganz  müssig. 

Endlich  darf  keine  Verwechslung  der  blossen  Benützung  eines 
fremden  Rechtes  bei  diesseitigen  gesetzgeberischen  Arbeiten  mit  der  Annahme 
eines  fremden  Gesetzbuches  stattfinden.  Die  Zulässigkeit  einer  solchen 
Benützung  kann,  wo  und  so  weit  sie  für  nützlich  erachtet  wird,  gar  kein 
Gegenstand  eines  Zweifels  sein;  hier  ist  ja  das  fremde  Recht  nichts  weiteres, 
als  Stoff  zu  eigenem  Nachdenken  und  Feststellen,  und  wenn  auch  etwa 
sachlich  viel  von  demselben  beibehalten  würde.  Annahme  eines  fremden 
Gesetzes  findet  nur  da  statt,  wo  dieses  in  seiner  ursprünglichen  Form  und 
Sprache,  oder  etwa  in  einer  wörtlichen  Uebersetzung,  vollständig  und  als 
Ganzes  für  vollständig  verbindliche  Rechtsnorm  erklärt  und  vom  Staate 
verkündet  wird*).  ^ 

Unter  diesen  Voraussetzungen  stellt  sich  denn  aber  die  Frage  folgen- 
dermassen :  giebt  es  Gründe,  welche  es  einem  unabhängigen  Staate  im  Vor- 
theile  seiner  Rechtsordnung  wünschenswerth  machen  können,  die  anerkannte 
Nothwendigkeit  einer  umfassenden  und  systematischen  Gesetzgebung  anstatt 
durch  Anordnung  einer  selbstständigen  oder  einer  vertragsmässig  gemein- 
schaftlichen Arbeit  durch  einseitige  Annahme  eines  in  einem  fremden  Staate 
bereits  geltenden  Gesetzbuches  zu  befriedigen? 

Es  wäre  völlig  verkehrt,  wenn  man  die  Tauglichkeit  der  auf  solche 
Weise  bestimmten  Massregel  darnach  beurtheilen  wollte,  ob  und  wie  weit 
dieselbe  zu  Erreichung  der  Zwecke  passe,  welche  den  Gegenstand  der 
vertragsmässigen  Schaffung  eines  gemeinschaftlichen  Rechtes  bilden.  Es 
mag  zwar  allerdings  sein,  dass  zuweilen  auch  hier  die  Nationalität  gefördert 
wird,  wenn  nämlich  das  angenommene  Recht  das  eines  stammverwandten 
Volkes  ist,  oder  dass  der  Verkehr  dadurch  erleichtert  wird,  wenn  etwa 
viele  Verbindung  mit  dem  Heimathlande  eines  solchen  adoptirten  Rechtes 
besteht;   und   es  mag   dann  natürlich  auch  ein  solcher  Umstand  wohl  in 


1)  unwesentliche  Abweicliiiniren  nnd  Znsfttie  nutchen  natOrUch  keinen  Unterschied.  So 
i.B.  ist  in  Baden  der  Code  Napoleon  angenommen,  obgleich  eineBeihe  TonZnsätien  erfolgt 
ist.  Dagegen  konnte  seiner  Zelt  in  dem  Königreiche  Italien  von  einer  Annahme  desselben 
Gesetsbnches  nicht  die  Bede  sein ,  da  derselbe  nur  als  Grnndlage  einer  selbstetändigen, 
ausfahrlichen  gesetzgeberischen  Arbeit  benütat  wurde.  Zwischen  beiden  FftUen  stehen  die 
in  Neapel  mit  dem  fransöslschen  Rechte  rorgenommenen  Aendemngen. 
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Betrachtimg  gezogen  werden:  allein  der  Schwerpunkt  der  Frage  liegt  doc^ 
ganz  wo  anders  Y  und  es  ist  denklMur,  dass  die  Massregel  in  einem  Falle 
ßei&ll  yerdient,  wo  von  keinem  jener  Zwecke  auch  nur  die  Bede  ist. 
Diess  ergiebt  sich  ja  schon  daraus,  dass  das  Redit  li&ngst  erloschener  oder 
weit  entfernter  Völker  angenommen  werden  kann.  Es  mUssen  Tielmehr  zur 
Gewinnung  einer  richtigen  Antwort  diejenigen  Folgen  erwogen  werden, 
welche  der  einseitigen  Annahme  eines  fremden  Rechtes  eigenthOmlich  sind. 
—  Diese  sind  denn  nun  aber  sehr  verschiedener  Art.  Theils  wird  bei  d^ 
Annahme  der  Massregel  mit  Bestimmtheit  auf  Nutzen,  theils  eben  so  bestimmt 
und  unabwendbar  auf  Nachtheile  zu  zählen  sein;  in  andern  Fällen  ist  ein 
Nutzen  oder  eine  Gefahr  nur  mehr  oder  weniger  möglich  und  hängt  ihr 
Eintreten  noch  von  den  näheren  Umständen  ab. 

Als  sidier  und  unbedingt  yortheilhaft  erscheinen  folgende  Umstände: 

Vor  Allem  die  Gewissheit  des  Erfolges,  so  bald  nur  der  Entschlnss 
feststeht.  Es  kann  hier  von  einer  yielleicht  ganz  ergebnisslosen  oder  un- 
brauchbaren Arbeit  nach  langen  Jahren  und  grossen  Kosten,  wie  diess  nicht 
selten  bei  selbstständigen  gesetzgeberischen  Arbeiten  der  Fall  ist,  keine  Rede 
sein.    Das  Ganze  liegt  yom  ersten  Augenblicke  yollendet  zur  Annahme  da. 

Sodann  die  ohne  alleMtÜie  und Sdiwierigkeiten  erlangbare  Bentltzung 
der  gesetzgeberischen  Kräfte  eines  anderen,  vielleicht  weit  grösseren 
und  an  tüchtigen  Männern  reicheren  Staates.  Es  steht  auf  diese  Weise 
selbst  dem  kleinsten  Staate  die  Auswahl  unter  den  besten  Erzeugnissen 
aller  Länder  und  Zeiten  unentgeltlich  frei. 

Drittens  der  Zeitgewinn.  Höchstens  bedarf  es  liier  der,  verhältniss- 
mäflsig  ganz  kurzen,  Arbeit  einer  Uebersetzung;  vielleicht  auch  dieser  nidit. 
Die  oft  unglaublich  lange  Dauer  selbstständiger  gesetzgeberischer  Arbeiten 
lässt  aber  diesen  Yortheil  als  einen  sehr  bedeutenden  erscheinen,  da  das 
Rechtsbeddrfiiiss  um  so  frflher  befriedigt  werden  kann.  Davon  gar  nicht 
zu  reden,  dass  im  Verlaufe  einer  längeren  Zeit  nur  allzu  oft  Hindernisse 
und  Aenderungen  eintreten,  welche  auch  ein  glücklich  begonnenes  Werk 
störep,  vielleicht  für  immer  unterbrechen. 

Von  grosser  Bedeutung  ist,  femer,  die  Möglichkeit,  die  ganze  Wir- 
kung des  in  Frage  stehenden  Gesetzes  vollständig  zu  übersehen, 
ehe  man  sich  zu  dessen  Annahme  entsdiUesst.  Dasselbe  ist  ja  in  dem 
fremden  Staate  bereits  eingefohrt  und  zeigt  sich  in  seinen  Folgen.  Aller- 
dings bedarf  es  zu  einer  richtigen  Beurtheilung  dieser  Wirkungen  und  zu 
der  Bemessung  ihres  Eintrittes  in  dem  diesseitigen  Staate  theils  genauer 
Kenntniss  der  Zustände  des  fremden  Volkes  und  seiner  gesellschaftlichen 
sowohl  als  staatlichen  Einrichtungen,  um  auszufinden,  wo,  wie  und  darch 
welche  Mittel  dort  diese  Zustände  entstehen;  theils  eines  nicht  gemeinen  Scharf- 
sinnes, um  mit  annähernder  Gewissheit  zu  entdecken,  wie  sich  wohl  anter 
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den,  doch  immer  etwas  veränderten,  Umständen  die  Dinge  diesseits  gestalten 
würden.  Allein  selbst  wenn  hier  Lrrthümer  mit  unterlaufen  sollten,  und 
T?enn  man  sich  darüber  keine  Täuschungen  machen  muss,  dass  ein  fremdes 
Gesetz  auch  unerwartete  Folgen  bei  uns  entwickeln  wird:  so  kann  doch 
immer  viel  leichter  und  sicherer  bei  solchen  Anhaltspunkten  geschlossen 
werden,  als  wenn  Alles  nur  auf  Wahrscheinlichkeit  beruht  und  die  Erfedirung 
noch  nirgends  auf  die  verborgenen  Ursachen  hingewiesen  hat,  wie  diess 
nothwendig  der  Fall  ist  bei  einem  selbst  bearbeiteten,  noch  nidit  versuchten 
Gesetze. 

Weiter  springt  in  die  Augen,  dass  jeglidier  Verkehr  zwisdien  zwei 
Ländern,  welche  dasselbe  Recht  haben,  erleichtert  ist.  Von  wie  grosser 
und  wie  gearteter  Bedeutung  diess  im  einzelnen  Falle  ist,  hängt  allerdings 
von  den  Umständen  ab,  z.  B.  von  der  geographischen  Lage,  den  Handels- 
beziehungen, den  Kapitalverhältnissen  der  beiden  Völker;  allein  ohne  einen 
fühlbaren  Nutzen  kann  es  nie  sein,  namentlich  bei  der  immer  steigenden 
Leichtigkeit  und  also  auch  Häufigkeit  der  Verbindungen. 

Endlich  ist  es  keineswegs  ein  geringer  Vortheil,  dass  nüt  der  Annahme 
eines  fremden  Gesetzbuches  auch  alsbald  die  ganze  bereits  vorhandene 
wissenschaftliche  Bearbeitung  desselben  mit  erworben  wird.  Auch 
hier  wären  vielleicht  diesseits  die  geistigen  Kräfte  für  solche  Leistungen  gar 
nicht  vorhanden.  Man  weiss  ja,  wie  unmöglich  es  für  kleinere  Stänune  ist, 
eine  tüchtige  wissenschaftliche  Durcharbeitung  ihres  Rechtes  zu  erhalten. 
Und  besten  Falles  selbst  geht  eine  Reihe  von  Jahren  darüber  hin,  bis  ein 
ganz  neues  Gesetz  diese  so  nothwendige  Entwicklung  durch  Schriften  und 
gerichtliche  Urtheile  erhält. 

Sicher  bedeutende  und  anlockende  Vortheile !  Leider  werden  sie  durch 
eben  so  unzweifelhafte  und  unter  allen  Umständen  eintretende  Nachtheile 
verkümmert. 

Zunächst  kann  es  dem  Staate  nicht  gleichgültig  sein,  sich  in  einer 
seiner  wichtigsten  Aufgaben  ein  Unfähigkeitszeugniss  auszustellen. 
Und  wenn  sicher  auch  die  wahre  Ehre  nicht  darin  besteht,  unvollkommenere 
Rechtsbestimmungen  einzuführen,  nur  weil  die  voUkonmieneren  das  Erzeug- 
niss  eines  fremden  Volkes  sind:  so  ist  es  wenigstens  grösseren  Staaten, 
welche  somit  eine  allseitige  Selbstständigkeit  in  Anspruch  nehmen,  sehr 
schwer,  auf  so  unzweifelhafte  Weise  eine  Unterordnung  einzugestehen. 

Von  unzweifelhaft  noch  grösserer  Bedeutung  ist  es,  dass^  ein  fremdes 
Gesetzbuch  ganz  unvermeidlich  auch  viel^EU^h  materiell  neues,  d.  h.  von 
dem  bisherigen  Landrechte  im  Grundsatze  und  in  Einzelnheiten  abweichendes, 
Recht  enthält;  und  zwar  nicht  ^twa  nur  in  solchen  Punkten,  in  welchen 
dieses  bisherige  Recht  unvollkommen  war,  sondern  auch  da,  wo  die  diess- 
seitigen  Bedürfnisse  eine  Aenderung  nicht  erfordern,  und  wo  also  auch  eine 
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yerstftndige  einheimischen  Codification  nichts  Neues  feststellen  würde.  Die 
Einftlhning  eines  wesentlich  verschiedenen  Rechtes  ist  nun  aber,  namentlidi 
im  bflrgerlicfaen  Rechte,  eine  Quelle  von  Störungen,  üngewissheiten  und 
häufig  auch  von  Verlusten,  welche  um  so  mehr  zu  beklagen  sind,  als  ae 
in  keiner  Weise  aus  eigener  Schuld  hervorgehen  oder  audi  nur  ▼ermieden 
werden  kOnnen^). 

Ein  weiterer  flbler  umstand  ist,   dass  bei  der  Annahme  eines  fremden 
Gesetzes  im  Falle  einer  späteren  Aenderung  und  Ausbildung  desselben  in 
seinem  Heimathlande  der  Staat  in  die  Alternative  geräth,  entweder  allen 
diesen  Bewegungen  einer  auswärtigen  gesetzgebenden  Gewalt  immer  alsbald 
zu  folgen,  oder  allmälig  die  Uebereinstimmung  der  beiderlei  Landesgesetze 
abnehmen  zu  sehen,  damit  aber  den  sichern  Gebrauch  der  Literatur  und 
des  Gerichtsgebrauches  zu  verlieren.    Ersteres  ist  nicht  wttrdig,   weil  die 
Zustimmung  nicht,  wie  bei  der  ersten  Annahme,  durch  die  Ueberzeugung 
von  der  Trefflichkeit  der  fremden  Leistung,  sondern  bloss  durch  die  That- 
Sache  ihres  Vorhandenseins  bestimmt  wird;   und  es  kann  sogar  geradezu 
unrecht  und  thöricht  sein,  wenn  nämlich  eine  solche  Aenderung  eine  Ver- 
Bchlimmerung  oder  eine  Folge  rein  Ortlicher  Gründe  ist.    Letzteres  verkehrt 
einen  bedeutenden  Vortheil  in  das  Gegentheil. 

Endlich  ist  es  ein  schwieriger  und  doch  kaum  zu  umgehender  Entsdilnss, 
auch  diejenigen  Satzungen  des  fremden  Gesetzbuches,  mit  welchen  man 
nicht  einverstanden  sein  kann,  oder  welche  fOr  die  diesseitigen  Verhältnisse 
nicht  recht  passen  —  und  solche  sind  natfiriich  in  allen  Fällen  vorhanden')  — 
ohne  weiteres  anzunehmen.  Hier  handelt  also  der  Staat  gegen  besseres 
Wissen  und  Gewissen;  und  doch  hat  eine  Abweichung  QberWiegende  Nadi- 
theile,  theils  wegen  der  auch  hierdurch  veranlassten  Störung  der  Literatur, 
theils  weil  leicht  die  Folgerichtigkeit  des  Gesetzes  dadurch  gebrochen  wird. 

und  nicht  eben  verbessert  wird  dieser  Zustand  der  Dinge  dadurdi, 
dass  ausser  den  eben  angedeuteten  nothwendigen  Nachtheilen  auch  noch 
welche  bestehen,  welche  wenigstens  möglich  und  sogar  mehr  oder 
weniger  wahrscheinlich  sind,  indem  ihr  Eintreten  von  gewissen  nicht 
gerade  ünmer,  aber  doch  häufig  bestehenden  Verhältnissen  abhängt. 

Hier  ist  vor  Allem  der  Fall  ins  Auge  zu  fassen,  wenn  das  fremde 
Gesetz   in  einem  wesentlichen  Punkte,   namentlich  in  ganzen  Rechts- 


'1)  Hit  sehr  lebhaften  Farben  lehildert  dieien  Uebetotand  Behberg,  Ueber  den  Code 
NapoUon,  8.  67  fg.;  wo  er  denn  ancb  namentlich  acharftinnlg  seigt,  daas  die  Unbilligkeit 
nnd  selbst  Ungerechtigkeit  der  Anwendung  des  neuen  Hechtes  auf  die  unter  der  Hemcbaft 
des  alten  Rechtes  entstandenen  Verhältnisse  durch  irgend  eine  allgemeine  BestimmiiDg 
Aber  Nlchtrfickwirkung  u.  s.  w.  gar  nicht  su  beseitigen  ist 

8)  Wenn  Montesquieu  sagt  (Buch  I,  Kap.  8),  «es  sei  ein  sehr  grosser  Zufkll,  wenn  die 
Oesetse  eines  Volkes  fBr  ein  anderes  passen;**  so  ist  dieser  Sata  iwar  im  Grossen  bei 
einer  richtigen  Wahl  nicht  richtig.  AUein  nicht  su  Ungnen  ist  allerdings,  dass  eine 
Ungeeignetheit  4es  firemden  Rechtes  In  Binaelnheiten  immer  rorkommen  wird. 
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anstalten,  zwar  wohl  den  Ansichten  und  Gewohnheiten  seines  Volkes,  nicht 
aber  den  diesseitigen  Sitten  und  Interessen  entspricht.  Die  nothwendige 
Folge  einer  soldien  Ordnung  der  Dinge  ist  zunächst  eine  Unsicherheit  der 
Zustände  und  des  Rechtsbewusstseins,  vielfach  selbst  sachliche  Unbequem- 
lichkeit und  Vemachtheiligung;  später  aber,  wenn  die  Gewohnheiten  und 
die  Interessen  sich  nach  dem  neuen  Gesetze  umgewandelt  haben,  eine 
wenigstens  theüweise  Zerrüttung  der  VolksthOmlichkeit  und  ein  Hinneigen 
zu  dem  Fremden.  Wenn  nun  auch  die  erste  Unbequemlichkeit  hei  jeder 
Codification  eintritt,  welche  wesentlich  neue  Rechtsanstalten  bringt,  und 
somit  dieser  Theil  des  Uebels  nicht  gegen  die  Annahme  fremder  Gesetze 
besonders  angefahrt  werden  darf;  so  ist  diess  doch  nicht  der  Fall  hinsichtlich 
der  Aenderung  der  eigenen  Yolkseigenthtkmlichkeit  zum  Besten  einer  fremden, 
vielmehr  diese  ein,  wenigstens  mögliches,  eigenthflmliches*  Uebel  der  Annahme 
eines  auswärtigen  Gesetzbuches.  Eine  solche  Neigung  zum  Fremden  kann 
aber  leicht  von  um  so  grösserer  politischer  Bedeutung  sein,  als  wohl  immer 
nur  ohnedem  schwächere  Staaten  ein  Gesetzbuch  von  grösseren  und  somit 
mächtigeren  entleihen^). 

Wo  nicht  in  sich  grösser,  so  doch  durch  tägliche  Erfahrung  fühlbarer 
sind  die  Uebel,  welche  dann  entstehen,  wenn  das  auswärtige  Gesetzbuch 
in  einer  fremden  Sprache  abgefasst  ist.  Es  ist  tlberflfissig,  hier  noch- 
mals zu  wiederholen,  wie  widersinnig'  und  unrechtlich  es  ist,  die  Gresetze 
in  einer  Sprache  zu  erlassen,  welche  den  meisten  Borgern  gar  nicht,  und 
selbst  manchen  Richtern  nur  unvollkommen  bekannt  ist  und  bleibt.  Noth- 
wendig  muss  daher  die  Annahme  eines  fremden  Gesetzes  nicht  in  dessen 
Ursprache,  sondern  in  einer  Uebersetzung  in  die  Landessprache  erfolgen; 
und  zwar  kann  diese  Uebersetzung  keine  andere  sein,  als  eine  amtliche, 
weil  das  Gesetz  nicht  verschiedene  Texte  haben  darf.  Nicht  verhehlen  darf 
man  sich  aber  dabei,  dass  diese,  ihrer  Seits  doch  ganz  unvermeidliche, 
Massregel  in  alle  die  Schwierigkeiten  stflrzt,  welche  überhaupt  mit  der 
Benfltzung  von  Uebersetzungen  in  der  Gesetzgebung  verbunden  sind*). 

Schliesslich  ist  noch  auf  die  Folgen  aufinerksam  zu  machen,  wenn  die 
beiden  Länder  nicht  vollkommen  dieselbe  Gerichtsverfassung  und 
sonstige  Yerwaltungseinrichtung  haben.  Ist  auch  ein  Unterschied  in  dieser 
Beziehung  für  viele,  vielleicht  für  die  meisten,  Rechtssätze  von  keiner  Be- 
deutung,  so  ist  dem  doch  nicht  immer  also.    Falls  z.  B.  der  ursprOngliche 


1)  Es  Ist  wohl  nicht  su  IXngnen ,  dass  der  Oehraaoh  des  fransösischen  Beohtes  In  den 
deutschen  Landen  anf  dem  rechten  Bheinnfer  eine  geistige  Verwandtschaft  mit  Frankreich 
onterhält  Diese  aber  m  der  scharfen  Scheidung  der  Volksthflmlichkeit  entgegen,  in  welcher 
eine  stärkere  Gränzwache  sn  finden  ist,  als  in  Festungen  und  Heeren.  Wahre  Staatsweis- 
heit konnte  hier  freilich  nicht  in  dem  Entliehen  des  Bessern  und  dem  Brsatse  durch  ent- 
schieden Unvollkommenes  bestehen,  sondern  yielmehr  nur  in  der  Verleihung  eines  noeh 
vortreflniohem  vaterlfindischen  Gtosetaes. 

t)  S.  über  diesen  Punkt  oben^  Abtheilung  I»  I  8.  , 

T.  Hohl,  Staatsrecht   Bd.  IL  86 
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GeseUgeber  bei  seineii  Voncfariften  eine  bestimmte  Organisatioii  der  Behörden. 
etwa  eine  genisse  Znsammensetzang  derselben,  im  Ange  hatte,    and  ia 
Yertranen  anf  die  dadurch  gesicherten  Eigenschaften  denselben  Bechte  und 
Pflichten  abertmg;  in  dem  das  Gesetzbuch  annehmenden  Staate  aber  dies« 
Obliegenheiten  an  eine  ganz  andere  Art  von  Penonen  oder  eine  wesentlich 
▼erschieden  gebildete  Behörde  abergehen:   so  kann  der  Sinn,  wenn  auch 
nidkt  der  Buchstabe,  wichtiger  Können  sehr  bedeutend  dadurch  TeFfindert, 
eine  gans  andere  Wirkung  hervorgebracht  werden.     Und  swar  ist   diess 
nidit  etwa  bloss  möglich  bei  einer  Verschiedenheit  der  Hauptpersonen; 
auch  gani  Untergeordnete  können  yon  grosser  Wichtigkeit  sein.      Auch 
wfthne  man  nidit,  den  Unterschied  immer  durch  eine  entsprediende  anasere 
Anordnung  beseitigen  su  können;    leicht  geht  er  ans  den  Terschiedenen 
Oesittigungs-  und  gesellschaftlichen  YerfaAltnissen  beider  Völker  hervor,  und 
ist  somit  unbeseitigbar. 

MögUch,  dass  es  einer  noch  genaueren  Zergliederung  geUnge,  weitere 
Folgen  der  Annahme  eines  firemden  Oesetibuches  aufinifinden,  so  gute  wie 
schlimme;  allein  schon  das  bisher  Dargelegte  reicht  ohne  Zweifel  voUkommen 
aus,  um  eine  Antwort  auf  die  aulgestellte  Frage  ro  geben.  Diese  Antwort 
ist  nun  aber  nachstehende: 

Die  freiwillige  Annahme  eines  firemden  Gesetzbuches  ist  einem  Staate, 
welcher  die  geistigen  und  sachlichen  Mittel  au&ubnngen  vermag,  um  die  seinem 
Volke  nöthigen  Bechtsgesetze  selbst,  sei  es  allein  sei  es  durch  Unterhandlung  mit 
Andern,  entwerfen  zu  lassen,  nicht  zu  rathen.    Die  allerdings  gar  nicht 
unbedeutenden  Vortheile  eines  solchen  Schrittes  werden  durch  die  theils 
unter  allen  Umstanden,  theils  wenigstens  leicht  eintretenden  Nachtheile  gar 
sehr  in  den  Schatten  gestellt.     Wenn   auch  die  eigene  Bearbeitung  der 
Gesetze  Iftngere  Zeit  in  Anspruch  nimmt  und  sonst  im  Erfolge  gefthrdet  ist, 
so  hat  sie  den  unschätzbaren  Vortheil,  dass  die  Gesetze  den  wirklichen  und 
vollen  Bedflr&issen  des  ooncreten  Volkslebens  und  allen  Staatseinrichtungen 
angepasst  werden  können.    Man  verwechsle  nnr  nicht  die  selbststftndige 
Entwerfung  mit  willentlicher  und  wissentlicher  Bevorzugung  einer  schlechteren 
eigenen  Bestimmung  vor  einer  besseren  fremden.    Die  ausgedehnteste  Be- 
nützung des  firemden  Gruten  ist  erlaubt,  selbst  geboten;  nur  werde  es  erst 
uk  geistiges  Eigenthum  und  zu  einem  harmonischen  Ganzen  mit  der  sonstigen 
Bechtsordnung  des  Staates  verwandelt. 

Diese  Begel  erleidet  nnr  eine  einzige  Ansnahme.  Es  ist  nfimlidi  ein- 
leuchtend, dass  eine  Gemeinschaft  des  Bechtes  für  die  Handels- 
geschäfte von  der  hödisten  Bedeutung  ftkr  Jeden  gesittigten  Staat  ist. 
Wenn  also,  wie  diess  bei  der  Schwierigkeit  eines  fireiwiUigen  Ueberein- 
kommens  gerade  in  dieser  Materie  gar  wohl  möglidi  ist,  eine  gemein- 
same Entwerfung  eines  allgemein,  oder  doch  wenigstens  in  einer  grossen 
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Anzahl  von  Staaten,  geltenden  Handelsgesetzbndies  nicht  gelingt:  so  bleibt 
f Qr  einen  Staat,  welcher  seinem  Volke  wenigstens  den  nnter  diesen  ümstftndeii 
möglich  besten  Zustand  verschaffen  wiü,  nnd  der  nicht  in  der  Lage  ist, 
seinen  Willen  andern  Staaten  an&ndringen,  kein  itnderes  Mittel  flbrig,  als 
das  Handelsgesetzbuch  einer  der  Hanpthandelsnationen  einseitig  anzunehmen. 
Hier  kann  nicht  die  R&thlichkeit  selbststftndig  etwas  zu  schaffen,  sondern  die 
Nothwendigkeit  etwas  Gemeinsames  zu  erlangen,  den  Ausschlag  geben.  Dass 
die  Sache  wegen  des  Zusammenhanges  des  Handelsredites  mit  dem  gewöhn- 
lichen bürgerlichen  Rechte  grosse  Schwierigkeiten  und  Bedenken  hat,  ist 
nicht  zu  l&ugnen :  allein  die  grösseren  Vortheile  liegen  doch  auf  Seiten  des 
Anschlusses.  Welches  Landesrecht  aus  diese|i  Gründen  angenommen  wird, 
ist  an  sich  eine  untergeordnete  Frage;  die  Hauptrücksicht  ist  die  bereits 
erlangte  Ausdehnung  der  Gültigkeit.  Da  nun  das  französische  Handels- 
gesetzbuch dasjenige  ist,  welches  bereits  am  meisten  verbreitet  ist^):  so  ist 
auch  dessen  Annahme  vorzugsweise  zu  rathen. 

Anders,  als  soeben  grunds&tdich  ausgesprochen  worden  ist,  stellt  sich 
jedoch  die  Sache  fttr  diejenigen  Staaten,  welche  die  zur  Entwerfnng  eigener 
guter  Gesetze,  und  somit  auch  die  zur  richtigen  Unterhandlung  mit  Fremden, 
nothwendigen  Mittel  nicht  besitzen,  wie  diess  bei  kleineren  Staaten  gar 
wohl  der  Fall  sein  kann.  Für  solche  besteht  offenbar  nur  die  Wahl  zwischen 
der  Annahme  eines  fremden  Gesetzes  und  der  gänzlichen  Niditbefriedigung 
des  Bedürfnisses.  Wenn  also  das  letztere  lebhaft  drflngt,  so  mag,  ja  dann 
muss  die  Annahme  stattfinden.  Um  jedoch  den  gewagten  Schritt 
wenigstens  mit  den  geringsten  Opfern  bezahlen  zu  müssen,  ist  die  Beobaditung 
folgender  Regeln  zu  empfehlen : 

Wenn  ein  Gesetzbuch  eines  stammverwandten  und  in  wesentlich  Ähn- 
lichen gesellschaftlichen  und  staatlichen  Verhältnissen  lebenden  Volkes  zur 
Verfügung  steht,  so  ist  dieses  allen  andern  vorzuziehen,  selbst  wenn 
letzteren  auch  bedeutende  innere  Vorzüge  zur  Seite  wären.  Jenes  Gesetz- 
buch wird  nämlich  vor  AUem  die  Nationalität  stützen  und  fördern,  was 
namentlich  bei  einem  kleinen  Stamme,  wie  er  hier  unterstellt  werden  muss, 
von  hoher  Bedeutung  ist.  Sodann  aber  wird  es  auch  den  Sitten,  Gewohn- 
heiten und  Bedürfiussen  des  Volkes  voraussichtlich  am  meisten  entsprechen, 
also  wenn  auch  nicht  unbedingt  so  doch  bedingt  das  Beste  sein.  Endlich 
erspart  es  auch  noch  die  Verlegenheiten  und  Nachtheile  einer  Uebersetzung.  — 


1)  Es  gilt  nämlich  dasgelbe  aiuuer  Frankreich  noch  In  den  dentachen  Landen  auf  dem 
linken  Bheinnfer,  in  Belgien,  in  Polen,  in  Lombardei-Venedig,  Sardinien, 
Tosoana,  Parma,  im  Kirchenstaate,  in  Neapel,  Griechenland,  in  der  Wala- 
chei, in  den  Jonischen  Inseln,  Hayti,  sei  es  unmittelbar,  sei  es  mit  kanm  nennens- 
werthen  Aendemngen;  und  ausserdem  Uegt  es  den  Handelsgesetsbflchem  von  Spanien, 
Portugal,  Holland  und  Ungarn  wesentlich  su  Orunde.  S. Entwurf  e. allgem. Handels- 
gesesetsbuches  fllr  Deutschland.   Fraakf.,  1S40,  S.  IX.- 

88* 
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Ist  ein  solches  geistesverwandtes  Werk  nicht  zu  finden,  dann  allerdings 
wird  nach  dem  ans  allgemeinem  Gesichtsponkte  besten  Gesetzbadie  xi 
forschen  sein,  welches  auch  sein  Stammland  und  seine  Sprache  sei. 

Ueber  den  Umfang  der  Aneignung  muss  theils  das  eigene  Bedflifiiiss, 
theils  die  MOglidikeit  einer  ntttzlichen  Erwerbung  entsdieiden.  Es  wftre 
eine  thOrichte  Selbstmissachtung  und  eine  muthwillige  Uebemahme  lumOtliiger 
üebel,  wenn  ein  Staat  auch  in  solchen  Rechtstheilen,  welche  durch  ein- 
heimische Gesetze  genflgend  geordnet  sind,  fremdes  Recht  annehmen  wollte. 
Doch  muss  hier  mit  Umsicht  yerCahren  werden.  Wenn  ein  fremdes  Gesetz- 
buch, dessen  man  bedarf,  zu  seiner  richtigen  Anwendung  und  za  seiner 
Ergänzung  die  GtQtigkeit  auch  noch  eines  andern  voraussetzt,  welches  der 
Hauptsache  nach  kein  Bedfirfniss  wäre:  so  muss  doch  auch  letzteres  flh^- 
nommen  werden.  Bei  einer  in  allen  Beziehungen  fibel  geordneten  Liandes- 
gesetzgebung  mag  es  sich  also  begeben,  dass  die  Annahme  selbst  der  ganzen 
Rechtsordnung  eines  andern  Staates  gerathen  erscheint. 

In  welcher  Ausdehnung  aber  immer  die  Aufoahme  erfolgt  sein  mag, 
so  ist  unerlässlich,  das  flbemommene  Gesetz  vollständig  einzuführen, 
d.  h.  also  auch  mit  allen  den  Einriditungen  der  Gerichte,  allen  Formen 
und  Gewohnheiten,  auf  welche  es  sich  in  seinem  Heimathlande  statzt,  und 
welche  ihm  erst  Vollziehung  in  seinem  Sinne  sichern.  Dass  die  Erf&llung 
dieser  Forderung  vielleicht  mit  nicht  geringen  Schwierigkeiten  verbanden 
ist,  ändert  nichts  an  der  offenbaren  Nothwendigkeit. 

Endlich  scheint  es  von  zwei  Uebeln  noch  das  kleinere  zu  sein,  wenn 
der  Staat,  welcher  sich  zu  der  Annahme  einer  fremden  Gesetzgebung  ent^ 
schliessen  musste,  auch  später  immer  die  sämmtlichen  Aenderungen  und 
Zusätze,  welche  dieselbe  in  ihrem  Heimathlande  erhält,  annimmt.  Die 
Zumuthung  ist  keine  leichte;  aUein  nur  auf  diese  Weise  erhält  er  sidi  im 
lebendigen  Zusammenhange  mit  der  Ausbildung  und  Anwendung  der  Rechts- 
sätze, die  nun  einmal  auch  sein  Landesgesetz  sind.  Eine  völlige,  reditlidie 
oder  thatsädüiche,  Unmöglichkeit  der  Nachfolge  würde  freilich  entschuldigen, 
allein  die  nachtheiligen  Folgen  der  Verschiedenheit  nicht  beseitigen. 


Fttnfte  Abtheilnng. 
BekanntmaolmxLg  der  Oesetie. 

§29. 
1.  Die  yerschiedenen  Arten  der  Bekanntmachang. 

Eine  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  beschlossene  Rechtsordnung  wird 
erst  dann  zum  Gesetze,  das  heisst  zn  einer  von  den  ünterthanen  nnd  von 
den  Beamten  zn  befolgenden  Norm,  wenn  sie  in  der  richtigen  Weise  be- 
kannt gemacht  ist.  Die  Befolgung  eines  gar  nidit  zur  Eenntniss  gekom- 
menen Befehles  kann  selbstredend  von  Niemand  verlangt  werden;  eine  Yer- 
öffentlichnng  in  nicht  regelmässiger  nnd  nicht  amtlicher  Weise  aber  gewährt 
keine  Sicherheit  in  Betreff  der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit,  Niemand  ist 
schuldig,  sie  zu  kennen,  und  sie  hat  keine  zwingende  Kraft. 

Um  dem  Zwecke  vollständig  zu  entsprechen,  hat  eine  vom  Staate  aus- 
gehende Bekanntmachung  der  Gesetze  mehrere  Forderungen  zu  erfOUen. 
1)  Sie  muss  in  dem  ganzen  Umfange  des  Gebietes  erfolgen,  innerhalb  dessen 
das  Gesetz  GtQtigkeit  haben  soll;  im  Zweifel  also  im  ganzen  Umfange  des 
Staates.  2)  Sowohl  die  Anordnung  der  Gültigkeit  als  der  ganze  Inhalt  des 
zu  befolgende^  Gesetzes  muss  allen  Betheiligten  zugänglich  sein;  betheiligt 
aber  sind  bei  Rechtsgesetzen  nicht  bloss  die  zu  ihrer  Anwendung  bestimmten 
Beamten,  sondern  auch  sämmüiche  Btti^er,  deren  Rechte  dadurch,  sei  es 
mittelbar  sei  es  unmittelbar,  alsbald  oder  später,  geregelt  werden  können. 
3)  Es  ist  nothwendig,  dass  die  Bekanntmachung  in  einer  genugsam  auf- 
fallenden Weise  erfolge,  damit  sie  die  allgemeine  Au&nerksamkeit  auch  wirk- 
lich auf  sich  ziehe  und  somit  die  Bekanntschaft  mit  dem  Gesetze  nicht  bloss 
eine  rechtliche  Fiction,  sondern  eine  Thatsache  sei.  4)  Die  Bekanntmachung 
verfehlt  ihren  Zweck,  wenn  sie  nicht  das  Yerständniss  des  Mitgetheilten 
wirklich  und  allgemein  vermittelt,  aus  dem  soeben,  unter  3)  angegebenen 
Grunde.  5)  Es  ist  nothwendig,  namentlich  bei  umfassenderen  Gesetzen, 
dass  der  Bürger  und  Beamte  nach  Bedürfoiss  wiederholt  von  den  erlassenen 
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Yondiriften  EenntniBB  nehmen  kann,  mn  deren  Sinn  riditig  an&nfiissen  und 
den  Inhalt  dem  Gedächtnisse  einzuprägen.  6)  Endlich  mnss  die  Tbatsache 
der  Bekanntmadiung  und  der  Zeitpunkt  ihrer  Yomahme  nadigewiesen  werden 
können,  nm  nöthigen  Falles  den  Anüeing  der  Verbindlichkeit  zu  oonstatirec 

Nach  diesen*  Forderungen  ist  denn  die  Zweckdienlichkeit  der  Tersciiie- 
denen  möglichen  Arten  von  Veröffentlichung  zu  prflfen,  und  zwar  namentlid] 
mit  Festhaltung  des  Gesiditspunktes,  dass  sich  unter  den  Rechtsgesetzen 
nicht  selten  sehr  umfassende  befinden. 

Die  erste,  in  gewissen  Beziehungen  sogar  natuigemftsseste,  Art  der  Be- 
kanntmachung ist  eine  mttndliche  Verkündigung.    Dieselbe  kann  auf 
verschiedene  Weise  geschehen.  Entweder  in  einer  eigens  dazu  einberufenen 
Versammlung;  oder  an  einem  zu  diesem  Zwecke  ein  fikr  alle  Male  bestinunten 
Orte  und  zu  regelmflssig  dazu  verwendeter  Zeit,  z.  B.  an  Sonntagen  auf  dem 
Marktplatze  oder  auf  dem  Rathhause  einer  jeden  Gemeinde ;  endlich  dordi 
öffentlichen  Ausruf  an  verschiedenen  Stellen  der  Ortschaften  unter  voran- 
gegangenen Zeidien  zur  Aufmerksammachnng,  etwa  durch  VerkOndigung  mit 
der  Glocke,  bei  besonders  feierlichen  Gelegenheiten  durch  Herolde,  u.  dgl.  — 
Dieses  Mittel  erftült  unzweifelhaft  mehrere  der  aufgestellten  Bedingungen. 
nAmlidi  der  Möglichkeit  einer  Ausdehnung  Aber  das  ganze  Befolgungsgebiet, 
der  allgemeinen  Zugftnglichkeit,  der  hinreichenden  AufßUligkeit,  endlidi  der 
Nachweisbarkeit  der  Thatsache;  allein  zwei  andere  Forderungen  werden 
dadurdi  nur  theüweise  oder  gar  nicht  erflült.  Einmal  nftmlich  kann  für  eine 
allgemeine  Verständlichkeit  der  Mittheilung  nicht  mit  Sicheriieit  und  unter 
allen  UmstAnden  eingestanden  werden.    Unter  günstigen  Umständen  mag  es 
genflgen;  allein  auch  eine  sehr  mangelhafte  Xenntnissnahme  ist  aus  versdiie- 
denen  Gründen  denkbar.  Möglicherweise  kann  die  Stimme  des  Verkündenden 
nicht  ausreichen;  es  mag  durch  zufUligen  oder  absichtlichen  Lärm  das  Ver- 
ständniss  verhindert  werden;  längere  und  verwickelte  Bestimmungen  sind 
bei  bloss  mündlichem  Vortrage  nicht  leicht  richtig  aufzufassen,  ja  es  ist  sogar 
eine  vollständige  Mittheilung   und   ein  gleiches  Verständniss  umfassender 
Vorschriften,  z.  B.  ganzer  Gesetzbücher,  auf  diese  Weise  gar  nidit  zu  be- 
schaffen.   Ganz  unbrauchbar  aber  ist,  zweitens,  eine  bloss  mündliche  Ver- 
kündigung zu  wiederholter  Kenntnissnahme  und  Uebeiiegung.  Es  ergibt  sich 
hieraus,  da!ss  eine  Bekanntmachung  dieser  Art  überhaupt  nur  bei  kürzeren 
Gesetzen  angewendet  werden  kann,  und  dass  sie  bloss  bei  besonders  feier- 
lichen Gelegenheiten,  oder  wenn  eine  möglichst  schnelle  VeröffentMong 
geboten  ist,  als  räthlich  erscheint.    Begreiflich  ist  daher  auch,  dass  die 
mündliche  Verkündung  bei  eigentlichen  Gesetzen  beinahe  ganz  in  Abgang 
gekommen  ist^). 


1)  Beselclmend  ist  es,  wenn  J.  Bentham  (Promnlgatlon  of  the  Laws,  Works,  Bd.I,S.158), 
ein  Verlesen  der  Oesetie  in  den  Kireben  rerUngt,  und  swmr  nieht  etwa  nur  nener  0e> 
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Eine  ssweite  Bekanntmacihungsart  ist  die  Anheftnng  des  SdixiftstückeB 
an  öffentMchen  Orten,  z.  B.  an  den  Rathhansthttrenf  an  Strassenedken^  m.  dgl.  — 
Diese  Art  der  Bekanntmachung  unterliegt  keinem  Tadel  in  Beziehung  auf 
die  Ausdehnung  über  das  ganze  Gebiet;  ebenso  kann  die  nothwendige  Auf- 
fftlligkeit  wohl  hergestellt  werden;  endlich  ist  der  Beweis  der  geschehenen 
Veröffentlichung  leicht  zu  fahren.  Dagegen  ist  fOr  das  YerstAndniss  des 
Inhaltes  und  fOr  die  Möglichkeit  einer  wiederholten  Kenntnissnahme  nur  sehr 
mangelhaft  gesorgt.  Mag  auf  soldie  Weise  auch  eine  Kenntniss  von  kürzeren 
Bekanntmachungen  erlangt  werden,  so  ist  es  dodi  nicht  möglich  bei  umfiissenden 
Gesetzen.  Ein  an  der  Rathhausthüre  angeschlagenes  Gesetzbuch  durch  Lesen 
an  Qrt  und  Stelle  sich  klar  zu  machen,  wird  Niemand  einfaUen;  es  ist  geradezu 
eine  Unmöglichkeit.  Eine  wiederholte  Kenntnissnahme  aber  ist  selbst  bei 
kleineren  Bekanntmachungen,-  wenigstens  nach  einiger  Zeit,  unthunlich,  weil 
die  Anschläge  entfernt  werden  müssen,  um  neuen  Platz  zu  machen,  oder  sie 
durch  ZuMe  zerstört  sein  werden.  Diese  Art  der  Veröffentlichung  ist 
somit  nur  zur  Unterstützung  von  andern  Bekanntmachungsarten  anzurathen, 
namentlich  wenn  eine  schnelle  Veröffentlichung  geboten  ist.  In  solchem 
Falle  ist  denn  aber  eine  Anheftung  nidit  bloss  an  Einem  Orte,  sondern  an 
vielen  Stellen  zu  gleicher  Zeit  erforderlich. 

Eine  dritte  Art  der  Mittheilung  besteht  in  Zusendung  einzelner  Ab- 
drücke an  die  betreffenden  Behörden.  —  Diese  Veröffentlichungsart 
war  in  früheren  Zeiten  sehr  gewöhnlich,  wie  die  noch  vielfach  vorhandenen 
grossen  Sammlungen  solcher  einzeln  erlassener  Gesetze  und  Verordnungen 
beweisen;  man  ist  jedoch  hiervon  fast  ganz  abgekommen,  und  mit  allem 
Rechte.  Vorerst  wurde,  wenigstens  wenn  diese  Zusendung  nicht  auch  noch 
mit  andern  Publikationsweisen  verbunden  war,  nur  der  Beamte,  nicht  aber 
auch  der  Bürger,  von  dem  Vorhandensein  einer  neuen  Norm  unterrichtet, 
damit  aber  der  ganze  Zweck  nur  zum  geringsten  Theile  erreicht.  Ausserdem 
war  eine  spätere  Beweisführung  geschehener  Mittheilnng  keineswegs  in  jedem 
Döthigen  Falle  zu  führen,  da  bei  etwaigem  Fehlen  des  betreffenden  Stückes 
in  der  Begistratur  die  Uebersendung  zwar  behauptet  und  mehr  oder  weniger 
wahrscheinlich  gemacht,  allein  nicht  immer  mit  voller  Beweiskraft  dargethan 
werden  konnte.  Und  ob  eine  wiederholte  Kenntnissnahme  stattfand  und 
möglich  war,  hing  von  der  pünktlichen  Aufbewahrung  und  leichten  Auffindung 
des  einzelnen  fliegenden  Blattes  ab,  dessen  Aufsammlung  wohl  befohlen  aber 


tetie,  sondarn  der  gftiisen  besteheadeii  Oevetegebiug.  Er  meint,  die  CtosetsMeher  mflnten 
über  alle  Ctobflhr  «asfübrUch  sein,  wenn  aie  nloht  oft  In  jedem  Jahre  dnrolileaAB  werden 
könnten!  Be  Ist  wohl  nicht  nöthiff,  erst  lu  seigen,  dnos  eine  «olehe  Benfttsnng  des  Oottee« 
dienste«  cnr  GefletKverkUndigiing  nicht  nur  gan«.  oniMwsend,  sondern  aneh  schon  das  Um- 
fanges  des  in  Verkündigenden  wegen  Tölllg  nnansftthrbar  wftre;  davon  gana  abgeaehan,  dass 
sich  die  Geistlichen  (nnd  Tollkonmien  mit  Recht)  sn  solchem  Dienste  nicht  ▼arwenden  lassen 
würden )  nnd  auch  Tom  Staate  nicht  dasn  geewnngen  werden  könnten.  In  dor  Kirtht  sind 
höchstens  Anordnungen  der  betreffenden  Kirchengewalt  bekannt  an  maehen. 
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nidit  überwadit  nnd  enwnngen  werden  konnte.  Wer  je  Gelegenheit  gdmbt 
hat,  die  Lückenhaftigkeit  der  meisten  Sammlangen  soldier  einzeln  ergangener 
Gesetze  und  desshalb  die  grosse  Yerscfaiedenheit  derselben  unter  eixiander 
kennen  zu  lernen;  wer  weiss,  wie  ansserordentlicfa  selten  sogar  eine  aocfa 
nur  leidlich  vollzählige  Anfbewahmng  war;  wer  endlidi  die  eben  so  zeit- 
raubende als  unsichere  Benützung  einer  aus  Hunderten  und  Tausenden 
loser  und  durch  keinerlei  mechanische  Mittel  zum  Gebraudie  zubereitete 
Bl&tter  bestehenden  Sammlung  aus  Erfahrung  kennt:  der  wird  gerne  dsonit 
einyerstanden  sein,  dass  diese  Art  Gesetze  zu  promulgiren  eine  hödst 
rohe  und  unzureichende  ist. 

Mit  Recht  darf  man  daher  staunen,  dass  das  so  ein£Budie  und  wenigstens 
den  meisten  Forderungen  in  auszeichnender  Weise  entsprechende  Bekannt^ 
machungsmittel    eines    eigenen    in    fortlaufenden  Nummern  erscheinenden 
Gesetzblattes  so  spät  ersonnen  worden  ist.  Erst  die  französische Reyola- 
tion  ist  auf  den  Gedanken  gekommen,  sich  dieser  Einrichtung  zur  Bekannt- 
machung ihrer  zahlreichen  neuen  Gesetze  zu  bedienen^),  und  nur  ziemlich 
langsam  sind  andere  Regierungen  dem  Beispiele  gefolgt.    Noch  itzt  selbst 
sind  England  und  Nordamerika  bei  alten  unvollkommenen  YerOffenUichangs- 
weisen  stehen  geblieben'),   im  Guten  und  Schlimmen  an  Gewohnheiten 
festhaltend.     In  der  That  bedarf  es  aber  nur  weniger  Worte,   um  die 
Zweckmässigkeit  der  Einrichtung  nachzuweisen.    Eine  Ausdehnung  der  Be- 
kanntmachung über  das  ganze  Staatsgebiet  ist  dadurch  gegeben,  dass  Exem- 
plare des  Gesetzblattes  in  alle  Gemeinden  gesendet  werden.  Leicht  zugfingiich 
gemacht  sind  die  Gesetze  dadurch,  dass  jeder  Bürger  nicht  nur  selbst  nach 
Belieben  auf  das  Gesetzblatt  unterschreiben,  sondern  jeden  Falles  von  dem- 
selben auf  dem  Gemeindehause  Kenntniss  nehmen  kann.   Sämmtliche  Staats- 
diener erhalten  ohnediess  durch  unmittelbare  Zusendung  Kenntniss  von  dem 
Veröffentlichten.    Ein  besonderer  Beweis  der  Mittheilung  braucht  gar  nidit 
geführt  zu  werden;   er  ist  durch  den  Druck  und  durch  die  regelmässige 
Vertheilnng  mittelst  der  Post  schon  von  selbst  hergestellt,    und  etwaige 
Lücken  in  der  Zusendung  erhellen  für  jedeii  Empfänger  aus  derNumerinmg 
der  Blätter.    Für  genauere  Bekanntmachimg  mit  dem  Inhalte  und  f&r  die 
Möglichkeit  wiederholter  Nachlesung  ist  durch  den  Druck  in  bequemer  Form 
auf  das  Beste  gesorgt;  und  überdiess  mag  leicht  durch  Inhaltsverzeichnisse 
und  sonstige  HüLEsmittel  der  Gebrauch   erleichtert  und  gesichert  werden. 


1)  Du  Bnlettn  das  loif  ist  im  iwelten  Jahr  der  Bepnblik  begründet  worden  nnd  seit 
dieser  Zeit,  wenn  gleicli  in  mehrtech  Terschiedener  Einrichtung,  ersehienen.  NSherei  Aber 
dasselbe  und  ttber  die  Erlelehterunipsniittel  snm  Gebrauche  s.  tn  meiner  Gesehlchte  und 
Literatur  der  StW.,  Bd.  m,  8.  21,  Note  1. 

2)  Es  werden  die  wfthrend  einer  Parliaments-  oder  Congress- Versammlung  n  Stsnde 
gekommenen  Gesetse  am  Schlüsse  der  Sltsung  in  einem  besonderen  Hefte  susammengedrnekt 
und  snm  Kaufe  geboten.  Eine  spStere  Aufhahme  in  umfiMsende  Gesetssammlungen  ist 
lediglich  Priratuntemehmen. 
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Die  einzige  Forderung,  welche  das  Gesetzblatt  nicht  erfüllt,  ist  die  einer 
nicht  wohl  zu  abersehenden  Anfinerksammachüng,  indem  allerdings  das 
Erscheinen  einer  neuen  Nununer  kein  an  und  für  sich  Aufsehen  machendes 
Ereigniss  ist.  Es  kann  jedoch  theils  dieser  Mangel  in  besonders  dazu  an- 
gethanen  FftUen  durch  Anordnung  einer  weiteren  auffallenderen  Bekannt- 
machungsart ausgeglichen  werden;  theils  tragen  die  gewöhnlichen  Tagesbl&tter, 
für  welche  das  Erscheinen  einer  jeden  neuen  Nummer  des  Gesetzblattes 
Gegenstand  einer  schleunigen  Mittheilung  zu  sein  pflegt,  in  genügender 
Weise  dazu  bei,  die  Thatsache  in  dem  weitesten  Kreise  zu  verbreiten. 
Jeden  Falles  ist  dieser  Mangel  nicht  von  der  Bedeutung,  dass  bloss  seiner 
.wegen  die  ganze  sonst  vollständig  entsprechende  Einrichtung  verworfen 
werden  könnte. 

Endlich  ist  noch  der  abgesonderten  amtlichen  Ausgabe  um- 
fassender Gesetze,  namentlich  ganzer  Gesetzbücher,  Erwähnung  zu  thun. 
Dass  auch  Qesetze  dieser  Art  dem  Gesetzblatte  einverleibt  werden, 
ist  natürlich;  allein  ihr  Gebrauch  ist  in  dieser  Form  nidit  an  jeder 
Stelle  und  zu  jeder  Zeit  bequem;  ausserdem  müssen  Gesetzbücher  auch 
noch  in  den  Händen  Vieler  sein,  welche  sich  nicht  im  eigenen  Besitze  einer 
Sanmilung  des  Gesetzblattes  befinden.  Unzweifelhaft  wird  nun  zwar  der 
$taat  kein  Autorenrecht  hinsichtlich  des  alleinigen  Druckes  der  von 
ihm  erlassenen  Gesetze  in  Anspruch  nehmen,  vielmehr  jedem  Privatmanne 
den  Abdruck  desselben  in  beliebiger  Weise  und  auf  eigene  Rechnung  ge- 
statten; allein  eine  amtliche  besondere  Ausgabe  ist  doch  aus  mehreren 
Gründen  wünschenswerth.  Einmal  sichert  sich  dadurch  der  Staat  einer 
vollständigen  Bekanntmachung  alles  dessen,  was  er  veröffentlicht  wünscht. 
Zweitens  mag  er  durch  wohlfeilere  Preise,  als  das  Privatunternehmen  stellen 
kann,  die  Verbreitung  sehr  begünstigen.  Endlich  ist  man  auf  diese  Weise 
eines  vollkommen  richtigen  Abdruckes  sicher. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich  also,  dass  in  der  Regel  die  Ver- 
öffentlichung von  Rechtsgesetzen  am  besten  durch  ein  Gesetzblatt  erfolgt; 
dass  aber  in  dringenden  Fällen,  wenn  eine  Bekanntmachung  in  kürzester 
Zeit  wirklich  zur  Kenntniss  der  gesammten  Einwohnerschaft  zu  bringen  ist, 
eine  mündliche  Verkündigung  und  eine  öffentliche  Anheftung  in  den  Strassen 
verbunden  werden  mag,  wie  anderer  Seits  bei  ausführlichen  Gesetzen,  deren 
Anwendung  voraussichtlich  während  langer  Zeit  unverändert  stattfindet,  auch 
besondere  amtliche  Ausgaben  veranstaltet  werden  müssen. 

§  30. 
2.  Beginn  der  Verbindlichkeit. 

Ein  Gesetz  ist  bekanntlich  von  dem  Augenblicke  der  Veröffentlichung 
an  verbindlich,  falls  nicht  ausdrücklich  ein  anderer  Anfangstermin  festgestellt 
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wird.  Diess  gilt  nun  selbstredeiid  auch  von  Rechtsgesetien;  nur  ist  Ider 
za  bemerken,  dass  bei  Gesetzen  dieser  Art  spätere  AnfangtenniBe  der 
GtÜtigkeit  sehr  bünfig  TorkommeB.  Dieses  aber  ans  zwei  Ursadien.  Einnial 
ist  es  wenigstens  bei  nm&ssenden  Gesetzen,  namentlicli  bei  ganzen  Gresetz- 
bttchem,  dnrdiaas  noth wendig,  sowohl  den  Unterthanen  im  Allgemeinen, 
als  den  mit  der  Handhabung  beauftragten  Beamten  insbesondere,  die  nötbige 
Zeit  zu  einer  gründlichen  Kenntnissnahme  zu  lassen.  Hierzu  können  selbst 
Monate  nicht  zu  viel  sein,  namentlich  wenn  etwa  die  Abfassung  Ton  Com- 
mentaren  oder  sonstigen  Yerstftndnissmitteln  vor  dem  Beginne  der  Hand- 
habung rathsam  erscheint.  Zweitens  aber  kann  es  nothwendig  sein,  dem 
Gesetze  mehr  oder  weniger  ausfthrliche  YollziehungsTerordnungen  beizu-. 
geben,  oder  erst  eine  Veränderung  in  der  Organisation  der  Behörden, 
Herstellung  Ton  amtlichen  Gebäuden  yorzunehmen,  u.  s.  w.  Hierzu  ist  denn 
Zeit  erforderlich;  und  es  ist  sicheriidi  nidit  wflnschenswerth,  dass  ein  neues 
Gesetz  auf  eine  unvollkommene  .Weise  in  die  Erscheinung  trete  und  in 
seiner  richtigen  Vollziehung  gleich  An&ngs  Hindernisse-  erfahre,  dadurch 
aber  vielleicht  mit  Widerwillen  angenommen  werde.  —  Einen  solchen 
späteren  Gflltigkeitsanfang  im  Gesetze  selbst  zu  bestimmen,  ist  ohne  Zweifel, 
wenn  der  Verzug  schon  bei  der  Abfassung  des  Gesetzes  vorausgesehen 
werden  kann,  am  zweckmässigsten,  indem  dadurch  alle  Zweifel  und  Streitig- 
keiten vermieden  werden.  Sollte  es  aber  nicht  geschehen  sein,  so  ist  ea 
unbestreitbar  Sache  des  Staatsoberhauptes,  den  Anfang  der  Vollziehbarkeit 
zu  bestimmen.  Welche  Folgen  eine  nicht  gerechtfertigte  Verzögerung  oder 
gar  die  völlige  Unterlassung  der  Veröffentlichung  eines  mit  den  Ständen 
verabredeten  Gesetzes  in  einem  constituüonellen  Staate  hat,  ist  vom  Staats* 
rechte  zu  erörtern,  nicht  aber  von  der  Staatskunst;  und  nur  so  viel  mag 
bemerkt  sein,  dass  ein  nicht  veröffentlichtes  Gesetz  noch  keine  Zwangskraft 
hat  und  überhaupt  noch  nicht  wirksam  zu  Recht  besteht,  wie  gross  immer 
die  Schuld  der  Unterlassung  sein  und  welche  Folgen  dieselbe  füir  die  dabei 
Betheiligten  haben  mag. 

Hier  sind  nur  zwei  untergeordnete  Fragen  in  Betreff  des  Gttltigkeits- 
anfanges  zu  besprechen. 

Erstens  handelt  es  sich  davon,  näher  zu  bestinunen,  von  welchem 
Augenblicke  ein  in  einem  Gesetzblatte  ohne  besonderen  Termin  ver- 
öffentlidites  Gesetz  Vollziehbarkeit  hat?  —  Vom  rechtlidien  Standpunkte 
aus  ist  die  Antwort  allerdings  einfach  und  unzweifelhaft.  Sie  geht  dahin, 
dass  die  Vollziehbarkeit  in.  jedem  einzelnen  Orte  des  Staates  mit  dem  Augen- 
blicke des  tbatsächlichen  Eintreffens  der  das  Gesetz  enthaltenden  Nummer 
des  Blattes  beginnt;  wobei  denn  freilich  nicht  ein  etwaiges  zufälliges  Hin- 
gelangen entscheidet,  sondern  vielmehr  die  amtliche  Zusendung,  sei  es  nun 
durch  den  gewöhnlichen  Weg  der  Post  u.  s.  w.,  sei  es  durch  ausserordent- 
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liehe  Mütbeilnngsmittel.  Es  ftUt  aber  in  die  Augen,  daes  mit  dieser  logisch 
unanfechtbaren  Einrichtang  nicht  audi  der  Zweckmässigkeit  gedient  ist  Auf 
diese  Weise  entsteht  nämlich,  besonders  in  grösseren  Staaten  und  bei  nn- 
vollkommenen  Verbindungen,  eine  fohlbare  Ungleichheit  des  Anwendungs« 
beginnes,  was  möglicherweise  später  zu  Zweifeln,  unverschuldeten  Nachtheilen 
und  weitläufigem  Beweisrerfahren  führen  kann.  Desshalb  erscheint  es  denn 
rathsam,  durch  eine  allgemeine,  die  sämmtlichen  Gebietstheile  umfassende 
gesetzliche  Bestimmung  festzusetzen,  von  welchem  Aij^enblicke  an,  falls 
kein  anderer  Termin  ausdrücklich  bestimmt  wird,  eine  befehlende  Norm  an 
jedem  Orte  des  Staates  als  bekannt  gemacht  und  somit  gtütig  zu  betrachten 
ist;  wobei  natürlich  den  verschiedenen  Entfernungen  von  dem  Sitze  der 
gesetzgebenden  Gewalt  so  wie  den  üblichen  Beförderungsarten  entsprechende 
Rechnung  getragen  werden  muss^). 

Eine  zweite  Frage  ist,  ob  eine  gültige  Yerkflndung  von  Rechtsgesetzen 
durch  den  Telegraphen  stattfinden  kann?  —  Diese  Frage  ist  allerdings 
erledigt,  oder  fällt  vielmehr  weg,  in  Ländern,  welche  das  eben  angeführte 
System  angenommen  haben,  so  weit  es  sich  nicht  von  einer  ausdrücklich 
gemachten  Ausnahme  handelt.  Allein  sie  ist  aufisuwerfen  und  kann  von 
grosser  Bedeutung  sein  theils  da,  wo  eine  solche  Reglung  nicht  stattfindet, 
theils  selbst  hier  in  Ausnahmsfällen.  Auf  den  ersten  Blick  mag  nun  eine 
Bejahung  als  selbstverständlich  und  zweckmässig  erscheinen.  Man  kann 
nämlich  anfahren,  dass  tagtäglich  Befehle  aller  Art  durch  dieses  Mittheilungs- 
mittel  an  die  Behörden  erlassen  und  von  diesen  vollzogen  werden,  ohne 
dass  irgend  ein  Anstand  in  Betreff  der  Gültigkeit  des  Befehles  oder  der 
Vollziehung  erhoben  werde.  Auch  mag  geltend  gemacht  werden,  dass 
wenigstens  in  einzelnen  Fällen  auch  bei  Rechtsgesetzen,  z.  B.  bei  Stand- 
rechtsverkündigungen, Erklärungen  in  den  Belagerungsstand  u.  s.  w.,  die 
möglichste  Schnelligkeit  der  Anwendung  wünschenswerth  sein  könne,  viel- 
leicht sogar  den  Erfolg  bedinge.    Dennoch  liegen  überwiegende  Gründe  vor, 


1)  Es  fehlt  nicht  an  Beispielen  solcher  Bestimmnnflren.  80  s.B.  InFrankrelcb,  wo  dnroli 
den  Code  N«pol6on,  Art.  l,  und  durch  die  Verordnong  vom  25.  Thermldor  des  J.  ZI,  (welche 
die  Entfemnng  der  Departemental-Hauptstädte  von  Paris  feststellt,)  nachstehende  Ordnung 
eingefUhrt  ist:  In  Paris  gilt  das  Oesets  am  nftchsten  Tage  nach  der  VerdlTentUchung  darofa 
das  Gesetsblatt;  in  Jedem  Hanptorte  eines  Departements  am  Tage  nach  dem  Eintreffen  des 
Blattes ;  in  Jedem  andern  Orte  tun  so  viele  Tage  später,  als  derselbe  10  Myriameter  —  etwa 
90  altfiransöslsche  Meilen  —  von  dem  Departemental-Hanptorte  entfernt  liegt.  Man  s.  b.  B. 
Favard  de  Langlade,  Traitö  des  Privileges  et  des  hypoth^ues,  Par.,  ISIS,  8.881  fg.  8o 
femer  in  Preossen ,  wo  durch  Gesetz  vom  6.  April  1B46  die  sUmmtUchen  Eegierungsbesirke 
in  sechs  Klassen  gebracht  sind,  in  deren  Jeder  das  in  der  Gesetzessammlung  YerSffentUohte 
von  einem  bestimmten  Tage  an  in  Wirksamkeit  tritt.  Also  im  Begiemngsbesirke  Potsdam  mit 
Berlin  mit  dem  achten  Tage  von  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  das  betreffende  Sttlck 
der  Gesetsessammlung  in  Berlin  ausgegeben  wurde,  (was  immer  am  Fnsse  Jedes  Stückes 
angegeben  ist;)  in  den  Begierungsbeiirken  Frankfurt,  Stettin,  Magdeburg  und  Merseburg 
mit  dem  neunten  Tage,  und  so  fort  bis  sum  viersehnten  Tage  flir  Königsberg,  Gumbinnen, 
die  Bheinprovlns  und  Hohensollem. 
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Bidi  dagegen  za  erUfiren.  Zimftdist  liegt  bei  einer  telegraphischen  MittheOuog 
keine  Sicheriieit  vor,   dass  die  Benachrichtigung  acht,  das  heisst  flberiiaQpt 
Yon  der  gesetzlichen  Staatsgewalt  aasgegangen  ist.    Es  kann  möglicherweise 
eine  Tänsdiung  Torliegen,   etwa  in  Folge  einer  YerschwOrong  oder   eines 
Aofetandes.     Sodann  ist  ein  Irrtham  in  Betreff  des  Inhaltes  eines    Tele- 
grammes  nichts  weniger  als  anmöglich.    Die  Mittheilang  durch  den  Tele- 
graphen ist  allerdings  ein  hödist  wunderbares  und  in  tausend  Anwendnngen 
unersetzliches  Benachrichtigungsmittel;    allein  dasselbe  ist  insofeme    sehr 
unvollkommen,  als  es  dem  Empfänger  eine  eigene  Prüfung  der  Richtigkeit 
der  Mittheilung  nicht  gestattet.    Es  können  am  Au^beorte,  beim  Empüaiige 
und  selbst  an  üebermittelungsstationen  absichtliche  oder  unabsichtliche  Lt- 
thtlmer  in  der  MittheOung  stattgefunden  haben,   ohne  dass  der  Empfänger 
des  Telegrammes  diess  untersuchen  oder  auch  nur  den  entferntesten  Grund 
zu  einem  Zweifel  haben  kann.    In  dem  letzteren  Falle  fällt  denn  auch  die, 
allerdings  an  sich  mögliche,  Richtigstellung  durch  eine  RQcktelegraphimng 
weg.    Endlich  ist  eine  Gonstatirung  des  Vorhandenseins  der  verfassungs- 
mftssigen  formellen  Gflltigkeit  eines  Gesetzes,  nfimlich  der  Zustimmung  der 
Stände  und  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers,  wo  nicht  unmöglich,   so 
doch  Jeden  Falles  nicht  mit  Zuverlässigkeit  vomehmbar.    Diese  Bedenken 
werden  aber  durch  eine  Hinweisung  auf  die  regelmässige  Befolgung  von 
telegraphisch  mitgetheilten  Yerwaltungsbefehlen  nicht  beseitigt.    Der  Fall 
ist  hier  ein  wesentlich  anderer.    Bei  einem  an  einen  untergeordneten  Be- 
amten geriditeten  telegraphischen  Befehle  ist  lediglich  dessen  persönliche 
Gehorsamspflicht  in  Frage;   Dritten,  und  namentlich  den  Unterthanen  im 
Allgemeinen,  wird  auf  diese  Weise  gar  nichts  mitgetheilt,.  sie  erfahren  viel- 
mehr nur  durch  jenen  Beamten  Oberhaupt  etwas  von  dem  angeblichen  Be- 
fehle.    Die  Verpflichtung  zu  gehorchen  ist  somit  nach   der  allgemeinen 
Zuständigkeit  des  Letzteren  und  überhaupt  nach  dem  Verhältnisse  zu  ihm 
zu  bemessen.     Möglicherweise  kann  er,  auch  ohne   einen  höheren  Befehl 
erhalten  zu  haben,  die  fragliche  Massregel  innerhalb  seiner  Zuständigkeit 
treffen;  und  dann  liegt  allerdings  die  Verpflichtung  zur  Befolgung  für  Jeden 
vor.    Wenn  aber  der  telegraphisch  mitgetheilte  Auftrag  die  gesetzliche  Be- 
fugniss  des  Bekanntmachenden  überschreitet,  so  erwächst  aus  seiner  Ver- 
sicherung, einen  Befehl  erhalten  zu  haben,  keineswegs  eine  Verpflichtung 
für  einen  Dritten,  ja  nicht  einmal  eine  Berechtigung,  von  dem  bestehenden 
Rechte  abzuweichen.     Diese  kann  erst  eintreten,   wenn  den  in  Ansprach 
Genommenen  diess  auf  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Weise  eröffnet  worden 
ist,  (sachliche  Berechtigung  der  befehlenden  Gewalt  angenommen;)  nament- 
lich ist  diess  unzweifelhaft  bei  Richtern  der  Fall.  Der  durch  den  Telegraphen 
zu  einer  Handlung  oder  Unterlassung  aufgeforderte  Beamte  mag  also  auf 
seine  Verantwortlichkeit  verfahren,  wie  er  es  für  gut  findet;  allein  die 
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Bechisordnong  wird  zunächst  noch  nicht  gfiltig  abgeändert.  Soll  diess  ge- 
schehen können,  so  moss  erst  durch  ein  eigenes  Gesetz  die  Veröffentlichung 
von  Zwangsnonnen  durch  den  Telegraphen  als  eine  gültige  Bekanntmachungs- 
art vorgeschrieben  und  in  ihren  Einzelnheiten  geregelt  sein;  wobei  denn 
aber  wohl  die  Faktoren  der  Gesetzgebung  erst  die  verschiedenen  Bedenken 
in  ernstlichste  Erwägung  zu  nehmen  hätten.  Wenn  aber  etwa  gegen  diese 
grundsätzliche  Auffassung  die  Verkehrtheit  einer  Nichtbenutzung  des  neuen, 
weltgeschichtlich  wichtigen  Verkehrsmittels  geltend  gemacht  werden  wollte, 
so  dürfte  mit  grosser  Beruhigung  dagegen  die  grosse  Wichtigkeit  einer 
unzweifelhaften  Sidierheit  des  Rechtes  in  die  Wagschale  zu  werfen,  auch 
die  Frage  sehr  an  der  Stelle  sein :  ob  denn  wirklich  der  ganze  verfassungs- 
mässige Gehorsam  der  Bürger  in  die  Verfügung  eines  Telegrammes,  und 
selbst  einer  blossen  Versicherung  des  Empfanges  eines  solchen,  gestellt  wer- 
den wolle?  -^  Glücklicherweise  wird  der  Fall  einer  Veröffentlichung  durch 
den  Telegraphen  bei  Rechtsgesetzen  nur  sehr  selten  vorkommen,  da  hier 
nicht  nur  die  gewöhnlichen  Mittheilungsmittel  vollkommen  auszureichen 
pflegen,  sondern  sogar,  wie  bereits  bemerkt,  oft  selbst  eine  bedeutende 
Verspätung  des  Vollziehungsanfanges  für  nöthig  erachtet  wird. 

§  31. 
3.  Beförderung  des  Verständnisses. 

Eine  richtig  vollzogene  Verkündigung  begründet  allerdings  für  die 
Unterthanen  die  Pflicht  des  Gehorsams,  für  die  Richter  und  sonstigen 
Rechtsbeamten  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Anwendung.  Allein  die  blosse 
Kenntniss  der  Gesetzesworte  reicht  nicht  immer  aus  zum  allgemeinen  und 
zum  leichten  Verständnisse  der  getroffenen  Bestimmungen.  Hierzu  können 
Erläuterungen  der  Absicht  des  Gesetzgebers  und  Hinweisungen  auf  die 
Folgerungen  nothwendig  sein,  welche  sich  nicht  schon  einfach  und  von 
selbst  für  Jeden  ergeben. 

Zwar  sind  schon,  freilich  nur  sehr  vereinzelte,  Fälle  einer  solchen 
Ueberhebung  des   Gesetzgebers    oder  einer  solchen  unbegreiflichen  Ver- 

• 

kennung  der  wirklichen  Zustände  im  Leben  vorgekommen,  dass  jede  Er- 
läuterung und  Bearbeitung  von  Gesetzen  untersagt  wurde,  in  der  Hoffiiung, 
dadurch  eine  einfach  verständige  und  somit  auch  ganz  gleichförmige  Aus- 
legung und  Anwendung  des  Gesetzes  zu  erhalten.  Es  ist  aber  ein  grösserer 
Irrthum  kaum  denkbar.  Einmal  ist  ein  solches  Verbot  gar  nicht  zu  handhaben, 
da  eine  Bearbeitung  jeglicher  Art'  im  Auslande,  und  selbst  im  Mande,  so  wie 
eine  Berücksichtigung  des  Gesetzes  in  aUgemeineren  wissenschafftlichen  Werken 
eben  so  wenig  verhindert  werden  kann,  als  das  Lesen  solcher  AusfCQirungen 
durch  Bürger  und  Beamte.  Zweitens  aber  wäre  die  Aufrecfaterhaltung  des 
Verbotes,  wenn  sie  möglich  wäre,  unberechenbar  schädlich.    Unzweifelhaft 
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können  und  werden  in  den  yonPriTaten  nntemommenen  Bearbeitungen  toh 
RechtsgeseUen  auch  IrrthOmer  mit  nnterlaofen;  aUein  theils  werden  diese 
von  andern  ScfarifUtellem  bekftmpft  und  wieder  beseitigt  werden,  somit 
nidit  Fttss  fassen  in  der  Anwendung,  tbeils  mass  eine  weit  grössere  Menge 
yon  falsdien  Anfiassungen  erwartet  werden,  wenn  dem  Verständnisse  nidit 
nachgeholfen  ist.  Bei  der  Masse  der  Unterthanen  versteht  sich  diess  ganz 
von  selbst;  allein  auch  von  den  Advocaten  und  den  Richtern  kann  nicht 
angenommen  werden,  dass  sie  sämmtlich  Muster  von  Scharfsinn  and  Ton 
Belehmngseifer  seien,  und  es  sind  daher  bei  einem  grösseren  oder  kleineren 
Theile  derselben  Missverst&ndnisse  aus  Mangel  an  Studien  und  Scharfeinn 
mit  Gewissheit  zu  erwarten.  Will  man  die  Sache  auf  die  Spitze  stellen, 
so  kann  man  wohl  behaupten,  dass  selbst  eine  durch  eine  allgemein  ge- 
brauchte Privatbearbeitung  veranlasste  fehlerhafte  Uebereinstinmiung  in  der 
Auslegung  ein  geringeres  Uebel  sei,  als  eine  Zeifahrenheit.  Bringt  doch 
jene  wenigstens  eine  Gleiöbheit  der  Rechtszustände  hervor,  und  kann  aacii 
nöthigen  Falles  dasüebel  mit  Einem  Schlage  verbessert  werden,  z.B.  durch 
eine  authentisdie  Auslegung  oder  einen  Gemeinbescheid. 

Yemanftigerweise  hat  also  gerade  das  Gegenth^il  stattzufinden.  Nicht 
nur  sind  Bearbeitungen  der  Rechtsgesetze  von  Seiten  des  Gesetzgebers  und 
der  Verwaltung  nicht  zu  verbieten,  sondern  es  ist  vielmehr  räthlich,  sie  in 
jeder  Art  und  Weise  zu  begünstigen;  und  zwar  nach  beiden  Richtungen, 
in  welchen  ein  Bedttrhüss  vorliegt,  nämlich  fttr  den  Recfatsgelehrten  und 
insbesondere  den  Richter,  sodann  aber  auch  für  den  Bürger  im  Allgemeinen. 

Was  zuerst  die  Bearbeitung  zu  Zwecken  der  Rechtsgelehrten  be- 
trifft, also  insbesondere  zum  Gebrauche  von  Riditem  und  Advokaten,  so 
ergibt  sich  die  hier  nothwendige  Behandlung  des  Gegenstandes  aus  den 
Forderungen,  welche  hinsichtlich  der  Anwendung  der  Gesetze  an  die  Gerichte 
gestellt  werden.  Es  sind  diese .  Forderungen  aber  doppelter  Art.  Einmal 
sollen  die  Gerichte  die  verkündeten  Bestimmungen  im  Sinne  des  Gesetz- 
gebers, damit  natürlich  aber  auch  übereinstimmend  unter  sich,  auffassen  und 
anwenden.  Zweitens  muss  man  von  ihnen  verlangen,  dass  sie  den  Grund- 
gedanken und  den  Zweck  des  Gesetzes,  auch  wenn  solche  nicht  in  ans- 
drflcklidien  Worten  ausgesprodien  sind,  richtig  und  gleichmässig  begreifen, 
damit  sie  bei  etwaigen  Lücken  oder  Streitfragen  folgerichtig,  damit  aber 
auch  gleif^örmig,  verfahren.  Es  soll  nun  zwar  nicht  behauptet  werden, 
dass  eine  solche  richtige  Erkenntniss  von  einem  Rechtsgeiehrten  nicht  ohne 
besondere  Beihülfe  erworben  werden  könne;  woher  würden  denn  die  Be- 
ari>eiter  ihre  Einsicht  nehmen?  Allein  die  Sache  ist  an  und  fär  sich  nicht 
leicht,  und  am  wenigsten  für  Männer,  welche  viel  basdiäftigt  mitten  im 
Leben  stehen,  welchen  somit  Zeit  und  firische  Kraft  zu  theoretischen 
Nachforschungen  fehlen  wird,  und  welchen  sehr  häufig  auch  nidit  einmal 
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die  dazu  erforderlichen  litterarischen  Mittel  zu  Gebote  stehen.  Besten 
Falles  wird  also  ein  solches  richtiges  Eindringen  in  das  Gesetz  nur  von 
Einzelnen  zu  Stande  gebracht  werden,  wahrend  doch  dasselbe  ganz  allge- 
meines Bedttrfniss  ist.  Hier  kann  nur  durch  möglichste  Erleichterung  der 
Arbeit  ein  wo  nidit  vollkommener  so  doch  leidlidier  Zustand  erreicht  werden. 
Der  Hfilfemittel  mögen  aber  viererlei  sein. 

1.  Sammlungen  aller  auf  die  Einführung,  das  Yerständniss  und  die 
Anwendung  des  Gesetzes  von  Behörden  erlassenen  Yerfflgungen 
und  Erklärungen.  Solcher  Anweisungen  wird  sich  allmäUg  eine  mit 
dem  UmfiEinge  und  mit  der  Wichtigkeit  des  Gesetzes  im  YerhSItnisse  stehende 
Zahl  ergeben;  bald  werden  audi  wichtige  Urtheile  letzter  Instanz  dazu 
kommen.  Manche  von  diesen  Erläuterungen  werden  allerdings  entweder 
vereinzelt  oder  durch  das  Gesetzblatt  den  Behörden  bekannt  gemacht  werden, 
andere  dagegen  eine  solche  weite  Verbreitung  nicht  erhalten.  Jeden  Falles 
aber  sind  sie  in  solcher  Zerstreuung  nicht  bequem  zu  gebrauchen,  auch 
ent&llt  ihr  Vorhandensein  wohl  dem  Gedächtnisse.  Desshalb  sind  denn 
eigens  veranstaltete  und  mit  verständigen  Gebrauchserläuterungen  versehene 
Sammlungen  ein  sehr  wirksames  Mittel  zu  richtiger  und  gleichmässiger  Auf- 
fassung und  Behandlung  des  Gesetzes.  Gleichgiltig  ist  dabei  natürlich,  ob 
solche  Zusammenstellungen  von  der  Regierung  selbst  ausgehen,  oder  ob  sie 
von  geeigneten  Personen  als  Privatuntemehmen  gemacht  werden;  doch  ist 
im  letzteren  Falle  eine  doppelte  Bemerkung  wohl  an  der  Stelle.  Einmal, 
dass  die  Regierung  wohl  daran  thun  wird,  auch  einem  Privatunternehmer 
mit  allem  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Stoffe  an  die  Hand  zu  gehen.  Liegt 
es  doch  sowohl  in  ihrem  eigenen  wie  im  allgemeinen  Interesse,  dass  die 
Arbeit  möglichst  vollständig  und  fehlerfrei  sei.  Zweitens  aber,  dass  eine 
Vertheilung  brauchbarer  Sammlungen  solcher  Art  an  alle  entsprechende 
Amtsstellen  zweckmässig  erscheint.  Nor  auf  diese  Weise  kann  man  einer 
allgemeinen  Vorbereitung  sicher  sein,  welcher  sonst  wohl  Unkenntniss, 
Gleichgiltigkeit  oder  unzeitige  Sparsamkeit  im  Wege  stehen. 

2.  Bekanntmachung  sämmtlicher  Motive  der  verschiedenen  Factoren 
der  Gesetzgebung.  Es  ist  schon  mehr  —  so  namentlich  in  §  21  —  be- 
sprochen worden,  dass  dieses  Auslegungsmittel  von  der  höchsten  Bedeutung 
und  durch  kein  anderes  zu  ersetzen  ist.  Freilich  möchte  vielleicht  die 
Meinung  geltend  gemacht  werden,  dass  diese  Verständnissquelle  von  zu 
schwierigem  und  zeitraubendem  Gebrauche  sei,  als  dass.  ihre  Benfltzung  von 
den  gewöhnlichen  Beamten  erwartet  oder  auch  nur  bei  ihnen  erwünscht 
sein  könnte,  während  wissenschaftliche  Bearbeiter  und  die  Mitglieder  der 
oberen  Gerichte  sich  dieselben  schon  zu  verschaffen  wissen  werden.  Es 
wäre  diese  Ansicht  jedoch  unrichtig.  Alle  nut  der  Rechtspflege  Beschäftigte, 
Beamte  sowohl  als  Advokaten,  sollen  das  Gesetz  richtig  auslegen,  und  Alle 
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können  in  Zweifel  kommen  über  die  wahre  Absicht  des  Gesetzgebers.     Em 
Yerstftndiger  (^ebraach  auch  schwieriger  Aoslegongsmittel  mass   aber   doch 
von  Männern,  welche  der  Staat  zur  Ansübong  der  Rechtspflege  fitr  befiUiigt 
erkannt  hat,   erwartet  werden;   and  sollten  auch  Einzelne  entweder     der 
Einsicht  oder  des  Willens  zur  Benutzung  dieses  Ikfittels  entbehren,  so  8<^ade£ 
wenigstens  die  Znganglichkeit  nidits.     Die  Art  der  Bekanntmadiiing    mag 
der  Einsicht  der  Heraasgeber  aberlassen  bleiben;  es  kann  in  verschiedener 
Weise  nützlich  geschehen.  Am  besten  ist  freilich  wohl  ein  einfacher  Abdradc 
nach  der  Zeitfolge  mit  Beifi&gang  von  Concordanzen  und  Inhaltsverzeichnissen. 
Eine  abgesonderte  Bekanntmachang  ist  aber  räthlidi,  weil  die  Aafsachang 
in  den  umfangreichen  Verhandlungen  der  Ständeversammlungen  beschwerlich 
ist,  dieselben  überdiess  sehr  wenig  verbreitet  zu  sein  pflegen. 

3.  Wissenschaftliche  Bearbeitungen.    Dass  die  Anwendung 
wenigstens  der  wichtigeren  und  ausführlicheren  Rechtsgesetze  durch   eine 
wissenschaftliche  Erörterung  der  Grundsätze  und  der  Folgerungen  sehr   ge- 
winnt,  bedarf  wohl  keines  Beweises;  und  zwar  haben  die  verschiedensten 
Arten  von  Bearbeitung  ihren  Werth,    also  Commentare,    Systeme,   Ent- 
scheidungen von  Streitfragen,  Monographieen.    Unzweifelhaft  sind  nun  freilich 
Schriften  dieser  Art  der  freien  Wissenschaft  zu  überlassen  und  nur  von  ihr 
zu  erwarten,  und  es  kann  somit  der  Staat  in  dieser  Beziehung  weder  etwas 
gebieten  noch  verbieten;  allein  es  fragt  sich,  ob  nicht  eine  Beförderung  zu 
rathen  sei?     Im  Allgemeinen   kann    man   sich  wohl  von  Regierungsauf- 
forderungen  und  von  etwaiger  Aussetzung  von  Preisen  einen  grossen  Erfolg 
hier  nicht  versprechen;  es  werden  auf  diese  Weise  hauptsächlich  nur  Com- 
pilationen  hervorgerufen:  dennoch  ist  eine  vollständige  Unthätigkeit  weder 
geboten  noch  räthlich.    Einmal  mögen  privatim  an  geeignete  Männer  er- 
lassene Aufforderungen  ihren  Zweck   erreichen,   und  Arbeiten  ins  Leben 
rufen,  welche  ohne  eine  solche  Anmahnung  von  beachtenswerther  Seite  unter- 
blieben wär6n;  und  hier  kann  denn  wohl  auch  ein  eigens  in  Aussicht  ge- 
stellter Yortheil  zum  Sporne   dienen.     Zweitens  wird    der  Ankauf  einer 
grösseren  Anzahl  von  Exemplaren  und  eine  Yertheilung  derselben  an  die 
mit  der  Anwendung  des  betreffenden  Gesetzes  beauftragten  Behörden  das 
buchhändlerische  Unternehmen  erleichtem    und   den   wirklidien   Gebraudi 
eines  Werkes  sidierstellen. 

4.  Endlich  ist  es  noch  möglich,  das  Yerständniss  durch  erläuternde 
Beispiele,  welche  dem  Gesetze  selbst  an  den  erforderlichen  Stellen  bei- 
gefügt sind,  zu  fördern.  Dieses  Mittel  ist  allerdings  sehr  selten  zur  An- 
wendung gebracht  worden  ^) ;  es  verdient  jedodi  jeden  Falles  eine  genaaere 
Beachtung,  als  ihr  gewöhnlich  zu  Theil  wird.    Die  an  sidi  beste  Art  der 

1)  Znnichat  wUien  wir  nur  den,  oben,  8.  878,  bereite  erwähnten  Entwurf  einet  Stnf- 
feeetibuohee  f&r  du  brltleohe  Indien  Ton  Maoaulay  all  Vorgang  iurnftthren. 
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Benützung  ist  wohl,  wenn  einem  Artikel  des  Gesetzes,  dessen  richtiges  Yer* 
ständniss  nicht  leicht  ist,  alsbald  —  aber  natOrlich  ganz  getrennt  von  der 
befehlenden  Norm  and  auch  in   der  äusseren  Form   davon   unzweifelhaft 
verschieden  —  ein  oder  mehrere  ersonnene  Beispiele  beigegeben  werden, 
aus  welchen  der  richtige  Sinn  der  Vorschrift  erhellt  ^).  Der  Nutzen  solcher 
Erläuterungen  besteht  darin,  dass  sie  den  Gedanken  des  Gesetzgebers  durch 
eine  concrete  Anwendung  verdeutlichen  und  die  richtige  Anwendung  auch 
in  analogen  Fällen  nahe  legen;  diess  aber  mit  um  so  grösserer  Sicherheit, 
als  sie  von  dem  Gesetzgeber  selbst  ausgehen,  somit  kein  Zweifel  über  die 
Auffassung  stattfinden  kann.     Auch  darin  kann  nur  ein  Vortheil  erkannt 
werden,  dass  die  Fälle  ersonnen  sind,  nicht  aber  einer  späteren  wirklichen 
Anwendung   des. Gesetzes    entnommen,   welche   möglicherweise   durch  be- 
sondere Umstände  herbeigeführt  oder  gar  irrig  sein  könnte,    somit  nicht 
massgebend  wäre.    Sie  sind  Oberhaupt  ein  naturgemässes  Mittel,  zu  welchem 
jeder  scharfsinnige  Erläuterer  bei  der  Erklärung  einer  durch  allzugrosse 
Allgemeinheit   undeutlichen   Bestimmung    zu   greifen  liebt.     Ein  Missver- 
ständniss  Aber  die  rechtliche  Bedeutung  solcher  Beispiele  kann  auch  nicht 
wohl  obwalten,  da  jeder  Rechtsgelehrte  sie  von  dem  Texte  des  Gesetzes 
wohl  zu  unterscheiden  weiss  und  in  ilmen  weder  eine  Beschränkung  noch 
eine  Ausdehnung  der  allgemeinen  Norm  finden  kann,  sondern  eben  nur  einen 
mehr  oder  weniger  schlagenden  Fall  der  Anwendung.    Auch  wäre  es  ein 
grosses  Missvefständniss,  wenn  man  den  Tadel,  welchen  die  Zersplitterung 
einzelner  Gesetzbücher  in  eine  kleinliche  Casuistik  erfahren  hat,  auf  solche 
Beispiele  anwenden  wollte.    Jene  Auflösung  der  allgemeinen  Grundsätze  in 
eine  grosse,  und  dennoch  für  das  Leben  nicht  genügende,  Anzahl  von  unter- 
geordneten Vorschriften  tritt  hier  gar  nicht  ein.    Der  allgemeine  Satz  bleibt, 
und  ist  allein  verbindende  Norm:  der  einzelne  Fall  wird  also  immer  un- 
mittelbar unter  ihn  subsumirt,  und  das  Beispiel  ist  nur  ein  Fingerzeig  für 


1)  Folgende  Beispiele  ans  dem  oben  genannten  Gesetzesentwnrfe  werden  die  Art  des 
VerfahrenB  am  besten  zeigen: 

Art.  75.  Nothwehr  ist  nicht  gestattet  gegen  die  Handlung  eines  Beamten,  zu,  welcher 
derselbe  gesetzlich  ermächtigt  ist,  wenn  gleich  diese  Handlung  ein  Vergehen  des 
Beamten  sein  mag.  —  Nothwehr  ist  nicht  gestattet,  wenn  die  Zelt  hinreicht,  den 
Schutz  der  öffentlichen  Behörden  anzurufen.  —  Nothwehr  darf  in  keinem  Falle  so 
weit  ausgedehnt  werden,  dass  ein  grösseres  Uebel,  als  zur  Vertheidigung  nothwendig 
ist,  zugefügt  wird. 

Erläuternde  Beispiele. 

a)  Z.,  ein  zur  Verhaftung  Ton  Verdächtigen  gewisser  Art  gesetzlich  befugter 
Beamter,  verhaftet  A.  böswillig,  ohne  dass  er  irgend  einen  Grund  zu  einem  Ver- 
dachte hätte.  Hier  begeht  Z.  ein  Vergehen.  Allein  da  Z.  ein  gesetzliches  Becht  hat 
A.  zu  verhaften,  darf  A.  keine  Nothwehr  anwenden. 

b)  A.,  ein  starker  und  wohlbewaflbeter  Mann,  betrifft  Z.,  einen  unbewaffheten 
Knaben,  bei  einem  nftchtlichen  Einbrüche.  A.  weiss,  dass  er  sein  Eigenthum  ver- 
theidigen  kann  ohne  den  Z.  zu  tödten,  tödtet  ihn  aber  doch.  A.  hat  die  Nothwehr 
ttberschritten. 

V.  Hohl,  Staatsreeht    Bd.  IL  39 
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das  logische  Yer&hren,  der  aber  ganz  unberflcksicfatigt  bleiben    kann  and 
bleiben  moss,  wo  er  keine  Anwendung  erleidet.  Niemals  also  ist  die  Norm 
zn  enge,  sondern  höchstens  fehlt  es  an  einer  passenden  Anweiasimg  zor 
Schlossziehnng.    Möglich  ist  fireilich  immerhin,  dass  gelegentliidi  einmal  ein 
falsches  Beispiel  gewählt  wird,   welches  eine  anrichtige  Anwendung    des 
Grundsatzes  enthält  oder  denselben  gar  nicht  betrifft;  allein  eine  an&terk- 
same  PrOfiuig  wird  einen  solchen  Fehler  bald  entdecken  and   ihm    keinen 
Einfluss  auf  die  wahre  Auslegang  einrftomen.  —  Damit  soll  flbrigens  keines- 
wegs gesagt  sein,  dass  die  Atifnahme  soldier  Beispiele  immer  uothwendig 
sei,  oder  dass  sie  gerade  in  der  angegebenen  Weise  stattfinden  mOsse.    Es 
wird  Gesetze  geben,  welche  einer  Erl&aterong  dorch  dieses  Mittel   nidit 
bedürfen;  und  es  ist,  wenn  man  die  Einschaltang  in  den  Text  des  Gesetzes 
nicht  passend  erachtet,  sehr  leicht,  den  für  nützlich  erachteten  Beispielen 
eine  andere  Stelle  anzuweisen,  so  etwa  bei  den  Motiven,  oder  in   einem 
besonderen  Anhange. 

Eine  Belehrung  der  Bürger  über  eine  neae  Rechtsgesetzgebnng  ist 
wünschenswerth,  damit  dieselben  ihre  neuen  Rechte  and  Pflichten  kennen 
lernen,  dadurdi  aber  dem  Staate  die  AusftÜirung  erleichtem,  sich  selbst  aber 
Tor  Schaden  hüten.    Wie  sorg&lüg  und  gelungen  audi  die  Abfsssong  des 
neuen  Gesetzes  sein  mag,  filr  recbtsungelehrte  Leser  mrd  es  doch   nidit 
immer  verständlich  sein,  sei  ^es  wegen  der  abstracten  Fassung  der  Sätse, 
sei   es  wegen   technischer  Ausdrücke;    und    noch  weniger  werden  ihnen 
entfernter  liegende  Folgerungen  von  selbst  Idar  sein.    Für  sie  sind  denn 
aber  auch  die  Yerordnungssammlungen,  Motive  und  wissensdiafüicfaen  Ar- 
beiten nicht  das  redite  Mittel  der  Unterrichtung.    Weder  kann  der  Besitz 
solcher  Schriften  bei  den  Bürgern  im  Allgemeinen  vorausgesetzt  oder  ihnen 
zugemuthet  werden,  noch  ist  Zeit  zum  Lesen  derselben  vorhanden,  und 
endlich  würde  wohl  durch  Geschichte,  Kritik  und  Casuistik  mehr  Verwirrung 
als  Aufklärung  zuwege  gebracht  werden. 

Hier  sind  denn  vor  Allem  gute  gemeinfassliche  Bearbeitangen 
an  der  Stelle.  Die  Art  und  Form  mag  eine  verschiedenartige  sein;  ihre 
Beschaffung  ist  jedoch  keineswegs  ganz  leicht.  Eine  Sdirift,  welche  dem 
besprochenen  Zwecke  vollständig  genügen  soll,  bedarf  nämlich  mancherlei 
Eigenschaften.  Vor  Allem  ist  wünschenswerth,  dass  sie  den  Leser  auf  einen 
Standpunkt  stelle,  welcher  ihm  eine  riditige  Uebersicht  über  das  ganze 
Gesetz  und  eine  AufEassung  des  Zweckes  und  der  Nothwendigkeit  desselben 
ermöglidien,  wozu  theils  geschichtliche  Mittheilungen,  theils  allgemeine 
rechtliche  Erörterungen  gehören.  Sodann  müssen  die  hauptsächlichsten 
Bestimmungen  klar  und  auch  fär  den  Ungelehrten  verständlich  dargelegt 
werden,  namentlich  mit  Hinweisung  einer  Seits  auf  die  dadurch  entstehenden 
Abänderungen  des  bisherigen  Rechtes,  anderer  Seits  auf  etwaige  wichtige 
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Folgerangen,  im  taglichen  und  geschfiftlichen  Leben.  Endlich  wird  es,  in 
sehr  vielen  Fällen  wenigstens,  von  Nutzen  sein,  wenn  nähere  Anleitung 
zmn  formellen  Verhalten  and  gegenüber  von  Behörden  gegeben  wird.  £s 
wäre  nan  aber  sehr  irrig,  die  Abfassong  solcher  Schriften  als  eine  leichte 
und  von  dem  nächsten  Besten  leidlich  Unterrichteten  vomehmbare  Arbeit 
zu  betrachten.  Die  Gabe  allgemein  verständlich  ttber  Rechtsgegenstände  zu 
schreiben,  und  der  Takt,  welcher  das  wirklich  Nothwendige  auffindet  und 
das  Entbehrliche  bei  Seite  lässt,  ist  viehnehr  nichts  weniger  als  häufig  vor- 
handen. Die  Erfahrung  zeigt,  dass  zehn  tüchtige  wissenschaftliche  Arbeiten 
entstehen,  ehe  eine  den  gerechten  Anforderungen  entsprechende  zum  allge- 
meinen Gebrauche  bestimmte  Schrift  hervortritt.  Wenn  aber  eine  Bearbeitung 
dieser  Art  in  ungeeignete  Hände  fällt,  so  wird  nicht  Uoss  der  Zweck  nicht 
erfüllt,  sondern  es  kann  durch  Begehen  und  Unterlassen  vielfacher  Schaden 
angestiftet  werden^).  —  Ueber  das  vom  Staate  zu  befolgende  Verhalten 
kann  nidit  wohl  ein  Zweifel  sein.  Leicht  ist  einzusehen,  dass  er  keine 
amtlichen  Belehrungen  ausgehen  lassen  kann.  Schriftstellerei  ist  nicht  seine 
Aufgabe;  überdiess  wären  falsche  AufEassungen,  welche  denn  doch  als  möglich 
angenommen  werden  müssen,  von  sehr  bedenklichen  Folgen.  Daher  ist  auch 
hier  der  Privatthätigkeit  Alles  zu  überlassen;  jedoch  werden  bei  Schriften 
der  fraglichen  Art  die  oben  schon  bei  wissenschaftlichen  Werken  ange- 
rathenen  Beförderungsmittel  besonders  an  der  Stelle  sein,  mit  Ausnahme 
freilich  der  unentgeldlichen  Verbreitung,  welche  hier  viel  zu  weit  führen 
würde  und  eigentUdi  gar  keine  Gränze  hätte,  während  sich  dagegen  die 
Tragung  eines  Theils  der  Herstellungskosten  unter  der  Bedingung  eines 
ungewöhnlich  niedem  Verkaufspreises  empfiehlt. 

Neben  der  durdi  Schriften  zu  bewerkstelligenden  allgemeinen  Belehrung 
der  .Bürger  kann  aber  auch  noch,  zweitens,  eine  mündliche  Erörterung 
wichtiger  Gesetze  stattfinden.  Schwerlich  freilidi  in  der  Art,  dass  regel- 
mässige Vorträge  über  neue  wichtige  Gesetze  in  allen  Gemeinden  des  Landes 
veranstaltet  würden.  Hierzu  würde  es  eben  so  sehr  an  geeigneten  Darstellern 


1)  B«i  der  im  .Obenitehenden  entwickelten  Ansicht  von  dem,  was  znm  Gemelnyerstftndnisse 
Ton  Rechtsgesetzen  erforderlich  Ist,  bedarf  es  wohl  kanm  erst  der  Bemerkung,  dass  der  Ver- 
Duser  dem  von  Bentham  (Promalgation  of  the  Laws,  VfTorks,  Bd.  I,  8.  158,)  gemachten  Vor- 
schlage nicht  beistinmien  kann ,  die  Rechtsgesetse  su  einem  hauptsächlichen  Gegenstande  des 
Schnlnnterriehts  sn  machen.  Die  Kinder,  meint  er,  sollten  das  Oesetsbnch  (I)  abschreiben 
nnd  in  seiiien  wesentlichsten  TheÜen  answendiglernen,  s.  B.  die  Abtheilnng,  welche  die  Be- 
griftbestimmangen  der  Vergehen  enthalten,  so  wie  die  Oriinde,  wamm  dieselben  in  yerschiedene 
Klassen  getheilt  werden  (II);  ausserdem  kSnnten  sie  la  die  yaterlflndischen  Gesetse  In  die  todten 
und  in  lebendige  Sprachen  übersetzen  oder  sie  in  Verse  verwandeln.  Auf  diese  Weise  würden 
Knaben  von  sechsehn  Jahren  mehr  von  den  Gesetzen  wissen,  als  itzt  ergraute  Advocaten.  Diess 
Alles  ist  ganz  unbegreiflich.  Abgesehen  von  den  thorichten  Uebertreibungen  und  Geschmack- 
losigkeiten der  Forderungen  nn^  abgesehen  davon,  dass  Kinder  Anderes  in  der  Schule  zu 
lernen  haben,  als  Gesetzeskunde,  ist  unzweifelhaft  der  ganze  Gedanke  ein  falscher.  Kinder 
können  den  Text  der  Bechtsgesetie  nicht  verstehen ;  brauchen  doch  die  Erwachsenen  Nach- 
hülfe dazu. 

89* 
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fehlen,  als  wohl,  wenigstens  in  der  Regel,  an  Lost  und  Zeit  zun  Anfaörea 
Es  ist  jedoch  ein  anderes  Mittel   nidit  nur  denkbar,   sondern   sogar,   ix 
freilich  seltenen  Fällen,  auch  wirklich  gebrandit^),  nflmlich  eine  mOndlidi» 
Belehrung  der  Barger  durch   die  Bezirksbeamten  bei  irgend    einer   dazu 
geeigneten  Gelegenheit.     Es  wird  z.  B.  wohl  in  jedem  geordneten    Staate 
Vorschrift  sein,  dass  der  unmittelbar  vorgesetzte  Beamte  jede  Gremeinde 
seines  Bezirkes  von  Zeit  zu  Zeit  besucht  um  die  Zust&nde  derselben   einer 
persönlichen  Einsichtnahme  und  Prüfung  zu  unterziehen.    Bei  dieser  Ver- 
anlassung  ist  denn  eine  Zusammenberufnng   der  ganzen  BOrgerschaft   zur 
Befragung  Aber  etwaige  Wünsche  und  zur  kürzesten  Mittheilung  von  An- 
ordnungen entweder  bereits  gesetzlich  vorgeschrieben,  oder  es  kann  wenigstens 
die   Einrichtung   dazu   unschwer   getroffen  werden.     Dieser  Yeisammlung 
können  nun  auch  die  in  der  Rechtsgesetzgebung  vorgekommenen  Aendemngen 
mündlich  vorgetragen  und  in  passender  Weise  erläutert  werden.    Wenn  ein 
solcher  Vortrag  mit  Eifer  und  mit  Geschicklichkeit  gehalten  wird,  so  ist  ihm 
kaum  ein  anderes  Bekanntmachungs-  und  Belehrungsmittel  an  die  Seite  zu 
setzen,  wegen  der  Unmittelbarkeit  der  mündlichen  Rede  und  der  Möglichkeit 
einer  Bemessung  nach  dem  örtlichen  Bedürfnisse.    Gründe  dagegen  lassen 
sich  allerdings  anführen;  allein  sie  sind  nicht  von  der  Bedeutung,  dass  man 
ihrer  wegen  vom  Ganzen  abzustehen  brauchte;  höchstens  steUen  sie  einen 
geringen  Erfolg  in  Aussicht,  niemals  aber  einen  positiven  Schaden.    Dass 
nftmlich  ein  zu  solchen  Vortrügen  wenig  befähigter  Beamter  auch  nur  ge- 
ringen Nutzen  bringen  wird,  ist  ganz  richtig;  allein  ein  solcher  wird  sich 
dann  auch  nur  wenig  mit  der  ungenialen  Aufgabe  beschftftigen  und  somit 
schon  von  selbst  Langeweile  ersparen.    Sein  Nachfolger  wird  vielleicht  ge- 
eigneter sein  und.  das  Versäumte  nachholen.    In  grösseren  Gemeinden  ist 
ein  solcher  Vortrag  vielleicht  gar  nicht  möglich,  weil  die  Versammlung  aller 
Bürger  an  sachlichen  Schwierigkeiten  scheitert;  dann  mag  er  hier  unter- 
bleiben.   In  Städten  ist  ohnedem  anderweitige  Belehrung  leichter  erreichbar. 
Wollte  man  aber  geltend  machen,  dass  Untersuchungen  der  Gemeinden  mehr 
Sache  der  Verwaltungsbeamten  als  der  Richter  seien,  von  jenen  aber  eine 
gute  Darstellung  der  Rechtsgesetze  nicht  erwartet  werden  könne,  und  die 
ganze  Einriditung  höchstens  bei  Polizeigesetzen,  zur  Anwendung  zu  bringen 
sei;  so  wäre  darauf  zu  erwiedem,  dass  auch  der  Bezirksrichter  (oder  der 
Staatsanwalt)  wohl  daran  thun  werde,  die  Gemeinden  seines  Bezirites  zu- 
weilen persönlich  zu  besuchen  zur  Prüfung  der  Gefängnisse,   der  rechts- 


1)  In  Warttemberg  besteht  seit  alten  Zeiten  die  Einrichtnng  der  Buggeriehte,  welefae 
—  neben  mancherlei  anderweitigen  Zwecken  —  anch  eine  mündliche  Belehrang  der  yersammelten 
UQrgerschaft  ttber  die  wichtigsten  Oesetse  beabsichtigt.  Der  Natzen  Ist  erfahmngsgemfttt  ein 
grosser,  wo  sich  ein  rerständiger  and  eifriger  Beamter  befindet  8.  mein  Staatsrecht  desK. 
Wtti-ttemberg,  Ste  Aufl.,  Bd.,  II,  8.  207  fg.,  and  Scliliz,  Beitrüge  tu r  Instruction  fi.  d.  Abhsltnor 
der  Ruggerichte.    HeUbr.,  ISSS. 
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polizeilidien  Anstalten,  des  Pfandwesens  n.  s.  w.,  nnd  dass,  wenn  ein  solcher 
Besuch  nicht  üebong  sei,  er  leicht  angeordnet  werden  könne.  Die  ganze 
Anstalt  soll  nicht  überschätzt  werden  in  Betreff  ihrer  Wichtigkeit;  allein 
die  Erfahrung  zeigt  da,  wo  sie  besteht,  einen  unverkennbaren  Nutzen, 
welcher  in  anderer  Weise  nidit  zu  besdiaffen  wftre. 
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Zweiter  Abschnitt 
Die  auBserordenfliohe  Oesetigebtuig. 

§  82. 

1.  Die  Verfassangsbestiminangeii. 

Die  bisher  besprochenen  gewöhnlichen  Gesetze  bilden  allerdings  den 
Hanptstanun  der  schriftlichen  Rechtsquellen,  doch  sind  sie  keineswegs  die 
einzig  möglichen  und  die  allein  in  der  Wirklidikeit  vorhandenen.  Yielmehr 
bestehen  noch  mehrere  andere  Arten  von  befehlenden  Normen,  welche  sidi 
ebenfalls  mit  der  Rechtsordnung  besdiftftigen,  theils  aber  ihrer  Bedeutung 

und  ihrer  Geltung  nach  über  den  einfachen  Gesetzen  stehen,  theils  einen 

* 

geringeren  Werth  als  diese  haben.  Es  mögen  dieselben  unter  der  Be- 
zeichnung der  «ausserordentlichen  Gesetzgebung»  zusammengeCasst  werden. 
Die  Ausbildung  des  Rechtsstaates  als  constitutioneller  Staat  hat  sowohl  die 
Form  als  den  reditlichen  Charakter  dieser  ausser  der  Reihe  stehenden  Vor- 
schriften weit  genauer  bestimmt,  als  diess  in  anderen  Staatsformen  der  Fall 
ist,  und  es  ist  dadurch  auch  ein  richtiges  Yerstflndniss  des  Verhältnisses 
sehr  erleichtert;  allein  ein  Unterschied  in  Betreff  der  Bedeutung  der  yer- 
schiedenen  vom  Staate  ausgehenden  Vorsduriften  hat  auch  voiher  schon  be- 
standen, nur  in  weniger  scharf  umschriebenen  Grenzen  und  mit  unsidierer 
Bezeichnung. 

Die  widitigste  Stelle  in  der  ausserordentlichen  Recfatsgesetzgebung, 
und  Oberhaupt  in  der  Gesetzgebung,  nehmen  die  Bestimmungen  der  Ver- 
fassungsurkunden ein.  Sie  stehen  entschieden  Aber  den  gewöhnlichen 
Gesetzen,  nicht  nur  weil  sie  unbedingt  anordnen  und  alles  Entgegenstehende 
aufheben,  sondern  auch  weil  sie  durch  spätere  gewöhnliche  Gesetze  nicht 
aufgehoben  oder  verändert  werden  können. 

Eine  Ver&ssungsurkunde  ist  allerdings  nicht  bloss  ein  Reditsgesetz, 
vielmehr  enthält  sie  auch  noch  mehr  oder  weniger  ausführliche  Bestjmfaungen 
über  die  Organisation  des  Staates,  über  den  Staatshaushalt,  namentlich  aber 
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aber  die  Sdratzeinriditangeii,  welche  zur  Wahrang  der  verschiedenen  Be- 
stimmungen fttr  nöthig  erachtet  sind;  allein  sie  ist  allerdings  von  grosser 
Bedeutung  f&r  die  Rechtsordnung.  Theils  und  hauptsächlich  bestimmt  sie 
die  Grundlagen  des  Rechtsverhältnisses  der  einzelnen  Unterthanen  zur 
Staatsgewalt ;  theils  mag  sie  über  die  Rechte  einzelner  bevorzugter  Personen 
und  Stände  Normen  enthalten,  so  z.  B.  über  die  persönlichen  Rechte  des 
Staatsoberhauptes,  über  die  Vorrechte  der  Mitglieder  des  regierenden 
Hauses,  vielleicht  über  die  einzelner  begünstigter  Stände;  theils  endlich  sind, 
wenigstens  häufig,  Bestimmungen  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Gerichtd* 
und  über  sonstige  Einrichtungen  der  formalen  Rechtsordnung  gegeben.  Diess 
Alles  aber  ist  ausgesprochen  in  der  Form  von  allgemeinen  Grundsätzen, 
deren  nähere  Ausführung  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung  zufällt.  Die  Ver- 
fassung gibt  somit  in  der  Regel  nur  Grundlage  und  Richtung,  nur  selten 
und  fast  su&llig  eine  alsbald  ausfahrbare  einzelne  Bestimmung;  aUein  eben 
diese  allgemeinen  Sitze  stellt  sie  nicht  nur  gesetzlich,  sondern  auch  in 
schwer  veränderbarer  Festigkeit  auf,  und  ist  dadurch  in  weitreichender  und 
durchgreifender  Weise  von  höchster  Bedeutung  fär  materielle  und  formale 
Rechtsordnung. 

Den  sachlicheh  Inhalt  der  Verfassungsbestimmungen,  soweit  sie  sich  auf 
das  Rechtsleben  im  Staate  beziehen,  näher  zu  erörtern  und  etwa  Rathschläge 
in  dieser  Beziehung  zu  geben,  ist  hier  nicht  an  der  Stelle.  Es  kann  nur 
die  formelle  Bedeutung  und  was  sich  daran  knüpft  nach  der  Aufgabe  und 
nach  dem  bisherigen  Gange  der  gegenwärtigen  Untersuchung  besprochen 
werden.  Auf  diesem  Standpunkte  sind  denn  aber  folgende  Punkte  ins  Auge 
zu  fassen: 

1.  Vor  Allem  handelt  es  sich  von  dem  giltigen  Zustandekommen 
der  VerfEissungsorkunde  selbst,  indem  diese  selbiBtredend  auch  die  Giltigkeit 
der  einzelnen  Bestimmungen  in  Betreff  der  Reditsordnung  bedingt.  Hier 
ist  denn  ein  einfacher  Satz  massgebend,  nämlich  dass  eine  Verfassungsurkunde 
giltig  erlassen  ist,  wenn  sie  in  unanfechtbarer  Weise  von  der  Person  oder 
dei^enigen  physischen  oder  moralischen  Personen  ausgeht,  welchen  in  dem 
Augenblicke  der  Zustandebringung  nach  dem  positiven  Rechte  des  Landes 
die  gesetzgebende  Gewalt  zukömmt.  Es  entscheidet  sich  dann  namentlich 
auch,  ob  das  Staatsoberhaupt  allein  das  Grundgesetz  erlassen  (octroiren) 
konnte,  oder  ob  auch  die  Mitwirkung  anderer  Personen  und  Corporationen 
nothwendig  war.  War  das  Gesetzgebungsrecht  unbeschränkt  zur  Zeit  der 
VerEassungsbildung  in  den  Händen  des  Staatsoberhauptes,  so  hat  eine  von 
ihm  ausgehende,  also  eine  sogenannte  octroirte,  Verfassung  vollkommen  die- 
selbe Kraft  und  verleiht  ebenso  unwandelbar  die  von  ihr  bestimmten  Rechte, 
als  diess  bei  einem  mit  Volksvertretern  verabredeten  Grundgesetze  der  Fall 
ist.    Wenn  insbesondere   in   einer  solchen   einseitig   erlassenen  Urjcupde 
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erschwerende  Bedingangen  der  Aenderang  oder  Wideraofhebmig  festgestds 
sind,  60  können  diese  keineswegs  später  wieder  dordi  einen  neuen,    itr 
rechtlich  nicht  mehr  möglidien,  einseitigen  Act  des  Staatsoberhauptes  K; 
Seite  geschoben  werden.    Es  stand  bei  ihm,   diese  Yorscfarifben   nicht  zl 
geben  oder  sie  anders  zu  geben;  allein  nachdem  sie  einmal  erlassen  und  ii 
das  Recht  der  Bürger  übergegangen  und,  bleiben  sie  seiner  Willkllr    und 
einer  späteren  Meinangsänderung  entzogen.    Obgleich  octroirt  sind    sie  itzt 
Theil  der  Verfassung  des  Landes.    Damit  ist  freilich  nidit  gesagt,    dass  e< 
»Yom  Standpunkte  der  Staatsklugheit  aus  gleichgUüg  sei,  ob  bei  der  Eni- 
werfuDg  einer  Yerfassungsurkunde  auch  die  Unterthanen  Gelegenheit  gehabt 
haben,  ihre  Bedürfnisse  und  Wünsche  auszusprechen  und  ihr  Einyerstftndnlsä 
mit  der  neuen  Ordnung  der  Dinge  und  den  einzelnen  Bestandtheilen   der* 
Eclben  auszusprechen.    Nicht  nur  ist  es  überhaupt  eine  würdigere  Stellong, 
welche  den  Staatsbürgern  durch  eine  solche  Zoratheziehung  eingeräumt  wird, 
und  welche   denn  auch  von  denselben  dankbar  wird  anerkannt  werden; 
sondern  es  sind  auch  manchfache  Vortheüe  für  Inhalt  und  Form  des   (xe- 
setzes  daraus  zu  erwarten.    Alle  Gründe,  welche  schon  bei  den  gewöhn- 
lichen Gesetzen  eine  Prüfung  auch  vom  Standpunkte  der  Gehorchenden  als 
zweckmässig  erscheinen  lassen,  bestehen  hier  in  verstärktem  Masse;  und  je 
mehr  vorgängige  Berathung  stattfindet  bei  einem  so  wichtigen,  auf  so  lange 
Dauer  berechneten  und  so  schwer  wieder  abzuändernden  Gesetze  stattge- 
funden haben,  desto  weniger  ist  eine  Uebereüung  oder  ein  üebersehen  zu 
befürchten.   Es  erscheint  daher  als  ausnehmend  räthlich,  dass  selbst  in  bisher 
unbeschränkten  Einherrschaften   Vertreter  der   Unterthanen   bei   der  Ent- 
werfung eines  Grundgesetzes  zugezogen  werden.   Können  sie  allerdings  auch 
die  Rechte  von  mitwirkenden  Factoren  der  Gesetzgebung  noch   nicht  in 
Anspruch  nehmen,  so  ist  ihr  Beistand  als  berathende  Notabein  Ton  hoher 
Bedeutung.     Natürlich  mögen  daneben   noch  alle  sonstigen  Vorkehrungen 
zur  Erreichung  möglichster  Vollkommenheit  angewendet  werden,  also  die  Vor- 
arbeiten einer  Gesetzgebungscommission,  die  Berathung  im  Staatsrathe  u.  s.  w. 
Namentlich  kann  es  nur  von  guter  Wirkung  sein,  wenn  durch  eine  Ver^ 
öffentlichung  des  Entwurfes  vor  der  schliesdichen  Feststellung  auch  dem 
freien  Urtheile  Aussenstehender  Gelegenheit  zur  Aeusserung  gegeben  wird. 
Nicht  nur  ist  bei  einem  Gesetze  dieser  Art,  so  gut  wie  bei  allen  anderen, 
anzunehmen,  dass  nicht  alle  Weisheit  von  den  amtlich  mit  der  Bearbeitung 
beschäftigten  Personen  monopolisirt  ist,  und  ist  es  von  entschiedenem  Werthe, 
die  Wünsche  und  Forderungen  im  Volke  in  möglichst  ausgedehnter  Weise 
kennen  zu  lernen;  sondern   es  wird  dadurch  auch  der,  doch   nicht  aas- 
bleibenden, nachfolgenden  Kritik  die  Schärfe  genommen  werden  und  grössere 
Zufriedenheit  mit  dem  endlich  als  giltig  veröffentlichten  Gesetze  stattfinden. 
2.  Eine  vielfach  erörterte  Streitfrage  bildet  die  Aufnahme  von  Be- 
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stimmttngen  über  die  allgemeinen  Staatsbargerrechte.  WShrend 
nämlich  die  Einen  in  solchen  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  For- 
deruDgen  des  einzelnen  Unterthanen  an  den  Staat  and  über  die  Grenzen 
des  Gehorsams  gegen  denselben  nur  eine  unerschöpfliche  Quelle  von  Anarchie, 
mindestens  von  grossen  Verlegenheiten  sehen,  und  sie  daher  die  Feststellung 
aller  solcher  Sätze  der  späteren  Gesetzgebung  überlassen  wollen,  und  zwar 
in  alsbald  herzustellender  ausf&hrlidier  ^Bestimmung  und  unmittelbarer  An- 
wendbarkeit; betrachten  Andere,  bei  weitem  Zahlreichere,  gerade  die  Auf- 
stellung allgemeiner  Grundsätze  über  die  genannten  Verhältnisse  als  eine 
der  Hauptaufgaben  und  einen  der  wesentlichsten  Vortheile  einer  Verfiissungs- 
urkunde.  Sie  wollen  gerne  mit  der  weiteren  AusfOhrung  und  der  An- 
wendung im  Leben  warten  bis  zu  ausführlicherer  Gesetzgebung  Zeit  und 
Gelegenheit  sei,  indessen  sie  sich  aber  begnügen  mit  der  nicht  mehr  zu 
beseitigenden  Aufstellung  der  leitenden  Grundsätze  und  mit  der  aus  ihrem 
Vorhandensein  sich  ergebenden  stehenden  Anmahnung  an  die  Faktoren  des 
Staatswillens,  diess  Alles  so  bald  als  möglich  zu  ordnen,  und  inzwischen 
wenigstens  •nicht  im  Widerspruche  mit  den  eingeräumten  Rechten  zu  handeln. 
Diese  letztere  Ansicht  muss  um  so  mehr  als  die  richtige  erkannt  werden, 
weil  durch  eine  zweckmässige  Abfassung  der  betreffenden  Ver&ssungs- 
bestimmungen  wenigstens  den  meisten  üebelständen  einer  Verkündigung  von 
Grundsätzen  ohne  alsbaldige  weitere  AusfOhrung  begegnet  werden  kann; 
und  weil  gerade  die  Anerkennung  neuer  staatsbtbrgerlicher  Rechte  bei 
Verfassungsänderungen  erwartet  und  durch  die  wirkliche  Aufstellung  Zu- 
firiedenheit  erworben  wird.  Es  kann  sich  also  allerdings  verständigerweise 
von  der  möglichsten  Zweckmässigkeit  in  der  Behandlung  dieses  wichtigen 
Theiles  eines  Grundgesetzes  handeln ').  Hierbei  sind  denn  aber  yerschiedene 
Punkte  zu  erörtern. 

a)  Die  ersten  Verfassungsurkunden,  welche  überhaupt  eine  systematische 
Umänderung  bestehender  Staatsverhältnisse  beabsichtigten,  also  die  amerika- 
nischen nach  der  Lostrennung  von  England  und  die  französischen  in  den 
ersten  Jahren  der  Umwälzung,  haben  die  Bestimmungen  über  die  Staats- 
bürgerrechte in  abgeschlossener  Fassung,  als  eine  sogenannte  Erklärung 
der  Menschen-   und  Bürgerrechte   dem   eigentlichen  Grundgesetze 

1)  Bekanntlich  hat  J.  Bentham  schon  iji  frühen  Jahren  eine  scharfe  Kritik  der  sog. 
Menschen-  und  BQrgerrechte  gegeben,  nnd  sich  durch  seinen,  allerdings  in  vielen  einseinen 
Pnncten  vollständig  gerechtfertigten ,  Widerwillen  gegen  bohle  Worte  nnd  widersinnig  verall- 
gemeinerte Sätze  zu  einer  Verwerfung  des  ganzen  Gedankens  verleiten  lassen.  8.  dessen  Book 
of  Fallacies,  in  seinen  Works,  Bd.  II,  8. 189  fg.,  nnd  Anarchical  Fallacies,  being  an  ezamlnation 
of  the  Declaration  of  Rights  issned  during  the  French  Revolution,  Works ,  Bd.  II,  8.  488  f^.; 
(in  der  Brttssler  Ausgabe  der  flranzöstochen  Bearbeitungen,  Bd.  I,  8.  547  fg.  und  741  fg.)  Es 
ist  aber  wohl  so  ziemlich  allgemein  zagegeben,  dass  B.  hier,  wie  so  oft,  das  Ziel  überschössen 
bat.  8o  richtig  seine  scharfe  nnd  scharfUnnige  Widerlegang  bestimmter  falscher  Sätze  ist, 
so  wenig  ist  damit  die  Unmöglichkeit  richtiger  Abfassung  und,  in  diesem  FaUe,  die  Kutzloslgkeit 
der  Feststellung  von  Grundsätzen  und  Richtponcten  erwiesen. 
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▼orangehen  lassen,  und  es  sind  diesem  Beispiele  spftter  nodi  mancfae  Gnmd- 
gesetze  gefolgt,  namenttich  solche  mit  vorherrschend  demokratischer  Riditung. 
Sp&ter  ist  man  jedoch  in  der  Regel  von  dieser  Anordnung  abgegangen  und 
hat  die  in  Frage  stehenden  ßestimmungen  in  den  Verlauf  der  Urkunde 
selbst  anfgenonmien.    Es  frftgt  sich  nun,  ob  die  örtliche  Stellung  von  Be- 
deutung ist,  und  wenn,  welcher  der  beiden  Yorgftnge  am  zwedonftsagsten 
gefolgt  wird?    Eine  Bedeutung  kann  man  dieser  Stellung  allerdings  niciit 
absprechen,  weil  den  Bestimmungen  Aber  die  staatsbürgerlichen  Bedite  durch 
.eine  abgesonderte  Yorausschickung  ohne  Zweifel  in  den  Augen  der  Meisten 
eine  ganz  besondere  Wichtigkeit  gegeben  wird.    Einen  andern  Inhalt  oder 
ein  verschiedenes  Verhftltniss  zu  den  flbrigen  Theilen  der  Staatsordnong 
erhalten  dieselben  allerdings  nicht;  allein  sie  erscheinen  durch  die  Herror- 
hebung  und  Yorausschickung  gleichsam  als  eine  Yorbedingung  der  Gilti^eit 
der  ganzen  Yerfieissung,  und  jeden&Us  von  grösserem  Werthe,  denn  sfimmt- 
liehe  Feststellungen  über  die  Redite  des  Staatsoberiiauptes,   der  Stande- 
▼ersammlung  u.  s.  w.    Die  negative  Seite  des  Yerh&ltnisses  der  Bfltger  zum 
Staate  wird  dadurch  ganz  besonders  betont,  und  diess  um  so  mehr,  als  die 
positive  Seite,  nfimlich  die  Yerpflichtung  zu  Beitragen  und  zum  Gehorsame 
gegen  die  Staatsgewalt,  in  diesen  allgemeinen  Aufstellungen  gewöhnlich  ganz 
flbergangen  ist.    Hieraus  können  sich  denn  allerdings,  wie  auch  die  Er- 
fahrung nachweist,  Anschauungen  und  Forderungen  bei  der  Menge  entwickeln, 
welche  zwar  an  sich  und  auch  durch  den  Inhalt  der  allgemeinen  Grundsatze 
nicht  gerechtfertigt  sind,  allein,  einmal  thatsächlich  vorhanden,  einer  kräftigen 
Staatsleitung  und  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  grosse  Schwierigkeiten 
bereiten.    Die  Einwendung,  dass  dem  gerade  ebenso  sein  könnte  und  sein 
würde,  wenn  die  gleichen  Bestimmungen  einen  organisdien  Bestandtheil  der 
Yerfassung  ausmachten  und  den  übrigen  Anordnungen  eingereiht  w&ren,  ist 
ohne  Zweifel  nicht  begründet.    Eine  besondere  durch  die  Äussere  Stellang 
bezeichnete  Hervorhebung  hat  eine  andere  Wirkung  als  die  gleichmassige 
Aufnahme  in  ein  grösseres  Ganzes,  wo  sich  die  gegenseitige  Bedingung  vbo 
selbst  ergiebt.     Für  den  einsichtigen  Staatsmann  sowie  für  den  wissen- 
schaftlichen Ausleger  macht  freilich  die  örtliche  Aufstellung  keinen  Unter- 
schied; allein  diess  ändert  die  Nachtheile  einer  falschen  Würdigung  von 
Seiten  der  Massen  und  die  Möglichkeit   eines  absichtlichen  Missbrauches 
durch  Demagogen  nicht.    Gerade  weil  dem  wirklichen  Inhalte  durch  eine 
Aufführung  an  der  logisch  riditigen  Stelle  kein  Eintrag  geschieht,  ist  es 
jedenfalls  gerathener  keine  besondere  Erklärung  von  Menschen-  und  Bürger- 
rechten voranzustellen. 

b)  Hinsichtlich  des  Inhaltes  der  staatsbürgerlichen  Rechte 
wird  nicht  selten  in  Yerfassungsurkunden  der  Fehler  begangen,  Bestimmungen 
über  fremdartige  Gegenstände,  welche  also  das  Yerhfiltniss  des  einzehieQ 
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Bürgers  zur  Staatsgewalt  gar  nicht  betreffen,  einzmnischen;  so  z.  B.  Vor- 
schriften über  die  Organisation  der  Rechtspflege,  über  das  Yerhftitniss  der 
Gerichte  zu  den  Yerwaltungsbehörden  n.  s.  w.  ^).  Diess  Ist  nun  nicht  bloss 
ein  Verstoss  gegen  die  formale  Logik,  welcher  einem  Gresetze  nicht  zur  Ehre 
gereicht,  sondern  es*  hat  auch  sachliche  Nachtheile.  Einmal  wird  dadordi 
der  Begriff  des  Staatsbürgerrechtes  Terwirrt,  was  der  klaren  Auffi»sang  des 
Einzelnen  über  sein  Verhftltniss  zum  Staate  schaden  mag.  Zweitens  und 
hauptsachlich  aber  ersdieinen  Bestimmungen  über  bestimmte  Staatseinrich- 
tungen als  ein  individuelles  und  unbedingtes  Recht  des  einzelnen  Bürgers, 
wahrend  sie  in  ihrer  richtigen  Aufftlhmng  bei  den  Vorschriften  über  den 
Staatsorganismus  in  dem  Lichte  einer  allgemeinen  Aufgabe,  und  als  Zweck- 
mässigkeitsforderung  auftreten.  Diess  ist  aber  nicht  gleichgiltig  in  Betreff 
etwaiger  Ausnahmen  und  Modalitäten,  weldie  sich  bei  einer  näheren  gesetz- 
lichen Ausführung  als  nothwendig  herausstellen  sollten.  Offenbar  mögen 
solche  viel  leichter  durchgesetzt  werden  und  veranlassen  einen  geringeren 
Widerspruch  gegen  sich,  als  wenn  sie  wie  ein  Rütteln  an  den  persönlichen 
Rechten  eines  jeden  Staatsgenossen  erscheinen.  Es  ist  zu  bedenken,  dass 
eine  repräsentative  Verfassung  dem  Worte  einen  grossen  Einfluss  eröffnet, 
und  dass  durch  innerlich  verkehrten  aber  formell  gerechtfertigten  Wort- 
sdiwall  viel  Uebles  herbeigeführt  werden  kann.  Diese  schwache  Seite  noch 
zu  begünstigen  durch  eine  fehlerhafte  Anwendung  des  Grundgesetzes  ist 
unklug,  daher  dann  auch  bei  der  Abfassung  von  Bestimmungen  über  staats- 
bürgerliche Rechte  strenge  der  Begriff  derselben  im  Auge  zu  behalten  und 
nichts  als  eine  unantastbare  Forderung  jedes  Einzelnen  an  die  Staatsgewalt 
zu  bezeidinen,  was  mit  der  persönlichen  Stellung  nichts  zu  thuu  hat. 

c)  unzweifelhaft  ist  die  formelle  Abfassung  der  Bestimmungen  über 
das  Staatsbürgerrecht  nicht  leicht,  während  doch  ein  richtiges  Gelingen  der- 
selben als  von  grosser  Wichtigkeit  erscheint.  Auf  der  einen  Seite  nämlich 
ist  es  ganz  klar,  dass  nur  allgemeine  Grundsätze  ausgesprocben  werden 
können  und  sollen,  während  alles  Einzelne  den  späteren  ausführlichen  Ge- 
setzen überlassen  bleibt;  auf  der  andern  Seite  vermögen  eben  solche  allge- 
meine Sätze,  wenn  sie  allzu  abstract  gehalten  sind,  der  nachfolgenden  Gesetz- 
gebung die  grössten  Schwierigkeiten  zu   bereiten.     Nur  selten   kann   ein 


1)  Es  Uttt  sich  B. B.  nicht  in  Abrede  stehen,  dass  die  Abfkssttng  der  deutschen  Grund- 
rechte in  dieser  Beiiehung  höchst  mangelhaft  ist  Gans  abgesehen  von  dem  Inhalte  einselner 
Bestimmungen  t  deren  Richtigkeit  und  Ausführbarkeit  den  schwersten  Bedenken  unterliegt,  ist 
die  Aufhahme  ron  einer  Reihe  von  Vorschrifteni  welche  den  Staatsorganismns,  snm  Theile  selbst 
die  formelle  Seite  desselben,  betreffen,  ein  unglficklicher  Gedanke.  Bei  ruhiger  naehtrilglieher 
Prfiftmg  ist  In  der  That  schwer  zu  begreifen ,  wie  die  Ordnung  des  Gerichtswesens ,  die  Auf- 
hebung der  Yerwaltungsjastie ,  die  Aufhebung  des  poliseillchen  StrafVechtes  u.  s.  w.  als  ein 
persönliches  und  individuelles  Reeht  des  einseinen  Bürgers  (Jedes  Deutschen**)  auf^fasst  werden 
konnte?  Und  wenn  nicht,  wie  die  Versammlung  solche  Bestimmungen  unter  die  staatsbürger- 
lichen Rechte  mischen  konnte? 
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Prindp  in  ausnahmsloser  Folgeriditigkeit  dnrdigefUurt  werden;    die    Be> 
ftchrftnktheit  der  verf&gbaren  Mittel,  vielleicht  der  menschlichen  EigenBchaften, 
das  Vorhandensein  geschichtlicher  tief  wurzelnder  Zustände,  die  Abneigung 
einflnssreicher  Vplksschichten ,  noch  hundert  andere  Umst&nde  nöthigen  zu 
Modificationen  und  Ausnahmen,   wenn  man  nicht  zu   offenbar  scfaftdlicfaen 
Zustanden,  wo  nicht  gar  zu  völligen  Unmöf^chkeiten  gelangen  will.     I>er 
Grundsatz  ist  allerdings  eine  Regel;  aUein  eben  desshaib  ist  er  anch   nor 
fAr  die  Regel  bestimmt  und  es  mflssen  fllr  ausnahmsweise  thats&chliche  Zu- 
stände auch  Ausnahmseinrichtungen  stattfinden  können.    Ist  diess  nun  w^en 
völliger  Unveränderiidikeit  des  Prindpes  reditlidi  nidit  möglich,  so  kann  ein 
gut  gemeintes  und  im  Allgemeinen  andi  ntltzlidies  Zugeständniss  zum  v?ahren 
Fluche  werden,  und  zwar  nicht  etwa  bloss  fOr  die  Kraft  und  Leistnngs- 
fthigkeit  der  Regierung,  sondern  auch  unmittelbar  für  die  Bflrger.     Ein 
negatives  Freiheitsrecht,  z.  B.  Freiheit  von  polizeilidiem  Yertiafte,  kann  sich 
durch  eine  unbedingte  Geltendmadiung  für  alle  ordnungsliebenden  Einwohner, 
welche  zu  schützen  und  zu  fördern  die  Au^be  des  Staates  wflre,  in  eine 
Quelle  von  unerträglichem  Unfuge  und  von  sdiwerer  Unsicherheit  verwandeln ; 
mit  einem  ganz  unbeschränkten  Vereins-  und  Versammlungsrechte  ist  unter 
Umständen   ein  Bestand    der  gesetzlidien   Staatsgewalt    unvereinbar;    der 
Grundsatz  des  bloss  verfassungsmässigen  Gehorsams  wird,  falsch  aufge£asst 
und  ohne  nähere  Bestimmung  und  Begränzung,  zu  den  beklagenswerthesten 
Auftritten  und  zu  grossen  Gefahren  fllr  Einzelne  und  fttr  die  Gesammtheit 
fbhren.    Es  muss  daher  mit  grosser  Umsidit  eine  solche  Fassung  gewählt 
werden,  welche  zwar  den  Gedanken  genau  ausdrackt,  allein  doch  den  Be- 
dürfnissen  des  Lebens  und   der  Veränderlichkeit   der  Verhältnisse  Raum 
gewährt.    Zur  Verhinderung  eines  Missbrauchs  der  freieren  Bewegung  mag 
ja  beigefügt  werden,  dass  etwaige  Begränzungen  nur  durch  die  Gesetzgebung 
ausgesprochen  werden  dürfen. 

d)  Einige  wenige  Verfassungsurknnden  haben  dem  Texte  des  Gesetzes 
alsbald  einzelne  Edicte  beigefügt,  weldie  bestimmte  Puncto  in  au8füh^ 
lieber  Gesetzgebung  ordnen  ^).  Hiergegen  ist  an  und  für  sich  nidits  einzu- 
wenden, wenn  bei  Begründung  der  neuen  Verfassung  genugsam  Zeit  zu 
Boldien  ausflkhrlichen  Arbeiten  vorhanden  ist,  und  wenn  man  schon  voll- 
kommen mit  sich  im  Reinen  ist  über  die  den  allgemeinen  Grundsätzen  zu 
gebende  einzelne  Entwicklung.  Allein  ein  grosser  Fehler  ist  es,  wenn  diese 
dem  Inhalte  nach  in  das  Gebiet  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung  gehörigen 
Feststellungen  für  ergänzende  Theile  des  Grundgesetzes  erklärt  sind,  somit 
dessen  schwere  Veränderlichkeit  theilen.  Es  ist  unmöglich,  dass  nidit  io 
ausgedehnten  Gesetzen  auch  Bestimmungen  mit  unterlaufen,  welche  ach 

i)  Man  »ehe  z.  B.  die  bayerische  V erfasiongsarknnde ,  welcher  nleht  weniffttr  alt  lehn 
Edicte  angehängt  sind.  s 
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später  als  weniger  passend  erweisen,  and  die  somit  so  bald  als  möglich 
geändert  Werden  sollten;  doppelt  wahrscheinlich  ist  sogar  ein  solcher  Ver- 
stoss, wenn  das  Gesetz  eine  ganz  neue  Eitarichtung  trifft,  Ober  welche  noch 
keine  Erfahrung  vorliegt.  Falls  es  also  je  fQr  zweckmässig  erachtet  wird, 
einer  Yerfassungsurkunde  Edicte  zur  alsbaldigen  weiteren  Durchführung  bei- 
zugeben, so  muss  wenigstens  ausdrücklich  die  Erklärung  beigefügt  werden, 
dass  sie  in  die  Kategorie  der  gewöhnlichen  Gesetze  gehören. 

3.  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  der  Rechtspflege  bilden 
häufig  einen  Theil  der  Yerfassungsurkunden,  z.  B.  Feststellungen  über  die 
persönliche  Unabhängigkeit  der  Richter,  über  Geschwomengerichte ,  über 
Abolitions-  und  Begnadigungsrecht.  Es  wäre  Tielleicht  besser,  wenn  die 
Ordnung  dieser  Fragen  den  gewöhnlichen  Gesetzen  überlassen  blieben,  indem 
es  dann  leichter  wäre  den  Erfahrungen  und  Bedürfnissen  Rechnung  ^  zu 
tragen,  sovrie  die  durch  die  Natur  der  Sache  oder  durch  die  Besonderheit 
der  Verhältnisse  erforderten  Modificationen  einzuführen;  allein  nicht  selten 
machen  allerdings  frühere  Missbräuche  eine  grundsächliche  Sicherstellung 
nothwendig.  In  solchem  Falle  ist  es  denn  wenigstens  gerathen,  die  be- 
stinmiten  Vorkehrungen,  welche  als  nöthig  erkannt  sind,  einzeln  zu  bezeichnen, 
nicht  aber  durch  ganz  allgemein  gefasste  Grundsätze  jede  spätere  freie  Be* 
wegung  der  Gesetzgebung  unmöglich  zu  machen;  und  am  wenigsten  dürfen 
Streitfragen,  über  welche  vielleicht  selbst  die  Wissenschaft  noch  nicht  mit 
sich  einig  ist,  hier  durch  einen  Machtspruch  entschieden  und  dadurch  etwaigen 
späteren  richtigen  Lösungen  die  Wege  abgeschnitten  werden.  Man  setze 
also  z.  B.,  anstatt  ganz  im  Allgemeinen  von  Selbstständigkeit  und  Unabhängig- 
keit der  richterlichen  Gewalt,  von  der  unbeseitigbaren  Zuständigkeit  des 
natürlichen  Richters  und  dergleichen  zu  reden,  fest:  dass  die  Gerichte  in 
Behandlung  und  Entscheidung  des  einzelnen  Rechtsfalles  keine  Befehle  an- 
zunehmen haben;  dass  Richter  nur  durch  Urtheil  und  Recht  ihrer  Stellen 
beraubt,  nur  aus  bestimmten  gesetzlichen  Gründen  versetzt  oder  pensiönirt 
werden  können;  dass  in  allen  höheren  Straffällen  ein  Ausspruch  über  die 
thatsächliche  Schuld  durch  Geschworene  stattzufinden  habe ;  dass  die  Richter 
zur  Prüfung  der  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze  und  der  Gesetzmässigkeit 
der  Verordnungen  zum  Behufe  der  Anwendung  auf  den  einzelnen  Fall 
ermächtigt  seien.  Und  nimmermehr  spreche  man  in  einer  Verfassungs- 
urkunde aus,  es  sei  Verwaltungsfechtspflege  untersagt;  es  müsse  ein  Ver* 
hafteter  innerhalb  2d  Stunden  seinem  natürlichen  Richter  übergeben  oder 
freigelassen  sein;  es  seien  Präventivmassregeln  überhaupt  nicht  erlaubt. 
Solche  Sätze  haben  vielleicht  im  Augenblicke  der  Ab&ssung  des  Grund- 
gesetzes eine  Stimmenmehrheit,  sei  es  einer  rechtswissenschaftlichen  Schule 
sei  es  einer  politischen  Partei,  für  sidi;  allein  nidits  ist  möglidier,  als  dass 
sie  zu  andern  Zeiten  völlig  anders  angesehen  werden,  oder  dass  sie  wenigstens 
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in  ihrer  Allgemeinheit  die  Einführung  dringend  nothwendiger  Organisatiaiiai 
ersdiweren.    Es  mag  bei  einer  im  itzigen  Augenblicke   sehr  missliebigen 
Einrichtong  eine  Verbesserung  aufigefdnden  werden,  welche  den  Missbraach 
beseitigt  und  den  ganzen  Nutzen  der  Sache  ohne  Bedenken  gemessen  l&sst; 
ist  sie  nun  unbedingt  beseitigt,  so  ist  eine  nur  durch  Abänderung  der  Ver- 
fassung zu  bewerkstelligende   spätere  tUnffthrung  höchst  schwierig,    wenn 
überhaupt  möglich.     Man  verheisse  also  gesetzliche  Reglung,  nicht   aber 
yollstftndige  Aufhebung.    Auch  darf  bei  den  zur  Wahrung  einer  guten  Redits- 
pflege  bestimmten  YerfassungsTorschriften  nicht  ausser  Augen  gelassen  werden, 
dass  neben  diesem  Theile  der  Staatsth&tigkeit  auch  noch  andere  Aufgaben 
bestehen,  welche  ebenfalls  ihre  Bedeutung  und  Nothwendigkeit  haben,   and 
deren  genOgende  Durchführung  also  in  Einklang  gebracht  werden  muss  mit 
den  Mitteln  fOr  die  Rechtsordnung.    Unzweifelhaft  ist  Aufrechterhaltung  der 
letzteren  die  erste  Pflicht  des  Staates,  und  die  vielfachen  üblen  Erfahrungen, 
welche  in  dieser  Beziehung  bei  willktlrlichen  und  gewaltth&tigen  Regierangen 
gemacht  worden  sind,  rechtfertigen  wohl  eine  yerfEissungsmftssige  Vorsicht; 
allein  es  ist  doch  ein  Aberglaube,  nur  die  Rechtspflege  einer  grundsätzlichen 
Sicherstellung  würdig  zu  finden,  und  eine  grosse  Kurzsichtigkeit,  gewisse 
Einrichtungen  für  völlig  und  bleibend  unverbesserlich  zu  erachten.    Aach 
hier  ist  eine  Berichtigung  der  Ansiditen  und  eine  Verbesserung  der  An- 
stalten gar  wohl  möglich;  da  nun  aber  audi  durch  einfache  Gesetze  Recht 
und  Schutz  desselben  gewährt  werden  kann,  so  ist  es  zweckmässiger,  nur 
die  unbezweifelbarsten  Forderungen  verfassungsmässig  festzustellen. 

4.  Jedes  Grundgesetz  erfordert  zu  seiner  wirklichen  Bethätigung  im 
Leben  eine  weitere  Ausführung  und  Anwendbarmachung  durch 
einzelne  Gesetze  beziehungsweise  Verordnungen.  So  denn  auch  die  Summe 
der  verfossungsmässigen  Bestimmungen  über  Rechtsgegenstände.  Einer  Aus- 
einandersetzung bedarf  es  nicht  erst,  dass  diese  InslebenfÜhrung  so  schleunig 
als  möglich  nach  Einführung  der  Verfassung  bewerkstelligt  werden  muss, 
und  zwar  ebenso  sehr  aus  Gründen  der  Pflidit,  als  aus  Klugheit.  So  lange 
die  allgemeinen  Grundsätze  zwar  als  oberstes  Gesetz  des  Landes  verkündet 
sind,  allein  noch  keine  Brücke  von  ihnen  in  das  tägliche  Leben  geschlagen 
ibt,  hier  vielmehr  noch  Einrichtungen  und  Regeln  bestehen,  welche  einem 
wesentlich  verschiedenen  Systeme  angehören,  besteht  Folgewidrigkeit  und 
Zweifel,  und  bei  längerer  Andauer  eines  «solchen  unfertigen  Zustandes  mag 
sich  leicht  ein  bedenkliches  Misstrauen  gegen  die  Aufrichtigkeit  der  Staats- 
gewalt und  ein  Verdacht  geheimer  weiterer  Absichten  ausbilden.  Nur  ein 
nach  Thunlichkeit  beschleunigter  vollständiger  Ausbau  kann  diesen  Uebel- 
ständen  und  Gefahi'en  begegnen.  —  Aber  nothwendig  ist  es  freilich  auch, 
bei  dieser  Einzelausiührung  eine  richtige  Reihenfolge  zu  beobachten,  damit 
Ueberstürzung  und  Verwirrung  vermieden  bleiben.    Es  muss  also  ein  Plan 
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für  die  allmälige  Yornahme  der  neuen  Gesetze  und  Verordnungen  entworfen, 
dieser  aber  mit  Fesü^^eit  eingehalten  werden.  Ein  solcher  Plan  ist  natürlich 
in  jedem  einzelnen  Falle  yerschieden  je  nach  den  Umständen;  im  Allge- 
meinen Iftsst  sich  jedoch  nachstehende  Folge  von  gesetzgebender  Thätigkeit 
zur  Ausführung  einer  neuen  Yerfassung  als  die  richtige  begreifen.  Vor 
Allem  sind  diejenigen  Bestimmungen  des  Grundgesetzes  zu  ordnen,  welche 
mit  thatsächlich  bestehenden  Einrichtungen  in  unyereinbarem  Widerspruche 
stehen.  Ein'  solches  Yerhältniss  ist  nicht  nur  logisch  unmöglich,  sondern 
muss  auch  nothwendig  im  tfiglichen  Leben  schwere  Zweifel  und  Unsicherheit 
erzeugen.  Es  ist  nicht  zu  viel  gesagt,  dasselbe  eine  Schande  für  den  Staat 
zu  nennen.  Zweitens  sind  die  Gesetze  zu  entwerfen,  welche  einen  in  Uebung 
befindlichen,  allein  itzt  durch  die  Yerfassungsurkunde  theilweise  modificirten 
Satz  in  seiner  neuen  Gestaltung  herstellen.  Auch  hier  ist,  wo  nicht  directer 
Widerspruch  unter  den  Gesetzen,  so  doch  eine  Unmöglichkeit  der  Ge- 
währung des  von  dem  Grundgesetze  als  nothwendig  und  nützlich  erkannten 
Zustandes.  Drittens  endlich  sind  die  Einrichtungen  zur  Geltendmachung 
ganz  neu  gewährter  Rechte  zu  treffen. 

Bei  der  Eile,  mit  welcher  Yerfassungsurkunden  nicht  selten  zu  Stande 
zu  bringen  sind,  mag  es  sich  leicht  begeben,  dass  ein  Satz  später  einer 
authentischen  Auslegung  bedarf.  Es  mag  nun  darüber  Zweifel  erhoben 
werden,  in  welcher  Weise  eine  solche  Erklärung  giltig  zu  Stande  zu  bringen 
ist.  Dass  dieselbe  nicht  einseitig  von  der  Regierung  ausgehen  kann ,  yer- 
steht  sich  freilich  von  selbst;  ist  diese  doch  selbst  bei  einfachen  Gesetzen 
hierzu  nicht  ermächtigt,  sondern  einer  Mitwirkung  der  übrigen  Factoren  der 
gesetzgebenden  Gewalt  bedürftig.  Allein  kann  es,  wenn  von  Yerfassungs- 
puncten  die  Rede  ist,  unter  den  gewöhnlichen  Bedingungen  eines  neuen 
Actes  der  Gesetzgebung  geschehen,  also  namentlich  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit in  den  Kammern;  oder  ist  hierzu  die  Einhaltung  der  für  Yer- 
änderungen  der  Verfassung  vorgeschriebenen  Form  erforderlich,  z.  B.  einer 
bestimmten  grösseren  Stimmenzahl,  einer  Wiederholung  auf  mehreren  auf- 
einanderfolgenden Landtagen  u.  s.  w.?  Yom  Rechtsstandpuncte  aus  mögen 
Gründe  für  und  gegen  die  erschwerte  Form  geltend  gemacht  werden ;  Zweck- 
mässigkeitsgründe neigen  aber  wohl  die  Wagschaale  für  das  strengere  Yer- 
fiahren.  Nichts  wäre  nämlich  leichter,  als  unter  dem  Yorwande  einer  blossen 
Interpretation  Beschlüsse  zu  fassen,  welche  in  der  That  eine  Abänderung  der 
Yerhssung  enthielten.  Soll  also  diese  möglichst  geschützt  sein  gegen  Um- 
gestaltungen von  mindestens  zweifelhafter  Richtigkeit,  und  nach  welchen 
nicht  einmal  ein  entschiedenes  Yerhugen  besteht,  so  muss  auch  dieser 
Schleichweg  verschlossen  werden. 
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§  33. 
2.  Einstweilige  Gesetze. 

Es  ist  eine  anbedingte  Nothwendigkeit,  dass  eine  jede  YerCassnng  dem 
Staatsoberhanpte  dieBefogniss  einr&nmt  und  die  Mittel  gewahrt,  in  dringen- 
den aasserordentlichen  Fällen  das  zur  Abwehr  eines  grossen Sdiadens 
Erforderliche  vorzukehren,  wenn  auch  die  Volksvertretung  in  dem  Augen- 
blicke nicht  versammelt  ist,  und  somit  auch  ihre  Zustimmung  zu  einer  Mass- 
regel nicht  eingeholt  werden  kann,  zu  welcher  sie  an  sich  mitzuwirken  h&tte. 
Es  wäre  geradezu  unvernünftig,  durch  starre  Festhaltung  der  Sicherungs- 
mittel  das  zu  Sichernde  selbst  zu  Grunde  gehen  zu  lassen.    Freilich  versteht 
sich  auch  von   selbst,   dass   eine  besondere  Verantwortlichkeit  für  solche 
aussergesetzliche  Beschlüsse  stattfindet,  und  dass  dieselben  nur  vorläufige 
Giltigkeit  haben,  das  heisst  nur  für  die  Zeit  des  unerwartet  eingetretenen 
Bedürfnisses  und  bis  ein  Ausspruch  der  Stände  möglich  ist  i). 

Handelt  es  sich  in  einem  solchen  Falle  von  einem  landesherrlichen  Er- 
lasse, welcher  seines  Inhaltes  wegen  eigentlich  verfassungsgemäss  im  Wege 
der  Gesetzgebung  zu  Stande  zu  bringen  wäre,  so  sind  zweierlei  Formen 
möglich.  Entweder  kann  das  Staatsoberhaupt  ermächtigt  sein,  durch  eine 
einfache  Verordnung,  welcher  aber  unter  den  besonderen  Umständen 
vollständige  Gesetzeskraft  zukömmt,  das  Erforderliche  zu  befehlen;  oder  aber 
wird  die  aussergewöhnliche  Anordnung  als  ein  provisorisches  Gesetz 
erlassen  und  bezeichnet.  Die  letztere  Form  ist  wohl  die  richtigere,  weil  sie 
das  Verhältniss  genauer  bezeichnet;  doch  ist  es  nicht  der  Mühe  werth  dar- 
über zu  streiten,  wenn  nur,  wie  kaum  anders  sein  kann  schon  zu  Weg- 
räumung von  Zweifeln  über  die  Giltigkeit,  auch  bei  einem  formell  als  Ver- 
ordnung veröffentlichten  Befehle  ausdrücklich  Bezug  auf  die  ausserordentlichen 
Umstände  genommen  wird. 

Es  ist  wohl  schon  die  Behauptung  aufgehellt  worden,  dass  ein  solcher 
ausserordentlicher  gesetzgebender  Act  nur  in  solchen  Fällen  eintreten  dürfe, 
wo  es  sich  von  der  Rettung  des  Staates  handle.  Dem  ist  aber  nicht 
so.  Das  Bedürfniss  einer  befehlenden  Anordnung  kann  auch  in  anderen 
Beziehungen  so  gross  sein,  dass  es  unvernünftig  und  somit  unverantwortlich 
wäre,  wenn  die  Regierung  aus  Mangel  an  formaler  Berechtigung  nicht 
handelte.  Solche  unverzüglich  zu  lösende  Aufgaben  mögen  nun  stber  nicht 
etwa  bloss  im  Staatshaushalte  vorkommen,  z.  B.  im  Zollwesen,  bei  der  Staats- 
schuld, oder  in  der  Polizeiverwaltung:  sondern  es  lässt  sich  gar  wohl  denken, 
dass  auch  die  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  eine  Vorchrift  erfordert, 
welche  ohne  grössten  Nachtheil  nicht  bis  zum  nächsten  Zusanunentritte  der 


I 

I 

i 


1)  Ueber  dlMen  sohwierijren OegenBtuid  ■.  die  Tortreflllche  Erörterunir  In  Rönne's  Sttati- 
reeht  der  preoMUchen  Monarchiei  Bd.  I,  8.  16S  f^. 
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Stände  anfgesehoben  werden  könnte.  So  wäre  es  beispielshalber  wohl  möglich, 
dass  sich  bei  der  Anwendung  eines  neuen  Bechtsgesetzes  das  Bedürfniss 
einer  authentischen  Erklärung,  der  Beseitigung  eines  inneren  Widerspruches 
oder  der  Ausfüllung  einer  Lücke  höchst  gebieterisch  zeigte  und  nur  auf 
Kosten  der  Bechtssicherheit  oder  des  materiellen  Bechtes  der  Unterthanen 
noch  Jahre  lang  unerledigt  bleiben  könnte.  Auch  in  Erörterungen,  welche 
sich  lediglich  auf  die  Bechtsgesetzgebung  beschränken,  darf  somit  diese  Art 
von  ausserordentlicher  Gesetzgebung  nicht  übergangen  werden  ^). 

Die  verfiässungsmässige  Zulässigkeit  eines  jeden  bloss  vorläufigen  Ge- 
setzes ist  durch  das  unzweifelhafte  Vorhandensein  zweier  Umstände  bedingt: 
durch  das  sachliche  Bedflrfiiiss  einer  neuen  Bestimmung,  und  durch  einen 
entschiedenen  sowie  bedeutenden  Nachtheil  einer  Verzögerung*  Beide  Be- 
dingungen einer  erlaubten  Ueberschreitung  der  regelmässigen  Befugnisse  des 
Staatsoberhauptes  müssen  aber  natürlich  nicht  bloss  der  Ansicht  und  Be- 
hauptung der  Begierung  nach  vorhanden  sein,  sondern  auch  nach  der  lieber- 
Zeugung  der  Ständeversammlung,  damit  diese  nicht  Veranlassung  finde,  die 
Verantwortlidikeit  der  Bäthe  der  Krone  wegen  Verfassungsverletzung  geltend 
zu  machen.  Ein  bestimmtes  Mass  der  Dringlichkeit  und  des  drohenden 
Schadens  lässt  sich  allerdings  nicht  feststellen,  sondern  es  hängt  das  Urtheil 


1)  Eine  richtiire  FeststeUniiff  der  OnindsStse  über  das  Becht  in  jmsaerordentlicben  Ver- 
fttgnngen  ist  bedingt  durch  eine  gleich  anfmerksame  Berücksichtigung  zweier  entgegengesetster 
Gesichtspunkte.    Einer  Seite  nümllch  darf  der  Zweck  der  ganzen  Aosnahmsbestimmnng  in 
wichtigen  FUlen  nicht  dorch  Formen  an  der  Abwendung  grossen  Schadens  oder  an  der  Er- 
langong  eines  grossen  Notsens  yerhindert  sa  sein,  nicht  aus  den  Augen  gelassen  werden.    Auf 
der  andern  Seite  ist  Vorsicht  nothwendig,  dass  nicht  unter  dem  Vorwande  dringender  Xoth- 
wendigkeit  die  Rechte  des  VoUtes  und  der  Stftndeversammlung  nach  Belieben  yerletst  werden, 
▼ielleicht  die  Verfassung  im  Ganzen  zu  Grunde  gehe,  durchaus  nothwendig  ist  daher  allerdings, 
dass  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  überhaupt  eine  einseitige  vorläuflge  Gesetzgebung  der 
Regierung  stattfinden  kann,  mit  umsichtiger  Schftrfe  bestimmt  und  auf  das  wirkliche  Bedürftaiss 
beschränkt  werden ;  also  auf  die  Dringlichkeit  und  sachliche  Wichtigkeit  des  Falles  und  auf  die 
ünthunlichkelt  einer  alsbaldigen  Versammlung  der  Stände.    Allein  nicht  minder  geboten  ist  es, 
die  Bestimmungen  so  zu  fkssen,  dass  auch  wirklich  in  allen  Fällen,  welche  eine  ausserordentliche 
Massregel  wünschenswerth  machen ,  eine  solche  stattfinden  kann.    Nicht  nur  ist  und  bleibt  ea 
nnTemflnftig,  und  somit  im  letzten  Grunde  unrecht,  über  Staat  und  Bürger  Unheil  kommen  zu 
lassen  durch  eine  Uebertreibnng  der  Abwehranstalten;  sondern  es  Ist  auch  unklug,  weil  doch 
der  Drang  der  Umstände  zuweilen  eine  Ueberschreitung  der  zu  engen  Schranken  Tcranlassen 
wird,  dadurch  aber  ein  Beispiel  yon  ofTenbarer  und  doch  von  der  Öffentlichen  Meinung  gebilligten 
Verfassungsrerletzung  entsteht  —  Sehr  begreiflich  Ist  freilich,  dass  da,  wo  eine  schlimme  Er- 
fkhrung  in  Betreff  ungerechtfertigter  Octroyrungen  vorliegt,  und  vielleicht  ein  fortdauerndes 
Misstrauen,  gegen  die  Absichten  der  Regierung  besteht,  die  Grundsätze  so  strenge  und  knapp 
als  mSgllch  gestellt  werden;  allein  zu  bezweifeln  steht,  ob  dadurch  das  wirklich  richtige  und 
auf  die  Dauer  einzuhaltende  Mass  gewonnen  wird.    Dieser  Zweifel  liegt  denn  namentlich  vor 
hinsichtlich  einiger  Sätze,  welche  Rönne,  a.  a.  O.,  unter  dem  Eindrucke  der  Manteufferschen 
Regiemngsweise  anfttellt   Wenn  namentlich  überall,  wo  die  Verfkssungsurkunde  der  „Gesetz- 
gebung* eine  Bestimmung  vorbehalten  hat,  eine  piDvisorlsche  Massregel  unerlaubt  ist,  so  Ist 
kaum  einzusehen,  wo  sie  Jemals  stattfinden  kann.    Der  wirkliche  Schutz  gegen  Regierungs- 
übergrifliB  liegt  nicht  in  der  prindpleUen  Versagung  von  Beftignissen,  welche  thatsächlicb  noth- 
wendig oder  doch  sehr  nützlich  sein  können,  sondern  in  der  Einsicht  und  in  dem  verfassungs- 
mässigen Sinne  des  Volkes  und  seiner  Vertreter,  welcher  Jede  ungerechtfertigte  Massregel 
alsbald  als  solche  eilcennt  und  dann  mit  Kzaft  snrttokweist 
'     V.  Mohl,  Staatsrecht.    Bd.  IL  40 
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▼on  den  Yeriiiltaiawa  des  emselnen  Falles  ab;  and  es  kann  daher  m< 
weise  die  Ansriianimg  der  YolksTertretnng  eine  verschiedene  sein  Ton  der 
Regierung,  aach  wenn  diese  in  völlig  gatem  Glanben  gehandelt  hat,  und  ei 
mag  somit  eine  Staatsanklage  erfolgen,  wo  vielleicht  selbst  auf  Dank  ftr 
einen  entsohlossen  ergriffenen  Schritt  gerechnet  wfirde.  In  der  Regel  ist 
jedoch  hier  bei  Stftndeversammlnngen  auf  eine  billige  Anschannng^za  rechnen, 
fiüls  sie  nnr  dner  wiridichen  Uebenengong  und  einem  Pflichtgefllhle  bei 
der  Begiemng  begegnen,  nnd  nidit  etwa  einem  Yersnche,  nnter  dem  fialsdien 
Yorwande  der  IMnglidikeit,  die  stlndische  Mitwirkohg  in  Oesetcen  zn 
nngehen. 

Da,  wo  ein  steheader  stAndisdier  Ansschnss  in  der  Zwisdienseit  swiacfaen 
den  Landtagen  besieht,  wirft  sich  die  Frage  auf,  ob  etwa  la  vorlAiifigen 
Gesetsen  eine  Znstimmang  dieses  Ansschnsses  verlangt  werden  soll,  und  ob 
hierin  eine  Sicherstellnng  gegen  lifissbranch  zn  finden  ist?  Trots  dem,  dass 
auf  den  eisten  AiAlick  eine  bejahende  Antwort  gegeben  werden  ni  maasen 
scheint,  —  in  so  ferne  es  dodi  besser  sei,  eine  weniger  verständige  nnd 
cnveriiBSsige  ab  gar  keine  Abwehr  zn  haben,  —  ist  doch  der  Gedanke  zn 
verwerfen,  nnd  awar  ans  mehrCEudien  Orftnden.    Einmal  könnte  eine  solche 
Hitwirkong  des  Anssdinsses  allmAlig  zn  einer  Usupation  des  Oeset^ebnugs- 
rechtes  der  vollen  Yersammlnng   führen.     Die   ganze    Einrichtung    eines 
stehenden  Avsschnsses  ist  hauptsächlich  desshalb  bedenklidi,  weil  sie  er- 
ffthrongsgemfiss  leicht  zn  einer  Yerdrftngnng  der  vollen  Yersammlnng  führt; 
man  kann  daher  nicht  vorsiditig  genng  in  dieser  Besiehnng  sein.    Sodann 
ist  eine  Wiederanfhebnng  oder  Aendemng  der  vorläufigen  Hassregel  offenbar 
erschwert,  wenn  sie  die  Billigung  des  Ausschusses  erhalten  hat,  der  nun 
sdion  aus  Eigenliebe  und  vielleicht  zur  Sicherstellung  seiner  eigenen  Yer- 
antwortlichkeit  sein  Gewicht  in  die  Wagsdiale  legen  wird.    Endlidi  wäre 
es  immerhin  möglidi,  dass  der  Ansschnss  in  einem  wirklich  nothwendigeo 
Falle  seine  Zustimnrang  versagte  und  dadurch  die  Regierung  an  einer  woU- 
thäügen  KtOmheit  hinderte.    Die  Erlassung  vorläufiger  Gesetze  geht  ans 
dem  Wunsche  und  aus  der  Ueberzeugung  der  Regierung  hervor;  es  ist  also 
das  Gerath'enste ,  dieselbe  nie  als  Massregel  der  Regierung  und  auf  Yer- 
ontwortlichkeit  derselben  bestehen  zu  lassen. 

Die  Entsdieidung  darüber,  ob  die  Ständeversammlung  eine  ausser- 
ordentliche Ifassregel  sachlidi  billigen,  oder  ob  sie  die  Räthe  der  Krone 
dafür  verantwortlich  machen  will,  kann  auf  doppelte  Weise  herbeigefilhrt 
werden.  Entweder  nämlich  legt  die  Regierung  selbst,  etwa  gleidi  beim  Be- 
ginne des  Landtages,  die  ganze  Angelegenheit  unter  Entwicklung  ibrer 
Beweggründe  vor  und  veriangt  eine  Billigung  der  Stände.  Oder  aber  es 
nmg,  in  Ermanglang  eines  solchen  Yotgehens,  jedes  Mitglied  einer  der  beiden 
Kammern  die  Sache  zur  Spradie  brii^en  und  einen  Antrag  stellen,  wdch«r 
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denn  auf  Bilfigung,  auf  MissbilHgiing,  oder  eadlidi  anf  Anklage  geriditet 
sein  mag.  —  Dass  ein  freiwilliges  Vorgehen  der  Regierung  das  natorgemäase 
ist,  weil  es  sich  von  einer  ihrer  Maassregeln  handelt,  and  dass  überdiess 
ein  solches  offenes  Eingestehen  der  Yerantwortlichkeit  fOr  eine  ausser- 
ordentliche Handlang  von  der  Elagheit  geboten  ist,  bedarf  wohl  keines  Be- 
weises. Im  Falle  eines  Anklagebescfalosses  ist  natOrlich  der  regelmässige 
Gang  einer  Ministeranklage  einzuhalten. 

Die  Hauptsache  ist  jedoch,  dass  den  ausserordentlichen  Befehlen  ihre 
bloss  Yorläufige  Oiltigkeit  erhalten  bleibe.  Sie  sind  vielleicht  vorläufig 
nothwendig  gewesen,  allein  sie  haben  jeden  Falles  auch  nur  vorläufig  ein 
Recht  zu  bestehen.  Da«  einzig  richtige  Mittel  zur  Festhaltung  dieses  Ver- 
hältnisses ist  nun  aber  die  Bestimmung,  dass  jedes  provisorische  Gesetz  oder 
jede  mit  Gesetzeskraft  ausserordentlicherweise  verkttndete  Verordnung  die 
Verbindlichkeit  bei  dem  nächsten  Zusammentreten  der  Ständeversammlung, 
wenn  keine  Zustimmung  ausdrfiddich  ausgesprochen  wird,  von  selbst  verliert 
Es  kann  jetzt  die  von  der  Regierung  gewtlnschte  Massregel  den  Ständen 
zur  Mitwirkung  vorgelegt  werden;  sind  sie  in  der  Sache  einverstanden,  so 
entsteht  jetzt  ein  förmliches  Gesetz,  und  das  BedOrfniss  ist  bleibend  und 
ordnungsgemäss  be&iedigt,  im  entgegengesetzten  Falle  kann  und  soll  das 
vorläufige  Verfahren  der  Regierung  keinen  Augenblick  länger  bestehen. 
Damit  aber  weder  eine  Verlegenheit  in  der  Sache,  noch  eiQe  unzweckmässige 
und  unanständige  Beeilung  eintrete,  mag  etwa  das  von  selbst  eintretende 
Erloschen  nicht  alsbald  nach  dem  Zusammentritte  der  St&nde  erfolgen,  sondern 
etwa  eine  bestimmte  Zeit  später  oder  längstens  mit  dem  Ende  des  lAud- 
tages.  —  Jedenfiüls  aber  ist  ein  solches  nothwendiges  Erlöschen  der  Giltigkeit, 
blls  nicht  eine  Verwandlung  in  ein  förmliches  Gesetz  erfolgt,  bei  weitem 
der  Einrichtung  vorzuziehen,  nach  welcher  die  von  der  Regierung  erlassene 
Verordnung  in  Giltigkeit  bleibt,  wenn  sie  nicht  von  der  Ständeversammlung 
ausdrOcklich  angefochten  und  zu  ihrer  Mitwirkung  herangezogen  wird.  Theils 
wird  ein  solcher  ausdracklicher  Beschluss  leichter  vereitelt  werden  können; 
theils  mag  die  ganze  Angelegenheit  in  Vergessenheit  gerathen^  wo  dann 
später,  vielleicht  zu  allgemeinem  Erstaunen,  die  noch  bestehende  Giltigkeit 
behauptet  wird^).  Die  Erlassung  einer  Verordnung  im  Gesetzesblatt  ist 
eine  von  der  Regierung  ausgehende,  vielleicht  entschuldigbare  und  noth- 
wendige  allein  jedenfalls  unzweifelhafte  Verfassungsverletzung;  diese  nun 
so  bald  als  möglich  dem  Inhalte  und  der  Form  nach  in  gesetzliche  Ordnung 


1)  Wann  noch  Je  ein  Zweifd  hätte  beitehen  kdimen  ttber  die  Unsweckmäsiigkelt  eines 
itUUchweiffenden  Hinh&nffenlMieni  proTieorischer  Geeetze,  so  m&cste  er  fOr  immer  yollit&ndig 
beseitigt  sein  dweh  den  im  Grosaiienogthnm  Hessen  gennshten  Versneh,  eine  solohe  Noth.- 
hestimmnng  nooh  nneh  mehr  als  sehn  Jahren  snr  Anwendung  sa  bringen  (sor  Verfolgung  des 
NaUonal-Vereins).  Der  Erfolg  hat  geieigt,  dass  fOr  die  Beglemng  selbst  die  unangenehmsten 
Mgen  ans  ien  OebiMehe  so  veoBoeCeter  nnd  haltloeec  Wafln  entstehen  kdnnen. 

40* 
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za  bringeii,  oder  aber  sie  wieder  ans  der  Welt  za  schaffen,  ist  offenbar  das 
einzig  richtige  Yeiiabren. 

§  34. 
3.  Verordnungen. 

In  oonstitntionellen  Staaten  wird  bei  den  befehlenden   Normen    ein 
scharfer  Unterschied   gemacht   zwischen   Gesetz   nnd  Yerordnnng. 
Allerdings  kann  jede  Anordnung  dorch  ein  Gesetz  geschehen;  es  ist   tObei 
bei  untergeordneten  Vorschriften,  also  solchen,  welche  keine  neuen  Grund- 
sätze enthalten,  sondern  nur  Formelles  bestimmen  oder  Folgerungen  siehen, 
weder  zweckmassig  noch  nothwendig,  dass  der  beschwerliche  und  nicht  immer 
zum  Ziele  fahrende  Weg  einer  Vereinbarung  mit  den  Standen  eingeschlagen 
werde.    Die  Ab&ssung  und  Veröffentlichung  von  Nonnen  dieser  Art,   das 
heisst  der  Verordnung,  wird  also  der  Regierung  einseitig  flberiassen,   nur 
sind  Vorkehrungen  nothwendig  zur  Verhütung  eines  Missbraudies,  damit 
nicht  der  ver&ssungsmi&ssige  Antheil  der  Volksvertretung  an  der  Gesetzgebang 
Noth  leidet.    Diese  Vorkehrungen  sind  aber  bekanntlich  dreierlei  Art: 

1.  Um  die  Regierung  selbst  an  die  Einhaltung  der  richtigen  Grenz- 
linie zu  mahnen,  ist  in  den  Verfassungsurkunden  ganz  allgemein  Zweierlei 
Torgeschrieben:  nftmlich  einmal  eine  Vorberathung  im  Staatsratbe,  weldie 
sich  denn  nicht  bloss  auf  den  Inhalt  nnd  die  Form  der  Verordnung  zu 
beschr&nken,  sondern  namentlich  auch  die  Berechtigung  zu  ihrer  Erlassung 
ins  Auge  zu  fiissen  hat;  zweitens  aber  die  Gregenzeichnung  wenigstens  Eines 
Ministers,  welcher  dadurch  seine  persönliche  Verantwortlichkeit  ftr  den 
verfassungsmässigen  Inhalt  flbemimmt. 

2.  Auf  der  Volksseite  besteht  ebenfiaUs  ein  doppeltes  SdiutzmitteL  — 
Die  St&ndeversammlung  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Giltigkeit  einer 
in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  Übergreifenden  Verordnung  anzufechten. 
Je  nach  den  Umständen  hat  aber  ein  solcher  Beschluss  eine  doppelte  weitere 
Richtung  zu  nehmen.    Entweder  nämlich  kann  nur  von  der  Regierung  Te^ 
langt  werden,  dass  sie  die  Verordnung,  in  so  weit  dieselbe  das  richtige 
Gebiet  überschreitet,  den  Ständen  als  Gesetzesentwurf  zur  Zustimmung  T0^ 
gelegt  werde;  oder  aber  kann  die  Verantwortlichkeit  des  gegenzeichnenden 
Ministers  in  Anspruch  genommen  werden,  natOrlich  unter  gleichzeitiger  E^ 
klärung  gegen  die  Giltigkeit  der  Verordnung.  —  Sodann  aber  steht  jedem 
Bürger  das  Recht  des  bloss  verfassungsmässigen  Gehorsams  zu,  welches  denn 
namentlich  und  wesentlich  die  Befugniss  enthält,  Verordnungen  als  gar  nicht 
vorhanden  zu  betrachten,  welche  die  Regierung  dem  Inhalte  nach  nidt  zu 
erlassen  berechtigt  war.    Dass  dieses  Mittel  auf  die  Gefahr  des  Einzelnen, 
welcher  sich  desselben  bedient,  geht,  und  dass  daraus  viele  Weitläufigkeiten 
und  Störungen  sich  ergeben  können,  ist  nnzweifelhaft  richtig;  aliein  sowohl 
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die  Berechtigung  an  sidi  als  die  ^Wirksamkeit  des  Mittels  bei  ontadelhaftem 
und  entschiedenem  Gebrauche  ist  ausser  Zweifel '). 

3.  Endüdi  ist  noch  eine  entschiedene  Sicherstellung  gegen  verfassungs- 
widrige Verordnungen  darin  zu  finden,  dass  die  Gerichte  Recht  ^nd  Pflicht 
haben,  eine  Verordnung  dieser  Art  nidit  anzuwenden.  Es  ist  allerdings 
nicht  ihre  Aufgabe,  eine  solche  Verordnung  durch  einen  allgemeinen  Aus- 
Spruch  für  ungiltig  und  aufgehoben  zu  erklären;  allein  sie  können  ihr  that- 
sächlich  die  Wirksamkeit  entziehen,  in  so  fem  sie  dieselbe  als  gar  nicht 
bestehend  behandeln  bei  der  Leitung  und  Entscheidung  der  einzelnen  Rechte. 
Nicht  nur  kommt  sie  alsdann  in  dem  betreffenden  einzelnen  Falle  nicht  zur 
Wirksamkeit,  sondern  es  werden  sich  auch  die  Bürger  überhaupt  tob  nun 
an  nicht  weiter  um  sie  bekümmern,  da  sie  wissen  dass  dieselbe  schlimmsten 
Falles  nicht  gegen  sie  in  Anwendung  gebracht  werden  wird.  Diese  Stellung 
der  Gerichte  zu  den  Verordnungen  wird  allerdings  von  übereifrigen  Ver- 
theidigem  der  Regierungsgewalt  angefochten,  auch  ist  in  einigen  wenigen 
Grundgesetzen  den  Gerichten  ein  solches  Prfifnngsgesetz  ausdrücklich  unter- 
sagt; allein  nicht  nur  stehen  diesen  Verboten  gerade  entgegengesetzte  Be- 
stimmungen in  anderen  Verfassungsurkunden  gegenüber,  sondern  es  spricht 
auch  eine  unbeantwortbare  theoretische  Ausführung  für  die  Berechtigung, 
ja  selbst  für  die  Nothwendigkeit  des  gerichtlichen  Prüfungsrechtes '). 

Diese  Einrichtungen  und  Grundsätze  gelten  denn  auch  in  Betreff  von 
Verordnungen  in  Rechtssachen  vollständig,  und  es  ist  eine  besondere  Aus- 
führung nicht  nothwendig.  Nur  mag  etwa  bemerkt  sein,  dass  zur  Vermeidung 
aller  Zweifel  und  zur  Abhaltung  wohldienerischer  Lehren  eine  ausdrückliche 
Erwähnung  des  eben  besprochenen  Rechtes  der  Gerichte  in  der  Verfassungs- 
urkunde selbst  an  der  Stelle  ist. 

Die  in  manchen  Theilen  des  staatlichen  Lebens  nicht  immer  leicht  und 
unbestreitbar  zu  entscheidende  Frage,  wie  die  Grenze  zwischen  Gesetz  und 
Verordnung  im  einzelnen  concreten  Falle  laufe,  ist  im  Umfange  der  Rechts- 
ordnung von  geringerer  Bedeutung,  und  zwar  aus  zwei  Ursachen.  Einmal 
nämlich  ist,  wie  immer  sonst  der  Unterschied  formulirt  werden  mag,  darüber 
kein  Zweifel,  dass  durch  Verordnung  irgend  eine  Veränderung  im  Rechte 
nicht  stattfinden  kann,  sei  es  nun  dass  eine  Beschränkung  oder  eine  Er- 
weiterung bisher  bestehender  Rechte  beabsichtigt  werde.  Der  eigentliche 
Cregenstand  der  Rechtspflege  ist  somit  einer  Regierungsthätigkeit  durch  Ver- 
ordnungen ganz  entschieden  entgegen.  Sodann  aber  (ent)steht  auch  ein  for- 
melles Hindemiss  sachlidien  Uebergriffen  derVerordnungsbefugniss  entgegen. 
Die  Normen  für  die  Rechtsordnung  sind,  selbst  da  wo  dem  Inhalte  nach 


1)  Vgl.  Aber  die  Lehre  toh  blois  TerfttfrangsmÜssIgem  Gehorsame  meine  Oeiohlchte  toA 
Uteratnr  der  8t.-W.,  Bd.  I,  8.  SSO  fiir- 

1)  B.  über  diete  Fhige  oben,  Bd.  I,  S.  71  Hr. 
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▼ieUeicht  eine  Yerordnimg  ausgereicht  hfttte,  weitaus  ib  der  'ELegel  dnrck 
förmliche  Gesetze  gegeben.  Da  nun  darftber  kein  Streit  ist,  mid  keintr 
sein  kann,  dass  ein  Gesetz  nor  wieder  durch  ein  Gesetz  ge&ndert  od& 
anthentisdi  interpretirt  werden  kann,  so  ist  schon  ans  diesem  G-mnde  eiso 
sachlich  ongebOhrlichen  Erlassang  von  Yerordnnngen  der  Weg  wexlest.' 

§36. 
4.  Gemeinbescheide. 

Nichts  ist  sicherer,  als  dass  die  Gerichte  nidit  dazu  bestimnit  sind, 
allgemeine  befehlende  Nonnen  zu  erlassen,  oder  aacfa  nur  bestehende  Nanom 
solcher  Art  mit  allgemein  terbindlicher  Sjraft  ansznlegen:  Vielmehr  haben 
sie  immer  nor  das  vorhandene  Recht  anzuwenden  auf  den  einzelnen  ihrer 
Entscheidung  unterstellten  Fall,  und  haben  ihre  Auslegungen  der  Gesetze, 
abgesehen  von  dem  Einflüsse,  welchen  sie  auf  den  einzelnen  Fall  geübt 
haben  mögen,  nur  eine  dogmatische  Bedeutung,  welche  Dritte  nicht  dardh 
äussere  Kraft  bindet  ^). 

Ebenso  steht  unbezweifelt  fest,  dass  untergeordnete  Gerichte  innerhalb 
des  gesetzlichen  Kreises  ihrer  Zuständigkeit  yolikommen  selbststindi^  sind. 
Sie  haben  die  Rechtsanschauungen  und  Auslegungen  höherer  Gerichte  nicht 
zu  beachten,  wenn  sie  dieselben  für  unrichtig  halten;  natOrlich  auf  die  Ge- 
fahr hin,  dass  bei  einer  zu  Tage  tretenden  AnsiditsTersdiiedenheit,  in  den 


1)  AIIordIngB  ist  In  Fnuikreioli,  «ad  swar  lowolil  im  den  KamuMni  all  in  dar  LttMatnr, 
•cboB  wiederholt  daa  VerUngen  gestallt  worden,  es  möge  dem  CaasattoDshofe  das  Rächt  der 
anthentisehen  Anslegaog  ron  Sechtigesetxen  Bagetheilt  werden,  (vgl.  IConsset,  Bddaetlon 
et  CodiScatlon,  8.  66  f^.)  bis  Itst  Ist  Jedoch  die  Oesetigehvng  nicht  daranf  elagegiiagett ;  vad 
mit  allem  Rechte.  Doreh  eine  solche  Ueberlassong  der  anthentUehes  Aoslegimg  könnte  aüinilig 
die  ganie  Qesetzgebang  Im  Umfknge  der  Rechtsordnung  der  verfasanngamissigen  Gewalten 
entsogen  nnd  aof  Jenen  Gerichtshof  «bertragen  werden,  was  sicherlich  keine  Verbessemng  wirs. 
Ueberdless  sind  die  beiden  (Tonlfarcad6)  snr  Vertheldlgnng  des  Verlangens  angeffthrten  Gründe 
gans  onhaltbar,  richtiger  gesagt  gans  nnTcrständUch.  Einmal  wird  behauptet,  der  Cassationsbof 
sei  kein  Gericht    Zweitens  aber  soU  die  gesetxgebende  Gawalt  nor  Im  Stande  setn  aese 
Normen  festsostellen,  nicht  aber  eine  bindende  Anslegnng  bereits  besteh  ender  Geaetsess 
geben.   Es  ist  wohl  gans  ttberflassig,  eine  Widerlegang  erst  noch  an  begründen.  ~  Dass  die 
gemeinen  Beseheide  des  Reichskammergerlchtei,  (ron  welchen  die  gaaae  Gattnng  tob  Komm 
ihren  Namen  hat,)  eine  allgemein  swingende  Kraft  besassen ,  ist  allerdings  richtig;  allein  «s 
lagen  hier  gans  eigenthömliche  Verhältnisse  Tor,  welche  eine  Ansdebnnng  eines  solchen  natsr- 
geordneten  Gesetsgebnngsrechtes  auf  andere  Gerichte  nnd  BtaatseInrIohtaBgen  keiaenwegs  recht- 
ÜBitigen.   ZunAchst  gab  die  K.-G.-O.  Ton  1555  dem  Kammergerichte  ansdrÜckUeh  das  Recht, 
„des  Process  halben  diese  Ordnung  ihrer  besten  Verat&ndniss  sn  dedarlren ,  an  beasem ,  auch 
weitere  nothwendige  Fürsorge  nnd  Ordnung  iürsiinehmen  nnd  an  machen.**   Sodann  war  bei 
der  schwerftlligen  Bewegung  des  Reichstages  eine  yon  der  eigentlichen  gesetsgebenden  Gewalt 
ausgehende  Verbessemng  der  bestehenden  Nonnen  nur  In  seltenen  AusnahmeffUen  au  erwartea. 
Endlich  sollten  die  vom  Gerichtebeschlossenen  Anordnungen  nur  gana  yoiUulIg  aeln,  da  ihaes 
bloss  bis  an  der,  JJIhrlich  ronunehmenden ,  Visitation  Geltung  augespcoohen  war.    SAmmtliehe 
deutsche  OberappellatioDsgeriehte ,  welche  In  itsiger  Zelt  Gemeinbescheide  erlassen,  a.  B.  Is 
Preussen,  Bayern,  Württemberg,  haben  daher  auch  keineswegs  das  Recht  des  Reiellskaanne^ 
geriehtes  In  Anspruch  genommen.    VgL  Pütt  er,  SrI&ntemngen  das  Preeesses  dar  baiden 
höchsten  Reichsgerichte.  G5tt,  1718;  Scbeitemantel,  Repertorium  des  d.  Staats-  nnd  L«h^ 
rechtes,  Bd.  I,  8.  482  tg, ;  Braokenhüf t,  Eriäntetmigaa  am  Lindaus  Lehrbnoh,  S.  41. 
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dazu  geeigneten  Ffillen,  ?on  einer  Partei  (oder  vom  Staatsanwälte)  Berafang 

% 

eingelegt  und  in  der  höheren  Instanz  [ein  anderes  ürtheil  erlangt  wird. 
Selbst  nach  einem  solchen  Vorgänge  ist  aber  das  üntergericht  keineswegs 
reditlidi  yerpflichtet,  seine  vom  höheren  Gerichte  missbilligte  Meinung  m 
andern  and  künftig  in  dem  Sinne  der  oberen  Instanz  Recht  zu  sprechen, 
8ondera|es  mag  in  einem  neuen  Falle  bei  seiner  froheren  Ansicht  beharren, 
bis  etwa  die  gesetzgebende  Gewalt  eine  authentische  Auslegiing  und  damit 
eine  befehlende,  allgemein  zu  befolgende  Norm  erlässt 

Durch  diesen  Mangel  an  gesetzgebender  Gewalt,  so  wie  durch  die  Un- 
abhängigkeit der  Untergerichte  und  die  Yereinzelung  jedes  ürtheiles  ist 
nun  aber  ein  höheres  Gericht,  und  somit  yor  Allem  das  hödiste  Geridit 
eines  Landes,  nicht  verhindert,  eine  von  ihm  ftlr  richtig  erachtete  Auslegung 
eines  Gesetzes,  ebenso  eine  Entscheidung  über  einen  Punct  des  YerÜBihrens, 
welcher  nicht  ausdrücklich  im  Gesetze  geordnet  ist,  als  eine  für  dasselbe 
selbst  feststehende  Regel  zu  erklaren  und  diesen  Beschluss  auch  öffentlich 
zu  verkünden,  d.  h.  einen  Gemeinbescheid  zu  erlassen.  Allerdings 
werden  durch  einen  solchen  Ausspruch  und  durch  das  in  Aussicht  gestellte 
Beharren  bei  demselben  die  Rechte  weder  der  Gerichte  nodi  der  Bürger 
geändert;  allein  eine  Mittheilung  in  weiterem  Kreise  ist  doch  theils  erlaubt 
theils  sogar  wünschenswerth,  damit  sowohl  die  unteren  Geridite  und  die 
Rechtsbeistftnde  als  die  Bürger  im  Allgemeinen  von  der  Sachlage  in  Eenntniss 
gesetzt  sind,  und  darnach  ermessen  können,  was  im  Falle  der  Erwaohsung 
eines  Reditsstreites  an  das  in  Frage  stehende  höhere  Gericht  bevorsteht. 

Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wann  die. Erlassung  eines  Gemein- 
bescheides  an  der  Stelle  ist,  bleibt  natürlich  ganz  dem  Ermessen  des  be- 
treffenden Gerichtes  überlassen.  Nur  ihm  steht  die  Beurtheilung  der  Zweck- 
mässigkeit einer  solchen  Fixirung  iseiner  Rechtsübung  zu.  Namentlich  kann 
die  Regierung  eine  Erklärung  dieser  Art  nicht  gegen  denWiUen  der  Gerichte 
erzwingen;  auch  verleiht  sie  etwa  densMben,  fedls  sie  ihnen  ausdrücklidi 
beitreten  sollte,  keine  grössere  rechtliche  Bedeutung,  als  sie  an  sich  haben. 
Dagegen  wird  ihr  auf  der  andern  Seite  ein  freiwilliger  Entscfaluss  von  Seiten 
eines  Gerichtes  im  Zweifel  nur  angenehm  sein ,  da  derselbe  zur  Feststellung 
und  Ausbildung  des  Rechtes  beiträgt.  Sie  wird  daher  auch  wohl  daran  thun, 
zu  einer  genügenden  Veröffentlichung  die  Hand  zu  bieten,  namentlich  den 
Gebrauch  des  Gesetzblattes  hierzu  zu  verstatten. 

Selbst  im  Falle  einer  solchen  feierlicheren  Verkündigung  ist  jedoch  ein 
Gemeinbescheid  weder  ein  Gesetz  noch  auch  nur  eine  Verordnung'),  und  es 
stehen  vielmehr  nachfolgende  Sätze  unzweifelhaft  fest: 


1)  Ei  ict  schwor  SU  begreifen,  wie  Schearleni  Xhfusang  tob  Oeietebllcbeni,  8.  ISS  tg^ 
die  reohtliche  Bedeatang  von  Gemeinbescheiden  so  verkennen  k«nn,  dMS  er  dieselben  in  elMi 
Art  von  nnteisreordneteB  OesetMii  Torwandelii  wiU,  uid  dieis  ttb«rdi«M  auf  «Ins  in  ooBstttottoaeUfr 
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1.  Jeder  Eingrüf  in  das  GreBetzgebungsredit  durch  einen  Gemeinbesc^eid 
ist  null  und  nichtig.  Ein  solcher  kann  weder  eine  neue  befehlende  Re^ts- 
norm  yerkttnden,  noch  auch  nur  eine  aathentische  Erkl&ning  eines  Gresetz^ 
enthalten. 

2.  Die  Regierung  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  einen  UebergridT  nidit 
zu  dulden.    Somit  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  sie,  üblUs  sie  die  Ueber- 
zeugung  von  einer  Ausschreitung  hegt,  jede  Mitwirkung,  namentlich   aoch 
die  Einräumung  des  Gesetzesblattes  zur  Yeröffentlidiung,   zu  verweigern 
hat,  sondern  es  liegt  auch  in  ihrer  Aufgabe,  durch  geeignete  Schritte  den 
richtigen  Zustand  des  Rechtes  festzuhalten,  beziehungsweise  wieder  berzn- 
stellen.    Hierzu  wird  denn  aber  eine  einfache  und  einseitige  Erklärung  aber 
ihre  Anschauung  in  der  Regel  weder  genflgen  noch  passend  sein;   theils 
weil  dadurch  doch  kein  Abgehen  des  Gerichtes  von  dem  einmal  aufgestellten 
Grundsatze  erwirkt  werden  würde,  theils  weil  ein  offener  Zwiespalt  zwischen 
den  verschiedenen  Staatsorganen  nur  beunruhigen  und  die  Achtung  vor  dem 
einen  oder  dem  anderen,  möglicherweise  vor  beiden,  beeinträchtigen  möchte. 
Vielmehr  wird  sie  die  Frage  selbst  zum  Gegenstande  eines  Gesetzesentwurfes 
machen,  dadurch  aber  eine  Entscheidung  in  ihrem  Sinne,  und  zwar  fta  immer 
und  mit  Nothwendigkeit  des  Gehorsams  fOr  die  (Berichte  herbeifohren. 

3.  Auch  die  Ständeversammlung  befindet  sich  in  ähnlicher  Lage.  Wenn 
sie  mit  dem  Inhalte  eines  Gemeinbescheides  nicht  einverstanden  ist  oder  in 
demselben  formell  eine  Beeinträchtigung  des  Gesetzgebungsrechtes  erblickt, 
so  kann  sie  unzweifelhaft  eine  Beschwerde  bei  der  Regierung  erheben  und 
diese  zur  Anwendung  ihrer  Initiative  aufinuntem.    Blosse  ünzufriedenheits- 


B«sleiiang  höchst  hedeoUIobe  Weftie.    Er  whllgt  aJbnlleh  TOr,  da»  aiae  aUgemelii«  Aitf> 
forderong  an  iMmmtliche  Gerichte,  AdTOkaten  and  seihst  sachyerttSndlge  Prfyate  an  eiUtfMB, 
der  stehenden  Oesetsgehongscommlsslon  yon  allen  wiehtlipen  Umständen ,  Zweifeln  nnd  Streit- 
fragen, welche  sich  in  der  Rechtsaosfibnnir  seilen  mögen,  Mittheilong  an  maehen,  worsaf  die 
CommlssiQn  für  die  ihr  bedentend  ^enog  erscheinenden,  namentlich  also  für  Streitfragen,  Dunkel- 
heiten nnd  LOcken  der  Gesette,  bleibende  Entscbeidangsnormen  an  entwerfen  haben.   DisN 
seien  sodann  dem  Geheimratbe  (Staatsrathe)  Torsnlegen,  und  wenn  sie  dessen  Billlgnng  erhsttss 
dem  beständigen  ständischen  Aosschnsse  an  ebenmässiger  Zostimmnng  mitsntheileD,  wonsf 
ihnen  allgemeine  Verbindlichkeit  sukäme.    Der  ständische  Aosschoss  mSge  einer  Seits,  nr 
Beseitigung  verfiisenngsmässlger  Einwendungen,  eine  ausdrflcUlche  BeAignlss  an  solcher  Ge- 
setsgebongsarbe'.t  von  der  vollen  Versammlung  erhalten,  anderer  Betts  die  Verpflichtung  haben, 
dem  nächsten  Landtage  Nachricht  yon  solchen  Feststellungen  su  geben,  worauf  dann  fitrmlidie 
Bestätigung  oder  aber  Verwerfung  und  Wiederanthebung  erfolgen  werde.  —  Sieht  man  aas 
auch  davon  ab,  dass  der  ganze  (allerdings  snnächst  anf  Wärttemberg  berechnete)  Mechaniimas 
in  den  meisten  Staaten  gar  nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden  könnte ,  weil  stehende  itftn- 
dlsohe  Ausschüsse  glttckllcherwelse  sehr  selten  bestehen;  md  will  man  aneh  da,  wo  er  etws 
anwendbar  wäre.  Aber  die  grosse  Bedenklichkeit,  einem  solohen  Aosschnsse  auch  nur  TorUsflge 
gesetzgebende  Gewalt  einzuräumen,  wegsehen :  so  bleibt  immer  noch  die  Ausstellung,  dais  eise 
solche  von  der  Gesetzgebnngsoommission  nnd  dem  Staatsrathe  ausgehende  befehlende  Kons 
kein  Gemeinbescheid,  sondern  eine  Verordnung  oder  eine  Art  von  Oeseta  Ist,  fomit 
eine  ganz  andere  Gattung  von  Bechtsqoellen.  Ob  und  in  wie  weit  eine  solche  ausserordeatUche 
Gesetzgebung  In  Rechtssachen  nöthig  und  wfinschenswbrth  Ist,  bildet  eine  (Im  vontebenden 
erörterte)  Frage  für  sich;  die  Oemeinbescheide  mflssen  den  Gerichten  ausschliesslich  verbleiben 
und  In  ihrer  besonderen  Eigenschaft  wirken  nnd  heurtheilt  werden.  — 
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erklSmngen  in  einer  Kammer  und  selbst,  wenn  diese  einen  solchen  falschen 
Weg  einschlagen  sollte,  förmliche  Beschlüsse  würden  freilich  allein  an  der 
^  Bedeutung  eines  Gemeinbescheides  nichts  ftndem,  da  die  Gerichte  ebenso 

unabhängig  von  der  Ständeversammlung  als  von  der  Regierungsgewalt  sind. 
"*  Auf  der  andern  Seite  aber  würde  eine  einseitige  Zustimmung  von  Seiten  der 

Stände  dem  allgemeinen  Grundsatze  des  Gerichtes  keine  höhere  Kraft  ver- 

-  leihen,  als  er  schon  an  sich  hat. 

^  4.  Das  Gericht  selbst  kann  yon  einem  beschlossenen  und  selbst  von  einem 

^  veröffentlichten  Gemeinbescheide  in  jedem  Augenblicke  wieder  abgehen,  in 

-  welcheid  es  sich  von  der  Unrichtigkeit  desselben  überzeugt  hat.  Es  hat  sogar 
hiezu  die  sittliche  Pflicht  ^).    Von  selbst  versteht  sich,  dass  in  solchem  Falle 

:  eine  Bekanntmachung  auch  der  neuen  Anschauung  geboten  ist. 

ä 

1)  Gegen  eine  lolche  spitere  Aendening  der  eigenen  AniBusong  wird ,  als  sn  einer  be- 

^  klagenswerthen    Sechtmnsicherhelt   ftthrend,    in    sUriLer    Spreche    Verwalining    eingelegt, 

£  (s.  Boasaet,  a.a.O.,  8.  78.).   Allein  der  fttr  die  Anfrechterlialhing  angefahrte  Orand,  nimlich 

die  wiederholte  and  gewiesenhafte  PrfiAing  und  vielseitige  Erörtening  der  streitigen  Frage,  ist 
t  offenbar  nicht  ausreichend.  Die  einsige  Aufgabe  der  Oerichte  ist,  die  Gesetse  in  dem  ihnen  als 

,  richtig  erkannten  Sinne  ansuwenden.  Wenn  sie  also  sieh  ttberseugt  haben,  dass  sie  sich  firtther 

in  einer  AufEassung  geirrt  haben,  so  ist  es  ihre  gans  unsweifelhafte  Pflicht,  von  nun  an  und  so 
l  bald  als  möglich  den  richtigen  Sinn  snr  Geltung  su  bringen.    Es  kann  kein  Recht  auf  ein  Un- 

recht und  auf  einen  Widersinn  geben.  Und  welche  SteUong  in  der  StVonflichen  Meinong  würde 
der  Gerichtshof  einnehmen,  der  bei  einer  von  ihm  selbst,  und  vielleicht  von  der  gansen  Wissen- 
schaft und  Praxis,  als  falsch  anerkannten  Anwendung  bleiben  mfisste,  bloss  weil  er  sieh  einmal 
geirrt  hätte,  welcher  also  bewusst  fort  und  fort  Unrecht  sulOgen  wflrde?  Die  Unwandelbarkeit 
des  Rechtes  Ist  freilich  eine  Wohlthat;  allein  sie  ist  nioht  die  einsige  und  nicht  die  höchste 
Forderung  an  eine  gute  Rechtsordnung.  Dflrfte  }sonst  nicht  einmal  eine  neue  Oesetigebung 
stattfinden,  wenn  auch  das  Bedflrfkiiss  noch  so  dringend  und  noch  so  allgemein  sagegeben  wftre! 
Wer  SU  viel  beweftst,  beweist  nichts. 


Begnadig^g.  —  Abolition.  —  Anmeitio.  —  Horatoxien. 


Es  ist  ein  im  Rechte  und  in  der  Politik  der  neneren  Gultnntaftten 
gleichmftssig  anerkannter  Grandsatz,   dass  der  Inhaber  der  Staatsgewalt 
keinen  einzelnen  Rechtsfiall  selbst  zu  entscheiden  oder  er  sich  aadi  nur 
in  die  gesetzliche  Vorbereitung  des  Urtheiles  irgendwie  einzomisdien  hat. 
Diess  aber  ist  keineswegs  zn  allen  Zeiten  and  in  allen  Arten  von  Staaten 
so  gewesen.    Abgesehen  auch  von  jenen  Zuständen,  in  welchen  das  Ober- 
haupt gar  keine  Beschränkung  seiner  Redite  kennt  und  wo  jede  Handlung 
desselben  auch  eine  gOltige  ist,  finden  wir  die  deutschen  Kaiser  als  oberste 
Biditer  im  Reiche,  die  römisdien  Imperatoren  als  Entscheider  tou  Redits- 
fragen,  Ludwig  den  Heiligen  unter  den  Bauern  im  Walde  von  Yinoennes 
Klagen  anhörend  und  schlichtend,  besteht  noch  heute   in  RussUnd  eine 
Berufung  an  den  Gzaren.    Auch  ist  die  Beschränkung  der  Staatsobeihäupter 
nicht  etwa  eingeführt  worden,  weil  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung 
nicht  zu  den  Aufgaben  der  Staatsgewalt  gehöre;  noch  auch  desshalb,  weil 
niemals  ein  Fehler  von  Seiten  der  ordnungsmässig  bestellten  Richter  besoigt 
wttrde;  —  im  Gegentheile  ist  ja  ersteres  gerade  die  Hauptaufgabe  des 
Staates,  und  hat  zu  ihr  das  Staatsoberhaupt  in  andern  Beziehungen  wesent- 
lidi  mitzuwirken,  und  gehören  Irrthflmer  und  Fehler  der  Riditer  gar  sehr . 
zu  den  Möglichkeiten :  —  sondern  es  ist  geschehen,  weil  es  im  Ganzen  ans 
Zweckmässigkeitsgründen  so  besser  ist.    Man  kann  nämlich  bei  dem  Staats- 
oberhaupte in  der  Regel  weder  die  Rechtskenntniss,  noch  die  Müsse  er- 
warten, welche   eine   selbstständige  PrOfnng  der  bflrgerlidien  und  Straf- 
rechtsMe  erfordern  würde,  namentlich  bei  einer  Entscheidung  in  oberster 
Instanz.    In  nicht  seltenen  Fällen  wäre  auch  zu  befürchten,  dass  es  an  der 
Unbefangenheit  fehlen  könnte,  so  besonders  in  Fragen,  welche  das  Interesse 
des  Staatsyermögens  beträfen,  oder  bei  Staatsanklagen.    Man  besorgt  end* 
lieh,  dass  sich  bei  den  im  Ganzen  die  Aufinerksamkeit  eines  Regenten 
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wenig  in  Ansprach  nehmenden  Bechtsfiragen  leicht  nnTerantwortliche  Rath- 
geber  hinter  das  Staatsoberhaupt  verstecken  And  eine  weit  weniger  sichere 
Rechtspflege  veranlassen  möditen,  als  wie  solche  von  den  Gerichten  im 
Wesentlichen  and  trotz  etwaiger  einzelner  Fehler  aasgeht.  Mit  Einem 
Worte :  man  verlangt  aas  politischen  Gründen  eine  aosnahmsweise  Besdiränkang 
eines  an  sich  bestehenden  Rechtes  and  einer  eigentlich  za  erfWenden  Pfiidit. 
Die  Zweckmässigkeit  aber  ist  so  allgemein  angenommen,  dass  selbst  in  den 
Verüassangsurkahden  &st  aosnahmslos  die  Selbstständigkeit  and  Unabhängig- 
keit der  Rechtspflege  als  eine  der  ersten  Forderangen  eines  geordneten 
Staatswesens  aufgestellt,  wohl  noch  ausdracklich  »Kabinetejustiz«  unbedingt 
untersagt  wird^- 

Im  Uebrigen  gelten  diese  Bestimmungen  zunächst  nur  von  der  regel- 
mässigen Rechtspflege  im  engeren  Sinne  des  Wortes,  also  von  der 
Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  unter  den  Unterthanen,  sei  es  nun 
bei  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  derselben  unter  sich,  sei  es  bei  Ver- 
gehen nnd  Yerbredien  derselben  gegen  die  allgemeinen  Strafgesetze. 
Keineswegs  mit  derselben  ünumwundenheit  und  in  gleicher  Allgemeinheit 
sind  aber  dieselben  anerkannt  in  Betreff  der  Yerwaltungsrechtspflege,  wo 
eine  solche  als  selbstständige  Einrichtung  besteht,  und  bei  der  Erkennung 
von  Strafen  wegen  Yergehungen  wider  die  Polizei-  und  Finanzgesetze. 
Wird  auch  in  diesen  beiden  Zweigen  der  öffentlichen  Thätigkeit  in  der 
Regel  und  factisch  jede  Einmischung  des  Staatsoberhauptes  unterlassen,  so 
ist  doch  weder  die  Unabhängigkeit  der  hier  handelnden  Behörden  grund- 
sätzlich ausgesprochen,  (im  Gegentheile  sogar,  wenigstens  in  einzelnen 
Staaten,  das  oberste  Entscheidungsrecht  des  Staatsoberhauptes  wenigstens 
theoretisch  an  die  Spitze  gestellt;)  nodi  fehlt  es  ganz  an  Beispielen  persön- 
licher Entscheidung.  Ob  dieser  Unterschied  an  sich  begrOndet  ist,  oder  ob 
nicht  vielmehr  ähnliche  Grttnde,  wie  diejenigen,   welche  das  Femehalten 


1)  Unter  den  deutschen  Verfuinngsnrkanden  haben  i.  B.  folgende  BeitSmmnngen  der 
firftgllchen  Art:  die  prenssliche,  Art.  7;  die  bAyerlsohe,  Tit.  IV,  |  8  nnd  Tlt  VIU, 
I  8;  die  k.  lächsliche,  |  47—50;  dai  hannoversche  Omndgesets,  1 84, 87, 48, 156,  das 
Landes- Verf.Oe«^  |  81,  88, 170,  das  Verf.Oes.  von  18«B,  1 5, 10, 105^  die  wflrttemberglsche 
V.U.,  f  88,  98,  98;  die  baden'sohe,  f  14,  15;  die  knrhesslsche,  |  118,  114,  188;  die  gh. 
hesslyohe,  |  81,  88;  die  braunsehwelglsche,  8  198, 198,  801;  die  altenbnrglsche, 
8  45—47;  die  oldenbarglsche,  Art  86;  die  oobnrg-gothalsohe,  |  21,  88,  81;  die 
melnlngisehe,  8  ^05.  —  In  auswärtigen  Omndgesetien  sehe  man  u.  a.  nachstehende: 
die  frans5slsehe  Verf.  Ton  1791,  Kap.  5,  |  1—4,  von  1795,  8  808—804,  von  1814,  8  57,58,61, 
6S;  die  nlederl&ndlsche  Verf.  von  1801,  8  77,  yon  1805,  |  68,  von  1806,  |  65,  66,  Ton  1815, 
Art  166, 167,  ron  1848,  Art  148, 150;  die  belgische  Verf.,  Art  98— 94, 100;  die  spanische 
Verf.  Ton  1818, 1 848— 845,  von  1884,  Art  63;  die  V.U.  der  Vereinigten  Staaten  yon  NJL, 
Art.  8,  Abschn.  1.  In  gleicher  Weise  ist  in  ikst  aHen  Vertessnngen  von  schweiser  Kan- 
tonen Trennung  der  Rechtspflege  ron  der  Verwaltung  und  Unabhingigkeit  der  ersteren 
ausgesprochen;  s.  Kaiser,  Schw.  Staatsrecht,  Bd. II,  8.818,  Note 48;  endlich  gilt  in  Eng- 
land swar  der  König  als  die  Quelle  der  Gerechtigkeit,  allein  das  Kecht  sn  richten  hat  er 
längst  und  unwiederbringlich  an  die  Gerichte  abgegeben,  s.  Stephen,  Conunentaries, 
Bd.  n,  8.  586. 
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der  Person  des  Ftirsten  bei  der  gewöhnlichen  Reditspflege  anratlieny  andi 
hier  geltend  zn  machen  wären,  ist  freilich  eine  andere  Frage.  I>eren 
UntersncHong  mag  jedoch  am  so  mehr  unterbleiben,  als  ihre  Beantrvrortong 
Yon  keiner  wesentlichen  Bedeutung  für  den  zunädist  zu  besprechenden 
Gegenstand,  nämlidi  für  die  Begnadigung,  ist.  Die  Yerwaltungsrechtepflege 
beschäftigt  sich  nur  mit  Fragen  bOrgerlich-rechtlicher  Art  und  bietet  somit 
gar  keine  Veranlassung  zu  Begnadigungen;  die  bei  Verwaltungsstrafen  aller- 
dings vorkommenden  BegnadigungsMe  aber  sind  nicht  nur  in  der  Regel 
sachlich  von  ganz  untergeordnetem  Belange,  sondern  sie  bieten  ancsli  gar 
keinen  Stoff  zu  eigenen  Grundsätzen  dar,  und  können  füglich  ganz  nacli 
der  Analogie  der  Begnadigungen  bei  gerichtlichen  Strafen  behandelt  iwerden. 
Nur  von  der  regelmässigen  durch  die  Gerichte  geflbten  Bechtspfl^e 
wird  demgemäss  im  Folgenden  die  Bede  sein. 

n. 

Ein  so  grosses  Gewicht  nun  aber  auch  auf  die  Unabhängigkeit    der 
Rechtspflege  gelegt  wird,  so  besteht  sie  doch  nicht  unbedingt  und  Iflckenlos. 
Von  der  Begel  pflegt  nämlich,  und  zwar  ebenfiills  ganz  allgemein  and  in 
denselben  Grundgesetzen,  wieder  eine  wichtige  Ausnahme  gemacht  zu  wer- 
den, indem  Überall  dem  Staatsoberhaupte  das  Begnadigungsrecht  ein- 
geräumt ist.    Dieses  Recht  enthält  aber,  je  nach  seiner  Anwendung:   einen 
von  dem  Regenten  ausgehenden  Aufschub   des   wirklichen  Eintrittes   der 
rechtskräftig  ausgesprochenen  auch  nicht  zurflckgenommenen  Strafe');    ein 
demselben  zustehendes  Verbot,  einen  bestimmten  Fall  Oberhaupt  zumGegen- 


1)  Zuweilen  wird  du  Becht  dea  Strafaafiehiibes  &!•  etn  toh  dem  Begnadlsimgs- 
rechte  yertchiedenes  und  eomlt  sellwtstlndlgee  Vorreoht  des  BtMttsoberhmnptes  anfgeflUirt; 
•0  ■.  B.  Ton  Stepiien,  Commentaries  on  tbe  Laws  of  England,  Bd.  IV,  8.  459  fg,  der  Ane- 
gäbe  Ton  1846 ;  mit  unrecht  Entweder  nimlich  iet  die  bei  dem  Vollsnge  einer  Strafe  ein- 
tretende Versdgemng  ein  nothwendiffer  nnd  untrennbarer  Thell  des  Becrni^lflrnnffS^orft^b'«B>> 
indem  einer  Seite  Zelt  snr  Erhebung  der  nothwendigen  Thatsachen  oder  Oatachten  erforder- 
lloh  iet,  anderer  Seite  eine  bereits  im  VolIsQge  begnrilFene  Strafe  entweder  gar  nicht  oder 
doch  nicht  Tollstfindlg  mehr  erlassen  werden  kann ;  dann  Ist  gar  nicht  besonders  daron  im 
reden.  Oder  aber  es  wird  der  Anftchub  als  eine  besondere  Massregel  yerfligt;  dann  hat 
tle  den  Zweck,  das  Eintreten  von  Ereignissen  abzuwarten,  welche  entweder  dem  VemrthellteB, 
dem  Staate  selbst  oder  Dritten  snm  Vortheile  sn  gerelehen  yersprechen ;  sie  enthüt  also 
einen  aus  Orflnden  der  Billigkeit  oder  des  ideellen  Rechtes  unternommenen  EingrilT  des 
Staatsoberhauptes  in  den  gesetsllchen  Gang  der  Rechtspflege,  d.  h.  eine  Begnadigung.  Dass 
möglicherweise  der  Vollsng  der  gansen  Strafe  noch  nachfolgt,  Indert  an  dem  BegriiTe  der 
Begnadigung  nichts.  Indem  dless  in  solchem  Falle  eben  in  dem  während  des  Anftchubes 
und  durch  denselben  erreichbaren  Vortheil  besteht  Am  wenigsten  kann  der  Umstand,  dass 
mdgllcherweise  ein  Strafauftchub  dem  Verurtheilten  nicht  erwünscht  ist,  derselbe  sogar 
tyrannischer  Welse  als  absichtliche  Qual  angeordnet  werden  mag ,  das  Wesen  der  Massregel 
andern ;  gans  dieselbe  subJectlTe  Wirkung  kann  auch  ein  ▼ölliger  oder  theilwelser  Kachlass 
der  Strafe  nnd  eine  Straf^erwandlung  haben,  und  doch  hören  diese  Anordnungen  desshalb 
nicht  auf,  Acten  der  Begnadigung  und  Folgen  des  Rechtes  der  Begnadigung  su  sein.  Sie 
sind  ein  Mlssbrauch  desselben,  und  es  mag  sich  fragen,  ob  Vorkehrungen  gegen  einen 
solchen  su  trelTen  sind;  allein  Anderes  nnd  Weiteres  folgt  auch  für  eine  bösartige  VeriVgnng 
eines  Anftchubes  nicht 
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Stande  richterlicher  Behandlung,  und  noch  mehr  also  eines  Urtheils,  zu 
machen;  das  Recht,  eine  vom  Richter  bereits  ausgesprochene  Strafe  zu 
verändern  in  ein  geringeres  Mass  oder  in  eine  geringere  Art  von  üebeln; 
endlich  die  Befugniss,  eine  nicht  nur  ausgesprochene,  sondecn  vielleicht 
selbst  theilweise  erstandene  Strafe  vollständig  aufzuheben,  selbst  die  recht- 
lichen Folgen  einer  Yerurtheilung,  welche  sich  nach' dem  Gesetze  an  die 
Thatsache  des  Ausspruches  knüpfen  sollen,  zu  beseitigen.  Während  also 
einer  Seits  dem  Staatsoberhaupte  versagt  wird,  das  Recht  durch  eigene 
unmittelbare  Thätigkeit  zur  Anwendung  zu  bringen,  wird  ihm  die  Macht 
gegeben,  ein  bereits  zur  Anwendung  gekommenes  Recht  durch  persönliches 
Einsdireiten  zu  zerstören  oder  wenigstens  zu  verhindern,  dass  ein  solches 
zur  Anwendung  komme.  Der  Regent  darf  nicht  selbst  ermessen,  welche 
Strafe  ein  noch  nicht  abgeurtheilter  Verbrecher  verdient;  aUein  er  darf 
seine  subjective  Meinung  über  die  Strafe  zur  Geltung  bringen,  wenn  die 
gesetzlich  verordneten  Organe  eine  Bemessung  mit  Anwendung  aller  gesetz- 
lichen Yorsichtsmassregeln  aufgefunden  haben.  Es  ist  ihm  strengstens  unter- 
sagt, auch  nur  einen  Wink  zu  geben,  wie  die  Wahrheit  in  einer  bestimmten 
Untersuchung  wohl  aufgefunden  werden  könnte;  allein  es  steht  bei  ihm, 
den  auf  dem  richtigen  Wege  befindlichen  Richter  plötzlich  zu  hemmen,  und 
zwar  eben,  weil  er  auf  dem  Wege  ist.  Er  darf  eine  Strafe  nicht  beschleu- 
nigen aus  Nutzensgründen,  wenn  sie  noch  nicht  rechtskräftig  ist;  aber  er 
kann  die  rechtskräftige  ins  Unbestimmte  verzögern.  Diess  Alles  aber  ge- 
schieht nicht  etwa  missbräuchlich,  sondern  es  wird  ausdrücklich  in  den 
Grundgesetzen  gutgeheissen,  ja  es  gilt  als  das  schönste  und  edelste  Recht 
der  Krone.  Kabineti^ustiz  ist  nahezu  die  grösste  rechtliche  und  politische 
Sünde,  deren  sich  ein  Fürst  schuldig  machen  kann;  Eabinetsbegnadigung 
und  -Abolition  aber  gilt  für  eine  Tugend  und  für  eine  die  menschlichen 
Eigenschaften  fast  überschreitende  Auszeichnung. 

Wenn  dieses  beim  ersten  Anblicke  wunderbar  erscheint,  so  kann  es 
wahrlich  nicht  getadelt  werden;  und  es  ist  nicht  zu  wundem,  wenn  es  an 
Widerspruch  gegen  dieses  Begnadigungsrecht  keineswegs  gefehlt  hat.  Es 
sind  sogar,  neben  Anderen,  keine  geringeren  Männer  als  Beccaria  und 
Kant,  Filangieri  und  Bentham,  welche  sich  dagegen  mit  dem  höchsten 
Eifer  erklären^).  Der  Erstere  findet  in  derselben  einen  unpassenden  und 
schädlichen  Tadel  des  Gesetzes  durch  das  Staatsoberhaupt;  der  Andere 
bezeichnet  eine  Begnadigung  als  einen  Act  höchster  Willkür  und  frecher 


1)  8.  Becearta,  I>ei  deUtti,  Kap.  80;  Kant,  Ifetaphyilsche  Anfkngsgrrfind«  der 
Bechtflehre,  Ausg.  1797,  8.  206;  Filangieri,  8ci]aia  della  legislaslone,  Bach  B,  Kap.  SS: 
Bentham,  Traitö  de  l^gielation,  brüMler  OetammtaoBgabe  der  Werke,  Bd.  I,  8.  iSft.  — 
Noeh  weitere  ähnlich  Oeeinnte  tind  anfgefllhrt  bei  Bnma,  De  Jnre  grattae,  8.  9  i^.  Aach 
itk  noch  beeonde»  sa  merken:  Pomplerre»P.  de,  Examen  da  droit  de  flüre  grace. 
Laoa.,  ISBS. 
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Terietnmg  des  Rechtes  des  Beleidigten  auf  OenngthnoDg;  in  wenig^en 
nabmsftllen  will  der  übereifrige  Neapolitaner  die  an  sich  yerwerflidie 
regel  entschuldigen;  and  Bentham  endlich  tritt  ihr  nadi  seiner  Weise  mit 
einem  Dilemnia  entgegen,  welchem  za  Folge  gnte  Gesetze  vollzogen,  scsUecfate 
aber  yerbessert  werden  sollen.  Es  stellt  sich  jedoch  die  Sache  anders, 
wenn  man  ihr  nnbefangen  nfiher  tritt  und  sie  vom  rechten  Standpunkte  aas 
betraditet,  was  denn  hier  eben  den  grossen  Denkern  nicht  geglflckt  ist. 

DL 

Der  allerdings  anf  den  ersten  Anblick  grell  ersdieinende  Widerspradi 
Iftsst  sich  nSmlich  lösen,  nnd  zwar  sogar  dnrdi  zweieriei  Beweisfthnmgen. 

Erstens  grundsätzlich  und  ledin^ich  anf  dem  Boden  der  Rechts- 
ordnung. 

Der  Richter  hat  unbezweifeltennassen  die  unbedingte  Obliegenheit,  das 
Gesetz  so  anzuwenden,  wie  dasselbe  nach  dem  richtig  ausgelegten  Willen 
des  Gesetzgebers  lantet;  und  er  darf  von  dem  Inhalte  desselben  auch  dann 
nicht  abweichen,  wenn  er  mit  demselben  subjecti?  nicht  einverstanden  ist. 
Er  hat  nicht  die  Beiugniss,  einen  andern  Rechtssatz  anzuwenden,  sei  es  dass 
er  die  einschlagende  Vorschrift  unbillig  findet,  sei  es  dass  er  sie  mit  den 
Forderungen  der  natürlichen  Gereditigkeit  nidit  zu  yereinigen  Twmag^). 
Nur  so  weit  das  Gesetz  selbst  durch  die  Aufstellung  eines  weiteren  Straf- 
rahmens ihn  ermächtigt,  den  subjectiven  Verschiedenheiten  der  einzelnen 
Fälle  Rechnung  zu  tragen,  hat  er  einen  freien  Spielraum,  allein  ein  noch 
weiter  gehendes  eigenes  Ermessen,  ein  yOlliges  Veriassen  des  Gesetzes 
findet  nicht  statt*).  Diese  starre  Strenge  ist  aber  aus  zwei  gleich  gewiditigen 


1)  Nicht  im  Widanprnelie  mit  dleier  Fordenmz  auf  nnbedln^e  Befolflrung  des  Oeietm 
▼on  Seiten  des  Blcliters  iet  der  oben,  Bd.  I,  anigeAlirte  Sats,  dui  ein  dem  Inhilte 
naoh  yerflMeancewidrlires  Oeiets  keine  GAltifkeit  hnbe,  lomit  Aucb  Yom  Richter  nicht  «a- 
f  ewendet  werden  dflrfe.  Ein  lolchei  Geiets  besteht  gm  nicht  in  Secht,  da  es  einem  hSherea 
positiren  Oesetse  widerspricht,  in  dessen  Ab&ndemng  es  nicht  beftai^  war.  Es  tit  sonit 
als  yar  nicht  vorlumden  in  betrachten. 

S)  Es  ist  Sache  der  Strafrechts-Politik,  sich  in  Beiiehnng  anf  Jede  einselne  Art  tob 
Verbrechen  in  entscheiden  Aber  die  Weite  des  dem  Richter  rar  Anwendong  insnthellenden 
atrafhüunens.   Allgemeine  Omnds&tie  sind  hier  nicht  anftnstellen ,  da  die  Orflnde  für  ein 
geringeres  oder  httheres  Straftnass,  nSmlich  der  grössere  oder  kleinere  durch  den  Verbrecher 
angerichtete  Schaden,  die  mehr  oder  weniger  starke  Versnchnng,  der  stärkere  oder  schwiehere 
Wille  snr  Begehung  der  rerbotenen  Handlung,  keineswegs  die  gleichen  sind  bei  allen  m5g- 
liehen  Arten  von  Rechtswidrigkeiten.  Im  Allgemeinen  ist  kaum  für  eine  grosse  Ansdelmnnf 
der  in  das  suliJeetlTe  richterliche  Ermessen  su  stellenden  Btrafirahmen  in  sprechen,  nod 
wenn  dieselbe  allerdings  ron  der  Wissenschaft  vielfkch  gefordert  worden  ist,  (siehe  i.  B. 
Mittermaier,  StArch.  f.  CR.,  1886,  8.646,  nnd  1S6S,  S.  178  fg. ;  Neuester  Zustand  desSU.'f 
S.  80  tg.*^  Plochmann,  Das  Begnadigungsrecht,  S.  50  fg.;)  so  hingt  diess  mit  der  gtgtn 
die  frühere  allsu  grosse  Hirte  der  €ksetigebnngen  eingetretenen  allgemeinen  Reaetioa  n- 
sammen,  weiche  denn  Ihrer  Seite  wieder  su  weit  ging  und  dem  Gefühle  eine  lu  groM  ie- 
reehtigung  elnriomte  gegenüber  nm  der,^fMUeh  oft  schmersllohen,  Nothwendigkitt  einer 
kiütigen  VertheMlgang  der  allgemeinen  ReoMsoviBung.   laidermigen  und  BeiiiailnB|C& 
■lild  nnerllsslich;  sdlefai  es  Ist  nicht  Saehe  des  BAolit«»,  sie  ansanapreoheB,  «nd  deühilb 
darf  ihm  auch  kein  Recht  data  In  der  Form  allsa  weiter  Strafrahmen  und  allgemstssr 
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GrOnden  unerlfisdicfa.  Einmal,  weil  die  Bürger  nach  dem  Ansspradbe  des 
Gesetzes  za  leben  verpfliditet  sind,  sie  somit  audi  eine  gleiche  Anwendung 
desselben  y<»i  Staate  auf  ihre  Person  und  Yerhftltnisse  fordern  können; 
and  wenn  dieses  etwa  auch  in  Strafsachen  nicht  immer  verlangt  werden 
sollte,  am  wenigsten  von  Seiten  des  zu  Bestrafenden,  so  tritt  es  um  so  mehr 
in  allen  bOrgerlichen  Bechtsfragen  ein,  wo  der  durch  den  Aassprach  des 
Gesetzes  Gewinnende  die  wirkliche  Zasdieidang  seines  ganzen  Rechtes  ver- 
langt. Zweitens  aber,  weil  eine  dem  Richter  gestattete  Abweichang  vom 
Gesetze  aas  angeblichen  Gründen  der  Billigkeit  oder  eines  ideellen  Rechtes 
jeder  Willkflr  Thflr  and  Thor  öffiien,  die  Einhaitang  der  Rechtsordnong 
vollkommen  preisgeben  wtkrde.  Eine  soldie,  nor  dem  eigenen  Urtheile 
des  einzelnen  Richters  folgende  Rechtspredmng  wflrde  nicht  nur  in  bfirger- 
lichen  Streitfiragen  jede  Sicherheit  der  Verhältnisse  stören,  sondern  aadi 
in  Strafsachen  folgerichtig  za  einer  beliebigen  Erhöhung  der  vom  (besetze 
verkflndeten  Strafen  fUiren.  Nach  Billigkeit  und  subjectiver  Anfihssung  zu 
handeln,  ist  Sache  des  Einzelnen,  und  gehört  in  das  Gebiet  der  Moral; 
der  Staat  aber  hat  das  Recht,  seine  feste  und  objective  Richtschnur  aufrecht 
zu  erhalten,  folglich  das  Gesetz,  wie  es  besteht,  durch  seine  Organe  zur 
Anwendung  zu  bringen  *). 

In  dieser  unerbittlichen  und  unvermeidlichen  Anwendung  des  Gesetzes 
liegt  nun  aber  die  Quelle  grosser  Unvollkommenheit.  Das  Gesetz  spricht 
nur  einen  allgemeinen  Satz  aus,  welcher  hervorgegangen  ist  aus  einem  be- 
stimmten Gedanken  des  Gesetzgebers;  dieser  aber  ist  wieder  veranlasst 
durch  eine  bestimmte  Voraussetzung  von  Thatsachen.  Nnn  kann  es  sich 
aber  gar  wohl  begeben,  dass  die  zur  Aburtheilung  vorliegende  wirkliche 
Thatsache  nicht  in  allen  ihren  Bestandtheilen  dieselbe  ist,  welche  der  Gesetz- 
geber bei  der  Fassung  seines  Gedankens  voraussetzte.    Es  ist  namentlich 


ICUdentngsgrttnde  eingeräumt  werden.  Nicht  bloss  eine  luurte  und  graoBame  StrafrechU- 
pflege  ist  ein. Fehler  und  ein  Unrecht,  sondern  auch  eine  schlaffe  nnd  schwankende,  and 
diess  noch  besonders,  weil  jene  am  Ende  nor  mehr  oder  weniger  Seholdige  trifft,  diese  aber 
die  grosse  Menge  der  rechtlichen  Bürger  in  Oefkhr  bringt  und  den  lotsten  Qnmdstein  des 
ganxen  Staatslebens  lockert 

1}  Es  gibt  allerdings  Einrichtungen  der  Beohtspflege,  nach  welchen  eigene  Gerichte  der 
Billigkeit  neben  denen  des  strengen  Rechtes  bestehen,  so  die  Gerichtsbarkeit  des  römischen 
Priltors  und  die  des  Kanzlecs  von  England.  Es  können  Jedoch  dieselben  nicht  als  ansser- 
gflltig  anerkannt  werden.  Sie  dienen  bekanntlich  dasu,  theils  in  solchen  FUlen  Recht  su 
sprechen,  in  welchen  das  geschriebene  Geseti  des  Staates  schweigt,  theils  Hülfe  su  gewähren, 
wo  allsu  enge  und  in  ihrer  Starrheit  unanwendbare  Formen  im  Gesetse  Torgeschrieben  sind. 
Es  ist  also  eine  Auskunft  un  eine  ungenügende,  veraltete  oder  sonst  unbrauchbare  Gesets- 
gebung  SU  umgehen  und  su  verbessern.  Es  soll  nun  nicht  bestritten  werden,  dass  ein  Aus- 
kunftsmittel  nothwendig  ist,  wenn  man  das  Gesetx  nicht  verbessern  will;  aQein  darin  liegt 
eben  der  Fehler,  dass  man  dieses  Letztere  nicht  thut.  Es  ist  nicht  zu  hart  geurthellt,  wenn 
man  es  für  einen  Verstoss  gegen  den  gesuliden  Menschenverstand  erklärt,  anoikannt  nn- 
bimnehbare  Gesetse  aufrecht  su  erhalten  und  eigene  Gerichte  damit  su  beauftragen,  daneben 
aber  andere  Ctorichte  einzuführen,  weiche  berechtigt  sind,  diese  Gesetse  nicht  zu  beachten. 
Ber  BUMtt  kann  and  soU  nur  Bin  Recht  haben,  und  also  auch  nur  Sin  Recht  sprechen 
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möglich,  dass  die  rechtswidrige  Abacht  in  der  Wirklidikeit  mcht  in  dem- 
selben Grade  vorhanden  ist,  als  sie  bei  der  Feststellung  des  Strafinasaes 
angenommen  wurde;  oder  es  mögen  leichtere,  aber  doch  immer  beachtbare 
Verschiedenheiten  der  Yeibfiltnisse  nicht  berttcksicfatigt,  sondern  dieselben 
sfimmtlich  unter  Einen  Begriff  2usammenge&sst  und  mit  denselben  Te<±t- 
liehen  Folgen  belegt  worden  sein.    Dann  passt  natfirlidi  der  vom  Gresetze 
ausgesprochene  allgemeine  Satz  nicht  vollständig  auf  den  ooncreten  Fall, 
während  doch  ein  anderer  allgemeiner  Satz  nicht  vorhanden  ist,  welciier 
dem  thatsftchlich  vorhandenen  Verhältnisse  genauer  entspräche.   So  ist  denn 
der  Richter  genOthigt,  einen  Ausspruch  des  Gesetzgebers  anzuwenden,  welchen 
dieser  selbst  ohne  allen  Zweifel  anders  gefasst  haben  wflrde,  wenn  er  anf 
die  Möglichkeit  auch  anderer  Voraussetzungen  aufinerksam  gewesen  wäre. 
Hierdurch  entsteht  aber  ein  Zwiespalt  zwischen  dem  formalen  Rechte  und 
der  Idee  der  Grerechtigkeit,  (gewöhiüich,  aber  unrichtig,  ausgedrückt,  Zwie- 
spalt zwischen  Billigkeit  und  Recht.)    Dem  Bürger  geschieht  zwar  kein  Un- 
recht, da  er  strenge  nach  dem  Gesetze  behandelt  wird;  allein  das  Gesetz  ist 
nicht  so,  wie  es  sein  sollte,  und  wie  es  auch  bei  schärferem  Nadidenken 
oder  grösserer  Voraussicht  des  Gesetzgebers  hätte  sein  können.    Offenbar 
kann  sich  nun  das  natürliche  Rechtsgefühl  mit  einer  solchen  Ordnung  der 
Dinge  nicht  zufrieden  geben.     Eine  &lsche  Behandlung  der  menschlichen 
Verhältnisse  wegen  eines  vom  Gesetzgeber  gemachten  Fehlers  erscheint  ihm 
unzulässig,  und  es  kann  nicht  einräumen,  dass  der  Bürger  fQr  das  Gesetz 
und  nicht  das  Gesetz  für  den  Bürger  sei. 

In  dieser  Noth  kann  denn  eine  Anrufung  der  Gesetzgebung  um  Ver- 
besserung der  anzuwendenden  Normen  theils  gar  nicht,  theils  wenigstens 
nicht  sogleich  und  für  die  bereits  zur  Entscheidung  gediehenen  Fälle  helfen. 
Eine  Verbesserung  der  bestehenden  Gesetze  würde  nämlich  höchstens  die 
bereits  fühlbar  gewordenen  Unvollkommenheiten  für  künftig  beseitigen ;  allein 
es  wäre  eine  vergebliche  Hoffiiung,  wenn  man  sich  schmeichelte,  damit  ftr 
immer  das  Bedürfhiss  befriedigt  zu  haben.  Allmälig  werden  sich  neue  In- 
congruenzen  der  Thatsachen  und  der  Gesetze  ergeben,  und  man  müsste  somit 
immer  aufs  Neue  an  der  Gesetzgebung  ändern  und  zusetzen,  was  weder  zu 
erwarten  und  durchzuführen  wäre,  noch  selbst,  wenn  es  geschähe,  der  Hand- 
barkeit  und  sicheren  Anwendung  des  Rechtes  zum  Nutzen  gereichte.  Jeden 
Falles  aber  wäre  mit  einer  erst  später  eintretenden  Gesetzesänderung  den 
itzt  bereits  unter  ^^^  bestehenden  Rechte  Leidenden  nicht  gedient  ^).  — 


1)  Diese  einüftcben  Enrügniigen  widerlegen  denn  namentlich  ancli  die  heftigen  AngrUfe 
Benthsm^i  anf  das  Begnadigungsrecht,  (s.  Principes  de  l^gislation,  brüssl.  Gesammtanig., 
Bd.  1, 8. 18Ö,)  welches  er  durch  eine  Verbesserung  der  Oesetse  überflüssig  machen  au  können 
glaubt  Mit  der  AltematiTe:  entweder  ist  die  Strafe  nöthlg,  dann  soll  sie  nicht  erlassen 
werden;  oder  sie  ist  nicht  nOthig,  dann  moss  man  sie  auch  nicht  aussprechen,  kommt  nisa 
nicht  durch.  Bine  Strafe  kann  im  conoreten  JFalle  nöthlg,  und  doch  sitttlich  unzulässig  sein 
femer  ein  Geseta  im  Gänsen  gut,  in  bestimmtem  Verhältnisse  aber  unxureichend. 
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£s  bleibt  daher  nichts  flbrig,  als  sich  an  die  Staatsgewalt  nm  Hfllfe  za 
wenden  und  Ton  ihr  zu  verlangen^  dass  sie  im  einzelnen  bereits  vorliegenden 
Falle  durch  Abftnderong  des  streng  gesetzlichen  Richterspraches  eine  Ans- 
gleidmng  zwischen  dem  positiven  Rechte  and*  den  Forderungen  der  Gerech- 
tigkeit eintreten  lasse.  Solches  ist  denn  unzweifelhaft  eine  Verletzung  der 
allgemeinen  Rechtsordnung;  allein  es  ist  eine  Verletzung  zu  Gunsten  der 
Sache  gegenüber  von  einer  schlechten  Form.  Das  Femehalten  des  Inhabers 
der  Staatsgewalt  von  der  Ffihrung  und  Entsdieidung  der  einzelnen  Rechts- 
sachen ist  zum  Grundsätze  erhoben  aus  zwar  fiberwiegenden  aber  immer 
doch  nur  aus  GrOnden  der  Zweckmässigkeit,  in  Folge  einer  aUgemeinen 
Voraussetzung;  wenn  denn  nun  aber  in  einem  bestimmten  einzelnen  Falle 
nachgewiesen  werden  kann,  dass  die  Regel  nicht  niur  nicht  zum  Guten  führt, 
sondern  im  Gegentheile  ihre  Einhaltung  eine  materielle  Ungerechtigkeit  zur 
Folge  hätte,  so  ist  es  nicht  nur  ebenfalls  zweckmässig,  eine  Ausnahme  zu 
machen,  sondern  es  wird  dieselbe  sogar  durch  eine  höhere  Pflicht  gebieterisch 
verlangt  *). 

Mit  Unrecht  würde  man  aber  diesen  Betrachtungen  entgegenzusetzen 
versudien,  dass  man  auf  solche  Weise  auch  die  Erhöhung  einer  vom 
Richter  auf  den  Grund  eines  im  concreten  Falle  unpassenden  Gesetzes  aus- 
jgesprochenen  Strafe  rechtfertigen  könnte,  was  denn,  da  eine  solche  Hand- 
lung des  Staatsoberhauptes  nach  allgemeiner  Meinung  völlig  unzulässig  sei, 
die  Unrichtigkeit  des  Ausgangssatzes  beweise.  Zwischen  Straferlass  und 
Stra£sdiärfung  gegen  den  Buchstaben  des  Gesetzes  findet  ein  wesentlicher 
Unterschied  statt,  welcher  einen  Schluss  von  dem  einen  auf  das  andere 
verbietet.  Allerdings  verstösst  ein  zu  niederer  Strafansatz  ebenÜEdls  gegen 
die  Idee  der  Gerechtigkeit;  allein  daraus  folgt  noch  nicht,  dass  nun  das 
Staatsoberhaupt  seinen  subjectiven  Wülen  anstatt  des  fehlerhaft  milden 
Gesetzes  geltend  machen  darf.  Ist  es  dodi  ein  unbestrittener  und  unbe- 
streitbarer Grundsatz,  dass  der  Bürger  keine  Strafe  erleiden  kann,  welche 
ihm  nicht  dem  Grundsatze  nach  und^in  ihrer  höchst  möglichen  Ausdehnung 
<  angedroht  war.     Gegen  diesen  Grundsatz  würde  nun  eine  Straferhöhung 


1)  Nicht  recht  yerttlndUch  Ist,  wm  Held,  Syitem  des  Verfiiss-Bechtes,  Bd.  I,  8.  tTO, 
darunter  rersteht  nnd  was  er  damit  besweckt,  weon  er  etne  Begnadigron^  als  ein  Geseti 
Ar  einen  bestimmten  Fall,  welches  aber  nicht  im  engeren  Sinne  des  constitnticnellen  Staats* 
rechtes  genommen  werden  dttrflB,  erklärt.  Einmal  firagt  sich,  ob  es  in  einem  consritntionellon 
Staat«  ttberbaapt  andere  Gesetse  gibt  nnd  geben  kann ,  als  wie  sie  Hberhanpt  nach  dessen 
GrandsStsen  entstehen  und  bestehen.  Zweitens  aber  erscheint  es  überhaupt  unrichtig,  eine 
einselne  Anordnung  des  Staatsoberhauptes  in  einem  concreten  Falle,  welche  die  Vollsiehnng 
beiiehungsweise  Nichtvollsiehung  eines  andern  etnselnen  Actes  der  Staatsgewalt,  nftmlleh 
eines  richterlichen  Urtheiles,  betrifft,  ein  Gesets  su  nennen.  Offenbar  mfisste,  wenn  dieser 
Bf  griff  anwendbar  WIre  in  der  Torliegenden  Anwendung ,  Jede  Regeotenhandlnng,  Jeder 
Befehl  ein  Gesets  genannt  werden.  Damit  wäre  aber  nichts  erreicht,  als  eine  Yerwirmng 
In  ftetstehenden  oonstitutioneUen  Anschauungen  nnd  in  einem  bestimmten  Spraohgebraaeho^ 
welcher  eine  grosse  practische  und  wissenschaftliche  Bedeutung  hat. 

T.  Ifohl,  Staatsrecht    Bd.  n.  41 
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möglidi,  dass  die  rechtswidrige  Absicht  in  der  Wirklidikeit  vicht  in  den- 
selben Orade  yorhanden  ist,  als  sie  bei  der  Feststellnng  des  Strafinassn 
angenommen  wurde;  oder  es  mögen  leiditere,  aber  doch  immer  beaditbaie 
Yersehiedenheiten  der  Verhältnisse  nicht  beradcsichtigt,  sondern   dieselben 
sflmmtlich  unter  Einen  Begriff  zusammengeüasst  und  mit  denselben  recht- 
lichen Folgen  belegt  worden  sein.    Dann  passt  natürlich  der  vom  Gesetze 
ausgesprochene  allgemeine  Satz  nicht  yollstftndig  auf  den  concreten  Fall, 
wahrend  doch  ein  anderer  allgemeiner  Satz  nicht  yorhanden  ist,    weldier 
dem  thats&chlich  yorhandenen  Yeriiältnisse  genauer  entspräche.    So  ist  denn 
der  Richter  genOthigt,  einen  Ausspruch  des  Gesetzgebers  anzuwenden,  welchen 
dieser  selbst  ohne  allen  Zweifel  anders  gefasst  haben  wflrde,  wenn    er  auf 
die  Möglichkeit  auch  anderer  Voraussetzungen  au&nerksam  gewesen  wäre. 
Hierdurch  entsteht  aber  ein  Zwiespalt  zwischen  dem  formalen  Rechte  nnd 
der  Idee  der  Gerechtigkeit,  (gewöhnlich,  aber  unrichtig,  ausgedrackt,  Zwie- 
spalt zwischen  BiUigkeit  und  Recht.)    Dem  Bfliger  geschieht  zwar  kein  Un- 
recht, da  er  strenge  nach  dem  Gesetze  behandelt  wird;  allein  das  Gesetz  ist 
nicht  so,  wie  es  sein  sollte,  und  wie  es  auch  bei  schärferem  Nachdenken 
oder  grösserer  Voraussicht  des  Gesetzgebers  hätte  sein  können.    Offenäar 
kann  sich  nun  das  natflrliche  Rechtsgefühl  mit  einer  soldien  Ordnung  der 
Dinge  nicht  zufrieden  geben.     Eine  üalsche  Behandlung  der  menschlichen 
Verhältnisse  wegen  eines  yom  Gesetzgeber  gemachten  Fehlers  erscheint  ihm 
unzulässig,  und  es  kann  nidit  einräumen,  dass  der  Bürger  f&r  das  Gesetz 
und  nicht  das  Gesetz  fDjr  den  Bürger  sei. 

In  dieser  Noth  kann  denn  eine  Anrufung  der  Gesetzgebung  um  Ver- 
besserung der  anzuwendenden  Normen  theils  gar  nicht,  theUs  wenigstens 
nicht  sogleich  und  für  die  bereits  zur  Entscheidung  gediehenen  Fälle  helfen. 
Eine  Verbesserung  der  bestehenden  Gesetze  würde  nämlich  höchstens  die 
bereits  fühlbar  gewordenen Unyollkommenheiten  für  künftig  beseitigen;  allein 
es  wäre  eine  yergebliche  Hoffnung,  wenn  man  sich  schmeichelte,  damit  !0r 
immer  das  Bedürfniss  befriedigt  zu  haben.  Allmälig  werden  sich  neue  In- 
congruenzen  der  Thatsachen  und  der  Gesetze  ergeben,  und  man  müsste  somit 
immer  aufs  Neue  an  der  Gesetzgebung  ändern  und  zusetzen,  was  weder  zu 
erwarten  und  durchzuführen  wäre,  noch  selbst,  wenn  es  geschähe,  der  Hand- 
barkeit  und  sicheren  Anwendung  des  Redites  zum  Nutzen  gereichte.  Jeden 
Falles  aber  wäre  mit  einer  erst  später  eintretenden  Gesetzesänderung  den 
itzt  bereits  unter  ^^^  bestehenden  Rechte  Leidenden  nidit  gedient^).  — 

1)  Diese  einfiftchen  Erwl^rtuven  widerlesen  denn  nJunentUcb  «ach  die  heftigen  AngrUfe 
Bentham'i  auf  das  Begnadigungtrecht,  (s.  Principe«  de  l^gialation,  brflnl.  OeauninUnig., 
Bd.  1, 8. 185,)  welchee  er  dorch  eine  Verbesaemng  der  Oeietse  fiberfläMig  machen  sn  können 
glaubt  Mit  der  AltemaÜTe:  entweder  iet  die  Strafe  nöthig,  dann  eoU  de  nicht  erlaaaen 
werden;  oder  sie  ist  nicht  nöthig,  dann  mnss  man  sie  auch  nicht  aussprechen,  kommt  man 
nicht  durch.  JBine  Strafe  kann  im  concreten  Palle  nöthig,  und  doch  sitttlich  unsnllssig  seis 
fomer  ein  Qeseta  im  Gauen  gut,  in  bestimmtem  Verliältnisse  aber  uniureichend. 
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Dennoch  wäre  hier  ein  begnadigender  Eingriff  der  Staatsgewalt  nicht  mög- 
lich ohne  überwiegende  Nachtheile.  Zwar  bestehen  diese  nicht  sowohl  darin, 
da4i8  bei  einer  Abänderung  eines  bürgerlich  rechtlichen  Urtheiles  dem  Einen 
nur  dadurch  geholfen  werden  kann,   dass  ihm  etwas  zugetheilt  wird,   was 
der  Andere  bereits  durch  einen   rechtsgültigen  Ausspruch  des  Gerichtes 
erhalten ^ hatte;   verlangt  dodi  eben  die  wahre  Gerechtigkeit,   dass  dieser 
Zuspruch  nicht  eher  erfolgen  soll.    Auch  mag  zugegeben  werden,  dass  das 
Eingreifen  der  Staatsgewalt  möglicherweise  nicht  in  der  Umänderung  eines 
hereits  gefilllten  Urtheiles,  sondern  in  der  Verhinderung  des  Ausspruches 
eines  solchen  bestehen  könnte,   hiergegen  aber  wenigstens  die  gebrauchte 
Beweisführung  keine  Anwendung  findet.    Allein  einer  Begnadigung  in  Civil« 
sachen  steht  unter  allen  Umständen  das  im  Wege,   dass  das  vom  Richter 
zur  Anwendung  gebrachte  Gesetz  nicht  etwa  bloss  in  dem  Falle  des  einzelnen 
Prozesses  die  Richtschnur  zwischen  den  hier  in  Streit  Gerathenen  sein  soll, 
sondern  dass  es  überhaupt,  als  allgemein  zu  befolgende  Rechtsregel  vom 
Staate  verkündet,  die  Verhältnisse  der  Bürger,  auch  wo  diese  in  keinerlei 
Streit  gekommen  sind,  in  einer  unberechenbaren  Anzahl  von  Fällen  geordnet 
hat  und  noch  ordnet.    Alle  diese  Fälle  würden  nun  durch  einen  einzigen 
Begnadigungsact  in  Ungewissheit,  und  gewiss  auch  sehr  viele  derselben  in 
Bewegung  gebracht.     Eine  grössere   oder,  geringere  Menge  von  Rechts- 
zuständen, welche  bisher  ganz  unbeanstandet  und,  weil  das  Gesetz  es  eben 
so  verlangt,  ruhig  bestanden  hatten,  wäre  mit  Einem  Male  erschüttert,  und 
der  Eine  ausserordentliche  Staatsausspruch  könnte  eine  grosse  Menge  von 
Prozessen  hervorrufen  und  links  und  rechts  gesichert  gewesene  Verhältnisse 
umstossen.    Die  dem  Einen  gewährte  Hülfe  könnte  somit  zum  allgemeinen 
Verderben  werden.    Dem  ist  nicht  so  bei  Strafsachen.    Nicht  nur  ist  auch 
nur  von  einer  scheinbaren  Benachtheiligung  eines  Dritten  durch  eine  Zurück- 
fohrnng  einer  ausgesprochenen  Strafe  auf  ein  iünerlich  gerechtes  Mass  keine 
Rede;  sondern  es  wird  dadurch  auch  dem  allgemeinen  Rechtszustande  keine 
Beeinträchtigung  zugefügt.    Wenn  auch  alle  Diejenigen,  welche  sich  durch 
die  gesetzlich  ausgesprochene  Strafdrohung  von  der  Begehung  einer  ver- 
bfiecfaerischen  Handlung  hatten  abhalten  lassen,  die  ihnen  im  Falle  einer 
UeberU'etung  bevorstehende  Strafe  höher  annahmen,  als  sie  nach  Ausweis 
der  jetzt  erfolgten  Begnadigung  in  der  That  wohl  ausgefallen  wäre,  so  ist 
ihnen  durch  diese  irrthümliche  Voraussetzung  in  keiner  Weise  ein  Schaden 
zugefügt  worden;  es  kann  ihnen  vielmehr  verständigerweise  nur  lieb  sein, 
dass  sie,  gleichgültig  jetzt  aus  welchem  Grunde,  eine  verbotene  Handlung 
nicht  begangen  und  die  unter  allen  Umständen  nachtheiligen  Folgen  der- 
selben nicht  auf  sich  geladen  haben.    Dass  aber  auch  der  Staat  selbst  keinen 
Schaden  erlitten  hat  durch  eine  solche  Unterlassung,  versteht  sich  ohnedem 
von  selbst.     Auch  muss  dabei  noch  ins  Auge   gefasst  werden,   dass   die 
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Begnadigungen  in  Stra&acben  nicht  sowohl  desshalb  stattsnfiiiden  pfl^  i 
weil  das  Gesetz  ein  anter  allen  Umstftnden  za  hartes  ist,  sondern  ^ek.^.  i 
ans  dem  Grande,  weil  in  dem  einzelnen  Falle  den  allgemeinen  g^esetzlid  i 
GrOnden  der  sabjectiven  Zorechnong  and  Strafbarkeit  anderweitige  besond^*! 
Verhflltnisse  gegenüberstehen ,  auf  welche  zwar  der  Richter  keine  fiücksu^ 
nehmen  kann,  weil  sie  der  Gesetzgeber  anber&cksiGhtigt  gelassen  hat,  c 
aber  doch  filr  einjB  mildere  sittliche  Beartheilang  der  Schald  schwer  ins  Ge- 
wicht üsUen.  Da  nan  diese  persönlichen  Verhältnisse  niemals  voükonusr: 
dieselben  in  mehreren  FAllen  sind,  so  können  Oberhaupt  Andere  aas  einer 
B^nadigong  in  Strafsachen  gar  keinen  unmittelbaren  Schluss  aaf  sich  selb^:  | 
nnd  auf  das,  was  sie  zu  erwarten  hfttten,  machen.  Diess  gilt  denn  nament- 
lich auch  von  den  bereits  Bestraften,  auf  welche  in  Abwesenheit  *yon  Müde- 
mngsgrOnden  die  YoUe  Strenge  des  Gesetzes  Anwendung  gefunden  hat. 

Zweitens  Ifisst  sich  ein  Begnadigungsrecht  des  Staatsobeihaoptes  aus 
Zweckmässigkeitsgründen  vertheidigen.  —  Wie  hoch  man  immer  die 
Rechtsordnung  und  ihre  Festhaltung  stellen  mag,  so  ist  dieselbe  dodi  immer 
kein  Zweck  sondern  nur  ein  Mittel  zur  Erreichung  der  menschlichen  Lebens- 
zwecke.    Es  findet  daher  audi  bei  Beurtheilung  ihrer  Einrichtungen  und 
Leistungen  nicht  bloss  die  Idee  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  die  Erwfigong 
der  Ntttzlichkeit  eine  erlaubte  Anwendung.    Mit  andern  Worten,  wenn  ein 
Theil  der  Beditsordnung  zwar  vielleicht  vom  Standpunkte  der  aufgestellten 
Grunds&tze  und  in  Beziehung  auf  ihre  logische  Folgerichtigkeit  keinerlei 
Angriffen  biossgestellt  ist,  sie  sich  aber  in  ihren  Wirkungen  au&llend  scfaftd- 
lieh  erweist,  so  darf  sie  so  weit  abgeändert  werden,  als  die  Beseitigung 
dieser  Nachtheile  erfordert.    Und  ebenso  kann  ein  Satz  des  positiven  Eedites 
unbeachtet  bleiben,  wenn  durch  Unterlassung  seiner  Geltendmachung  ein 
grosser  positiver  Vortheil  zu  erreichen  steht,  das  heisst  zahlreiche  oder 
wichtige  Lebenszwecke  gefördert  werden.    Von  selbst  versteht  sich  freilich 
dabei,  dass  der  unberechenbare  Nutzen,  welchen  eine  Sicherheit  der  Bedits- 
ordnung gewährt,  hierbei  in  seiner  ganzen  Bedeutung  in  Berechnung  ge- 
nommen werden  muss.     Nicht  nur  dorfen  also  die  Ausnahmen  von  der 
Regel  nidit  in  so  grosser  SSahl  vorkommen,  dass  darunter  das  allgemeine 
Bewusstsein  des  Rechtes  und  die  Zuversicht  auf  seine  Handhabung  Noth 
leiden  mflsste;  sondern  es  muss  auch  bei  jedem  einzelnen  AusnahmeMe 
wohl  ftberlegt  werden,  ob  der  durdi  die  NiditvoUziehung  zu  gewinnende 
Nutzen  mit  der  spedfischen  Bedeutung  der  Unantastbarkeit  des  fraglichen 
Satzes  in  richtigem  Verhältnisse  steht.    Es  soll  also  in  keiner  Weise  einem 
leichtsinnigen  und  willkflrlichen  Gebahren  mit  der  Beditsordnung  das  Wort 
gesprochen,  sondern  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  der  so  oft  geborte 
Spruch:  fiat  justitia,  pereat  mundus,  in  der  Allgemeinheit  des  WorUantes 
aufgefasst,  nicht  nur  nicht  wahr  ist,  sondern  gar  keinen  Sinn  hat 
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Es  Iftsst  sich  nun  aber  anschwer  eine  Reihe  von  Verhftltnissen  nnd 
einzelnen  Fallen  anizählen,  in  welchen  eine  starre  Festhaltang  der  Bechts- 
ordnong  überwiegende  Nachtheüe  in  Aassicht  stellt. 

a)  Nicht  ganz  selten  begibt  es  sich,    dass   die  Beweggründe  zor 

ßegehang  einer  mit  Strafe  bedrohten  Handlang  in  einem  sittlichen  Oe- 

fohle  warzelten,  also  weder  freyelhafte  Last  an  der  Bechtsstörong,  noch 

ein  Vorwiegen  yerwerflicher  Selbstsadit  den  Brach  des  Bechtsgesetzes  yer- 

anlasste,  sondern  im  Gegentheile  ein  überwältigendes  (allerdings  yielleicfat 

unrichtiges)  Pflichtgefühl.    Es  kann  also  anstatt  einfacher  yerbrecherischer 

Gesinnang  eine  GolHsion  yon  Pflichten  oder  mindestens  ein  Mssyerständniss 

von  Pflicht  yorliegen.    In  einem  solchen  FaUe   erweckt  der  YoUzag  der 

vollen  Strafe,  yielleicht  einer  Strafe  überhaapt,  bei  allen  yon  dem  Sadiyerhalte 

Unterrichteten  statt  Befriedigang   des  Beditsgefühles  Mitleiden  mit  dem 

Gestraften,  yielleicht  selbst  Hass  gegen  den  Staat  ^). 

b)  Eine  nnbeagsame  Weiteryollstreckung  yon  Strafen,  welche  wegen 
Braches  der  staatlichen  Ordnang  erkannt  warden,  kann  möglicherweise  eine 
Aassöhnang  anter  Parteien,  eine  Wiederannäherang  der  Besiegten 
anter  die  Begierang  yerhindem.  Nicht  etwa,  dass  die  formale  Gerechtigkeit 
der  Urtheile  in  Zweifel  gestellt  würde;  allein  weil  die  Fortdaaer  der  Straf- 
übel eine  nachhaltige  Erbitterang  yon  Seiten  der  Begierang  and  ein  Miss- 
traaen  derselben  gegen  die  angeblich  wieder  gebesserte  Stimmang  za  yer- 
rathen  scheint.  Wenn  nan  etwa  aach,  sei  es  in  Folge  gewonnener  Einsic&t 
in  das  arsprttngliche  Unrecht,  sei  es  aas  Ueberzeagang  yon  der  Hoffiiangs- 
losigkeit  der  yersachten  Aoflehnnng,  an  sich  eine  Neigang  zar  Unterwerfong 
anter  die  gesetzliche  Gewalt  yorhanden  würe,  so  würde  diese  immer  wieder 
geschwächt  darch  fortwährende  Theilnahme  an  dem  Schicksale  der  lei- 
denden Genossen  and  darch  die  immer  nea  aafgezwangene  Erinnerang  an 
die  firühere  Gesinnang  and  Handlangsweise '). 


1)  Eine  solche  PflichtencolUfllon  kaon  nicht  nnr  hei  einseinen,  sondern  seihst  hei  sabl- 
reichen  Betheiligten  eintreten.  Ersteres  ist  der  Fall,  wenn  s.  B.  ans  Verwandtenliebe,  ans 
Mitleid,  ans  BhrgeHlhl  ein  Strafgesets  ilhertreten  wird  mit  vollem  Bewnsstsein  des  Verhotes 
nnd  sebier  Folgen.  Bei  Vielen  ragleich  aher  kommt  eine  Nichtbeachtung^  des  Oeseties  wohl 
vor  hei  politischen  Bewegungen,  hei  Untemehmongen  gegen  eine  auswärtige  Macht,  in 
religiösen  Angelegenheiten.  Mit  einer  Anerkennung  eines  solchen  Zwiespaltes  des  Pflicht- 
gefühles ist  natürlich  die  schlaffe  und  verkehrte  Betrachtung  aller  politischen  Vergehen 
als  blosser  Thatsachen  oder  gar  Berechtigungen  nicht  su  verwechseln.  Nichts  ist  leichter 
möglich,  als  dass  hei  einem  Staatsverbrechen  einfisch  und  ungenüscht  verbrecherische  Ge- 
sinnungen vorliegen.  Auch  die  Abwesenheit  einer  persönlichen  Eigensueht  hei  einer  Hand- 
lung dieser  Art  ist  noch  keineswegs  ein  Beweis  von  einer  wirklichen  PflichtencoIUsion  oder 
auch  nur  von  der  fUschlichen  Annahme  einer  solchen.  Es  soll  also  keiner  grundsätslichen 
Niohtbestraftang  aller  politisohen  Vergehen  das  Wort  geredet  werden,  sondern  nur  einer 
Begnadigung  da,  wo  die  Handlung  sittlich  wirkUch  entsohuldighar  ist,  wo  nicht  mehr. 

2)  JUe  hier  geltend  gemachten  Erwägungen ,  etwa  verbunden  mit  den  unter  a)  aage- 
flUirtcn,  sind  es  gewöhnlich,  welche  cur  Erlassung  von  Amnestieen  bewegen.  Es  ist 
•omit  eine  gans  fklsche  Barstellung,  wenn  Vollgraff,  Vermischte  Abhandlungen,  Bd.  ü, 
B.sifg.,  diese  letitereArt  der  Begnadigung  immer  als  einen  Beweis  von  trauriger  Bohwäehe 
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c)  Wenn  ancfa  selten  so  doch  zuweilen  msg  der  Fall  sein,    daas  die 
Untersnchang  und  öffentlidie   Verhandlung   einer  Strafsadie  ein    für   die 
öffentlichen  Sitten  oder  für  die  Ehre  zahlreicher  Familien  hOdist 
schfidliches  allgemeines  Aufsehen  erregen  wflrde,  ohne  dass  die  Vollziehiuig 
der  Gesetze  einen  entsprechenden  grossen  Nutzen  herbeifEkhren  könnte;    so 
z.  B.  ein  Verfahren  wegen  Kuppelei,  oder  wegen  Kindesabtreibun^.     Ohne 
Zweifel  ist,  wenn  ein  solches  Verbrechen  gewerbmfissig  betrieben    wurde, 
und  es  somit  zahlreiche  F&lle  umiasst,   der  dadurch  kundgegebene  Stand 
der  Sittlichkeit  ein  sehr  beklagenswerther,  und  es  mögen  die  anmittelhar 
in  die  Sache  Verwickelten  eine  Schonung  keineswegs  yerdienen;  allein  einer 
Seits  wird  die  durch  ein  gerichtliches  Verfahren  unyermeidlich  vennlasste 
allgemeine  Bekanntmachung  und  Besprechung  einer  tiefen  Unsittlichkeit  den 
allgemeinen  Zustand  der  Moralitfit  nicht  nur  nidit  verbessern,  sondern   im 
Gcgentheile  noch  weiter  verderben,  Viele  mit  Dingen  vertraut  machen^  von 
welchen  sie  bisher  keine  Ahnung  gehabt  hatten,  anderer  Seits  werden  noth- 
wendigerweise  bei  solchen  Vergehen  nicht  bloss  die  Fehlenden  selbst,   son- 
dern fast  in  demselben  Grade  zahlreiche  Verwandte  und  Freunde,   weiche 
vollkommen  unschuldig  sein  können,  mit  Schmach  bedeckt.    £s  kann  mn 
amtliches  Vorgehen  in  einer  solchen  Sache  auf  Generationen  hinaus  Nach- 
theile bereiten.    Im  Vergleidie  mit  solchen  weit  verbreiteten  Uebeln  Isonunt 
die  Genugthuung,  gegen  einen  oder  einige  Hauptschuldige  die  wohlverdiente 
Strafe  erkannt  zu  sehen,  nidit  in  Betracht,  und  es  kann  eine  ünterdrflcknng 
des  ganzen  Skandalös  von  vom  herein,  falls  eine  soldie  möglich  ist,   viel- 
leicht eine  Massregel  nicht  nur  der  Billigkeit  gegen  die  unschuldig  AGt- 
leidenden,  sondern  selbst  allgemeiner  Zweckmftssigkeit  sein. 

,  d)  Bei  Friedenschlfissen  wird  sehr  h&ufig  die  Bestimmung  verab- 
redet^ dass  gegenseitig  solchen  Unterthanen,  welche  durch  Verbindungen  mit 
dem  Feinde  straffällig  geworden  seien,  vollkommene  Amnestie  zu  bewilligen 
sei.  Landesverrath  verdient  sicherlich  an  und  fbr  sich  keine  Gnade;  allein 
wenn  die  Bewilligung  einer  Straflosigkeit  die  Absdiliessung  eines  segenvollen 
Friedens  beschleunigt  und  erleiditert,  so  wftre  doch  wohl  eine  unerbittlicbtf 
Durdiführung  der  Strafgesetze  sehr  theuer  erkauft,  und  es  wird  besser  der 
öffentlichen  Verachtung  als  dem  Richteramte  die  Zuerkennung  der  verdienten 
Uebel  überlassen.     Demgemäss  muss  denn  aber  audi  der  Regierung  das 


und  Falirbeit  derRe^lenuiffeii  darttollt,  jeden  FaU«t  tu  Umea  nur  ein  KothndtMl  In  r^oMce 
Nttthen  erblicken  wül.  Dms  tolohe  elende  Beweggrflnde  bei  AmnestleeB,  wie  ttberbetp' 
bei  Jeder  Art  Ton  Begnadlgunff,  aach  wobl  Torkommen,  soU  nicht  irclSogiret  werden;  «od 
dMs  in  solchem  Falle  die  M Marefpel  den  echarftten  Tiuiel  rerdlent,  Teretebt  ileb  Ton  lelbet: 
allein  nichts  Ist  nnrichtifer  als  aninnebmen,  dass  dem  immer  so  sei.  Blne  Amnestie  ksas 
im  Oegeothelle  gar  wohl  ein  Zeichen  Tollkommenor  Slegessicberbelt  sein.  Sben,  weil  du 
den  Feind  «ar  nicht  mehr  in  fOrobten  bra«eht,  bietet  man  ihm  StraAosickelt  an  unter  dir 
Bedlmcnnff  ▼ollstlndi^er  UnterwUrSgkeit.  War  es  etwa  Schwache  nnd  Pareht,  welche  den 
Ersten  Consnl  yeranlasste,  den  Bssifrlrtea  Amnestie  anfedelhea  sn  laasent 
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Becbt  zustehen,  erforderlichen  Falles  eine  soldie  aUgemeine  Begnadigung 
zu  bewilligen. 

e)  Es  ist  eine  ganze  Reihe  von  FUlen  denkbar,  in  welchen  die  als- 
baldige YoUziehnng  einer  Strafe   entweder  dem  Staate  nnd  allge- 
meinen Interesse   bedeutenden   positiven   Schaden   verursadien   oder   sie 
wenigstens  nm  die  Erreichang  eines  Gewinnes  bringen  wflrde,  oder  aber 
fOr  den  zn  Bestrafenden  eine  besondere  Hftrte  enthalten  wttrde,  deren 
ZnfOgung  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  Uge  und  vielleiidit  in 
keinem  Verhältnisse  zn  der  zn  stthnenden  Schuld  stünde.    So  z.  B.  wenn 
zu  besorgen  stünde,  dass  eine  im  Augenblicke  sehr  angeregte  Stimn^ung 
der  BeyOlkerung  durch  die  Kunde  von  der  Strafvollziehung  oder  gar  durch 
deren  Anblick  bis  zu  einem  gewaltsamen  Ausbruche  gesteigert  würde,  sei 
es  gegen  die  öffentlichen  Behörden,  sei  es  gegen  den  Yerurtheilten  selbst. 
Oder  wenn  erwartet  werden  müsste,  dass  die  Yerhftltnisse  zu  einem  fremden 
Staate  durch  eine  eben  itzt,  wenn  auch  an  sich  mit  allem  Bechte,  voll- 
zogene Strafe  gegen  eine  Person,    deren   er  sich  mit  besonderem  Eifer 
annimmt,  empfindlich  gestört  werden  könnten.    Femer,  wenn  Grund  wäre 
anzunehmen,  dass  der  Yerurtheilte  bei  längerem  Yerharren  in  seinem  itzigen 
Zustande  geneigt  sein  könnte,  widitige  Entdeckungen  zu  machen,  sei  es 
nun  über  noch  unentdeckte  Mitschuldige,  sei  es  über  ihm  bekannte  An- 
schläge zu  künftigen  Rechtsverletzungen  und  Gefahren,    von  diesen  Aüt- 
theilungen  aber  abgehalten  werden  würde  durch  den  Yollzug  der  Strafe. 
Sodann,  wenn  die  Gestattung  einer  Frist  den  Yerurtheilten  in  den  Stand 
setzen  würde,  ein  fOr  ihn  selbst  und  vieUeicht  für  Dritte  ganz  Unschuldige 
UDgewöhnlicfa  wichtiges  Geschäft  zn  Stande  zu  bringen,   eine  bedeutende 
allgemein  nützliche  Arbeit  zu  vollenden.     Und  dergleidben  mehr.    Hier 
wäre  offenbar  die  starre  Einhaltung  der  von  dem  Gesetze  bestimmten  Yoll- 
ziehungsfirist  unverständig  und  vielleidit  barbarisch;  da  aber  den  unterge- 
ordneten Behörden  eine  Abweichung  nicht  zustünde,  so  könnte  nur  durdi 
eine  Begnadigungsmassregel  des  Staatsoberhauptes  geholfen  werden.  —  In 
der  Regel  werden  sich  allerdings  solche  Fälle  hauptaädüidi  bei  der  YoU-^ 
Ziehung  von  Todesstrafen  begeben;   dodi  ist  dem  keineswegs  ausschliesslich 
so.    Auch  bei  anderen  Strafen  kann  Aufregung,  Unterbrediung  und  Yer- 
hinderung  wichtiger  Absichten,  Yerstodning  eintreten;   die  Beschränkung 
des  Aufschubsrechtes  auf  Hinriditungen  wäre  somit  zu  eag».    Inwieferae 
durch  eine  Hinausschiebung  des  Tollzuges  die  spätere  wirkliche  Anordnung 
desselben  erschwert,  vielleidit  zu  einer  moralisdien  Unmöglichkeit  werden 
könnte,  ist  aUerdings  eine  weitere  Frage,  wddie  'theSs  vor  der  Gewährung 
wohl  zu  überlegen,  theils  in  menschlidi  billiger  Weise  ^  lößev  wäre.    P«a 
Staatsoberhaupt  darf  natürlidi  nicht  etwa  einen  Crewinn  nadien  mn  den 
Preis  eines  gerechten  allgemeinen  Tadels,  und  es  ist  verkehrt.,  diß  ,Möj[- 
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lichkeit  einer  Billigkeit  zu  erkaufen  dnrcb  die  Gfewissheit  einer 
Tielleicht  weit  grösseren  Hfirte. 

f)  Wenn  keine  Möglichkeit  einer  Begnadigung  wftre,  so   stunde  zu  W 
fbrchten,   dasft  die  Richter  durch  Mitleiden  oder  durch  Beracksidbtiigui^  j 
des  ideellen  Rechtes  sich  bewegen  lassen  könnten,  von  dem    Sn^distabefi 
des  positiven  Rechtes  abzuweidien,  um  entweder  eine  gelindere    als   die 
gesetzliche  Strafe  zuzuerkennen  oder  gar,  &lls  solches  ohne  alLzn   olFenbare 
'Verletzung  der  Normen  nicht  geschehen  könnte,  ganz  frei  zu  sprechen«   19'ainent- 
lieh  bei  Gesdiworenen  wftre  dieses  mit  Bestimmtheit  und  vielleicht  in  sehr 
ausgedehntem  Grade  zu  erwarten.    Es  bedarf  nun  aber  keiner  Ajas&ibrungf 
welche  Verwirrung   diess   in    der  Strafrechtspflege   yeranlassen ,      weidien 
schfidlichen  Einfluss  auf  das  ganze  sittlidie  und  rechtliche  Bewasstoein  des 
ganzen  Volkes  es  haben,  in  welche  bische  Stellung  es  die  Staatsgewalt  im 
Ganzen  und  die  Staatsanwaltschaft  ins  Besondere  bringen  vrttide    bei   der 
Verfolgung  strafwürdiger  Handlungen.   Eine  strenge  und  sichere  Handhabung 
der  Gesetze  durch  die  Crerichte  muss  durchaus  die  Regel  und  das   bei  Be- 
gehung eines  Verbrechens  mit  überwiegender  Wahrscheinlichkeit  zu  Erwartende 
sein;  treten  ^derungsgrflnde  ein,  so  hat  deren  Würdigung  an   höherer 
Stelle  zu  geschehen  und  ist  das  Verdienst  einer  Gewfthrung  von  dieser  m 
erwerben. 

g)  Sowohl  einzelne  Verbrechen  als  audi  ganze  Gompleze  von  gesetz- 
widrigen Handlungen  können  so  verzweigt  oder  so  verwickelt  und  geheim- 
gehalten sein,    dass  eine  ausreichende  Untersuchung  und  Beweisführung 
nicht  nur  sehr  weit  aussehend,   sondern  auch  sehr  zweifelhaft  ist,  und  nur 
durch  Mithülfe  Eingeweihter  das  Ziel  sicher  erreicht  werden  kann.   So  z.  B. 
bei  R&uberbanden,  weit  verbreiteten  Diebs-  und  Diebshehlergenossenschaften, 
Schmuggelverabredungen.    Hier  kann  durch  Angebot  von  Straflosigkeit  ein 
Mitschuldiger  zu  Angaben  veranlasst,  damit  aber  theils  ein  grosses  Uebel 
in  der  Wurzel  angegriffen,  theils  dem  Staate  ein  grosser  Aufwand  von  Geld, 
Kraft  und  vielleicht  selbst  Mensdienleben  erspart  werden.    Unl&ugbar  hat 
das  Mittel  auch  seine  üblen  Seiten,  nämlich  den  Anblick  unbestrafter  und 
vielleicht  schamloser  Verbredier,  und  die  Begünstigung  von  Verrath,  wenn 
gleich  nur  gegen  Unrecht  und  gegen  Missethäter;   desshalb  darf  es  jeden 
Falles  nur  in  ftusserster  Noth  eigriffen  werden,  und  muss  die  Begnadigung 
so  viel  als  möglich  der  öffentlichen  Kenntniss  und  dem  allgemeinen  Anblicke 
entzogen  werden^). 


1)  Dass  der  eben  eo  verkehrten  all  niedertrichtigen  Handlvngfwelae  irewlsfer  itolilniieher 
Beglerungen ,  welche  R&uberanfiihrer  nicht  bloss  besnadlgten  sondern  selbst  in  öffentliche 
Dienste  nahmen,  ffele^rentlich  fMlich  auch  wieder  selbst  treulos  verrietheni  hier  nicht  dai 
Wort  geredet  werden  soll,  yersteht  s^h  von  selbst  Es  wird  nicht  Sohwflohe  and  Feigheit, 
sondern  nnüberwindllche  Sch^erigkeit  in  der  Anfdecknng  des  Verbrechens  als  Begrün- 
dung eines  Angebotes  von  Straflosigkeit  angenommen;  und  nicht  Belohnung  frecher  Qe* 
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h)  Dass  Begnadigungen  in  Civilsadien  grundsätzlich  nidit  vorkommen 
können,  ist  bereits  zugegeben;  dennoch  gibt  es  einen  Fall,  in  welchem  ein 
ausserordentliches  Eingreifen  der  Staatsgewalt  in  die  Verfolgung  von  Givil- 
rechtsansprtlchen  grosses  Unglflck  abwenden  und  somit  aus  GrOnden  der 
Zweckmässigkeit  dringend  geboten  sein  kann.   Es  kann  sich  nämlich  entweder 
in  Folge  politischer  Ereignisse  oder  weit  verbreiteter  ElementarunglOcksfälle 
begeben,  dass  die  allgemeinen  Kreditverhältnisse  vorübergehend 
auf  das  Tiefste  erschttttert  werden,  indem  einer  Seits  allgemeine 
Noth  oder  weitverbreitetes  Misstrauen  zu  einer  plötzlichen  Einforderung  aller 
ausstehenden  Schuldposten  veranlasst,  anderer  Seits  aus  eben  diesen  Grtlnden 
selbst  dem  sichersten  Manne  die  Aufbringung  der  zur  Deckung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten nothwendigen  Sfittel  unmöglich  ist;  oder  aber  es  mag  auch 
ein  Einzelner  durch  einen  unverschuldeten  Unglücksfall  in  die  Lage  gebracht 
sein,  seinen  Gläubigem  nicht  alsbald  gerecht  werden  zu  können,  obgleich 
nach  aller  Wahrscheinlichkeit  er  sich,  wenn  itzt  nicht  Goncurs  gegen  ihn 
erkannt  wird,  in  kürzerer  Zeit  wieder  vollständig  erholen  und  zur  Zahlung 
aller  seiner  Schulden  befthigen  wird.    Wenn  unter  solchen  Umständen  die 
Gerichte  rücksichtslos  in  gesetzlicher  Weise  einschreiten,  so  ist  im  ersteren 
Falle  ein  allgemeiner  im  letzteren  wenigstens  ein  grosser  einzelner  Ver- 
mögensumstuiz  unvermeidlich,  und  es  kann  sich  aus  demselben,  ausser  dem 
wirthschaftlichen  Verderben  der  Schuldner  auch  ein  weitverbreiteter  Verlust 
für  die  Gläubiger,  und  selbst  unter  Umständen  eine  gefährliche  politische 
Krisis  ergeben;  während,  wenn  den  Schuldnern  billige  Zeit  gelassen  wird 
zur  Ausfindigmachung  der  nothwendigen  Mittel  und  zur  Erholung  von  augen- 
blicklichen Verlusten,  der  ganze  Sturm  unschädlich  für  die  Einzelnen  und 
für  das  allgemeine  Wohl  vorüberziehen  mag.   Da  nun  erfahrungsgemäss  und 
auch  psychologisch  leicht  begreiflicherweise  auf  ein  allgemeines  vernünftiges 
Verhalten  der  Gläubiger  nidit  geredmet  werden  kann,  vielmehr  ein  panischer 
Schrcicken  ein  allgemeines  Andrängen  derselben  um  gerichtliche  Hülfe  in 
sichere  Aussicht  stellt:  so  gibt  es  allerdings  kein  anderes  Mittel,  von  den 
Einzelnen  und  von  dem  gesammten  Wohlstande  das  unvermeidlich  drohende 
Verderben  abzuhalten,  als  wenn  die  Staatsgewalt,  den  Gerichten  während 
einer  entsprechenden  Zeit  die  Annahme  von  Verfolgung  von  Schuldklagen 
untersagt,  d.  h.  ein  allgemeines  oder  besonderes  Moratorium  eriässt.    Der 
dadurch  geschehende  Eingriff  in  Privatrechte  ist  aUerdings  schreiend;  allein 
bei  der  Beurtheilung  der  Folgen  muss  namentlich  auch  der  Umstand  wohl 
ins  Auge  gefasst  werden,  dass  das  zunächst  als  eine  grosse  Beeinträchtigung 
der  Gläubiger  erscheinende  Verbot  gerichtlidier  Hülfe  auch  diesen  selbst, 


setiesftbertretiiDff  und  bluttriefender  Schuld  angrermthen,  aondern  höchstens  und  als  ausser- 
itei  Nothmittel  Terachtende  Straflosigkeit,  Tiellelcht  unter  der  Bedingung  bleibender  Aus- 
wanderung. 


650  Begnadigangsrecht 

oder  wenigstens  grossen  Klassen  derselben,  wenn  schon  wider  ihren  WOlen, 
zum  offenbarsten  Nutzen  gereicht.  Während  ihr  Besttinnen  der  Scfanldner 
einen  allgemeinen  Bankbmch  znr  Folge  hätte,  dieser  aber  in  vielen  Fällen 
aach  dem  Fordemden  grosse  Verluste  bereiten  wflrde,  hält  das  Einschreiten 
des  Staates  jene  aofrecht  und  gewährt  ihnen  dadurch  die  Möglichkeit,  ihren 
Verpflichtungen  nach  Ueberwindung  der  Krise  vollständig  nachzukommen. 
Der  Staat  erzwingt  nur,  was  die  Betheiligten  selbst  in  ihren  eigenen  wohl- 
verstandenen Interessen  gethan  haben  würden,  wenn  ihnen  der  panisdie 
Schrecken  ruhige  Ueberlegung  ttbrig  gelassen  hätte.  Die  zu  ergreifende 
Massregel  kann  im  üebrigen  eine  doppelte  sein.  Einmal,  eine  allgemeine 
Verlängerung  der  Verfallfrist  fßr  Wechsel;  zweitens  aber  Oberhaupt  eine 
Hinausschiebnng  der  Zahlungsverbindlichkeiten^  bis  zu  einem  bestimmten 
Zeitpunkte.  Die  erste  Anordnung  ist  zweckmässig,  wenn  das  Ereigniss, 
welches  die  Unruhe  veranlasste,  hauptsächlidi  auf  den  Handelsstand  fiült, 
und  voraussichtlich  eine  Beruhigung  der  Gemttther  in  ganz  kurzer  Zeit  wieder 
eintreten  wird.  Zu  der  allgemeineren  und  grösseren  Massregel  dagegen  muss 
man  greifen,  wenn  ein  dauerndes  ünglttck  weit  und  breit  die  wirthschaft- 
liehen  Verhältnisse  erschüttert  hat,  z.  B.  Verwüstung  eines  ganzen  Landes 
durch  einen  Krieg,  eingetreten  ist*). 

Liegen  nun  aber  so  gewiditige  und  ausreichende  Gründe  vor  nicht  bloss 
zur  Rechtfertigung  sondern  selbst  zur  gebieterischen  Forderung  eines  Be* 
gnadigungsrechtes,  dann  ist  es  überflüssig,  nodi  nach  anderweitigen  und  ver- 
kehrt nach  unstichhaltigen  Begründungen  zu  suchen.  An  solchen  fehlt  es 
denn  freilich  nicht,  ja  sie  sind  in  so  übergrosser  Zahl  voriianden,  dass  eine 
vollständige  Aufzählung  und  besondere  Widerlegung  kaum  möglich,  jeden 
Falles  sehr  unerquicklidi  wäre.  —  Nur  also  um  einen  Begriff  von  dem  Ver- 
fahren zu  geben,  nicht  aber  in  der  Absicht  zu  erschöpfen,  mögen  einige 
der  bemerkenswerthesten  Versuche  dieser  Art  angeführt  werden. 


1)  Hehrere  beachtenswerthe  Schriftstener  wollen  eine  Beynadlgnng  da  nielit  an- 
erkennen,  wo  der  SCrafnachlast  ana  ZweckmlMlgkeiUsrründen  erfolgt  fei,  eondem  hier  nur 
ein  Staatsnothrecht  anerkennen ,  welches  der  Regent  anslibe,  nm  einen  Schaden  ron 
der  Allgemeinheit  absawenden ,  lel  es  anch  auf  Kosten  einer  Bechtsanstalt.  Hier  fklle  der 
Kern  der  Begnadigung,  der  ft'eie  Entschlnss,  welcher  anch  unterbleiben  kSnnte,  weg.  So 
Bayl,  Abhandinngen  ans  dem  CrimJtecht,  Bd.  I,  8.  186;  Zirkler,  in  Weiske's  Beohts- 
lexlcon ,  8.  803 ;  P 1  o  c  h  m  %n  n ,  Begnadigungsrecht ,  8.  8.  Es  ist  schwer  elnsusehen ,  was 
durch  diese  SItxe  gewonnen  werden  soll.  Einmal  bleiben,  aneh  wenn  ioan  die  AragUche 
Handlung  des  Staatsoberhauptes  ein  Kothrecht  nennen  will,  die  sftmmtlichen  Arten,  Eigen- 
schaften und  Folgen  eines  Straftiachlasses ;  sachlich  ist  es  gans  das  Gleiche.  Sodann  und 
hauptsächlich  aber  rechtfertigt  der  angeführte  Orund  die  Auflitellung  einer  Unterscheidung 
keineswegs.  Wenn  der  Regent  bei  einer  sogenannten  wirklichen  Begnadigung  aus  dem 
sittlichen  Grunde  handelt,  das  formale  und  das  höhere  Recht  anssugleichen ,  so  ist  er  eben 
so  wenig  ft-ei  hinBichtlich  des  Handelns  und  Unterlassens,  als  wenn  er  aus  polltisehen  Br- 
wlgungen  eine  Strafe  erlässt.  In  beiden  FUlen  «rfttUt  er  eine  Pfltoht;  und  strenge  genom- 
men ist  es  sogar  eben  so  gut  seine  sittliche  Pflicht,  den  Staat  nieht  materiell  an  Schaden 
kommen  sn  lassen,  als  die  Rechtsordnung  nicht  innerlich  stören  sn  lassen. 
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Eine  sehr  häufig  aufgestellte  Behauptung  ist,  dass  eine  wesentliche 
Eigenschaft  des  Eönigthumes  darin  bestehe,  Milde  nnd  Erbannen  za  zeigen, 
im  Gegensatze  mit  der  kalten  Strenge  des  Gesetzes.  Desshalb  wird  denn 
das  Recht  der  Gnade  als  der  schönste  Edelstein  in  der  Krone  gepriesen  n.s.w. 
Offenbar  rerkehrt.  Die  Aufgabe  des  Staatsoberhauptes  ist,  die  concreten 
Zwecke  des  Staates  in  yerfietssangsmässiger  Weise  und  mit  zweckmässiger 
Weisheit  zu  schlitzen  und  zu  fördern.  In  so  ferne  ein  unentbehrliches 
Mittel  hierzu  die  feste  Aurführung  der  Gesetze,  namentlich  auch  der  Straf- 
gesetze,  ist,  besteht  also  die  Pflicht  des  Regenten  zunächst  und  yor  Allem, 
diese  aufrecht  zu  erhalten  und  sich  ihr  anzuschliessen;  keineswegs  aber  ist 
er  berufen  und  ist  es  sein  schönstes  Recht,  deren  Wirkungen  in  weicher 
Gemüthsseligkeit  zu  beeinträchtigen  und  die  Gerichte,  wenn  sie  ihre  Pflicht 
getreu  erfüllt  haben,  als  eine  unvollkommene  rohe  Anstalt  hinzustellen, 
von  deren  Erbarmungslosigkeit  die  Unterthanen  zu  befreien  seien.  Im 
Zweifel  und  als  Regel  müssen  die  Aussprüche  der  Gerichte  auch  vom  In- 
haber der  Staatsgewalt  geachtet  werden,  und  hat  er  selbst,  wenn  es  er- 
forderlich ist,  fttr  dieselben  einzustehen;  nur  wo  durch  einen,  sei  es  ver- 
meidlichen  oder  unvermeidlichen,  Fehler  des  Gesetzes  oder  des  Richters 
das  natürliche  Rechtsbewusstsein  hart  zusammenstösst  mit  dem  positiven 
Rechte,  oder  wenn  die  strenge  Durchführung  eines  an  sich  richtigen  Spruches 
anderweitige  bedeutende  Nachtheile  nach  sich  ziehen  würde,  ist  eine  ver- 
ständig mildernde  Nachhülfe  gestattet.  Eine  Begnadigung,  welcher  Art  sie 
sei,  muss  auf  klarer  Einsicht  der  eigenthümlichen  Verhältnisse  des  Falles, 
nicht  auf  einen  sich  erhebenden  oder  auf  einem  verschwimmenden  Gefühle 
beruhen.  Eher  mag,  um  die  Sache  auf  die  Spitze  zu  steUen«  eine  zu  seltene 
als  eine  zu  häufige  Ausübung  des  Begnadigungsredites  entschuldigt  werden.  — 
und  es  wird  die  Berufung  auf  Barmherzigkeit  und  Güte,  als  auch  wesentlich 
den  Staatsoberhäuptern  innewohnende  Eigenschafl;en,  auch  durch  eine  rechts- 
philosophisch  scheinende  Fassung  nicht  rationeller.  Wenn  z.B.  Bayl  (Bei- 
träge zum  Criminalrecfate,  Bd.  I,  S.  142,)  dadurch  wissenschaltliche  Schärfe 
in  die  Anschauung  zu  bringen  versudit,  dass  er  dem  Staate  die  Aufgabe 
stellt,  alles  Wahre,  Schöne  und  Gute  zur  Erscheinung  zu  bringen,  und 
hieraus  dann  folgert,  dass  also  der  Ftlrst,  welcher  den  Verbrecher  nicht 
bloss  in  rechtlicher  Beziehung  sondern  als  ganzen  Menschen  vor  sich  habe, 
Güte  beweisen  müsse:  so  ist  nicht  nur  der  angebliche  Staatszweck  ein  ganz 
unbestimmter  und  viel  zu  weit  greifender,  sondern  es  wäre  selbst,  wenn  er 
wirklich  in  dieser  Art  aufgestellt  werden  könnte,  auch  in  keiner  Weise 
erwiesen,  dass  das  Gute  und  Schöne  durch  einen  Eingriff  in  die  Unab- 
hängigkeit der  Rechtspflege  gefördert  sei. 

Eine  andere,  aber  noch  verkehrtere,  Wendung  desselben  Gedankens  ist 
es,  wenn  man  den  Regenten  das  Recht  und  die  Pflicht  zuschreibt,  die  gött- 
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liehe  Bannheizigkeit  zu  yerwirklidien.  Abgesehen  dayon,  dass  eine  soldie 
StellYertretiiDg  Gottes  eine  sQndhafte  Anmassang  ist;  dass  sie  femer  in  dem 
Gedanken  des  modernen  Staates  gar  keine  Stelle  hat  und,  dennoch  einge- 
scfawärzt^  zn  den  unabsehbarsten  Folgerangen  f&hren  würde:  handelt  es  sidi 
aberfaaupt  bei  der  Begnadigung  von  rein  mensdiHchen  Erwftgangen  sitUiciier 
und  politischer  Art.  Diese  mflssen  als  berechtigt  nachgewiesen  werden;  ist 
diess  aber  geschehen,  dann  bedarf  es  keiner  weiteren  Bemfang  aof  einen 
göttlidien,  and.  jeden  Falles  anbekannten,  Willen. 

Leiden  nan  diese  AofEusangen  an  Schwäche  des  Gedankens,  so  ist  es 
aof  der  anderen  Seite  eine  Ueberfeinerang    and  Ueberbildung    desselben, 
wenn  die  Reditfertigong  der  Begnadigung  darin  gesncfat  wird,  dass  die  End- 
lichkeit der  gesetzgebenden  und  der  richterlichen  Gewalt  durch  einen  Act 
der  Staatscentralgewalt  vermittelt  werden  mflsse,  welcher  einer  Seits   als 
Entscheidung  eines   einzelnen  Falles  eine  vollziehende,  anderer  Seits   als 
Aufhebung  und  Aenderung  des  Gesetzes  eine  gesetzgebende  Thätigkeit  sei  '). 
Hier  ist  offenbar,   auch  ganz  abgesehen  von  der  unnöthig  sdiwer&Uigen 
Form,  und  abgesehen  von  der  wunderlichen  Annahme,  dass  eine  Yermittlang 
zwischen  zwei  unvollkommenen  Einrichtungen  die  gebotene  Heilung  sei,  ein 
doppelter  Irrthum  begangen.     Einmal  nämlich  ist  keineswegs  immer   die 
natttrliche  Unvollkommenheit  (Endlichkeit)  der  Gesetze  und  des  richterlichen 
Yer&hrens  die  Veranlassung  zu  einer  Begnadigung;  sie  mag  auch  bei  ganz 
richtig  gefassten  und  vollständig  ausreichenden  Gesetzen  vorkommen,  und 
bei  untadelhaftem  und  dem  Falle  entsprechenden  Urtheile,  nämlich  aus  all- 
gemeinen ZweckmässigkeitsgrOnden ,  ja  sie  kommt  wesentlich,  bei  Nieder- 
schlagung und  bei  Amnestie,  vor  ohne  dass  das  Gesetz  überhaupt  auf  die 
Probe  gestellt  worden  oder  der  Richter  irgendwie  thäüg  gewesen  wäre.  Es 
ist  also  die  ünzureichendheit  der  richterlichen  Handlung  in  keinem  Falle  eine 
ausreichende  Begründung  der  Begnadigung.    Zweitens  aber  ist  es  ein  Yer- 
stoss  gegen  die  ersten  Begriffe,  eine  einzelne  Begnadigung  einen  Act  der 
Gesetzgebung  zu  nennen,  weil  sie  ein  Gesetz  ändere  und  aufhebe.    Ein 
Gesetz  ist  ja  doch  eine  bleibende  allgemeine  Norm;  eine  einzelne  Begnadigung 
nur  die  Bestimmung  eines  einzelnen  Falles;  und  auch  von  Aenderung  oder 
Authebung  eines  Gesetzes  durch  eine  Begnadigung  ist  keine  Rede,  das  Gesetz 
bleibt  nadi  wie  vor  als  Vorschrift,  nur  in  dem  einzelnen  Falle  wird  es  nicht 
angewendet. 

Noch  weniger  kann  man  mit  Montesquieu  einverstanden  sein,  wenn  er 
(Buch  6,  Kap.  21)  das  Begnadigungsrecht  aus  dem  Gesichtspunkte  eines 
Mittels  zur  Gewinnung  der  Volksgunst  betrachtet  und  die  Benützung  des- 
selben empfiehlt  als  eine  Gelegenheit  politisches  Kapital  zu  machen.    Wenn 


1}  8.  KöstUn,  Syitem  des  dratooben  8ti»l^eeliteB.  Tab.,  18M.  AbdOg.  I,  8. 6SS. 
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die  Eingriffe  des  Staatsoberhauptes  in  die  Selbstständigkeit  der  Rechtspflege 
keine  tiefere  und  sittlichere  Begründung  hätte,  als  die  Möglichkeit,  auf 
Kosten  der  Rechtsordnung  eine  zweifelhafte  Beliebtheit  bei  Gedankenlosen 
und  Ordnungsfeinden,  so  würden  sie  nicht  nur  besser  unterlassen,  sondern 
sie  müssten  sogar  den  yerwerflichsten  und  niedrigsten  Regentenhandlungen 
beigezählt  werden. 

Endlich  ist  es  ein  kaum  begreifliches  Verkennen  des  ganzen  Verhält- 
nisses wenn  (mit  Plochmann,  Begnadigungsrecht,  S.  40  fg,)  das  Be- 
gnadigungsrecht als  ein  Ausfluss  der  Gesetzgebung,  in  constitutioneUen 
Staaten  als  ein  verfassungsmässig  dem  Staatsoberhaupte  persönlich  vorbe- 
haltener Zweig  derselben,  betrachtet  wird,  weil  hier  ein  Gesetz  aufgehoben 
werde,  nur  der  Gesetzgeber  aber  hierzu  befähigt  sei.  Ist  doch  von  der  Auf- 
hebung des  Gesetzes  als  bleibender  Norm  gar  keine  Rede,  sondern  lediglich 
nur  von  einer  Nichtvoüstreckung  in  einem  einzelnen  Falle.  Dass  auch  hierzu 
ein  triftiger  Grund  vorhanden  sein  soll,  versteht  sich  allerdings  von  selbst, 
weil  sonst  der  Willkür  und  Rechtlosigkeit  Thür  und  Thor  geöffiiet  wäre; 
aber  es  widerspricht  den  Elementarbegriffen,  in  solchem,  richtigen  oder  un- 
richtigen, Handeln  gegen  das  Gesetz  einen  Act  der  Gesetzgebung  zu  erblicken. 

17. 

Es  ist  nicht  eben  schwer  die  Grundsätze  festzustellen,  welche  zur  Re- 
gelung dieses  Eingreifens  der  Staatsgewalt  in  dem  regelmässigen  Gang  der 
Rechtspflege  angestellt  werden  müssen;  aber  nothwendig  ist  ein  klares 
Bewusstsein  derselben  allerdings,  da  die  Sache  an  und  für  sich  nicht  ohne 
Bedeutung  ist  und  eine  falsche  Anwendung  sehr  verderbliche  Folgen  haben 
kann.  Als  solche  feste  Anhaltspunkte  ergeben  sich  denn  aber  nachstehende 
Sätze: 

1.  Jede  Art  von  Eingriff  des  Staatsoberhauptes  in  den  gesetzlichen 
Gang  der  Rechtspflege  und  in  die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  muss  immer 
nur  eine  Ausnahme  sein;  und  zwar  muss  sie  so  selten  als  möglich 
eintreten  und  immer  nur  aus  vollständig  ausreichenden  Gründen.  — 
Es  ist  von  der  höchsten  Bedeutung,  dass  von  den  Bürgern  auf  den  gesetz- 
lichen Gang  der  Rechtspflege  und  überhaupt  auf  die  Festhaltung  des  vom 
Staate  anerkannten  Rechts  mit  vollkommener  Sicherheit  gerechnet  wird. 
Nicht  nur  ist  ein  grosser  Theil  des  allgemeinen  Wohles  und  namentlich  ein 
gedeihliches  wirthschaftliches  Gebahren  hiervon  abhängig;  sondern  es  ist 
auch  nur  unter  dieser  Bedingung  die  so  höchst  wichtige  Ausbildung  eines 
starken  rechtlichen  Sinnes  im  Volke  möglich.  Die  in  Frage  stehenden  Ein- 
griffe sind  unvermeidlich;  allein  sie  sind  und  bleiben  ein  Uebel  in  der  soeben 
bezeichneten  Richtung,  und  müssen  daher  auf  das  geringstmögliche  Mass 
beschränkt  werden«    Es  kann  daher  namentlich  nur  als  ein  ganz  verkehrtes 
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Verfahren  bezeichnet  werden,  wenn  objecÜTe  und  unter  allen  ^Umstftnden 
Torhandene  Mängel  eines  Gesetzes  regelmässig  durch  Begnadigungahandlungen 
verbessert  werden  wollen.    Ein  solcher  fehlerhafter  Zustand  ist   nicht  durch 
Eingreifen  in  den  Kechtsgang,  sondern  durch  eme  Aenderung  des  Gesetzes 
selbst  zu  verbessern.    Nur  etwa  bis  zu  der,  möglichst  zu  beschleanigenden, 
Herbeiführung  dieser  Aenderung  kann  also  etwa  durch  Begnadigungen  ge- 
holfen werden^).    Ebenso  ist  es  ganz  sinnlos,  eine  Vollziehungsweise   der 
Strafen  gesetzlich  zu  bestimmen,  welche  allgemein  als  zu  hart  und  zweck- 
mässig ersdieint,  dieselbe  dann  aber  regelmässig  durch  Begnadigung  zu  mil- 
dem und  mit  dem  Stande  der  Gesittigung  in  Einklang  zu  bringen.     So  z.  B. 
bei  qualifidrten  Todesstrafen.    Offenbar  ist  hier  eine  grundsätzliche  Abän- 
derung der  YoUziehungsart,  bei  welcher  es  dann  aber  sein  Bewenden  behält, 
das  einzig  richtige  Mittel.    Endlich  ist  es  ein  durch   und  durch  verkehrter 
Gedanke  und  ein  unpsychologisches  Verfahren,  wenn  eine  Begnadigung  regel- 
mässig, vielleicht  selbst  gesetzlidi,  in  Aussicht  gestellt  wird  flkr  eine  während 
der  Strafvollziehung  eintretende  sittliche  Besserung  oder  gar  nur  fQr  ontadel- 
haftes  äusseres  Betragen  auf  dem  Strafplatze').     Der  Gedanke  ist  falsch 
aus  mehr  als  Einem  Grunde.    Einmal,  weil  der  wesentliche  Zweck  der  Strafe 
nicht  Besserung  ist,  und  eine  nach  der  rechtswidrigen  That  eingetretene  ver- 
änderte Gesinnung,  die  durch  die  Verletzung  der  Rechtsordnung  herbeigef&hrte 
objective  Nothwendigkeit  einer  Sflhne  naditräglich  nicht  aufheben  oder  vermin- 
dern kann.    Wenn  die  Besserung  schon  im  Augenblicke  der  Strafenerkennnng 
voriianden  gewesen  wäre,  hätte  sie  keinen  Einfluss  auf  die  rechtliche  Würdi- 
gung der  begangenen  Handlung  und  auf  die  gesetzlich  gebotene  Zumessung 
der  Strafe  haben  können;  wie  soll  ihr  diese  Kraft  später  kommen?  Zweitens 
aber  ist  es  fast  einfältig,  aus  dem  im  Gefängnisse  beobachteten  Verhalten 
auf  eine  wirklich  sittliche  Besserung  zu  schliessen.    Besteht  doch  auf  der 
einen  Seite  keine  Gelegenheit  zur  freien  Bethätigung  der  angeblich  neu  ge- 
fassten  guten  Absichten,  und  ist  auf  der  andern  Seite  der  Heuchelei  Tfaflre 
und  Thor  geöffnet  und  sogar  ein  Preis  für  sie  ausgesetzt.    Psychologisch 
unrichtig  aber  ist  es,  den  durch  die  gesetzliche  Stra&ndrohung  beabsichtigten 
Eindruck  durch  eine  gleichzeitige  Aussicht  auf  Nichtvollziehung  selbst  wieder 
zu  schwächen.    Die  Strafen  mögen  so  mild  sein,  als  das  Vergehen  an  sidi 
und  als  die  allgemeine  Gesittigung  des  Volkes  es  nur  immer  gestattet;  allein 


1)  Vgl.  Tpummer,  PbUoMphle  des  Bechtes,  8.  186;  Zirkler,  in  WeUke's  Bechtslexioon, 
Bd.  I,  8.  SOS. 

S)  Gesetze  dieser  Art  bestehen  n.  a.  In  Belgien  nnd  in  mehreren  schweltser  Kantonen ,  so 
wie  in  Nordamerika.  Die  Sache  hängt  wesentlich  mit  dem  Pönitentiarsysteme  zusammen,  wel- 
ehes  ohne  Zweifel  grosse  Vortheile  hat  nnd  barbarlsehen  Eaständen  ein  Ende  machte,  aber 
leider  von  onpraotischer  SdiwAnnerel  nnd  weinerlicher  Oeftthlsschwlche  yidfach  rerderbl  and 
missbraacht  worden  lat. 
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die  fiür  nöthig  erachteten  mflssen  vollzogen  werden,  ausser  wenn  die  Vor- 
aussetzungen des  Gesetzgebers  nicht  ganz  zutreffen^). 

2.  Die  zu  einem  Eingriffe  berechtigenden  Gründe  können  sowohl  sitt- 
licher Art  sein  als  auf  Zweckmässigkeitsbewegungen  beruhen;  es 
besteht  jedoch  zwischen  diesen  beiden  Rechtfertigungsursachen  ein  Unter- 
schied. Wo  eine  Unterbrechung  der  starren  Bechtsregel  nothwendig  er- 
scheint, um  die  ideelle  Gerechtigkeit  in  Einklang  zu  bringen  mit  dem  posi- 
tiven Gesetze,  da  ist  auch  schon  eine  feinere  Berechnung  des  Unterschiedes 
zwischen  beiden  genügend,  um  darauf  einen  Begnadigungsact  zu  stützen. 
Das  positive  Becht  ist  ja  nur  der,  in  seiner  materiellen  Erscheinung  immer 
mangelhafte,  Ausdruck  der  allgemeinen  Bechtsgrundsätze;  wenn  also  ein  ent- 
schiedener Widerspruch  zwischen  beiden  vorliegt,  so  ist  eine  Zurechtstellung 
gestattet,  auch  wenn  etwa  die  Folgen  der  Unvollkommenheit  des  positiven 
Bechtes  sachlich  nicht  sehr  weit  greifen.  Soll  dagegen  der  Bechtsgang  gestört 
werden  aus  Gründen  äusserer  Zweckmässigkeit,  so  müssen  diese  entschieden 
und  bedeutend  sein,  weil  der  Nutzen  einer  ungestörten  Bechtspflege  von  so 
grosser  Bedeutung  ist.  Es  macht  sich  also  auch  hier  der  so  vielfach  in  dem 
Verhalten  des  Staates  hervortretende  Unterschied  bemerklich,  dass  in  jedem 
einzelnen  selbst  an  sich  unbedeutenden  Faüe  und  für  jedes  einzelne  Indivi- 
duum das  Becht  als  eine  Forderung  des  Sittengesetzes  beigestellt  werden 
muss,  während  der  Staat  Vortheile  nur  dann  gewähren  kann,  wenn  die- 
selben von  grösserer  Ausdehnung  sind  und  im  Verhältnisse  zu  den  anzuwen- 
denden Mitteln  stehen'). 

3.  Da  die  persönlichen  Lebensbeziehungen  und  Ereignisse  des  Staats- 
oberhauptes mit  der  Frage,  ob  ein  Eingriff  in  die  gesetzliche  Bechtsordnung 
ausnahmsweise  gerechtfertigt  und  geboten  sei,  in  gar  keiner  Verbindung 
stehen,  so  ist  auch  die  Vornahme  von  Begnadigungen,  aus  Gründen,  welche 


1)  üeber  die  Nachtbeile  einer  io  lichere  Aimicht  flrestellteD  und  massenhaft  bewilligten  Be- 
gnadigung sehe  mans.  B.  Lieber,  Onthe  penitentiary  System.  Phil.,  1883,  p.  XXIX  fg.;  Second 
Report  of  the  Prisen  AssodatlOQ  of  New-York,  1846,  S.  107;  Lacuisine,  De  Tadminlstnition 
de  la  Justice  criminelle,  8. 160  fg.  —  Selbst  Trümmer,  Das  Verfaältniss  der  Strafgesetzgebung 
zum  Christenthum,  Frankf.,  1856,  8.  154,  ist  im  Wesentlichen  dieser  Ansicht,  hierin  den  Ge- 
setzen des  mensehliehen  Denkens  mehr  folgend  als  in  ylelen  anderen  Stellen  seiner  Aiisfflhmng 

über  Begnadigung. 

8)  Diese  Behauptung  eines  Anspruches  auf  Begnadigung  im  Falle  eines  Widerspruches  des 
formalen  und  des  ideeUen  Bechtes  scheint  allerdings  einem  gewöhnlich  anfgenonunenen  Merk- 
male des  BegriiTes  der  Begnadigung  an  widersprechen.  'Es  wird  nämlich  gesagt^  dieselbe  sei 
eine  vom  Staatsoberhaupte  beliebte  Ausnahme  vom  Strafgesetze,  ohne  dass  dem  Varbrecher  ein 
rechtlicher  Anspruch  darauf  zugestanden  hktte.  So  s.  B.  Bayl,  Beitrage  zum  Crlminalrecht. 
Bambg.,  18SS,  Bd.  I,  S.  1«4;  Plochmann,  Das  Begnadigungsrecht.  Erl.,  1845,  8.  1  fg.  Dieser 
Widerspruch  ist  aber  nur  scheinbar.  Dass  nach  positivem  Rechte  der  Verurtheilte  keinen 
Anspruch  auf  Begnadigung  hat,  unterliegt  keinem  Zweifel ;  sonst  wäre  ein  Rechtsmittel  und 
nicht  Gnade  an  der  SteUe;  aUein  wenn  das  Staatsoberhaupt,  wie  auch  nicht  zu  bezweifeln  ist, 
die  sittliohe  Pflicht  hat,  die  Folgen  eines  unvollkommenen  Gesetzes  von  dem  durch  dessen 
Fehler  Getroffenen  abzunehmen,  to  tot  doch  aoch  nnläogbar,  daas  der  Betheillgte  einen,  w«im 
auch  nicht  änsserUch  erswingbaren,  Ansprach  anf  die  VoUstehung  dieser  Pflicht  hat. 
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sich  lediglich  auf  jene  Yerhflltnisse  beziehen ,  unbedingt  unstatthaft.    Wenn 
ein  gerichtliches  Verfahren  keinen  Widerspruch  des  natürlichen  RechtsgeftÜües 
hervorruft,  sondern  in  dem  concreten  Falle  nur  eben  geschieht  was  recht 
und  billig  ist;  und  wenn  aus  der  stracken  Vollziehung  des  Gesetzes  sich 
keine  besonderen  Nachtheile  ergeben,  somit  vielmehr  der  allgemeine  Sinn 
fllr  Rechtsordnung  dadurch  befiriedigt  und  gestfirkt  wird;  so  bleibt  ein  Ein- 
griff in  ein  solches  richterliches  Handeln  unbegründet  und  somit  unerlaubt, 
auch  wenn  es  am  Geburtstage  des  Forsten,  bei  der  Geburt  eines  Sohnes 
oder  gleicfagflltig  bei  welchem  andern  persönlidien  oder  Familienereignisse 
vorgenommen  wird.    Es  mag  hier  ununtersudit  bleiben,  inwiefern  überhaupt 
das  Hereinziehen  der  Person  und  der  persönlichen  Erlebnisse  in  die  Sphäre 
der  staatlichen  Thfttigkeit  eines  Regenten  ein  klarer  Gedanke  und  eine  rich- 
tige Politik  ist;  jeden  Falles  hat  es  keinen  Sinn  und  widerspricht   es  der 
sittlichen  Au^be  eines  Staatsoberhauptes,   aus  Dankbarkeit  und  weicher 
Gemüthsstimmung  oder  als  Zeichen  der  Freude  die  gesetzliche  Rechtsordnung 
zu  stören.    Fordert  die  Freude  über  ein  er&hrepes  Glück  dazu  auf,    auch 
Anderen  eine  Freude  zu  Theil  werden  zu  lassen,  so  gibt  es  ja  hundert  andere 
Mittel,  als  eine  Verletzung  wichtiger  Staatsgrundsätze,  zur  Befriedigung  dieses 
löblichen  Wunsches.  Dabei  ist  namentlich  zu  beachten,  dass  eine  Einmischung 
der  Person  des  Fürsten  in  die  BegnadigungsMe  den  sehr  grossen  Nachtheil 
fär  ihn  hat,  ihn  in  unmittelbare  Verbindung  mit  sämmtlichen  Strafurtheilen 
zu  bringen  und  ihn  dadurdi  grossem  Hasse  auszusetzen.    Eine  fortwährende 
Begnadigung  allerund  jeder Verurtheilter  ist  natürlich  unmöglich;  wenn  nun 
aber  einzelne  Strafen  gemildert  werden  ohne  Gründe,  weldie  in  der  Sache 
selbst  lagen,  sondern  lediglich  aus  subjectivem  Gefallen  und  aus  weichen 
Gefühlsregungen,  so  erscheint  es  auch  als  persönlicher  übler  Wille  gegen 
alle  Nichtbegnadigten,  wenn  sie  der  gesetzlichen  Strafe  unterworfen  bleiben. 
Eine  solche  Auffassung  ist  freilich  falsch;  aUein  eigenes  Handeln  gibt  ihr 
einen  Schein  von  Berechtigung,  und  der  Fürst  muss  die  Folgen  eines  grund- 
satzlosen  Verfahrens  tragen,  wenn  auch  von  einer  Seite  her,  wo  er  unmittel- 
bar nichts  verschuldet  hat. 

4.  Die  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  muss  jeden  Falles  vom  S  taats- 
oberhaupte  selbst  geschehen,  und  kann,  ganz  unvermeidliche  Ausnahmen 
abgerechnet,  von  ihm  nicht  an  Untergeordnete  übertragen  werden.  Diess 
aber  aus  zwei  Gründen.  Einmal  ist  die  Unterbrechung  des  regelmässigen 
Ganges  der  Rechtspflege  an  sich  eine  so  wichtige  Handlung,  dass  sie  einer 
eigenen  Thätigkeit  des  Staatsoberhauptes  gar  wohl  werth  ist,  und  nicht  ohne 
sein  Wissen  und  vielleicht  gegen  seinen  eigentlichen  Willen  vorkommen 
sollte.  Zweitens  aber  ist  nur  bei  ihm  eine  solche  Unabhängigkeit  und  Un- 
erreichbarkeit der  Stellung  vorhanden,  dass  nicht  leicht  üble  persönliche 
Einflüsse  auf  die  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  zu  befdrchten  stehen. 
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Bei  ihm  sind  anter  allen  Umst&nden  Bestechongsversncbe  oder  EinschUch- 
teningen  wo  nicht  ganz  unmöglich,  so  doch  jeden  Falles  von  sehr  unwahr- 
scheinlichem Erfolge.  Nur  in  ganz  wenigen  und  genauer  zu  bezeichnenden 
Fallen  erscheinen  Ausnahmen  als  gerechtfertigt.  Zunächst  n&mlich  und 
überall  ist  die  Entscheidung  Ober  die  Erlassung  oder  Verminderung  kleiner 
polizeilicher  oder  finanzieller  Strafen  ein  Gegenstand,  welcher  sich  kaum  fOr 
die  Thätigkeit  eines  Staatsoberhauptes  passt  oder  der  Verwendung  seiner 
Zeit  werth  wäre.  Die  Entscheidung  hierflber  muss  also  geeigneten  Behörden 
ein  fOr  allemal  tibertragen  werden.  Zweitens  ist  eine  Einräumung  des  Be- 
gnadigungsrechtes an  einen  Untergeordneten  selbst  in  Betreff  der  wichtigsten 
Fälle  unvermeidlich  in  sehr  entfernten  Gebietstheilen,  z.  B.  überseeischen 
Colonieen  oder  Provinzen.  Hier  ist  schon  der  Schnelligkeit  der  Entscheidung 
wegen  einer  Anfrage  zu  Hause  nicht  wohl  thunlich,  und  es  könnte  die  Noth- 
wendigkeit  einer  solchen  zu  sehr  grosser  Härte,  vielleicht  zu  wahrer  Grausam- 
keit werden.  Ueberdiess  wäre  der  Vorbehalt  der  eigenen  Ausübung  doch 
nur  Form,  indem  vernünftigerweise  von  einer  Nichtbewilligung  der  Anträge 
der  örtlichen  Regierungsgewalt,  welche  allein  mit  den  näheren  Verhältnissen 
bekannt  ist,  die  Rede  nicht  sein  könnte.  Drittens  ist  ein  Begnadigungsrecht 
für  militärische  Vorgesetzte  nicht  wohl  entbehrlich.  Im  Kriege  und  bei  ent- 
fernt stehenden  Heertheilen  muss  es  im  vollen  Masse  eingeräumt  sein;  im 
Frieden  wenigstens  so  weit,  als  es  die  Erhaltung  einer  richtigen  Disciplin 
verlangt.  Je  unmittelbarer  hier  der  Vollzug  der  auszufahrenden  Strafen  sein 
muss,  desto  nothwendiger  ist  auch  eine  augenblickliche  Bewilligung  einer 
Milderung  der  gefüllten  Urtheile.  —  Schwierigkeiten  hat  die  Sache  nur  in 
republikanischen  Staaten,  und  sie  ist  hier  in  det  That  kaum  je  ganz  tadellos 
zuordnen.  Wenn  nämlich  die  Handhabung  der  Staatsgewalt  einer  Versamm- 
lung zusteht,  sei  es  nun  einer  Volksversammlung  oder  einer  Körperschaft 
von  Vertretern,  so  kann  ein  Eingriff  in  die  Rechtspflege  nicht  wohl  einer 
andern  Behörde  übeilassen  werden,  und  doch  ist  eine  zahlreiche  Corporation 
kaum  geeignet  zu  einer  umsichtigen  und  ruhigen  Prüfung  der  Verhältnisse 
des  einzelnen  Falles  oder  auch  nur  zur  Einhaltung  folgerichtiger  Grundsätze. 
Ist  dagegen  die  ausübende  Gewalt  einem  Einzelnen  oder  wenigen  Personen 
(einem  Präsidenten  oder  einem  Directorium)  übertragen,  so  ist  geringe 
Sicherung  gegen  ungebührliche  Einflüsse  der  verschiedensten  Art.  Solche 
gewählte  und  vielleicht  nur  auf  kurze  Zeit  bestellte  Beamte  stehen  nicht 
hoch  genug,  um  nicht  möglicherweise  Bestechungen,  Parteirücksichten,  Wahl- 
umtrieben, selbst  vielleicht  Drohungen  ausgesetzt  zu  sein^-    Da  jedoch  auch 


1)  Wie  nacbthenig  in  repriientatiTeii  Demokntieen  mit  einheitlicher  Reglernngsspftze  das 
BofnüuiigQngtrecht  wirken  mag,  davon  geben  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ein 
sehr  belehrendes  Beispiel.  Es  ist  bekannt,  daas  dort  in  den  einseinen  Staaten  die  Begnadigung 
selbet  io  den  ungeeignetsten  Fällen  gana  snr  Begel  geworden  ist  durch  den  Ton  den  Oouyer- 
neoreu  damit  getriebenen  Hissbranch,  und  daes  dadurch  die  Kraft  der  Gesetse  und  somit  die 
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in  Stftftten  dieser  Fonn  ein  Begnadigungsrecht  nicht  entbehrt  werden  kann, 
so  bleibt  nichts  anderes  flbrig,  als  das  grundsätzlich  UngenClgende  binin- 
nehmen  and  sich  nach  Mitteln  zor  möglichsten  Abwendung  der  Uebel  um- 
zusehen ^). 

5.  Durch  eine  Begnadigung  wird  allerdings  dem  zu  einer  Strafe  Yer- 
'  urtheilten  oder  mit  einer  solchen  wenigstens  Bedrohten  ein  Yortheü  zuge- 
wendet, und  im  Zweifel  wird  er  daher  die  entsprechende  Regiemngshand- 
lung  nicht  nur  mit  Freude  begillssen,  sondern  auch  um  die  Yomahine  zu 
bitten  sehi'  geneigt  sein.    Der  thatsftchlich  häufigste  Fall  des  Begnadigungs- 
rechtes ist  daher  allerdings  ein  Eintreten  desselben  nach  vorangegangener 
Bitte  des  zunächst  Betheiligten.     Demnach  wäre   es  gan2  unri(±tigy    die 
Ausübung  des  Actes  der  Staatsgewalt  aus  dem  Gesichtspuncte  der  Gewäh- 
rung einer  Bitte  oder  der  Verleihung  eines  persönlichen  Yortheiles 
aufzufassen  und  die  rechtlichen  Folgen  eines  solchen  Yeriiältnisses   danm 
zu  knüpfen.    In  der  Anwendung  des  Begnadigungsrechtes  durch  das  Staats- 
oberhaupt liegt  die  Erfüllung  der  sittlichen  Pflicht,   das  formale  Becht  in 
Einklang  zu  bringen  mit  der  Idee  der  Gerechtigkeit;   oder  aber  ist  sie 
veranlasst  durch  Erwägung  staatlicher  Zweckmässigkeit.    Dass  die   Folgen 
einer  solchen  Handlung  zu  gleicher  Zeit  einem  Staatsangehörigen  persdnlidi 
erfreulich  und  erwünscht  sind,  kann  zwar  menschlich  nur  zur  Oenogthoong 
gereichen  und  mag  etwa  auch  den  Eifer  zur  Yomahme  beleben;  allein  in 
diesem  subjectiven  Interesse  und  Gefühle  liegt  weder  die  Yeranlassung  noch 
die  Rechtfertigung  des  Schrittes.    Eine  Begnadigung  tritt  ein,  nicht  weil 


Rechtssicherheit  grosse  Einbnsse  erlitten  hat  Abgesehen  von  FiUen  offenhurer  Bestechons 
and  selbst  von  Begnadigongen,  welche  dnrch  Bedrohoogen  mit  Wafliui  erswnngen  wurden,  ist 
das  Recht  des  Stmftiachlasses  sa  einem  Mittel  derParteibegflnstigang  and  sn  einem  schmntsi^en 
Wahlmanörer  geworden.  Der  Unftag  ist  so  gross,  dass  das  Begnadigungsrecht  mit  sa  den 
grdssten  Landesplagen  and  in  einer  der  iiauptsachHehsten  Ursachen  der  bekannten  wldriigea 
Verwlldenmg  geworden  ist. 

1)  Wenn  Köstlin,   System  des  d.  Strafrechtes,  Bd.  I,  8.  641,  sein  BinTerstXndnias  dass 
aar  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  das  Begnadigangirecht  anstehen  könne ,  damit  begrttn- 
det,  dass  «nur  das  Gewissen  eines  Einseinen,  Höchstgestellten,  das  mögliche  Medium  sei,  worin 
das  AbsolotsittUche  sich  als  Correctly  des  Objectirsittllchen ,  Reiorechtlichen,  geltend  machen 
könne,"  und  wenn  er  desshalb  in  Bepuliliken  nur  einem  Präsidenten,  nicht  aber  aach  einem 
Senate  oder  einer  sonstigen  snsammengesetsten  Behörde  dieses  Recht  einrlomen  will:  so  ist 
nicht  nar  gegen  die  scholastische  Form  eines  solchen  Satzes  Einsprache  su  erheben ,  sondern 
es  sind  auch  sachliche  Ausstellungen  und  iwar  nach  ▼enchiedraen  Selten  hin  an  «rheben. 
Einer  Seite  n&mlich  ist  die  Annahme,  dass  nur  das  Gewissen  eines  Einseinen  snr  Erwigung 
von  Pflichten  geeignet,  eine  Versammlang  aber  hienu  nntaagüch  sei,  unrichtig.    Warum  sollen 
nicht  Mehrere  eben  so  gut  sittliche  Pflichten  haben  und  erflUlen  können,  als  sie  Veiataodei* 
operationen  gleichaeitig  und  in  Besiehung  auf  denselben  Ckgenstand  Tomehmen?   Es  wire  in 
der  That  schlimm  um  alle  freiheitlichen  Einrichtungen  in  der  Welt  bestellt,  wenn  Versamm- 
lungen kein  Gewissen  haben ,  lieine  Gewissenspfllehten  ansflben  könnten.    Sodann  aber  aeogt 
es  von  geringer  Kenntniss  der  Vorgänge  in  republikanischen  Staaten,  wenn  die  obersten  Be- 
amten  derselben  ohne  Weiteres  mit  den  fflrstUchen  Inliabem  der  Staatsgewalt  anf  eine  Linie 
gesteUt  werden  in  Betreff  der  richtigen  Stellnng  sur  Ansübong  des  Begnadiguagarechtei. 
Gerade  sie  sind  Tielmehr,  erfalirangsgemäss ,  gar  wenig  geeignet  su  einer  selbstständlgen 
Handhabung  dieser  Aufgabe.    Zu  solchen  Blissgriffen  Ahrt  ein  Rahmen  mit  Formeln,  welobe 
man  ilir  Gedanken  nimmt ,  und  die  man  nieht  an  die  WIrkliobkelt  hält  aar  Probel 


Allg^emeine  Grandsfttze.  659 

der  mit  Strafe  Bedrohte  es  wflnscht,  oder  am  ihm  einen  persönlichen 
y ortheil  zuzuwenden,  sondern  weil  die  Herstellung  möglichst  guter  Staats- 
zustände  es  fordert.  Wäre  die  Bitte  die  wirkliche  Veranlassung,  so  würde 
strenge  genommen  einer  Seits  daraus  folgen,  dass  jedem  um  Begnadigung 
Ansuobenden  willfahrt  werden  mttsste,  und  dass  nie  ein  Straftiachlass  ohne 
yorgängige  Bitte  eintreten  könnte,  z.  B.  eine  Amnestie  unmöglich  wäre, 
weil  hier  niemals  alle  Betheiligten  ein  Gnadengesuch  einreichen  können  und 
werden.  Ehenso 'würde  ein  Begnadigter  solche  Folgen  seiner  Begnadigung, 
welche  ihm  etwa  nicht  genehm  wären,  aus  dem  ganzen  Rechtsyerhältnisse 
herausnehmen  und  zurückweisen  können,  z.  B.  den  Wiedereintritt  in  eine 
Verpflichtung,  sei  es  des  Öffentlichen  sei  es  des  Privatrechtes.  —  Hieraus 
ergehen  sich  denn  aher  mehrfache  wichtige  Sätze.  Einmal,  dass  es  zur 
Veranlassung  eines  amtlichen  Verfahrens  in  Begnadigungssachen  keiner  Bitte 
des  zu  Begnadigenden  selbst,  oder  Solcher,  welchen  die  Wahrung  seiner 
Interessen  und  Rechte  zukommt,  bedarf.  Sobald  irgend  eine  durch  den 
Staatsorganismus  zu  einem  solchen  Antrage  berechtigte  Behörde  die  recht- 
liche Nothwendigkeit  oder  die  politische  Zweckmässigkeit  einer  Begnadigung 
begründet  findet,  kann  durch  sie  der  Anstoss  zur  Verfolgung  und  Erledigung 
der  Sache  gegeben  werden,  auch  gaife  ohne  Vorwissen  des  zunächst  Bethei- 
ligten selbst;  am  unzweifelhaftesten  wenn  das  Staatsoberhaupt  selbst  eine 
Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  für  gerechtfertigt  hält.  Es  gilt  diess 
aber  von  sämmtlicfaen  Arten  der  Begnadigung.  —  Zweitens  leuchtet  ein,  dass 
ein  Verbot  des  Staatsoberhauptes  ihm  Begnadigungsgesuche  oder  andere 
Begnadigungsanträge  vorzulegen,  nicht  nur  sinnlose  Barbarei,  sondern  posi- 
tives Unrecht  ist.  Es  gehört  zu  den  Aufgaben  der  Staatsgewalt,  die  zu  ihrer 
Kenntniss  kommenden  Fälle,  in  welchen  eine  Begnadigung  aus  allgemeinen 
Gründen  geboten  erscheint,  zu  untersuchen  und  darüber  nach  Befund  der 
Umstände  zu  entscheiden ;  dieser  Aufgabe  aber  kann  er  sich  mit  Recht  nicht 
entsdüagen.  —  Endlich,  drittens,  aber  ist  unzweifelhaft,  dass  der  Begnadigte 
sich  nicht  weigern  kann,  die  ihm  zuerkannte  Begnadigung  anzunehmen.  Er 
hat  kein  Recht  darauf,  mit  einer  bestimmten  Strafe  belegt  zu  werden,  sondern 
nur  darauf,  dass  ausschliesslich  in  gesetzlich  bestimmten  Fällen  ein  Straf- 
verfahren gegen  ihn  eröffnet  werden  darf,  dass  das  eröffnete  nach  den  Vor- 
schriften der  Gesetze  geführt  werde,  endlich  dass  keine  Strafe  gegen  ihn 
erkennbar  sei,  welche  nicht  schon  das  Gesetz  für  die  von  ihm  begangene 
Handlung  überhaupt  und  unter  irgend  einer  Voraussetzung  bestimmte. 
Nimmermehr  kann  er  den  Staat  zwingen,  dass  dieser  das  von  dem  Richter 
erkannte  Uebel  audi  wirklich  und  vollständig  an  ihm  vollstrecke,  wenn  eine 
Unterlassung  aus  rechtlichen  Grundsätzen  oder  aus  Gründen  des  allgemeinen 
Nutzens  für  geboten  erscheint.  Möglicherweise  kann  allerdings  eine  Begna- 
digung in  sich  nicht  gerechtfertigt  sein;  allein  die  Rüge  einer  verfassungs- 
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widrigen  oder  schädlichen  Handlang  steht  den  dazu  bestellten  Organen,  nicht 
aber  dem  Einzelnen  zu ').  Doch  ist  zu  Yermeidang  von  Missyerstfindmssen 
noch  Zweieriei  zu  bemerken.  Znn&cfast,  dass  ein  gegen  seinen  Willen  zo 
Begnadigender  nicht  genöthigt  werden  kann,  seiner  Seits  positm  Sdiritte 
ZQ  thnn  zur  HeibeißÜining  des  Ausspruches,  z.  B.  also  eine  Bitte  um  Be- 
gnadigung einzureichen,  ein  Schuldbekenntniss  abzulegen,  u.  dgl.  Solche 
Handlungen  liegen  nicht  in  der  allgemeinen  Staatsbttrgerpflicht,  und  will 
der  Staat  eine  Begnadigungshandlung  vornehmen  ohne  und  selbst  gegen  den 
Willen  des  Bestraften,  so  hat  er  auch  ganz  selbstständig  zu  handeln,  eben 
weil  das  YerCGÜiren  aus  seinen  eigenen  und  nicht  aus  BeweggrOnden  des 
Verurtheilten  hervorgeht.  Zweitens  aber  darf  die  Begnadigung  gegen  den 
Willen  des  Betheiligten  kein  von  ihm  zurtLckgewiesenes  und  im  Gesetze  gar 
nicht  auf  die  Handlung  gelegtes  Uebel  anordnen.  Mit  anderen  Worten,  eine 
Strafverwandlung  kann  gegen  den  Willen  des  Verurtheilten  nicht  vor  sidi 
gehen;  es  würde  dadurch  ein  von  dem  Gesetze  nicht  angedrohtes  Uebel 
zugefügt,  während  nur  die  völlige  oder  theilweise  Unterhissung  eines  ange- 
drohten gerechtfertigt  werden  kann.  In  einem  solchen  Falle  bleibt  nur 
vollständige  Begnadigung  oder  Belassung  bei  der  gerichtlich  ansgesprodienen 
Strafe  offen.  Die  Behauptung,  dass  fUe  angebotene  verschiedene  Strafart 
eine  entschieden  mildere  sei,  ist  ein  subjectives  Urtheil,  welches  der  zn 
Bestrafende  nicht  anzuerkennen  braucht.  Er  kann  nicht  verlangen,  dass  die 
Staatsgewalt  handle,  wo  und  wie  sie  es  nicht  fOr  Recht  erachtet;  sondern 
nur  fordern,  dass  kein  anderes  Uebel  ihm  zugefikgt  werde,  als  das  Gesetz 
flberhaupt  für  passend  bei  der  fraglichen  Uebertretung  erachtet  hat').  — 
Von  selbst  versteht  sich  freilich,  dass  es  sich  bei  der  ganzen  Frage  über 
den  Eintritt  einer  nicht  gewünschten  Begnadigung  gar  nicht  von  den  Mora- 


1)  Vgl.  Oerstedt,  Qmndregelii  der  8tmfiKMCtB|r«l>nng,  8.  iUtg.\  Trnmaer,  Zur 
Philosophie  des  Rechtes,  8. 195;  B  o  s  s  h  i  r  t ,  Entwlcklang  der  Orunds&tse  des  Strafrechtes, 
8.  4S9;  Zlrkler,  in  Weiske's  Bechtslezicon ,  8.  805;  Bnma,  De  Jure  grmtUe,  8.  65  !](.; 
Ploehm»nn,  Das  Begnadigniigsrecht,  8.  81  fg,]  Bertonld,  Le^ons  de  l^gisL  erimln., 
8.  86  tg.j  (doch  ans  dem  falschen  Gmnde,  wenigstens  bei  einer  Amnestie,  dass  diese  ein 
Oeseta  sei.)  —  A.  M.  ist  Henke,  Handb.  des  Crim.B.*s,  Bd.  I,  8.  578.  Aach  gibt  es  einige 
Oesetse ,  welche  dem  Verurtheilten  die  Annahme  oder  Znrttckwetsnng  einer  Begnadigung 
anheimstellen.  8o  der  Codex  Jnr.  baTarici  crlm.,  von  1751,  Tbl.  II,  Kap.  11,  §  8,  und  die 
norwegische  Verfkss.,  f  SO. 

S)  Die  gewöhnlich  angenommene  Ansicht  geht  aUerdings  daliin,  dass  in  dem  Begnadigungs- 
rechte auch  das  Becht  der  Strafnmwandlnng  unbedingt  inbegrilTen  sei ,  somit  der 
Verurtheilte  sich  JederArt  yonUebelsu  unterwerfen  habe,  welche  das  Staatsober- 
haupt im  Begnadigungswege  ihm  suerkenne,  Torausgesetst  nur,  dass  dasselbe  keine  8char- 
fting  enthalte  gemessen  nach  der  vom  Oesetie  aufgestellten  8cala  der  Strafübel.  Die  in  der 
vorstehenden  Note  angeführten  Schriftsteller  gehen  sogar  so  weit  ansunehmen,  der  Begent 
sei  beftigt,  durch  die  Anwendung  des  Straftimwandlnngsrechtes  Strafen  su  Terschlrftn, 
welche  im  concreten  Falle  für  den  Ctostraften  kein  Uebel,  sondern  ein  von  ihm  angestrebtes 
Out  wären.  Es  ist  unmöglich,  dem  susustimmen.  Der  Inhaber  der  Staatsgewalt  darf  aUer- 
dings, aus  Orttnden  höheren  Bechtes  oder  der  Zweokmissigkeit,  den  Spruch  des  Biehten 
gar  nicht  oder  nicht  in  seiner  ToUen  Strenge  vollsiehen  lassen;  aUeln  er  darf  so  wenig  aus 
eigener  llaohtrollkommenheit  ein  vom  Oesetse  gar  nicht  angedrohtes  Uebel  verhingen, 
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tonen  handelt,  sondern  nur  von  Strafen.  Wenn  also  ein  dnrdi  ein  allge- 
meines Moratorium  zu.  einer  einstweiligen  Nichtbezahlung  eiuBr  Schuld 
Berechtigter  dennoch  bezahlen  will,  so  steht  ihm  diess  vollkommen  frei. 
Die  Massregel  hat  ja  gar  nicht  den  Sinn,  eine  Pflicht  der  Nichtbezahlung 
au£Euerlegen,  sondern  sie  will  nur  das  Recht  dazu  geben;  und  hier  also, 
aber  auch  nur  hier,  ist  das  Rechtssprichwort  anwendbar:  Benefida  non  ob- 
truduntur. 

6.  Es  bedarf  kaum  eines  Beweise?,  dass  der  ans  allgemeinen'  GrOndeu 
ausgesprochene  Nachlass  einer  Strafe  bereits  erworbenen  Privat- 
rechten  Dritter  nichts  vergeben  kann,  und  dass  namentlich  Ansprüche 
eines  durch  eine  strafbare  Handlung  Verletzten  auf  Schadenersatz  und  auf 
Privatgenugthuung  in  keiner  Weise  durch  eine  Begnadigungshandlung  be- 
seitigt werden.  Der  Staat  hat  seine  Gründe,  die  auf  ein  Vergehen  gesetzten 
Uebel  entweder  gar  nicht  eintreten  zu  lassen  oder  dieselben  nachträglich 
ganz  oder  theilweise  wieder  aufeuheben;  er  mag  selbst  verhindern,  dass 
die  Schuld  gerichtlich  untersucht  und  als  Thatsache  anerkannt  wird,  dadurch 
aber  natürlich  schon  die  Zuerkennung  einer  Strafe  und  deren  rechtliche 
Folgen  verhindern:  allein  er  ist  nicht  berechtigt,  durch  eine  willkürliche 
Handlung  seines  Oberhauptes  einzugreifen  in  bereits  bestehende  Privatrechts- 
sph&ren.    Es  kann  sich  aber  dabei  von  dreierlei  Verhaltnissen  handeln.  — 


als  er  eine  von  diesem  gar  nicht  mit  einer  Strafe  belegte  Handlang  ttberliaupt  eq  be- 
strafen beftigt  ist.  Der  Verbrecher  hat  nicht  das  Recht  su  rerlangen ,  dass  der  Staat  ihm 
fiberhanpt  ein  Uebel  snfilge ,  nnd  er  hat  nicht  die  Wahl  unter  yersehiedenen  Tom  Oesetse 
aof  seine  Handlang  alternativ  gesetsten  Strafen;  allein  er  kann  verlangen,  dass  ihm  keine 
Art  von  Uebel  zngefDgt  werde,  welche  nicht  in  der  vom  Gesetzgeber  fiberhanpt  aafgestellten 
StraArahme  befindlich  ist,  nnd  welches  ihm  somit  gar  nicht  angedroht  war.  Diess  wilre 
selbst  dann  richtig,  wenn  die  Behauptung  zugegeben  werden  müsste,  dass  die  verschiedenen 
StrafBbel  eine  streng  gegliederte  Reihenfolge  bilden,  folglich  mit  Sicherheit  angegeben 
werden  könne,  welches  derselben  der  Gesetzgeber  als  hfirter  oder  gelinder  betrachte;  allein 
doppelt  muss  es  verlangt  werden,  weil  die  Behauptung  nicht  richtig  ist,  dass  die  s&mmt- 
lichen  Strafiibel  sich  in  bestimmt  erkennbaren  Graden  zu  einander  wie  Mehr  und  Weniger 
verhalten.  Sie  sind  nicht  bloss  der  Grösse  nach  abgestuft,  sondern  auch  der  Art  nach 
wesentlich  verschieden  nnd  dann  keineswegs  einlach  commensurabel.  Es  ist  keineswegs 
anzugeben,  wie  sich  aUe  Freiheitsstrafen,  Vermögensstrafen,  Ehrenstrafen,  Entziehungen 
von  Rechten  der  Strenge  nach  zu  einander  verhalten ,  und  leicht  könnte  eine  durch  Straf- 
verwandlung angeordnete  ganz  andere  Gattung  von  Uebel  nicht  bloss  snbjectiv  sondern 
selbst  objectiv  härter  sein ,  als  die  vom  Richter  ausgesprochene  Strafe.  Und  zu  welchen 
Folgerungen  gar  würde  es  Ähren,  wenn  dem  Staatsoberhaupte  ein  Recht  eingeräumt  wfirde, 
eine  Strafe  zu  verschärfen,  wenn  und  weil  die  gesetzlich  angedrohte  und  richterlich  erkannte 
von  dem  Verurtheilten  nicht  gebfihrend  als  Uebel  erkannt  werde?  (Im  Uebrigen  bemerke 
ich  hierbei  ausdrttoklich ,  dass,  wenn  ich  die  vorstehende  Ansicht  schon  in  meinem  Staats- 
rechte des  K.  Württemberg,  Bd.  I,  S.  218,  kurz  andeutete,  ich  daselbst,  wie  schon  die  Be- 
gründung zeigt,  nur  von  Strafverwandlungen,  nicht  von  einfachen  Milderungen  reden 
wollte.)  —  Wie  immer  aber  man  die  Frage  beantworten  mag,  so  viel  ist  jeden  Falles  gewiss, 
dass  die  von  Bertauld,  a.  a.  0.,  S.  8S  aufgestellte  Ansicht  folsoh  ist,  es  habe  der 
Richter  zu  entscheiden,  wenn  der  Begnadigte  behaupte,  das  ihm  als  eine  angebliche  Mil- 
derung zugetheilte  Uebel  sei  vielmehr  eine  Verschärjfüng.  Mit  welchem  Rechte  könnten 
die  Gerichte  fiber  eine  Handlung  des  Staatsoberhauptes  urtheilen  und  sie  für  unzulässig 
erklären?   Und  in  welcher  Form  sollten  sie  dieM  rechtskräftig  thun? 
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Entweder  nfimlich   mag   dnrdi  ein  rechtskrtftig  gewordenes  ürtlieil  aadi 
einem  Dritten  ein  bestimmtes  Recht  zngesprodien  nnd  somit  von  diesem 
wohl  erworben  worden  sein.    Dann  steht  es  bei  demselben,  seinen  Anspracii 
nach  Gutfinden  geltend  zu  madien,  auch  wenn  die  Strafe  selbst  yor  jeder 
Yollstrecknng  ganz  erlassen  sein  sollte.    £s  kann  also  z.  B.,  trotz  des  YöOigen 
Nachlasses  jeder  öffentlichen  Strafe,  ein  Iqjorirter  die  Abieistang  der  zu 
seinen  Gunsten  ausgesprochienen  Abbitte  und  Ehrenerklftmng  verlangen;  der 
Sdkuldner  eines  Wucherers  den  ihm  zuerkannten  vierten  Theil  des  Darlehens 
beanspruchen;  der  Anzeiger  den  ihm  zugesprochenen  Antheil  an  der  Bosse 
fordern;  Pflegebefohlenen  bleiben  die  ihnen  im  Urtheile  ausdrdcklich  vorbe- 
haltenen  Ansprache   auf  Entschädigung   an   die  yerurtheilten  YonnOnder. 
Selbst  eine  vollständige  Wiedereinsetzung  des  Yerurtheilten  in  den  vorigen 
Stand  beseitigt  die  indessen  erworbenen  und  gerichtlich  anerkannten  Bechte 
Dritter  nicht  wieder.  —  Ein  zweiter  möglicher  Fall  ist,  dass  das  rechtskräftig 
gewordene  Urtheil  eine  Thatsache  als  erwiesen  anerkennt.    Hier  kann  denn 
jeder  Dritte  die  ihm  überall  im  Bechte  zustehenden  Ansprache  auf  eine  soldie^ 
Thatsache  gründen,  und  selbst  die  vollständigste  Begnadigung  vemicfatet 
deren  gerichtliche  Constatirung  also  Unanfechtbarkeit  nidit  mehr.    Es  kann 
also  der  Bestohlene  auf  Grund  des  den  Diebstahl  constatirenden  Urtheiles 
die  Herausgabe  seines  Eigenthumes  verlangen;  der  unschuldige  Gatte  auf  die 
Sdieidung  wegen  des  gerichtlidi  anerkannten  Ehebruches  klagen,  ebenso  auf 
Yerlust  der  Dos;  dem  Kinde  einer  ehebrecherischen  Wittwe  kann  die  Becht- 
mfissigkeit  der  Geburt  von  Erbschaftsberechtigten  bestritten  werden,  u.  s.  w. 
—  Drittens  endlich  bleiben  Privatrechtsverhaltnisse,  welche  zwar  nidit  un- 
mittelbar durch  das  strafgerichtliche  Urtheil  erzeugt,  allein  doch  durch  das- 
selbe möglich  gemacht  werden  und  während  der  Gültigkeit  desselben  recht- 
lich zu  Stande  gekommen  sind,  auch  nach  der  Wiederaufhebung  der  Strafe 
unangefochten  bestehen.    Wenn  also  z.  B.  durch  ein  Strafurtheil  die  Gonfis- 
cation  eines  Eigenthumsstückes  zu  Gunsten  des  Fiscus  ausgesprochen,  das- 
selbe dann  von  dem  letzteren  verkauft  worden  war,  so  bleibt  der  Erwerber 
im  rechtlichen  Besitze,   auch  wenn  eine  vollständige  Begnadigung  später 
eintritt.    Will  das  Staatsoberhaupt  dem  Yerurtheilten  auch  diesen  Nachtheil 
wieder  erlassen,  so  kann  es  nur  durch  eine  Entschädigung  aus  öffentlidien 
Mitteln  geschehen.    Oder  wenn  der  Besitzer  oder  Nutzniesser  eines  Privat- 
rechtes durch  Yerurtheilung  zu  einer  peinlichen  Strafe  unfähig  geworden  ist 
zum  Weiterbesitze  dieses  Bechtes,  (etwa  in  Folge  von  Familienstatuten 
testamentarischen  Bestimmungen,  Corporationsbestimmungen,)  dasselbe  somit 
auf  den  Nächstberechtigten  überging:  so  verliert  dieser  seinen  wohlerworbenen 
Anspruch  durch  eine  nachträgliche  Begnadigung  und  selbst  durch  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  nicht  mehr.  Diese  betrifft  nur  die  Yerfaältnisse 
zum  Staate  und  macht  etwa  für  künftige  Fälle  wieder  rechtsfähig,  kann  aber 
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keine  Beranbnng  Dritter  anordnen  ^).  —  Wenn  übrigens  die  Fordemng  anf 
Nichtbeeinträchtigang  der  Redite  Dritter   dnrch  eine  Begnadigung  dabin 
aasgedebnt  werden  will,  dass  eine  gerichtlich  zuerkannte  Ünfiüiigkeit  zum 
Zengeneide  vom  Staatsoberhanpte  nicht  nachgelassen  werden  könne,  indem 
dadurch  Rechte  Dritter  gefährdet  würden'):  so  muss  dem  doch  widersprochen 
werden.  Vorerst  ist  es  ein  juristisch  gar  nicht  fassbarer  Gedanke,  dass  jeder 
beliebige  Dritte,  also  jedes  menschliche  Individuum,  ein  wohlerworbenes 
Privatrecht  habe,  durch  die  Aussage  einer  bestimmten  Person  nicht  möglicher- 
weise gefthrdet  zu  werden.    Jeder  hat  das  Recht,  sich  gegen  eine  ihm  un- 
gflnstige  Aussage  nach  Kräften  zu  vertheidigen.    Jeder  hat  namentlich  das 
Recht,  zur  Aufklärung  des  Richters  an  die  Thatsache  einer  vorangegangenen 
Yerurtheilung  eines  Zeugen  wegen  Meineides  zu  erinnern.    Allein  welches 
Recht  kann  er  haben  zu  verhindern,   dass  das  Staatsoberhaupt  nicht  das 
Strafabel  der  ZeugenunfUiigkeit  aus  zureidienden  Grflnden  wieder  entferne? 
Eben  so  gut  könnte   er  das  Recht  beanspruchen,   dass   ein.  wegen   eines 
Todschlages  Verurtheilter  begnadigt  werde,   weil  er  möglicherweise  durch 
den  wieder  Befreiten  auch  beschädigt  werden  könnte,  oder  dass  ein  zur  Be- 
kleidung von  Aemtem  für  unföhig  Erklärter  wieder  filir  befähigt  erklärt  werde, 
weil  derselbe  möglicherweise  ein  Amt  missbrauchen  könnte.     Sodann   ist 
nicht  zu  flbersehen,  dass  der  durdi  eine  Wiederbeffthigung  zur  Zeugenaussage 
ermöglichten  Beeinträchtigung  des  Einen   in  eben  so  grosser  Stärke  die 
Möglichkeit  der  Beeinträchtigung  eines  Andern   durch   die  Nichtannahme 
eines  zu  seinen  Gunsten  lautenden  Zeugnisses  gegenübersteht,   und  dass 
sich  also  diese  beiden  Besorgnisse  gegenseitig  aufheben.    Man  kann  somit 
hier  nichts  zugeben,   als  dass  eine  völlige  Wiederherstellung  der  gericht* 
liehen  Glaubwürdigkeit  auf  sehr  gutem  Grunde  beruhen  muss,   daher  auch 
nur  selten  vorgenommen  werden  darf. 

y. 

Als  notbwendig  zur  Erreichung  der  verschiedenen  Zwecke,  welche  eine 
Begnadigung  haben  kann,  und  somit  selbstredend  auch  als  erlaubt,  stellen 
sich  folgende  Arten  von  Eingriffen  in  das*  ordentliche  Rechtsverfähren  dar: 

a)  Begnadigung  im  engeren  Sinne,  das  heisst  gänzliche  oder  theil weise 
Wiederaufhebung  einer  geriditlich  ausgesprochenen  Strafe.  Dieselbe  kann 
eintreten  vor  dem  Beginne  der  Vollziehung  und  somit  das  ganze  Uebel  er- 
sparen, oder  aber  erst  nachdem  der  Vollzug  bereits  eingetreten  ist,  so  dass 
der  noch  rückständige  Theil  der  Strafe  unvollzogen  bleibt.  Auch  darin  be- 
steht ein  wesentlicher  Unterschied,  dass  entweder  die  vom  Gesetze  mit  der 


1)  Vgl.  Zirklerin  Welake's  Beehtolazieon, Bd. 1, 8. SOS,  wo  indessen  die  ▼ersehiedenen 
Fälle  dareh  einander  geworfen  sind. 

S)  Dieser  Ansicht  ist  A  r  n  o  1  d ,  F.  Cb.  y. ,  Umfsng  und  Anwendung  des  Begnadignngs- 
reehtes«   8rL,  isao,  8.  8  ig. 
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Zaerkennong  einer  Strafe  yerbandeneii  rechtlichen  Folgen,  z.  B.  Yeriiirt 
politischer  Rechte,  ebenfalls  beseitigt  werden,  oder  dass  dieselben  b^tdien 
bleiben  kt^nnen  und  nur  das  Strafdbel  an  sich  nicht  vollsogen  wird. 

b)  Abolition,  nämlich  entweder  yöllige  Yerfainderong  jedes  geiidit- 
liehen  Verfahrens  in  Betreff  eines  Strafblles  oder  Niederschla^ong  and 
Verbot  weiterer  FortfOhrang  einer  bereits  begonnenen  Untersuchanf^ ;  selbst- 
redend verbunden  mit  der  Verhinderung  aller  und  jeder  reditlichen  Folgen 
der  Anschuldigung,  sei  es  nun  dass  thatsächlich  nodi  keine  eingetreten  sind, 
sei  es  durch  Wiederaufhebung  der  bereits  erfolgten,  z.  B.  der  Verhaftang, 
der  Einstellung  politischer  Rechte  u.  s.  w.  ^) 

c)  Amnestie  oder  Begnadigung  ganzer  Kategorieen  von  bereits  Ange- 
schuldigten oder  wenigstens  einer  Anschuldigung  zu  Unterwerfenden.  Die- 
selbe ist  eine  Verbindung  von  Begnadigung  und  Abolition  in  einer  grössereo 
Ausdehnung  und  ohne  weiteres  Eingehen  auf  den  einzelnen  Fall,  und  begreift 
im  Zweifel  nicht  nur  die  Erlassung  aller  und  jeder  Strafe,  sondern  ancb 
sftmmtlicher  rechtlicher  Folgen  der  Anschuldigung  und  Verurtheilung.  Sie 
ist  im  Wesentlichen  eine  politische  Massregel  und  nicht  vom  Standpnncte 
des  Strafrechtes  und  seiner  Forderungen  zu  betrachten.    Endlich 

d)  Restitution  oder  Wiedereinsetzung  in  den  firttheren  Recfatszustand, 
welcher  durch  das  Straferkenntniss  aufgehoben  oder  wenigstens  yerschlech- 
tert  worden  war.     Sie   mag  also  theils  in  einer  Wiederheransgabe    von 
Gütern  und  Vermögensrechten  bestehen,  welche  zur  Strafe  entzogen  worden 
und  dem  Fiscns  zugefallen  waren;  theils  in  der  Wiederverleihung   von 
Aemtem  und  gesellschaftlichen  Vorztlgen,  welche  durch  gerichtliches  Urtheil 
aberkannt  waren;   theils  endlich  in  der  Wiederbeseitigung  der  mittelbaren 
Folgen  einer  peinlichen  Bestrafung,  namentlich  der  rechtlichen  Unfidiigkeit 
zur  Ausübung  bürgerlicher  oder  politischer  Rechte.    Selbstredend  setzt  die 
Wiedereinsetzung  zum  mindesten  ein  bereits  rechtskräftig  gewordenes  Urtheil 
voraus;   sie  kann  aber  auch  nach  bereits  theilweise  und  selbst  yoUständig 
yerbüsster  Strafe  stattfinden'). 


1)  Die  Abolition  hat  Tielfliehe  und  entsobledene  Otgnw  auch  unter  Solehen,  welehe 
Begnadignnflr  im  engeren  Sinne  ralaesen;  so  s.  B.  Kleinschrod,  Stflbel,  Tittmenn, 
Bpangenberg,  Ahegg,  Orolman,  Pfeiffer,  Jordan.  Dagegen  sind  fUr  die 
Znlftssigkeit :  Fenerbach,  Oerstedt,  Trammer^  Bossbirt,  PloobmanBf 
Zacbari&,  Zirkler,  Köstlin. 

S)  Nnr  durch  ein  yollstftndiges,  im  Uebrigen  schwer  begreifliches,  Missrerstlndniss  llsst 
es  sich  erklären,  dass  Vollgraff,  Vermischte  Abhandinngen,  Bd.  n,  B.  76  fg.,  die  Besti- 
tation  gar  nicht  als  logisch  möglich  erkennen  will.  Er  geht  nimlich  davon  ans,  dass  eine 
solche  Massregel  nur  eintreten  könne  bei  einer  angerechten  Vemrtheilnng  nnd  nach  er- 
langter Uebersengung  Ton  der  Unschuld;  dann  sei  aber  nicht  ron  Gnade,  sondern  nur  von 
einer  Bechtspfllcht  möglichster  Wiedergutmachung  die  Rede.  So  richtig  Letsteres  ist,  eben 
so  klar  ist  auch ,  dass,  wenn  unter  normal  Denkenden  ron  Bestitution  als  Begnadigung  die 
Bede  ist,  eben  ein  anderer  Fall  Torausgesetst  sein  muss.  Und  dieser  Fall  ist  denn  in  der 
That  nicht  so  schwierig  anfituSnden ;  im  Oegeiitheile  wlre  ohne  Restitution  eine  offenbare  Lücke 
in  dem  Bechte  nnd  in  der  Pflicht  cur  Ausgleichung  des  höheren  und  des  fonnalen  Beehles. 
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e)  Moratorium,  d.  fa.  Schatz  Einzelner  oder  ganzer  Eategorieen  von 
Personen  gegen  dvilrechtliche  Klagen  einer  beetinunten  Art  und  während 
bestimmter  Zeit,  als  Massregel  gegen  nnverscholdete  Yermdgensbedrohong 
in  aasserordentlichen  Fällen^). 

Hier  bedarf  es  wohl  vor  Allem  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  jede 
der  verschiedenen  Arten  eines  Eingriffes  in  die  Rechtspflege  auf  ihren 
eigenen  Grundlagen  beruht,  somit  auch  die  Rechtfertigung  der  Vornahme 
in  jedem  einzelnen  Falle  durch  das  genügende  Vorhandensein  der  fOr  ihn 
passenden  Gründe  bedingt  ist.  Nicht  nur  kann  z.  B.  von  der  Räthlichkeit 
und  Nothwendigkeit  einer  Begnadigung  in  Strafsachen  nicht  entfernt  ein 
Schluss  gemacht  werden  auf  die  Berechtigung  zu  einem  Moratorium;  sondern 
es  ist  auch  die  Begründung  der  einen  Art  von  Strafnachlass  noch  keineswegs 
hergestellt  durch  den  Beweis,  dass  das  Eintreten  einer  der  andern  Arten 
gerechtfertigt  ist.  Es  kann  also  eine  einfache  und  vereinzelte  Begnadigung 
wohl  an  der  Stelle  sein,  ohne  dass  desshalb  eine  Abolition  hätte  vertheidigt 
werden  können,  oder  gar  Veranlassung  zu  einer  Amnestie  wäre;  und  um- 
gekehrt können  die  Verhältnisse  eine  Amnestie  rätblich  und  selbst  noth- 
wendig  machen,  ohne  dass  der  einzelne  Fall  zureichende  Gründe  zu  einer 
Begnadigung  darböte.  Es  genügt  also  zur  sittlichen  und  politischen,  unter 
Umständen  auch  zur  rechtlichen  Vertheidigung  einer  Begnadigungshandlung 
nicht,  wenn  überhaupt  irgend  eine  Einmischung  des  Staatsoberhauptes  ge- 
rechtfertigt ist;  sondern  es  müssen  auch  namentlich  die  Gründe  für  die 
bestimmte  Handlungsart  nachweisbar  sein.  Als  Regel  kum  der  Satz  auf- 
gestellt werden,  dass  am  häufigsten  gerechte  Veranlassung  zu  einer  verein- 
zelten Begnadigung  nach  ausgesprochenem  Urtheile  besteht;  schon  seltener 
wird  ein  Grund  zu  einer  vollständigen  Wiedereinsetzung  in  den  verwirkten 
Rechtszustand  vorhanden  sein,  und  in  noch  weit  wenigeren  Fällen  eine 
Veranlassung  zu  einer  Abolition  vorliegen;  viele  Jahre  können  endlich  ver- 
gehen, ehe  die  Art  der  begangenen  Gesetzwidrigkeiten  und  die  allgemeine 
Lage  der  staatlichen  Verhältnisse  eine  Amnestie  oder  ein  Moratorium  her- 
beiführen. 

Sodann  bieten  die  einzelnen  Arten  von  Gnadenacten  Stoff  zu  besondem 
Bemerkungen  und  Forderungen. 

Bei  der  einfachen  Begnadigung  besteht  die  wichtige  Frage  nach  der 
Beseitigung  der  gesetzlichen  Folgen  eines  Strafurtheiles.  Solcher  Folgen 
giebt  es  bekanntlich  zweierlei:  theils  öffentlich  rechtlicher  Art,  indem  die 
Verurtheilung  zu  einer  bestimmten  Strafe  oder  auch  wohl  wegen  einer  be- 
stimmten Art  von   Handlungen   die  rechtliche   Unfähigkeit   zur  Ausübung 

1)  Die  ublreiche  ältere  Lltentnr  über  Moratorien  t.  bei  Pütter,  Literatur  des  d. 
StMtsrecbtes,  Bd.  m,  8.  598  fg.,  und  Klub  er,  Fortsetc,  8.  4eo  fg.  Ferner:  M5hl,  O.  P., 
Beiträge  b.  d.  Lebre  Ton  den  Moratorien.  Mannb. ,  1804 ;  I.  11 ;  B  a  n  r ,  üeber  Moratorien. 
Ldsb-flSM. 
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gewisser  politischer  Bedite,  z.  B.  der  activen  oder  passiven  Wahlfthi^eit  m 
Staat  und  Gemeinde,  der  Bekleidung  öffentlicber  Aemter  n.  s.  w.,  nadi  ä^ 
zieht;  theils  privatrechtlicher  Art,  u.  a.  die  Yerpflicfatung  zur  Zahlung  der 
üntersuchungskosten,  die  Unfähigkeit  zur  FOhrung  einer  Yonnundschalt,  £rih 
Unfähigkeit,  Nichtzulassung  zum  Eide,  oder  wenigstens  yerminderte  Glaob- 
wftrdigkeit.  —     Dass  auch  diese  Folgen  einer  Yerurtheilung  dord    eine 
ausdrückliche  Ausdehnung  der  Begnadigung  auf  sie  wieder  aofgeboben 
werden  kOnnen,  unterliegt  einem  gegründeten  Zweifel  nicht.    FJuib*^!  nim- 
lieb  kann  gerade  in  diesen  secund&ren  Uebeln  die  hanptsftddichste  HArte 
oder  Schwierigkeit  liegen,  und  würde  ihre  Unwegrftnmbarkeit  die  £rflllliiiig 
sowohl  der  rechtlichen  Forderung  einer  Ausgleichung  des  formalen  und  des 
ideellen  Bechtes,  als  die  Beseitigung  politischer  Naditheile  veriiindem,  somit 
dem  ganzen  Gedanken  und  Zwecke  des  Begnadigungsredites  widersprecfaen« 
Sodann  kann  aber,  zweitens,  die  Behauptung  der  Unbeseitigbarkeit  nur  auf 
die  Annahme  gestützt  werden,  dass  diese  Folgen  mit  der  Thatsache  der  Yer- 
urtheilung  untrennbar  zusammenhängen,  sie  somit  also,  weil  eine  Thatsache 
nicht  rückwärts  ungeschehen  gemacht  werden  könne,  gleidisam  aus  physischen 
Gründen  bestehen  bleiben  müssen.    Diese  AufEassung  ist  nun  aber  eine  ganz 
unhaltbare.    Die  in  Frage  stehenden  sogenannten  Folgen  sind  nicht  mehr 
und  nicht  weniger,  als  ein  Theil  des  vom  Gesetze  angedrohten  und  vom  Ge- 
richte zuerkannten  Strafübels,  oft,  wie  gesagt,  sogar  der  bedeutendste  Theil 
desselben.    Ob  sie  in  jedem  einzelnen  FaUe  besonders  im  Urtheile  erwähnt 
werden,  oder  ob  sie,  als  ein  fOr  allemal  durch  das  Gesetz  mit  einer  be- 
stimmten Strafe  verbunden,  der  Kürze  und  Bequemlichkeit  wegen  stillsdiwei- 
gend  in  die  Zuerkennung  der  letzteren  mit  einbegriffen  werden,  Ändert 
lediglich  nichts  an  dieser  Eigenschaft.    Sie  sind  auch  in   der  zweiten  Vor^ 
aussetzung  keine  von  Menschenmacht  nicht  mehr  ungeschehen  zu  machende 
Thatsache,  sondern  ein  selbststAndig  angedrohtes,  in  der  Zeit  fort  und  fort 
zu  vollziehendes  Uebel,  dessen  Durchführung  in  jedem  Augenblicke  unter- 
bleiben kann,  und  auch  unterbleiben  soU,  sobald  die  Vollziehung  der  ganzen 
Strafe  oder  dieses  Theils  derselben  als  nicht  nothwendig  erscheint.   Endlich  ist 
auch  noch  darauf  aufinerksam  zumachen,  dass  die  Gesetze,  wenn  sie  in  seltnen 
Fällen  eine  Beschränkung  des  Begnadigungsrechtes  fAr  passend  eraditen,  wie 
z.B.  bei  Yerurtheüungen  durch  einen  Staatsgerichtshof,  diess  immer  ausdrück- 
lich und  mit  genauer  Angabe  der  Grftnzen  feststellen.    In  Beziehung  auf  die 
Folgen  der  gewöhnlichen  Yerurtheüungen  ist  diess  aber  nirgends  der  Fall; 
es  findet  also  der  Satz  Anwendung,  dass  die  Begel  durch  eine  Ausnahme  be- 
festigt wird,  und  es  hat  auch  ans  diesem  Grunde  da,  wo  dem  Staatsoberhaupte 
die  Erlassung  der  vom  Gesetz  ein  für  allemal  mit  einem  anderen  Straf&bel 
verbundenen  Uebel  nicht  besonders  untersagt  ist,  dasselbe  das  volle  Begna- 
digungsrecht in  Anspruch  zu  nehmen.    Ist  dem  Allen  aber  also,  so  kann  es 
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andi  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dieser  Theil  der  Strafe  durch  eine 
aasdrttckliche  Erklärung  in  jeder  beliebigen  Weise  und  Ausdehnung,  also 
entweder  allein  oder  zu  gleicher  Zeit  mit  den  übrigen  zuerkannten  Uebeln, 
ganz  oder  nur  theilweise,  erlassen  werden  kann^).  —    Hiermit  ist  dann 
freilich  Aber  den  Grundsatz  der  Auslegung  in  zweifelhaften  Fällen  nichts  ent- 
schieden, namentlich  nicht  Aber  die  wichtige  Frage,  wie  es  sich  mit  den  gesetz- 
lichen Folgen  der  Strafen  verhält,  wenn  bei  der  Begnadigung  Aber  sie  nichts 
ausdrückliches  angeordnet  worden  ist?    Vielfach')  ist  hinsichtlich  der  Aus- 
legung von  Begnadigungen  der  Grundsatz  aufgestellt  worden,  dass  solche  als 
Privilegien  einschränkend  zu  erklären  seien.   Diese  Auffassung  ist  aber  nicht 
nur  dem  GefOhle  zuwider,  welches  will,  dass  «man  an  einem  Eönigswort  nicht 
drehen  noch  deuteln  soll« ;  sondern  es  ist  auch  falsch,  die  Begnadigung  als  ein 
Privilegium  zu  begreifen.    Sie  ist  eine  Handlung  höherer  Gerechtigkeit  oder 
der  Staatsklugheit,  und  da  ist  dann  kein  allgemeiner  Grund,  eine  solche 
immer  im  möglichst  besdiränkten  Sinne   anzuwenden.     Vielmehr  wird   in 
jedem  einzelnen  Fall  aus  den  besondem  that sächlichen  Umständen,  z.  B. 
aus  der  Bitte  des  Verurtheilten ,  aus  den  erstatteten  Gutachten  der  Behör- 
den u.  s.  w.  der  Grund  des  Strafnachlasses  und  damit  auch  der  Umfang 
desselben  erforscht  werden  mAssen.    Was  aber  insbesondere  die  Folgen  einer 
Strafe  betrifft,  so  muss  ohne  Zweifel  unterschieden  werden.    Besteht  nämlich 
die  Begnadigung  nur  in  dem  Erlasse  eines  bestimmten  Theiles  der  zu- 
erkannten Strafe,  z.  B.  im  Nachlasse  eines  noch  übrigen  Bestes  von  Freiheits-' 
strafe,  oder  der  Freiheitsstrafe  unter  Beibehaltung  einer  Geldstrafe,  so  können 
etwaige  gesetzliche  Folgen  nicht  als  stillschweigend  unterlassen  betrachtet 
werden.     Dieselben  bestehen,    wie  oben  bemerkt,   in  einem  Theile   der 


1)  Eine  merkwärdigre  Verhandlung:  Aber  diese  Frage  hat  im  J.  18SS  in  der  wfirttember- 
glBchen  Abgeordnetenkammer  stattgeftmden  (s.  deren  Verhandlnniren,  Sita,  l,  ift  und  19),  wo 
68  sich  davon  handelte,. ob  die  TÖUige  Begnadigung  einiger  wegen  politischer  Vergehen  Be- 
strafter ihnen  auch  die  passive  WahlfShigkeft  wieder  gegeben  habe  und  habe  geben  können  ? 
Die  Begiemng  bestritt  es,  und  somit  die  Ausdehnung  ihres  eigenen  Rechtes,  und  setste  auch 
die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Kammer  durch,  so  dass  die  UnlKhigkeit  des  Königs  su  voll- 
ständigem StrafliAchlasse  (auf  einige  Zeit)  positives  Recht  des  Landes  wurde.  Qegen  diese,  nur 
in  einer  Zeit  grosser  politischer  Aufregung  begreifliche,  Selbstventttmmlung  der  Prärogative 
hatten  sich  übrigens  die  überwiegende  Mehrsahl  der  in  der  Sache  abgegebenen  Stimmen  von 
Theoretikern  erklärt;  sos.  B.  Wächter,  Strafarten,  6.  79;  Beysoher,  Publicist.  Versuche, 
8.  808;  Major,  Ueber  die  staatsbürgerlichen  Wahlrechte  der  Verurtheilten  und  Begnadigten. 
Tttb.  S.  Aufl.  1883;  Mo  hl,  Staatsrecht  des  K.  W.,  1.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  480.  Nur  Hofacker,  in 
s.  Jahrbüchern,  Bd.  ni,  S.  887  war  für  die  Unmöglichkeit  einer  so  weit  gehenden  Begnadi- 
gung. —  Nicht  an  verwechseln  übrigens  mit  der  hier  erörterten  Frage  ist  die,  ob  eine  Begna- 
digung In  Betreff  der  Folgen  eintreten  könne,  wenn  das  Gesets  diese  letateren  nicht  mit  der 
rechtskräftig  gewordenen  Verurth eilung  verbindet,  sondern  sie  schon  eintreten  lässt,  wenn 
keine  Freisprechung  erfolgt?  Eine  solche  gesetsliobe  Bestimmung  ist  freilich  sehr  fiilseh 
und  beklagenswerth,  namentlich  auch  des  möglichen  Missbranches  wegen;  allein  die  Frage 
mnis  doch  verneint  werden,  da  bei  einer  Begnadigung  immer  ein  verurtheilendes  Erkenntniss 
voraosgesetst  ist,  dieses  aber  hier  fehlt ,  die  Thatsaehe  der  eröflbeten  Untersuchung  aber  nicht 
beseitigt  werden  kann. 

t)  Man  sehe  die  bei  Köstlin,  System  des  Strafr.'s,  S.  64i,  Note  1,  angefahrten  Schriften. 
Köstlin  selbst  theUt  übrigens  diese  Meinung  nicht 
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angedrohten  and  zuerkannten  üebel ;  wenn  nun  nur  ein  bestimmter  Theil  dieser 
Uebel  erlassen  wird,  so  ist  nicht  nur  nicht  auf  eine  Erlassang  aacfa  des 
übrigen  Theiles,  sondern  es  ist  yielmehr  gerade  aof  den  Willen,  diesen  Theil 
bestehen  zn  lassen,  za  scblicssen.    Aach  Ändert  es  hieran  nichts,  wenn  die 
fragliche  Begnadigang  etwa  in  einer  Strafverwandlong  besteht,  mit  der  itzt 
za  erstehenden  Strafe  aber  die  gesetzlichen  Folgen  der  arspr&nglidi   zuer- 
kannten Strafe  nicht  yerbanden  sind;  wenn  also  z.B.  anstatt  Zacfathaasstrmfe, 
welche  UnfiUügkeit  za  Ehrenrechten  in  sich  begreift,  Festangsstrafe  erstan- 
den  werden  darf.    Es  ist  ja  die  Vertheilang,  nicht  die  thatsftcfaliche  Er- 
stehang,  welche  aach  noch  die  weiteren  Folgen  zatheilt;  and  wenn  diese 
ebenfalls  erlassen  oder  in  mildere  verwandelt  werden  soll,  so  bedarf  es  eines 
aasdrficklich  darauf  gerichteten  Aasspracbes  der  berechtigton  Gewalt.     Es 
ist  daher  aach  von  keinerlei  Bedeatang  ob  die  gelindere  im  Wege  der  Be- 
gnadigang angewiesene  Strafe  gleich  von  Anfang  an  stattfindet,  oder  ob  sie 
erst,  nadidem  ein  Theil  der  arsprUnglich  zugesprochenen  Strafe  bereits  er- 
standen ist,  eintritt.  —    Ist  dagegen  ausdrOcklidi  eine  vollständige  Be- 
gnadigung erfolgt,  so  ist  die  Erlassung  der  rechtlichen  Folgen  mit  daronter 
begriffen,  auch  wenn  sich  der  Begnadigende  nicht  mit  ausdrQcklicfaen  Worten 
darflber  ausgesprochen  hat.    Die  Erlassung  der  Strafttbel  wftre  ja,  entgegen 
dem  Willen  des  Regenten,  nicht  im  ganzen  Umfange  vorhanden,  wenn  nur  die 
im  Urtheile  namentlich  bezeichneten  nicht  aber  die  vom  Gesetze  ein  fllr  alle- 
mal mit  diesen  stillschweigend  verbundenen  unvollzogen  blieben').  Im  üebrigen 
ist  es  allerdings  zur  Beseitigung  jeden  Zweifels  besser,  in  dem  Begnadigungs- 
erlasse auch  der  gesetzlichen  Folgen  Erwähnung  zu  thun. 

Der  Zweck  der  Abolition  ist,  den  Eintritt  oder  wenigstens  den  Fort- 
gang jedes  strafrechtlichen  Verfohrens  zu  verhindern.  Die  unmittelbare  Folge 
ist  natürlich  eine  Beseitigung  oder  Wiederaufhebung  aller  und  jeder,  unmittel- 
bar oder  mittelbar  mit  einem  solchen  Vergehen  zusammenhängenden  thatsäcfa- 


1)  Aiu  dietem  Oninde  miiM  man  sieh  denn  aneh  irolven  die  Annahme  erklären,  daai  ei  d« 
CNIlrichter  freistehe ,  In  Besiehan«  auf  einen  (yollatlndig)  Begnadigten  die  Olaohwürdlgkeit 
deeselhen  bei  der  Anferlegnng  eines  Eides  naeh  seiner  inneren  Ueberseoicnng  sn  pxflfen,  wie 
diess  Bpanicenberg,  im  N.  Areh.  f.  Crim.  B.,  Bd.JCni,  8.  S65,  SM  nnd  Kienke,  Magasiii 
fBr  hann.  Reeht,  1855,  8.  83,  behaupten.  Ein  solcher  Beinisdigter  ist  in  den  Tollen  Oennas  aller 
seiner  Rechte  wieder  eingesetst.  —  Die  einsige,  nnd  eigentlich  auch  nnr  scheinbare,  Ausnahme 
Ton  der  Beseitigung  aller  Folgen  einer  Vemrtheilnng  dareh  ToUstindlge  Begnadigung  tritt  ein 
bei  einem  Rfiekfalle.  Es  kann  nUmllch  wohl  keinem  haltbaren  Zweifel  unterliegen,  daas 
auch  wenn  eine  rollstindige  Begnadigung  roranging,  die  ftüher  bereits  erfahrene  Vemrthelluag 
bei  der  StrafbemcMung  wegen  eines  später  neu  begangenen  Verbrechens  in  die  getetsliche 
Berechnung  zu  nehmen  ist.  Die  erhöhte  Strafe  wegen  RSeklklls  Ist  kein  Theil  der  durch  das 
erste  Urtbeil  zuerkannten  Uebel,  sondern  ein  Bestandtheil der  neuen  Strafe,  fBr  welche  keine 
Begnadigung  vorliegt,  und  zwar  ein  durch  eine  bestimmte,  dureh  keine  mensehliehe  ICacht  un- 
geschehen zu  machende  Thatsache  yeranlasster  Bestandth^l ,  nämlich  durch  die  Wiederholung 
des  Verbrechens.  Das  Mhere  Urtbeil  Ist  nur  In  so  fem  von  irgend  einer  Bedeutung  dabei,  als 
CS  die  Thatsache  des  schon  einmal  Torgekommnen  gleichen  Verbrechens  gerlchtskundlg  und 
reehtskiäftlg  feststellt.  Desshalb,  aber  auch  nnr  desshalb,  kann  bei  einer  Abolition  von  einem 
Rückfalle  nicht  die  Rede  sein,  denn  hier  liegt  kein  lechtlich  oonstatlrtei  Verbrechen  tot« 
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liehen  nnd  rechtlichen  Folgen.    Es  hört  also,  fftUs  sie  bereits  angeordnet  ge- 
wesen sein  sollte,  die  Verhaftung  auf;  es  wird  eine  gestellte  Gantion  znrflck- 
gegeben;  der  Tom  Amte  vorläufig  Snspendirte  tritt  in  seine  Stellung  und  in 
seinen  Oehalt  wieder  ein.    Ebenso  kommen  die  Rechtsnachtheile,  welche  etwa 
die  Erhebung  einer  peinlichen  Anklage  in  Betreff  der  Ausübung  bfirgerlicher 
oder  staatsbürgerlicher  BefiUiigungen  zur  Folge  hat,  nicht  zur  Anwendung. 
Mit  Einem  Worte,  der  Beschuldigte  oder  möglicherweise  zu  Beschuldigende 
ist  in  Betreff  der  fraglichen  Handlung  vollkommen  so  zu  behandeln,  wie  wenn 
nie  eine  Anklage  gegen  ihn  erhoben  gewesen  wäre.  —    Diese  Einstellung, 
beziehungsweise  Wiederaufhebung  kann  dann  aber  vom  Staatsoberhaupte  in 
jedem  Augenblicke  bis  zur  Rechtskräftigwerdung  des  Urtheües  angeordnet 
werden;  demgemäss  denn  auch  in  einer  höheren  Instanz,  wenn  gegen  das 
erstriditerlicfae  ürtheil  ein  devolutives  Rechtsmittel  eingelegt  worden  ist,  sei  es 
nun  von  dem  Angeklagten,  sei  es  im  Namen  des  Staates.    Hat  dagegen  das 
Urtheil  bereits  Rechtskraft  erlangt,  so  kann  nur  Begnadigung  eintreten  nnd 
ist  Abolition  selbstredend  nidit  mehr  an  der  Stelle.    Eine  gesetzliche  Unter- 
sagung des  Aboütionsrechtes  (welche  in  einzelnen  Staaten  überhaupt  besteht, 
in  andern  wenigstens  in  Betreff  bestimmter  Arten  von  Verbrechen  angeordnet 
ist),  begreift  die  Entziehung  des  Begnadigungsrechtes  keineswegs  in  sich,  son- 
dern es  muss  letztere,  wo  und  wie  weit  sie  ebenfalls  bestehen  soll,  ausdrück- 
lich ausgesprochen  sein.    Der  Grund  des  Gesetzes  ist  nämlich  keineswegs  in 
beiden  Fällen  derselbe,  und  es  kann  gar  wohl  die  Ansicht  sein,  dass  zwar 
einem  Schuldigen  die  verdiente  Sdmiach  der  Anklage  und  Verurtheilung  nicht 
erlassen  und  der  Rechtsordnung  die  nöthige  sittliche  Wiederherstellung  nicht 
entzogen  werden  dürfe,  dagegen  aber  etwaigen  Gründen  zur  milderen  Voll- 
ziehung immerhin  Rechnung  getragen  werden  dürfe.    Dagegen  ist  in  dem 
Verbote  des  Begnadigungsrechtes  immer  auch  die  rechtliche  Unmöglichkeit 
einer  Abolition  enthalten.    Bei  einer  unbedingten  Beseitigung  der  Begnadi- 
gung ist  es  der  Wille  des  Gesetzgebers,  dass  die  Staatsgewalt  den  Lauf  der 
Gerechtigkeit  in  keiner  Art  und  Weise  hemme;  durch  eine  völlige  Nieder- 
schlagung jedes  Verfahrens  würde  derselbe  aber  gerade  am  meisten  beein- 
trächtigt.   Selbst  aber  wenn  das  Begnadigungsrecht  bei  gewissen  Vergehen 
nicht  vollständig  untei*sagt  ist,  sondern  nur  bestimmte  Strafarten  nicht  erlassen 
werden  können  (z.  B.  eine  Amtsentsetzung,  oder  eine  Unfähigkeit  zur  Aus- 
übung staatsbürgerlicher  Rechte),  so  darf  doch  in  den  betreffenden  Fällen 
eine  Abolition  nicht  stattfinden,  weil  ja  nicht  zum  Voraus  zu  bestimmen  ist, 
ob  nicht  gerade  eine  solche  nicht  nachlassbare  Strafe  erkannt  werden  würde.  — 
Die  einmal  verwilligte  Abolition  kann  später  nicht  wieder  zurückgenommen 
und  nun  doch  ein  Strafverfahren  eingeleitet  oder  dasfrtlher  bereits  begonnene 
fortgesetzt  werden.    Die  Erlassung  jeder  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
ist  in  das  Recht  des  Begnadigten  übergegangen  und  kann  ihm  nicht  wieder 
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entzogen  werden.    Selbst  wenn  ei^  splter  wegen  anderweitiger  Handfanfe 
vor  Oericfat  gestellt  werden  sollte ,  kann  anf  die  durch  die  Aboliticm  jeddi 
Verfahren  entzogene  Handlang  nicht  wieder  eingegangen  werden,  selbst  we:i 
sie  mit  der  nen  Torliegenden  in  Verbindung  stünde;  sie  ist  dnrdi  den  betrd- 
fenden  Gnadenact  voUstAndig  ans  der  Welt  geschafft,  so  weit  vom  Straired^* 
des  Staates  die  Rede  ist.    Eine  Ausnahme  von  dieser  abschliessenden  Wirk- 
samkeit ist  nur  dann  möglich,  wenn  die  Abolition  unter  einer  Bedingung  er- 
theilt  wurde,  welche  von  dem  Begnadigten  nicht  eingehalten  wird;  z.  B.  geget 
das  Versprechen  einer  beständigen  Auswanderung,  einer  gftnzlichen  LiOssagus^ 
▼on  einer  bestimmten  Verbindung  u.  s.  w.  —    Dass  die  Abolition    so  wenig 
als  die  nachträgliche  Begnadigung  wohlerworbene  Rechte  Dritter  nicht  mil- 
dem oder  beseitigen  kann,  versteht  sich  von  selbst.    Die  Staatsgewalt  hat 
nicht  die  Befugniss,  dadurch  dass  sie  auf  ein  ihr  zustehendes  Recht  Terzi<±tet, 
Anderen  ebenfalls  eine  Entsagung  auf  einen  selbstständigen  Ansprach  auf- 
zulegen.   Selbst  die  dem  Staate  etwa  gegenüber  von  dem  Begnadigten  zu- 
stehenden dvilrechtlidien  Forderungen  werden  durch   die  Niederscfalagnog 
des  strafgericfatlicfaen  Vergehens  keineswegs  schon  an  und  für  sich  beseitigt; 
nur  kann  allerdings  keine  Forderung  aus  einer  Strafbarkeit  oder  aas  einer 
Handlung  des  abolirten  Strafverfahrens  abgeleitet   werden.    Es  mag  also 
immerhin  von  einem  ungetreuen  Vermögensverwalter  Rechenschaft  über  das 
ihm  anvertraute  Gut  verlangt  werden,  auch  wenn  das  Strafverfahren  nieder- 
geschlagen ist;  allein  es  kann  der  Beweis  seiner  Haftbarkeit  nicht  aas  den 
Acten  des  peinlichen  Gerichtes  oder  aus  den  von  demselben  vorgekommenen 
Handlungen  geführt  werden,  sondern  ist  derselbe  selbststftndig  zu  begründen  9- 
Amnestie  vereinigt  mit  der  Begnadigung  fCLr  Alle  bereits  Verurtheilt«  die 
Abolition  für  Diejenigen,  gegen  welche  noch  keine  persönliche  strafrechtliche 
Verfolgung  eingeleitet  war.    Sie  verzichtet  auf  das  Strafrecht  des  Staates 
in  Beziehung  auf  eine  ganze  Kategorie  von  Personen  oder  von  FflUen,  in 
welcher  besonderen  Lage  sich  auch  der  einzelne  Fall  im  Augenblicke  der 
Verkündigung  der  Gnade  befinden  mag').    Möglicherweise  können  also  die 


1)  Eine  Mbr  merkwfirdige  Anwendung  von  dem  Satie,  dau  Piiymtreehte  dnrah  eine  Abo* 
Ution  nicht  beeintr&chdgt  werden  können ,  macht  du  engrÜBche  Recht ,  welchem  infolge  eine 
NiederschUining  nieht  mehr  itattflndet ,  wenn  in  einem  Falle ,  in  welchem  dar  Anteiger  ehien 
Thell  der  Geldstrafe  erhUt,  die  Anklage  hereits  eingereicht  Ut  8.  Stephen,  Oommentaries, 
Bd.  IV,  8.  464.  Diese  geht  denn  doch  wohl  su  weit ;  durch  die  bei  Oerlcbt  angebrachte  Ao- 
selge  wird  offenbar  ein  Geldanspruch  nur  in  dem  Falle  erworben,  wenn  eine  Verarthdlimg 
stattfindet,  nicht  aber  ein  Becht  darauf,  dass  eine  solche  stattfinde.  Bei  einer  solchen  AnichsB* 
ung  sollte  eigentlich  auch  eine  Bntschildigungskla^e  gr^gen  den  Richter  stattfinden,  wenn  der 
KUger  glaubte  beweisen  sn  können,  dass  durch  dessen  Schuld  keine  Verurtfaeilung  stattgeftindes 
habe ;  und  noch  andere  Ungeheuerlichkeiten  mehr. 

9)  Ganz  wunderliche  8&tze  ttber  die  Amnestie  stellt  aufBertauld,  Le^ns  de  l^güLcri- 
min.,  Par.,  1864,  8.  4  tg.  Btmnal  nimllch  will  er  einen  wesentliohen  Unterschied  swiichen  Be- 
gnadigung und  Amnestie  dadurch  machen,  dass  er  Jene  für  eine  Handlung  der  aosfibendeD 
Gewalt,  diese  fUr  ein  Gesets  erkl&rt;  als  ob  nicht  beide  ein,  unter  gewissen  Voraassetuafen 
gereehtfertigter,  aosterordentllcher  BingtÜT  des  Staatsoberhauptes  in  den  Gang  der  Strafrediti- 
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WirkuDgen  fOr  verschiedene  Amnestirte  yerschieden  sein;  namentlich  ancfa 
in    80  ferne,  als  die  durch  eiü  bereits  ergangenes  Strafartheil  erworbene 
Rechte  Dritter  bei  den  bereits  Yerartheüten  auch  hier  nicht  wieder  zu  be- 
seitigen sind,   während  gegenüber  von  den  noch  nicht  Yerurtheilten,  viel- 
leicht nodi  gar  nicht  Angeklagten,  solche  Rechte  gar  nicht  erworben  sein 
können,   da  noch  kein  dieselben  zuerkennendes  Urtheil  vorliegt.  —    Im 
Uebrigen  liegt  nichts  im  Begriffe  der  Amnestie,  was  eine  Beschränkung  des 
Strafnachlasses  oder  eine  Belastung  desselben  mit  einer  Bedingung  verhin- 
derte.   Es  ist  also  z.  B.  möglich,  dass  Eategorieen  unter  den  Schuldigen  ge- 
macht oder  einzelne  persönliche  Ausnahmen  aufgestellt  werden,'  fOr  welche 
ein  Theil  der  Strafe  vorbehalten  oder  welchen  die  rechtlichen  Wirkungen 
der  Strafe  nicht  erlassen  werden.    Oder  es  kann  ein  Meldungstermin,  eine 
Frist  zur  Abgebung  einer'  vorgeschriebenen  Erklärung  oder  zur  Vornahme 
einer  Handlung  (z.  B.  Niederlegung  der  Waffen,   Rückkehr  in   das  Land, 
Stellung  bei  der  Fahne)  gesetzt  sein.    Femer  können  die  bereits  an  Ein- 
zelnen vollzogenen  Strafen  ausdrücklich  aufrechterhalten  werden,  z.  B.  Oüter- 
einziehung,  Entsetzung  von  Aemtem,  Würden  .un4  Orden,  Geldstrafen.    Es 
ist  endlich  nicht  unmöglich,  dass  sogar  ein  Wiedereintritt  der  Rechtskraft 
bereits  gefällter  Urtheile  oder  die  Wiederan&ahme  von  Anklagen  in  Aus- 
sicht gestellt  wird  für  bestimmte  Fälle,  z.  B.  bei  Begehung  neuer  Verbrechen, 
wo  dann  freilich  die  Amnestie  mehr  den  Character  eines  Strafaufschubes  als 
einer  Begnadigung  anninunt.    Nicht  sowohl  Sache  des  Rechtes  als  der  Zweck-' 
mässigkeit  ist  es,  darüber  zu  entscheiden,  ob  unter  bestimmten  Umsttoden 
eine  unbedingte  und  vollständige  oder  eine  bedingte  und  nur  theilweise 
Amnestie  an  der  Stelle  ist.    Im  Zweifel  wird  allerdings  eine  gänzliche  Er- 
lassung jeder  Strafe  die  richtige  Massregel  sein;  und  zwar  als  ein  Beweis 
sowohl  der  Macht  als  der  Grossmuth.  Der  Dank  der  vollständig  Amnestirten 
ist  naturgemäss  lebhafter  und  ungemischt,  eine  aufrichtige  Versöhnung  also 


pflege  wären,  nur  in  yenchiedener  Ausdehnung.  Zweitens  gibt  er  die  Begrifflibestlnunung  der 
Amnestie  daliin.  Mit  dieser  falschen  AuffMsnng  als  Gesetz  fiUlt  dann  natfirlieh  auch  die  daraas 
abgeleitete  Folge,  dass  eine  Amnestie  auch  bereits  erworbene  Priratrecfate  Dritter  wieder  Ter- 
Dichten  könne,  von  seihst  weg.  Dass  bei  Begnadigung  immer  ein  yerurtheilter  Verbrecher  in 
Frage  stehe,  die  Amnestie  dagegen  nicht  die  Personen,  sondern  die  Handlangen  angehe.  Der 
Staat  yenichte  dabei  nicht  nur  auf  die  Auffindung  der  Schuld  bestimmter  Vergehen ,  sondern 
er  wolle  diese  selbst  ganz  aus  seinem  Gedächtnisse  entfernen.  Wenn  die  Handelnden  der  Strafe 
entgehen,  so  geschehe  diess  nur  mittelbar  und  nich|  in  der  Absicht  ihnen  eine  Wohlthat  zu  er- 
leogen.  Selbst  wenn  sie  bereits  betraft  seien,  so  werde  das  Urtheil  bei  Seite  gesetzt,  weil  es 
unter  den  gegebenen  Umständen  yerdächtig  sei.  Die  Amnestie  setze  nicht  das  Nichtyorhanden- 
sein  einer  Schuld,  sondern  die  Unmdgiichkeit  einer  Feststellung  derselben  voraus.  Diess  ist 
aber  nicht  nur  überflüssige  Spitzfindigkeit,  sondern  geradezu  unrichtig.  Gerade  die  Schuldigen 
iind  es,  welche  man  ans  Zweckmässigkeitsgründen,  berücksichtigen  will,  aber  ohne  weitere 
Untersuchung  des  einzelnen  Falles  und  etwaiger  besonderer  subjeetiyer  Strafbarkeit  Welchen 
Sinn  hätte  es,  oder  welchen  Nutzen  könnte  es  bringen,  wenn  der  Staat  bei  einer  Amnestie  nichts 
erklärte,  als  er  woUe  fOr  gewisse  Handlungen  kein  Gedächtnlss  haben?  Die  betreffenden  Per- 
Mnen  müssen  reohtUch-gflltig  «osaer  Besoigniss  Tor  Strafe  gesetzt  oder  von  deren  Folgen  be- 
freit werden. 
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eher  zn  erwarten;  die  öffentliche  Meinung  wird  weit  entsdüedener  fOr  eise 
▼ollständig  und  rflckhaltlos  verzeihende  und  yergessende  siegreiche  Mach: 
gewonnen  werden ;  endlich  wird  audi  der  Regierung  die  Erledigung  8<^wie» 
riger  und  verhasster  Angelegenheiten  erspart,  welche  bei  nur  theflw^ser 
Amnestie  bst  mit  Nothwendigkeit  entstehen.  Desshalb  wird  denn  aadieinc 
Wiederaufhebubg  einzelner  bereits  vollzogener  Strafen,  so  weit  sie  möglidi 
ist,  passend  angeordnet  werden^).  —  Die  Frage,  ob  zur  Erlassnng  einer 
Amnestie  formell  ein  Act  der  Gesetzgebung  nothwendig  sei,  ist  za  verneinen 
fhr  aUe  Staaten,  in  welchen  nicht  etwa  ausdracklich  durch  positives  Gesetz 
eine  solche  Beschränkung  des  Begnadigungsrechtes  angeordnet  ist.  Die 
Amnestie  hebt  ja  kein  Gesetz  auf  (was  allerdings  nur  durch  Znsammen- 
wirken aller  Factoren  der  gesetzgebenden  Gewalt  geschehen  könnte),  son- 
dern sie  ordnet  nur  die  völlige  oder  theilweise  Nichtvollziehung  gesetzlicher 
Vorschriften  an,  ohne  diese  für  andere  Fftlle,  als  die  ausdracklich  itzt  aus- 
genommenen, au&uheben.  Eine  solche  Vollziehungsmassregel  ist  aber  Sache 
der  handelnden  Staatsgewalt.  Dieser  steht  folglich  auch  die  authentische 
Auslegung  ihrer  Willensmeinung  allein  zu,  während  die  doctrinfire  beschrän- 
kend zu  verfahren  hat,  da  die  Begnadigung  eine  Ausnahme  von  der  stehen- 
bleibenden Regel  des  Strafrechtes  ist. 

Eine  Restitution,  also  Wiederherstellung  in  einen  froheren  Zustand, 
setzt  begrifflich  eine  bereits  vorliegende  schädigende  Thatsacfae  voraus.     Sie 
kann  also  nur  stattfinden  in  Betreff  bereits  rechtsgültig .  gewordener  nnd, 
ganz  oder  theilweise,  vollzogener  Strafnrtheile  und  deren  gesetzlichen  Folgen. 
Bei  bloss  angedrohten  und  in  Aussicht  stehenden  Uebeln  ist  Begnadigung 
oder  Abolition  an  der  Stelle,  nicht  aber  Wiederherstellung,  da  nodi  nichts 
geändert  und  verschlimmert  ist;  ebenso  ist  keine  Restitution  sondern  nur 
Begnadigung  vorhanden,  wo  die  zur  Strafe  entzogenen  GQter,  z.  B.  Aemter, 
worden  u.  s.  w.  nicht  unmittelbar  zurückgegeben  werden  wollen,  sondern 
nur  die  rechtliche  Fähigkeit  solche  neu  zu  erwerben  wieder  hergestellt  wird 
(Rehabilitation).   Auch  versteht  sich  von  selbst,  dass  Restitution  nur  da  einen 
Sinn  hat,  wo  eine  Wiederherstellung  physisch  möglich  ist,  und  so  weit  diess 
der  Fall  ist.    Wo  mensclilicbe  Macht  einen  zerstörten  frohem  Zustand  nicht 
wieder  hervorrufen,  wo  sie  ein  entzogenes  Gut  nicht  wiedergeben  kann,  ist 
auch  der  Ausspruch,  dass  es  zu  geschehen  habe,  logisch  unmöglich,  so  also 
bei  einer  vollzogenen  Todesstrafe  oder  einer  bereits  erstandenen  Freiheits- 
strafe.   Dagegen  findet  sie  möglicherweise  statt  bei  Ehrenstrafen,  indem  die 
entzogenen  Ehrenrechte  wieder  verliehen  werden  mögen;  femer  hinsichtlich 
der  durch  einen  gerichtlichen  Spmch  entzogenen  AusObung  von  bürgerlichen 
oder  staatsbürgerlichen  Rechten,  so  wie  bei  der  Entziehung  eines  Amtes ■)• 

1)  Vgl.  hierüber  K lenke,  Im  Magmtln  fttr  hannor.  Beeht,  1S66,  8.  91  fg, 

t)  A.  M.  iat  Arnold,  Umikng  und  Anwendung  dee  B.  B.*s  S.  5.    Er  Ist  namlieh  der 
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£nd]icfa  ist  sie  aasfDAirbar  bei  aüen  Yermögensrediten,  sei  es  nan,  dass  das 
entzogene  Gut  selbst  nodi  vorhanden  ist  and  dem  zu  Strafe  desselben  be- 
raubten EigenthtUner  wieder  zurückerstattet,  sei  es,  dass  eine  vollständige 
EntschAdigung  gegeben  vmrd.  Auch  mag  in  beiden  letztem  Fflllen  durch 
Znrttckerstattung  der  während  der  Entziehungszeit  entstandenen  und  somit 
ebenfalls  entzogenen  Früchte  die  Wiederherstellung  vollständigst  bewerk- 
stelligt werden.  —  Die  Berechtigung  zu  dieser  Gnadenhandlung  folgt 
denselben  Grundsätzen,  welche  hinsichtlich  einer  vollen  Begnadigung  be- 
stehen; namentlich  gelten  dieselben  Regeln  in  Betreff  der  wohlerworbenen 
Rechte  Dritter.  Nur  Betreffs  der  Wiederherausgabe  eingezogenen  und  mit 
dem  Staatsgute  bereits  vereinigten  Grundeigenthums  mag  ausnahmsweise 
c(as  Recht  des  Staatsoberhauptes  beschränkt  sein.  Wenn  nämlich  verfassungs- 
gemäss  eine  Yeräusserung  von  Staatsdomänen  entweder  gar  nicht,  oder  nur 
mit  Zustimmung  der  Volksvertretung  stattfinden  kann,  so  findet  diese  Vor- 
schrift auch  bei  der  Rückgabe  solcher  Stücke  statt,  welche  durch  Confiscation 
erworben  worden  sind.  Weder  der  Erwerbtitel  noch  die  Zeitdauer  des 
Eigenthumsrechtes  des  Staates  machen  bei  dieser  Festhaltung  des  Grund- 
vermögens einen  Unterschied;  der  Satz  findet  Anwendung  auf  alles  liegende 
Gut,  welches  Bestandtheil  der  Staatsdomäne  geworden  ist,  und  sollte  das 
Begnadigungsrecht  des  Staatsoberhauptes  ganz  allein  und  unbeschränkt  aus- 
gesprochen sein,  so  ist  die  Collision  der  Gesetze  dadurch  gelöst,  dass  dieses 
letztere  Recht  als  Regel  die  Zurückgabe  von  Domänen  als  Ausnahme  be- 
handelt wird.  —  Eine  Eigenthümlichkeit  der  Wiederherstellung  besteht 
darin,  dass  eine  solche  nicht  bloss  den  Bestraften  selbst,  sondern  möglicher- 
weise auch  Dritten  verwilligt  werden  kann,  auf  welche  die  dem  Schuldigen 


Anaicht,  d«M  wenigstens  in  einem  constitntlonellen  Staate  die  Begnadfganff  nicht  im  Stande 
sei  Bechte  des  Vollies  sn  schmälern;  mm  habe  aber  dieses  ein  Recht  darauf,  durch  würdige 
Beamte  nicht  durch  Verbrecher  verwaltet  za  werden.    Aach  könne  die  Begnadigung  nicht  das  i 

Verbrechen,  sondern  nur  die  Strafe  tilgen.  In  nicht  constitutionellen  Staaten  sei  dem  treilich 
anders,  da  der  Begent  anbedingt  berechtigt  sei  die  Gesetze  su  ändern.  Hier  waltet  denn  aber 
mehr  als  Ein  schwerer  Irrthum  ob.  Zunächst  ist  gar  nicht  einzusehen,  welcher  Unterschied  in 
den  möglichen  Folgen  einer  Begnadigung  den  Umstand  bewerkstelligen  soll,  ob  in  einem  Staate 
Volksyertretung  besteht  oder  nicht.  Diese  hat  Ja,  einzelne  Beziehungen  ausgenommen,  gar  nichts 
mit  der  Begnadigung  zu  thnn.  Auch  der  oonstitutlonelle  Fürst  erl&sst  nach  seinem  Ermessen 
die  Strafen  und  deren  Folgen.  Sodann  ist  eine  Begnadigung  kein  Act  der  Gesetzgebung,  son- 
dern eine  einzelne  Begierungshandlnng  zur  Uerstelluug  der  Bechtsordnung.  'Femer  ist  es 
schwer,  einen  rechtlichen  Sinn  mit  dem  Satze  zu  verbinden,  dass  die  Begnadigung  nicht  das 
Verbrechen  tilge,  sondern  die  Strafe.  Natürlich  kann  sie  die  Thatsache  nicht  ungeschehen 
machen;  allein  sie  kann  die  gesetzlichen  Folgen  des  Verbrechens  beseitigen,  in  diesem  Falle 
also  die  Unfähigkeit  zur  Bekleidung  eines  Amtes,  und  dann  ist  die  rechtliche  Ermächtigung  zur 
Wiederttbemahme  vorhanden.  Pie  Begnadigung  hat  Ja  hier  gar  keinen  andern  Zweck.  End- 
lich ist  es  eine  hohle  Phrase,  dass  das  Volk  ein  Becht  darauf  habe,  nicht  durch  Verbrecher 
regriert  zu  werden.  Es  hat  nur  ein  Becht  darauf,  dass  Niemand  ein  Amt  bekleidet,  welchem 
die  gesetzlichen  Eigenschaften  dazu  fehlen.  Diese  Eigenschaften  werden  Ja  aber  eben  durch 
die  zuständige  Gewalt  wieder  gegeben  und  sind  dann  so  gut  vorbanden ,  lüs  wenn  sie  nie  ver- 
loren gewesen  wären.  Und  wohin  würde  der  Satz  führen,  dass  ein  irgendwie  Gestrafter  (denn 
ein  solcher  ist  immer  rechtlich  als  ein  Verbrecher  zu  bezeichnen)  kein  Amt  bekleiden  könne? 
Diese  Alles  sind  weder  strafirechtUche  noch  staatsreohtliche  Begriffe. 

V.  Mohl,  Staatsrecht   Bd.  IL  4Ö 
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zaerkaiknteB  Straftbel  flbergegangen  sind,  and  welche  unter  d^iselbea  ii 
80  empfindlicher  leiden,  als  sie  an  der  verbrecherischen  Handlmig  selbst 
keinen  Antheil  genommen  haben,  somit  ganz  anscholdig  Schaden  tragefl 
mttssen.  So  z.  B.  die  Kinder  eines  za  YermOgensyerlnsten  oder  snr  £m- 
ziehnng  eines  privilegirten  Standes  Yemrtheilten.  Von  selbst  verstebt  ad 
freilich,  dass  die  oben  aufgestellten  Regeln  auch  bei  solchen  an  nur  mittelbar 
betroffene  verliehenen  Wiederherstellnngen  zur  Anwendung  kommen  *). 

Zwischen  den  bisher  besprochenen  verschiedenen  Arten  von  Stralnadh 
lassen  nnd  den  Moratorien  ist  der  wichtige  Unterschied,  dass  in  jenes 
nor  auf  die  Vollstreckung  öffentlicher  Rechte   Verzicht  geleistet   wird  und 
Jeder  Eingriff  in  Privatrechte  sorgfiütig  ausgeschlossen  bleibt,   während  bei 
den  letzteren  gerade  nur  privatrechtliche  Ansprüche  durch  einen  Act  da 
Staatsgewalt  betroffen  werden,  der  Staat  selbst  aber  dadurch  gar  nicht  he- 
rflhrt  ist,  ausser  etwa  zufiülig,  wenn  auch  der  Fiscus  einen  Ansprach  der  in 
Frage  stehenden  Art  zu  machen  hat.    Zwar   sollen  die  Privatrechte   nicht 
aufgehoben  werden,  allein  ihre  gerichtliche  Verfolgung  wird  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  untersagt,  und  auch  dadurch  natürlich  sehr  empfindlich,   viel« 
leicht  unwiderbringlich,  das  Interesse  der  einzelnen  Bürger  betroffen.    Um 
so  nothwendiger  ist  es  dann,  die  Fälle  genau  zu  bezeichnen,  in  welchen  ein 
solcher  ausserordentlicher  Fall   überhaupt   eintreten  kann,   das   rechtliche 
Wesen  der  Massregel  festzustellen  und  die  Folgen  auf  das  nothwendig  ans 
der  Sache  sich  Ergebende  zu  beschranken.  —    Vor  Allem  fragt  es  sich,  ob 
das  Recht,  Schuldnern  solchen  Anstand  zu  gew&hren,  nicht  ganz  beseitigt  ist 
in  Jenen  zahlreichen  Staaten,  welche  die  volle  Selbstständigkeit  und  Unab- 
hängigkeit der  Rechtspflege  verfassungsgemäss  anerkennen,  eine  ausdrück- 
liche Ausnahme  in  Betreff  der  Moratorien  aber  nicht  machen?  Darüber  kann 
allerdings  kein  Zweifel  sein,  dass  die  Ausübung  des  fraglichen  Rechtes  durch 
die  römischen  Kaiser,  später  die  deutschen  Kaiser  und  endlich  die  Landes- 
herm*),  allein  nichts  entscheidet    Dieses  Recht  könnte  Ja  durch  den  itzt 
aufgestellten  Grundsatz  beseitigt  sein.    Allein  eben  diess  ist  wohl  nicht  der 
Fall.    Unzweifehaft  ist  das  Verbot  eines  Eingriffes  des  Staatsoberhauptes 
in  die  Rechtspflege  auch  im  Bereiche  des  bürgerlichen  Rechtes  ein  Grund- 
satz von  der  höchsten  Zweckmässigkeit;  dennoch  ereignen  sich  hier  so  gut 
wie  im  Strafrechte  Fälle,  in  welchen  eine  rücksichtslose  Durchführung  theils 
grosse  Nachtheile  erzeugen,  theils  das  Rechtsgefühl  tief  verletzen  würde,  weil 

1)  Von  MIlMt  rentaht  iteh,  daM  dto  tau  dem  fMen  WUlen  d«i  8Cafttiob«rlM]ipt«t  harror» 
gehende  Reetttntion  nicht  ni  Terwechieln  Ist  mit  einer  WlederhenteUung  Ton  Reehten  oder 
Beohtefilhirlteiten ,  welche  das  Qesets  seihet  unter  irewissen  ot^eetiren  Voraoseetsongen  sn- 
ordnet  and  welche  somit  bei  ErfilUnnir  dieser  Bedingungen  als  ein  Recht  rerlangt  werden  kann. 
So  s.  B.  die  nach  dem  Code  pdnal  Ton  1791  angeordnete  theatralische  Rehabilitation  nach  sehn- 
Jflhrlgem  Ablanfh  der  Strafe  and  Indessen  eingehaltenem  gaten  Betragen. 

a)  Ueber  die  geschichtlichen  Verhältnisse  der  Moratorien  s.  Zaeharlä,  dentaehes  Staats- 
recht,  Bd.  IT,  8.  S34,  and  die  daselbst  aogeftthrten  Schriften. 
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suinmum  jas  snmma  injuria  wfire.  Da  denn  nun  die  Ordnung  der  Rechts- 
pflege kein  blindes  Fatum ,  sondern  eine  TemQnftige  und  sittliche  Regel  für 
vernfinftige  und  sittliche  Menschen  sein  soll ,  so  wäre  es  nicht  nur  thöricht, 
sondern  selbst  vom  höheren  Standpunkte  aus  unerlaubt,  in  solchen  Fällen 
nicht  ausnahmsweise  eine  Abhülfe  eintreten  zu  lassen.  Ob  der  verderbliche 
Gang  des  gewöhnlichen  Verfahrens  durch  die  Thätigkeit  eines  Staatsanwaltes 
oder  durch  das  Verlangen  eines  Privaten  veranlasst  werden  wOrde,  kann 

keinen  Unterschied  bei  dieser  Erwägung  machen ;   in  der  einen'  wie  in  der 

• 

andern  Unterstellung  besteht  das  Bedürfniss   einer  Uebermacht  besonderer 
Verhältnisse  Rechnung  zu  tragen,  und  muss  ein  Recht  und  eine  Pflicht  der 
Staatsgewalt  zur  Hfllfeleistung  anerkannt  werden.    Nicht  zu  läugnen  ist  frei- 
lich, dass  der  vernünftigerweise  herzustellende  Stand  der  Dinge  auf  Kosten 
der  Rechte  einzelner  Bürger  geht;  allein  die  Frage  ist  eben,  ob  das  zwar 
positive  aber  im  concreten  Falle  schädliche  und  unvernünftige  Recht,  oder  ob 
die  Forderungen  der  Sittlichkeit  und  des  allgemeinen  Nutzens  den  Sieg  davon 
tragen  sollen?    Wie  bei  allen  Gollisionen  von  Pflichten,  so  ist  auch  hier  die 
Wahl  schwer;  allein  wenn  kein  ausdrückliches  Gebot  zu  einer  andern  Handlungs- 
weise nöthigt,  so  ist  es  doch  schliesslich  das  richtigere,  dem  Allgemeinen  vor  * 
dem  Besonderen,  dem  rein  Vernünftigen  vor  dem  zufällig  Zustehenden  den 
Vorrang  einzuräumen.    Auch  ist  dabei  immerhin,  wenn  gleich  nicht  als  durch- 
schlagender, Beweis,  die  althergebrachte  Auffassung  in  Betrachtung  zu  ziehen. 
Der  Grundsatz,  dass  der  Landesherr  nicht  in  den  Gang  der  Rechtspflege  ein- 
greifen dürfe,  ist  bekanntlich  kein  dem  Gehalte  nach  neuer;  Cabinetsjustiz  und 
Hinderung  oder  Verzögerung  der  Justiz  war  auch  schon  in  dem  frühern  Staats- 
rechte vorgeschrieben  >) ;  dennoch  wurde  in  Deutschland  immer  die  Ertheilung 
von  Moratorien  als*  vereinbar  damit  betrachtet.     Damit  soll  aber  nicht  in 
Abrede  gezogen  werden,  dass  die  den  Moratorien  entgegenzustellenden  Gründe 
von  grosser  Bedeutung  sind,  und  dass  ihnen  jeden  Falles  alle  mit  der  Er- 
reichung des  Zweckes  irgend  vereinbare  Rücksicht  getragen  werden  muss. 
Es  ist  also  nöthig,  die  Fälle,  in  welchen   die  Verfolgung  von  Civilrechts- 
ansprüchen  durch  ein  Machtgebot  des  Staatsoberhauptes  eingesteUt  werden 
kann,  auf  das  engste  Mass  zu  beschränken  und  die  Bedingungen  genau  fest- 
zustellen.   Vor  Allem  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  aus  einer  Verfolgung 
rechtsbegründeter  Forderungen  für  den  Schuldner  sich  ergebende  NacLtheil, 
and  wäre  es  auch  völliger  wirthschafUicher  Ruin,  an  sich  noch  kein  Grund  zu 
einem  Moratorium  sein  kann,  selbst  di^nn  nicht  wenn  die  Geltendmachung  des 
Rechtes  hart  und  unbarmherzig  ist.    Von  einer  solchen  Massregel  kann  die 


1)  Man  8.  «.  B.  die  Goldene  BnUe,  c.  9,  •  S  and  4;  die  Selcli«.K.O.O.  ron  141»,  1 1, 8,  t5,  t9t 
▼OB  1560.  1 1 ;  die  Wahlcaplt.,  Art.  XVI,  1 7;  Art.  XVII,  1 1;  ferner:  KlOber,  Die  Selbstständixw 
Mt  deeBiehteramtes.H«mb.,l6St;  Simon,  H.,  Die  preassUchen Blchter.  Lp«.,  1846;  Ffeffier, 
B.  W.,  Die  BelbetitindiirlLeit  nnd  I7n«bhln«lgkeit  des  Blohteramtet.  OötL,  1861. 
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Rede  nur  sein  bei  einem  besonderen,  ganz  nnverschnldet  and  anabwendhc 
eingetretenen  Unglücke.    Wer  selbst  Schuld  an  seinen  YermögensTerleger- 
heiten  ist,  und  wftre  es  anch  nur  durch  üalsche  Beurtheilong  der  Unistfin<ir. 
muss  anch  die  Folgen  tragen.    Ebenso  darf,  wenn  durch  eine  mdg^liche  Aji- 
strengong  die  flble  Lage  hatte  abgewendet  werden  können,  der  aus  der  feb- 
lenden  Thatkraft  sich  ergebeu^e  Schaden  natürlich  nicht  Dritten  zug^eschobezi 
werden.    Sodann  kann   unzweifelhaft  eine   bestehende,  wenn  ancb    miTer- 
schuldete   und  unabwendbare   Verlegenheit    nicht  durch   Rechtseingriff   be- 
seitigt werden,  wenn  auch  durch  ein  aiideres  Mittel  geholfen  werden  könnte, 
z.  B.  durch  Eröffnung  eines  Credites  auf  die  Staatskasse,  durch  Uebernahnoe 
von  Bflrgschaften  von  Seiten  des  Staates  oder  dazu  geeigneter  Corporationen 
u.  s.  w.    Ein  solches  Eintreten  flu:  Einzelne  hat  allerdings  seine    grossen 
Bedenklichkeiten  und  auch  wohl  formale  Schwierigkeiten;   allein  gegenfiber 
▼on  einer  Störung  der  positiven  Rechtsordnung  kommen   sie  doch   nicht  in 
Betracht,   so    lange    eine    ausreichende  Massregel   überhaupt  möglich    ist 
Dless  mag  denn  freilich  leicht  nicht  der  Fall  sein;  so  z.B.  bei  einer  Kriegs- 
verwüstung eines  ganzen  Landes,  bei  einem  sehr  ausgedehnten  Brande,  nach 
dem  Ausbruche  eines  Umsturzes  der  bestehenden  Staatsordnung.  Eine  fernere 
Forderung  ist,  dass  die  Bewilligung  des  Zahlungsaufschubes  dem  Gl&obiger 
einer  Seits  keine  weiteren  Nachtheile  zufügt,   als  welche  sich  etwa  aas  der 
Verzögerung  des  Empfangs  seiner  Forderung  ergeben,  und  dass  er  anderer 
Seits  sogar  noch,  wenn  auch  gegen  seinen  itzigen  Willen,  Yortheile  aus  der 
dem   Schuldner    gegebenen  Möglichkeit  der  Erholung   zu   erwarten   habe. 
Hieraus  ergibt  sich  zunächst,  dass  ein  Wiedereintritt  der  Zahlungsfähigkeit 
mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  in  Aussicht  stehen  muss.    Die  ganze  Mass- 
regel hat  ja  nur  den  Zweck,   dem  in  vorübergehen<iher  Klemme  Befind- 
lichen Zeit  zu  verschaffen  zur  Sammlung  seiner  Mittel  und  zur  Erholung 
von  dem  getroffenen  Unglücke.    Wenn  also   die  Lage  ganz  rettungslos  ist, 
so  würde  ein  Schutz  gegen  augenblicklichen  Andrang   der  Gläubiger  nichts 
helfen,  sondern  nur  deren  wenigstens  theilweise  Befriedigung  auf  eine  nutz- 
lose,  somit  ganz  unrechtferügbare  Weise  verschieben.     In  einem  solchen 
Falle  ist  sogar  für  den  Schuldner  ein  rasches  Abwickeln   des  ganzen  Ver- 
hältnisses das  geringere  Uebel.     Sodann  aber  erfordert  die  Sicherstellang 
des  Gläubigers,  dass  er  gegen  nachträgliche  seiner  Forderungen  gefährdende 
Handlungen  des  Schuldners  geschützt  wird.    Dieser  muss  also,  und  wo  mög- 
lich genügende  Sicherheit  (durch  Pfand,   Bürgen  oder  Eid)  leisten,  dass 
während  der  Dauer  der  Borgfrist  die  Substanz  seines  Vermögens  nicht  ver- 
mindert werden   werde  0-    Mit  der  Berechnung  des  Wiedereintrittes  der 


1)  In  Betreff  der  CantioDspflicht  der  Schaldner  tot  freülch  ein  weientUober  ünteneUed 
iwUohen  solchen  Moratorien,  welche  wesren  einer  plötsUch  hereingebrochenen  Stockoa«  etnca 
weiteren  Krein  yon  Betheiligten  Terliehen  werden,  «her  nur  aof  koiM  Dauer  gelten  toUei, 
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Leistungsfähigkeit  hängt  dann  aber,  viertens,  anch  der  Grandsatz  zusammen, 
dass  die  Dauer  eines  Moratoriums  auf  die  kürzeste  Zeit  festgestellt  werden 
mass.  NatOrlich  wäre  eine  für  den  Eintritt  der  beabsichtigten  Wirkung  zu 
knapp  bemessene  Frist  sinn-  und  zwecklos;  allein  eine  Erstreckung  über  die 
absolute  Nothwendigkeit  hinaus  ist  ein  offenbares  Unrecht  gegen  die  Gläubiger. 
Was  endlich  den  Umfang  der  auszusprechenden  Rechtseinstellung  betrifft,  so 
versteht  sich  auch  hier  die  Beschränkung  auf  das  Nothwendige,  also  die  mög- 
lichste Beschränkung,  von  selbst.  Wer  nicht  durch  das  unverschuldet  herein- 
gebrochene Unglück  betroffen  und  nicht  durch  eine  stracke  Handhabung  der 
Rechtspflege  gefährlich  bedroht  ist,  hat  keinen  Anspruch  auf  eine  Berück- 
sichtigung; diess  aber  findet  seine  Anwendung  sowohl  in  geographischer  Be- 
ziehung, als  vielleicht  nach  Ständen  und  Beschäftigungsarten,  vielleicht  auch 
hinsichtlich  der  Art  der  Zahlungsverbindlichkeit.  Während  z.  B.  hinsichtlich 
der  Wechsel  ein  Moratorium  zu  ertheilen  ist,  kann  ein  solches  überflüssig 
sein  in  Beziehung  auf  gewöhnliche  Schuldforderungen.  —  Das  rechtliche  Wesen 
eines  Moratoriums  besteht  einfach  in  einem  dem  Schuldner  von  der  Staats- 
gewalt für  eine  bestimmte  Zeitdauer  eingeräumten  Schutze  gegen  gerichtliche 
Verfolgung  von  Seiten  des  Gläubigers.  Bern  Gerichte  ist  untersagt  zu  han- 
deln; sonst  tritt  keine  Veränderung  ein,  namentlich  nicht  in  den  Kechts- 
verhältnissen  selbst.  Der  Rechtstitel  der  Forderung,  die  etwa  gegebene 
Sicherheit,  die  Verpflichtung  zur  Verzinsung ,  die  Verabredung  über  die 
Zahlungsweise  u.  s.  w.  bleibt  durchaus  unangetastet;  etwaige  Retentionsrechte 
oder  bis  zur  Zahlung  eingeräumte  Vortheile  und  Genüsse  bleiben  während 
der  ganzen  Schntzzeit  bestehen ;  und  mit  dem  Augenblicke  des  Ablaufes  der 
gewährten  Frist  stehen  die  Parteien  und  steht  beziehungsweise  der  Richter 
vollkommen  in  derselben  Stellung,  welche  sie  bei  der  Verkündung  des  An- 
staDdbriefes  einnahmen.  Auch  versteht  sich  von  selbst,  dass  anderweitige 
Rechtsverhältnisse  zwischen   den  Parteien,  auf  welche  sich  das  Moratorium 


s.  B.  eine  Prolon^iratton  der  Wechsel  saf  einiipe  Ta^re  oder  Wochen  nach  einem  Anfttande,  einer 
grosaeoFenersbrnnstn.  dflrl.;  nnd  solchen  Anstandebriefen,  welche  Schnldklaicen  nach  einem  weit 
yerbreiteten  und  dauernden  Unglücksfalle  anf  längere  Zeit  einstellen.  In  Jenem  Falle  kann  thells 
schon  der  Zeitkfinse  wegen,  theils  weil  der  ganse  Zweck  der  Hassregel  durch  eine  äneh  nur 
aagenbllckliche  Anftchiebung  ihres  Eintrittes  rerfehlt  würde,  von  einer  Cantlonsleistnng  ror 
dem  Ansproche  auf  die  Wohlthat  nicht  die  Rede  sein;  anch  Ist  kaum  za  besorgen,  dass  Schuldner 
in  80  kurzer  Frist  wesenüiche  Verschlechterungen  ihrer  VermdgensverhXItnlsse  vornehmen 
könnten.  Anders  dagegen  da,  wo  die  Zahlungspflicht,  und  zwar  nicht  bloss  in  Betreff  des  Capi- 
tal«, sondern  wohl  anch  der  Zinsen,  auf  Jahre  hinaus  aufgeschoben  ist.  Hier  ist  theils  alle  Zeit 
IQ  einer  umsichtigeD  Ordnung,  theils  liegt  eine  offenbare  Nothwendigkeit  einer  Fürsorge  für 
die  Gläubiger  vor;  womit  dtan  freilich  nicht  gesagt  sein  soU,  dass  der  Eintritt  der  Rechtssperra 
▼on  der  Sicherheitsleistung  in  Jedem  einzelnen  FaUe  abhängen  müsse.  —  Wenn  Mühl,  Bei- 
trüge zur  Rechtslehre  von  Moratorien.  Hannh.,  1804,  auf  diese  Verschiedenheiten  in  Betreff  der 
Siclierheitsstellnng  keine  Rücksicht  ninomt,  sondern  er  (Bd.  I,  8.  29  f^,,  und  im  S.  Bande  a.  v.  St) 
anbedingt  eine  genügende  Caotlon  als  Bedingung  eines  Moratoriums  behandelt:  so  rührt  dIess 
daher,  dass  er  aasschliessend  die  einzelnen  Schuldner  zu  verwilUgenden  Anstandsbriefe  im 
Auge  bat,  dagegen  den,  nicht  nur  wlditlgeren,  sondern  auch  häuili^eren  Fall  allgemeiner  Rechts- 
elnstellnngen  ganz  unbeachtet  lässt 
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nicht  beäeht,  durch  dasselbe  nicht  auch  in  StiUstand  gebracht  werden«  fion- 
dem  ihren  natnrgemässen  Verlauf  nehmen,  unter  Umständen  also  auch  wohl 
Yor  Gericht  verfolgt  werden  können;  ebenso,  dass  die  Yeijährnng  in  Be- 
ziehung auf  die  Forderang  und  alle  ihre  Folgen  unter&roclien  ist  für  die 
ganze  Dauer  ^). 

YL 

Bei  den  verschiedenen  Erwägungen,  welche  sich  in  Beziehung  auf  den 
Gedanken  einer  ausserordentlichen  Unterbrechung  der  Rechtspflege  Überhaupt 
der  Nothwendigkeit  und  Räthlichkeit  der  einzelnen  Arten  derselben,  endlich 
der  Möglichkeit  einer  bewusst  oder  unbewusst  falschen  Anwendung  auf- 
drängen, ist  es  nicht  nur  nicht  zu  tadeln,  wenn  die  positive  Gesetzgebung 
in  Betreff  der  Berechtigung  und  Vornahmsweise  der  verschiedenen  Begna- 
digungsacte  Unterschiede  aufstellt,  sondern  auch  nicht  zu  wundern,  dass  sie 
in  den  verschiedenen  Staaten  bedeutende  Abweichungen  hinsichtlich  des  gleichen 
Verhältnisses  enthält.  Nachstehende  Uebersicht  gibt  einen  Begriff  davon, 
wobei  denn  freilich  zur  Erklärung  der  Lücken  bemerkt  werden  mnss,  dass 
nicht  alle  Staaten  gleich  umfassende  Bestimmungen  zu  geben  fbr  nöthig  ge- 
funden haben. 

1.  Zutheilung  des  Rechtes  der  Begnadigung  in  w.  S. 

Hier  istdenn  vor  Allem  zwischen  Monarchieen  und  Demokratieen 
zu  unterscheiden.  —  In  den  ersteren  ist  ganz,  ausnahmslos  dem  Staats- 
oberhaupte, und  nur  ihm,  das  Recht  eines  ausnahmsweisen  Eingriffes  in 
die  Rechtspflege  gestattet.  Häufig  ist  nur  das  Recht  der  Begnadigung  aus- 
drOcklich  genannt,  ohne  dass  aber  daraus  allein  schon  der  Mangel  einer  Be- 
fugniss  zu  Abolitionen  oder  Amnestieen  geschlossen  werden  könnte,  oder  auch 
nur  die  Theilung  des  Rechtes  hierzu  mit  anderen  Factoren  der  Staatsgewalt; 
vielmehr  muss  im  Zweifel  und  wo  nicht  ausdrücklich  eine  abweichende  Be- 
stimmung vorliegt,  das  Vorhandensein  der  ausgedehntesten  Berechtigung  bei 
einer  allgemeinen  Bezeichnung  angenommen  werden.  —  Die  Gesetzgebung 
der  Demokratieen  dagegen  zerfällt  in  zwei  Abtheilungen.  Die  eine  derselben 
begreift  diejenigen  Staaten,  welche  dem  gewählten  Inhaber  der  ausübenden 
Gewalt  (um  diesen  allerdings  nicht  ganz  richtigen  aber  aUgemeinen  verständ- 
lichen Ausdruck  zu  gebrauchen)  das  Recht  der  Begnadigung  einräumen  >) : 


1)  Ueber  die  rechttleben,  Mwohl  fla^hlicheii  als  pnoeMoaliiolien  SlnsalnlieltoB  dM  gaBien 
lattitntM  der  MoratorieD  s.  Mtthri  aaffeffihrte  84shrift.  » 

t)  Ditm  ist  gans  idlgemein  der  Fall  io  den  Vereinigten  Staaten  von  N.A.,  nnd  awat 
sowohl  bei  der  BondesregiemDf ,  als  In  den  einselaen  Oliederstaaten.  Nicht  eine  eintlfe  dieser 
sahlrelehen  Verfassnngen  hat  Anstand  genommen,  das  Beynadl^nstrecht  dem  gewählten  Ohei^ 
hanpte  der  ansHbeuden  OewaU  an  abertragen.  Udchstens  ist,  nnd  iwar  selbst  dieses  nur  theU- 
weise,  eine  Mitwirkung  von  Anderen  ausgesprochen.  Ueber  das  leUtere  s.  nnten,  Anmerk.  6.  — 
Aneh  In  den  deutschen  freien  Stftdten  steht  das  Begnadigungsrecht  den  Senaten  sn 
S.  Zachariä,  denUches  Staatsrecht,  S.  Aufl.  Bd.  II,  8.  SS6,  Kote  1. 
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in  der  anderen  stehen  gagegen  diejenigen  Verfiasfinngen,  welche  das  Begna-' 
dignngsrecht  einer  populären  Yersammlnng  zuweisen,  wie  diess  in  reinen 
Yolksherrschaften ^)  nicht  anders  möglich  ist,  aber  anch  in  reprflsentaÜTen 
Demokratieen')  möglicherweise  angeordnet  sein  kann. 

2.  Vorschriften  zur  Verhinderung  einer  falschen  Anwendung  sind 
keineswegs  ttberall  für  nöthig  gefunden  worden,  so  dass  also  die  Ausftbung 
unbedingt  der  Gewissenhaftigkeit  und  der  staatlichen  Einsicht  des  Berech* 
tigten  Überlassen  ist").  In  zahlreichen  anderen  Fällen  dagegen  sind  Vor- 
kehrungen getroffen,  welche  mehr  oder  weniger  die  Einhaltung  der  richtigen 
Grundsätze  sowohl  der  Rechtspflege  als  der  Staatskunst  sicherzustellen  ge« 
eignet  sind.  Es  bestehen  aber  diese  Sicherungsmittel  theils  in  einer  be- 
sonders ausgesprochenen  Verantwortlichkeit  des  Justizministers  .filr  seinen 
Anfrag  oder  seine  Contrasignatur  einer  Begnadigung^);  oder  in  dem  vor« 
geschriebenen  Gutaditen  einer  berathenden  Behörde,  eines  Staatsraths,  oder 
des  Gerichtes^),  oder  in  dem  Rechte  der  Zustimmung,  weldies  entweder  einer 
Staatsbehörde  oder  gar  einer  Yolksvertretenden  Versammlung  *)  übertragen 


1)  So  s.  B.  In  Athen.  8.  Waobsmath,  Hellentoche  Altertbamskande,  Bd.  II,  1,  S.  $60; 
Schömann,  AntlqaUates  Juris  pnblid  Graeeornm,  S.  294.  —  Fera«r  Bom,  ao  weit  hier  in  der 
republilLanisohen  Zeit  ttberhaapt  Begnadigaeg  stattfand,  nämlich  Amnestie  vor  dem  Anfange 
irgend  eines  Verfiihrens,  sodann  ZiirOckraftang  nnd  Wledereinsetsong  einet  Verbannten.  B. 
Bein,  das  Criminalreobt  der  BQmer,  8.  264  %. 

2}  In  der  Bcbweia  ist  das  Begnadigaagsreobt  im  Allgemeinen  der  Volktrertretang  über- 
lassen. 8o  der  BundeeTersammlnng  in  Betreff  der  von  dem  Bondesgerichte  ausgesprochenen 
atrafen;  s.  Bondesren.,  9  104(  femer  den  grossen  Bätben  in  Bern,  Lnzem,  Uri,  Scbwjs,  Glarns, 
Zog,  Freibnig,  Granbilnten,  Tessin,  Wallis,  Neuenbürg  und  Gent  In  den  Kantonen  ZUricb, 
Obwaldea,  Solothum,  Basel-Landschaft,  Schaffhaosen,  St.  GaUen,  Aargau  nnd  Tbnrgau  steht 
den  Versammlungen  wenigstens  die  Begnadigung  bei  Verbrechen  an,  wahrend  die  Regierung 
bei  blossen  Vergehen  lustiüidig  ist  EigentbUmlich  ist  die  Einrichtung  in  Uri ,  wo  bei  Todes- 
strafe und  bei  Strafen  wegen  politischer  Vergehen  ein  Terdoppelter  Laodrath  sum  Behnfb 
der  Begnadigung  eiagemfen  werden  muss,  flüls  der  VemrtbeiUe  es  verlangt.  8.  Kaiser, 
Sehweis.  Btaatsr.,  Bd.  II,  8.  170  fg. 

8)  Die  grosse  Hehrtabl  nicht  nur  der  monarehischeo,  sondern  selbst  der  demokratischen 
Staaten  vertraut  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  (Fürsten,  Prisidenten  Gouverneur)  das  Begna- 
dlgnngsreoht  gans  unbesehrftnkt  und  obne  Bedingungen  an,  nur  etwa,  namentlich  in  den  Staaten 
der  letsteren  Art,  mit  Ausnahme  der  Brlassung  von  Strafen,  welche  von  Staatsgerichtshöfen 
aasgesprochen  werden  möchten.  Dass  Ar  das  Begnadigungsrecht  volksvertretender  Versamm- 
lungen eine  Beschränkung  nicht  besteht,  versteht  sieb  von  selbst;  höchstens  mag  wie  bereits 
aagelBbft,  eine  Theilnng  des  Bechtes  sustehen,  welche  Jedoch  nicht  aus  dem  Bedfirfhlsse  einer 
Oontrole,  sondern  vielmehr  lediglteh  aas  dem  Wnnsdie  einer  Geseh&ftserleichtemng  fSr  die 
grössere  Venamminng  hervorgeht 

4)  Die  wttrttembergisehe  V.-U.,  I  S7,  erfordert  zur  Anordnung  einer  Abolition  einen 
Antrag  desJJustisministers. 

6)  Nach  der  norwegisehen  Verf.,  1 20,  kann  eine  königliche  Begnadigung  nur  im  Staats- 
ralhe  vorgenonunen  werden,  und  nachdem  das  höchste  Gericht  vernommen  wurde.  —  Die' 
wSrttemb.  V.-U.,  §  97,  schreibt  voigüngige  Vernehmung  des  vemrtheilenden  Gerichtes  vor.  — 
Das  Gleiebe  findet  statt  naoh  der  niederländischen  Verf.  von  ISAB»  Art.  06.  —  Die  fran- 
BÖsisehe  Verf.  von  184S,  Art  65,  gab  dem  Präsidenten  das  Begnadigungsrecht  nur  nach  ein- 
geholtem Gutachten  des Staatsrathes.  —  Glelcbermassen  ist  in  den  älteren  Verfassungen  der 
einxelnen  Stasten  der  nordamerikanisehen  Union  den  Gtouvecnenren  häufig  ein  Bath  aar  Seite 
gesetst  gewesen* 

6)  Die  Zustimmung  einer  Ck>llegialbehörde  su  den  Begnadigungen  des  obersten  Beamten  ist 
in  einem,  fireilich  verkältnJssmässig  kleinen,  Thelle  der  aerdamerikanisdten  Glle4erstaaten 
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ist;  endlich  in  dem  gänzlicfaen  Verbote  einer  Begnadigung,  sei  es  gewisser 
Personen,  sei  es  wegen  gewisser  Handiangen,  sei  es  in  Betreff  gewisser  redit* 
liehen  Folgen  eines  Strafnrtheils  ^). 

3.  In  einzelnen,  freilich  yerli&ltnissmfissig  seltenen,  Fällen  sind  audi  nodi 
besondere  Bestimmungen  Torgeschrieben,  welche  weder  die  Berechtigung 
zur  Begnadigung  noch  eine  Controle  desselben  betreffen,  wohl  aber  die  wirk- 
liche Ausübung  in  besonders  geeigneten  Ffillen  sicher  stellen  oder  doch  wenig- 
stens ermöglichen  sollen.  Hierher  gehören  denn,  einmal,  Vorschriften  Ober 
die  Vorlegung  bestimmter  Strafurtheile  von  Amtswegen,  somit  auch  ohne  ein 
darauf  gerichtetes  Gesuch  des  Verurtheilten  oder  Angeschuldigten,  sei  es  nun 
dass  die  Art  der  Strafe,  sei  es  dass  die  des  Verbrediens  dia  Prüfung  jedes 
einzelnen  Falles  besonders  nöthig  zu  machen  scheinen  *) ;  zweitens,  Vorsduiften 
über  einen  gesetzlichen  Zwischenraum  zwisdien  dem  Aussprudle  eines  Straf- 
nrtheils und  der  Vollziehung  desselben,  damit  möglicherweise  eine  Begnadi- 
digung  noch  rechtzeitig  einzutreten  vermöge*). 


«ureordnet.  So  i.  B.  in  der  Verf.  ron  Masiaehniettt  tod  1780,  n,  i,  7  die  Znitimmon^  des 
Bathef  verlangt;  das  erlel<?lifl  ^on  New-  Hampshire,  von  179t,  Absdin.  Ezec.  power,  Goyemor. 
Die  Zostlmmong  der  VolksTertretmig  selbst  wenigstens  bei  Staatsrerbreclien  in  der  Verf.  ron 
Louisiana,  1803,  Art.  8,  f  ii;  ron  Kentaeky,  1799,  Art.  8,  I  li;  ron  Mississippi,  Art  4, 
f  10,  n.  s.  w. 

1)  In  Bayern  ist  Abolition  nnbedingt  untersagt,  s.  V.-U.,  Vm,  4;  nach  der  preassisehen 
Verfassang,  Art.  49.  Ist  sie  wenigstens  nnr  In  Folge  eines  besonderen  Cl^etses,  die  Begnadigung 
eines  angeklagten  Hinisters  aber  nnr  auf  Antrag  der  klagenden  Kammer  gestattet.  —    Die  k. 
sXchsische  V.-U.,  I  150  nnd  wfirttembergisohe  V.-Ü.,  f  805  untersagte  nicht  nnr  die 
Abolition  einer  Anklage  vor  dem  Staatsgerichtshofe,  sondern  auch  eine  bis  cur  Beibehaltung 
des  Amtes  oder  bis  cur  Wiederverleihung  einer  neuen  Stelle  gehenden  Begnadigung  eines  von 
diesem  Gerichte  Verurtheilten.—   Nach  dem  hannoversehen  Gesetse  vom  5.  Sept  184S, 
1 108,  war  bei  Staatsanklagen  sowohl  Abolition  als  Jegliche  Begnadigung  gans  ausgeschlossen.  — 
In  der  coburg-gothaischen  Verf.,  f.  176,  ist  Abolition  gans  und  Begnadigung  ohne  Zu- 
stimmung derStMnde  ausgeschlossen.  —    Die  Verf.  des  Ghg.  Hessen,  |  50,  untersiigt  Abolition 
bei  allen  Untersuchungen   wegen  Dienstvergehen  und  Wiederanstellung  wenn  das  Urthell  auf 
UnfXhigkeit  sum  Dienste  lautet.  —    Das  8.  Meinlngisohe  Grundgesets,  1 106,  ordnet  Gleiches 
wenigstens  dann  an,  wenn  die  Stünde  die  Anklage  veranlassten.  —   Aehnliches  enthJUt  die 
knrhessische  Verf.  von  1881,  |  186.    Moratorien  endlieh  sind  manchfkch  gans  verboten  oder 
nur  mit  ständischer  Zustimmung  gestattet    Brsteres  s.  B.  in  dem  bayer.  Gesetie  vom  86.  Jnlt 
1850;  in  derk.  sftchsisehen  V.-U.,  •  54,  in  der  Brannsohw.  L.  O.,  f  809;  im  oldenbnrgisehen 
C.O.G.,  Art.  114;  In  der  schw.-sondershansischen  V.-U.,  f  114;    letsteras  in  Knrhessen 
(1858),  fl  99.    Nur  in  gans  ausserordentlichen  FXlIen  und  nach  Anhörung  des  Staatsrathes  dürfen 
sie  erthellt  werden  nach  dem  hannov.  L.Verf.G.  von  1840,  %  9.'  —    Das  fransSsische  Becht 
kennt  die  Abolition  nicht  —    Nach  englischem  Hechte  kann  der  König  keine  Begnadigung 
eintreten  lassen:  a)  wegen  Verbringung  eines  Menschen  in  ein  ansUndisehes  Gefftugnlss ;  b)  wenn 
die  Begnadigung  einem  Dritten  cum  Schaden  gereichen  wftide,  desshalb  denn  auch  nicht,  wenn 
eine  allgemeine  Störung  (common  enisance)  noch  nicht  wieder  beseitigt  ist,  oder  in  Betreff  des 
dem  AnklXger  gebfihrenden  Antheiles  in  einer  Geldstrafe.    8.  Stephen,  Oommentaries,  Bd.  TV, 
8.  468  fg.  —    Nach  der  niederländischen  Verf.  von  1848,  Art  66,  kann  Amnestie  und  Abo- 
lition nur  durch  ein  Gesets  angeordnet  werden.  —    Die  norwegische  Verf.,  Art  80,  nnter^ 
sagt  Begnadigung  eines  vom  Oddsthlnge  beim  Beichsrathe  Angeklagten  mit  ehisiger  Ausnahme 
der  erkannten  Todesstrafe.  —    In  den  nordamerikanischen  StaatenveiDsssungen  pflegt 
Jede  Begnadigung  bei  Staatsanklagen  ansgesehlossen  sn  sein. 

8)  Diess  ist  also  s.  B.  der  FaU  einerseits  bei  Todesstrafen,  anderertelti  bei  VemrtheUmigen 
wegen  MtgestAtsbeleldigung. 

8}  NamentUch  angeordnet  bei  TodeattraAn. 
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Die  an  nnd  fbr  sich  bedenkliche  Natur  von  Eingriffen  der  Staatsgewalt 
in  den  gesetzlichen  Gang  cler  Rechtspflege  ist  zwar,  wie  im  Vorstehenden  er- 
wiesen, kein  Grand  zur  Unterlassung  in  den  nothwendigen  Fällen ;  wohl  aber 
wird  dadurch  die  Auflindung  von  Einrichtungen,  welche  zur  Verhütung  von 
Missbrauch  geeignet  sind,  dringend  geboten,  wie  denn  auch  solche  yielfach 
durch  positive  Gesetze  angeordnet  sind  ^). 

Eine  genauere  Betrachtung  der  Dinge  zeigt,  dass  Vorkehrungen  gegen 
viererlei  mögliche,  falsche  Anwendungen  des  Begnadigungsrechtes  erforderlich 
sind;  nämlich:  zUr  Bewahrung  vor  unrichtiger  Auffassung  der  objektiven 
Gründe  im  einzelnen  concreten  Falle;  Verhinderung  eines  absichtlichen  Miss- 
brauches des  Begnadigungsrechtes  zu  anderweitigen  Zwecken  als  denen  der 
höheren  Gerechtigkeit,  und  des  allgemeinen  Nutzens;  Beseitigung  von  Hin- 
derungsursachen ,  wo  die  Ausübung  an  der  Stelle  wäre;  endlich  Bewahrung 
vor  Nöthigung  zur  Ausübung  gegen  den  Willen  des  Berechtigten. 

1.  Eine  genaue  Untersuchung  der  im  einzelnen  Falle  vorliegenden,  einen 
Begnadigungsact  rechtfertigenden  Gründe  kann  von  dem  Inhaber  der 
Staatsgewalt  persönlich  nicht  mit  Sicherheit  erwartet  werden.  In  vielen 
Fällen  gehört  hierzu  ein  tiefes  Einarbeiten  in  die  Einzelnheiten  der  schuld- 
haften Handlung  und  in  die  Verhältnisse  so  wie  in  die  Gesinnungen  [des 
Thäters.  Hierzu  hat  ein  Regent,  oder  gar  eine  grössere  Versammlung,  keine 
Zeit,  gewöhnlich  auch  wohl  keine  Neigung.  Eine  gründliche  jWürdigung 
aller  dieser  Bedingungen  ist  vielmehr  bedingt  durch  die  Uebertragung  an 
eine  dazu  geeignete  Behörde,  welcher  nicht  bloss  die  nöthige  Recht«kenntniss, 
sondern  auch  ein  entsprechender  weiterer  Blick  in  Betreff  der  allgemeinen 
staatlichen  Folgen  und  der  Zweckmässigkeit  zustehen,  und  mit  deren  sonstigen 
Aufgaben  sich  eine  gewissenhafte  Bearbeitung  jedes  einzelnen  Falles  verträgt. 


1)  Köftlin,  Lehrbnch,  a  641,  ist  der  Ansicht,  doss  die Atuübang  des  BegoadtiniDginrecbtes 
an  Iceine  materiellen  Normen  f^ebanden  werden  könne,  weil  die  Aasfiban^r  lediglich  dem 
Gewissen  des  Staatsoberbaoptes  zuflüle,  and  dass  es  sich  somit  für  die  Oesetsgebong  nnr  am  for- 
me 11  eGarantieeo  gegen  den  Missbranch  handeln  könne.  DerOrand  ist  zwar  weder  gans  rich- 
tig, da  anch  politische  Gründe  massgebend  sein  können  bei  Begnadigungen,  noch  schlagend  an 
sich;  allein  der  Sache  nach  Ist  die  Forderung  richtig,  weil  die  Grflnde  au  einer  Begnadlgong 
▼iel  zn  verschieden  sind  und  ans  den  persönlichen  cnd  concreten  Verhiltnissen  des  Falles 
hervorgehen,  als  dass  sie  in  allgemeine  befehlende  oder  verbietende  Sfitze  gefasst  werden 
könnten.  WIren  solche  möglich ,  dann  wären  sie  richtiger  anzubringen  im  Straligesetie'selbst 
nnd  bei  seinen  Abstaftingen  der  Strafbarkeit  Wenn  aber  Trammer,  Verhältniss  der  Straf- 
gesetzgebang  zam  Christenthum ,  S.  169,  der  Heinnng  ist,  dass  es  gar  keiner  Maasregeln  zor 
Regelang  des  Begnadigungsrechtes  bedürfe,  weil  auf  christlichem  Standpunkte  aUe  Bedenklich- 
keiten wegfallen ,  sofeme  der  Regent  sein  Recht  mit  der  Verantwortlichkeit  gegen  den  König 
aller  Könige  ausübe;  nnd  wenn  er  darauf  vertraut,  dass  die  Stellung  des  chrlstUehen  Regenten 
Gott  gegenüber  dem  regierenden  Herrn  genügenden  Anhalt  geben  werde,  um  die  Begnadigung 
gehörig  anzuwenden :  so  litst  sieh  mit  solchem  Vertrauen  frellloh  nicht  streiten,  aUeln  klares 
Denken,  Menscbenkenntniss  nnd  Bekanntschalt  mit  der  Geschichte  kommen  zu  anderen  An- 
schauungen und  Schlüssen. 
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Als  Behörden  solcher  Art  bieten  sich  nun  aber  mögÜGfaerweise  die  Gerichte, 
das  Jastizministerinm  and  der  Staatsrath  dar.  —  Auf  den  ersten 
Blick  möchten  die  Gerichte  als  vollkommen  geeignet  ersdieinen,  namentlich 
wenn,  was  sich  von  selbst  verstände,  immer  dasjenige  Gericht,  welches  den 
betreffenden  Fall  behandelte  und  entschied,  zur  Erstattung  des  Gutachtens 
berufen  wftre.  Es  darf  nftmlich  allerdings  angenommen  werden,  dass  der 
Richter  sowohl  mit  den  s&mmtlichen  Thatsachen,  als  mit  den  psychologischen 
Zuständen  desTh&ters  so  genau  als  möglich  bekannt  ist;  jeden  Falles  besser, 
als  sonst  Jemand,  welcher  diese  Kenntniss  nur  aus  zweiter  Hand  erhält. 
Femer  ist  unzweifelhaft,  dass  der  verurtheilende  Richter  das  aus  den  con- 
creten  Umständen  sich  ergebende  Missverhältniss  des  Gesetzes  zu  der  Hand- 
lung und  zu  den  Beweggründen  des  Verbrechers  kennen  gelernt  und  grOnd- 
lich  erwogen  hat.  Auch  steht  ihm  nothwendigerweise  ErÜAhrung  zur  Seite 
in  Betreff  des  aUgemeinen  Rechtszustandes  der  Bevölkerung  und  des  be- 
sonderen Verhaltens  derselben  gerade  zu  der  fraglichen  Rechtsverletzung. 
Endlich  ist  eine  Unabhängigkeit  der  Meinung  sowohl  nach  Oben  als  gegen- 
aber  vom  Volke  anzunehmen  ^).  Dennoch  sprechen  bei  näherer  Ueberl^ung 
entschiedene  GrOnde  dagegen,  die  Begutachtung  der  Begnadigungen  den 
Geriditen  zu  übertragen,  wenigstens  als  Regel  und  in  selbstständigem  Auf- 
trage. Vor  Allem  kann  nicht  unbedingt  angenommen  werden,  dass  der 
einen  Fall  behandelnde  und  entscheidende  Richter  immer  seine  völlige  Un- 
befangenheit bewahre.  Nicht  nur  mag  sein  Urtheü  und  Gefühl  durch  die 
unmittelbaren  Erscheinungen  unrichtig  beeinflusst,  sondern  er  kann  andi 
durch  sein  eigenes  Handeln  in  ein  subjectives  Verhältniss  zu  dem  schlless- 
liehen  Ausgange  der  Sache  gesetzt  sein.  Sodann  ist  nichts  weniger  als  ge- 
wiss, dass  ein  Gericht  die  Uebersicht  über  die  allgemeinen  gesellschaftlichen 
und  staatlichen  Zustände  besitzt,  welche  so  häufig  bei  Begnadigungen  von 
bestimmendem  Einflüsse  sein  müssen,  und  zwar  gerade  bei  den  wichtigsten 
und  am  weitesten  greifenden  Arten  derselben.  Nicht  einmal  die  besonderen 
Verhältnisse  einer  bestimmten  Art  von  Verbredien,  z.  B.  dessen  Häufigkeit, 
sind  ihm  von  dem  ganzen  Lande  mit  Nothwendigkeit  und  Sicherheit  bekannt, 
sondern  zunächst  nur  die  in  dem  eigenen  Sprengel  vorliegenden.  Endlich 
und  hauptsächlich  aber  ist  es  dem  ganzen  Gedanken  der  Begnadigung  zu- 
wider, wenn  die  Entscheidung  über  deren  Eintritt  und  die  streng  logische 
Anwendung  des  Gesetzes  in  dieselbe  Hand  gelegt  wird.    Der  Richter  ist 


1)  Pftr  die  BegntMhtuBff  d«reh  ätn&lohter  tpriolit  sieh  entsehladMi  «uDeCandolU, 
niu.  1. 1.  droit  de  ffnee,  a.  26;  Jedoch  ohne  tteferee  Einffehen  in  die  Gründe  Fttr  vndOeffen. 
Der  hanptsiehUeh  geltend  ircnaehte  Umetnnd,  dnee  anf  diese  Weise  die  Begnadifonff  eine 
•lehere  GleiehlSmlgkelt  erlinlte,  iet  eofftr  telioh  nnd  tprieht  eher  dagegen.  Die  Begnadi- 
gung eoU  immer  an«  den  besonderen  Umständen  des  einaelnen  FaUes  hervorgehen  nnd  nicht 
den  Charakter  einer  bleibenden  Abftademng  des  Oesetses  annehmen.  Ist  eine  solche  nttthig, 
dann  bat  die  gesetsgebende  Gewalt  und  nicht  "die  roUslehende  an  handeln  i 
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dasn  bestimmt,  den  einz^en  Fall  unter  den  allgemeinen  Ornndnis  za 
bringen,  dabei  nicht  rechts  and  nidit  links  zn  sehen,  sondern  nur  den 
richtig  ausgelegten  Ausspruch  des  Gesetzes  zu  befolgen.    Er  ist  die  Yer- 
körpemng  des  objectiven  Rechtes,  und  eben  darin  besteht  sein  Werth  üBr 
Gesellschaft  und  Staat,  und  ist  der  Schutz  für  Alle  und  Alles  zu  finden. 
Die  bei  einer  Begnadigung  massgebenden  Erwägungen  sind  wesentlich  ver^ 
scbiedener  Art;   und  es  soll  hier  frei  geartheilt  werden  Aber  die  reine 
Yemttnftigkeit  jenes  stricten  Verfishrens.    Die  hierin  liegende  Kritik  wird 
aber  naturgemtos  unbefangener  Yorgenommen  von  einem  Dritten,  und  es 
gereicht  weder  der  Wttrde  des  Richters  zum  Yortheile,  wenn  er  sich  selbst 
auf  einen  höheren  Standpunct  stellt  und  sein  eigenes  Werk  als  unriditig 
▼erurtheilt,   noch  kann  mit  Sicherheit  darauf  gerechnet  werden,   dass  er 
immer  dazu  geneigt  ist,  wo  es  am  Platze  wäre.    Auch  ist  es  ifM  ein  un- 
richtiger Gedanke,   wenn  man  besorgt,   der  Richter  werde  absichtlich  und 
gegen  die  Bestimmung  des  Gesetzes  niedriger  greifen  in  der  Strafe,  wo 
nicht  gar  freisprechen,  wenn  ihm  kein  Einfluss  auf  Begnadigung  zustehe; 
eben  so  wohl  kann,   wenn  einmal  eine  pflichtwidrige  Abweidiung  von  der 
eigentlichen  Aufgabe  angenommen  wird,   die  Furcht  gehegt  werden,   dass 
die  Richter  allzu  strenge  im  Urtheile  seien,  wenn  sie  eine  Verminderung 
durch  Begnadigung  in  der  Hand  zu  haben  glauben.    Damit  soll  übrigens 
nicht  gesagt  sein,   dass  der  Richter  gar  nicht  gehört  werden  könne  und 
dürfe  in  Betreff  einer  Begnadigungsfrage,  sondern  nur,  dass  ihm  die  regel- 
mftssige  Begutachtung  und  Verantwortung  nicht  zuzutheilen  sei.    Immerhin 
mag,  wenn  in  einem  bestimmten  Falle  seine  Ansidit  von  besonderem  Werthe 
zu  sein  verspricht,  eine  voriiufige  Einvernahme  von  Seiten  des  eigentlichen 
Antragstellers  stattfinden,  und  selbst,  wenn  der  Fall  danach  angethan  ist, 
eine  freiwillige  Voriage  der  für  eine  Begnadigung  sprechenden  Gründe  nach 
geflllltem  Urtheile  von  dem  Richter  beschlossen  werden.  —  Somit  irt  denn 
zwischen  dem  Jastizministerium  und  dem  Staatsrathe  zu  wfthlen;  von  diesen 
aber  erscheint  wieder  das  erstere  die  richtigere  angezeigte  Stelle  zu  sein. 
Da  es  nSmlich  die  Aufgabe  des  Justisministeriams  überiiaupt  ist,  ülfer  die 
untadelhafbe  Herstellung  und  Aufrechteriialtung  der  Rechtsordnung  zn  wadien, 
zu  dem  Ende  aber,  mit  Ausnahme  dessen,  was  den  Gerichten  selbetst&ndig 
zusteht,  alles  Nothwendige  zu  besorgen,  somit  sowohl  Hindemisse  zu  ent- 
fernen als  positiv  zu  handeln:  so  gehört  die  Vorbereitung  und Herbeifilhmng 
auch  von  AusnahmsftUen  systematisch  in  das  Gebiet  seiner  Zuständigkeit. 
An  den  Eigenschaften  der  Rechtskenntniss  und  der  politischen  Uebersicht 
fehlt  es  dieser  höchst  bestellten  Justizbehörde  selbstredend  nicht;    ja  es 
kann  sogar  nur  bei  ihr  die  vollständige  Uebersicht  über  den  ganzen  Rechts- 
zustand des  Staates  und  über  die  Wirkung  der  Rechtsgesetze   erwartet 
werden.    Auch  ist  wohl  zu  bemerken,  dass  bei  dem  Justizministerium  eine 
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etwaige  systematische  Abneigung  gegen  die  Oeridite  und  ihre  Handlungs- 
weise, so  wie  eine  Neigung  den  Urtheilen  derselben  entgegenzutreten,  nidit 
wohl  zu  beüEbrditen  steht;  jeden  Falles  weit  weniger,   als  bei  irgend  einer 
anderen  Verwaltungsstelle.    Gehört  doch  eine  anerkannte  Achtung  der  Ge- 
richte und  eine  Femehaltung   fremdartigen   Einflusses  vom   Gebiete   der 
Rechtspflege  nicht  bloss  zu  den  Pflichten  des  Justizministers,   sondern  ist 
sie  die  Grundlage  seiner  amtlichen  Ehre  und  SteUung.    Endlich  ist  die  tot 
Vornahme  tttchtiger  Arbeiten  nothwendige  Arbeitskraft  bei  einem  Ministerium 
leicht  zu  beschaffen  und  kann  derselben  die  erforderiiche  Zeit  gewährt  wer- 
den.   Die  erforderliche  Zahl  von  Käthen  wird  in  keinem  Staate  auf  unbe- 
siegbare Hindemisse  stossen.  —  Dass  die  nöthigen  Eigensdiaften  auch  bei 
einem  Staatsrathe  wenigstens  theilweise  vorhanden  sind,  soll  nicht  in  Abrede 
gestellt  sein.    Es  wird  in  einer  Versammlung  dieser  Art  nicht  leicht  an  der 
Reditskenntniss  fehlen,   welche  zu  dem  in  Frage  stehenden  Gescbftfte  er- 
forderlich ist;   eine   allgemeine  Uebersicht  aber  die   staatlichen  Zustande 
und  die  sich  daraus  ergebenden  Zweckmässigkeitsforderangen  ist  nach  aller 
Wahrscheinlichkeit  auch  vorhanden;  ebenso  die  entsprechende  Arbeitskralt. 
Allein  einmal  gehört  die  Leitung  und  Zusammenhaltung  der  Rechtspflege 
doch  eben  zunächst   nicht  zum  Geschäftskreise   des  Staatsrathes;   sodann 
mödite  es  kaum  heilsam  sein,   die  Zeit  einer  solchen  mit  den  wichtigsten 
allgemeinen  Staatsangelegenheiten  beschäftigten  Versammlung  flkr  die  unver- 
meidlich vielen  unbedeutenden  FäUe  von  Begnadigungsgesuchen  in  Anspruch 
zu  nehmen;   endlich  ist   eine  Verantwortlichkeit  fär  gute  Besorgung  der 
Prflfong  und  Begutachtung  weit  eher  gegenflber  von  einem  Minister  als 
von  einer,  vielleicht  zahlreich  besetzten,  GoUegialbehörde  zur  Anwendung  zu 
bringen.    Auch  mag  noch,  wenn  es  schon  kein  Hauptgrand  ist,  in  Erwägung 
genommen  werden,  dass  der  formelle  Geschäftsgang  durch  eine  Verweisung 
der  Begnadigungsgutachtungen   an  den  Staatsrath  nicht  unbedeutend  ver- 
wickelt werden  wtirde,  indem  doch  in  den  mefsten  Fällen  auch  das  Justiz- 
ministerium, sei  es  zur  Herbeibringung  der  Thatsachen,  sei  es  zur  Ausf&lurung 
der  Folgen  in  Ansprach  genommen  werden  mflsste,   wodurdi  jeden  Falles 
jächreiberei,   vielleicht  auch  bei  verschiedenen  Ansichten  eine  ausftlhrlidie 
Verhandlung  herbeigeführt  vrflrde.    Höchstens  mag  zugegeben  werden,  dass 
in  besonders  wichtigen  und  in  ihren  Folgen  weitgreifenden  Begnadigungs- 
fällen der  Vortrag  des  Justizministers  auch  dem  Staatsrathe  zur  nochmaligen 
Begutachtung  zugestellt  werde.   Diess  wäre  denn  einer  Seits  bei  Todesstrafe, 
anderer  Seits  bei  Abolitionen  und  bei  Amnestieen. 

2.  Die  Auffindung  wirksamer  Mittel  zur  Bekämpfuig  bewusst  un- 
richtiger Beweggrflnde  der  Ausübung  des  Begnadigungsrechtes  er- 
fordert vor  Allem  eine  genauere  Untersuchung  Aber  die  Art  und  Zahl 
derselben.    Es   sind  nun  aber  gar  mancherlei  Motive  dieser  Art^möglich. 
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Einmal  katin  der  Wunsch  vorliegen,  Solchen  Begnadigung  zuzuwenden,  deren 
bei  der  strafbaren  Handlung  betheiligten  Gesinnungen  man  selbst  theilt, 
wohl  gar  mehr  oder  weniger  henrorgerufen  hat;  so  z.  B.  bei  Vergehen 
gegen  die  Verfassung,  bei  Ausschreitungen  von  Militflrpersonen.  Sodann 
mögen  unerlaubte  Parteizwecke  durch  Strafloserhaltung  von  Genossen  und 
Werkzeugen  befördert  werden;  so  Gesetzwidrigkeiten  bei  Wahlen,  Injurien 
und  Verläumdungen  gegen  politische  Gegner,  mOfi^cherweise  selbst  gemeine 
Vergehen  von  brauchbaren  Genossen  oder  Handlangem.  Femer  kann  das 
Begnadigungsrecht  missbraucht  werden  zur  Gewinnung  einer  üalschenJ^opu- 
larität  auf  Kosten  der  Rechtspflege  oder  zur  Festhaltung  einer  mystischen 
und  ttbermenschlichen  Stellung.    Viertens  ist,  wenn  auch  glücklicherweise 
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selten,  Gewinnsucht  ein  möglicher  Beweggrund;  es  können  Begnadigungen 
von  Solchen,  welche  einer  niedrigen  Handlungsweise  Oberhaupt  fähig  sind, 
eben  so  wohl  verkauft  werden,  als  Dienststellen  oder  sonstige  BegflnsUgungen. 
Endlich  ist  es  noch  möglich,  dass  sich  einfache  Schwäche  gegen  bessere 
eigene  Ueberzeugung  Begnadigung  abdringen  lAsst  durch  ungestOmes  Bitten 
oder  durch  den  Einfluss  von  GOnstlii^en. 

Hier  sind  denn  freilich  ausreichende  Beseitigungsmittel  nicht  leicht 
ausfindig  zu  machen;  es  muss  aber  doch  das  iigend  Mögliche  versucht 
werden. 

Man  möchte  zunAchst  daran  denken,  eine  sittliche  Nöthigung  zur 
Vermeidung  schlechter  Anwendung  in  Bewegung  zu  setzen,  und  man  könnte 
auf  den  ersten  Blick  glauben,  ein  solches  Mittel  gefunden  zu  haben  durch 
die  Veröffentlichung  aller  und  jeder  Begnadigung.  Ein  näheres  Eingehen 
zeigt  jedoch ,  dass  eine  solche  Anordnung  nicht  wohl  möglich  ist.  Einmal 
läge  in  einer  solchen  Veröffentlichung  der  Begnadigung,  wenigstens  in  vielen 
Fällen,  eine  grosse  Härte,  wo  nicht  geradezu  eine  Ungerechtigkeit.  Mit 
der  Verkflndigung  der  Begnadigung  wäre  natürlich  auch  die  allgemeine 
Veröffentlichung  der  Bestrafung  verbunden.  Dadurch  würde  nun  aber  die 
Zuerkeunung  jeder  Strafe,  welcher  Art  sie  immer  an  sich  sein  möchte,  zu 
gleicher  Zeit  zu  einer  Ehrenstrafe,  damit  aber  ausserordentlich  und  in  vielen 
Fällen  weit  Siber  alle  Gebühr  und  über  alles  Recht  verschärft.  Es  könnte 
somit  das  Mittel  gegen  ein  Uebel  sehr  leicht  umschlagen  in  ein  weit  grösseres 
anderes  Uebel.  Unmittelbar  hieran  würde  sich  ein  zweiter  Missstand  knüpfen. 
Unzweifelhaft  nämlich  dürften  sich,  um  solcher  Veröffentlichung  zu  entgehen, 
sehr  viele  und  zwar  gerade  die  ehrenwerthesten  Personen  gar  nicht  um 
eine  Begnadigung  bewerben,  so  begründet  auch  ihr  Anspruch  darauf  wäre, 
während  Frechheit  und  sittliche  Stumpfheit  Hülfe  fänden.  Ferner  würde 
die  Nothwendigkeit,  auch  Abolitionen  zu  veröffentlichen,  diese  in  manchen 
Fällen  höchst  wünschenswerthe  Art  von  Begnadigung  geradezu  unmöglich 
machen,  weil  durch  eine  solche  Ankündigung  gerade  das  und  zwar  in 
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höchstem  Orade  hewericstelligt  wflrde,  was  vor  Allein  vermiedes  werda 
sollte  und  wollte,  nftmlich  die  allgemeine  Kenntniss  von  schweren  Cnsitt- 
lichkeiten  n.  dgl.  Wollte  man  aber  etwa  diesen  MissstAnden  dadurch  n 
entgehen  snchen,  dass  die  Bezeichnung  der  Personen  and  nrsprflnglichec 
Bestrafiingen  in  einer  für  die  Allgemeinheit  der  Leser  unverstAndliches 
Weise  stattfinde,  so  würde  anderer  Seits  der  ganze  Zweck  der  sittlichefi 
EinschOchtemng  verfehlt,  eben  weil  Niemand  die  Yerhftltnisse  beurtbeikn 
und  sich  somit  keine  allgemeine  Stimme  gegen  wirklichen  Missbranch  er- 
heben konnte.  —  Wesentlich  dieselben  Verhältnisse  wflrdcn  aach  dann 
eintreten,  wenn  etwa  der  sittliche  Zwang  nicht  durch  eine  anmittelbare, 
allgemeine  Bekanntmachung  der  Begnadigungsfftlle,  sondern  etwa  durch 
eine  Mittheilung  eines  Verzeichnisses  derselben  an  die  Ständeversammlung 
erfolgen  sollte.  Auch  hier  wäre  entweder  bei  ausführlicher  Mittbeilaog  eine 
nicht  in  rechtfertigende  Schärfung  der  erkannten  Strafen  oder  eine  gftnzliche 
Unwirksamkeit  bei  nur  unverständlichen  Folgen. 

Ein  zweites  Verhinderungsmittel  mochte  etwa  in  der  Beiziehung  solcher 
Personen  gefunden  werden,  welche  einer  Seits  hinreichend  unabhängig 
von  dem  Staatsoberhaupte,  anderer  Seits  nicht  in  die  schlechten  Be- 
weggrflnde  einer  ungerechtfertigten  Begnadigung  verwickelt  wären.  Dass 
dieser  Gedanke  an  und  für  sich  ein  richtiger  und  das  Mittel  ein  ausreichendes 
sein  würde,  soll  nicht  in  Abrede  gezogen  werden;  allein  es  ist  schwer, 
Personen  der  erwähnten  Art,  bei  welchen  nicht  überwiegende  anderweitige 
Gegengründe  vorhanden  wären,  aufzufinden.  Offenbar  sind  in  der  doppelten 
geforderten  Stellung  nur  die  Volksvertretung  und  die  Gerichte. 
Was  nun  aber  die  erstere  betrifft,  so  sprechen  nicht  nur  die  soeben  er- 
wähnten Gründe  der  Veröffentlichung  der  Bestrafung  gegen  ihre  Verwendung, 
sondern  es  würde  auch  dadurch  die  Ständeversammlung  mit  einer  sehr 
grossen,  ihre  wesentliche  Aufgabe  störenden  und  in  den  meisten  Fällen 
sachlich  unbedeutenden  Geschäftslast  überbürdet,  was  namentlich  beim 
Vorhandensein  zweier  Kammern  und  bei  der  dadurch  nothwendig  werdenden 
Verbindung  zwischen  beiden  höchst  stOrend  hervortreten  kOnnte.  Auch 
darf  nicht  vergessen  werden,  dass  die  Ständeversammlungen  oft  lange  nicht 
versammelt  sind,  also  die  Erledigung  von  Begnadigungsfällen  vielleicht 
Jahre  lang  im  Anstände  bleiben  müsste;  ein  Verzug,  welcher  so  wenig  mit 
der  Billigkeit  gegen  die  Bestraften,  als  mit  dem  Ansehen  und  der  Wirk- 
samkeit der  Strafgesetzgebung  vereinbar,  bei  etwaigen  Abolitionen  und 
Moratorien  aber  geradezu  unmöglich  wäre.  Diese  Nachtheile  treten  aller- 
dings bei  den  Gerichten  nicht  ein;  dagegen  ist  sehr  die  Frage,  ob  dieselben 
an  und  für  sich  zur  richtigen  Auffassung  der  BegnadigungsfiUle  sehr  geeignet 
sind.  Abgesehen  davon,  dass  die  allgemeineren  staatlichen  Erwägungen 
ausserhalb  des  Gesichtskreises  derselben  liegen,  so  ist  auch  die  fietheilignng 
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wenigstens  des  erkennenden  Gerichtes  nicht  räthlich,  weil  dasselhe  möglicher- 
weise nicht  ganz  nnbeüangen  ist,  auch  die  wttnschenswerthe  strenge  Ein- 
haltung der  Gesetzesanwendung  doch  immerhin  einige  Noth  dabei  leiden 
wflrde.  Wenn  ein  Eingriff  in  die  Selbstständigkeit  und  den  gesetzlichen 
Wirkungskreis  der  Grerichte  aus  Grflüden  des  allgemeinen  Slaatswohles 
nöthig  ist,  so  erscheint  es  unbedingt  besser,  sie  selbst  nicht  dazu  mitwirken 
zu  lassen.  Mag  daher  auch  etwa  keine  Einwendung  dagegen  zu  machen 
sein,  dass  das  erkennende  Gericht  gutachtlich  von  dem  Staatsoberhaupte 
▼emommen  wird  über  die  rechtliche  Lage  eines  Straffalles  und  Ober  die 
Grande,  welche  seinem  Ausspruche  zu  Grunde  lagen:  so  ist  doch  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  eine  Begnadigung  an  der  Stelle  sei,  im  Wesentlichen 
einer  anderen  Auffassung  zu  entnehmen,  als  deijenigen,  welche  die  Gerichte 
befolgen  und  befolgen  sollen,  und  kann  ihnen  daher  eine  Mitwirkung  nicht 
wohl  übertragen  werden. 

Unter  diesen  Umständen  bleibt  somit  nicht  wohl  eine  andere  Einwirkung 
gegen  bewusst  schlechte  Beweggründe  des  Staatsoberhauptes  bei  einer  Be- 
gnadigung übrig,  als  dafür  zu  sorgen,  dass  es  wenigstens  an  einem  unbe- 
fangenen Rat  he  nicht  fehle,  und  dass  die  sittliche,  vielleicht  selbst  die 
rechtliche  Verantwortlichkeit  fär  den  Act  der  Staatsgewalt  einer  ge- 
eigneten Person  zufalle,  um  diese  zu  möglichstem  Widerstreben  zu  veran- 
lassen. —  Beides  wird  nun  durch  die  Bestimmung  erreicht,  dass  grund- 
gesetzlich jeder  Begnadigungsfall  vor  dem  Ausspruche  des  Staatsoberhauptes 
zu  einem  Gutachten  verstellt  sein  muss,  und  zwar,  wie  oben  bereits  aus 
anderen  Gründen  als  zweckmässig  erkannt  wurde,  dem  Justizministerium, 
und  in  besonders  wichtigen  Fällen  auch  noch  deip  Staatsrathe.    Kann  auch 
allerdings  die  Verantwortlichkeit  des  letzteren  nicht  hoch  in  Anschlag  ge- 
bracht werden,  weil  ein  zahlreiches  CoUegium  weder  rechtlich  noch  sittlich 
mit  grosser  Wirksamkeit  zur  Rechenschaft  zu  ziehen  ist:  so  ist  doch  theils 
sein  Rathschlag  von  um  so  grösserer  Bedeutung,  theils  bleibt  immer  die 
Verantwortung  des  Ministers,   dessen  Contrasignatur  als  Bedingung  der 
Gültigkeit  einer  Begnadigung  angeordnet  ist.    Unter  allen  Umständen  über- 
nimmt er  bei  Jeder  zu  rechtfertigenden  Begnadigung  die  sittliche  und  poli- 
tische Verantwortung   durch   sein  Verbleiben  im  Amte   und  durch  seine 
Unterschrift;   und  selbst  eine  rechtliche  Verantwortlichkeit  kann  in  Staaten 
mit  Volksvertretung  hieraus  folgen,  wenn  eine  bestimmte  Begnadigung  nur 
mit  Verletzung  einer  Amtspflicht  zustande  kam.  —  Dass  dieses  Mittel  keine 
unbedingte  Sicherheit  gewährt,  indem  möglicherweise  ein  Rath  nicht  beachtet 
werden,    ein  Justizadministrator   keine  hinreichende  Festigkeit  entwickeln 
kann,  ist  allerdings  zuzugeben;  allein  mannchfach  wird  es  doch  Hülfe  ge- 
währen ,  und  schlimmsten  Falles  liegt  eben  einer  der  leider  nicht  so  ganz 
seltenen  Fälle  vor,  in  welchen  der  mögliche  Missbrauch  einer  staatlichen 
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Eimichtiing  nicht  vollstftndig  beseitigt  werden  kann,  das  heisst  eine  Folge 
menschlicher  Unvollkommenheit  ^). 

3.  Fälle  eines  anmittelbaren  physischen  Zwanges  znr  Erpressung 
einer  Begnadigung  können  selbstredend  in  Zust&nden,    in  welchen  irgend 
noch  Ordnnng  and  Achtang  vor  den  Gesetzen  and  den  Staatsgewalten  besteht, 
nicht  Torkommen,  wenigstens  nicht  mit  einem  schliesslichen  Erfolge.     Wo 
aber  die  Bande  des  Gesetzes  so  gelockert  und  die  Macht  der  Staatsgewalt 
so  klein  oder  so  gebrochen  ist,   dass  etwas  der  Art.  nicht  za  den  Unmög- 
lichkeiten gehört,  da  helfen  wohl  auch  schlitzende  and  vorbeugende  Mass- 
regeln nichts.  Diese  Unterstellung  mag  somit  fttglich  unbesprochen  bleiben.  — 
Wohl  aber  kommen  Fälle  eines  sittlichen  und  politischen  Zwanges 
auch  in  äusserlich  geordneten  Zuständen  vor,  und  zwar  diese  nicht  einmal 
ganz   selten.     Es   begibt  sich  z.  B.,    dass   eine  Ständeversammlung   eine 
Amnestie  in  politischen  Dingen  leidenschaftlich  verlangt,  während  der  Re- 
gierung die  Verhältnisse   noch  keineswegs  dazu  angethan  scheinen,   eine 
allgemeine  Straflosigkeit  eintreten  zu  lassen.    Oder  es  können  Bittschriften 
aus  allen  Theilen  des  Landes,  vielleicht  unterzeichnet  von  vielen  Tausenden 
von  Parteien  und  Betheiligten,  zuwege  gebracht  und  dadurch  die  Person 
des  Staatsoberhauptes  einer  unmittelbaren  Berahrung  mit  leidenschaftlicher 
Aufregung  biossgestellt  werden.   Es  ist  nicht  undenkbar,  dass  selbst  fremde 
Regierungen    ihren  Einfluss    geltend    machen,    während    die   einheimische 
Staatsgewalt  schon  jn  einer  solchen  Verwendung,  noch  mehr  aber  in  der 
Gewährung  des  Verlangens,  eine  Schwächung  ihrer  Rechte  und  ihrer  Stellung 
und  eine  Begünstigung  feindseliger  Einflasse  erblicken  muss.    Endlich  er- 
eignet es  sich  sogar  häufig,  dass  die  Tagespresse  Begnadigung  Einzelner 
oder  ganzer  Kategorieen  mit  Ungestüm,  immer  wieder  und  in  den  bestimmtesten 


X)  Wenn  Köstlln,  System,  Bd.  I,  8.  64S,  eine  YerantwortUchkeit  des  Jostisministen 
nur  bei  der  Abolition,  nicht  aber  aaeh  bei  Begnadlgonff  1.  e.  8.  einräumen  will:  so  hat  er 
swar  die  Vorschriften  einselner  Oesetse,  s.  B.  der  wUrttembergischen  V.U.,  fttr  sich;  allein 
durchschlagend  ist  wenigstens  sein  Omnd  nicht.    Er  nimmt  nämlich  an,  dass  bei  Begnadi- 
gungen die  aittlichkeit,  bei  Abolitionen  die  Politik  den  8chwerpunct  bilden,  letstere  auch 
gefährlicherem  Missbranche  ausgesetst  seien.    Dass  Ersteres  nicht  ausschliesslich  der  Fall 
ist,  sondern  auch  bei  einfachen  Begnadigungsfällen  Zweckmässigkeitsgrflnde  bestinmiend 
•ein  können,  ist  schon  wiederholt  hervorgehoben  worden ;  und  warum  bei  Abolitionen  nicht 
auch  die  höhere  Idee  der  Gerechtigkeit  sollte  die  Veranlassung  geben  können,  ist  nicht 
einsusehen.  —  Im  Uebrigen  ist  das  Verlangen  nach  einer  Verantwortlichkeit  des  Justis- 
•ministers  mannchfaoh  ausgesprochen;  so  s. B.  ron  Mittermaier,  N.Arcfa.,  Bd.  m,  8. 151; 
Plochmann,  Begnadigungsrecht,  8.  70  fg.\  Ouisot,  De  la  peine  de  mort,  eh.  10.    Und 
wenn  Klenke,  Begnadigungsrecht,  Magasin  f.  hannoy.  Recht,  1851,  8.  77  fg.  die  Contra- 
signatur des  Ministers  nur  als  einen  Ausdruck  seiner  Ueberseugung  betrachtet  wissen  will, 
dass  der  Begnadlgungsact  unbedenklich  sei,  sich  gegen  eine  Beschränkung  der  persönlichen 
landesherrlichen  Prärogative  verwahrt:  so  ist  nicht  recht  einsusehen,  was  hiermit  staats- 
rechtlich gesagt  sein  soll.    Natflrlieh  muss  der  Minister  bei  einem  von  ihm  unterzelchneteD 
Erlasse  nichts  Bedenkliches  geftinden  haben :  allein  die  Frage  ist,  ob  er  für  seine  Mitwirkung 
an  einem  von  den  Ständen  fär  unnöthig  oder  gar  verderblich  erachteten  Eingriffe  in  die 
Rechtspflege  tum  mindesten  politisch  verantwortlich  sei,  d.  h.  eine  Beschwerde  von  Seiten 
der  Volksvertretung  gegen  ihn  müsse  erhoben  werden  können?   Und^.diese  Frage  ist  n 
bejahen. 
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Fonnen  verlangt,  dadurch  aber  auf  die  Dauer  der  Regienmg  im  In-  and 
Auslände  den  Vorwurf  der  H&rte  und  UnversOhnlichkeit  zuzieht,  die  öffent- 
liche Meinung  ernstlich  gegen  sie  aufreizt  Eine  yoUstftndige  Verhinderung 
aller  dieser  Formen  des  Dr&ngens  ist  natürlich  unmöglich,  da  solches 
immer  nur  als  Bitte,  als  wohlgemeinter  Bath,  als  dankbar  zu  erkennende 
Warnung  auftritt,  nur  die  brutalste  Gewaltherrschaft  aber  Aeusserungen 
solcher  Art  yon  Hause  aus  verbieten  kann.  Da  es  nun  aber  kindisch  w&re, 
alle  NOthigungsversnche  als  wirklich  wohlgemeint  anzunehmen  und  in  der 
Gtewflhrung  unter  allen  Umständen  einen  Nutzen  zu  sehen,  vielmehr  sehr 
häufig  unter  den  anscheinend  harmlosen  Bitten  entschieden  staatsgefährliche 
Absichten  verborgen  sind,  zum  mindesten  Kopflosigkeit  störend  eingreifen 
wfirde  in  nothwendige Massregeln:  so  muss  wenigstens  dafür  gesorgt  werden, 
dass  der  Zweck  vereitelt  wird.  Diess  kann  nun  aber  dadurch  geschehen, 
dass  die  Person  des  Staatsoberhauptes  der  unmittelbaren  Berührung  mit 
den  Bittenden  entzogen,  das  heisst  dass  eine  Verweigerung  nicht  als  von 
ihm  persönlich  ausgehend,  wenigstens  nicht  als  in  seinem  üblen  Willen 
allein  begründet  erscheint.  Hierzu  aber  genügt  wieder  die  Festhaltung  der 
oben  bereits  aus  mehreren  anderen  Gründen  vorgeschlagenen  Einrichtung 
eine  Begutachtung  der  Begnadigungsgesuche  nicht  nur  durch  das  Justiz- 
ministerium, sondern  auch  in  wichtigeren  Fällen  —  und  ein  solcher  liegt 
hier  vor  —  durch  einen  Staatsrath.  Hoffentlich  nämlich  werden  die  zu 
solchen  Stellen  berufenen  Staatsmänner  die  Pflichttreue  und  den  Muth  be- 
sitzen, ungerechtfertigtem  oder  gar  hinterlistigem  und  gefährlichem  Andrängen 
entgegenzutreten  und  die  Gewährung  zu  missrathen.  Dass  ein  Theil  der 
Unbeliebtheit  bei  solchem  Verhalten  auf  sie  fallen  wird,  ist  freilich  un- 
zweifelhaft; allein  es  ist,  abgesehen  von  der  sittlichen  Pflicht  der  Ueber- 
nahme,  der  Antheil  des  Einzelnen  leichter  zu  tragen,  und  sind  überhaupt 
solche  Räthe  weniger  persönlich  biossgestellt  als  das  Staatsoberhaupt  selbst 
Nicht  selten  wird  sogar  die  blosse  Thatsache,  das  die  Verweigerung  der 
Bitte  J  von  den  verfassungsmässigen  Behörden  missrathen  worden  sei,  die 
Aufregung  mehr  oder  weniger  beruhigen  und  die  nur  künstlich  Hinein- 
gezogenen zum  Nachdenken  bringen.  Nöthigen  Falles  kann  auch  die  Be- 
gründung der  Abrathung  öffentlich  bekannt  gemacht  und  dadurch  die  Stimme 
der  Vernünftigen  und  Urtheilsfähigen  gewonnen  werden.  Namentlich  in 
repräsentativen  Demokratieen,  welche  das  Begnadigungsrecht  einem  nur 
zeitweise  gewählten  obersten  Beamten  übertragen  haben,  ist  eine  Ver&ssungs- 
bestimmung,  durch  welche  in  allen  Fällen  ein  vorgäagiges  Gutachten,  viel- 
leicht sogar  eine  Mitwirkung  eines  Staatsrathes,  angeordnet  wird,  von  offen- 
barstem Nutzen,  um  nicht  zu  sagen  unbedingt  nothwendig  ^).  —  Im  Uebrigen 
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ist  hier  wohl  auch  noch  die  Bemerkimg  an  der  Stelle,  dass  es  weder  khg 
noch  sittlich  gerechtfertigt  ist,  wenn  sonst  verstfindige  und  vaterlandsliebende 
Borger  einem  verkehrten  oder  gar  offenbar  schädlichen  Treiben  solcher  An 
nnth&tig  zusehen,  der  Regierung  die  alleinige  Abwehr  flberlassend.  Besonders 
mnss  es  einleuchten,  dass  einflussreiche  Tagesblätter  sich  einen  schweres 
Fehler,  wohl  ein  sittliches  Vergehen  zu  Schulden  kommen  lassen,  wenn  sie 
einem  auf  Brechung  der  Staatsgewalt  berechneten  Verlangen  nach  Amnestieeit 
u.  dgl.  nicht  männlich  entgegentreten,  vielleicht  sogar  aus  Schlaffheit  und 
falscher  Bemtthung  um  Gunst  der  Menge  es  zu  unterstfltzen  scheinen.  Dt 
in  solchen  Fällen  die  anscheinende  Allgemeinheit  der  öffentlichen  Meinung 
zur  Schau  getragen  und  als  hauptsächlichster  Grund  der  Gewährung  geltend 
gemacht  wird,  so  ist  das  beste  Mittel  zur  Zerstörung  der  üblen  Absicht 
eine  thatsächliche  Lieferung  des  Beweises,  dass  keineswegs  Jedermann  mit 
dem  Verlangen  einverstanden  ist.  Freilich  gehört  hierzu  nicht  bloss  poli- 
tische Bildung,  sondern  auch  borgerlicher  Muth,  welch  letzterer  bekanntlich 
nicht  eben  immer  und  bei  allen  Völkern  vorhanden  zu  sein  pflegt. 

4  Endlich  ist  auch  noch  von  den  Fällen  zu  reden,  in  welchen  eine 
Begnadigung  an  der  Stelle  wäre,  derselben  aber  Hindernisse  entgegen- 
treten. G«gen  eine  bewusste  Absicht  des  Staatsoberhauptes,  von  seinem 
Begnadigungsrechte  in  einem  bestimmten  Falle  keinen  Gebrauch  machen  zo 
wollen,  ist  natttrlich  eine  Nöthigung  nicht  möglich;  und  selbst  wenn  sie 
möglich  wäre,  dürfte  sie  nicht  eingerichtet  werden,  damit  sie  nicht  in  den 
eben  erörterten  Missbrauch  umschlage.  Es  kann  hier  also  nichts  geschehen, 
als  dass  wenigstens  jeder  Fall,  der  sich  zu  einer  Begnadigung  zu  eignen 
scheint,  wirklich  zur  Kenntniss  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  gelangt. 
Hierzu  sind  nun  aber  folgende  Massregeln  erforderlich.  —  Zunächst  muss 
es  gesetzlicher  Grundsatz  sein,  dass  kein  Strafnrtheil,  gegen  welches  ein 
Begnadigungsgesuch  eingereicht  werden  will,  vollzogen  werden  darf, 
ehe  über  die  Bitte  an  massgebender  Stelle  entschieden  ist.  Damit  einer 
Seits  die  Rechtspflege  nicht  in  unnöthiger  und  verderblicher  Weise  gehemmt 
werde,  ist  zur  üeberlegung,  ob  eine  Bitte  eingereicht  werden  wolle,  und 
zur  wirklichen  Uebergebung  derselben  eine  peremtorische  Frist  festzustellen, 
welche  nur  kurz  zu  sein  braucht,  da  die  Entscheidung  kein  langes  Bedenken 
erfordert  und  überdiess  bei  späterer  Reue  immer  wieder  auf  die  Bitte  ver- 
zichtet werden  kann;  anderer  Seits  aber  ist,  damit  Unkenntniss  nicht  von 
der  Wohlthat  ausschliesse ,  bei  der  Eröffnung  jedes  Strafurtheiles  eine 
Belehrung  über  das  Begnadigungsrecht  und  über  die  Frist  beizulQgen.  — 
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Zweitens  ist  es  wünschenswerth,  dass  die  Gerichte  in  allen  Fällen,  in 
welchen  sie  selbst  and  auch  ohne  Bitte  des  Yemrtheilten  die  Ansübnng 
einer  Begnadigung  für  wünschenswerth. erachten,  das  Recht  und  die  Pflicht 
haben,  hiervon  Anzeige  bei  dem  Justizministerium  zu  machen,  indessen  aber 
den  Vollzug  der  in  Frage  stehenden  gerichtlichen  Handlung  zu  unterlassen. 
Namentlich  hätte  dieses  stattzufinden  in  Fällen,  bei  welchen  eine  Abolition 
an  der  Stelle  zu  sein  scheint,  und  müsste  also  hier  der  Beginn,  beziehungs- 
weise di^  Fortsetzung,  einer  gerichtlichen^  Untersuchung  zunächst  unter- 
bleiben. Begreiflicherweise  ist  das  betreffende  Gericht  alsbald  davon  in 
Eenntniss  zu  setzen,  wenn  der  Regent  eine  Begnadigung  nicht  bewilligt, 
somit  das  gesetzliche  Verfahren  seinen  Fortgang  ungestört  zu  nehmen  hat. 
—  Femer  ist  es  nothwendig,  dass  in  solchen  Fällen,  in  welchen  ein  voll- 
zogenes ürtheil  nicht  wieder  aufgehoben  oder  gemildert  werden  könnte, 
die  Regierung  von  der  Erlassung  desselben  möglichst  schleunig  in  Eenntniss 
gesetzt  wird,  auch  wenn  das  Gericht  in  den  concreten  Verhältnissen  keinerlei 
Veranlassung  zu  einer  Begnadigung  erblickt.  Diess  ist  denn  namentlich 
der  Fall  bei  Todesurtheilen.  Da  jedoch  der  Zweck  der  Benachrichtigung 
schon  erfüllt  ist,  wenn  ein  Gnadengesuch  von  Seiten  des  Verurtheilten  ge- 
stellt wird,  so  bezfeht  sich  selbstredend  dieser  Auftrag  an  die  (jerichte  nur 
auf  die  (ohne  Zweifel  sehr  seltenen)  Verurtheilungen ,  gegen  welche  der 
Hinzurichtende  nicht  schon  selbst  sich  zu  schützen  versucht.  —  Endlich 
erscheint  es  noch  als  zweckmässig  und  billig,  auch  die  Empfehlungen  zu 
einer  Begnadigung,  welche  von  Geschworenen  ausgehen  sollten,  immer  zur 
Eenntniss  des  Staatsoberhauptes  zu  bringen.  Von  einer  rechtlichen  Ver- 
pflichtung, einer  solchen  Empfehlung  Folge  zu  geben,  kann  freilich  keine 
Rede  sein,  und  es  müssen  die  in  der  Sache  liegenden  Gründe  nicht  weniger 
gründlich  untersucht  werden,  als  wenn  die  Begnadigung  von  irgend  einer 
anderen  Seite  angeregt  worden,  und  schliesslich  darf  allein  der  wirkliche 
Sachverhalt  den  Ausschlag  geben:  allein  es  wäre  schon  aus  dem  Grunde 
unklug,  einer  solchen  Ueberzeugung  der  Geschworenen  nicht  eine  genaue 
Berücksichtigung  angedeihen  zu  lassen,  weil  sonst  dieselben,  freilich  unbe- 
rechtigterweise, in  künftigen  Fällen  die  Sache  selbst  in  die  Hand  nehmen 
und  eine  Freisprechung  erklären  könnten,  während  es  doch  offenbar  im 
Interesse  der  Rechtsordnung  liegt,  dass  die  Gesetze  ihre  stracke  Anwendung 
erfahren,  und  eine  Begnadigung  nur  insoferne  und  insoweit  eintritt,  als  sie 
wirklich  nach  genauer  und  unbefangener  Untersuchung  sich  als  gerecht- 
fertigt ergibt. 
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